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Die erste deutsche Übersetzung der 
Instruktion der Kaiserin Katharina II. 


Von 


Antonij Florovskij. 


Die berühmte Instruktion der Kaiserin Katharina II., 
diese „goldene Bulle Rußlands‘‘, wurde dem westeuropäischen 
Publikum zuerst in deutscher Übersetzung zugänglich gemacht. 
Die Übersetzung erschien (mit dem russischen Text zusammen) 
in Moskau Ende 1767, d. h. nur wenige Monate nach der ersten 
Veröffentlichung dieses wichtigen Denkmals in russischer 
Sprache. 

Schon im Oktober 1767 hatte Katharina die Übersetzung 
Friedrich II. übersandt. Ein Brief von ihr vom 17. Oktober 
an den König enthält einige interessante Mitteilungen über 
die Geschichte der ersten amtlichen Übersetzungen der In- 
struktion ins Französische und Deutsche 1). 

„Íl ny a dans cette pièce de moi‘, gesteht hier die Kaiserin, 
„que l’arrangement des matières et par-ci par là une ligne, 
un mot; si on rassemblait tout ce que j’y ai ajouté, je ne crois 
pas qu’il y eut au delä de deux ou trois feuilles; la plus grande 
partie est tirée de l'Esprit des Loix du président Montesquieu 
et du Traité des délits et des peines du marquis Beccaria“ ?). 


1) DaB in dem Brief von den amtlichen Übersetzungen die Rede 
ist, kann nicht bezweifelt werden. Die Behauptung Heigolds (Schlözers) 
in seinen Ausgaben der deutschen Übersetzung der Instruktion, daß der 
deutsche Text der Ausgabe von 1767 „nicht authentisch“ sei, ist somit 
hinfällig. 

23) Über die hier genannten und andere ausländische literarische 
Quellen der Instruktion vgl. besonders N. D. Ceëulin „Ob istoönikach 
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Diese Briefstelle legt natürlich die Frage nahe, warum die 
Instruktion nicht zuerst in französischer Sprache veröffent- 
licht ward, in der sie, wie jetzt feststeht !), ursprünglich ge- 
schrieben war. Katharina sah diese Frage voraus. ,,Votre 
Majesté”, fährt sie in demselben Brief an Friedrich fort, ,,trou- 
vera peut-être extraordinaire, qu'après cet aveu je Lui envoi 
une traduction allemande, tandis que la française paraitrait 
plus naturelle...“ Die Kaiserin begründet das wie folgt: 
„L’original russe ayant été mitigé, corrigé, accomode à la possi- 
bilité et au local, il a été plus aisé pour ne point faire attendre 
Votre Majesté, d’achever la traduction allemande déjà com- 
mencée, que d’avoir une demi copie, demi traduction française, 
faute d’avoir quelqu'un qui entendit parfaitement le russe et 
le français, l’on va cependant commencer incessement aussi 
cette dernière traduction" À). 

Die Kaiserin erwähnt weder, wer diese französische Über- 
setzung angefertigt hat, noch nennt sie die Namen der deut- 
schen Übersetzer. Was die französische Übersetzung betrifft, 
so sind die Forscher und Bibliographen verschiedener Ansicht: 
nach der Ansicht der einen rührt die französische Übersetzung 
in der amtlichen Ausgabe der Instruktion (Petersburg 1769) 
von der Kaiserin selbst her, die dabei die deutsche Übersetzung 
benutzt haben soll ?). Nach der Meinung der anderen, die sich 
über den Namen des Übersetzers nicht weiter äußern, beruht 


Nakaza‘“ (Über die Quellen der Instruktion), Zurn. Min. Nar. Prosv. 
4902 IV und die von ihm verfaßte Einleitung zur akademischen Ausgabe 
der Instruktion (Petersburg 1907) sowie die Anmerkungen in dieser Aus- 
gabe. Vgl. ferner die Berichtigungen der Ausgaben Ceëulins bei Feldstein, 
Ugolovno-pravovyja idei Nakaza Ekateriny Il i ich istoëniki, Juridides- 
kija Zapiski 1908, 11. 

1) S. die Einleitung Ceëulins. 

2) Sbornik Imp. Russk. Istor. Obšč. XX, 236— 237. 

3) Vgl. 7. B. M. Barbier, Dictionnaire des ouvrages anonymes et 
pseudonymes lI. (2. Aufl.) Paris 1823, S. 173, Nr. 8692; I. M. Querard, 
La France littéraire ou Dictionnaire Bibliographique II (Paris 1828) 
S. 82; Gennadi, Spravočnyj slovaf o russkich pisateljach, umeršich v XVIII 
i XIX stolětijach i spisok russkich knig s 1725 po 1825 g. (Berlin 1876) 
1, 338. Graf M. A. Korff zitiert in seiner Arbeit über die fremdsprachi- 
gen Ausgaben der Instruktion (Otečestvennyja Zapiski 1854, X, 139) 
nur die Ansichten der genannten französischen Bibliographen. 
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diese Übersetzung auf dem russischen Text!). Für diese An- 
nahme spricht auch der angeführte Brief Katharinas ?). 

Was die uns vor allem interessierende deutsche Übersetzung 
betrifft, so sind bestimmte Nachweise über die daran Beteiligten 
schon längst bekannt. So behauptet Pekarskij in seiner Ge- 
schichte der Akademie der Wissenschaften (1870), sie sei ge- 
meinsam vom Grafen Münnich jun., Klingstedt und Müller 
angefertigt worden. Nachdem die Kaiserin die Übersetzung 
durchgesehen, habe Mül'er die Drucklegung geleitet 3). Schon 
lange vor Pekarskij hat A. Certkov dieselben Männer genannt*). 
Er schreibt ihnen aber den deutschen Text der Ausgabe von 
1770 zu, d. h. der Ausgabe, die den Wortlaut der Instruktion 
in vier Sprachen enthält. Der deutsche Text dieser Ausgabe 


1) Vgl. z. B. die Einleitung Ceëulins zur akademischen Ausgabe 
der Instrukion (Petersburg 1907) CXXV. 

3) Man muß beachten, daß der jetzt gewöhnlich benutzte fran- 
zösische Text der Instruktion (aus der Ausgabe von 1770) stellenweise 
vom russischen abweicht. Dies beruht, wie auch Ceëulin bemerkt, wahr- 
scheinlich darauf, daß die französische Übersetzung vor dem Druck noch- 
mals durchgesehen und hier und da verbessert wurde. In einer älteren 
Fassung, d. h. in einer sich der russischen (doch auch nur stellenweise) 
mehr anschließenden, ist die französische Übersetzung der Instruktion 
in einigen Abschriften bekannt; eine solche Abschrift wurde z. B. Vol- 
taire geschickt (vgl. Ceëulin). Denselben Text benutzte auch der Ver- 
fasser der Bemerkungen zur Instruktion, die Ceëulin Diderot zuschreibt. 
Diese Ansicht Ceëulins ist unrichtig, wie ich in meiner Arbeit ,,1z istorii 
Ek. Zakonodatel’noj Komissii 1767 g.“ (Odessa 1910), 317—318 nachge- 
wiesen habe und wie in der Arbeit von L. Pappadato ,,Neizdannaja fran- 
cuzskaja rukopis Nakaza Imperatricy Ekateriny 11“ (Trudy slu3atel’nic 
Odesskich vys3ich Zenskich kursov, T. I, vyp. I. S. 143 [Odessa 1910] 
pod redakciej prof. Linnidenko) gezeigt worden ist. Wie sich dieser nur 
in Abschriften vorliegende französische Text zum Text der französischen 
Ausgabe von 1769 verhält, ‚weiß ich nicht. Ceëulin sagt, der französische 
Text der Ausgabe von 1769 sei mit dem der viersprachigen Ausgabe von 
4770 identisch. Wie aber Graf Korff bemerkt, weichen diese Texte ebenso. 
wie die deutschen Übersetzungen in den Ausgaben von 1767 und 1770 
voneinander ab (Oteë. Zap. 1854, X, 151). 

3) Pekarskij, Ist. Imp. Akad. Nauk. (Petersburg 1870), 418—419. 
Dieser Graf Ernst Münnich ist ein Sohn des berühmten Feldmarschalls. 
Timotheus Klingstedt war Mitglied der Akademie der Wissenschaften. 
Gerhard Friedrich Müller ist der berühmte russische Historiograph. 

4) A. Certkov, Vseobščaja biblioteka Rossii, I (Moskau 1838), S. 244. 
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weicht „stellenweise“ vom Wortlaut der Ausgabe von 
1767 ab, wie Graf. Korff behauptet. Ein genauer Vergleich 
der Texte beider Ausgaben bestätigt die Richtigkeit dieser Be- 
hauptung. Die Abweichungen des Textes der Ausgabe von 
1770 vom Text der ersten Ausgabe sind zwar recht zahlreich, 
doch handelt es sich nur um Änderungen des Wortlauts, durch 
die der Inhalt nicht verändert wird. Es unterliegt daher keinem 
Zweifel, daß beide Ausgaben eigentlich ein und denselben Text 
enthalten, der aber wahrscheinlich später durchgesehen wurde, 
wobei man einige Stellen änderte. Diese Veränderungen hielt 
man wahrscheinlich deshalb für notwendig, weil die Über- 
setzung der ersten Ausgabe von 1767 „sich weder durch Rein- 
heit der Sprache noch durch Eleganz auszeichnete‘‘, wie Graf 
Korff bemerkt. Die Angaben Üertkovs und Pekarskijs 
widersprechen sich somit durchaus nicht. Die Bibliographen 
haben sie aber nicht beachtet. Solovev erwähnt in seinem Artikel 
über Müller im „Sovremennik“ (1854, X) dessen Mitarbeit an 
der Übersetzung der Instruktion nicht. Auch Graf Korff, der für 
seine Arbeit die Sammlung der Ausgaben der Instruktion in der 
kaiserlichen öffentlichen Bibliothek in Petersburg benutzt hat, 
deren Direktor er lange Zeit war, nennt keinen Übersetzer. Er 
sagt, der Verfasser der Übersetzung sei unbekannt 1). Dasselbe 
wiederholt auch Bezgin in seinen „Bibliographischen Anmer- 
kungen zu den russischen Ausgaben der Instruktion“ 2). Er 
zitiert allerdings auch Certkov, versucht aber nicht, den Wider- 
spruch zu erklären. Auch die Rezensenten der Arbeit Bezgins, 
wie z. B. StoroZev °), und ‚Bil’basov im 12. Bande seiner 
Geschichte Katharinas II.*) haben diese Frage nicht be- 
handelt. 

Die unbeachtet gebliebenen Angaben Certkovs und Pekarskijs 
sind jedoch ganz richtig, wenn wir auch nicht wissen, worauf 
beide sich stützen. Die Richtigkeit ihrer Angaben ergibt sich 
nämlich aus den Briefen des Grafen E. Münnich und Müllers. 


1) a. a. O. 136. 

3) In der Ausgabe Panteléevs, Petersburg 1893. 

3) Eine neue Ausgabe der Instruktion der Kaiserin Katharina II. 
Knigovédénie 1894 III (Beilage). 

t) Bd. XII, 4 (Berlin 1896) S. 66—67. 
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Daß beide an der Übersetzung mitgearbeitet haben, wird durch 
ihre Briefe endgültig festgestellt. Nur von Klingstedt ist in 
diesem kurzen Briefwechsel nicht die Rede. Man darf aber wohl 
annehmen, daß der Briefwechsel nicht nur aus den uns be- 
kannten Briefen bestand. Daher sind wahrscheinlich einige 
Bemerkungen in den Briefen für uns nicht ganz klar. 

Die Briefe des Grafen Ernst Münnich befinden sich 
in einem der sogenannten Portefeuilles Müllers, die im Mos- 
kauer Hauptarchiv des Ministeriums der auswärtigen Ange- 
legenheiten aufbewahrt werden (Portefeuille 546, Bündel V, 
Nr. 24). Der Brief G. F. Müllers über die Übersetzung der In- 
struktion befindet sich im Archiv der Konferenz der Akademie 
der Wissenschaften in Petersburg, wohin er aus dem schon ge- 
nannten Archiv des Ministeriums der auswärtigen Angelegen- 
heiten mit anderen Papieren Müllers bereits 1830 gelangte !). 
Aus ihm geht hervor, daß er an Münnich gerichtet ıst, dessen 
Name jedoch nicht genannt wird. Die nun folgende Kor- 
respondenz geben wir in chronologischer Reihenfolge. 


I. 


1. Es sollen nicht mehr als 100 Exemplare auf fein Papier, 
dem Probebogen gleich, gedrucket werden, das übrige aber 
auf ordinair, so gut als vorräthig ist. 2. Anstatt die berufene 
Commission: die verordnete. 3. Auf demselben Titel-Blatte 
soll noch stehen: Gedruckt zu Moscau 1767 bey der Universi- 
taet. 4. Damit der Rand an denen auf fein Papier gedruckte 
Exemplaren breiter werde, kan der Bogen so gekehrt werden, 
wie Eure Hochgeborene mir gesagt. 


den 26 October 1767, abends um 7 Uhr. 


II. 


Eure Hochgräfliche Excellence! Habe hirbey die Ehre 
die ersten 7 abgedruckten Bogen von der Instruction zu über- 


1) Knjaz N. Golicyn, Portfeli G. F. Millera. Sbornik Mosk. Glavn, 
Archiva Min. Inostr. Dëél. vyp. 6, (Moskau 1899), S. 464—465, 
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senden, damit dieselbe Ihre Kaiserlichen Majestät zuversicht- 
lich berichten könnte, daß das ganze Werk, wenn anders die 
Arbeiter in eben demselben Fleiße beharren, innerhalb 14 Tage 
fertig seyn wird. Damit die Setzer sowohl als Leute welche 
gute sind (so!), die von sehr geringer Gage kümmerlich leben, und 
deswegen durch andere Handarbeit ihrem Unterhalte zu Hülfe 
zu kommen pflegen, auf keine andere Weise zu dem bezeigte 
Fleiße, womit sie auch die Nächte und Sonn- und Frey-tage 
zubringen, vermögen könnte als durch die Versicherung, 
daß Ihre Kaiserliche Majestät ihnen für solchen Fleiß aus 
allerhöchster Gnade, eine außerordentliche Belohnung müsse 
zufließen lassen, so bitte ich Eure Excellence, sich dieses Um- 
standes gelegentlich zu erinnern, und für die armen Leute, 
welche es sehr bedürfen, ein gnädiges Vorwort zu verleihen. 
Die Belohnung darf nicht groß seyn. Wenn Ihre Majestät 
50 R. schenken wollte, so würden dadurch die Leute auch 
beym Druck des O6panp gleichen Eifer anzuwenden ermuntert 
werden. Von dieser O6panp sende hirbey den ersten 
Bogen der zu Riga gedruckt und von mich verbesserten Ueber- 
setzung, zur beliebigen Approbation. Ich will sogleich das 
übrige zu verbessern fortfahren, damit dieses Werk gleich nach 
Endigung... der Instruction von die Hand genommen werden 
könne 1). 

Ich muß hierbey Eure Hochgräfliche Excellence unter- 
thänigst melden, wie ich es auch schon in der Gesetz-Commission 
gethan ?), daß ich wegen Gebrauchs einiger Arzeneyen viel- 


1) Gemeint ist die Verordnung über die Kommission für die Ab- 
fassung des Entwurfs eines neuen Gesetzbuchs. Die Verordnung erschien 
in deutscher Übersetzung 1767 in Moskau gleichzeitig mit der deutschen 
Übersetzung der Instruktion. 

2) Müller war Mitglied der gesetzgebenden Kommission von 1767 
und vertrat in ihr die Akademie der Wissenschaften, die ihn am 19. Fe- 
bruar 1767 wählte. D. Rovinskij (,,Russkie gravery i ich proizvedenija‘* 
(Moskau 1870) S. 332) sagt, Müller sei von der Akademie nicht zu ihrem 
Vertreter gewählt worden. Er stützt diese Behauptung auf die 1782 zu- 
sammengestellte, durch Briefe Stehlins selbst bestätigte Dienstliste Jakob 
Stehlins (a. a. O. 334), in der es heißt: ,,Stehlin wurde 1767 zum Ver- 
treter der Akademie in die Moskauer Kommission für die Abfassung des 
Entwurfs eines neuen Gesetzbuchs gewählt; als er dorthin abreisen sollte, 
erkrankte er jedoch und mußte deshalb dieses Amt dem Akademiker und 
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leicht ein Paar Wochen zu Hause werde zubringen müssen. 
Dieses aber soll verhoffentlich in meinen Arbeiten keine Hin- 
derung verursachen. 

Euern Hochgräflichen Excellence unterthänigster Diener 


Den 4 November 1767. Müller. 


IM. 


So bald ich die übersandte Bogen durchgesehen haben 
werde, sollen sie wieder zurück gehen. Ich werde auch der 
Drucken bey Gelegenheit erwähnen (so!). 

Gestern haben mir Ihre Kaiserliche Majestät befohlen 
Eure Hochwohlgeboren wüssen zu lassen: dass sie das Exem- 
plar des Werks Des delits et des peines genannt, welches Ihre 
Majestät Ihnen vor einiger Zeit geliehen, wieder restituieren 
mögte. Sie können es also nur an mich übersenden. 


4 November 1767. 


IV. 


Ich werde nicht ermangeln Ihrer Kaiserliche Majestät den 
Bescheid wegen des Buchs des delits et des peines zu melden. 

Hiebey schicke ich die corrigirte Blätter des in Riga über- 
setzt- und gedruckten Obriads wieder zurück, und bitte mit 
dieser Arbeit fortzufahren, damit nach vollendeten Druck der 
Instruction auch diese verbesserte Uebersetzung gedruckt 
werden könne; die 7 ersten Bogen der Instruction habe ich 
behalten und erbitte mir von den übrigen, so viel aus (so!) 
deren fertig seyn werden, allmählig zu zuschicken. 


Staatsrat Müller übertragen.“ Diese Angabe wird durch nichts sonst be- 
stätigt. Im Sitzungsprotokoll der Konferenz der Akademie vom 19. Februar 
heißt es, Müller habe die Mehrheit der Stimmen beim Ballotement erhalten, 
nämlich sieben, Stehlin dagegen sechs. In den späteren Sitzungsproto- 
kollen ist nicht davon die Rede, daß Jakob Stehlin jemals als Vertreter 
der Akademie betrachtet wurde. (Vgl. die Prot. zas&d. konferencii Imp. 
Akad. Nauk II (Petersburg 1899) S. 592 ff.) Müller selbst erwähnt (Opi- 
sanie moich služb., 1775) ebenfalls, daß die Akademie ihn am 19. Februar 
1767 zu ihrem Vertreter gewählt habe. Vgl. Kn. N. Golicyn a. a. O. 
S. 546, 
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Ich wünsche übrigens daß die Cur wohl anschlagen ... 
... 1) mit der vorzüglichsten Hochachtung 


Euer Hochgeborene 
ergebener Diener 


Den 5 Novbr 1767. Münnich. 


V. 


Wenn es noch Zeit ist, wie ich nicht zweifle, so muß die 
Stelle $ 288, wo steht: wenn der Zwang und der Geitz so weit 
gehen, dass der Vater sich eine unrechtmäßige Gewalt an- 
maaßet, auf folgende Art geändert worden: Was würde aber 
daraus entstehen, wenn der Zwang und die Haabsucht soweit 
giengen, daß sie sich der väterlichen Gewalt anmaaßten. 
Man sollte vielmehr die Väter ermuntern... Den im fran- 
zösischen Texte, den ich nunmehr habe, heißt es: Mais que 
seroit ce, si la vexation et l’avarice alloit au point d’usurper 
Pautorité des pères. Il faudroit (encore) plutôt encourager les 
pères à marier leurs enfants et ne pas les priver de la liberté 
de le faire selon qu'ils le jugeront le plus convenable... 2). 

Den 10 Novbr. 


VI. 


Nach reifer Ueberlegung finde ich dass es unumgänglich 
nöthig ist, den Bogen wo die fehlerhafte Stelle, nämlich der 
8288 vorkômt, gants, oder doch wenigstens halb umdrucken 
zu lassen, weil nicht allein der Sinn des Originals nicht ge- 
troffen, sondern das Gegentheil desselben heraus koemt. 

Der Verstand ist dieser: Man solle den Aeltern die Frey- 
heit nicht nehmen ihre Kinder nach eigenen Gutfinden zu ver- 
heyrathen, als z. B. der Edelmann solle die Tochter eines 
seiner reichen Leibeigenen nicht wieder des Vaters Willen an 
den Mann bringen. 

1) Drei Worte sind unleserlich. 

3) Diese Stelle weicht sowohl von der französischen Fassung von 
4770 wie auch von dem Wortlaut der in Abschriften vorliegenden fran- 
zösischen Übersetzung ab. Die Stelle lautet in den Abschriften: ‚et ne 


pas leur oter la liberté de les établir selon leur prudence‘; in der Aus- 
gabe von 1770: „et ne pas les priver de la liberté de le faire à leur gré“. 
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Folglich damit die deutsche Uebersetzung mit dem fran- 
zösischen Original, ja! selbst mit dem russischen überein- 
kommen, so müßte etwan stehen: | 

„Dem gewöhnlichen Gebrauche) nach, stehet es den 
Vätern zu, ihre Kinder zu verheyrathen. Was würde ... aber 
daraus folgen, wenn Plage und Haabsucht soweit giengen, dass 
sie sich auch der väterliche Gewalt anmaßeten ? Man sollte 
vielmehr die Väter dazu ermuntern, nicht aber ihnen die Frey- 
heit nehmen, ihre Kinder nach ihrer besten Einsicht zu ver- 
heyrathen. 

Im französischen, welches der russische Uebersetzer wohl 
getroffen, heißt es: 

Selon les institutions ordinaires, c’est aux pères à marier 
leurs enfans. Mais que seroit ce, si la vexation et l’avarice 
alloient au point d’usurper l’autorité des pères? Il faudroit 
plutôt encourager les pères à marier leurs enfans, que de les 
priver de la liberté de le faire selon qu’ils le jugeront convenable. 

So eben erhalte ich Ihr Billet: wiederhole also daß der 
Bogen umgedruckt werden müsse. o 

Wegen des Einbindens der Exemplaren werde*ich bey 
I. K. M. anfrage thun und von dem Befehle Eure Hochwohl- 
geborene unvorzüglich benachrichten. 

Den 17 Novbr. 


VII. 

Da Eure Hochwohlgeborene am Ende Ihres Billets cr- 
wähnen, dass Sie jetzt wohl wieder ausfahren könnten, so 
erbitte, wenn solches dero Gesundheits Zustand wirklich zu- 
ließe, heute vormittag zwischen 11 und 12 Uhr nach Hof fahren 
zu wollen, damit ich Ihnen auf alles einen mündlichen positiven 
Bescheid, nachdem ich zuvor Ihrer K. M. Befehl eingeholt, 
geben könne. 

Den 18 Novbr. 


VIII. 

Wenn Sie meine zwey Bogen bereits corrigiert und Zeit 
übrig hätten, so würden Sie mich verpflichten wenn Sie heute 
nach Mittag gegen 4 Uhr abermals zu mir kommen wollten. 

(Ohne Datum.) 
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IX. 
Den 24 Novbr. 1767. 

Da unerachtet der scharfen Nachfrage, welche Eure Hoch- 
wohlgeborene der zwey fehlenden Exemplaren wegen gehalten, 
selbige nicht haben ausfündig gemacht werden können, so 
wird es wohl bey der löblichen Gewohnheit bleiben müssen: 
namm nponano! 

In Ansehung derer auf klein Papier gedruckten, haben 
Ihre Kaiserliche Majestät befohlen, daß selbige sämtlich 
den Herrn General-Procureur Fürsten Wiasemskoi zugestellt 
werden sollten, welches ich dann auch mit denen 200 mir über- 
sandten bereits gethan. Eure Hochwohlgeborene werden also 
der Buchdruckerey andenken müßen, dass sie die übrigen 
900 seiner Erlaucht dem Fürsten zuschicken oder abfolgen 
lasse }). 

Denen armen Arbeitern haben Ihre Kaiserliche Majestät . 
100 Rubel allergnädigst geschiecket und mir selbige auszahlen 
lassen. Ich wünschte demnach dass Eure Hochwohlgeborene 
diesen Leuten sagen ließen, dass sie Morgen sontagsfrüh gegen 
9 Uhr zu mir kämen, um diese Gratification zu empfangen. 

Heute oder morgen werde ich ein Imennoi Ukas erhalten, 
daß der corrigirte Obriad gleichfals in zwey Colonen russisch 
und deutsch gedruckt werde. Indessen bitte denselben noch- 
mals genau durchzusehen, damit an der Uebersetzung nichts 
auszusetzen sey. 

Ich wünsche dass Ihnen die Medicin wohl anschlagen und 
Ihre Gesundheit dadurch auf dass vollkomenste herstellen 
werden möge (so!). 

1) In den Portefeuilles Müllers befinden sich zwei russische Briefe 
dieses Fürsten Vjazemskij vom 26. November 1767 und vom 2. Januar 
1768. Der Generalprokureur bittet in ihnen um Zusendung der schon 
gedruckten Exemplare der Instruktion und des Obrjad. ‚Graf Münnich“, 
heißt es im ersten Briefe, „hat mir schon 200 Exemplare der Übersetzung 
der Instruktion übersandt und teilt mir mit, er habe selbst ein Exemplar 
behalten und Sie ebenfalls eines zur Korrektur, somit seien in der Uni- 
versitätsdruckerei noch 898 Exemplare.“ Im zweiten Briefe ersucht 
Vjazemskij wiederum um Zusendung der Instruktion und des Obrjads. 
(Moskauer Hauptarchiv des Minist. d. ausw. Angel. Portef. Müllers 546, 
VII, 28.) 
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Die Verfassungspläne der russischen Olig- 
archen im Jahre 1730 und die Thron- 
besteigung der Kaiserin Anna Ivanovna. 
Von 
Walther Recke. 


Auch die russische Verfassungsgeschichte bestätigt die 
Erkenntnis O. Hintzes, daß „die Ausbildung der ständischen 
Verfassung eine von selbst eintretende Begleiterscheinung der 
territorialen Staatsbildung‘ ist 1). | 

Das 16. und 17. Jahrhundert, die Zeit des allmählichen 
Zusammenwachsens der einzelnen Teilfürstentümer zu dem 
Cartum Moskau und des Übergangs vom landschaftlichen zum 
-bureaukratisch-absolutistisch regierten Staate zeigt uns das 
Ringen der großfürstlichen Gewalt mit den oppositionellen, 
zentrifugalen Elementen. Der Schauplatz dieses Kampfes ist 
das Magnum Concilium des Caren, die Bojarische Duma. Sie 
bekommt dadurch, daß die früheren Teilfürsten in ihr die erste 
Stelle einnehmen, einen ihr bis dahin fremden ständisch- 
oppositionellen Charakter, der zum Ausdruck kommt in dem 
Satze des Gesetzbuches (Sudebnik) von 1550, daß neue Gesetze 
ausgehen sollen „auf des Caren Befehl und mit Zustimmung . 
aller Bojaren“ 2). Aber nicht lange vermag sich die Duma in 
dieser Stellung zu behaupten; sie war nur stark durch die 
Schwäche des Herrschers. 

Als es dem jungen Ivan IV. gelingt, sich aus der Vormund- 
schaft der Fürsten Suiskij und Bélskij zu befreien, da sieht 
er seine erste Aufgabe in der Zurückdrängung des fürstlichen 
Bojarentums. Auf der einen Seite schwächt er es durch syste- 
matische Ausrottung der alten Familien oder Verpflanzung von 
Ihren ehemaligen teilfürstlichen Gebieten fort in weit entlegene, 
wirtschaftlich ungünstigere Gebiete, wodurch der noch immer 
bestehende patriarchalische Zusammenhang zwischen den Teil- 

1) Vgl. die Ausführungen von O. Hôtzsch, Ztschr. f. osteurop. Gesch. 
Bd. I. S. 381 ff. 

?) Kljutevskij, Bojarskaja Duma S. 291, 4. Aufl., 4910. 


12 Walther Recke, 


fürsten und ihren früheren Untertanen, der den zentrifugalen 
Tendenzen eine gefährliche Stütze bieten konnte, zerrissen 
wird 1). Auf der andern macht er sich die Bojarische Duma 
gefügig, indem er sie durch Einführung von heraufgedienten 
kleinen Beamten ?), die er mit dem aus der Opriënina gewonne- 
nen Land ausstattet, demokratisirt 3). Damit ist den Bojaren 
endgültig jede Möglichkeit zu wirksamer Opposition genommen, 
und von nun an beschränken sie sich darauf, durch höfische 
Intrigue, durch eine „Taktik hinter den Kulissen‘ $) ihre An- 
sprüche geltend zu machen. 

Mehrere Male versuchen sie, in der Zeit der Wirren (Smutnoe 
vremja) bei Neubesetzung des Thrones die Bojarische Duma in 
ihrer alten Bedeutung wieder herzustellen, aber ohne Erfolg. 
Die Caren finden jedesmal eine Stütze an den im Zemskij Sobor 
vertretenen mittleren Ständen, besonders den adligen Dienstguts- 
besitzern, die lieber von einem despotischen Caren als von einer 
bojarischen Oligarchie beherrscht werden wollen 5). So hat die 


1) Darin möchten wir mit Platonov, Skizzen zur Geschichte der 
Wirren (Oyepka no ucTopia cMyTb), 1901, S. 106 ff., im Gegensatze 
zu Solovev VI 196/197 und Kljutevskij, Bojarskaja Duma, Kap. XVII, 
das Hauptergebnis der Opritnina sehen. 

3) der „Dumnye Djaki“ 

3) Kljutevskij a. a. O. 265. 

+) Ibid. 305. 

5) Vgl. den Versuch bei der Wahl Boris Godunovs (Kljutevskij, 
Boj. Duma S. 357, 359), die Zapis Vassilij Suiskijs (Sobranje gosu- 
darstvennych gramot i dogov. II, Nr. 141), in der wir mit Kljuéevskij 
a. a. O. S. 361 ff. eine wirkliche Einschränkung der carischen Gewalt 
erblicken, während Platonov, Skizzen S. 229—232, und Markevié, Žurnal. 
Minist. Narod. Prosvěščenija 1891, X, 393—395, dies verneinen. Die 
Frage, ob Michail Romanov eine Zapis unterzeichnet habe, ist äußerst 
kontrovers (vgl. Aleks&ev, Russkaja Mysl’ 1909, XI, S. 1—23). Ein Stu- 
dium der primären Quellen und besonders der Abhandlung von Platonov, 
Zurnal Min. Nar. Prosv. 1906, XII, die allerdings das Gegenteil beweisen 
will, drängt den Schluß auf, daß die feierliche endgültige Wahl des 
„Miša“ Romanov erst nach der durch gewisse Konzessionen erkauften 
Zustimmung der Bojaren „Fürst Mstislavskij und Genossen‘ erfolgt ist, 
worauf auch noch der Umstand hinweist, daß in der ersten Regierungszeit 
Michails diese Bojarenpartei die eigentliche Leitung des Staates inne hat. 
Die vorläufige Wahl vom 7. Februar 1613 ist das Ergebnis einer Überein- 
kunft der interimistischen Landschaftsregierung mit den in Moskau ge- 
bliebenen Kazakenhaufen. 
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Zeit der Wirren das Werk Ivans Groznyj vollendet: das fürstliche 
Bojarentum hat aufgehört, eine besondere Klasse zu sein. Es 
entsteht ein gewaltiges Vordringen der mittleren Gesellschafts- 
schichten. Der einfache Adel kommt dank dem Prinzip ‚Hoch 
oder niedrig lebt man durch die Gnade des Caren“ (BeJIHKb HM 
MATB JKHBETb lOCYAAPEBHMB #aloBaHieMp) in die Höhe und 
verdrängt dasBojarentum ausAmt, Erbgut und Sitzin der Duma!). 

In der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts erstarkt der 
carische Absolutismus, so daß der Car auf Zemskij Sobor und 
Bojarische Duma verzichten kann; er hat jetzt seine Beamten. 
Während der Sobor nicht mehr berufen wird, bleibt die Bojari- 
sche Duma zwar, erfährt aber eine durchgreifende Veränderung. 
Während im Jahre 1550 die bojarische Zustimmung als not- 
wendiges Moment der Gesetzgebung anerkannt wird, bestimmt 
die Gesetzsammlung des Caren Aleksdöj Michailovid (die Ulo- 
zenie) die Bojarische Duma nur als oberste jurisdiktionelle 
Instanz und fügt hinzu: „und die Bojaren und Okol’niei und 
Ratsleute sollen in der Kammer Sitzung abhalten und nach 
carischem Ukaz alle carischen Angelegenheiten erledigen“ ?). 
So wird die Bojarische Duma zu einer reinen Exekutivbehörde 
des selbstherrlichen Caren. Damit scheint die politische Be- 
deutung des Bojarentums endgültig vernichtet zu sein. Und 
doch hat es noch zweimal versucht, seine alte Stellung wieder- 
zuerlangen, beide Male in heimlicher Verabredung mit dem ohn- 
mächtigen Inhaber der Krone: 1681 und 1730. Nur ein Jahr 
vor der Thronbesteigung Peters des Großen drohte das Reich, 
in seine Teilfürstentümer zerlegt zu werden; man wollte den 
historischen Prozeß von zwei Jahrhunderten rückgängig machen! 
Denn nichts anderes bezweckte der Plan der Bojaren, das Land 
in die alten Gebiete einzuteilen, an deren Spitze ewig unab- 
setzbare Statthalter aus den ersten Familien stehen sollten. 
Der schwachsinnige Car Feodor hatte schon seine Zustimmung 
zu diesem grotesken Plan gegeben; der Patriarch jedoch ver- 
weigerte die seinige und rettete so das Reich ®). 


1) Kljuéevskij a. a. O. S. 387. 

3) Kljutevskij a. a. O. S. 528—529. 

3) Kljuëevskij, Vorlesungen zur russischen Geschichte III, 
S. 104—105. | 
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Der Absolutismus Peters des Großen, dessen Hauptstütze 
das stehende Heer ist, bringt die Entwicklung, die unter Ivan IV. 
eingesetzt hat, zum Abschluß. An die Stelle der Bojarischen 
Duma tritt im Jahre 1711 der ganz auf bureaukratischem 
Prinzip aufgebaute Senat. Dasselbe Prinzip verkörpert sich 
in der Rangtabelle von 1722, die dem Prozeß der Demokrati- 
sierung des Adels, der im 16. Jahrhundert eingesetzt hat, staats- 
rechtliche Sanktion gibt 1). 

Peters ganzes Vorgehen, seine gewaltige Machtpolitik, die 
große Anforderungen an das Land stellte, besonders aber seine 
unbedingte Bewunderung alles Fremden unter Verachtung der 
russischen guten alten Gewohnheiten verletzte die Empfindun- 

„gen der Bojaren aufs tiefste; es sammelt sich eine Partei der 
Unzufriedenen um den Sohn des Caren, den Carevid Aleksé] °). 
In dem grausam entschlossenen Vorgehen gegen den eigenen 
Sohn suchte Peter der bojarischen Opposition den Kopf zu 
zertreten. Aber der Geist ließ sich nicht töten, er lebte weiter 
und trachtete danach, Gestalt anzunehmen. Schon beim Tode 
des gewaltigen Reformators hoffte die bojarische Partei, den 
Sohn des unglücklichen Carevië, den nachmaligen Caren Peter Il. 
auf den Schild erheben zu können, mußte jedoch den Ränken 
einer von Mensikov und Bassewitz klug eingefädelten Palast- 
intrigue, bei der die Gardetruppen zum ersten Male eine wichtige 
Rolle spielten, weichen ?). Noch einmal sollte dem Bojarentum 
Macht und Einfluß winken. Der am 8. Februar 1726 gegründete 


1) Von nun an sollen diejenigen, welche die acht obersten Rang- 
klassen einnehmen, „mit allen ihren rechtmäßigen Kindern für ewige 
Zeiten dem besten alten Adel in allen Würden und Avantagen gleich- 
geachtet werden, auch wenn sie von niedriger Geburt sind“. Dagegen 
sollen die Mitglieder der alten Adelsfamilien durchaus keinen Rang haben, 
„wenn sie nicht Uns und dem Vaterlande irgend welche Dienste leisten 
und dafür einen Charakter erhalten‘‘ (Worte des Ukazes, vgl. Polnoe So- 
branie Zakonov Nr. 3890). 

2) Aleksëj sprach die geheimsten Wünsche der Altrussenpartei aus, 
als er zu seiner Geliebten Afrosinja sagte, daß er Petersburg verfallen 
lassen und in Moskau wohnen, die Flotte abschaffen und keine Kriege 
führen werde. Nur so viel Soldaten wolle er halten, um sein Land ver- 
teidigen zu können. Vgl. Miljukov, Skizzen zur russischen Kulturge- 
schichte (russ.), III. Lief. 4, S. 176—177. 

°) Vgl. I. Haller, Russische Revue Bd. 30, 1890. 
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Oberste Geheime Rat (0.G. R. — russisch: Verchovnyj Tajnyj 
Sovét) gewährt auch einem Vertreter der Bojarenpartei, dem 
Fürsten D. M. Golicyn Zutritt 1). Durch eine eigenartige Ver- 
kettung von Zufällen und bewußten Maßnahmen wird der 
0.G.R., der unter Katharina I. noch den Charakter einer 
beratenden Behörde hatte mit der Tendenz zur Ausbalancierung 
der widerstreitenden Kräfte zu dienen ?), zu einer Behörde, die 
alle vom Caren nicht in Anspruch genommenen Rechte in sich 
konzentriert und in dieser monströsen Form dann einer extrem 
oligarchischen Klique zum Werkzeug dient, um die Regierung 
des Landes auf 'Grund eines Vertrages mit dem erwählten 
Träger der Krone an sich zu reißen und die reaktionären Ten- 
denzen durchzuführen ?). 

Es entsteht aber eine Gegenbewegung im russischen Adel, 
ausgehend von der Beamtenaristokratie, die in sich von den 
Oligarchen zurückgestoßene alte Adelsfamilien und Emporkömm- 
linge vereinigt und zu ihrer Hilfe die Massen des Provinzadels 
und die allezeit dem Absolutismus ergebenen Gardetruppen ins 
Feld führt unter der Devise: ‚Es soll so bleiben, wie es zu Peters 
d. Gr. Zeiten gewesen ist." 


I. Die Konditionen. 


Es liegt eine ergreifende Tragik darin, daß der junge Car 
Peter II. den Blattern zum Opfer fallen mußte, als er im Begriff 


1) Die Anschauung, daß bei der Gründung des O. G. R. haupt- 
sächlich bojarische Tendenzen zugrunde gelegen haben, die von Gradovskij, 
Korsakov, Zagoskin, Filippov und Miljukov im Anschluß an die Berichte 
des französischen Gesandten Camprédon vertreten wurde, ist von Aleksdev 
unseres Erachtens mit Recht als unhaltbar zurückgewiesen worden (Le- 
gende von den oligarchischen Tendenzen des O. G. R., Jlereuna 06% onm- 
TApXHYeckaxp Teuneuniaxp B. T. Cossta, Moskau 1896). Vjazemskij, 
der Verfasser einer Monographie über den O. G. R., hat sich Alekséev im 
ganzen angeschlossen (S. 14—15). 

2) So kann man wohl das Ergebnis aus der Kontroverse Aleksdev- 
Filippov formulieren. Vgl. Alekséev, Legende usw. und Filippov, „Zur 
Frage über den O. G. R.“, Moskau 1896. 

3) Wie die Bojaren des 16. und beginnenden 17. Jahrhunderts der 
bojarischen Duma, so geben die Bojaren des 18. Jahrhunderts dem O. G. R. 
einen ihm im Wesen fremden ständisch-oppositionellen Charakter. 
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stand, sich aus der verderblichen Vormundschaft der Fürsten 
Dolgorukij zu befreien 1) und ein anderes Leben zu beginnen ?). 
Vielleicht wäre es Ostermann gelungen, die noch nicht erstickten 
guten Keime im Knaben zu entwickeln und einen tüchtigen 
Regenten, einen des großen Peter würdigen Enkel aus ihm 
zu machen. 

Schon hatte man sich allgemein an den Gedanken gewöhnt, 
wenn der Car mit der Fürstin Katharina Dolgorukaja, die ihm 
als Braut aufgedrängt worden war, vermählt sei, ihre Ange- 
hörigen in allen einflußreichen Stellungen zu sehen ?), als mit 
einem Schlage das Bild sich vollkommen änderte. Die Er- 
krankung des Caren rief große Bestürzung unter den Dolgorukij 
hervor $); aber noch waren sie nicht gewillt, ihre Beute leichten 


1) In den ersten Tagen des Januar 1730 gingen Gerüchte um, daß 
der Car sich wieder seiner Tante, der Carevna Elisabeth, nähere und mit 
ihr geheime Zusammenkünfte habe (vgl. Bericht des sächsischen Gesandten 
Lefort 22. XII. 1729/2. I. 1730, Sbornik V 339. Bericht des spanischen 
Gesandten De Liria, Osemnadcatyj věk 11, 206, 207) und daß er Ostermann 
oft des Nachts aufsuche und sich mit ihm berate (Lefort a. a. O. S. 338 
und Berlinische Privilegierte Zeitung 1730, Nr. 7, sub Nieder-Elbe, 
40. Januar: Nachricht, der Car habe Ostermann, um ihn von den vielen 
Geschäften abzuziehen, „zu öfternmalen des Abends nach ihrem Zimmer 
berufen lassen und damit die Zeit bis in die späte Nacht passiert‘“). 

*) Der kaiserliche Gesandte Graf Wratislaw berichtet am 8./19. I. 
1930: ,,Einige neue reflexion giebet es, daß der herr von selbsten Lust 
bekommen, in der Music sich zu üben, und würklich von dem neuen Jahr 
her die Violoncello vor die hand genommen; darinnen auch eine so unge- 
meine begierde, als ungewöhnlichen Begriff zeiget, da derselbe von etlichen 
wenigen lectionen bereits zwey menuets solle streichen können. Es wären 
meinen Nachrichten zu folge ein oder anderer daran gewesen, ihme solche 
application auszureden, welche er aber kurzumb abgewiesen und gesaget 
hätte, doch einmal etwas lernen zu müssen. Gott gebe! daß ein der- 
gleichen schon zu etwas mehr sedatem Wesen leitender Anfang das weiter 
Solide nach sich führe.“ (K.K. Haus-, Hof- u. Staats-Archiv, Wien, 
Rußland 1730.) 

3) Vgl. Bericht des französischen Agenten Magnan vom 8./19. I., 
Sbornik LXXV, 442/443. 

+) Wratislaw 12./23. I.: ‚Die Dolgoruky sollen billig dahierüber sehr 
bestürzet seyn dabevoreb sie dermaßen auf das Beylager des herrn ge- 
trungen hatten, daß selbiges ohne den Zufall würklich gestern vor sich 
hätte gehen sollen.“ 
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Kampfes fahren zu lassen, sie schienen zum äußersten ent- 
schlossen zu sein !). 

Ihre Gegner im Kampfe um den Carenthron, die Fürsten 
Golicyn, fassen neuen Mut, zumal da sie es mit Ostermanns 
Hilfe beim Caren durchgesetzt haben, daß die militärische Stütze 
der Familie, der Feldmarschall Golicyn, aus der Ukraine nach 
Moskau berufen wird 2). 

So stehen sich die beiden ältesten Familien des Landes 
gegenüber, und hinter beiden steht ein Teil des Heeres 3). Man 
erwartete allgemein einen neuen Bürgerkrieg. Doch es geschah 
ein Wunder; ohne daß irgend welcher Lärm an die Öffentlich- 
keit drang, mit einer geradezu unheimlichen Ruhe gelang es 


1) Sie sollen versucht haben, noch eine Trauung mit dem todkranken 
Caren durchzusetzen (Magnan a. a. O. S. 447 u. 455; Bericht des englischen 
Agenten Rondeau 19./30. I., Sbornik LXVI, 128; De Liria a. a. O. III, 29). 
Wratislaw 23. I./3. II. berichtet, ,,daB der gewesenen Braut Vatter alles 
angewendet hatte, umb diese mit dem herrn annoch auf seinem Krancken- 
beth trauen zu laßen, deme sich aber der Baron v. Ostermann widersetzet 
und solche Ursache vorgebracht haben solle, da8 auch sogar der Feld- 
marschall Dolgoruky ihme beygestimmt hätte und also solches unter- 
blieben“. Als ihnen dieser Anschlag miBlang, versuchten sie, von dem 
Caren noch die Unterschrift zu einem gefälschten Testament zu er- 
schleichen, kraft dessen die Braut den Thron besteigen sollte (Prozeß- 
akten der Dolgorukij, abgedruckt bei Michajlov, Sbornik istoričeskich 
materialov S. 162 ff.) Die an sich mit großer Vorsicht zu benutzende 
Quelle — es sind Aussagen der Beteiligten, die acht Jahre später durch 
die Folter erpreßt wurden! — wird in diesem Punkte durch mehrere Diplo - 
matenberichte, die kurz vor oder nach dem 19. Januar geschrieben worden 
sind, gestützt. (Magnan 22. 1./2. II a. a. O. 454—455. Rondeau 15./26. 
I. a. a. O. 128. Bericht des schwedischen Gesandten Ditmer 15./26. I. und 
22. I./2. II., Historisk Tidskrift 1884, S. 224 u. 225.) Wratisiaw berichtet 
auch am 23. 1./3. II. von der Absicht der D., durch den Caren ein Testa- 
ment unterzeichnen zu lassen, „dazu auch schon dreyerley proiecte wären 
gemachet gewesen, aber da der herr die letzte Zeit wenig mehr gegen- 
wärtig, gedihe nichts zum Stande“. K. K. H.H. St. A. Wien. 

2) Lefort 12./23. I. 1730, Sbornik V, 340—341. De Liria, Osemnad- 
caty věk III S. 31 und Sbornik CI, Protokoll des O. G. R. Nr. 135. Er 
kam am 16./27. I. in Moskau an (Bericht des französischen Agenten Magnan 
23. 1./3. II, Sbornik LXXV, 468). 

3) Der Feldmarschall V. V. Dolgorukij stand noch auf der Seite 
seiner Verwandten. 
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den Golicyn, sich über die Dolgorukij hinweg emporzu- 
schwingen 1). 

Der in den Hofintriguen bewährte Ostermann hatte wieder 
einmal ein Meisterstück vollbracht. Vom Krankenbette des 
jungen Caren aus, von dem er in der letzten Zeit nicht mehr 
wich, hatte er durch geschicktes Minieren den Anschlägen der 
Dolgorukij die Stützen entzogen ?) und so den Golicyn, beson- 
ders dem Haupte der Familie, dem Fürsten Dimitrij Michajlovië, 
den Weg zur Macht freigelegt 3). 


1) Wratislaw 19./30. I. 1730: ,,Es ist alles zur Verwunderung still 
und so ruhig, daß mann die mindeste Bewegung von keiner Seite gemerket, 
hergegangen.“ K. K. H. H. u. St. A. Wien. Lefort 19./30.1. a. a. O. 
S. 342: ,, Tout est tranquille et content de la nomination“. 

2) Besonders wichtig war, daß es Ostermann gelang, den Feldmar- 
schall Dolgorukij auf seine Seite zu ziehen, mit dessen Hilfe er beide Pläne 
seines Verwandten zunichte machte. Vgl. oben Anm. 

Auch hatte er, um die Dolgorukij einzuschüchtern, beim Caren die 
Rückberufung der Kinder Menëikovs aus der Verbannung durchgesetzt. 
Katharina Menšikova war bekanntlich die erste Braut des Caren gewesen. 
Vgl. Bericht des preußischen Gesandten Mardefeld an den König vom 
8./19. I. 1730: Ostermann hat Mardefeld von der Gnade seines Kaisers 
erzählt „und hätte er (der Car) ihm jüngsthin noch eine eklatante Probe 
davon gegeben, indem er die retour der Kinder des verstorbenen Menschikoft 
auf seine Intercession sofort accordieret.‘“ Geh. Staats-Archiv, Berlin, 
R. 96, 3. H., 1. Über Ostermanns Vorgehen berichtet Wratislaw am 
23. 1./3. II.: ,, Bey diesen ereigneten so beschwehrlichen Umbständen ad- 
miriert iedermänniglich wie der Baron v. Ostermann ohne von seinem 
herrn Zeit dessen Krankheit tags und nachts kaum gewichen zu seyn, 
mit einer ungemeinen Klugheit Vorsicht und feinen Verdeckung seiner 
concepten das Werck auf einen Punkt, worauf es heutiges Tages stehet, 
gebracht hat wodurch er dasjenige was dermahlen für des Reichs beste zu 
seyn geglaubt wird, mit seiner unscheinbaren personae Wohlfahrt trefflich 
vereinbahret, dann er denen Dolgoruky ihre zu übermächtig zu seyn 
begonnene Gewalt, ohne sozusagen nur darunter zu compariren künstlich 
aus der hand gewunden ...“ KK H.H. St. A. Wien. 

3) D. M. Golicyns Stellung war wirklich eine Zeitlang ernstlich be- 
droht. Vgl. Prozeßakten der Dolgorukij, aus denen hervorgeht, daß ein 
Teil der Dolgorukij, besonders Ivan Alekséeviëé, mit dem Gedanken um- 
ging, ihn mit dem Leben zu bedrohen, falls er nicht auf ihre Seite trete. 
Erst das energische Abschwenken des Feldmarschalls Dolgorukij ver- 
eitelte ihre Absicht. Ähnlich berichtet auch Magnan 22. 1./2. II, Sbornik 
LXXV, 455. 
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So sah sich der alte Bojar, gestützt auf den deutschen 
Emporkömmling, endlich am Ziel seiner Wünsche. Die Krone, 
die seit Peters des Großen Tode für jeden feil gewesen war, der 
es wagte, die Hand nach ihr auszustrecken !), winkte auch ihm 
mit ihrem verführerischen Glanze. Aber solange noch ein 
rechtmäßiger Nachkomme der Romanovs vorhanden ist, darf 
er es nicht wagen, sie besitzen zu wollen. Wenn Peter II. 
stirbt, gibt es zwar keinen männlichen Romanov und keinen 
rechtmäßigen Nachkommen Peters des Großen mehr ?), aber 
noch leben die erste Gattin Peters, die verstoßene Carin Evdokia, 
und seine drei Nichten, die Töchter des schwachsinnigen Caren 
Ivan Alekséevië °). Doch nur eine von ihnen, dieCarevna Anna 
Ivanovna, kann ernstlich für den Thron in Betracht kommen *), 
da sie seit langen Jahren Witwe und ohne Anhang ist. Sie 
wird ein neues Bindeglied zwischen ihm und dem unentbehr- 


1) Man hat der Thronfolgeördnung Peters d. Gr. (Polnoe Sobranie 
zakonov Nr. 3893) die Schuld an allen Staatsstreichen bis zur Thron- 
besteigung Katharinas II. zuschieben wollen (z. B. Engelmann, Staats- 
recht S. 11; Vladimirskij-Budanov, Übersicht über die Geschichte des 
russischen Rechts (russ.) S. 248; Kljuëevskij, Vorlesungen z. russ. Ge- 
schichte IV, 339). Der erste, der unseres Wissens gegen diese Anschauung 
aufgetreten ist, ist A. W. Hupel, Versuch, die Staatsverfassung des russischen 
Reichs darzustellen. Riga 1791, 1793, II, 442. Nach ihm hat auch Pla- 
tonov, Vorlesungen zur russ. Geschichte S. 505, den gleichen Gedanken ver- 
treten. Unseres Erachtens ist der einfache, höchst natürliche Grund für 
alle Staatsstreiche seit Peter d.Gr. Tod darin zu sehen, daß nach der Hin- 
richtung des Carevië Aleksëj Petrovič bis zu Katharina II. kein einziger 
regierungsfähiger direkter Nachkomme vorhanden war. 

2) Siehe unten S. 28, Anm. 4. 

3) Katharina Ivanovna, Anna I. und Praskovia I. 

t) Die Carin Evdokia war unintelligent und zeigte keinen Wunsch 
zur Herrschaft (vgl. Rondeau 19./30. I., Sbornik LXVI, 129); bei ihr 
würde Safirov den meisten Einfluß ausgeübt haben und durch ihn wieder- 
um die Dolgorukij, mit denen er verwandt und deren eifriger Parteigänger 
er war (Lefort 5./16. I., Sbornik V, 339). Evdokias Thronbesteigung würde 
auch Ostermann den Untergang gebracht haben, denn Safirov war sein 
geschworener Feind (Dolgorouky, Mémoires, Genf 1867, S. 291, 293; De 
Liria, Diario del viaje a Moscovia 1889, S. 152). 

Katharina Ivanovna war mit dem Herzog Karl Leopold v. Mecklen- 
burg und Praskotja Iv. morganatisch mit dem Generalleutnant Dmitriev 
Mamonov verheiratet. 


2% 
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lichen Ostermann sein und ihm selbst freie Hand für seine 
Pläne lassen 1). 

Anna, die bisher in ihrem Leben nur Zurücksetzung und 
Kränkung erfahren hat, die in Petersburg und Moskau nur als 
demütig Bittende erschienen ist, wird ihm ewig dankbar dafür 
sein, daß er sie aus ihrer unerfreulichen Lage in Kurland befreit 
und ihr die Carenkrone auf das Haupt drückt. Sie wird sich 
an dem Glanze genügen lassen und die Ausübung der Macht 
ihrem Minister, dem sie den Thron zu danken hat, überlassen. 
Warum soll er nicht die gleiche Rolle spielen können, wie sein 
Vetter V.V. Golicyn zur Zeit der Carevna Sophia oder Menšikov 
unter Katharina I.? Aber der in Ehren ergraute Bojar, der 
nie sein Haupt gebeugt hat, will kein gemeiner Günstling 
sein. Als erster Minister im Obersten Geheimen Rat will er 
wie Menšikov mit Hilfe Ostermanns die eigentliche Regierung 
ausüben, aber nicht wie „der durchlauchtigste Fürst“ 2) gestützt 
durch die Gnade der Carin. Wie schon seine Vorfahren mit den 
Caren Verträge abschlossen, so soll die erwählte Carin auch dann 
nur den Thron besteigen, wenn sie sich verpflichtet, den O. G. R. 


1) Daß Ostermann zuerst auf Anna Ivanovna hingewiesen hat, 
hat sehr große Wahrscheinlichkeit. Er war durch seinen Bruder, der 
Erzieher der Töchter des Caren Ivan gewesen war, näher mit ihr bekannt 
geworden und bisher ihr Freund und Beschützer gewesen. Vgl. Wratislaw 
23. 1./3. II.: Ostermann habe ,,die Cron ebenfallB ohne äuBerliche viele 
Beschäftigung an eine Frau zu bringen gewußt, welche ganz besonderes 
Vertrauen zu aller Zeit auf ihme gesetzet, und welche nicht allein, wie 
viel er an ihrer Erhebung Theil habe, genugsam erfahren — sondern ihrem 
belobten Edel-muth nach auch denselben natürlich künfftighin sich sehr 
verlaßen, somit auch viel gutes ihme zu thun geneigt seyn wird.“ und 
Magnan 19./30. I., a. a. O. S. 453—454; Lefort 20./31. I., Sbornik V, 343: 
„il (sc. Ostermann) a rendu de grands services à la Czarine“‘; Mardefeld 
19./30. I., Sbornik XV, 403: „daß die Wahl Annas für Ostermann ein 
großes Glück sei, „indem sie jederzeit seine große Gönnerin und er, der 
Reichsvicekanzler, ihr intimer Freund gewesen“. Ibid. P. S.: „Auch 
erhalte ich gleich jetzo die sichere Nachricht, daß der Knees Dimitri 
Galyzin ein sehr vieles zu der Wahl der jetzigen Kaiserin contribuiret, 
folglich wird derselbe ... künftig allhier hoch ans Bret kommen.“ Und 
P. S. zum 22.1./2. II. a. a. O. S.407: „Man hält durchgehends davor, 
daß er, der Freiherr v. Ostermann, das primum mobile in dieser affaire 
gewesen.“ 

3) Dies war der offizielle Titel Men3ikovs. 
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in allen seinen Rechten neben sich anzuerkennen !). Es unter- 
liegt wohl keinem Zweifel, daß Ostermann, als er sich mit D.M. 
Golicyn auf Anna Ivanovna einigte, von dessen Absicht, der 
Carin beschränkende Bedingungen vorzulegen, gewußt hat. 
Wenn er sie im Innern auch nicht billigte, so hat er doch, nach 
dem Berichte des österreichischen Gesandten, „die Hände dazu 
zu biethen hat scheinen oder doch nichts dermahlen entgegen 
reden wollen, umb nur ihre Thronsbesteigung in nichts difficiler 
zu machen, das übrige wegen einer sonst unbezirckten Gewalt in 
der Regierung künfftiger Zeit und Gelegenheiten überlassend‘“ 2). 

Einer eigenartigen Kombination verdankte Anna ihre Er- 
wählung: das alte und das moderne Rußland hatten sich in 
ihren typischen Vertretern vereinigt, um sie als Tochter des 
Caren Ivan auf den Thron Peters d. Gr. zu setzen. 

Doch nicht in gegenseitiger Anziehung hatten sich die 
beiden Männer gefunden; gemeinsame Gefahr hatte sie geeint. 
Sie waren in jeder Hinsicht durch eine tiefe Kluft getrennt. 
Versuchen wir, in ihr Wesen einzudringen, um so die Ideen zu 
erkennen, von denen sie geleitet wurden. 

Heinrich Johann Friedrich Ostermann (geb. 1686) stammte 
aus einer alten Pastorenfamilie zu Bochum in Westfalen ?). Ein 


1) Das ist unseres Erachtens die Tendenz der ersten Redaktion der 
Conditionen, die noch am ehesten D. M. Golicyn zugeschrieben werden 
kann (vgl. unten 8. 39). Wenn Vjazemskij, O. G. R. S. 68—69, sich 
mehr bemüht hätte, die erste Redaktion der Konditionen aus der Geschichte 
des O. G. R. zu verstehen, würde er das Richtige an Aleksdevs, zum Teil 
allerdings nicht ganz logischen Ausführungen (Russkoe Obozrönie 1897, 
VIII, 653) erkannt haben. 

2) Graf Wratislaw 3. I1./3. II., K. K. H. H. St. A. Wien. Ruß- 
land 1730. Vgl. auch Mardefeld P. S. zum Bericht vom 19./30. I., Sbornik 
XV, 403: ,,Ferner bekomme ich noch einen geheimen Avis, daß diese 
Wahl schon von einigen Tagen her zwischen dem Freiherrn von Ostermann 
und Knees Galyzin concertiret sei und zwar mit der Condition, daß sie auf 
die Souverainetät renunciiren solle.“ 

3) Nachrichten über die Jugendzeit Ostermanns finden sich bei 
Büsching, Magazin für die neue Historie usw. II., Hamburg 1769, S. 40% 
bis 414. Wenn Kljuéevskij a. a. O. IV, 1910, S. 334 Ostermann einen 
vestfal’skij popovi© nennt, offenbar in der Absicht, dessen Abstammung 
als niedrig zu charakterisieren, so verkennt er vollkommen die soziale 
Stellung eines protestantischen Pastorensohnes im 17. und 18. Jahrhundert. 
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Mißgeschick, das den jungen Studenten zur Flucht in das Aus- 
land zwang !), war für sein ganzes Leben entscheidend. Denn 
in Holland lernte er den russischen Admiral Cruys kennen und 
ging in seinem Dienste mit nach Rußland ?). Seine große 
Sprachgewandtheit (auch die russische Sprache beherrschte er 
bald) lenkte zuerst die Aufmerksamkeit Peters auf ihn. In 
den diplomatischen Verhandlungen am Pruth und vor dem 
Nystädter Frieden erwarb er sich das besondere Wohlwollen 
des Caren, der ihn zur Belohnung zum Baron machte und zum 
Ärger des alten Adels mit einer vornehmen Russin vermählte °). 
Von nun an steigt Ostermann von Stufe zu Stufe. Sein unbe- 
strittenes Herrschaftsgebiet waren die auswärtigen Angelegen- 
heiten, in denen er anerkannter Meister war*). Auch in der 
Politik am Hofe selbst, in den immer neu entstehenden In- 
triguen hat er es verstanden, sich oben zu halten. Verschlagen- 
heit, die damals als notwendiger Charakterzug jedes Diplomaten 
angesehen wurde, besaß er in reichem Maße. Ein Meister in 
der Kunst der Sprache, die dazu dient, die wahren Gedanken 
zu verbergen, wußte er den fremden Diplomaten durch schein- 
bare Vertraulichkeit ihre eigenen Geheimnisse zu entlocken, 
ohne sich selbst die geringste Blöße zu geben. Jeder Gesandter 
glaubte sein besonderer Vertrauter zu sein; in Wirklichkeit 
hinterging er alle5). Jedoch nicht allein seine Verschlagenheit 


1) Er hatte das Unglück, einen andern Studenten im sogenannten 
„Rencontre“ zu töten, vgl. R. Keil, Geschichte des jenaischen Studenten- 
lebens 1548—1858, Leipzig 1858, S. 174: „Am 4. Mai 1703 erstach abends 
nach 11 Uhr auf der Rose der Studiosus Ostermann aus Westfalen den 
Studenten Burgerding in trunkenem Zustande.“ 

3) Er wurde als Untersteuermann angenommen. 1705 wird er in 
einer Urkunde ,,Hofmeister‘ des Vize-Admirals genannt; er wird aber 
hauptsächlich dessen Sekretär gewesen sein. Vgl. Büsching a. a. O.; die 
Erzählung, O. sei Kammerdiener gewesen, ist eine Verleumdung seiner 
Feinde, wird aber von Kljulevskij a. a. O. S. 334 beibehalten. 

+) Über die Familienverhältnisse Ostermanns vgl. Istorideskij Véstnik 
1884, Bd. 17, S. 603 ff. 

*) 1723 wird er Vize-Präsident des Auswärtigen Kollegiums und 
unter Katharina I. Vize-Kanzler und Wirklicher Geheimer Rat. 

5) In Wratislaws Berichten findet sich eine bezeichnende Stelle: 
„Der Graf v. Ostermann hat mir gestern lachend zu raten gegeben, wo er 
heut zu Mittag speißen würde? Da es dann herausgekommen, daß es 


- 
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hielt ihn so lange aufrecht; seine vielseitige Bildung und seine 
unermüdliche Arbeitskraft machten ihn unentbehrlich. Dabei 
verstand er es, den Russen mit seinen überlegenen Fähigkeiten 
nicht lästig zu fallen; nie drängte er sich vor, er konnte warten. 
Denn wenn eine schwierige Aufgabe zu lösen war, so mußte man 
doch „Andrej Ivanovic 1) rufen. Gab es Schwierigkeiten in 
der inneren Politik, denen er sich nicht gewachsen sah, oder 
deren Ausgang ihm nicht klar vor Augen stand, so wurde er 
krank und verschwand von der Bildfläche. Das war für die 
fremden Gesandten ein Zeichen, daß eine Krisis sich abspielte. 
Aber gerade von seinem Krankenbett aus vollführte er die 
feinsten Schachzüge. Es schien, als stehe er teilnahmslos bei- 
seite, und in Wirklichkeit hatte er alle Fäden in seiner Hand ?). 

Doch wir würden diesem Manne nicht gerecht werden, 
wollten wir ihm jeden Grundsatz absprechen. Er hatte zwei 
gleich wichtige: persönliche Ehrenhaftigkeit 3) und unbedingte 
Treue gegenüber seinem Herrscherhaus $) und seinem neuen 
Vaterlande. Nicht eigenes Wohlergehen war sein Ziel. Der 
ihn beseelende Gedanke war die Größe seines neuen Vaterlandes, 
die Macht Rußlands. Er ist der Einzige, der das von Peter 
überkommene Erbe heilig hält. ‚Wenn Ostermann aus dem 
Ministerium ausscheidet‘“, schreibt der spanische Gesandte 
bey dem englischen Consul seyn solte, wobey er ebenfalls im Schertz 
erwehnte, daß er zu mittag gut Engelländisch, abends aber wiederum 
wie sonsten gut kayserlich seyn wolte.“ (Bericht vom 22. VI./3. VII. 1730, 
K. K. H.H. St. A. Wien.) 

2) Russische Umnennung seines Vornamens in Verbindung mit dem 
seines Vaters. 

3) De Liria Osemnadcatyj věk II, 206. 

3) Geradezu berühmt war seine Unbestechlichkeit. 

t) Die beiden Kinder des hingerichteten Carevié Aleksëj, die Carevna 
Natalie Alekséevna und der Car Peter II., sahen in ihm ihren einzigen 
treuen Berater. Bezeichnend ist auch die Nachricht bei Mardefeld über 
die letzten Lebenstage des jungen Caren: ‚und hat man bei dieser traurigen 
Occasion sattsam spüren können, daß Ihre Russ. Kais. Maj. ihn (sc. Oster- 
mann) sehr geliebet und estimiret, Sie haben auch die letzten Tage, da 
Sie fast nichts mehr sehen können, stets gerufen, ob Andrej Iwanowitz, 
welchen Namen die Moscoviter dem Freiherrn v. Ostermann geben, zur 
Stelle sei und wenn derselbe geantwortet und gefragt, was Ihro Russ. 


Kais. Maj. befehlen, haben Sie gesagt, es wäre schon Alles gut, wenn er 
nur bei ihm bliebe“ (Sbornik XV, 406). 
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De Liria, „dann braucht man sich um dieses Land nicht mehr 
zu kümmern.“ !) Ostermann hat Rußland in die große Politik 
eingeführt und das Ansehen und die Würde des Reichs kräftig 
nach außen hin vertreten. Und so gelten auch ihm die Worte 
Heinrich v. Treitschkes: ‚Das Wesentliche an jedem großen 
Staatsmann ist die Kraft des Willens, der massive Ehrgeiz, die 
leidenschaftliche Freude am Erfolg. Wer keine Freude am 
Erfolg hat, ist kein Staatsmann. Trotz dieser Freude am 
Erfolge, trotz seiner Rücksichtslosigkeit in der Wahl der Mittel 
und namentlich der Personen mit allem Groben und Herben, 
was ihm anhaften muß, zeigt gerade der rechte Staatsmann 
eine Uneigennützigkeit, die etwas Ergreifendes hat." à) 

Dem vielgewandten, schlauen Diplomaten und Real- 
politiker, der nicht Größe des Charakters, aber Größe des 
Wollens, positive Energie sein Eigen nennen kann, steht gegen- 
über der prinzipienstarre Romantiker und weltfremde Dok- 
trinär. Auf ihm lastet die glänzende Vergangenheit seines Ge- 
schlechtes. Seine Vorfahren, die Nachkommen des littauischen 
Großfürsten Gedimin, waren schon eines der vornehmsten Ge- 
schlechter Rußlands, als die Familie Romanov noch unbekannt 
war. Es war gleichsam Familientradition, die bojarischen Vor- 
rechte gegen die carische Allgewalt zu verteidigen. Schon unter 
Ivan III. haben die Patrikövidi-Gediminovidi für ihre Über- 
zeugung geblutet 3). Die Zeit der Wirren hat die ‚Säule des 
Staates‘ in V. V. Golicyn d. À. gesehen, der von einem großen 
Teile des Volkes zum Caren gewünscht wurde. Ein anderer 
Vorfahr gleichen Namens, sein eigener Vetter, war allmächtiger 
Günstling und Minister unter Sophie und trug Sich schon vor 
Peter d. Gr. mit weitfliegenden Reformgedanken. 

Er selbst, dessen Jugendjahre noch zurückreichen in die 
Zeiten des Moskauer Stillebens *), kann sich nicht befreunden 
mit dem neuen Geiste, der wie ein rauher Sturmwind die guten 
alten Einrichtungen beiseite geworfen und den vorher ruhigen 
Staat hineingerissen hat in das Getriebe der großen Politik, in 


1) Osemnadcatyj věk III, 41. 

2) Politik I, S. 66. 

3) Vgl. Bělov, Istoriteskij Véstnik 1881, III, 197. 
4) Er ist 1663 geboren. 
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den Wettbewerb mit dem „faulenden Westen“ 1). Während die 
meisten seiner Zeitgenossen im jugendlich-aufnahmefähigen 
Alter längere Zeit an den großen Höfen und Kulturzentren West- 
europas zugebracht haben, ist er, schon in reiferem Alter stehend, 
nur ein bis zwei Jahre in Italien gewesen und hat die übrige Zeit ?) 
als Gubernator in Kiev ein zurückgezogenes Stilleben geführt ?), 
das er auch, als ihn das Vertrauen Peters an die Spitze des 
Kammerkollegiums berief, in Petersburg und Moskau fortsetzte. 
Der unbedingten Bewunderung alles Fremden, in der sich 
Peter d. Gr. und seine Umgebung gefielen, setzte er ein um so 
stärkeres Betonen der alten Moskauer Gewohnheiten gegen- 
über 1). Aus der rauhen Wirklichkeit flüchtet er sich in die 
Bibliothek seines nach alter Sitte in Holz erbauten Lustschlosses 


1) Vgl. Bericht Mardefelds 1./12. VII. 1727, Sbornik XV, 364—365. 
Er spricht zunächst davon, daß Ostermann ,,soutenirt das Systeme des 
hochsel. Kaisers und trachtet die Gloire dieses Reichs und die Conquêten 
desselben zu mainteniren und den jungen Kaiser in eben der Consideration 
bei seinen Alliirten und dem Rest von Europa wie seinen Groß-Herrn-Vater 
zu erhalten‘ und fährt fort, „die alten Russen hingegen, unter welchen der 
alte Demetri Galizin und sein Bruder, der Feldmarschall, nebst ihrem 
Anhang, die vernehmste Röle spielen, sehen das Etablissement dieser Stadt 
(sc. Petersburg) der Flotte und andern von dem hochsel. Kaiser gethane 
Depensen an als den Ruin von ganz Rußland und sind nebst den meisten 
Russen bereit, Alles zu abandonniren, wenn sie nur wieder nach Moscau 
kommen, und ihre Häuser und Güter allda genießen können, sogar, daß 
der alte Galizin Petersburg einem gangränirten Glied verglichen, welches 
man abschneiden müßte, um den Körper nicht vollends anzustecken.“ 

2) Nach seiner Rückkehr aus Italien war er einige Jahre außerordent- 
licher Gesandter in Konstantinopel. 1708 ging er nach Kiev. 

3) Sein Haus bildete den geistigen Mittelpunkt; neben den Pro- 
fessoren der Akademie verkehrten bei ihm auch viele Studenten, durch 
die er geschichtliche, geographische und philosophische Werke aus fremden 
Sprachen übersetzen ließ, z. B. Pufendorfs De jure naturae et gentium, 
De statu rei publ. germ., Grotius’ De jure belli et pacis, Werke von Th. 
Burnet, Nic. Vernuläus, Jean de Bussières u. a. m. Vgl. Pekarskij, Wissen- 
schaft und Literatur unter Peter d. Gr. I, 255—256 und Bericht des 
schwed. Gesandten Cedercreutz in Historisk Tidskrift 1884, Stockholm, 
S. 206, Anm. 1. 

*) Dolgorouky, Mémoires S. 22—23, berichtet, daß seine jüngeren 
Brüder sich in seiner Gegenwart erst setzen durften, wenn sie von ihm 
dazu aufgefordert worden waren. Seine Neffen und Nichten mußten ihm 
bei der Begrüßung nach alter Sitte die Hand küssen. 
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Archangelskoe und vertieft sich in die glänzenden Tage seines 
Geschlechtes. Er sammelt Dokumente, die ihm die ersehnte 
Zeit wieder aufleben lassen können!). Auch bei ihm wird, 
besonders in den letzten Jahren unter Peter d. Gr., etwas von 
der Empfindung der Moskauer Bojaren gewesen sein, die nach 
Kljutevskijs Bild ?) auf ihre Caren sahen, wie verkrachte Kapita- 
listen auf die Söhne des reichen Bankiers, an den ihre altväter- 
lichen Kapitalien gelangt sind und zu dem sie selbst als Ange- 
stellte haben gehen müssen. Wie schwer ist es ihm, dem Nach- 
kommen der alten Fürstenfamilie, geworden, Senator zu werden, 
wie hat er sich beugen müssen vor der „Gefangenen von Marien- 
burg“, die er aus dem Grunde seines Herzens verachtete! 

Schon oft wollte er das Joch von sich schütteln 3): seine 
Kräfte reichten nicht aus. Jetzt aber ist die Reihe an ıhn 
gekommen, jetzt wird er sein Haupt erheben *). Noch am 15./26. 
Januar berichtet der kaiserliche Gesandte, daß die „Dolgoruky 
einen großen Vorsprung voraus haben“ (sc. vor den Golicyn). 
Jetzt aber hat D. M.Golicyn sie eingeholt und sogar überholt. 
Mit Hilfe Ostermanns und gestützt auf die beiden Feldmar- 
schälle Dolgorukij und Golicyn reißt er die Führung im O. G. R. 
an sich. | 

Während der Kaiser ın der Nacht vom 18. zum 19. Januar 
im Lefortschen Palais mit dem Tode ringt, versammeln sich 
dort in den Vorgemächern außer den Verchovniki 5) die russi- 
schen Würdenträger, die Mitglieder des Synods, des Senates 


1) So hatte er eine Urkunde, in der Teilfürsten mit dem Moskauer 
Caren einen Vertrag abschlossen (Kljuëevskij, Bojarskaja Duma S. 233). 
Tatiëcev hat bei ihm Chronistenberichte aus der Zeit der Wirren und u.a. 
auch einen Brief des Caren Michail Feodoroviëé an Feodor Seremetév 
gesehen (N. Popov, V. N. Taščtiev und seine Zeit, Petersburg 1861, S. 434). 
Wir können der Meinung Brückners, Russische Revue XX, 8, daß man 
bei den Politikern von 1730 nur schwach entwickelte historische Remini- 
scenzen annehmen dürfe, durchaus nicht beipflichten. 

2») Bojarskaja Duma S. 274. 

3) Lefort 5./6. II. 1730, Sbornik V, 352. Véstnik Evropy 1896, I., 
S. 123 und 584. 

t} Vgl. den Ausspruch Ficks bei Pekarskij, Geschichte der Akademie 
der Wissenschaften, I, 203. 

5) Ein Spitzname für die Mitglieder des O. G. R. von dem russischen 
Wort verchovnyj = hoch. Der O. G. R. hieß Verchovnyj Tajnyj Sovöt. 
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und der Generalität !), wohl in der Erwartung, zu der Beratung 
über die Thronfolge hinzugezogen zu werden. Sie erstaunen 
billig, als nach dem Tode des Caren die fünf Verchovniki sich 
in ein besonderes Zimmer zurückziehen ?) und nur die beiden 
Feldmarschälle Dolgorukij und Golicyn und den eben erst an- 
gekommenen Fürsten M. V. Dolgorukij zur Beratung zu sich 
bitten. Die übrigen Würdenträger werden in sichtlicher Zurück- 
setzung ausgeschlossen 3). Während diese vor der verschlossenen 


ı) Offiziere mit Generalsrang und die ihnen nach der Rangtabelle 
entsprechenden Zivilbeamten (bis zum Generalmajor oder Wirkl. Staatsrat 
einschließlich). 

2) Die nicht unwichtige Frage, ob Ostermann an der ersten Beratung 
teilgenommen habe, kann mit voller Klarheit nie gelöst werden, da der 
offizielle Bericht, das Journal des O. G. R., in seiner allgemeinen, ja sogar 
den wahren Hergang verschleiernden Form (vgl. Korsakov, Thron- 
ee Kaiserin Anna Ivanovna, Kazan 1880, S. 7) vollständig 
versagt. Von den Diplomatenberichten melden die von Magnan, Marde- 
feld und der mehr sensationelle von Westfalen, daß Ostermann mit Be- 
rufung darauf, daß er Ausländer sei, sich geweigert habe, an der Be- 
ratung teilzunehmen (Sbornik LXXV, 456, XV, 407; Korsakov, Beilagen 
S 72). Und diese Nachrichten werden durch Ostermanns eigene Aus- 
sage gestützt, die er 11 Jahre später machte: „nach einer halben Stunde 
schickten sie jemanden zu mir und ließen mir sagen, daß Anna gewählt 
sei“ (vgl. Solovev, Geschichte RuBlands XIX, Moskau 1869, S. 379, 
Anm. 210.) Während so Solovev geneigt ist, den oben zitierten 
Diplomatenberichten Glauben zu schenken (a. a. O. S. 242—243), scheint 
für Korsakov (Thronbesteigung S. 3—4) das Gegenteil festzustehen; wir 
vermissen aber bei ihm eine Begründung für seine von Solovev ab- 
weichende Anschauung. Gegen Solovev und gegen Ostermanns eigene 
Aussage spricht unseres Erachtens der Bericht des Staatsrates Stepanov 
(siehe weiter unten S. 30), in dem ein Fernbleiben Ostermanns sicher 
erwähnt worden wäre. Stepanov berichtet auch von einer Weigerung 
Ostermanns, aber nicht vor der Wahlversammlung, sondern bei der Ab- 
fassung der Conditionen. Könnten da die Diplomatenberichte nicht doch 
bestehen bleiben, nachdem sie nur zeitlich etwas verschoben werden, 
zumal da die Berichterstatter von der Abfassung der Conditionen nichts 
wissen? — Die übrigen vier Verchovniki waren der Großkanzler Graf 
G. I. Golovkin, Fürst A. G. Dolgorukij, Fürst V. L. Dolgorukij und Fürst 
D.M. Golicyn. 

?) Besonders verhängnisvoll sollte für D. M. Golicyn die Brüskierung 
des hohen Klerus werden. Vgl. die Erzählung des Erzbischofs Theophan 
Prokopovič, wieder abgedruckt als Anhang zu den Memoiren des spanischen 
Gesandten De Liria in Russkij Archiv 1909, I, 430. Verletzend war auch 
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Tür warten, spielt sich im Zimmer eine dramatische Szene ab !). 
Die beiden Parteien stoßen zum letzten Male aufeinander. Die 
Dolgorukij machen noch einen letzten Versuch, die Ansprüche 
der Katharina Dolgorukaja, der kaiserlichen Braut, zu ver- 
teidigen 2), es wird ihnen aber barsch das Wort abgeschnitten 
durch D. M. Golicyn, der in längerer Rede die Lage der Dinge 
bespricht. Der Mannesstamm der Romanov sei erloschen, ein 
Testament des verstorbenen Caren nicht vorhanden oder eine 
Fälschung. V.L. Dolgorukij fährt auf, aber der Feldmarschall 
Dolgorukij fällt ihm ins Wort und ruft laut: „Ja, es ist ge- 
fälscht! 3) Dann bespricht Golicyn die einzelnen Kandi- 
daturen ‘) und kommt zu dem Schlusse, daß nur Anna Ivanovna 


die Zurücksetzung, besonders für den dritten Feldmarschall I. Ju. Tru- 
beckoj, die Generale M. A. Matjuskin und P. I. Jaguzinskij und die 
Wirkl. Geh. Räte Graf I. A. Mussin-Puëkin und Fürst I. F. Romodanovskij. 

1) Wir folgen hier im allgemeinen neben den Angaben bei Solovev 
und Korsakov aus den ProzeBakten der Dolgorukij der ausführlichen 
Erzählung bei Dolgorouky, Mémoires I, 305—306, sind uns aber der sehr 
bedingten Glaubwürdigkeit beider Quellen bewußt. Der Verfasser der 
Mémoires benutzte eine Aufzeichnung des Fürsten P. P. Dolgorukij (1744 
bis 1815), die dieser auf Grund der Erzählung des Sohnes eines der Teil- 
nehmer machte (vgl. die Angaben bei Korsakov S. XXIX). Dazu kommt 
der stellenweise recht stark hervortretende kompilatorische Charakter der 
Mémoires. Eine offizielle Darstellung gibt es nicht; die Diplomatenberichte 
sind auch nicht dazu angetan, das Bild zu klären. 

3) u. ®) Vgl. auch Wratislaw 23. 1./3. II.: „Die Dolgoruky wolten 
vermeynen die geschehene so solenne Verlöbniß des Herren mit seiner 
Braut machete soviel als ein förmbliches matrimonium auß und gäbe 
dieses beynahe nach dem Vorspiel der vorigen Czaarin den Zutritt zur 
Regierung: es seye nun aber, daß sie dieses an sich nicht gar gegründete 
argument nicht mit der geglaubten facilität gelten zu machen thunlich — 
oder daß sie ihre mesures noch nicht genugsam zeitig — oder dieselbe 
schon unterbrochen gesehen, so sonderten sie sich selbsten untereinander 
und kamen somit in ihrem ansinnen nicht weit fort.“ 

4) Nach dem Testament Katharinas I. (Poln. Sobranie Zakonov 
Nr. 5070) Punkt 8 hatten die nächsten Anrechte auf den Thron der kleine 
Sohn der verstorbenen Tochter Peters d. Gr., der Carevna Anna Petrovna 
(er bestieg später den Thron als Peter III.) und die zweite Tochter Peters 
d. Gr., die Carevna Elisabeth, die spätere Kaiserin. Vom rechtlichen 
Standpunkte aus konnte aber das Testament angefochten werden, da auf 
Grund der Thronfolgeordnung Peters d. Gr. Katharina nur das Recht 
hatte, über ihre eigene Nachfolge zu verfügen, es sei denn, daß Katharinas 
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als Carin in Betracht kommen kann. Noch versucht der Feld- 
marschall Dolgorukij, für die Carin Evdokia einzutreten, doch 
seine Worte finden kein Gehör mehr. Allen ist Anna will- 
kommen. V.L. Dolgorukij, der eben noch so heftig gegen D. M. 
Golicyn gestritten hat, tritt jetzt mit dem gleichen Eifer für 
Anna ein, wie vorher für seine Nichte. Ja, Annas Thronbestei- 
gung kann ihm noch mehr lieb sein. Denn während seines 
Aufenthaltes in Mitau hat er sich ihrer besonderen Zuneigung 
erfreut 1). 

D.M.Golicyn ergreift von neuem das Wort: „Wie auch 
Eure Wahl sein mag, wir müssen die Regierung weniger drückend 
machen.“ Man versteht nicht, was er damit meint. ,So, daß 
wir uns mehr Freiheit verschaffen‘, erklärt er darauf. V.L. 
Dolgorukij ist etwas bestürzt; er wehrt ab: ‚Wenn wir es auch 
versuchen, wir werden es doch nicht zu Ende führen.“ „Aber 
ganz sicher werden wir das“, entgegnet Golicyn und wird noch 
deutlicher: ‚Tut, was ihr wollt; wir müssen ‚Punkte‘ (russisch 
punkty) aufsetzen und an Ihre Majestät schicken.“ Darauf 
löst sich die Wahlversammlung auf und die Verchovniki er- 
scheinen unter den gespannt Harrenden. D.M. Golicyn teilt 
ihnen die Wahl Annas mit, worauf alle ihre Zustimmung geben 


Verfügung nur für den Fall gelten sollte, daß der junge Car vor Antritt 
seiner GroBjährigkeit sterben sollte. Nun besteht das eigenartige Faktum, 
daß in dem Testamente an der Stelle, wo das Jahr der Großjährigkeit 
stehen müßte, eine Lücke ist (Solovev, der das Original in Händen gehabt 
hat, berichtet leider nicht, ob Rasur oder dergleichen vorliegt, a. a. O. 
XIX, 372, Anm. 34). Wenn nun im Original die Zahl 16 stand (wie sie 
in der deutschen Übersetzung Stockholm 1727 angegeben ist), dann hatte 
das Testament Katharinas rechtswirkende Kraft, da der junge Car im 
15. Jahre gestorben war. Dem stand aber gegenüber, daß Peter beim 
Sturze Menäikovs sich selbst großjährig erklärt hatte. D. M. Golicyn half 
sich aus der ganzen Verlegenheit, indem er die Ansprüche der Nachkommen 
Katharinas, der „öffentlichen Dirne“, einfach ignorierte; er konnte sich 
auch darauf berufen, daß Anna und Elisabeth vor der kirchlichen Ehe- 
schlieBung Peters mit Katharina geboren waren und somit als unehelich 
galten. Erwähnt sei, daß, als bei der Thronbesteigung Elisabeths Oster- 
mann der Prozeß gemacht wurde, einer der Anklagepunkte war, er habe 
1730 das Testament Katharinas unterdrückt! 

1) Dolgorouky, Mémoires I, 305; Ķčerbatov, Gesammelte Werke 
II, 183. 
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und entlassen werden 1). Nun sind die Verchovniki allein und 
können ungestört an die Abfassung der Punkte gehen. Einer 
der Teilnehmer, der Staatsrat Stepanov, der als Sekretär fun- 
gierte, hat uns einen sehr wichtigen Bericht hinterlassen ?). Er 
sollte die Punkte nach Diktat aufschreiben, „und dort redete 
der Eine und der Andere derart, daß ich nicht wußte, was ich 
schreiben sollte, aber am meisten gaben Anordnungen bald 
D. M. Golicyn, bald V. L. Dolgorukij.“ Da man aber damit 
nicht weiterkommt, wendet man sich an Ostermann, „daß er, 
der doch am meisten vom Stil verstünde, diktieren möge; er 
aber weigerte sich, indem er angemessene Gründe vorbrachte 
und sagte, dies sei eine wichtige Angelegenheit, und er könne 
als Ausländer sich nicht daran beteiligen‘. Schließlich gibt er 
aber doch einige Anweisungen wegen des Stils, und V. L. Dolgo- 
rukij diktiert zuletzt. So kommt die erste Fassung der Kon- 
ditionen zustande®). Die Einleitung ist die gleiche wie in der 


1) In der Aussage des Fürsten Sergěj Dolgorukij vor der Unter- 
suchungskommission im Jahre 1739 findet sich die eigenartige Mitteilung, 
daß Golicyn noch einige der Generale habe zurückrufen lassen und ihnen 
seine Absicht, der neuen Carin beschränkende Bedingungen vorzulegen, 
mitgeteilt habe (und zwar I. I. Dmitriev-Mamonov, L. V. Izmailov und 
P. I. Iaguzinskij), Solovev XIX, 246. Wir sind vollkommen mit Miljukov 
(Verchovniki und Sljachta im Sammelband ,, Aus der Geschichte der 
russischen Intelligenz‘, Petersburg 1903, S. 7) einverstanden, daß D. M. 
Golicyn, da er unter den Verchovniki keinen Anklang mit seiner Absicht 
fand, die Gleichgesinnten unter der Generalität heranziehen wollte. Aber 
wir können Miljukovs Ausführungen nicht darin folgen, daß daraus zu 
schließen sei, D. M. Golicyn sei vom ersten Augenblick an bereit gewesen, 
Zustimmung zu seinem Projekte in weniger aristokratischen Kreisen 
. (sanovnyj) zu suchen, und daß somit sein ganzer Plan durchaus keinem 
oligarchischen Komplott ähnele. D. M. Golicyn war zu der Konzession 
nur so lange bereit, als er allein stand, sobald er aber die Unterstützung 
V. L. Dolgorukijs gefunden hat, da ist er wieder der stolze, unnahbare 
Oligarch, ,,der allein für alle handeln und alle seiner Gewalt unterordnen 
wollte“ (Korsakov, Thronbesteigung S. 296). 

2) Abgedruckt bei Kašpirev, Denkmäler zur neueren russischen Ge- 
schichte, Petersburg 1871, I S. 10 bis 14 noch als anonyme Schrift ge- 
druckt. Korsakov hat die Verfasserschaft Stepanovs nachgewiesen (Thron- 
besteigung S. XXIII). 

3) Korsakov S. 8—9. v.. Bernhardis Bemerkungen zu den Kon- 
ditionen (Geschichte RuBlands 114, S. 102—103) müssen, nachdem Korsa- 
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endgültigen Redaktion (siehe unten S. 34), nur fehlen die 
Bestimmungen ‚nach Annahme der russischen Krone nicht zu 
heiraten und keinen Nachfolger zu ernennen“. Dann folgen 
die einzelnen Punkte: 

„1. mit niemandem Krieg anzufangen, 

2. keinen Frieden zu schließen, 

3. unsere treuergebenen Untertanen mit neuen Steuern 
nicht zu belasten, 

4. in die wichtigen Stellungen sowohl im Zivildienst als 
auch im Landheer und der Marine über den Oberstenrang hinaus 
keine Ernennungen vorzunehmen, in den unteren Rangklassen 
in wichtigen Angelegenheiten keine Anordnungen zu treffen, 

5. dem Adel Leben, Ehre und Besitz ohne Richterspruch 
nicht zu nehmen, 

6. Erb- und Dienstgüter nicht zu verleihen, 

7. die staatlichen Einkünfte nicht als Ausgaben zu ver- 
brauchen und alle unsere treuergebenen Untertanen in unserer 
unwandelbaren Huld zu behalten.“ 

Darauf begeben sich die Verchovniki nach Hause. Am 
gleichen Tage, dem 19. Januar morgens um 10 Uhr, finden sie 
sich im Kreml’, in ihrem gewöhnlichen Sitzungssaale, zu- 


kov auch über diese Frage reichhaltiges Material aus den russischen Ar- 
chiven vor uns ausgebreitet hat, als veraltet angesehen werden. v. B. 
war auf die Überlieferung der Konditionen in den Gesandtenberichten — 
der er mit Unrecht textkritische Bedeutung beilegt — auf die endgültige 
Fassung bei Solovev und auf die beiden eigenartigen, aus dem Nachlaß 
Sul’gins stammenden Varianten (abgedruckt bei Kaëpirev, Denkmäler, 
der neueren russischen Geschichte I, S. 3 u. 4) angewiesen. Durch Korsa- 
kov sind wir über die Entstehung der endgültigen Fassung aus drei früheren 
Redaktionen unterrichtet. Demnach kann Bernhardis Vermutung, die 
erste der bei Kaëpirev mitgeteilten Fassungen sei die ursprüngliche, nicht 
mehr bestehen bleiben. Die Annahme Korsakovs (Thronbesteigung, 
Anlagen S. 5), daß diese beiden Varianten als Skizzen V. L. Dolgorukijs 
(deren Stepanov Erwähnung tut und auf die auch eine Notiz in den Akten 
hinweisen könnte) angesehen werden können, hat große Wahrscheinlich- 
keit für sich und würde auch unsere Beurteilung der ersten Fassung als 
Werk D. M. Golicyns stützen. Denn gerade in diesen beiden Skizzen finden 
sich die verschärfenden Bedingungen, die der ersten Redaktion der Kon- 
ditionen fehlen und nach der eifrigen Mitarbeit V. L. Dolgorukijs hinzu- 
kommen. 
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sammen. Aber zwei fehlen: A. G. Dolgorukij und Ostermann !). 
Zu gleicher Zeit versammeln sich in den Sälen des Krem?’ die 
Mitglieder des Synods, der Senat und die Generalität, Leute 
von Rang und zahlreiche Mitglieder der Kollegien. Die Ein- 
ladungen waren bis zu den Brigadiers und den ihnen nach der 
Rangtabelle entsprechenden Zivilbeamten ergangen. Wieder ist 
es D. M. Golicyn, der das Wort führt. Er berichtet der Ver- 
sammlung — wie es im Journal des O. G. R. heißt. — „sowohl 
von dem Tode Peters II. als auch von der Übertragung (po- 
ručenie) des Thrones an die Carevna und fragt, ob sie damit 
einverstanden seien? Worauf alle Anwesenden erklärten, daß 
sie einverstanden seien, und wer dort war, dem wurde ein 
Journal, ein besonderes Schriftstück eingehändigt.‘“ Soweit 
der offizielle Bericht ?). 

Wir bemerken schon hier, daß von den Konditionen nicht 
ein Wort gesagt wird ?). 

Damit ist die Versammlung entlassen, und die Verchovniki 
ziehen sich wieder zurück, um von neuem die Punkte vorzu- 
nehmen. Der erste Entwurf wird verlesen und D. M. Golicyn 
und V. L. Dolgorukij bringen noch Änderungen an. Man be- 
schließt, die Punkte, die jetzt den Namen „Konditionen“ be- 
kommen, durch drei Deputierte der neugewählten Kaiserin in 
Mitau zur Unterschrift vorlegen zu lassen. Auf Vorschlag 
D. M. Golicyns werden V. L. Dolgorukij, der Senator Mich. Mich. 
Golicyn (der Bruder der beiden Verchovniki) und als Dritter 


3) Korsakov S. 9 und Kaëpirev I, 11: ,,Aber Andrej Ivanovič Oster- 
mann war krank geworden, war nicht dabei und ging seit jener Zeit nicht 
mehr aus.“ 

3) Korsakov S. 10. 

3) Stepanov a. a. O. S. 11 und anonyme Denkschrift: „Erklärung, 
wie die Pläne, Anschläge und Handlungen gewisser Leute waren bei der 
Berufung Ih. Kais. Maj. auf den Thron‘ (russisch). Michajlov, Denk- 
mäler S. 11. Korsakov S. XIX—XXII nimmt sie unseres Erachtens 
mit Recht als Werk Theophans in Anspruch. 

Worauf Platonov (Vorlesungen zur russischen Geschichte S. 512, 
russ.) seine Behauptung gründet, dem Synod, Senat und der Generalität 
sei am Morgen des 19. Januar die Absicht, ‚Punkte‘ aufzusetzen, 
bekannt gegeben worden, ist uns unbekannt; die Quellen berichten nichts 
davon. 
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auf Golovkins Vorschlag der Generalmajor Leont’ev dazu 
auserwählt ?). 

Drei Schriftstücke nahm die Deputation mit co die 
alle drei das Vorgehen der Verchovniki in ein eigenartiges 
Licht rücken. Das ist ‚Taktik hinter den Kulissen“, wie 
sie den Moskauer Bojaren alle Ehre gemacht hätte. Der 
Kaiserin sollte beigebracht werden, die Konditionen seien Wille 
der Nation oder wenigstens der leitenden Kreise, und das Volk 
sollte glauben, die Konditionen seien freiwilliger Verzicht der 
Kaiserin auf ihre Souveränität!?) So schloß der Brief des 
O.G. R. mit den bedeutsamen Worten: „und sowohl wir als 
auch die Inhaber aller geistlichen und weltlichen Rangklassen 
haben es für gut befunden, den russischen Thron Ew. Majestät 
einzuhändigen und die Bedingungen, unter welchen Ew. Maj. 
die Regierung führen wird, abzufassen“ 3). Dem Volke gegen- 
über suchte man sich in doppelter Weise zu sichern; in der 
Einleitung zu den Konditionen *) und vor allem durch einen 
Brief, der schon in Moskau als von Anna ausgehend abgefaßt 
und von der Deputation fertig mitgenommen wurde, so daß 
ihn die Kaiserin nur abzuschreiben brauchte 5). Die endgültige 


1) In den meisten diplomatischen Berichten werden diese drei Per- 
sonen als Vertreter von O. G. R. Senat und Generalität bezeichnet (auch 
bei v. Bernhardi, Geschichte Rußlands II®, S. 104). In den offiziellen 
Akten jedoch nicht. In Wirklichkeit waren sie auch nur eine Vertretung 
des O. G. R. Vgl. auch anonyme Denkschrift, Michajlov S. 13, Punkt 9: 
„Und die Gesandtschaft zur Carin schickten sie aus ihren Familien“. 

2) oder wie der Verfasser der anonymen Anklageschrift (Theophan) 
formuliert: ‚Und so haben diese Herren im Namen des Volkes die Carin 
in Kurland und im Namen der Carin das Volk in Moskau betrogen“ (Mi- 
chajlov a. a. O. S. 14). 

3) Solovev XIX, 246. 

1) „und nach göttlichem Gesetz habe ich mich entschlossen, die Re- 
gierung auszuüben, und wünsche, daß sie zum Ruhme Gottes und zum 
Wohlergehen unseres ganzen Staates und aller unserer Untertanen dienen 
möge“ (nach Korsakov 8.17). 

5) Die wichtigste Stelle lautet: Anna nimmt den Thron an und 
verspricht zu regieren, ‚so daß alle unsere Untertanen, weltliche und 
geistliche, zufrieden sein sollen. Aber da zu dieser meiner Absicht tüchtige 
Ratgeber nötig sind, wie sie auch in allen Staaten ihr Amt ausüben, so 
habe ich deswegen vor meiner Thronbesteigung für notwendig befunden, 
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Fassung der Konditionen lautete: „Deshalb geloben wir hier- 
mit auf das beste, daß meine erste Hauptsorge und Mühe sein 
wird, nicht nur für die Erhaltung, sondern vielmehr für die 
äußerste mögliche Ausbreitung unseres rechten Glaubens grie- 
chischer Konfession zu sorgen, ebenso nach Annahme der Krone 
Rußlands keine Ehe einzugehen und keinen Nachfolger während 
meines Lebens noch für den Fall meines Todes zu bestimmen. 
Ferner geloben wir, sintemalen die Sicherheit und das Glück 
jedes Staates von guten Ratgebern abhängt, deswegen den 
jetzt schon bestehenden O.G. R. immer auf 8 Mitgliedern zu 
erhalten und ohne seine Zustimmung 

1. mit niemandem Krieg anzufangen, 

2. keinen Frieden zu schließen, 

3. unsere treuergebenen Untertanen mit keinen neuen 
Steuern zu belasten, 

4. in die wichtigen Stellungen sowohl im Zivildienst als 
auch im Landheer und der Marine über den Oberstenrang hinaus 
keine Ernennungen vorzunehmen, in den unteren Rang- 
klassen in wichtigen Angelegenheiten keine Anordnungen zu 
treffen, die Garde und das übrige Heer unter der Verfügung 
des O. G. R. zu lassen. 

5. dem niederen Adel Leben, Besitz und Ehre ohne Richter- 
spruch nicht zu nehmen, 

6. Erb- und Dienstgüter nicht zu verleihen, 

7. ın die Hofämter weder Russen noch Ausländer ohne 
Rat des O. G. R. zu befördern, 

8. die staatlichen Einkünfte nicht als Ausgaben zu ver- 
brauchen und alle unsere treuergebenen Untertanen in unserer 
unwandelbaren Huld zu behalten. Aber wenn ich etwas von dem, 


zum Wohle des Russischen Reiches und zur Zufriedenheit unserer treu- 
ergebenen Untertanen, damit jeder klar erkennen möge den heißen Eifer 
und den guten Willen, den wir für unser Vaterland und unsere treuergebe- 
nen Untertanen hegen — so weit es die Zeit zulieB — aufzuzeichnen, auf 
welche Weise wir die Regierung zu führen gewillt sind“ (Solovev XIX, 252). 
Der von A. Byčkov, Russkaja Starina 1877, Bd. 18, S. 511—512, ver- 
öffentlichte eigenhändige Entwurf V. L. Dolgorukijs zu diesem Briefe 
kennzeichnet in treffender Weise die Hast und Aufregung der Verchovniki 
am 19. Januar. 
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was ich hiermit gelobe, nicht ausführe und halte, dann will 
ich der russischen Krone verlustig gehen“ !). 

Der Brief und auch die „Konditionen“ wurden von allen 
Mitgliedern des O.G.R. unterschrieben. Nur unter den Kon- 
ditionen fehlte ein Name ?): Ostermann hatte sich trotz mehr- 
maligen Drängens hartnäckig geweigert zu unterzeichnen. Auch 
Golovkin gibt offen seinen Unwillen zu erkennen, „daß nur 
die fünf Männer allein den Brief und die Konditionen abge- 
schickt, aber den anderen nichts davon gesagt hätten “?). 
Die übrigen Verchovniki lassen sich dadurch aber nicht ein- 
schüchtern, und noch spät am Abend des 19. Januar macht 
sich die Deputation auf den Weg {). 

Ehe wir die Ereignisse weiter verfolgen, müssen wir uns 
eine Frage vorlegen, deren Beantwortung wichtig ist zur Kritik 
der Absichten D. M. Golicyns, denn auf ihn, den Urheber der 
Konditionen, kommt es eigentlich an: die Frage nach der Ent- 
stehung der Konditionen. Fast alle Forscher, die sich mit den 
Konditionen beschäftigt haben), sind der Ansicht, daß sie nach 
schwedischem Vorbild gestaltet sind®). Besonders zum Aus- 
druck gebracht ist diese Anschauung von dem schwedischen 
Historiker Harald Hjärne, der sie geradezu zur These seiner 
Untersuchung gemacht hat?), und im Anschluß an ihn von 
Miljukov, der die äußersten Konsequenzen zieht®). Für den 


1) Solovev XIX, 246—247. 

2) Kaëpirev a. a. O. S. 10. 

3) Ibid. S. 11. 

4) Die Pässe aus dem Auswärtigen Kollegium für die Deputation 
lauteten ‚‚für V. L. Dolgorukij und die übrigen mit ihm wegen gewisser 
Angelegenheiten in das Herzogtum Kurland geschickten Per- 
sonen“ (Korsakov S. 15). Vgl. auch Russkij Archiv 1909, I, 418. 

£) Solotev bildet auch hier wie später in der Frage des Projektes 
Golicyn eine Ausnahme. 

6) Stebal’skij, Russkij Vöstnik 1859, 8.62. Karnovid, Oteëest- 
vennyja Zapiski 1872. CXCX. S. 224— 227, 232 — 233. Korsakov 
8. 284—285. v. Bernhardi, Geschichte RuBlands II! S. 402. 

?) Ryska konstitutionsprojekt år 1730 efter svenska förebilder. 
Historisk Tidskrift 1884, Stockholm, S. 235—238. 

8) „Verchovniki und Sljachta“ im Sammelband „Aus der Ge- 
schichte der russischen Intelligenz“ Petersburg 1903, S. 7—11. 
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letzteren steht fest, daß „ungeachtet der eiligen Zusammen- 
stellung der ersten Redaktion der Punkte aus allem zu sehen 
ist, daß ihr Inhalt reiflich und lange überdacht war — natür- 
lich von D. M. Golicyn“. Er kommt zu dieser Erkenntnis eben 
auf Grund der Annahme, daß die Konditionen nach schwedi- 
schen Vorbildern gestaltet sind. Und diese wurden D. M. Golicyn 
zugänglich gemacht durch den Vize-Präsidenten des Kommerz- 
kollegiums, den Holsteiner Fick 1). Unseres Erachtens hat man 
den Einfluß Ficks auf Golicyns politische Anschauungen stark 
überschätzt. Es ist zu natürlich, daß Fick, der notorisch eitel 
war 2), als er sich während des Staatsstreichs der Verchovniki 
in Petersburg aufhielt, seine Beziehungen zu dem Führer der 
Bewegung besonders betont haben wird. Aber weder sind von 
Golicyn selbst Äußerungen über Ficks Einfluß auf ihn erhalten 
noch konnte die Untersuchungskommission etwas anderes ent- 
decken als nur, daß ‚‚kein crimen sondern nur Discursen sans 
Consequance‘ vorlägen®). Das einzig feststehende ist, daß 
D. M. Golicyn, während er das Präsidium des Kommerzkolle- 
giums innehatte, sich mit Fick oft unterhalten hat; wahrschein- 
lich auch über die schwedische Staatsverfassung. Möglich ist 
sogar, daß Fick ihm die Verfassung von 1720 in kurzen Zügen 
skizziert hat *). Aber daraus ist nicht der Schluß zu ziehen, 
daß gerade diese Skizzen D. M. Golicyn bei seinem Plan am 
19. Januar vorgelegen haben. Bestärkt werden wir in unserer 
Ansicht noch durch einen Vergleich der Konditionen mit der 
Konungaförsäkran und Regeringsform von 1720, wie ihn Hjärne 


1) Ibid. S. 15—21. 

!) Vgl. Eckardt, Jungrussisch und Altlivländisch, S. 335: ,,Von 
diesen nun rühmte sich der Vizepräsident, daß er dieselben erfunden und 
angegeben“, und Münnich soll dazu gemeint haben, „daß er solche zu 
ersinnen Salomos Weisheit haben müßte“. Vgl. auch Ficks eigene 
Angaben über seine standesgemäße Verhaftung. Ibid. 

3) Eckardt a. a. O. S. 319. 

4) S. 20 a. a. O. spricht Miljukov die Ansicht aus, daß D. M. Golicyn 
durch Fick neben der Verfassung von 1720 besonders über die von 1634 
orientiert worden sei. ,, Über diese Verfassung sprach Fick mit Golicyn 
lange vor der Zeit, ehe beide genaue Nachrichten über die Umwälzung 


von 1720 erhielten.“ Nun ist aber Golicyn bis 1721 in Kiev 
gewesen! 
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und Miljukov ziehen !). Für uns ist gerade durch die Neben- 
einanderstellung der Konditionen mit den Zitaten aus den 
schwedischen Verfassungsurkunden die Unabhängigkeit der 
Konditionen von schwedischen Vorbildern erwiesen, es sei denn, 
daß Hjärne und Miljukov der Ansicht sind, die Bestimmungen 
über Krieg und Frieden, rechtes Gericht und neue Steuern 
müßten gerade den schwedischen Wahlkapitulationen ent- 
nommen sein. Für diese Punkte konnte sogar die eigene Ver- 
gangenheit als Muster gedient haben. Denn es ist kein Zufall, 
daß in den zeitgenössischen Schilderungen über Rußland, in 
denen als Gewährsmänner Angehörige der Altrussenpartei an- 
gegeben sind, die Bestrebungen der Bojaren, den Absolutismus 
einzuschränken, einen ziemlich breiten Raum einnehmen. 
Strahlenberg weiß sogar den Inhalt der Wahlkapitulationen der 
Caren Vassilij Suiskij und Michail Romanov anzugeben 2). 
Die Bestimmungen der übrigen Punkte (4, 6, 7, 8) möchten 
auf den ersten Blick ungewöhnlich erscheinen, bieten aber für 
den, der die monströse Entwicklung des O.G. R. zur all- 
umfassenden, alle Machtbefugnisse in sich konzentrierenden 
Behörde, besonders unter der Regierung des kaiserlichen Knaben, 
beobachtet hat, durchaus nichts Neues. Während unter der 
Regierung Katharinas I. der O. G. R. sich im großen Ganzen 
innerhalb des Kompetenzkreises hält, der ihm durch den Grün- 
dungsukaz *) und das Gutachten des Herzogs von Holstein 


(mnönie ne v ukaz) ‘) gezogen worden ist, verläßt er ihn un- . 


1) Hjärne und Miljukov begehen dabei unseres Erachtens den Fehler, 
die letzte Redaktion der Konditionen für das Werk Golicyns zu halten unter 
Vernachlässigung der sicheren Zeugnisse über die Mitarbeit V. L. Dolgorukijs. 

2) Vgl. Strahlenberg, Historie der Reisen in Rußland usw. Leipzig 
1730, und die Denkschrift von Vockerodt, die im Jahre 1736 verfaßt, 
1872 von E. Herrmann unter dem Titel „Rußland unter Peter d. Gr.“ 
herausgegeben wurde. Vgl. R. Koser, Historische Zeitschrift Bd. 36, 
S. 670—677. 

3) Polnoe Sobranie Zakonov Nr. 4830. 

4) Sbornik LV, S.93 ff. Obwohl in diesen beiden Urkunden der 
freiwillige Verzicht der Kaiserin auf die selbständige Regierung ausdrück- 
lich betont ist (der O. G. R. soll „Ih. Majestät nur als Erleichterung von 
der schweren Regierungslast dienen‘‘), liegt in ihnen doch der Keim zur 
späteren Entwicklung. Im Punkt 10 findet sich schon die Bestimmung, 
daß neue Steuern im O. G. R. festgelegt werden sollen. 
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mittelbar nach dem Tode der Kaiserin, rechtlich gestützt durch 
das sogenannte Testament Katharinas I., das ihm neben den 
Angehörigen der kaiserlichen Familie die Regentschaft mit 
allen monarchischen Rechten einräumt :). Nachdem der mo- 
narchische Faktor durch bewußte Zurückdrängung von Seiten 
des O. G. R. 2) und durch eigene Schwäche 3) ausgeschaltet ist, 
gelangt der O. G. R. durch die Aufhebung der Erbgutskanzlei 
der Kaiserin (votéinnaja kanceljarija Imperatricy), des Kabinetts 
Ihrer Majestät und der Preobraiensker Kanzlei®) und endlich 


1) Polnoe Sobranie Zakonov Nr. 5070, P. 4. Hier wird auch dem 
O. G. R. das Recht der Kooptation zugesprochen, das die oligarchische 
Verknöcherung erst recht möglich machte. 


s) Vgl. das Vorgehen Mensikovs gegen den Herzog von Holstein 
(Vjazemskij, Der Oberste Geheime Rat, Petersburg 1909 (russ., S. 40—41) 
und die Cesarevnen (Filippov, Geschichte des Senates unter der Re- 
gierung des O. G. R. Jufev 1895, S. 63). 


3) Peter II. war bei seiner Thronbesteigung erst 12 Jahre alt. Als 
Beispiel für die Wandlung sei angeführt: während Katharina I. bei Er- 
nennungen hoher Beamten aus den vom O. G. R. vorgeschlagenen Kandi- 
daten einen auswählt (Sbornik LV, 46, 90, 134, 321 usw.), wird dies unter 
Peter zu einer reinen Formalität. Ja, Ostermann verlangt geradezu von 
den Ministern des O. G. R., daß „man genaue Beschlüsse fasse‘, einen 
Bericht „mit klarem Hinweis‘ einreiche, damit der junge Car der Schwierig - 
keit der Wahl überhoben sei (Sbornik LXXIX, 351). 


1) Dadurch bekommt der O. G. R. die Verfügung a) über Immobilien; 
vgl. z. B. Belohnung des Generalleutnants Levašev mit dem Alexander- 
Orden und 300 Höfen (Sbornik LXX1X, 486), Überweisung eines Hofes 
in Petersburg an Šafirov (Sbornik LXXXIV, 56, 70); Katharina verlieh 
Immobilien selbst durch ihr Kabinett (Polnoe Sobranie Zakonov Nr. 4966), 
b) über alle staatlichen Einnahmen und Ausgaben, deren Kontrolle sonst 
dem Kabinett zustand (Sbornik LXIII, 120, 127, 156; vgl. auch Polnoe 
Sobranje Zakonov Nr. 5105). Schon die Ukaze vom 15. Juli und 5. August 
41726 (P. S. Z. Nr. 4930 u. 4945) hatten den O. G. R. mit der Kaiserin in 
der Frage der Geldanweisung auf eine Stufe gestellt. Ferner wird be- 
stimmt, daß über wichtige neue Ereignisse (wenn der Feind einen Einfall 
macht, oder „über den Frieden‘), über die vorher in das Kabinett, d.h. 
unmittelbar der Kaiserin berichtet wurde, jetzt in den O. G. R. zu be- 
richten ist (P. S. Z. Nr. 5078). Durch Aufhebung der Preobraïensker 
Kanzlei (Sbornik 94, S. 448—451) wird der O. G. R. oberste jurisdiktio- 
nelle Instanz. 
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durch den Sturz des Fürsten Menšikov !) und den Tod des 
Grafen Apraksin ?) zu dem größtmöglichen Umfang von Macht- 
befugnissen, so daß von hier aus zu den Konditionen nur ein 
kleiner Schritt war, oder wie Filippov mit Recht formuliert 
hat: die Konditionen geben dem O.G. R. de jure das, was er 
de facto besaß ®). D. M. Golicyn wollte den O. G. R., so wie 
er unter Peter II. bestanden hatte, erhalten und ihn gleich 
wie Menšikov und nach ihm die Dolgorukij zur Grundlage und 
zum Deckmantel seiner eigenen Machtgelüste machen. So 
können unseres Erachtens mit Recht die Bestimmungen der 
ersten Redaktion, bei der noch am ehesten die Autorschaft 
D.M. Golicyns angenommen werden kann, aus der Geschichte 
des O. G. R. erklärt werden. 

Bei der zweiten und dritten Redaktion kann in keinem 
Fall von einem Werk D. M. Golicyns gesprochen werden, da 
der durchaus glaubwürdige Augenzeuge Stepanov beide Male 
die eifrige Mitarbeiterschaft des V. L. Dolgorukij bezeugt. Und 
hierdurch bekommen die Konditionen durchaus keine „rein 
ergänzenden“ Zusätze, wie Miljukov annimmt ®), sondern ihr 
Wesen wird geändert; sie bekommen einen gehässigen Cha- 
rakter 5). 

2) Dadurch geht die Verfügung über die miltärischen Ränge über 
den Oberstenrang hinaus an den O. G. R. über (Sbornik LXIX, 406); 
vgl. z. B. den Bescheid des Feldmarschalls Golicyn in der Frage, ob der 
Generalleutnant Cekin zum Korpskommandeur zu ernennen sei, „daß 
hierin der Wille der Herren Minister entscheidend sei“ (Sbornik LXXIX, 
319). 

3) Der O. G. R. nimmt nach dem Tode Apraksins, der Präsident des 
Admiralitätskollegiums gewesen war, die gleichen Befugnisse wie im Land- 
heer auch in der Marine in Anspruch (Sbornik LXXXIV, 663). 

3) Geschichte des Senats unter der Regierung des O. G. R. Jufev 
1895. S. 135—136. š 

4) Verchovniki und Sljachta S. 7. 

*) Es kommen hinzu die Bestimmungen, daß die Carin nicht heiraten 
und keinen Nachfolger ernennen darf, daß die Garde und die übrigen 
Truppen unter der Verfügung des O. G. R. stehen sollen. Zu Hofbeamten 
dürfen Russen und Ausländer nur mit Genehmigung des O. Q. R. ernannt 
werden. Und endlich die Schwurformel. Auch diese hat als besonderer 
Beweis für schwedisches Vorbild gedient; sie kann aber ebensogut nach 
polnischem Muster gestaltet sein. Vgl. Zeitschrift f. osteurop. Geschichte 
Bd. I, 8.395. Dem Sinne nach etwas Ähnliches hatten auch schon die 
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Wir glauben nicht fehlzugehen, wenn wir diese Zusätze 
gerade als das Werk von V. L. Dolgorukij ansehen, den wir 
auch als Verfasser des Briefes kennen gelernt haben, den die 
Kaiserin an den O.G. R. richtet. Wir sahen sein plötzliches 
Umschwenken in der nächtlichen Wahlversammlung. Sollte 
nicht sein ganzes Verhalten von dem Gedanken geleitet sein, 
an Stelle D. M. Golicyns sich im O.G. R. an die Spitze zu 
stellen, gleichsam auf den Schultern von Golicyn? Und so 
verbündet er sich zum Schein mit ihm, den er eben noch aufs 
heftigste bekämpft hat, arbeitet eifrig mit an den Konditionen, 
von denen er kurz vorher noch nichts wissen wollte, er tut 
alles, um sich das Vertrauen seines Feindes zu erwerben. Und 
D. M. Golicyn läßt sich so von seinem ganzen Auftreten be- 
rücken, daß er ihn zum Führer der Deputation nach Mitau 
macht. Jetzt hat V. L. Dolgorukij seinen Plan gefaßt. Sollte 
es ihm nicht gelingen, von neuem seinen persönlichen Einfluß 
auf Anna geltend zu machen und sich in ihr besonderes Ver- 
trauen einzuschleichen ? Noch aber steht ihm D. M. Golicyn 
im Wege, dem Anna für die Krone besonders dankbar sein wird. 

Seine Aufgabe muß es sein, Anna von Golicyn abzu- 

wenden, ihr zu zeigen, welch gefährlichen Pakt sie eingegangen 
ist, und sie dadurch um so fester an sich zu ketten. Dazu 
können ihm gerade die Konditionen dienen, für welche er die 
Initiative seinem Rivalen zuschieben kann. Gegen den Willen 
Golicyns, oder ohne daß dieser die Veränderung eigentlich 
merkt, macht er die Konditionen für die neue Carin beson- 
ders verletzend, mutet ihr den erniedrigenden Brief zu — 
alles im Namen D. M. Golicyns, den er verdrängen will, um 
später aus eigner Hand der Carin die Selbstherrschaft anzu- 
tragen, wo für ihn dann noch genug Platz als Günstling 
bleibt 1). 
Moskauer Bojaren gekannt. Wenn auch 1606 in der Zapis Vassilij Suiskijs 
diese Formel nicht enthalten war, so beriefen sich doch die Männer, die 
ihn stürzten, darauf, daß er seinen Verpflichtungen nicht nachgekommen 
sei. Vgl. Kljutevskij, Bojarskaja Duma S. 362. 

ı) Es sei betont, daß wir hier psychologische Kombinationen aus- 
sprechen, die aber gestützt werden durch das Verhalten V. L. Dolgorukijs 
am 49. Januar und in der Zeit von der Ankunft der Carin in Moskau bis 
zum Sturze des O. G. R. 
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I. Beginn der Opposition. 


Blickte Golicyn auf den 19. Januar zurück, so konnte er 
glauben, einen glänzenden Sieg errungen zu haben. Ohne 
eigentlich Widerstand zu finden, war er unbestritten die erste 
Person im O.G.R. Die Opposition der Dolgorukij, die ihn 
vorher noch so mit Sorge erfüllt haben mochte, war entkräftet, 
der Feldmarschall und vor allem der gefährliche V. L. Dolgo- 
rukij waren sogar offen zu ihm übergegangen. Doch in seiner 
Verblendung erkannte er nicht, wie teuer er diesen Sieg er- 
kauft hatte. Gerade durch sein Vorgehen am Morgen des 
19. Januar hatte er die Grundlage zu seinem Sturze gelegt. 
Dadurch, daß er die drei Prälaten von der Beratung aus- 
schloß, wollte er vor allem den verhaßten Erzbischof Theophan 
Prokopovič treffen, hatte aber auch den ihm wohlgesinnten Teil 
des Klerus beleidigt und in die Opposition gedrängt; und das 
sollte ihm später, als die Entscheidung bei den Massen des 
Kleinadels lag, teuer zu stehen kommen. Entscheidend aber 
war für sein Schicksal, daß er sich die eben erst gewonnene 
Bundesgenossenschaft Ostermanns verscherzte, die gerade durch 
die gemeinsame Feindschaft gegen die Dolgorukij bedingt war. 
Ein Bündnis zwischen D. M. Golicyn und V. L. Dolgorukij 
war für Ostermann unmöglich, weil damit seine Stellung aufs 
äußerste bedroht war. Auch hatte D. M. Golicyn schon erkennen 
lassen, wie weit er sich von dem dämonischen Dolgorukij um- 
garnen lassen würde, der es verstanden hatte, ihm die Kon- 
ditionen aus der Hand zu spielen und auf seine Weise umzu- 
gestalten. Die dritte Redaktion ist für Ostermann unan- 
nehmbar; und so trennt er sich wieder von Golicyn, um ihn 
dadurch von V. L. Dolgorukij loszureißen, oder ihn mit dem 
verhaßten Dolgorukij gemeinsam zu stürzen. Und endlich verlor 
D.M.Golicyn durch seinen engen Anschluß an die Dolgorukij die 
moralische Unterstützung aller derjenigen, die noch an die guten 
Absichten des ehrenwerten Fürsten geglaubt haben würden. 

Es mußte allgemein Besorgnis erregen, daß gerade die 
beiden Magnatenfamilien, die bisher immer ım Streit gelegen 
hatten, sich verbündeten !) und den O.G. R. noch mit An- 


1) Theophans Erzählung, Russkij Archiv 1909, I, 433. 
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gehörigen aus ihren Familien ergänzten 1). Sie hatten nicht 
umsonst bei ihrer Wahlversammlung den hohen Klerus und die 
übrigen Würdenträger ausgeschlossen. Sie planen einen An- 
schlag ?), der das Licht zu scheuen hat, und verfahren deshalb 
auch so heimlich?). Wie die Fürsten des Deutschen Reiches um 
die Mitte des 17. Jahrhunderts gegen die „oligarchia“ der Kur- 
fürsten protestieren und verlangen, ‚man solle nicht so hoch 
auf sieben Kerle sehen“, so geht hier der Protest gegen die 
sieben „Kurfürsten“ — Usurpatoren von den höchsten Würden- 
trägern und den von den Verchovniki zurückgedrängten übrigen 
fürstlichen Familien aus, die auch der Meinung sind, daß ihnen 
„allenthalben praejudicieret wird“ und daß ‚die Kurfürsten 
anderst nicht als eine oligarchiam zu stabilieren suchen“ $). 
Wenn überhaupt der Absolutismus eingeschränkt werden soll, 
dann wollen sie den ihnen mit Recht zustehenden Anteil an 
der Regierung des Landes haben. Ihr Publizist, der als Histo- 
riker berühmte V. N. Tatiščev, weist in beredten Worten auf 
die Schädlichkeit der deutschen Kurfürsten hin: sie haben das 
Deutsche Reich dem Untergange nahe gebracht, und deshalb 
dürfen die Russen nicht dulden, daß die Verchovniki das Bei- 
spiel der Kurfürsten nachahmen 5). Neben dem Theoretiker 


1) Anonyme Anklageschrift bei Kaëpirev, Pamjatniki I S. 13, Punkt 8. 

2) ,3arsñka‘ bei Theophan. 

3) Nach der Meinung ihrer Ankläger haben sie die Prälaten vor der 
Beratung fortgeschickt, um sich deren Kontrolle zu entziehen. Am 20./31. I. 
beschließt der O. G. R., daß in Moskau für die neue Carin, im Lande aber 
wie früher für Peter II. und seine Braut gebetet werden soll! (Korsakov 
4106). Moskau wird vollkommen isoliert, indem man die Stadt mit einem 
Ringe von Truppenabteilungen umgibt und niemanden in den nächsten 
drei Tagen aus der Stadt herausläßt. Der Postverkehr ist natürlich für 
diese Zeit auch aufgehoben. 

4) Über den ständischen Kampf der Reichsfürsten gegen das Kur- 
kollegium vgl. R. Koser, Historische Zeitschrift Bd. 96 (1906) S. 197—199. 
Von der „Oligarchie“ der Verchovniki hat schon Theophan gesprochen. 
(Russkij Archiv 1909, I, 433.) 

+) Vgl. seine Denkschrift „Freiwillige und einmütige Beratung des 
versammelten russischen Adels über die Regierung des Staates“, im 
Literatur-Sammelband ,,Utro“, Moskau 1859 (russisch), S. 369: „Wir 
müssen vor allen Dingen beachten, daß hierdurch (durch die Erwählung 
des Kaisers) die Kurfürsten so stark geworden sind, daß der Kaiser keine 
Macht mehr hat, sondern sie sind die Herren geworden. Und da sie oft 
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der ständisch-fürstlichen Libertät steht der Vertreter des gott- 
gewollten Absolutismus, der Erzbischof Theophan Prokopovič 1). 
Er hat schon unter Peter d. Gr., dessen begeisterter An- 
hänger er war, das Recht der von Gott stammenden und Gott 
allein verantwortlichen Herrschergewalt betont in eigenartiger 
Verknüpfung mit den von ihm auch vertretenen Anschauungen 
des Naturrechts. Die Hauptstütze Peters im Kampfe gegen 
den reaktionären „papistisch‘“ gesinnten Klerus, der in dem 
Caren, dem energischen Vertreter des Gedankens der weltlichen 
Obrigkeit, protestantische Anschauungen wittert, hat er ihm 
auch seine geistigen Waffen geliehen im Kampfe gegen das 
oppositionelle Bojarentum, das sich im Bunde mit dem papisti- 
schen Klerus um den Carevië Aleksëj geschart hat ?2). Während 
der Herrschaft des O. G. R., da alle die von ihm bekämpften 
Elemente Oberwasser gewannen, hat er erkannt, daß dem Werk 
seines Meisters der Untergang droht ?). In dem Eintreten für 
die Reform, für den Absolutismus im Sinne Peters d. Gr., 
verteidigt er sich selbst; mit ihm steht und fällt er. 
Mit dem ganzen Feuer seiner Leidenschaft geht der Klein- 
russe in den Kampf; jetzt ist seine Stunde gekommen. Von 


uneins sind, so verringert sich das Reich von Stund an und seine Nachbarn 
werden stark und reißen Stück für Stück auf allen Seiten ab“. Über 
Tatiëëevs Lebensgang und Bedeutung für das russische Geistesleben vgl. 
die Monographie von Nil Popov, Tatiščev und seine Zeit. Moskau 1861 
(russisch ) und die treffliche Charakteristik bei Miljukov, „Hauptströmungen 
des russischen historischen Denkens‘ (russisch) Moskau 1898, S. 20 ff. 

1) Über ihn siehe Čistovič, Th. Prokopovič und seine Zeit (russisch). 
Petersburg 1868, und Morozov, Th. Prokopovič als Schriftsteller im Žurnal. 
Minist. Narodnago Prosvéëtenija 1880, II—IX. 

2) Vgl. seine Schriften „Über die Macht und Ehre des Monarchen‘ 
und besonders ,, Über das Recht der Monarchen in willkürlicher Bestellung 
der Thronfolge“, 1724 in deutscher Übersetzung in Berlin erschienen. 

3) Im Jahre 1728 erscheint unter der Mitarbeit von D. M. Golicyn, 
Apraksin und Golovkin der „Fels des Glaubens“, ein Pamphlet gegen den 
Protestantismus und die Reformen Peters d. Gr., durch das man auch 
die in russischen Diensten stehenden, überwiegend protestantischen Aus- 
länder zu treffen gedachte. Hand in Hand damit ging eine verstärkte 
katholische Propaganda, die von der Pariser Sorbonne inauguriert war 
und sich des besonderen Schutzes des spanischen Gesandten De Liria 
erfreute. Vgl. Comte Dmitry Tolstoy, Le Catholicisme Romain en Russie 
Paris 1863, I, 1641. und Pierling, La Sorbonne et la Russie. 
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der Kanzel herab und in Flugschriften 1) wird er auf das gefähr- 
liche Treiben, auf den Anschlag dieser achtköpfigen Gesellschaft 
hingewiesen und dem erschreckenden Adel mit Zuhilfenahme 
von Beispielen aus alter und neuer Geschichte ?) und auch aus 
der Zeit der Wirren die Schrecken eines kommenden Bürger- 
krieges, das Unglück einer neuen Sieben-Bojarenherrschaft gemalt 
haben. 

Doch nicht alle trauen seinen Worten; noch möchten sie 
an die guten Absichten, wenigstens bei D. M. Golicyn glauben. 
Die Aussichten, das Leben eines polnischen oder englischen 
Adligen zu führen, das viele von ihnen mit eigenen Augen ge- 
sehen haben, sind doch zu verlockend. Und nun ergeht man 
sich in Vermutungen über die von den Verchovniki geplante 
Verfassung. Man hat nur einige Gerüchte gehört: die frühere 
Willkürherrschaft soll beseitigt werden; der Adel soll nicht 
mehr ohne Richterspruch geknutet und gefoltert werden kön- 
nen; die Carin wird nicht mehr souverän sein, sie hat keine 
Macht über dasGeld mehr, sie kann sich keine Höflinge halten. 

Wie sich die Pläne der Verchovniki in den Köpfen des 
ihnen wohlgesinnten Adels widerspiegelten, zeigt der Bericht, 
den der Brigadier Kozlov dem Gubernator Volynskij in Kazań 
machte 3): 

„Jetzt haben wir eine regelrechte ordentliche Regierung des Staates 
bekommen, wie sie nie gewesen ist, und jetzt werden die Dinge ihren geraden 
Weg gehen, und schon braucht man Gott um nichts anderes zu bitten, als 
daß unter den Magnaten Einigkeit sei. ... Es gibt einige Schelme, die sich 


zu Schaffen machen und sie zu hindern suchen, aber sie werden nichts 
ausrichten; und von allen philosophiert am meisten Aleksëj Michajlovič 


1) Als Flugschrift Theophans möchten wir das im Nachlaß des Guber- 
nators Volynskij gefundene Schriftstück ansehen (abgedruckt bei Kaëpirev, 
Pamjatniki II, 209—211), das sich als Brief eines Adligen an einen Kame- 
raden ausgibt, durch seine langen, paragraphenartig eingeteilten Aus- 
führungen und die rückhaltlose Darstellung der Schwächen des russischen 
Adels aber mehr den Eindruck einer Agitationsschrift gegen die Verchovniki 
und für den Absolutismus macht. Die kräftige prägnante Sprache atmet 
ganz den Geist der Schriften Theophans. 

2) Vgl. die Stellen in der anonymen Anklageschrift über die Wahl 
Vassilij Suiskijs und über die englische Revolution, Kaëpirev, Pamjatniki 
I, 15. 

3) Kaspirev, Pamjatniki II, 211—212. 
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(Čerkasskij) mit seiner winzigen Partei (partiška); aber er wird nichts 
ausrichten und es wird nichts zustande kommen. Und mit der Carin hat 
man es sO festgesetzt, daß, wenn sie auch im geringsten nicht so handelt, 
wie es ihr vorgeschrieben ist, dann schickt man sie einfach wieder nach 
Kurland zurück, und deswegen möge sie zufrieden sein, daß sie russische 
Carin ist: damit hat sie übergenug. Man weist ihr 100 000 an und damit 
kann sie zufrieden sein ... und darüber hinaus kann sie sich nichts nehmen, 
es sei denn, der O. G. R. erlaubt es ihr. Und dann darf sie niemandem 
Landgüter oder Geld geben, und damit nicht genug, auch nicht die geringste 
Tabaksdose darf sie sich aus dem Staatsschatz überhaupt nehmen, noch 
jemandem geben, und was sie braucht, das wird man ihr auf Grund einer 
Liste geben. 

Aber das Beste von allem ist, daß sie an ihrem Hofe nunmehr keine 
Verwandte haben und sonst niemanden an den Hof nehmen darf, es sei 
denn, der O. G. R. erlaubt es ihr. ... Und daß man sie zur Kaiserin gemacht 
hat, das ist nur für die erste Zeit, um ihr Brei um den Mund zu streichen.“ 

Ein anderer weiß von Äußerungen der Verchovniki zu melden. 
So hat D. M. Golicyn den dänischen Gesandten Westphalen ge- 
fragt, welche Verfassung besser sei, die englische oder die schwe- 
dische; woraufW.ihm von der englischen ganz abgeraten hat). 

Ohne Zweifel plant Golicyn, der allgemein als großer Staats- 
mann gilt und von dessen engen Beziehungen zu Fick man 
Kenntnis hat, eine Verfassung nach schwedischem Muster. Wer 
nun in Schweden war, oder die schwedische Verfassung kennt, 
gıbt seine Kenntnis zum besten. Und so gehen die Gerüchte 
von Mund zu Mund, um dann immer mehr anzuschwellen, bis 
wir sie in den Berichten der fremden Gesandten feste Form 
annehmen sehen ?). Aber die Generalität und der Senat, die 
schon in den letzten Jahren das bedrohliche Übergewicht des 
O.G. R. gefühlt haben 3) und die auch jetzt schon mehr von 

1) Bericht Westphalens vom 22. 1./2. Il. bei Korsakov, Beilagen S. 73. 

2) So beurteilen wir die Verfassungsprojekte bei De Liria, Magnan, 
Rondeau, Lefort; vgl. dazu weiter unten (Kap. IV) die Kritik des ,,Ver- 
fassungsprojektes Golicyn“. 

3) Vgl. die Ausführungen Filippovs in seiner Geschichte des Senates 
unter der Regierung des O. G. R. S. 145—224 und passim, die durch die 
Kritik Aleksdevs „Legende von den oligarchischen Bestrebungen des 
O. G. R.“ (russisch), Moskau 1896, auf das richtige Maß zurückgeführt 
worden sind. Dokumentiert ist aber das Streben des O. G. R., sich von 
den übrigen Rangklassen abzusondern durch den Ukaz vom 26. Februar 
1728 (P. S. Zakonov Nr. 5245), auf Grund dessen die Wirklichen Geheimen 


Räte, die im O. G. R. sitzen, den Vorrang vor den ihnen nach der Rang- 
tabelle gleichstehenden Generalen en chef haben sollen. 
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dem Anschlag der Verchovniki wissen +), lassen sich durch diese 
„Verfassungspläne“ der Verchovniki nicht verlocken. Ihre 
Haltung wird immer drohender. Allnächtlich, denn am Tage 
wagen sie es nicht, halten sie Versammlungen bei einem der 
angesehensten Männer ab. Die Oligarchen erfahren davon und 
drohen mit Gewalt; ihre Drohung schreckt aber nur die Furcht- 
samen. Ihre gefährlichsten Gegner, die Führer der Generalität, 
suchen sie gütlich auf ihre Seite zu ziehen, laden sie zu sich 
ein und beschwichtigen sie. Die Konditionen seien nur eine 
Formsache; sie wollten erst die Zustimmung der Kaiserin haben. 
Wenn diese eingetroffen sei, dann wollten sie gemeinsam mit 
ihnen die neue Verfassung beraten 2). Aber die Erregung läßt 
sich nicht bannen. Die Verchovniki erwarten mit Ungeduld die 
unterzeichneten Konditionen 8) und sind hocherfreut, als sie 
‚endlich am 1. Februar eintreffen 4). Ungesäumt berufen sie auf 
den folgenden Tag alle Würdenträger zur Versammlung, und 
damit das Fehlen Ostermanns nicht auffalle ®), suchen sie ihr 


1) D. M. Golicyn hatte einige von ihnen am 19. Januar zurückrufen 
lassen und ihnen- Mitteilung gemacht (vgl. oben 8.30); und sollte die 
Aussage des Fürsten Dolgorukij auf einem Irrtum beruhen, so ist immerhin 
als sicher anzunehmen, daß der Kanzler Golovkin, der mit demVorgehenseiner 
Kollegen nicht einverstanden war, seinen Söhnen und seinem Schwiegersohn 
Jaguzinskij von der Absicht D. M. Golicyns Mitteilung gemacht hat. 

3) Theophan, Russkij Archiv 1909, I, 436. 

3) V. L. Dolgorukij hatte am 26. I./6. II. den Verchovniki geschrie- 
ben, er wolle die Konditionen selbst mitbringen; aber dies dauerte ihnen 
zu lange, sie befahlen ihm durch ein Reskript, die Konditionen so schnell 
wie möglich durch den General-Major Leont’ev nach Moskau zu schicken. 
Vgl. die Anmerkungen Jazykovs zu den Memoiren De Lirias, wiederab- 
gedruckt im Russkij Archiv 1909, I, 421 und Korsakov S. 108/109. 

4) Der Kurier, welcher die Nachricht brachte, daß die Carin unter- 
zeichnet habe, bekam als Geschenk 100 Rubel. Korsakov, ibid. Magnan . 
berichtet, Leont’ev (der die Konditionen überbracht hatte) sei zum 
General-Leutnant befördert worden (Sbornik LXXV, 482). 

s) Wratislaw berichtet am 2./13. II., daß Ostermann ,,sich aller rath- 
schläge enthaltet ... umb nicht dem mit einzustimmen, was die andern 
zu bescheinigung des absoluten gewalts hiesiger Regierung für das künftige 
haben einführen wollen: wie weit es aber damit gehe, ist von niemandem 
noch so leicht zu erfahren, vorläufig aber ist, daß man dem Baron Oster- 
mann erst vorgestern noch stark zugesetzt, und er gegen denjenigen, 
welcher zu seinem Kranken-bett geschicket worden, sich biß dahin ge- 
weigert, daß er ehender seinen Abschied nehmen wollte“. 
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Vorgehen als streng nationales Werk zu bezeichnen, indem sie 
ausdrücklich alle Ausländer ausschließen +1). 

Weder diese Maßregel noch die entgegenkommende Art bei 
Berufung der Versammlung ?) vermochten die Wolken zu ver- 
scheuchen. Der Krem!’, in dem die „Beratung“ über die Staats- 
verfassung stattfinden sollte, glich einem Feldlager. Auf den 
Höfen und in den Gängen, überall blitzten den Erschienenen 
die Bajonette der Soldaten entgegen. Es war ganz wie bei der 
Proklamierung Katharinas I. zur Carin und bei der Verlobung 
des jungen Caren mit der Fürstin Katharina Dolgorukaja ?). 
Und um jede Opposition im Keime zu ersticken, statuieren 
die Verchovniki zunächst ein Exempel. Mitten aus der Ver- 
sammlung heraus lassen sie den General JaguZinskij wegen 
Staatsverrates gefangen abführen, nehmen ihm Degen und 
Ordensband und werfen ihn ins Gefängnis ¢). Eine Beratung 


1) Korsakov S. 116, Anm. Von 172 Mitgliedern der russischen 
Generalität im Jahre 1730 waren 50 Ausländer, zum großen Teil Deutsche. 
Vgl. die Liste im Osemnadcatyj věk III, S. 162 ff. 

2) Es hieß in der Einladung nicht, wie üblich, „der O. G. R. befiehlt 
(ukazyvaet)‘, sondern „beruft (prizyvaet)‘ zur Versammlung. Korsakov 
a. a. O. und Theophan a. a. O. S. 436. Es kann jetzt, nachdem bei Korsa- 
kov die offiziellen Akten veröffentlicht worden sind, kein Zweifel mehr 
über die Datierung bestehen. Aus den Akten und sogar schon aus einigen 
Diplomatenberichten (z. B. Lefort, Sbornik V, 349) geht hervor, daß die 
Versammlung am 2./13. Februar und nicht, wie Solovev (S. 251) und 
v. Bernhardi (S. 109) annehmen, am 3./14. stattgefunden habe. Sollte 
sich Solovev, der doch auch die Akten in Händen gehabt hat, durch 
Theophan, der auch den 3. Februar angibt, haben beeinflussen lassen ? 

2) Theophans Erzählung, Russkij Archiv 1909, S. 437. Über die 
Vorgänge bei der Thronbesteigung Katharinas I. siehe I. Haller, Russ. 
Revue Bd. 30, 1890; bei der Verlobung Peters II., Bericht De Lirias 
Oesmnadcatyj věk II, 204. 

*) Jaguäinskij, der nach den Aussagen der Dolgorukij im Jahre 1739 
(bei Solov6v XIX, 253—254) in der Nacht zum 19. Januar selbst für eine 
Beschränkung des Absolutismus eingetreten war, hatte, vielleicht über 
seine Ausschließung von der Wahlversammlung empört, am andern Tage 
seinen Adjutanten Sumarokov zu Anna geschickt, um sie über die Ab- 
sichten der Verchovniki aufzuklären, und ihr seine Hilfe angeboten, wenn 
sie sich absolut machen wolle. Sumarokov, der wegen der auf allen Wegen 
um Moskau herum aufgestellten Wachtposten wahrscheinlich einen Umweg 
machen mußte, kam erst am 27. Januar in Mitau an, während die De: 
putation schon seit dem 25. dort war (vgl. Bericht V. L. Dolgorukijs an 
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hatten die Verchovniki auch gar nicht beabsichtigt; das war 
nur List gewesen. Die Versammlung sollte nur ein Protokoll 
unterzeichnen, in dem gesagt war, daß sie die Konditionen an- 
erkenne. 

Zunächst wurden der Brief der Carin und die Konditionen 
verlesen, unter denen von Annas Hand die Worte standen: 
„Hiermit gelobe ich Alles ohne Ausnahme zu halten 1)“. Wenn 
schon die zuversichtliche Stimmung der Verchovniki Verdacht 
erregt hatte ?2), so kam jetzt die furchtbare Gewißheit. Alle 
Träume von englischer, polnischer oder schwedischer Ver- 
fassung waren wie ein Kartenhaus zusammengefallen. Das war 
mehr, als ihre schlimmsten Befürchtungen sie je hätten ver- 
muten lassen. Die gewählte Carin hat überhaupt kein Recht 
und statt ihrer diese acht Gewalthaber, die ihr die Macht unter 
dem Schein eines freiwilligen Vertrages geraubt haben. Und 
wenn sie ihnen nicht zu Willen ist, dann wollen sie ıhr die 
Krone nehmen, „wie der Spitzbube dem Bauer die Mütze vom 
Kopfe reißt“ 3). 

Jetzt ist wirklich zur Wahrheit geworden, daß sie alle der 
Tyrannei zweier Familien auf Gnade und Ungnade ausgeliefert 
sind; denn wo sind die Bestimmungen in den Konditionen, die 


den O. G. R. vom 28. I. 1730 im Russkij Archiv 1909, I, 422). Dadurch 
sind auch die Nachrichten der Gesandten hinfällig, daß Sumarokov noch 
vor der Deputation in Mitau angelangt, aber von Anna dem V. L. Dolgo- 
rukij zur Bezeugung ihres guten Willens ausgeliefert worden sei (Magnan, 
Sbornik LXXV, 482—483; De Liria, Osemnadcatyj věk III, S. 39; auch 
Wratislaw vom 5./16. II.). Korsakov bezweifelt, ohne Gründe anzu- 
geben, die Nachricht, daß Jagužinskij aus der Versammlung heraus am 
2. Februar verhaftet worden sei und meint, man dürfe doch Golicyn nicht 
für so naiv halten (S. 124). Dagegen wäre zu erwidern, daß die Verchovniki 
selbst in einem Reskript an V. L. Dolgorukij (Russkij Archiv 1909, I, 423) 
schreiben, „wir verhafteten Jagu%inskij in Gegenwart der ganzen Ver- 
sammlung‘ (upa co6panix BCSI) und daß die Versammlung selbst in 
der vor ihren Augen sich vollziehenden Verhaftung durchaus keine ,,naive“ 
Handlung Golicyns sah. Im Gegenteil wäre Golicyn bei dieser energischen 
Haltung geblieben, würde vielleicht der Ausgang ein anderer ge- 
worden sein. 

1) Solovev XIX, 252. 

2) Nach Theophans Erzählung leuchteten ihre Gesichter vor Freude. 

3) Anonyme Anklageschrift P. 14.. Ka3pirev, Pamjatniki I, 14. 
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sie vor der Ungerechtigkeit der Verchovniki schützen können ?!) 
Das Schicksal JaguZinskijs redet eine zu deutliche Sprache. 

Es klang fast wie Hohn, als D. M. Golicyn in seiner An- 
sprache erklärte: ‚Seht ihr, wie gnädig unsere Carin ist! Die 
Gnade, die wir von ihr erhofften, hat sie unserem Vaterlande 
erwiesen. Gott hat sie zu diesem Schreiben angetrieben. Von 
nun an wird Rußland glücklich und blühend sein!“ Er mochte 
ein bestätigendes Kopfnicken oder Beifallsgemurmel erwartet 
haben; aber eisiges Schweigen folgte seinen Worten. „Und 
selbst diejenigen, welche am Tage vorher sich großen Nutzen 
von der Versammlung versprochen hatten, ließen die Ohren 
hängen wie arme Esel‘, berichtet Theophan in seiner drastischen 
Art. Nur einer brachte mühsam hervor: „Ich weiß nicht und 
wundere mich sehr, weshalb die Kaiserin auf den Gedanken 
gekommen ist, so zu schreiben “‘?). 

Als jedoch die Verchovniki Unterzeichnung eines Protokolls 
verlangen, in dem von dem Dank der Versammelten für die 
„unaussprechliche Gnade“ der Kaiserin und von der „ein- 
stimmigen Erklärung, daß sie mit dieser Gnadenbezeugung 
vollkommen zufrieden sind“, die Rede ist®), da bäumt sich 
doch ihr Selbstbewußtsein auf. Die vornehmsten Würdenträger, 
an ihrer Spitze der Senator Fürst A. M. Cerkasskij, stellen die 
Verchovniki zur Rede: Wie es denn mit der Staatsverfassung 
werden solle? D. M. Golicyn, wie ein auf einer Lüge ertappter 
Schulknabe, wird verlegen; darauf war er nicht gefaßt. Denn 
sein einziger Verfassungsplan sind die Konditionen, die von der 
Versammlung mit so unverhohlenem Unwillen aufgenommen 
worden sind. Soll er sagen, die Konditionen seien der Ver- 
fassungsplan ? 4) Dadurch würde er ohne Zweifel die allgemeine 


1) Lefort 26. I./6. II., Sbornik V, 347: „Qui nous répond que par 
les temps au lieu d’un souverain nous n’aurons pas autant des tyrans en 
la personne de chaque membre de ce corps. .. Nous n’avons pas des loix 
établies, qui pourront servir de base à ce corps, s’ils font eux mêmes les 
loix, chaque moment ils pourront les reprendre et la Russie deviendra un 
brigandage." 

2) Theophan a. a. O. S. 437. 

2) Korsakov S. 122. 

+) So hätte er nach Kljutevskijs Meinung (Vorlesungen IV, 373) 
antworten sollen. 
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Erregung gegen sich entfesselt haben. Er sieht ein, daß er 
einlenken muß; und um sein Versprechen zu erfüllen, macht 
er der Generalität den Vorschlag, „im Streben nach dem 
allgemeinen Nutzen für den Staat und dessen Wohlergehen 
ein Projekt aufzusetzen und am andern Tage einzu- 
reichen“ 1). 

Damit hat er das Heft aus der Hand gegeben; aus der 
Aggressive ist er in die Defensive versetzt. Auch die Versamm- 
lung gewinnt, da sie die Verlegenheit der Verchovniki be- 
merkt 2), mehr Festigkeit. Man verlangt noch einmal den In- 
halt der Konditionen zu hören und erklärt, das Protokoll nicht 
schon am 2. Februar, wie D. M. Golicyn verlangt, sondern erst 
am 4. unterzeichnen zu wollen®). Auch hier gibt Golicyn 
nach. 

Der 2. Februar, der mit einer so entschiedenen Kraft- 
äußerung der Verchovniki begonnen hat, endet mit ihrem 


1) Korsakov a. a. O. Miljukov (Verchovniki und Sljachta S. 25) 
sieht in der Frage Cerkasskijs „die erste offizielle Erklärung der Kon- 
stitutionspartei‘‘, die auch das erste offizielle Entgegenkommen von Seiten 
der Oligarchen hervorrief; und S. 26: „Die Frage der Staatsreform war in 
eine neue Phase getreten; der O. G. R. erkannte die beratende Stimme 
bei der anderen Gesellschaftsgruppe an.“ 

Diesen theoretischen Ausführungen möchten wir die Bemerkungen 
Kljuëevskijs (a. a. O.) gegenüberstellen: ,,D. M. Golicyn deckte seine 
schlecht verborgenen Karten auf.“ Anna hatte nach der Darstellung der 
Verchovniki aus GroBmut von selbst den Absolutismus aufgegeben und 
in den von ihr unterzeichneten Punkten angegeben, wie sie regieren wollte. 
„Aber Golicyn unterwarf dieses Geschenk der Beurteilung der höchsten 
Rangklassen bis zum Brigadier und zeigte dadurch, daß die Konditionen 
nicht ein hochherziges Geschenk der Kaiserin an das Volk, sondern ihre 
heimliche (zakulisnaja) Abmachung mit den Verchovniki waren“ (ibid. 
S. 374). 


2) Theophan weiß von ihren verlegenen Blicken und ihrem Geflüster 
zu erzählen. 


3) Korsakov a. a. O., Waliszewski, L’heritage de Pierre le Grand, 
S. 137/138, ist der Ansicht, daß die Versammlung schon am 2. Februar 
unterzeichnet habe. Er weiß sogar zu berichten, daß Cerkasskij, als er 
seine Unterschrift gab, die Frage wegen der zukünftigen Regierung gestellt 
habe! In beiden Fällen hätte ihn das von ihm auch zitierte Buch von 
Korsakov eines besseren belehren können. 
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Rückzuge. Schwäche !) und Unentschlossenheit ?), gepaart mit 
plumper Hinterlistigkeit ?) beherrschen ihre Handlungen in 
den folgenden Tagen. Dazu kamen die Vorbereitungen für die 
Beerdigung Peters II. und für den Einzug der neuen Carin, 
Verhandlungen mit den einzelnen Parteien, Durchsicht der mit 
beunruhigender Schnelligkeit nacheinander einlaufenden Pro- 


2) Gleich nach der Versammlung am 2. Februar hielten die Mitglieder. 
des Synod eine Sitzung ab, in der sie beschlossen, daß im Kirchengebet 
der Titel Annas gleich dem Katharinas I., also ,,Selbstherrscherin“, lauten 
solle (Korsakov 8.123). Und diese Absicht führten sie auch am folgenden 
Tage beim Dankgottesdienst für Annas Erwählung zum großen Ärger 
der erstaunten Oligarchen aus (Theophan, Russkij Archiv 1909, I, S. 37). 
So blieb den Verchovniki nichts anderes übrig, als sich zu fügen (vgl. 
Sbornik CI, 445, Protokoll des O. G. R. vom 5. Februar 1730). Das Proto- 
koll über die Versammlung wurde nicht am 2. Februar, sondern erst in den 
Tagen vom 4. bis 8. unterzeichnet! (Korsakov S. 135f.) Ferner sollen: 
die Verchovniki JaguZinskij die Freiheit angeboten haben (Lefort, Sbornik 
V, 353—354, 5./10. II. und 9./20. 11.). 


3) Vgl. die langen Beratungen über das Manifest, die sich vom 
4. bis 8. Februar hinzogen und nach mancherlei Beschlüssen und ein- 
geforderten Gutachten — auch von Ostermann und A. G. Dolgorukij — zu 
dem Resultat führten, daß die am 4. Februar schon feststehende Fassung 
veröffentlicht wurde! (Solovev XIX, 255 und Korsakov 8. 136—139.) 


2) Der großen Menge des Adels wird in dem Manifest vom 8. Februar 
nichts von den Konditionen mitgeteilt, während sie der Versammlung am 
2. Februar vorgelesen worden sind! Erst am 2. Februar erfolgt die 
offizielle Bekanntmachung von der Krankheit und dem Tode des Caren 
(Korsakov 122). 

Brief der Verchovniki vom 4./15. II. an die Carin: ,, Am heutigen 
2. Februar empfingen wir zuunsererund des ganzen Volkes 
unbeschreiblichen Freude Euerallergnädigstes Schreiben ... 
und an dem selben Tage ist dieses in der Versammlung 
dem Synod, Senat und der Generalität im Original gezeigt, vorgelesen und 
von allen unterschrieben worden“. Dies nur die wich- 
tigste Stelle; der ganze Brief bei Korsakov S. 132—133. 

Die Straße nach Tver’, der Reiseweg der Carin, wird von neuem mit 
Wachtposten besetzt und niemand ohne Pässe durchgelassen (Korsakov 
124). Theophan bemerkt dazu, man sei mit der Carin verfahren, als wenn 
der Feind käme (Russkij Archiv 1909, I, 434%), und ähnlich in der an- 
onymen Anklageschrift Punkt 16: „als wenn der Feind zu uns käme und 
zu befürchten wäre, daß jemand zu ihm überlaufe‘ (Kaëpirev, Pamjatniki I 
S. 16). | 
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jekte +), um ihnen vollständig die klare Übersicht zu nehmen. 
Je mehr die Unruhe und Unsicherheit der Verchovniki wăchst, 
um so größer wird die Zuversicht ihrer Gegner. Die Opposition, 
die vorher mehr auf den kleinen Kreis der Generalität be- 
schränkt war, während der Adel sich noch in utopischen Träumen 
erging, wird jetzt allgemein. Die Verhaftung Jagužinskijs und 
vieler seiner Mithelfer öffnet dem niedern Adel die Augen. Die- 
selben Verchovniki, von denen man gehofft hatte, daß sie der 
alten Willkürherrschaft ein Ende machen und den Adel von 
entehrenden Strafen befreien würden, lassen Sumarokov foltern 
und knuten!?) Man hatte geglaubt, den Absolutismus eines 
Caren eingeschränkt zu haben und sah sich statt dessen der 
Willkürherrschaft von acht vielleicht noch despotischeren 
„Caren‘ ausgeliefert 3). 

Aber noch haben die Verchovniki die Mittel in der Hand, 
um jeden Widerstand brechen zu können: sie lassen wieder 
„Wachen auf den Gassen aussetzen, so wie es vormals in 
denen Festtagen gehalten worden“ {). 


1) Am 5. Februar wurde das Projekt Cerkasskij eingereicht. Am 
7. folgte das Projekt Dmitriev-Mamonov, das Korsakov, ohne einen 
eigentlichen Grund anzugeben, mit dem Projekte der „25“ identifiziert 
(8. 146, Anm.1). Darauf folgten in geringem Abstande die Projekte 
Alaberdeev, Sekiotov, Grekov, Matjuskin, Graf A. I. Mussin-Puëkin und 
Kolytev (Korsakov 134—135). Korssakov zählt 8 eingereichte Projekte; 
dagegen ist aber zu bemerken, daß Alaberdeev, Sekiotov, Grekov Kopien 
einer einzigen Fassung sind; streng genommen kann man daher nur von 
6 eingereichten Projekten reden. Kljutevskij (Vorlesungen IV, 375) zählt 
13 Projekte,; hier sind die nicht eingereichten mitgezählt. Vgl. dazu : 
Korsakov S. 146—147. 

3) Lefort 5./16. II, Sbornik V, 352. Die Verchovniki hatten auch 
durch die Verhaftung Jaguëinskijs ihre Karten aufgedeckt. Wratislaw 
berichtet am 9./20. II.: ‚Man höret, daß vieler seiner Vertheidiger Ein- 
würffe seyen, was derselbe übel getan? Da er nicht an eine frembde Macht, 
sondern an eine für hiesige Regierung wohl geneigte Frau sich gewendet, 
nichts aber gegen die vorhin stabilirte Reichsgrundsätze machiniret, son- 
dern anstatt Neuerungen einzuführen, es bey dem alten zu handhaben 
angetragen“ (K. K. H. H. St. A. Wien). 

3) Lefort 26. 1./6. II., a. a. O. S. 347: Brief des Adligen an seinen 
Kameraden (Kaëpirev, Pamjatniki II, 209—211). 

*) Mardefeld, Anlage zur Relation vom 5./16. II. G. St. A. Berlin, 
Rep. XI, Conv. 34. 
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Doch auch am Himmel scheint es geschrieben zu stehen, daß 
sie eine verbrecherische Tat planen, daß dem ganzen Lande eine 
neue Zeit der Wirren droht.!) Mardefeld berichtet am 5./16. Fe- 
bruar: „Gestern Abend hat man allhier ein Nordlicht wahr- 
genommen, welches den Himmel etliche Stunden lang ganz blut- 
rot vorstellte und viele Strahlen von gleicher Farbe von sich 
schoß. Ob nun wohl die klugen Leute solches vor nichts anderes 
als ein Phänomenon ansehen, so machet selbiges doch wegen 
der ungewöhnlichen und hier noch nie gesehenen roten Farbe, 
bey dem gemeinen Manne große Impression und wird generale- 
ment für eine Vorbedeutung eines schweren Krieges gehalten.“ 


HI. Die Verfassungsprojekte des Adels. 


.D. M.Golicyn hat am 2. Februar die Zügel locker gelassen; 
nun schleifen sie bald am Boden und werden von seinen Gegnern, 
besonders den Führern der Generalität, aufgenommen. Zu ihrer 
Unterstützung und um ihrem Vorgehen die nötige Wucht zu 
geben, machen sie, durch einen unbedachten Schritt D. M. Goli- 
cyns begünstigt ?), die Massen der Schlachta mobil, die schon 
von Theophan und seinen Gehilfen gegen den O.G. R. be- 
einflußt sind 3). Die Beratungen der Opposition, die vorher im 
Verborgenen stattfanden, werden jetzt offen abgehalten und 
eine Art politischer Schule für den Adel. Verfassungsprojekte 


1) G. St. A. Berlin, R. XI, C. 34. Wratislaw berichtet am gleichen 
Datum über diese Naturerscheinung. Es unterliegt keinem Zweifel, daß 
sie mit der von Manstein (Mémoires historiques, politiques et militaires 
sur Ja Russie, Leipzig 1771, S. 45) irrtümlich oder tendenziös auf den 
25. Februar verlegten identisch ist. Das Nordlicht erregte allgemeines 
Aufsehen. De Liria berichtet in seinem Diario 287/288 auch davon: 
La noche del 15 pareció un fenómeno (vgl. auch Berlinische Privil. Zeitung 
1730, Nr. 33). Alle Zeugnisse weisen auf die Nacht vom 4./15. zum 5./16. 
Februar. 

2) Siehe weiter unten S. 58. 

3) Vgl. dazu die Notiz in der Berliner Privil. Zeitung 1730, Nr. 32, 
sub Nieder-Elbe, 10. März: „Gegenwärtig befindet sich fast der mehriste 
Teil von der prinzipalsten russischen Klerisey in der Stadt Moskau... 
und war ihnen insgesamt durch den Patriarchen angedeutet worden, vors 
erste sich so lange zu arretieren, bis die Leiche von dem abgelebten Kayser 
beigesetzt und die Krönung der nunmehrigen Kayserin erfolget sey.“ 
Theophan wollte möglichst viele Helfer im Kampfe gegen die Verchovniki 
um sich scharen. 
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gehen von Hand zu Hand, werden diskutiert und mit Zusätzen 
versehen. Besonders angesehene Personen unterzeichnen sie 
zuerst und ziehen dadurch ihren ganzen verwandtschaftlichen 
oder kollegialen Anhang nach sich 1). Wie die ganze Opposi- 
tionsbewegung von einigen wenigen Führern ausgeht ?), so kann 
man auch in den inhaltlich nicht sehr verschiedenen Projekten 
das Vorbild des zuerst eingereichten Projektes erkennen, dessen 
Verfasser der schon erwähnte Tati$dev ist. Er verband gründ- 
liche Kenntnis der eigenen und fremden Geschichte mit prak- 
tischem Blick für die Bedürfnisse der Gegenwart. Schon am 
23. Januar sehen wir ihn am Werk °). In einer Versammlung 
bei einem Mitgliede der Generalität wird er seinen Entwurf vor- 
gelegt haben, der dann noch zweimal in ziemlich großen Adels- 
versammlungen vorgelesen und mit Zusätzen versehen wurde; 
die endgültige Fassung erhielt das Projekt im Hause des Sena- 
tors Novosil’cev ®). 


1) So finden sich unter manchen Projekten, z. B. Sekiotov, von 
mehreren Familien die Unterschriften von drei bis fünf Mitgliedern oder 
auch ganze Gruppen aus einzelnen Behörden; unter Cerkasskij haben von 
60 Chevaliergardisten 42 unterzeichnet. 

3) Die geistigen Führer der ganzen Bewegung waren der Historiker 
V. N. Tatisëev und der Erzbischof Theophan Prokopovič. Als Vertreter 
der Interessen von Senat und Generalität trat am meisten hervor der 
spätere Kabinettsminister unter Anna Ivanovna, Fürst A. M. Cerkasskij. 
Obwohl einer der angesehensten und reichsten Männer RuBlands (er soll 
70 000 ,,Seelen“ besessen haben), wurde er von den alten Geschlechtern 
der Dolgorukij und Golicyn wegen seiner tatarischen Abstammung (er war 
der Nachkomme eines Tatarenchans, der sich im 15. Jahrhundert im Mos- 
kauer Staat angesiedelt hatte) über die Achsel angesehen. Er war eigent- 
lich wenig energisch, aber rechtschaffen und ehrlich und ließ sich gern als 
Werkzeug gebrauchen. Ferner wurde die Bewegung geschürt von den 
Saltykovs, die zu Anna Ivanovna in nahen verwandtschaftlichen Be- 
ziehungen standen. 

3) Am 29. 1./9. II. berichtet der schwedische Gesandte Ditmer: ‚Am 
24. traf mich der Staatsrat Tatiščev zufällig und sagte, daß er am vorher- 
gehenden Tage mit einigen die schwedische Regierungsform durchgelesen 
habe, wobei er gefunden, daß man sich auf verschiedene andere Verord- 
nungen und Reichstagsbeschlüsse berufen habe, welche hier nicht zu haben 
seien; er bat mich deshalb, sie kommen zu lassen, wofür er die Unkosten 
gern tragen wolle‘ (Historisk Tidskrift 1884, Stockholm, S. 226, Anm.). 

*) Denkschrift Tatiščevs im Literatur-Sammelband „Utro“ Moskau 
1859, S. 377. 
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Auf Grund des Naturrechts protestiert die Generalität da- 
gegen, daß der O. G. R. sich angemaßt hat, allein, ohne Hinzu- 
ziehung der übrigen Rangklassen die Wahl eines neuen Herr- 
schers vorzunehmen !) und die Verfassung zu ändern ?). Oben- 
drein liegt im Prinzip durchaus kein Grund zur Einführung 
einer neuen Regierungsform vor. Die geographische Beschaffen- 
heit, des Landes, der Bildungsstand der Bewohner und der Ver- 
lauf der ganzen russischen Geschichte beweisen, daß für Ruß- 
land der Absolutismus die am meisten zuträgliche Regierungs- 
form ist. Die Macht des Reiches ist nach Tati$devs Erkenntnis 
in dem Maße gestiegen, als die Bedeutung der Aristokratie ge- 
sunken ist und die monarchisch-absolutistische Gewalt sich ge 
festigt hat ?). | 

Deshalb wird der Verfassungsvorschlag ausdrücklich als 
Notbehelf bezeichnet, ,,bis der Allerhôchste uns eine männ- 
liche Person für den Thron schenkt‘ 4). Die übrigen Projekte 


1) „Nach dem Naturrecht soll die Wahl ein Übereinkommen aller 
Untertanen sein, einiger persönlich, anderer durch Bevollmächtigte, wie 
solche Ordnung in vielen Staaten festgelegt ist, aber nicht von vier oder 
fünf Männern, wie dies jetzt ganz unrechtmäßigerweise geschehen ist.‘ 
Ibid. S. 369. 

2) „Am meisten unerträglich ist die Tatsache, daß sie es gewagt 
haben, sich die Alleinherrschaft zu reservieren, eine Aristokratie einzu- 
führen, indem sie uns den Brief und die Punkte Ih. Maj. erklärten, als wenn 
sie selbst diese aus eigenem Willen aufgesetzt hätte, und uns nötigten, 
zum Zeichen des Gehorsams, dies mit unsern Unterschriften zu bekräftigen, 
‚gleichsam als wenn wir mit deren offenkundiger Anmaßung einverstanden 
wären. Und jene verdecken diesen Zwang damit, daß sie erklären, wer 
hiergegen etwas vorzubringen habe, der möge sie dies wissen lassen. Aber 
sintemalen, wie oben gezeigt ist, jene gegen Gesetz und gute Sitte sich die 
Macht eigenwillig angeeignet haben, indem sie ausschlossen die. Würde 
und das Vorrecht des ganzen Adels und der anderen Stände (cam)... 
müssen wir unser Recht verteidigen bis zum äußersten“. Ibid. S. 370.) 

3) Den besten Beweis dafür sieht T. in dem Wirken Peters d. Gr.; 
er „hat durch die Selbstherrschaft dem Staate mehr Ansehen und Ruhm 
gebracht, als seine Vorfahren. Und daher kann ein vernünftiger Mensch 
sehen, wie sehr die Monarchie nützlicher als alle anderen Arten ist und 
daß die übrigen gefährlich sind“ (,Utro“ S. 373). 

4) Ibid. S. 375; es sei erwähnt, daß auch Tatiščev wie Pufendorf und 
Thomasius nicht die äußersten Konsequenzen aus der Lehre vom Staats- 
vertrag zieht. Auch nach seiner Anschauung ist durch den supponierten 
Staatsvertrag die höchste Gewalt unwiderruflich dem Fürsten übertragen. 
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übergehen allerdings diese Frage; ob man aber daraus eine Zu- 
stimmung zu den Absichten der Verchovniki entnehmen kann !), 
erscheint uns doch zweifelhaft. Auch darf man in den Pro- 
jekten nicht ausführliche Verfassungsvorschläge erblicken; der 
beherrschende Gedanke bei allen ist: Aufhebung der Schäden, 
die sich aus einer Familienoligarchie, die niemandem für ihre 
Handlungen verantwortlich sein will, mit Notwendigkeit er- 
geben müssen. 

Während die Verchovniki eine Teilung der Gewalt mit dem 
schwachen Träger der Krone für sich allein beabsichtigt haben, 
fordert die Generalität bei dieser Teilung gleiche Rechte wie die 
Verchovniki 2). Nicht von acht Personen, die fast nur zwei 
Familien angehören, soll die oberste Leitung des Staates aus- 
geübt werden, sondern von 21; und dabei darf jede Familie 
nur durch ein Mitglied vertreten sein. Diesem so beträchtlich 
vergrößerten O. G. R. 3) soll außerdem das Gegengewicht ge- 
halten werden durch eine konsultativ -exekutive Behörde von 
100 Personen, von der aber nur ein Drittel alternierend als ge- 
schäftsführender Ausschuß tätig ist, während das Plenum drei- 
mal im Jahre, nicht länger als einen Monat, zur Beratung über 
die wichtigsten Angelegenheiten zusammentritt *). 

Um selbst in dem neuen O.G. R. von 21 Personen eine 


1) So Kljuéevskij, Vorlesungen IV, 375. 

2) Das ist die Haupttendenz des Projektes Cerkasskij; dieses Projekt 
ist in der russischen Literatur zuerst veröffentlicht im Sbornik ,,Utro“, 
Moskau 1859 a. a. O., in der deutschen Literatur ist es bei v. Bernhardi, 
Geschichte RuBlands II?, vorhanden. Wir geben nur die wichtigsten 
Punkte wieder. 

3) Das war der wesentliche Charakter der neuen Behörde, obwohl 
Tatiälev sie „Senat“ nennt; denn der augenblicklich bestehende O. G. R. 
sollte von ihr absorbiert werden. 

4) Diese Bestimmung zeigt den’realen Blick Tatiščevs. Eine Behörde 
von 100 Personen wäre viel zu schwerfällig gewesen, und was noch wichtiger 
war, niemand hätte lange an ihren Sitzungen teilgenommen. Wenn man 
sich vor Augen hält, daß die Existenzmöglichkeit des Adels auf dem zum 
Erbgut gewardenen ursprünglichen Dienstgut beruhte, so kann man wohl 
die immer wieder zutage tretende Abneigung, an Gesetzeskommissionen 
teilzunehmen, die ihn lange von seinem Gute fernhielten, verstehen. So 
aber brauchte jeder nur drei Monate lang die Verwaltung seines Gutes in 
fremden Händen zu lassen. 
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Kliquenherrschaft zu verhüten, sollen Vakanzen nicht durch 
Kooptation der Mitglieder ausgefüllt werden, sondern durch einen 
von beiden Oberbehörden ausballotierten Kandidaten, der von 
der Carin bestätigt wird !). Neue Gesetze sollen nicht, wie bisher 
vom ©. G. R. ausgehen, sondern unter Mitwirkung der Kollegien 
zustande kommen, wobei die Carin dem Entwurfe, der die 
meiste Anerkennung findet, die Sanktion erteilt. Dies waren 
die wichtigsten Forderungen der Generalität. Aber sie be- 
gnügte sich nicht damit, in exklusiver Weise nur ihre Interessen 
zu vertreten, sondern besaß, ganz im Gegensatz zu den Ver- 
chovniki, soviel politischen Takt, sich zum Anwalt der übrigen 
Klassen, besonders der Schlachta, zu machen. So fordert sie 
. für diese bessere Bildungsmöglichkeit, gesetzlich festgelegte 
Dienstzeit, unter Verbot des entehrenden Dienstes als Matrosen 
und Handwerker, und endlich Aufhebung der Einzelerbfolge. 
Ferner materielle und kulturelle Hebung der Geistlichkeit und 
für den Kaufmann Erleichterung von Abgaben und Anlage 
von Manufakturen ?). Die Eingabe schließt mit der Forderung, 
dieses Projekt durch eine vom ganzen Adel zu wählende Ver- 
sammlung von 100 Vertrauensmännern ungesäumt prüfen zu 
lassen. 

Dieses Verfassungsprojekt Tatisëevs, das von dem Fürsten 
A. M. Cerkasskij eingereicht wurde, trug 39 Unterschriften, 
fast ausschließlich von Angehörigen der Generalität 3), Männern, 


1) Das Gleiche gilt für die Behörde von 100 Personen und die wichtig- 
sten Stellen im Zivildienst und den Oberstkommandierenden der Truppen. 
(Punkt 3.) 

2) Projekt Cerkasskij, Punkt 7 (Adel), Punkt 8 (Geistlichkeit), 
Punkt 9 (Kaufmannschaft), Punkt 10: Über Abschaffung der Einzelerb- 
folge mußte dem niederen Adel besonders erwünscht sein. Das Gesetz von 
1714 über das Majorat, das einen Gedanken, den Peter schon 1701 gehegt 
hatte, zur Ausführung brachte, erfüllte nicht die großen Erwartungen, 
die der Reformator damit verknüpft haben mochte. Der Grundsatz der 
Einzelerbfolge widersprach durchaus dem russischen Volksempfinden (vgl. 
Strahlenberg, Historie der Reisen in Rußland. Leipzig 1730, S. 243, und 
Vockerodt a. a. O. S. 30). Die Durchführung des Gesetzes stieß auf un- 
überwindlichen Widerstand; man umging es durch Scheinkauf und ähnliche 
Manipulationen. Am 17. März 1731 wurde es abgeschafft. 

2) Unter drei Kopien kamen noch die Unterschriften von 93 Garde- 
offizieren und 156 Stabs- und Oberoffizieren hinzu. ` 
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die schon in der Nähe Peters d. Gr. gewirkt hatten. Und hier 
sollten die Verchovniki auch die ersten empfindlichen Folgen 
ihres Vorgehens gegen Jagužinskij sehen: Von der 60 Mann 
starken Rotte der Chevalier-Garde, deren Kapitän Jagužinskij 
war, schlossen sich 42 dem Protest der Generalität an 1). Dieses 
Projekt war für D. M. Golicyn unannehmbar; er gedachte jetzt 
die Schlachta, die er noch immer im Banne utopischer Hoff- 
nungen wähnen mochte, gegen die Generalität, mit deren Projekt 
sie dann allerdings nicht zufrieden sein konnte, auszuspielen. 
Am gleichen Tage, an dem das Projekt Cerkasskij eingereicht 
wurde, gab er die Erlaubnis, daß „diejenigen, welche die Meinung 
der Generalität nicht teilten, besondere Projekte einreichen und 
sich mit der Schlachta beraten könnten ?).“ Aber seine Hoff- 
nung, daß in den Beratungen zwischen Generalität und Schlachta 
die Interessengegensätze erst recht aufeinander prallen und so 
der allgemeine Unwille sich gegen die Generalität entladen 
könnte, erfüllte sich nicht. Während der extrem-demokratische 
Teil des Adels, dessen lockendes Vorbild die polnischen Zu- 
stände waren ?), seine Forderungen in einem durchaus radikalen 
Projekte niederlegte, das aber aus unbekannten Gründen ohne 
Unterschrift blieb 4), vollzog der übrige Teil der Schlachta eine 
Schwenkung. Er ließ seine extremen Hoffnungen fahren und 
vertraute sich der Generalität an, die schon in ihrem Projekte 
guten Willen, für den Adel zu sorgen, gezeigt hatte und auch 
noch weiteres Entgegenkommen in Aussicht gestellt haben mag. 

Und so bot sich den Verchovniki das eigenartige Bild, daß 
unter den drei eingereichten Kopien des Projektes der Adels- 

1) Sbornik, „Utro“ S. 377. 

2) Korsakov S. 134. Um den Feierlichkeiten bei der Hochzeit des 
jungen Caren, die in den ersten Tagen des Januar stattfinden sollte, bei- 
zuwohnen, war der Provinzadel in großer Zahl nach Moskau geströmt; 
außerdem lagen in der Stadt die beiden Garderegimenter der Preobra- 
żensker und der Semenover, bei denen selbst die Gemeinen dem Adel 
angehörten und die ebenso zusammengesetzte Rotte der Chevalier-Garde 
(etwa gleich den preußischen Gardes du Corps). Außerden lagen noch 
einige Provinzialregimenter in der Nähe von Moskau. | 

2) Darauf weist der Ausdruck Sejm und die wichtige Rolle, welche 
die Gesamtheit des Adels (obädestvo) einnimmt, hin. 

+) Das Projekt ist abgedruckt bei Kaëpirev, Pamjatniki I, S. 7—8; 
in der deutschen Literatur ist es nicht vorhanden. 
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majorität neben dem einfachen Provinzadel fast alle Unter- 
zeichner des Projektes Cerkasskij sich wiederfanden!). Die 
Generalität hatte mit der Majorität des Adels ein Kompromiß 
geschlossen und durch einige Konzessionen die Einheit der 
Opposition gegen den O. G. R. gewahrt ?). 


1) Die drei Kopien tragen jede an erster Stelle den Namen eines der 
Unterzeichner des Projektes Üerkasskij: es sind dies die General-Majore 
Alaberdeev und M. Grekov und der Wirkliche Staatsrat Sekiotov. Von 
39 Unterschriften unter Cerkasskij finden sich 27 unter Grekov, 4 unter 
Sekiotov und 1 unter Alaberdeev wieder; 4 unterzeichnen die Bittschrift 
des Adels am 25. Februar, um Annahme der Selbstherrschaft (S. A. Salty- 
kov, D. A. Sepelev, G. G. Jussupov, Košelev). Nur einer von.den Unter- 
zeichnern des Projektes Üerkasskij wird seiner ursprünglichen Gesinnung 
untreu: der Wirkliche Staatsrat Ivan Koltovskoj; er unterzeichnet nachher 
die Proklamation des O. G. R. Man hat darin, daß verschiedene Adlige 
mehrere Projekte nacheinander unterzeichneten, ein Zeichen von politi- 
scher Unreife und Gewissenlosigkeit sehen wollen. Die Beispiele, die 
v. Bernhardi, Geschichte Rußlands II2, S. 116 anführt, sind allerdings 
befremdend, lassen aber doch nicht den Schluß zu, daß Gewissenlosigkeit 
vorliegt, denn es kann bei Vater und Sohn und erst recht bei Verwandten 
doch verschiedene politische Anschauung vorhanden sein. In dem einzigen 
Falle des Staatsrates Koltovskoj möchten wir Bernhardi beipflichten. 
Die Vorwürfe Zagoskins (Verchovniki i Sljachetstvo. Kazań 1881, S. 23, 
Streitschrift gegen Korsakov), die Bělov (Istorideskij Véëstnik 1881 
III, 201) anscheinend teilt, eben daß das Unterzeichnen von mehreren 
Projekten auf politische Unreife deute, sind unseres Erachtens mit Recht 
von Miljukov (a. a. O. S. 21, Anm. 2) als vollkommen aus äußerlicher 
Betrachtung der Projekte entsprungen, zurückgewiesen worden.  Wenn 
man sich vergegenwärtigt, daß die Projekte der Opposition im Grunde 
dieselben Forderungen stellten, wird man die gerügte Erscheinung kaum 
noch befremdend finden. Auffallend sind unseres Erachtens allein die 
Fälle, in denen Adlige, welche die Proklamation des O. G. R. (siehe 
unten Kap. V) unterzeichnet haben, später zur Gegenpartei übergehen. 
So gehen 5 Unterzeichner des Projektes Matjuskin mit ihm selbst zur 
Proklamation des O. G. R. über. Einer von diesen, L. V. Izmajlov, 
unterzeichnet dann mit Matjuskin zusammen die zweite Bittschrift am 
25. Februar. Aber auch hier und beim Übergang des Feldmarschalls 
I. Iu. Trubeckoj von der Proklamation des O. G. R. zur zweiten Bittschrift 
am 25. Februar können, wie wir später sehen werden, tieferliegende Ur- 
sachen maßgebend sein. 

3) Wir befinden uns hier in bewußtem Gegensatz zu den Ausführun- 
gen Miljukovs (a. a. O. S. 32—34), sowohl in der Definition des Wortes 
KompromiB als in der Beurteilung der Beziehungen zwischen Projekt 
der Majorität zu Cerkasskij einerseits und auf der andern Seite der Stellung 
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Besonders wichtig war, daß nun neben den 42 Chevalier- 
Gardisten alle Stabs- und Oberoffiziere des Semenov-Garde- 
regiments, dessen Oberstleutnant der Feldmarschall Golicyn 
(einer der Verchovniki) war, auf die Seite der Opposition 
traten 1). Das Projekt der Adelsmajorität ?) war ein demokra- 
tisiertes Projekt Cerkasskij. Während nach dem letzteren O.G.R. 


des Majoritätsprojektes gegenüber dem O. G. R. Wenn man unter Kom- 
promiß eine Annäherung zweier divergierender Tendenzen auf der Basis 
des beiden Gemeinsamen, die durch Konzessionen von beiden Teilen ge- 
schaffen wird, versteht, dann läßt sich unmöglich behaupten, daß die 
Schlachta mit dem O. G. R. ein Kompromiß geschlossen habe. Denn sie 
geht ihm auch nicht einen Schritt entgegen, es sei denn, daß man mit Milju- 
kov (der übrigens diese Ansicht von Korsakov, S. 162, adoptiert zu haben 
scheint) darin eine Konzession an den O. G. R. sieht, daß in dem Projekte 
der Majorität die Behörde von 21 Personen, die genau wie bei dem Projekt 
Cerkasskij an die Stelle des O. G. R. tritt, hier den Namen der früheren 
Behörde übernimmt. Zudem gibt Miljukov S. 34 selbst zu, daß die „Kon- 
zession“ nur fiktiv war! Ferner irrt unseres Erachtens Miljukov, wenn er 
meint, die Majorität sei dem O. G. R. entgegengegangen und die Unter- 
zeichner von Cerkasskij hätten, um mit dem O. G. R. ein Kompromiß 
einzugehen, das Projekt der Majorität unterzeichnet! Der Adel war 
gar nicht dazu aufgefordert worden, Projekte einzureichen, sondern nur 
die Mitglieder des Senates und der Generalität, die das Projekt Öerkasskij 
nicht billigten, hatten die Erlaubnis erhalten, die Schlachta zu ihren Be- 
ratungen hinzuzuziehen (HpH3bIBATb Bb CeHaTp). Mithin ist die Generali- 
tat an die Schlachta herangetreten und hat mit ihr ein Kompromiß ge- 
schlossen, bei dem beide Parteien auf einen Teil ihrer früheren Ansprüche 
verzichteten. Es sei erwähnt, daß Waliszewski, L'héritage de Pierre le 
Grand S. 139, den inneren Zusammenhang zwischen Projekt Cerkasskij 
und Projekt der Majorität nicht erkannt hat. 

1) Kaëpirev, Pamjatniki I, 8.5: Die Zahl aller Unterschriften unter 
den drei Kopien zusammen beträgt nach Korsakovs Berechnung (8. 150) 
740 von knapp 1000 Unterschriften, die überhaupt abgegeben wurden! 
(Korssakov S. 147 und Druckfehlerverzeichnis.) Bezeichnend ist, daß die 
Kopie Grekov, die erst nur 28 Unterschriften, hauptsächlich von Mitgliedern 
der Generalität, trug, nach Hinzufügung des Punktes 10, der Versorgung 
der invaliden Offiziere und Soldaten fordert, noch 302 Unterschriften erhält. 

2) In der deutschen Literatur ist es in der Kopie Grekov vorhanden 
bei: Schmidt-Phiseldek, Materialien zur russischen Geschichte II, 391—397, 
Europäische Fama Teil 328, S. 317—318. Mardefeld teilt es in der Anlage 
zur Relation vom 12./23. II. (G. St. A. R. XI, Conv. 34), Wratislaw in 
der Anlage E. zur Relation vom 6./17. III. mit K.K. H. H. St. A. Wien. 

Waliszewski (L’heritage de Pierre le Grand S. 139—140) trägt kein 
Bedenken, als Projekt der Majorität (les grandes lignes du projet de 
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und Generalität sich in die Gewalt teilen sollten, tritt in dem 
Projekt der Majorität die Schlachta als gleichberechtigt neben 
die Generalität. Sowohl bei Besetzung der wichtigsten Ämter 
als auch bei Beratung über wichtige Angelegenheiten und neue 
Gesetze sollen Schlachta und Generalität ‚mit gemeinsamen 
consiliis verfahren und das Behörige festsetzen“. Selstverständ- 
lich war, daß auch die Bestimmung des Projektes Cerkasskij 
über strenge Scheidung des alten Adels von dem neuen fallen 
mußte 1). 

Dem Projekt der Majorität ist eng verwandt das Pro- 
jekt der 25, nur daß bei diesem die Opposition gegen die 
Anmaßung des O.G. R. besonders zum Ausdruck kommt à). 
Der O.G. R. steht wie bei den zuerst genannten beiden Pro- 
jekten auf einer Stufe mit dem Senat und den obersten Be- 
hörden (Kollegien, oberste Provinzialbehörden) . Während neue 
Mitglieder des O.G. R., des Senates, Kollegien-Präsidenten und 
Gubernatoren von der Kaiserin aus drei von Adel und Generali- 
tät gemeinsam vorgeschlagenen Kandidaten ernannt werden, be- 
stätigt der Senat die durch die „Gesamtheit“ gewählten unteren 
Beamten (Vize-Präsidenten der Kollegien, Voevoden) ?). 


Sekioutov) mit Verweisung auf Korsakov „loc. cit.“ das Projekt 
Golicyn zu bringen, das mit dem Projekt Sekiotov auch nicht das geringste 
gemein hat! Zudem hat Korsakov an der fraglichen Stelle (S. 179 ff.) 
mehrmals die Autorschaft Golicyns betont und auf S. 162—163 ausführlich 
über das Projekt Sekiotov referiert. 

1) Projekt Cerkasskij hatte im Punkt 7 verlangt, daß beide Adels- 
kategorien in getrennte Bücher eingetragen werden sollten. 

2) Punkt 3 verlangt, daß neue Mitglieder des O. G. R. nicht dadurch 
sogleich einen höheren Rang bekommen sollen, bis sie nicht dem Vater- 
lande offenkundige Dienste geleistet haben; offenbar ist diese Bestimmung 
gegen den Ukaz von 1728 gerichtet, kraft dessen die Mitglieder des O. G. R. 
vor den ihnen gleichstehenden Generalen en chef den Vorrang haben sollten 
{siehe oben S. 45). 

?) Wir führen nur die wichtigsten Bestimmungen an. Das ganze 
Projekt ist gedruckt bei Kaëpirev a. a. O. S.6—7. In der deutschen 
Literatur ist es nicht vorhanden. 

Die Vermutung Korsakovs (8. 146), daß das Projekt der ‚25‘ mit 
dem Dmitriev-Mamonovs identisch sei, erscheint uns wegen der oppositio- 
nellen Tendenz des Projektes doch sehr fraglich, zumal da Dmitriev- 
Mamonov stark zu den Verchovniki hinneigt und auch später ihre Pro- 
klamation unterzeichnet hat. Korsakov zählt es auch zu den Projekten 
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Noch einmal versucht D. M. Golicyn, sich eine Adelspartei 
zu sichern. Am 7. Februar werden die Brigadiers und Staats- 
räte (Angehörige der fünften Rangklasse, die an der Versamm- 
lung des 2. Februar nicht teilgenommen hatten) in den O.G.R. 
gerufen und aufgefordert, ihre „erlauchte (izvöstnyj) Meinung“ 
zu Papier zu bringen !). Es wurden nun noch einige Projekte 
eingereicht, die aber wegen der geringen Zahl der Unterschriften 
keine praktische Bedeutung haben konnten ?). Die erdrückende 
Mehrheit des Adels stand in der Opposition. 

. Als Gegenstück zu dem Projekte Cerkasskij verdient Be- 
achtung das Projekt des Generals MatjuSkin ?), dessen 15 Unter- 
zeichner Mitglieder der Generalität waren, welche den Ver- 
chovniki wohl gesinnt waren *); aber es ist keine entschiedene 


die dem O. G. R. entgegengehen; aus dem einzigen Grunde, weil es für die 
oberste Behörde nur 16 statt 21 Personen verlangt. Auf Grund dieses 
Prinzipes hat Korsakov überhaupt alle Projekte in radikale und ge- 
mäßBigte eingeteilt. Uns will diese Art der Einteilung doch zu äußerlich 
erscheinen. 

1) Korsakov S. 134. 

2) Matjuškin mit 15 Unterschriften, Projekt der ‚13‘, Kolyčev mit 
5 und Mussin -Puškin mit der einzigen Unterschrift des Verfassers. Kolyčev 
und Mussin-Puškin haben jedes nur einen Punkt; K. verlangt für den 
O. G. R. 12 bis 45 Mitglieder und Mussin-Puškin unbestimmt, daß er ver- 
größert werde durch allgemeine Wahl aus Generalität und Adel (Korsakov 
S. 164, 166 und Solovev S. 256—257). Ob das anonyme Projekt, das 
Korsakov S. 164—166 anführt, als Ergänzung zu Mussin-Puëkin anzu- 
sehen sei, erscheint uns doch zweifelhaft. Der eine Punkt bei Mussin -Pu3kin 
ist viel zu allgemein gehalten, als daß daraus eine Beziehung zu dem oben 
angeführten Projekt angenommen werden könnte. 

3) Es ist ebenfalls bei Schmidt-Phiseldek a. a. O. S. 391—397 ab- 
gedruckt. Mardefeld bringt es am 23. VII./6. III. in der Anlage B. und 
bemerkt dazu: ,,Auff das Projekt sub lit. B. wird nicht wenig Reflexion 
gemacht, weil es von vornehmen und wichtigen Leuten abgefaßet und 
appuyret ist.“ Bei Wratislaw findet es sich in der Anl. sub lit. D. zur 
Relation vom 6./17. Ill. 

Die Ausstellungen, die Korsakov S. 167 Anm. 19 an der Über- 
lieferung bei Mardefeld macht, müssen auf einem Irrtum beruhen. Die 
Fassung bei Mardefeld ist wortgetreu aus dem Original übersetzt und weist 
alle die Varianten auf, die Korsakov, Beilagen S. 11, aus der Abschrift im 
russischen Staatsarchiv angibt. 

*) Sie standen zum Teil in näheren Beziehungen zu den Verchovniki; 
so z. B. S.G. Dolgorukij, der Onkel der Braut des Caren, I. P. Izmajlov, 
Hofmeister der Carin Evdokia, L. V. Izmajlov, Schwiegersohn des Feld- 
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Parteinahme. Durch das ganze Projekt geht ein Zug ängstlicher 
Unaufrichtigkeit, der besonders auffällt gegenüber der energi- 
schen und entschiedenen Sprache der Oppositionsprojekte. 
Gerade bei den wichtigsten Forderungen finden sich zwei durch 
das unschuldige Wörtchen „oder“ verbundene Vorschläge, von 
denen der eine beinahe im diametralen Gegensatze zum andern 
steht! 

Während die Oppositionsprojekte den O. G. R. aus seiner 
angemaßten Stellung herunterziehen auf eine Stufe mit Senat 
und obersten Verwaltungsbehörden durch die Forderung, daß 
die Mitglieder des O.G. R. in gleicher Weise wie die Senatoren, 
Kollegien-Präsidenten und Gubernatoren gewählt und durch die 
Kaiserin bestätigt werden sollen 1), wahrt das Projekt Matjuëkin 
dem O.G. R. seine Sonderstellung, die noch durch die Be- 
stimmung verschärft wird, daß der O. G. R. entweder aus drei 
von Adel und Generalität gewählten Kandidaten einen als Mit- 
glied auswählt, „oder“ den Adel in die Zwangslage setzt, aus 
drei vom O.G. R. vorgeschlagenen Kandidaten einen auszu- 
wählen ?). | 

Dem entspricht auch der Vorschlag, die Wahl neuer Sena- 
toren, „Kollegien-Präsidenten und Gubernatoren könnte man 
entweder dem höchsten Conseil überlassen, ‚oder auch“ selbige 
gemeinschaftlich erwählen und darüber ballotieren“®). Während 


marschalls Golicyn. Von den Unterzeichnern gingen dann auch 5 nachher 
zur Proklamation des O. G. R. über: S. G. Dolgorukij, Eropkin, L. V. Iz- 
majlov, Matjuškin und Naumov. (Vgl. die Liste bei Korsakov, Beilagen 
S. 49/50 und Sbornik, Utro S. 378.) 

3) Čerkasskij Punkt 3; Majorität Punkt 3; Projekt der „25 Punkt“ 2 
und 4. 

2) Punkt 2 und 3. Der eigenartige Charakter des Projektes Matjuskin 
ist schon von den Zeitgenossen erkannt worden. Vgl. De Liria, Diario 
del viaje à Moscovia, Madrid 1889, S.283. Das Projekt M. habe die 
Tendenz, dem O.G. R. alle Macht zu verschaffen; es gehe von Anhängern 
der Dolgorukij aus. Auf das Projekt Matjuëkin wird auch wohl die Nach- 
richt beim schwedischen Gesandten Ditmer vom 12./23. II. zu beziehen 
sein. (Historisk Tidskrift 1884, Stockholm, S. 232.) ‚Aber die andere 
Partei, welche vom Conseil geführt zu werden scheint, wünscht 12 Per- 
sonen (im O.G. R.) und schraubt ihre Punkte in solcher Weise, daß der 
Rat mit der Zeit sich die Macht allein aneignen kann.“ 

3) Matjuskin Punkt 4. 
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sich so in fast erniedrigender Weise der ehemalige Vertraute 
Peters d. Gr. und jetzige General en chef um die Gunst der 
Verchovniki bemüht ?), die ihm, mit Ausnahme der beiden Feld- 
marschälle, im Range gleichstehen, bietet sich uns das eigen- 
artige Bild, daß die eigenen Söhne des Staatsreformers D. M. Go- 
licyn ihrem Vater ein Projekt vorlegen ?), dessen Forderungen 
mit denen der Schlachtamajorität fast identisch sind ?). Soll 
man an wirkliche Opposition jugendlicher Hitzköpfe glauben 
oder eine vom O.G. R. bestellte Arbeit vermuten? Das vor- 
liegende Quellenmaterial zwingt uns, die Frage unentschieden 
zu lassen. (Schluß folgt.) 


1) Vgl. Punkt 12: „Wenn obige Vorschläge dem höchsten Conseil 
anständig sein solten, so bitten wir gehorsamst, darüber Ihro K. Maj. 
Consens zu procuriren.‘“; und Punkt 11 erfüllte einen Lieblingswunsch der 
Dolgorukij und Golicyn: ‚Des gemeinen Bestens wegen wünschen wir, 
daß die Residenz in Moskau bleibe“. 

3) Das Projekt der „13“. Es ist in der russischen Literatur erst 
bekannt geworden durch die Publikation Korsakovs, der es aus den Be- 
richten Mardefelds veröffentlichte (Beilagen S. 14—12). Mardefeld über- 
sendet es in der Anlage C. zur Relation vom 23. I1./6. III. und bemerkt 
dazu: ,,Dasjenige (Projekt), welches sub lit. C. hierbey gehet, kombt in 
geringere Consideration angesehen die Autores deBelben, ob sie wohl von 
den ersten und vornehmsten Familien dieses Landes sind, dennoch keine 
Chargen besitzen, die ihnen ein besonderes Gewicht geben könnten.“ 
Wratislaw teilt es in der Anlage C. zur Relation vom 5./16. III. mit. 
Gedruckt liegt es vor bei De Liria, Diario del viaje à Moscovia, Madrid 
1889, S. 286/287; hier wird es als Projekt Kurakin bezeichnet. 

3) Nur die Punkte 1 und 4 zeigen Abweichungen: der O. G. R. soll 
aus mindestens 16 Personen bestehen und das Recht haben, bei Vakanzen 
im ©. G. R., Senat und den obersten Verwaltungsbehörden aus drei von 
Adel und Generalität vorgeschlagenen Kandidaten einen auszuwählen. 
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Eine Denkschrift des Majors von Royer- 
Luehnes über Rußland und Polen 1817. 
Von 
Manfred Laubert. 


Der Verfasser der Denkschrift, CamillevonRoyer- 
Luehnes, gehörte fast 20 Jahre hindurch dem Hofstaat des 
Prinzen Heinrich an; nach dessen Tode (1802) trat er in die 
Dienste seines Bruders Ferdinand und wurde, als Major aus 
den Freiheitskriegen zurückgekehrt, dem zum Statthalter des 
Großherzogtums Posen ernannten Gemahl von dessen Tochter 
Luise, dem Fürsten Anton Radziwill als Adjutant bei- 
gegeben. Von 1818 ab war er Geheimagent Hardenbergs in 
Paris, nach dem Hinscheiden des Staatskanzlers preußischer 
Gesandter in Madrid, Lissabon und Konstantinopel, wo er 1830 
starb 1). 

Aus seiner Posener Stellung richtete Royer an seinen be- 
sonderen Gönner Hardenberg,an Boyen und Gnei- 
senau eine Reihe von Berichten, die sich vorwiegend mit 
den Zuständen der Provinz befassen ?2). Er begleitete indessen 
den Statthalter auch auf seinen Reisen und verbrachte daher 
gegen Ende des Jahres 1817 einige Wochen in Petersburg. 
Über seine dortigen Beobachtungen legte er, nach Posen zu- 
rückgekehrt, Hardenberg am 28. Dezember in einem ausführ- 
lichen Memoire Rechenschaft ab ?). 

Die Denkschrift war freilich verzögert worden, weil R. 
die Posener Angelegenheiten in so kritischer Lage vorfand, 
daß er ihre schnelle, nur durch zeitraubende Reisen mögliche 
Prüfung für notwendig hielt. Er erlangte dadurch die be- 
ruhigende Überzeugung, daß die Dinge nicht so verfahren 
(facheuses) waren, als man sie ihm vorgestellt hatte, aber doch 


ı) Die näheren biographischen Daten siehe bei Laubert: Stu- 
dien zur Geschichte der Provinz Posen usw. Lissa i. P. 1908, 8. 67—73. 

3) Der wesentlichste Inhalt der Berichte an Hardenberg ist von 
mir in den „Studien usw.‘ veröffentlicht worden. 

3) Geh. Staatsarchiv Berlin Rep. 92. Hardenberg K. 62%. 
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schlimm genug, um einen sofortigen Bericht an Gneisenau zu 
erfordern. Erst dann fand sich die Muße zu dem Versuch, 
„de debrouiller et de resumer le plus possible, une foule de 
notes prises pendant mon voyage à Petersbourg." 

Seiner Gewohnheit gemäß leitet der Major seine Aus- 
führungen durch die Bemerkung ein, daß er nicht ohne Be- 
sorgnis und nur durch das ihm bewiesene warme Vertrauen 
ermutigt, zu reden wage, zugleich mit dem vollen Bewußtsein, 
sich in z. T. sehr delikaten Fragen in schroffen Widerspruch zu 
den übrigen preußischen Beobachtern zu setzen. 

An erster Stelle erörtert R. die einige Monate zuvor erfolgte 
Vermählung der Prinzessin Charlotte mit 
dem Großfürsten Nikolaus. In mehr als einer Be- 
ziehung hatte er die in Berlin und bei der Masse der Nation und 
Armee gegen die Russen und gegen diese Heirat gehegte Ab- 
neigung geteilt, war aber von der Notwendigkeit überzeugt, die 
einmal geschlossene Verbindung zwar für die Prinzessin so glück- 
lich wie möglich zu gestalten, doch sie, abweichend von den 
übrigen in Petersburg anwesenden Preußen, nicht als reine 
Familienangelegenheit zu betrachten, sondern sie auch auf den 
zu erwartenden politischen Einfluß und Nutzen hin zu prüfen. 

Er mußte aber wahrnehmen, daß man wohl einigen für 
das Glück der jungen Frau belanglosen Geldfragen größte Wich- 
tigkeit beimaß, Charlotte hingegen nichts tat, um die Zu- 
neigung und, durch imponierendes Auftreten, die Achtung der 
Russen zu gewinnen; sie erregte vielmehr bei ihnen durch ihre 
Sorglosigkeit Anstoß (peinait) und verletzte sie durch offen- 
kundige Bevorzugung der Deutschen. Daher wurden ihre neuen 
Landsleute von Tag zu Tag unzufriedener und ihre bisherigen 
schienen zu vergessen, daß es die erste Pflicht einer Alexandra 
Feodorovna war „de se donner à la nation à laquelle Elle 
appartenait à present“. Dieser betrübende, nur zu leicht be- 
greifliche Verstoß erweckte in R. den Wunsch, zu helfen, trotz 
der zweifelhaften Figur, die er als simpler Major im Gefolge 
eines Radziwill zunächst am russischen Hofe spielte. Es gelang 
ihm jedoch, Vertrauen einzuflößen und zu gewinnen, denn die 
Russen brauchten einen Vermittler für ihre Klagen gegen die 
Großfürstin und deren heimatliche Begleitung. Mit Schrecken 
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sah er die falsche Bahn, welche die Deutschen am Zarenhofe 
einschlugen, so daß die Prinzessin ohne Führer und der Gefahr 
ausgesetzt war, in sich Eindrücke aufzunehmen, die sie von 
dem durch die Sorge um ihr künftiges Glück vorgezeichneten 
Wege ablenken mußten. Die Kaiserin Mutter war 
durch das Einstudieren ihres eigenen Auftretens zu sehr be- 
schäftigt (sie war toute à son rôle d’étalage), um ihre Schwieger- 
tochter aufzuklären, und bekümmerte sich aus kleinlichem Ehr- . 
geiz (etroite ambition) vielleicht auch wenig um diese Aufgabe. 
Von ihrer Schwägerin Elisabeth, der regierenden Carin, 
die ihr ausgezeichnete Ratschläge und ein treffliches Beispiel 
hätte geben können, trennte die Großfürstin leider ein unüber- 
windliches Hindernis, die Eifersucht Maria Ferodorovnas !). 
Die preußische Prinzessin war also isoliert, auf sich selbst ange- 
wiesen und besten Falles von Leuten umgeben, die durch Vor- 
urteile verstimmt oder ohne klaren Blick in die Zukunft waren. 
R. wagte es deshalb, ihr Winke zukommen zu lassen, die er 
für unerläßlich hielt. Sie nahm die wohlgemeinten Worte gütig 
auf und erklärte dem getreuen Eckart selbst, er habe sie aus 
tiefem Schlummer geweckt. Auch schien sie sich einige Zeit, 
bis zur Abreise nach Moskau ?), in acht zu nehmen und die 
Gesellschaft der Russen aufzusuchen. 

Doch blieb dieser Umschwung nicht von Dauer. Der 
Major erhielt aus Moskau Briefe, die ihm lebhafte Unruhe ein- 
flößten. Er äußert in dieser Hinsicht: „La Grande Duchesse 
ne voit ni ce qu’exige le soin de son bonheur comme femme 
d’un mari bon, qui l’aime tendrement, mais d’un caractère 
très faible; ni ce que demande sa situation politique." Die 
ersten, schwer zu verlöschenden Eindrücke hatten schon viel 
verdorben, doch schienen zwei Umstände geeignet, das ge- 
schehene Übel zu mildern: 1. die Tatsache, daß die Mosko- 
witer der Suite alle Schuld an den Verstößen beimaßen, die sie 
an der fremden Fürstin zu tadeln fanden; darum mußte mit 
der Entfernung der Ausländer viel Anlaß zum Ärger ver- 


1) Vgl. über die Stellung der drei Frauen zueinander Schiemann, 
Geschichte Rußlands unter Kaiser Nikolaus I. Bd.I. Berlin 1904. 
8. 218 ff. — Das preußische Gefolge der Großfürstin daselbst S. 215. 

2) Ende September. 
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schwinden und man würde hinterher die Handlungen Alexandras 
mit weniger Voreingenommenheit und Strenge beurteilen. 
2. Es versprach die geplante Reise ihres königlichen Vaters 
nach Rußland !) zu werden „l’époque d’un changement marqué 
dans son A. J. Le Roi déjà si aimé des Russes ne leur en de- 
viendra que plus cher. Ils imputeront tout à la jeunesse et 
aux mauvaises impressions qu'ils veulent lui avoir été 
données." 

Man durfte keinen Augenblick zweifeln, daß eine solche 
Wandlung für Alexandras häusliches Glück erforderlich war, 
und brauchte nicht zwei Monate am russischen Hof verlebt zu 
haben, um herauszufühlen, daß die kaiserliche Familie not- 
wendigerweise das Wohlwollen ihrer gesamten Umgebung 
gewinnen mußte. Ohne von der Übertreibung und Sorgsamkeit 
frappiert zu sein, welche die Kaiserin Mutter in dieser Hinsicht 
verriet, da sie eben alles mit Ostentation betrieb, konnte man 
unmöglich den Zweck eines solchen Benehmens verkennen, 
wenn man sah, wie auch Elisabeth mit ihrem Taktgefühl und 
ihrer perfekten Gemessenheit sich desselben befleißigte und 
selbst der Car sich dieser Gewohnheit so eifrig hingab, daß es 
oft schien, als ob die Herrscher den Untertanen ihre Auf- 
wartung machten und nicht umgekehrt. Gewann Alexandra 
nicht die Liebe des Hofes, so ging ihr auch Herz und Vertrauen 
ihres lenkbaren Gatten verloren. 

Neben dem rein persönlichen berührte das Auftreten der 
Großfürstin auch einen politischen Punkt: die Möglichkeit 
eines engeren Zusammenschlusses beider Nationen. Um dessen 
Wichtigkeit klarzulegen, bedurfte es keiner Aufzählung aller 
der Umstände, durch die Rußlands rapides Wachstum seinen 
preußischen Nachbarstaat in bereits sehr fühlbarer Weise be- 
drohte; es genügte vielmehr zu prüfen: 1. Was Preußen und 
Russen gegenseitig näher brachte. 2. Was die ersteren durch 
letztere drohenden Gefahren verminderte. 3. Was die Interessen 
beider vereinigen und ihnen gemeinsame an Stelle der gegen- 
wärtig indifferenten und der früher entgegengesetzten ver- 
schaffen konnte. 


1) Ausgeführt im Sommer 4818. 
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Obwohl kein Anlaß vorlag, einen in den Augen der Sprecher 
höchst unbedeutenden Beobachter zu täuschen, hatte R. doch 
bei den Russen nicht jene Abneigung bemerkt, die man in 
Preußen nur allzu eifrig zur Schau trug. Die Moskowiter er- 
griffen vielmehr jede Gelegenheit, um mit Liebe von Friedrich 
Wilhelm III., mit Achtung von seiner Armee zu reden. Man 
hatte also im Cartum nicht mit jenen nationalen Antipathien 
zu rechnen, die häufig auf die Entschlüsse der Kabinette von 
wesentlichem Einfluß sind, sondern brauchte sie nur im eigenen 
Haus zu mildern. In Rußland war die Verbindung der beiden 
Regentenhäuser mit entgegengesetzten Empfindungen aufge- 
nommen worden wie in Preußen, „elle a rapproch6[s] encore 
plus de nous des esprits déjà dispose[s] à nous estimer.“ Die 
preußische Königstochter war bestimmt, dem Thron der Reußen 
den künftigen Herrscher zu schenken, ja vielleicht selbst Kai- 
serin zu werden, denn zwischen der Krone und ihrem Gatten 
stand nur ein Mann; sie besaß alles, was geeignet war, eine 
Nation zu bestechen, die das Regiment der Frauen liebte, weil 
deren Sanftmut die Härten des autokratischen Despotismus 
versüßte. 

Wenn die Russen auch lebhaft die Anpassung der GroB- 
fürstin an ihre neue Heimat wünschten, hatten sie doch keinen 
Grund zu dem Versuch, in Alexandras Herzen die Zuneigung 
zu ihrer alten zu ersticken. Sie zogen Preußens Freundschaft 
seiner Feindschaft vor; hingen sie ehrgeizigen Plänen nach, 
konnte es ihnen nicht willkommen sein, die kriegstüchtigste 
Nation Europas gegen sich aufzureizen; scheuten sie Gefahren, 
so mußten sie es vermeiden, das preußische Volk auf die Seite 
ihrer Gegner zu scheuchen. Das durch die Heirat eingeflößte 
Zusammengehörigkeitsgefühl eröffnete für beide Teile sogar die 
Perspektive gemeinschaftlicher Interessen. Aber vor Erörte- 
rung der daraus erwachsenden Chancen galt es zu prüfen, ob 
die Preußen von dem Rußland Alexanders drohende Gefahr 
wirklich eine so unmittelbare war, wie sie von manchen poli- 
tischen Schriftstellern geschildert wurde und wie sie in etwas 
weiterer Ferne R. selbst zu sehen glaubte ? 

Zwei Momente fielen dabei ins Auge: 1.. der Charakter und 
die Genialität Alexanders, die in einer Autokratie von großem 
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Gewicht waren, und 2. die Interessen des russischen Volkes, 
die nimmermehr mit den Absichten seines Souveräns zu- 
sammenfallen konnten, sondern an einem bestimmten Punkt 
mit jeder absoluten Gewalt in Konflikt geraten und sie para- 
lysieren mußten. Von Alexander entwirft R. folgende Schil- 
derung: 

„Je ne pretends point oter à Alexandre ou tout vice ou toute vertu. 
Je le crois un singulier mélange au contraire des uns et des autres. Il 
n’a pu guère sortir un autre ouvrage des mains d’un philosophe moderne 
qui voulait modeler un autocrate et greer (pfropfen) les principes 
libéraux sur les superstitions grecques et les mœurs du bas empire. 

Je ne crois point Alexandre Machiavelliste par profondeur de genie 
mais par faiblesse de caractère. Je le crois plus un comédien, qu'on 
me pardonne l’expression, qu’un hardi hypocrite. Il sent le besoin qu’il 
a de la vertu, il en élève la banniere plus par ce besoin que par len- 
thousiasme qui crée les grandes choses; mais il est encore plus privé de 
ce courage auquel aucun mal ne coute pour arriver à son but. — Sans 
grandeur réelle dans l'âme, il a pu se dégrader devant le vainqueur qui 
se faisait un jeu de l’humilier; sans conséquence dans la tête et dans 
les principes, il a pu attaquer la légitimité devant Napoléon qui la défen- 
dait en riant. Sans fermeté dans les dangers, il a pu abandonner la cause 
de son empire et de ses sujets qui savent bien n’avoir du alors leur salut 
qu'à eux mêmes. Sans énergie, ni comme fils, ni comme souverain, il 
n’a osé oter le commandement des armées à l’assassin triomphant de son 
père [Bennigsen]“. Hieran knüpft der Major die Frage: „est-ce un 
pareil caractère et si peu de moyens qui peuvent causer de si grandes 
alarmes? Est-ce un pareil caractère qui inspirera à une nation cette 
ardeur et cette confiance qui developpe et accroit les forces? Alexandre 
n’est point l’idole des Russes. Il n’excite aucun élan dans les esprits et 
ceux qui le louent le louent bien plus sous le rapport de ses intentions 
paternelles, que sous celui de ses talents militaires — on voit générale- 
ment en lui bien plus le faiseur de Parade que le vrai guerrier.“ 


. Wie viel ungefährlicher endlich mußte Alexander erscheinen, 
wenn man sich überlegte, daß der dauernde Widerspruch 
zwischen seiner Imagination, seinem Charakter und seinen 
Interessen verbunden war mit einem sehr starken Widerwillen 
gegen beharrliche Arbeit und einer sehr lebhaften Neigung, 
seine Kräfte durch Kleinigkeiten zu verzetteln. Ein Blick 
auf sein Privatleben genügte, um seine vielgerühmte Tatkraft 
richtig einzuschätzen; es genügte seine Mitarbeiter zu hören, 
um einen Begriff von seiner Abneigung gegen die Geschäfte 
zu erhalten, die zudem durch eine ungeheure Masse von nicht 
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aufgearbeiteten Resten hinreichend belegt wurde. Jede über- 
triebene Besorgnis mußte endlich völlig schwinden, wenn man 
die zahlreichen Verlegenheiten erwog, ,,où l’a plongé son imagi- 
nation entreprenante sans véritable activité, sa soif de passer 
pour un Roi philosophe, un libéral, sa méfiance de ses propres 
sujets et l'impossibilité pourtant de séparer réellement ses 
intérets des leurs.” Allein im gegenwärtigen Augenblick be- 
schäftigten ihn vor allem 1. die Befreiung der bäuerlichen Be- 
völkerung; 2. die Militärkolonisationen; 3. die Restauration 
Polens. 

Diesen Projekten, zu deren Durchführung es der Energie 
eines Peters des Großen bedurft hätte, konnte man noch seine 
konstitutionellen Velleitäten hinzufügen, „dont le mot s’est 
prononcé plus d’une fois en Russie par sa faute, par ce singu- 
lier besoin dont il semble dominé, de se placer toujours dans 
les positions les plus fausses et de se montrer comme voulant 
les choses les plus contradictoires." 


Über jene drei großen Probleme äußert sich R. folgender- 
maßen: 


„L’affranchissement des paysans est sans con- 
tredit le projet qui sagement exécuté porterait les fruits les plus salutaires 
et qui en lui-même est le plus digne d’éloge, et cependant, il éprouve de 
telles difficultés qu’il est douteux qu’Alexandre parvienne à l’accomplir, 
malgré la perséverance avec laquelle il poyrsuit ses idées de toutes les 
manières que lui permet son manque d'énergie. 

Les obstacles à ce projet sont grands en effet. Le seigneur 
russe ne le veut pas — Et le paysan ne s’en soucie 
pas. Le seigneur russe ne le veut pas, non qu’il regarde cet affranchisse- 
ment comme tres nuisible à ses intérets pécuniaires, au contraire beau- 
coup y gagnerait. Quelques uns en ont acquis la preuve — mais il le con- 
sidère comme un attentat à ses droits politiques, aux usages, à sa pro- 
priété. Le paysan appartient au seigneur comme sa terre, il est plus que 
Ja terre une puissance dans ses mains. Si le souverain si puissant la lui 
öte, que restera-t-il au seigneur pour mettre dans la balance opposée 
à celle de l’autocratie? Le seigneur russe voit arriver à la suite de l’affran- 
chissement ce qui est arrivé partout, la formation d’un tiers état, l’abaisse- 
ment de la noblesse, l’accroissement de l’autorité souveraine, et les con- 
stitutionnels russes prétendent qu’en Russie il faut plutôt la diminuer 
que l’augmenter. 

Les adversaires de ce projet sont d’autant plus hardis à le combattre 
qu’on peut moins leur opposer les loix de l’humanité. Voyez, me disaient- 
ils, nos paysans esclaves, et nos paysans libres de la couronne. Com- 
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parez et jugez si on peut faire un reproche à l’homme, de ne pas vou- 
loir cette liberté. 

Pour lever de pareils obstacles il faudrait à l’empereur les cris, 
les plaintes au moins des paysans; et ils sont fort tranquilles, se mon- 
trent peu avides de recevoir le prétendu bien qu’on leur montre. Ils tien- 
nent à leurs mœurs anciennes, ils aiment généralement leurs seigneurs, 
parceque rarement ces seigneurs sont des oppresseurs pour elles — le 
paysan russe est loin enfin d’être le paysan polonais — il n’a ni la même 
sangsue (Blutegel), ni le même corrupteur dans le juif. J’ai vu les rues 
de Petersbourg, pleines de ces paysans qui, moyennant une redevance, 
travaillent pour eux; j’ai vu les grands chemins confectionnes par ces 
esclaves qui viennent du cœur de la Russie et qui sont les ouvriers les 
plus estimés; j’ai vu ces mêmes paysans venir au printemps cultiver les 
jardins qu’ils louaient aux environs de Wilna et s’en retourner passer 
l'hiver en Russie dans leurs familles. 


Le paysan russe n’est donc point assez malheureux pour que l’em- 
pereur puisse se montrer à eux comme un libérateur — tant s’en faut 
qu'il puisse prendre ce titre que les paysans en general craignent, bien 
plus qu’ils ne la désirent, la liberté qu’il leur fait entrevoir. 

Rien ne donnera une idée plus vraie de la profonde et inveterée 
corruption de ce gouvernement, comme aussi de l’impuissance de ce sou- 
verain tout puissant, que la raison qui porte le paysan à préferer l’es- 
clavage sous son seigneur, à la liberté que le soumettrait au seul monarque. 

Le paysan ne connait le souverain que par les agens de son autorité, 
par les employés contre les exactions desquels il ne trouve de protection 
que dans son seigneur. — Ces employés sont des exacteurs par la force 
des choses — ils sont si misérablement payés que, dans l'impossibilité 
de vivre de leurs gages ils doivent voler s’ils veulent manger. 


Cette insuffisance des salaires s’étend du dernier scribe aux premiers 
tribunaux, et ses conséquences corruptrices se sont étendues des premiers 
tribunaux aux derniers scribes. Le mal est trop général pour pouvoir 
être une honte. Il n’y a que certains excès et certain scandale qui se punit 
de temps à autre. L'empereur est forcé de souffrir le reste parce qu'il ne 
peut dire à ses employés: vous ne mangerez pas, et que l’état de ses finances 
‚ ne lui permet pas de leur donner à manger. 

Plus le paysan russe est actif, industrieux, plus il a étendu sa sphère 
d'activité et plus ila à redouter la rapacité des employés, plus il a besoin 
de trouver dans son seigneur une protection qu’il achête bien volontiers 
par une redevance“. 


Das russische Landvolk stand mit seiner ablehnenden Hal- 
tung übrigens nicht allein; selbst die Geschichte Frankreichs 
bot Beispiele dafür, daB frei gewordene Leute nicht selten 
wieder sich einen Herrn wählten, um seinen Schutz zu ge- 
winnen. Im Carenreich brauchte der Bauer aber einen Anwalt 
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gegen die Organe der Regierung. Man fragte sich unwillkürlich, 
was Alexander verleiten mochte, mit Eifer, wiewohl auf seine 
verschrobene (sinueuse) Weise einen Plan zu verfolgen, der so- 
viel Unzufriedenheit erweckte? Unser Gewährsmann hatte 
jedenfalls die höchstgestellten Persönlichkeiten selbst an 
der Tafel der Kaiserin laut sagen hören, ‚que la chose pouvait 
bien s’essayer en Livonie où elle allait si mal, mais que jamais 
elle n’irait en Russie“. 

Die Verwaltung und Justiz lähmende Trostlosigkeit der 
Finanzen erschwerte auch außerordentlich den Unterhalt einer 
so starken Armee, wie sie unter Alexander geschaffen war. 
Aber diese Armee bildete in seinen Augen nicht allein das 
Palladium seiner Autorität, „elle était encore une véritable 
manie en lui“. Darum wollte er um jeden Preis das Heer auf 
möglichst hohem Fuß erhalten und diesem Wunsch entsprang 
der Gedanke „de coloniser l’armée et de payer ainsi 
en terre le soldat qu'on ne peut payer en argent”. Die Urteile 
über das Projekt waren geteilt; es fand ebenso leidenschaftliche 
Anhänger wie Gegner. Den vielen Inkonvenienzen standen 
unleugbare Vorteile gegenüber, so die Verminderung der Aus- 
gaben, die Nutzbarmachung zahlreicher Arbeitskräfte für die 
Bebauung eines Landes, dem es an solchen fehlte, die Er- 
leichterung des Landmannes durch Fortfall der drückenden Ein- 
quartierung. Andererseits durfte man die für einen leeren 
Staatsschatz sehr fühlbaren ersten Einrichtungskosten ebenso- 
wenig übersehen wie die mannigfachen für die Bauern neu 
erwachsenden Unzuträglichkeiten. Denn ihm fiel die Hauptlast 
zu; er wurde gezwungen, eine Herrenkaste aufzunehmen, inden 
militärischen Kreis einzutreten, dem er früher nicht angehört 
hatte; er verlor die Disposition über seine Töchter und er mußte, 
was ihn vielleicht am härtesten traf, sich die Haare scheren 
lassen und den Bart opfern, zu dessen Preisgabe nicht einmal 
Peter I. das Volk vermocht hatte und an dem es jetzt noch so 
fest hing wie je zuvor !), „tous griefs si forts qu’ils ont porté 
les paysans du gouvernement de Nowgorod où on a commencé 
les colonisations, à venir se jetter à genoux devant les voitures 


1) Vgl. Schiemann, a. a. O. S. 459 Anm. 1.- 
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des imperatrices et des grands ducs les conjurant d’implorer 
le changement des ordres et des mesures prises par l’empereur. 
La scene a fort effrayé; on a marqué que les paysans ont dit 
ne demander d’ailleurs aucune autre grace, qu’ils étaient con- 
tents de leur sort“ 1). Es erwuchsen der Kolonisation somit 
schwerwiegende Hindernisse, die Alexander bei einiger Beharr- 
lichkeit vielleicht überwunden hätte, aber R. konnte nicht ein- 
sehen, warum ein solcher Erfolg den Nachbarn Beunruhigung 
einflüBen sollte? Ihm erschien nur unbegreiflich, daß sich 
russische Staatsmänner dazu hergaben, einem Plan zu dienen, 
dessen Verwirklichung vielleicht das größte Unglück war, 
das ihrer Heimat überhaupt widerfahren konnte. Bedurfte 
es eines autokratischen Regimentes, um die ausgedehnten Pro- 
vinzen des Reiches unter einem Regenten zusammenzuhalten, 
so bedurfte diese Autokratie auch einer großen Macht, um sich 
in Achtung zu setzen, und diese Macht mußte nicht bloß mora- 
lischer, sondern auch materieller Natur sein, nur dem Souverän 
dienstbar, in seiner Hand liegend, nur von seinem Willen ab- 
hängend; kurz, die Armee mußte bleiben, was sie bisher 
gewesen: kaiserlich bis auf die Knochen (imminement im- 
periale), der Art, daß es für den Soldaten vom Tage seines 
Eintritts ab kein anderes Interesse gab als das seines obersten 
Kriegsherrn, keine andere Pflicht als die seines Standes, keine 
andere Heimat als seine Kaserne, keine andere Ehre als blinden 
Gehorsam, denn nur ein Band von Eisen (un cercle de fer) konnte 
eine aus so vielen heterogenen, in keiner Beziehung zu einander 
stehenden Teilen gebildete Masse vor der Desorganisation 
retten. Auf die Frage aber, ob die Kolonisation den der russi- 
schen Armee so notwendigen Geist der Zusammengehörigkeit 
erhalten oder zerstören würde, antwortet R.: 

„Sion eut adopté le rigoureux projet qui voulait coloniser le soldat 
russe en Pologne, et le soldat polonais dans d’autres parties éloignées de 


l'empire aucun doute qu’on n’eut obtenu pour longtemps le résultat le 
plus complet à cet égard. Mais ce projet parut trop fort, on adopta l’idée 


1) Vgl. das vernichtende Urteil über die Militärkolonien bei Schie- 
mann a.a. 0O. S. 450 ff., wo nachgewiesen wird, daß die vermeintlichen 
Anhänger der Neuerung sich nur aus Byzantinismus zu ihr bekannten 
und daß die erhofften Vorteile, wie finanzielle Ersparnisse, rein illusorisch 
waren. 
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plus douce d'établir chacun dans son pays, mesure qui doit finir par dé- 
truire cet esprit impéria 1 de l’armée, en donnant à chaque colonisation 
des intérets diflerents, opposés les uns aux autres, et à chaque soldat une 
propriété qui l’attacha ailleurs qu’à ses drapeaux. — Détruire cet esprit, 
cet ensemble de l’armée c’est miner la véritable puissance de la Russie, 
car c’est bien plus à lui, qu’à sa profonde politique, qu’elle doit les succès 
qui Pont élevée si haut. On pourrait ajouter à nos fautes. 

Noch schwerer als Alexanders Verblendung in dieser Frage 
waren seine Absichten bei denjenigen Maßnahmen zu verstehen, 
die er für die Ausführung des dritten Projektes verfolgte, der 
Restauration Polens. Nur mit Mühe konnte man 
hierbei an die Aufrichtigkeit seines Wollens glauben. Gönnen 
wir R. auch hierüber das Wort: 

„Si on considère ses idées libérales, ses manies constitutionelles, 
une certaine prédilection que dès sa jeunesse il eut pour les Polonais, 
le soin de sa sureté personelle garantie par son terrible frère à la tête 
d’une armée étrangere, et brulant[e] de venger de vieilles et de recentes 
injures, si on pense à tout ce qu’il a dit et promis et promet encore, si on 
pèse telles mesures qu’il prend, comme celle d’avoir enlevé à ses gardes 
de Petersbourg tous les Polonais qui s’y trouvaient pour les envoyer dans 
l'armée polonaise, si on refléchit à tout ce qu’il permet à son frère Con- 
stantin, on doit croire en effet qu’il vise sérieusement à rétablir la Pologne. 

Cependant si d’un autre coté on considère qu’il laisse dans le fait 
toute l’autorité dans les mains de quelques Russes, si on pense au danger 
auquel l’exposerait un pareil projet de la part de ses anciens sujets, si 
on se dit qu’il est encore plus empereur de Russie que roi de Pologne, 
on est porté à croire qu’il ne sait pas trop lui même ce qu’il veut et que 
s'étant une fois placé dans la plus fausse des positions par l’inconséquence 
de son esprit, il ne peut plus rien faire que d’inconséquent et d’absurde. 

C’est en effet la seule idée que présente cette double existence qu’il 
s’est donnée — à Varsovie on croit ne voir que le roi de Pologne, à Peters- 
bourg il n’ose le montrer — on s’y douterait à peine qu’il en porte le titre. 
Les Polonais y sont sans crédit, sans influence, sans considération poli- 
tique. Tous ceux que les premières espérances avaient portés vers Alexan- 
dre se retirent de lui malgré les plus aimables éfforts desapart 
pour les retenir !). 

Ainsi Alexandre tout en faisant beaucoup trop pour que les Russes 
en soient contents, n’en fait point assez pour satisfaire les prétentions 
qu'il a semées et encouragées dans les Polonais et la conviction qu'il 


1) R. fand in dem Petersburger Staatssekretar für polnische An- 
gelegeheiten, Grafen Sobolewski, einen alten Freund wieder, aber vom 
ersten Augenblick an verriet dessen wenig zuversichtliches Äußere ,,le 
peu d’esperance de son âme très attachée à sa patrie“. 
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joue une perfide comédie, qui calme les Russes, porte le découragement 
dans l’âme des Polonais. 

Cependant il n’est pas aussi généralement hal qu'on devrait le croire 
d’après une pareille conduite. La douceur des paroles frappe plus la multi- 
tude que les effets; la terreur qu’inspire Constantin, reporte vers son frère 
qu'on regarde comme son moderateur — je ne crois à aucun mouvement 
spontané de la Pologne quelque soit son mécontentement; il faudrait 
qu’elle reçut une grande et forte impulsion mais alors aussi elle agirait, 
et avec un grand enthousiasme; car il est difficile de trouver une nation 
en qui le sentiment national soit plus vif. Il semble qu’ils aiment leur 
patrie en raison de ses malheurs. 

Constantin connaït très bien cet esprit des Polonais. Il employe 
habilement et leur douleur du passé et leurs espérances dans l’avenir, 
et si ses violences, je dirai ses fureurs, ses préjugés, la fausseté de ses vues, 
son humeur despotique, ne détruisaient ce qu’il fait sous ce rapport, il 
pourrait devenir très dangereux à la tête des Polonais. 

Il résulte donc de l’examen de ce 3®° projet d'Alexandre qu’il n'offre 
rien, soit dans son succès, soit dans son abandon, de fort inquiétant pour 
la Prusse et que tant qu'il vit, il n’y a aucune raison bien marquée de 
craindre que la bonne harmonie soit troublée entre les deux gouverne- 
ments.“ 

Aber würden im Falle seines Todes die Dinge nicht ein 
verändertes Aussehen gewinnen und würde Polen, ein Apfel 
der Zwietracht zwischen beiden Ländern, nicht die Quelle 


neuer Streitigkeiten werden ? 

„Ici encore les passions et les erreurs des hommes l’emporteraient 
sur la force des choses ou plutöt en changeraient pour longtemps la nature; 
loin d’être un sujet de discorde entre la Russie et nous la Pologne devien- 
drait la cause d’une union réelle entre deux gouvernements qui jusques 
là n'avaient seulement pas d'intérêts opposés; elle leur donnerait de com- 
muns.“ Diese optimistische Erwartung stützt R. auf folgende bemerkens- 
werte politische Spekulation: „Il n’est pas nécessaire d’être au fait des 
secrets des états, pour croire que Constantin ne montera jamais sur le 
throne de Russie — il suffit de le connaitre pour en être convaincu — 
il suffit de connaitre la morale politique des Russes pour être sur qu'ils 
ne le souffriraient pas longtemps empereur. Ce n’est donc pas sur Con- 
stantin empereur de Russie qu’il faut raisonner, c’est sur Constantin 
privé d’une couronne à laquelle il avait droit, à laquelle il n’aura pas 
renoncé sans douleur, c’est Constantin voulant en mettre une autre sur 
sa tête qu'il nous faut considérer. 

Si le Russe a vu avec chagrin une double couronne sur la tête de 
son empereur, au lieu d’une seule qu’il eut voulu y voir; s’il a regardé 
d'un œil irrité et jaloux, cette armée polonaise obelssant au souverain 
de la Russie sous le nom de roi de Pologne; de quel œil verra-t-il cette 
double couronne prête à se diviser et une moitié se placer sur la tête d’un 
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homme irrémédiablement offensé — car peut-on croire que Constantin 
voulut n’être que le général de son frère cadet, comme il feint de n’être 
que le général de son frere ainé?; peut-on croire qu’il ne tende alors 
à se rendre entièrement indépendant ? — il ne prend pas la peine de cacher 
ses vues; ses imprudences déclarent tout ce que révêle la nature des choses. 
Il semble encore plus vouloir entrainer les Polonais que poussé par eux, 
tant il va au-devant de tout ce qu'ils peuvent rêver de restauration et 
d’aggrandissement. | 

Ici nos interêts qui seulement n’etaient pas en opposition avec 
ces des Russes deviennent les mêmes — les haines qu’il ne dissimule pas, 
les projets dont il fait parade ne peuvent nous rendre indifférents à son 
affermissement sur un throne qu’il commencerait par vouloir aggrandir 
à nos depends. — Si nous avons interêt à la restauration d’une Pologne 
indépendante, nous ne pouvons en avoir à sa restauration entre les mains 
d’un homme tellement emporté par ses passions qu’elles lui auraient ravi 
une couronne, et dont les passions se seraient déja déclarées contre nous. 

Voilà les Prussiens et les Russes également intéressés à surveiller : 
et à comprimer un homme dont ses talents ni le génie ne sont, il est vrai, 
pas fort éffrayants, mais qui serait à la tête d’une nation belliqueuse 
dont le plus ardent desir serait alors de commencer de nouveaux troubles 
en Europe. 

Si à ces considerations on ajoute qu’alors la fille du roi de Prusse 
serait la femme de l’empereur et la mère de l'héritier du throne, on recon- 
naitra que loin d'apporter aucun changement facheux dans les rapports 
entre les deux états, la mort de l’empereur Alexandre resserrerait au 
contraire davantage les liens qui les unissent.“ 

Diese Raisonnements koanten Befremden erregen, ,, parce 
qu’ils se basent bien plus sur les hommes que sur les choses“. 
Aber in Rußland teilten sich im Gegensatz zu andern Ländern 
die Individuen die Herrschaft mit diesen und trugen nicht selten 
im Widerstreit mit ihnen den Sieg davon. Die bisherige Ge- 
schichte des Landes bewies das und die gegenwärtige erweckte 
den gleichen Anschein. Man brauchte nur Peter an Alexanders 
Stelle zu setzen, um Europa erzittern zu machen und ihm 


ein verändertes Aussehen zu geben 

„et cet autre aspect il ne serait pas impossible que les choses ne 
le prissent, dans la supposition de la mort d’Alexandre. Il ne serait pas 
impossible qu’un incident imprévu ne changeät toute la face des choses 
en Russie, et par conséquent entre les Russes et nous. 

Mais j’ai parlé si souvent de cette mort qu'il est nécessaire que 
j'explique bien positivement, que je n’en fais mention que dans l’ordre 
de la nature. Le caractère timide quoique tenace et persévérant d’Alexan- 
dre ne me parait point porté à heurter les Russes trop de front, et par 
conséquent ne les poussera jamais à l'extrémité. Ils savent d’autres moyens 
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de l'arrêter, et si un pareil caractère n’assure pas le succès de tous ses 
projets, au moins met-il sa vie en sureté.“ 

Eine weitere Bürgschaft für die Sicherheit Alexanders 
sah R. in dessen Umgebung. Weder die hochgestellten Männer 
bei Hofe, noch die Offiziere der Garden schienen ihm blutigen 
Verschwörungen geneigt. Ihre Gewohnheiten und Sitten waren 
von den unter Peter, Katharina und Paul herrschenden so 
grundverschieden, daß man von ihnen nur in sehr viel gerin- 
gerem Maße eine Wiederholung jener Greuelszenen zu befürchten 
hatte, von denen fast jede Seite der russischen Geschichte 


besudelt war. 

„En cela Alexandre recueille deja un fruit bien precieux des prin- 
cipes sentis ou non, qu’il a professés, de la douceur dont il a donné 
l'exemple, des vertus que les imperatrices ont pratiquées !), des soins 
donnés à l'éducation, des hommages rendus à la religion, tout en laissant 
le prêtre dans sa nullité — La generation qui s’empare de la société 
est animée d’un tout autre esprit, de sentiments bien différents de ceux 
de la génération qui finit — la religion, les mœurs, l’humanité sont à 
l'ordre du jour dans la société actuelle comme jadis y étai(en)t la corruption. 
Un Bennigsen ou un Pahl[en] se formeraient difficilement au milieu 
de ces élements; et si Alexandre n’a eu ni la force ni le courage, ni le pou- 
voir peut-être de punir les assassins de son père, s’il a du les recompenser 
même, au moins faut-il avouer qu’il a pris en &purant et en adoucissant 
les mœurs de la cour, un des meilleurs moyents de garantir les jours du 
souverain.“ 

R. faBte also lediglich einen natürlichen Tod des Kaisers 


ins Auge, aber auch ein solcher lag so wenig auBer aller Be- 
rechnung, daB man seine eventuellen Folgen in Erwägung 


ziehen mußte. Hierzu bemerkt er: 

„Les Russes aiment le gouvernement des femmes. — La race de 
Paul n’est pas aimée. — Les militaires sont excedés (ermattet) de cette 
manie des petits détails qui semble revivre dans ses enfant, et dont le 
Gr. Duc Nicolas leur parait particulierement atteint. — L’impératrice 
régnante est adorée. Tout cela ne signifierait rien ailleurs et tout cela 
peut beaucoup signifier en Russie, si l’impératrice a l’ambition que quel- 
ques personnes lui croyent ?). 

Elle se retire, cache ses vertus autant que l’imperatrice mère étale les 
siennes, évite l’éclat et la grandeur, parait n’aimer que la retraite, Pin- 
struction et le repos. Mais est-ce aussi une comédie bien plus habile qu’elle 


1) Es ist freilich nicht recht ersichtlich, inwiefern die Kaiserin Mutter 
diese Tugenden betätigt haben soll. 
2) Sicherlich mit Unrecht. 
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joue? Car on ne peut que trop soupçonner tout d’être jeu et calcul sur 
cette terre classique des révolutions? Sait-elle que les cœurs la suivront 
d'autant plus qu’elle ne paraitra pas vouloir leur faire violence comme 
sa belle mère? S’est-elle dit que l’œil des Russes pénétrerait dans cette 
solitude dont elle ne sort que pour leur montrer tout ce qui peut les 
attacher et les séduire? Est-ce par calcul, plus encore que par un 
éloignement tout naturel, qu’elle laisse percer un si froid dédain pour Con- 
stantin? Est-ce uniquement dans le besoin que son cœur éprouve de se 
faire aimer, qu'elle s’est tant appliquée et s’applique tant à la langue russe ? 
— Tout cela ne peut -il pas donner à penser qu’Elle a des arrières-pensées, 
et que si elle venait à perdre son mari, elle ne regarderait pas sa steri- 
lité comme un obstacle à retenir une couronne dont la succession 
a si souvent été intervertie?“ 

R. für seine Person hegte eine höhere Meinung von der 
Aufrichtigkeit in dem Benehmen der Kaiserin Elisabeth, hatte 
aber geglaubt, Hardenberg Gedankengänge nicht verschweigen 
zu dürfen, die er nicht als absurd verurteilen konnte, denn: 

„si Alexandre par une suite de l’inconséquence de son esprit, a 
pu attaquer le principe de la légitimité, serait-il si surprenant qu’à 
sa mort ses nobles et ses gardes missent en pratique la théorie qu’il a 
professée ? Serait-il impossible que ce mot de constitution qu’il a tant 
prononcé, qui a retenti en Russie et qui y résonne encore dans de jeunes 
têtes ardentes et vides de réflexion et d’expérience, vint seconder une 
révolution qu’on croirait une occasion excellente de le réaliser? Tout 
le monde européen se meut et s’agite; chacun se croit appelé à exercer 
de grands droits ou à jouer un note important. Quoique cette maladie à 
la mode soit bien moins forte en Russie, elle n’y est pas cependant étran- 
gère et les ambitieux en pourraient tirer parti. 


Certes cet évenement changerait bien nos rapports avec la Russie, 
puis qu’il changerait tous ses rapports internes, origine de la communauté 
de nos intérets. Mais s’il faut bien le ranger dans la classe des choses 
possibles ... rien ne serait aussi aisé que de le prévenir.“ 

Hierzu brauchte sich Alexandra nur an Elisabeth ein Muster 
zu nehmen und gleiche Sorgfalt zu verwenden, um die Zuneigung 
der Russen zu gewinnen und ihrer Achtung zu gebieten. Sie 
verfügte über die gleichen Mittel, sofern sie nur den gleichen 
Willen hegte. Wenn sie dem Reich auch noch Erben gebar, 
„ses avantages seront si immenses que les droits de son 
mari n’auront plus aucun risque à courir. — L’amour des Russes 
pour la grande-duchesse couvrira la faiblesse du caractère du 
grand-duc, son peu de moyens, et ses défauts“. Nur Unkenntnis 
ihrer Situation und Sorglosigkeit betreffs einer ihr nicht deutlich 
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geschilderten Zukunft konnten das Glück der Prinzessin grau- 
sam trüben. 

Nach dieser Zwischenbemerkung wendet sich R. wieder 
der politischen Lage zu und gewinnt aus deren weiterer Betrach- 
tung 


„de nouveaux motifs de modérer des inquiétudes dont l’exagé- 
ration serait un mal. On verra le délabrement des finances publiques, l’epui- 
sement des fortunes particulières, la dépopulation, et nombres de plaies 
encore saignantes de la guerre passée — la mauvaise administration de 
quantité de branches, en elle même, et par cette corruption dont j’ai assez 
parlé. — L’hesitation et le tatonnement de l’empereur qui n’a de vues 
claires et fixes sur rien et qui défait si souvent d’une main ce qu’il a fait 
de l’autre — les relations embrouillées avec l’Angleterre dont les préten- 
tions commerciales contrarient la vélleïté qu’Alexandre avait eue de faire 
de la Russie une puissance manufacturière et agricole à la fois — la 
stagnation du commerce nécessairement causée par ces incertaines vues 
d'Alexandre, et à laquelle il n’est pas probable que la providence veuille 
toujours remédier en envoyant la famine au reste de l’Europe — on verra 
le vieux Russe très peu content de ces accroissements de territoire payés 
de sa fortune, acquis au prix de son sang, et qui restent sans profit 
pour lui, comme la Fin(n)lande, où semble vouloir tourner contre lui 
comme la Pologne. On verra combien peu le gouvernement est sur de 
l'esprit public, puisque ni, il mose avouer, ni il n’a l’adresse de faire 
honneur au patriotisme, de l'incendie de ‘Moscou, mais laisse encore ce 
grand trait de l’histoire une énigme aux yeux mêmes des Russes. 


Enfin on reconnaitra dans toute la vie et dans tout le caractère 
d'Alexandre qu’il n’est plus l’homme qui tirerait parti de tout ce que 
la Russie offre de moyens militaires, et qu’il n’est pas l’homme non plus 
qu’un ministre à projets ambitieux et hardis conduirait aisément. Jaloux 
de son autorité, parce qu’il sent tout ce qui lui manque, il éloignerait 
bientôt celui dont le génie voudrait le gouverner. Ce grand ministre ne 
m’a point paru exister nulle part en Russie, de l'opinion même des Russes; 
et la grande influence même qu’Alexandre fait prendre au general Arakt- 
cheyeff prouve bien moins son opinion de talents qui ne sont que médiocres 
que sa confiance en un dévouement qu'il croit sans bornes pour sa per- 
sonne et dont il sent le prix pour un empereur de Russie.“ 

R. gelangt also zu folgendem Resultat: 


»Sous quel rapport la puissance russe devait-elle principalement 
nous alarmer? Sous celui de la Pologne — et cette Pologne gouvernée 
par Constantin, déchu du throne de Russie, confond les intérets des Russes 
dans les notres. Tel est ... le résumé de ce que j’ai vu en Russie. 

Je n’en crois pas moins que la liberalité du gouvernement prussien 
lui conseille, envers les Polonais, ce que l'urgence des circonstances me 
parait moins lui prescrire à présent — mais ce dont je suis absolument con- 
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vaincu, c’est que le plus mauvais systême pour la Prusse est celui de ne 
s’en tenir à aucun d’une manière ferme. 

Ce que j'ai été à même de voir pendant un séjour d’un mois en 
Lithuanie, ce que j’ai vu dans le royaume de Pologne tout m’a confirmé 
que le danger du coté de la Pologne était moins imminent qu'il aurait 
pu l’être sans Constantin, et avec des projets plus determinés de la part 
d'Alexandre. 


L'administration russe est en horreur en Lithuanie; et cependant 
il ya là pour gouverneur un homme très intègre; les Lithuaniens ne font 
aucun reproche à la probité du G%! Korsakoff. — Ils ont d’ailleurs fort 
peu gagné à l’éloignement des employés russes. Les employés du pays 
aussi mal payés, ont fini par faire comme les predécesseurs. — Il y a bien 
en Litbuanie un parti patriote. Mais il y est peu nombreux, sans consi- 
dération. Le grand nombre ne sortirait de son role passif qu’à bon escient. 
Alexandre n’y est point haL Les Polonais le regardent toujours comme 
leur Egide contre l'oppression russe. 


Dans le royaume de Pologne Constantin parvient tous les jours 
davantage(s) à courber les esprits indociles ou à briser les récalcitrants. 
On ne murmure plus, on ne résiste plus autant et on tremble davantage. 
Un jeune bas officier d’une bonne famille est mort des coups qu’il avait 
reçus pour avoir quitté son poste un instant. On en a été plus navré, 
qu’exasper6. Les femmes de Varsovie avaient déclaré qu’elles ne ver- 
raient pas sa maîtresse, et déja elle tient une espèce de cour, où toutes 
les femmes d’officiers sont forcées d’aller. Les autres suivront. — L’ap- 
proche de la diète met peu le mouvement dans les esprits. On sait déja 
qu’il n’y sera point question de budget. Constantin s’est fait élire député 
de Prague (Praga). — On s’attend à une conduite tout à fait extravagante 
si l’empereur lui permet de siéger. Il a annoncé qu’il serait l’avocat des 
idées liberales, de la liberté de la presse. 

Cependant dans toutes ses extravagances il reste fidèle à son systême 
contre la Prusse et à ses vues d’animer contre elle les Polonais. — Il n’a 
pas caché non plus que la nouvelle alliance lui déplaisait fort. Je n’aime 
ni cette alliance, ni cette grande duchesse, a-t-il dit à Varsovie. Il l’avait 
peu dissimulé à Petersbourg. 


Le soldat, objet des soins particuliers de Constantin, s’attache peu 
à peu à lui. — Sa ferocité est momentanée, accidentelle, l'habitude est 
de bonté, de popularité. Quelques officiers s’imaginent qu’au besoin ils 
seraient toujours les maîtres de leurs soldats. J’en doute un peu, car 
plusieurs officiers se jettent tout à fait dans son systeme et tiendraient 
au moins la balance. — Si Constantin avait un génie plus guerrier, si 
les Polonais mêmes ne le soupgonnaient de manquer de l'essentiel, il pour- 
rait devenir très dangereux avec tous les projets dont il ne cesse de bercer 
une armée et une nation que ses malheurs et sa dernière gloire sont tous 
prets à ex(h)alter. i 

Malgré le despotisme sans fard de Constantin les seigneurs du grand 
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duché [Posen] continuent à se ménager (sich verschaffen) des établisse - 
ments dans le royaume de Pologne et à y rechercher des places. Il s’en 
présente bien moins pour venir chez nous. — Ils ont beau se dire qu’Alexan- 
dre se moque d’eux que Novossilsoff les administre et que le grand duc 
les mêne. Le mot de Pologne est le talisman qui les attire; ils se disent 
que les hommes passeront et que la constitution leur restera, telle qu’elle 
est et non telle qu’on la met en pratique. 

Alexandre enfin tout en jouant la nation met avec les individus 
des formes si aimables et si flatteuses qu'ils ne peuvent le hair. — J’ai 
vu la réponse qu’il a dictée pour le P. Sulkowski — dont le Gal Schoel(l)er 
aura parlé à V. Altesse. — Il est impossible de faire de plus grands et 
de plus aimables &fforts pour retenir un homme qui vous demande son 
congé. 

Le P. Sulkowski a insisté mais n’a point encore de réponse. — Ce 
sera sous beaucoup rapports une très bonne acquisition pour le Grand- 
duché. Il ne pense point à entrer au service, et c’est un bien, car il eut 
été difficile pour le roi de prendre à son service un aide de camps de l’em- 
pereur, qui l’aurait presque quitté de force. Alexandre lui a offert un 
congé illimité et de solliciter du roi de Prusse, un consentement qu’il 
était bien sur d'obtenir de son amitié. 

C'est ainsi qu’Alexandre adoucit et flatte ceux qu’il ne peut retenir, 
et qu'il se montre au moins aux Polonais comme le modérateur du des- 
potisme de Constantin.“ 

Der Bericht wurde Hardenberg am 6. Januar 1818 durch 
Gneisenau zugestellt, der hinzufügt, er habe über das 
Benehmen der Prinzessin Charlotte, allerdings nur von Frauen, 
anders lautende Nachrichten. Nach diesen sollte ihr die Kaiserin 
Mutter wegen ihrer Natürlichkeit sehr ergeben sein und die 
russischen Hofleute machten angeblich viel Rühmens von ihrem 
Bestreben, freundlich und gütig gegen alle zu sein 1). 

Hardenbergs Antwort ist uns leider nicht erhalten, doch 
geht aus einem weiteren Brief Royers an den Staatskanzler 
aus Posen vom 29. Januar hervor, daß der Fürst die Angaben 
seines Agenten über die Person Alexandra Feodorovnas als 
wohlgemeint und zutreffend anerkannt haben muß, denn der 
Major sah in jener Erwiderung einen neuen Beweis für das 
Vertrauen, in dessen Rechtfertigung er seinen ganzen Ruhm 
und Stolz setzte. Er gewann daraus den Mut, noch einmal 
auf den heiklen Punkt zurückzukommen. Hierzu gab ihm 
ein inzwischen am Carenhof eingetretener Wechsel Veran- 


1) Geh. Staatsarchiv Berlin Rep. 92. Hardenberg K. 58. 
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lassung, der seine Befürchtungen nur allzusehr rechtfertigte: 
die angenommene Demission des Hofmarschalls der Groß- 
fürstin, Kyrill Naryschkin nebst Gemahlin !J. Er hatte damit 
keinen unüberlegten, wiewohl vielleicht in formloser Manier 
vollzogenen Schritt begangen, denn seine Unzufriedenheit war 
“älteren Datums und R. hatte ihr Wachstum und dessen Gründe 
beobachtet. Diese Auffassung bestätigten dem Major neuer- 
dings aus Moskau zugekommene Nachrichten. Der durch die 
Suite des Prinzen Wilhelm ?) an ihn gelangte Brief einer Hof- 
dame der Kaiserinnen (d’une dame des impératrices) besagte 
nach eingehenden Notizen über die Schwangerschaft der Groß- 
fürstin 3): 

»Mr. de Narischkin n’est plus maréchal, et sa place va être donnée 
au comte de Modêne (Moden). Je ne pourrais pas Vous dire exactement 
ce qui a pu amener ce nouvel ordre de choses, parces qu’il m’en est venu 
tant de versions différentes, que le fil de la vérité m’a entièrement echappé; 
mais si dans le récit qu’on Vous ferait, il entrait trop de choses à la charge 
de Narischkin, je Vous prierais de n’en croire que la moitié. Cet homme 
peut être susceptible et difficile à vivre (eigensinnig), cependant on peut 
certifier qu’il est plein de noblesse et de loyauté. — On s’est quitté ayec 
des formes très aimables en apparence, et c’est ce que nous devons à la 
civilisation que J. Jacques Rousseau a bien eu tort de déprécier quelques 
fois. — Narischkin vient de passer à la Grande Cour, et d'obtenir le grand 
cordon de St® Anne.“ 

R. war erbötig, diesen Brief Hardenberg persönlich zu über- 
geben, wie auch einen anderen, dessen Verfasser freilich nicht 
gewagt hatte, die volle Wahrheit der Diskretion der Post an- 
zuvertrauen. R. sah sich sogar außerstande, auch die ihm 
wirklich zugekommenen Mitteilungen schriftlich zu fixieren, 
weshalb er sich auf die Andeutung beschränkt: 

„En voilà bien plus qu’il n’en faut pour convaincre Votre Altesse 
de l’importance dont il est de s’occuper de cet objet, des illusions que se 
font ceux qui rapportent que tout va à merveille; et de la timidité de 
mon rapport bien plutôt au dessous qu’au dessus de la vérité. 

Le choix d’un étranger pour remplacer un Russe d’une des premières 
familles, prouverait trop combien peu l’empereur s’occupe du soin de 


1) Vg. Schiemann a. a. O. S. 223. 

2) Der Prinz weilte bis zum 27. Dez. in Moskau; vgl. Schie- 
mann a.a. O. S. 223. 

3) Am 17./29. April 1818 schenkte sie Rußland einen Erben, den 
späteren Caren Alexander II. 
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populariser la grande duchesse, si Votre Altesse avait encore besoin d’une 
semblable preuve après la conduite de l’empereur qui place et récom- 
pense un homme qui ne cache pas que c’est la Grande Duchesse qui est 
la cause de son éloignement. 

Au reste cela ne m'étonne point de sa part. Alexandre est trop 
égoïste pour avoir donné et pour donner un seul avis à cette Princesse 
qu’il affiche de tant aimer: il veut bien qu’on l’aime mais seulement en 
tant que c’est pour lui, et par lui. S’il lui avait donné de bons avis, s’il 
lui avait montré la nécessité de parler le russe, l’importance de gagner 
les cœurs, comment la Grande duchesse serait-elle tombée dans l'erreur, 
et y serait-elle retombée encore, après que j'ai osé lui ouvrir les yeux 
sur le mal qu’Elle se faisait.“ 1) 

Der Feldmarschall, der das Schreiben am 2. Februar an 
den Staatskanzler weiter gab, läßt diesen wissen, Royer habe 
in seinem Bericht an Gneisenau mit solcher Bestimmtheit auf 
der Richtigkeit seiner Wahrnehmungen in Rußland bestanden, 
daß er glaubte, sich dafür auf das Zeugnis der Gräfin Truch- 
seB 2) selbst berufen zu können. Da diese Dame den Feldmar- 
schall indessen des Gegenteils versichert hatte, wollte er ver- 
suchen, sie näher auszuforschen. Jedenfalls hielt er Royers 
Behauptung der Prüfung wert #). 

Den Berichten Royers ist wenig hinzuzufügen. Sie zeich- 
nen sich aus durch den ihrem Verfasser eigenen Freimut und das 
Bestreben, die Dinge wahrheitsgetreu ohne Schönfärberei zu 


1) Der Schluß des Berichts behandelt französische Angelegenheiten, 
doch will R. seine Ansichten darüber nicht als maßgeblich bezeichnen, 
da er seine Heimat seit einiger Zeit aus den Augen verloren hatte, Stim- 
mungen und Menschen dort aber so raschem Wechsel unterworfen waren, 
daß ein für die Zeit vom 1815/16 zugeschnittenes Raisonnement für 1818 
vielleicht nicht mehr paßte. Er verspricht dann, falls kein Gegenbefehl 
eingehe, Posen in etwa 8 Tagen zu verlassen und wollte zunächst drei 
Monate Urlaub vom König erbitten. Er rüstete sich also zum Übertritt 
in seine neue Stelle, der angebliche Familienangelegenheiten als Vorwand 
dienen sollten. Da Radziwills Gemahlin sehr wohl wußte, daß solche von 
Wichtigkeit nicht vorlagen, machte Gneisenau dem Staatskanzler den 
Vorschlag, ihr zu sagen, was sie erriet. Im ersteren Falle war sie zum 
Schweigen verpflichtet, im letzteren nicht. Auch entging der Major dann. 
der Gefahr, sich bei seiner Prinzessin in ein nachteiliges Licht zu setzen 
(an Hardenberg 5. Febr. 1818, Rep. 92. Hardenberg K. 38.). — Gneisenau 
war also in die sehr geheim gehaltene Pariser Mission R.s eingeweiht. 

2) Oberhofmeisterin Charlottes. 

2) Rep. 92. Hardenberg K. 38. 
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schildern. Sie sind stark persönlich zugespitzt und von vielleicht 
übertriebenem Selbstgefühl durchweht. Auch mag deshalb 
der Major dem Irrtum verfallen sein, daß er den ihm zugeraunten 
Glossen mitunter zuviel Glauben beimaß, aber trotzdem sind 
seine Darlegungen das Spiegelbild von Anschauungen und po- 
litischen Spekulationen, die in russischen Kreisen wirklich be- 
standen haben, und der Reflex von Vorgängen, deren Kennt- 
nis heute noch der Ergänzung bedarf. Allerdings sollte man 
nicht vergessen, daß des Majors Urteil über die Kaiserin 
Elisabeth sicherlich der Wahrheit nicht entspricht und daß 
er die Prinzessin Charlotte nur während der ersten Monate 
in ihrer neuen Lebensstellung beobachten konnte, in denen 
sie begreiflicher Weise noch unsicher auftrat und Anlehnung 
bei den Personen ihres Gefolges suchte. 
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Die führenden historischen Zeitschriften in 
Böhmen. 


Von 
Bertold Bretholz. 


Wenige Jahre nach der Begründung des „Vaterländischen 
Museums“ in Prag tauchte naturgemäß auch der Gedanke auf, 
ein den Zielen und Zwecken dieses Institutes dienendes publi- 
zistisches Organ zu schaffen, eine Museumszeitschrift. Von wem 
dieser Plan ausging, braucht Historikern kaum gesagt zu werden; 
— von Franz Palacky. Und seine Idee wird es wohl 
auch gewesen sein, zwei Zeitschriften zu schaffen, einetschechische 
und eine deutsche, „weil der literarische Verkehr in unserem 
Vaterlande durch diese beiden Sprachen zweifach geteilt ist. 
Die deutsche Zeitschrift sollte unter dem Titel: „Monatsschrift 
der Gesellschaft des vaterländischen Museums in Böhmen“ in 
monatlichen Heften erscheinen, die tschechische als „Časopis 
společnosti wlastenského Museum w Čechách (Zeitschrift der 
Gesellschaft des vaterländischen Museums in Böhmen)“ viertel- 
jährlich. Die Redaktion beider Zeitschriften übernahm Palacky, 
unterstützt von einem eigenen zu diesem Zwecke gewählten 
Ausschuß der Museumsgesellschaft; doch sollten beide Zeit- 
schriften „nach den verschiedenen Bedürfnissen ihres Publikums 
und nach den Leistungen ihrer Mitarbeiter, unabhängig von 
einander redigiert und jede mit eigenen Originalaufsätzen aus- 
gestattet werden“. Im gleichen Jahre 1827 traten sie das 
erstemal vor die Öffentlichkeit. Sie konnten ihrem Grundzweck 
entsprechend keine rein historischen Zeitschriften sein, aber 
das historische Moment spielte doch von allem Anfang eine 
wichtige Rolle bei ihnen, stärker noch in der deutschen als in 
der böhmischen Zeitschrift zum Ausdruck kommend. „Histo- 
rische Aufsätze aus der böhmischen Geschichte“ stellte die 
Redaktion im Programm der ,,Monatsschrift an die erste 
Stelle, dann erst folgten: „Aufsätze aus dem Gebiete der Natur- 
wissenschaften und der schönen Literatur“, sowie ,,Vaterlän- 


3) Zur Einführung für die in diesem Heft beginnenden Berichte 
aus der historischen Zeitschriftenliteratur Bôhmenc. 
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dische Anzeigen aus der Gegenwart“. Die ersten Jahrgänge 
der deutschen Zeitschrift waren auch an sich wie insbesondere 
im Hinblick auf die darin enthaltene historische Literatur viel- 
versprechend!). Aber schon im Jahre 1830 verwandelte ınan die 
Monatsschrift in eine Vierteljahrsschrift unter dem Titel ,,Jahr- 
bücher für Natur- und Länderkunde, Geschichte, Kunst und 
Literatur, herausgegeben von der Gesellschaft des vaterländi- 
schen Museums in Böhmen‘, die aber nur zwei Jahre ihr 
Leben fristete. Eine Nachricht am Schluß des Jahrgangs 1832 
verkündete: daß ‚‚die Jahrbücher des böhmischen Museums 
nach dem Beschlusse des Gesellschaftsausschusses im nächst- 
künftigen Jahre unter demselben Titel und derselben äußeren 
Ausstattung jedoch nicht mehr vierteljährlich, sondern in 
zwanglosen Heften und mit strengerer wissenschaft- 
licher Haltung erscheinen werden“. Hiermit war das Ende 
der deutschen Zeitschrift besiegelt ; ohne zwingende Gründe wurde 
sie einfach aufgelassen. In einem Gutachten von Palacky vom 
16. Oktober 1831 datiert und an den Präsidenten gerichtet, 
wird die Strenge der Zensur gegen die deutsche Zeitschrift als 
das Motiv zu ihrer Auflassung angegeben. ‚Die unangenehmste 
Folge davon ist die Entmutigung meiner besten deutschen Mit- 
arbeiter, die unter solchen Verhältnissen keine Lust mehr haben, 
ihre Aufsätze der Zensur zu unterlegen. Auch ich muß gestehen, 
daß es mir oft schwer wird, für die in ihrem Plane beschränkten 
deutschen Jahrbücher neue Gegenstände aufzufinden, deren 
freie Behandlung der gegenwärtigen Zensur nicht anstößig und 
doch auch für das durch ausländische zensurfreie Zeitschriften 
verwöhnte Publikum einigermaßen interessant sein könnte. Da 
nun der geringe Absatz der Jahrbücher auch den Verleger ent- 
mutigt hat und meine Zeit überdies durch neu übernommene 
Pflichten gegen die Herren Stände beschränkt ist: so scheint 
es mir für die Zukunft fast unmöglich, die deutsche Zeitschrift 
in der bisherigen Weise fortzusetzen‘ ?). 


1) Im 4. Jhrg., Septemberheft S. 14—29 findet sich ein Aufsatz 
„Übersicht der in Böhmen bisher erschienenen Zeitschriften“ von Johann 
Helbling von Hirzenfeld, eine interessante lehrreiche Zu- 
sammenstellung über das ältere Zeitschriftenwesen in Böhmen. 

2) In den gleich zu erwähnenden ,,Gedenkblättern‘ S. 66. 
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Um so größeres Interesse widmete der Redakteur dertschechi- 
schen Schwesterzeitschrift. Ihr kam von Anbeginn eine andere 
Bedeutung zu. Sie sollte zunächst darnach streben, „die Lücken 
und Mängel in der tschechischen Sprache und Literatur allseitig 
auszufüllen, den patriotischen Sinn in seiner Reinheit zu be- 
wahren und unter den Schriftstellern, die sich um das Wohl 
des Volkes treu bekümmern, eine solche Verbindung herzustellen, 
daß einträchtig und mit Erfolg eine allseitige Ausbildung des 
Volkes in seiner Muttersprache erzielt werden könnte“!). Der 
Zweck der deutschen Zeitschrift war mehr auf den wissen- 
schaftlichen, jener der tschechischen auf den nationalen Ton ge- 
stimmt. ‚Der besondere Zweck dieser Blätter (d.h. dertschechi- 
schen Zeitschrift) wäre, mit dem Volke auch zugleich die Sprache 
vielseitiger zu bilden und der durch einen allerdings wohlge- 
meinten Purismus einiger tschechischer Schriftsteller häufigüber- 
hand nehmenden Sprachverwirrung, durch Aufstellung fester 
Grundsätze (und wo möglich auch einiger Muster) der Sprach- 
bildung, ferneren Einhalt zu tun“ ?). 

In dieser tschechischen Zeitschrift, die gleichfalls 1827 zu 
erscheinen begann?), traten programmgemäß die literarischen 
und sprachlichen Themata in den Vordergrund, allein schon 
die Persönlichkeit des Redakteurs sicherte geschichtlichen Auf- 
sätzen und archivalischen Mitteilungen und Entdeckungen 
einen entspechenden Platz in jedem Bande. Enthielt doch 
schon der erste Jahrgang nachfolgende wichtige historische 
Arbeiten: „Das Tagebuch der Gesandten K. Georgs an K. Lud- 
wig XI. von Frankreich 1464“, nach einer Handschrift im 
Budweiser Stadtarchiv, den erstmaligen Abdruck mehrerer 


ı) Von mir übersetzt aus der tschechisch geschriebenen Vorrede zum 
1. Heft des „Časopis“. — Eingehend erörtert Palacky die Geschichte 
der Zeitschriftengrüdnug in einem deutsch geschriebenen Aufsatz „Vor- 
schlag zur Gründung von böhmischen Museumszeitschriften‘ in ,,Gedenk- 
blätter. Auswahl von Denkschriften, Aufsätzen und Briefen aus dem 
letzten fünfzig Jahren. Als Beitrag zur Zeitgeschichte herausgegeben 
von Franz Palacký“, Prag 1874, 8.47. 

2) Gedenkblätter S. 54. 

3) Als charakteristisch erwähnte ich, daß die tschechische Zeitschrift 
bis zum 3. Jahrgang noch in sogenannter deutscher Schrift gedruckt 
wurde, von da an erst mit Antiqualettern. 
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tschechischer Urkunden R. Sigmunds aus den Jahren 1415— 
1418, Auszüge aus den Büchern des Magisters Paul von Prag, 
gen. Zidek, „Die Einnahme Prags durch Herrn Georg von 
Podiebrad im Jahre 1448 und ihre Ursachen‘, ,,Heimische Zer- 
würfnisse und Kämpfe in Böhmen nach einer Einnahme Prags 
im Jahre 1448“ u.a. Der Charakter einer Zeitschrift in unserem 
Sınne wurde nicht nur durch das regelmäßige vierteljährliche 
Erscheinen in stets gleichem Umfang, sondern auch durch 
die gleichbleibende Einteilung des Stoffes in Aufsätze, kleinere 
wissenschaftliche Mitteilungen, Nachrichten und literarische 
Anzeigen und Rezensionen gewahrt. 

Mit größter Befriedigung über den überraschenden Erfolg 
des „Časopis“ konnte Palacky in der Vorrede zum 41. Jahrgang 
(1837) auf die siebzig Mitarbeiter, die er um sich gesammelt, 
hinweisen, darunter ‚die ersten Leuchten des tschechischen 
Volkes und der tschechischen Literatur‘. Im folgenden Jahre 
1838 zwang ihn aber gleichwohl die neue große Arbeit, die er auf 
sich genommen, die Abfassung der „Geschichte Böhmens“, die 
redaktionelle Tätigkeit beim Casopis an P. J. Safarik ab- 
zugeben. Dieser behielt die Leitung nur etwa fünf Jahre, wo- 
rauf in der Folgezeit mehrfacher Wechsel in der Redaktion 
eintrat, bis 1871 der bekannte Historiker Josef Emler 
Herausgeber wurde. Von den bis dahin eingetretenen natur- 
gemäßen inneren Veränderungen der Zeitschrift wäre hier nur 
die hervorzuheben, daß sie 1855 den Titel, den sie bis heute 
führt, angenommen hat: Časopis musea království českého 
(Zeitschrift des Museums des Königreichs Böhmen). 

Durch Emler, der zwanzig Jahre lang die Redaktion dieser 
Zeitschrift leitete, kam ein stärkerer historischer Einschlag in 
den „Časopis“, der sich nicht nur in der Mannigfaltigkeit der 
geschichtlichen Themen äußerte, sondern auch in der Berück- 
sichtigung der historischen Literatur in wissenschaftlich ernsten 
und gründlichen Anzeigen und Besprechungen. In seinem 
redaktionellen Abschiedswort (Jahrg. 1890, Band 64) spricht 
Emler zwar sein Bedauern aus, die Zeitschrift nicht dahin ge- 
bracht zu haben, wohin er sie bei Übernahme der Redaktion 
zu bringen gedachte. Er erklärte als Hauptursache dessen die 
Unmöglichkeit, die mannigfachen Richtungen, die in ihr als 
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Organ des Museums vertreten sein sollten, bei dem beschränkten 
Umfang, auch wirklich zur Geltung zu bringen. Wie dem auch 
sei, Emler hat das unzweifelhafte Verdienst, den Casopis mo- 
dernisiert, nach den Mustern der besten ausländischen Revuen 
organisiert zu haben. Und auf dieser. Grundlage wurde seither 
weitergearbeitet trotz mehrmaligen Redaktionswechsels in den 
letzten zwanzig Jahren. Heute steht die Zeitschrift in ihrem 
85. Jahrgang und wird geleitet von dem bekannten tschechi- 
schen Bibliographen und Kulturhistoriker Čeněk Zibrt, 
Bibliothekar des böhmischen Museums und Professor an der 
tschechischen Universität. Selber ein überaus eifriger Mitarbeiter 
an seiner Zeitschrift, verfügt er über eine reiche Schar älterer 
und jüngerer Kräfte, über die großen materiellen Mittel und 
wissenschaftlichen Sammlungen des Böhmischen Museums, so 
daß der Casopis unter den günstigsten Vorbedingungen seine 
Aufgaben zu erfüllen in der Lage ist. 


Der „Časopis“ trat bereits in seinen fünfunddreißigsten 
Jahrgang, als im Jahre 1862 die Deutschen in Böhmen im Zu-, 
sammenhang mit der Begründung eines Geschichtsvereines auch 
an die Herausgabe einer periodischen Zeitschrift gingen, die 
wie der Verein überhaupt „die Aufhellung der Geschichte der 
Deutschen in Böhmen und Verbreitung der Kenntnis derselben, 
sowie die Sammlung und Erhaltung der bezüglichen Quellen“ 
zum Zwecke hatte. Sie erhielt den Titel: „Mitteilungen des 
Vereins für Geschichte der Deutschen in Böhmen“ 1). Auch 
hier haben die Redakteure in den ersten Jahrzehnten mehr- 
fach gewechselt (Schmalfuß, Const. Höfler, Grohmann, Schle- 
singer, Hicke, Biermann), aber seit dem 36. Jahrgang (1898) 
steht sie unter der Leitung der beiden bekannten deutsch- 
böhmischen Historiker A. Horcicka und Ottokar 
Weber und bildet mit ihren vier Vierteljahrsheften eine der 
ersten wissenschaftlichen Revuen Böhmens. Wir hoffen ein 
andermal — sie wird im nächsten Jahre 1912 ihren fünfzigsten 


1) Vgl. Ottokar Weber: Der Vere n für Geschichte der Deut- 
schen in Böhmen (Zu seinem 40 jährigen Jubiläum). In „Deutsche Ge- 
schichtsblätter‘‘ III (1902), S. 167—172. 
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Jahrgang beschließen — näher auf ihren Inhalt und ihr Wesen 
eingehen zu können. 


Inzwischen war in Prag um das Jahr 1890 die ,,Gesell- 
schaft zur Förderung deutscher Wissenschaft, Kunst und Litera- 
tur in Böhmen“ begründet worden, die nach einem zehnjährigen 
Bestande sich zur Herausgabe einer Revue unter dem Titel: 
„Deutsche Arbeit, Monatsschrift für das geistige Leben der 
Deutschen in Böhmen“ entschloß, die im Oktober 1901 ihren 
ersten Jahrgang eröffnete. Der Zweck, der mit diesem lite- 
rarıschen Unternehmen verfolgt wurde, war: „zunächst eine 
fortlaufende Übersicht über die Erscheinungen des deutschen 
Kultur- und Geisteslebens im Lande zu geben, teils in beson- 
deren Artikeln, teils in kleineren Nachrichten und Notizen“. — 
Dieses Ziel ist in der prächtig ausgestatteten und vortrefflich 
redigierten Monatsschrift, die nunmehr ihren zehnten Jahrgang 
abschließt, vollkommen erreicht. Und auch die historische 
Wissenschaft ist trotz der Mannigfaltigkeit des Inhalts der 
Zeitschrift nicht zu kurz gekommen. Gleich im ersten Hefte 
brachte Prof. A. Bachmann die gehaltvolle Studie „Der 
Husitismus und die Prager Universität” und seither enthielt 
fast jeder Band einen oder mehrere wertvolle historische Bei- 
träge von den bekannten deutsch-böhmischen Geschichts- 
schreibern. Besonders in den letzten Jahrgängen begegnen 
wir Aufsätzen, wie jenen A. Naegles, die vollste Aufmerk- 
samkeit beanspruchen. Großen Wert haben in den Heften 
auch die selten reichhaltige, um nicht zu sagen vollständige 
„Übersicht über die (schriftstellerischen) Leistungen der Deut- 
schen in Böhmen“, in denen nicht nur Bücher und wissen- 
schaftliche Aufsätze, sondern auch Zeitungen, Programme, 
Gelegenheitsschriften, Wandervorträge usw. berücksichtigt sind. 


Der allgemeine Charakter der Musealzeitschrift brachte es 
mit sich, daß historische Themen in ihr nur in beschränktem 
Ausmaße Aufnahme finden konnten; die lebhaftere geistige 
Produktion auch auf diesem Gebiete in tschechischer Sprache, 
insbesondere seit der Zweiteilung der Prager Universität ver- 
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langte aber dringender nach einer rein historischen Zeitschrift. 
Wiederholt wurde der Anlauf hierzu genommen; der im Jahre 
1883 von A. Rezek begründete Sbornik Historicky (Histo- 
risches Magazin) versprach am ehesten Erfolg, wurde aber 
mit dem vierten Jahrgang (1886) aufgelassen!). Erst im Jahre 
1895 wurde von Rezek im Verein mit J. Goll, den beiden da- 
maligen ersten Vertretern der historischen Disziplin an der 
Prager tschechischen Universität, eine neue lebensfähige der- 
artige Zeitschrift unter dem Namen: Český časopis historický 
(Tschechische historische Zeitschrift) geschaffen, die, seit 1898 
unter der Redaktion von J. Goll und Josef Pekař, bereits bis 
zu ihrem 17. Jahrgang gekommen ist. 

Als ihr Programm hat sie seinerzeit aufgestellt: 

1. Veröffentlichung von selbständigen und Originalarbeiten 
aus allen Zweigen der Geschichtsforschung und Geschichts- 
schreibung; also neben Arbeiten aus der politischen Geschichte 
auch solche aus der Rechts-, Kirchen-, Literatur- und Kunst- 
geschichte usw., immer mit besonderem Augenmerk auf die 
Geschichte Böhmens, Mährens und Schlesiens. 2. Nachrichten 
über Forschungsreisen, über die Fortschritte der historischen 
Studien in Europa, über neue wichtige archivalische und hand- 
schriftliche Funde; Biographien oder historische Notizen über 
hervorragende Personen der Geschichtsliteratur überhaupt, der 
Heimatsgeschichte insbesondere. 3. Nachrichten über die 
historische Literatur, und zwar a) über solche in tschechischer 
Sprache vollständig, ob es Bücher, Aufsätze oder Feuilletons 
seien; b) über alles, was sich auf die Geschichte Böhmens, 
Mährens oder Schlesiens bezieht ohne Rücksicht auf die Sprache 
oder Form, in der es erschienen ist; c) über die wichtigsten Er- 
scheinungen der historischen Weltliteratur. 

Dieses ursprüngliche Programm ist nicht nur bis heute 
eingehalten worden, sondern wurde noch erweitert, indem 
nach dem Muster der MaBlowschen Bibliographie in der Histo- 
rischen Vierteljahrsschrift, herausgegeben von G. Seeliger, seit 
1905 (Jhrg. XI) eine „Bibliographie der böhmischen Geschichte“ 


ı) Andere historische Zeitschriften in tschechischer Sprache, die 
seit 1880 erschienen, sind verzeichnet in Zibrts Bibliografie české historie, 
Bd. Il, S. 784. 
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jedem Jahrgang beigegeben wird. Die in der Zeitschriften- 
schau dieses Heftes veröffentlichten Referate über den letzten 
XVI. abgeschlossenen Jahrgang 1910 dieser Zeitschrift, der 
auf die vier Hefte, die am 15. Januar, 15. April, 15. Juli und 
1. November erscheinen, verteilt, zwölf längere und kürzere 
Abhandlungen enthält, werden ihren Charakter am deutlichsten 
erkennen lassen. 

An die Aufsätze reihen sich Bücherbesprechungen und 
Rezensionen, die wie immer so auch in diesem Bande mit gutem 
Grunde einen breiten Raum einnehmen. Über achtundzwanzig 
hervorragende geschichtliche Werke wird eingehend referiert, 
davon mehr als die Hälfte deutsche Geschichtsliteratur betreffen, 
wie: Bauch, Gustav, Geschichte des Breslauer Schulwesens; 
Fellner-Kretschmayer, Die österreichische Zentral- 
verwaltung; Geschichte der christlichen Religion in Hinne- 
berg, Die Kultur der Gegenwart; Hampe, H., Beiträge 
zur Geschichte der letzten Staufer; Marcks, E., Bismarck; 
Pastor, L., Geschichte der Päpste, Bd. 4 u. 5; Spangen- 
berg, H., Hof- und Zentralverwaltung der Mark Branden- 
burg u. a. Von mehr als vierzig Zeitschriften (slavischen, deut- 
schen, französischen) werden hinreichende Inhaltsangaben ge- 
geben und die Literaturnotizen, die sich oft allerdings nur auf 
wenige Zeilen beschränken, aber genügend informativ sind, 
beziehen sich auf mehr als dreihundert Bücher, Zeitschriften, 
Aufsätze u. ähnl. 

Diese kurze Übersicht läßt erkennen, daß diese Zeitschrift, 
sowohl was die einzelnen wissenschaftlichen Beiträge, als die 
redaktionelle Führung anlangt, allen Anforderungen einer mo- 
dernen historischen Zeitschrift entspricht. 


II Miszellen. 


Briefe Münnichs, Blumentrosts und der Fürstin Lieven. 


Mitgeteilt von 
B. Cordt. 


I. 
Hochedelgebohrner, 
Insonders Hochgeehrter Herr Leib-Medicus ! 

Ewer Hochedelgebohren an mihr abgelassenes geehrtestes 
Schreiben vom 17ten Dieses, habe wohl erhalten und darauß 
ersehen, wie Ihre Kayßl. Mayt. Sich gnädigst zu erinnern 
geruhen wollen, daß ich ehemahlen meinen eltern Brudern, 
der damahlen alß Ober-Deich-Graf in königl. Dänischen Diensten 
stund, wegen der ihm im Deichwesen und Wasserbau bey- 
wohnenden viehljährigen Experienz und andern gründlichen 
Wissenschaften, sonderlich in re nummaria, antiquitäten etc. 
zu Ihro Kaysl. Mayt. Diensten allerunterthänigst vorgeschlagen, 
nicht weniger, daß Ew. Hochedelgebohren mihr darauf geant- 
wohrtet, daß Ihro K. May. allergnädigst befohlen, an meinen 
Bruder, daß er überkommen möge, zu schreiben. 

Wann ich aber dazumahlen mit Ew. Hochedelgeb. Ant- 
wohrt nicht beehret, und folglich von unseres allergnädigsten 
Monarchen hierüber ertheilte Resolution im geringsten nicht 
benachrichtigt worden, so habe mihr billig vohrgestellet, daß 
wegen I. K. Mayt. damahligen Abreyse nach Persien Ew. Hoch- 
edelgeb. entweder nicht gelegen gefunden die von mihr an- 
getragene Proposition zu thun, oder daß darauf nicht reflectiret 
worden. Dahero mein Bruder, der kurtz darauf die Königl. 
Dänische Dienste quitiret, die Friesischen Deiche, welche 
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Ao: 1718 und 1721 durch die damahligen ungemeinen großen 
Wasserfluhten völlig weggerissen und nur zum Theil von meinem 
sehligen Vater, dem damahligen Ostfriesischen Geheimbden 
Raht und Drosten, wieder repariret worden, über sich genommen 
und glücklich zum Stande gebracht, darbey sich aber auf 
12 Jahre in gedachte Friesische Dienste engagiret. Also daß 
mir herzlich leydt ist, daß wegen damahls nicht empfangener 
Resolution sowohl mein Bruder als ich die zu I. K. Mayt. 
Dienste eyffrigst gehegte Intention hierinnen nicht erreichen 
mögen, maßen ich der Zuversicht lebte, es würden höchst- 
gedachter I. K. Maj. in Deroselben bewundrungswürdigen 
Wercken, Einrichtungen und Fundationen, die der gütige Gott 
zum beglückten Ende führen helffen wolle, in verschiedenen 
Stücken nicht geringe Dienste von meinem Bruder gehabt 
haben. 

In Hoffnung Ew. Hochedelgeboren künfftige Woche in 
Petersburg zu sehen und von dem bisherigen glücklichen Fort- 
gang des Canalbaues zu unterhalten, beharre mit aller schul- 
digsten Hochachtung | 

Ew. Hochedelgebohren ganz ergebenster Diener 

Dubno, 1. Decembris 1724. B. v. Münnich }). 


IT. 


S. Petersburg d. 24. Aug. 1725. 
Monsieur ! | 
Der H. Prof. Kohl wird Ihnen bereits eröfnet haben, 
welchergestalt die Herrn Studiosi bey der Kayserl. Academie 
der Wissenschaften angenohmen werden; derohalben habe 
ich nichts anders beyzufugen, als daß sie können versichert 
seyn, daß man nicht allein dasjenige werde stricte halten, 


1) Burchard Christoph v. Münnich (jüngerer Sohn des Oldenburgi- 
schen Deichgrafen Anton Günther v. Münnich), geb. 9. Mai 1683 in der 
Grafschaft Oldenburg, ging 1721 nach Rußland, wo er bekanntlich nach 
erfolgreicher Wirksamkeit am 16. Okt. 1767 als Graf und Generalfeld- 
marschall starb. Aus seinem hier mitgeteilten Schreiben vom 1. Dez. 1724 
geht hervor, daß auch sein älterer Bruder, Joh. Rudolf, vorübergehend 
daran dachte, in russische Dienste zu treten. Der Brief ist wahrscheinlich 
an den kaiserl. Leibarzt Laur. Blumentrost in St. Petersburg gerichtet. 
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sondern auch dahintrachten, wie dero Meriten en particulier 
werden recompensiret werden. Sie belieben sich dieses Wechsels 
zu bedienen und ihre Reyß sobald als es nur möglich ist, anzu- 
tretten. Ich verbleibe übrigens vollkommen dero dienswilligster 
Diener 
Laur. Blumentrost. 
(Adresse:) A Monsieur 
Monsieur Müller 
Etudiant en Theologie 
a 
Lipzic 
Bei Herrn Rath Mencken !) zu erfragen. 


II. 


Allergnädigste Kayserin. 


Ew. Majesté gnädiges Schreiben vom 26. Febr. habe ich 
das Hohe Glück gehabt zu erhalten, wie auch die beyden älsten 
Groß-Fürstinnen, welche eine ausnehmende Freude bezeigten. 
Die Groß-Fürstin Marie haben den vierten Zahn bekommen 
und es scheint das noch mehrere folgen werden. Die beyden 
älsten Groß-Fürstinnen sind vorgestern in der Badstube ge- 
wesen. Wie die GroB-Fürstin Alexandra das Trohn-Zimmer 
sah, so sagte Sie gantz traurig: „dieses ist der Sitz von meiner 


1) Joh. Mencke, Professor der Geschichte in Leipzig (von 1699—1732), 
stand in Verbindung mit St. Petersburg und empfahl dorthin 
Joh. Kohl (1698—1778), welcher von 1725—1728 Professor der Kirchen- 
geschichte an der neugegründeten Akademie der Wissenschaften war. 
Kohl zog Gerh. Friedr. Müller (1705—1783) nach sich. Müller kam am 
5. Nov. 1725 nach Petersburg, wurde hier, bekanntlich, im Laufe der 
Jahre Akademiker und Historiograph des russischen Reichs und starb 
als Direktor des Archivs des Kollegiums der Auswärtigen Angelegenheiten 
in Moskau. Der kaiserl. Leibarzt Laurentius Blumentrost war Präsident 
der Akademie der Wissenschaften bis zum Jahre 1733. — Auf den hier 
mitgeteilten Brief bezieht sich Müller, indem er in seiner Autobiographie 
schreibt: „Nun erhielt ich einen brief von dem leib-medicus Blumentrost, 
worin er sich auf Kohl’s zeugniss gründete, und indem er nicht zweifelte, 
daß ich noch dieselbe meinung hatte, mir das geld zur reise übermachte. 
Nach dieser einladung konnte ich nicht mehr zurücktreten‘. Vgl. Mate- 
rialien zur Gesch. der Kais. Akademie der Wissenschaften. St. Petersb. 
1890 (russ.) Bd. VI, S. 63, 64. — In den „Materialien“ fehlt dieser Brief. 
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lieben Großmama, wann werde ich Ihr doch wieder sehen ? 
Und heute werde ich meinen Thee auch nicht bey Ihr bekommen, 
ach möchte Sie doch balde wiederkommen“. Die GroB-Fürstin 
Helene gaben Ihr die Handt und sagten: „laß uns laufen zu 
Großmama“. Es ist mir alle mahl ein wahres Vergnügen zu 
hören, wie zärtlich Sie gesind seind vor Ihro Majeste. In tiefster 
Ehrfurcht lege ich mich zu denen Füßen Ew. Majeste aller- 
unterthänigste Dienerin C. Lieven !). 


1) Der Ehe des Großfürsten, in der Folge Kaisers, Paul von Rußland 
mit der Prinzessin Maria von Württemberg, waren bis zum Jahre 1786 
fünf Kinder entsprossen. Außer den beiden Söhnen Alexander und Kon- 
stantin hatte Maria Fedorovna ihrem Gemahl drei Töchter geschenkt: 
Alexandra, geb. 1783, Helene, geb. 1784, und Maria, geb. 1786. Die Kaiserin 
Katharina II. ließ es sich nicht nehmen, die Erziehung dieser ihrer Enkel 
selbst zu leiten. Während sie die beiden Großfürsten der Obhut des Generals 
N. J. Saltykov anvertraute, war sie bemüht, für die Erziehung der Groß- 
fürstinnen eine deutsche Frau zu gewinnen. Sie erteilte 1783 dem Grafen 
Jakob Johann v. Sievers, der sich damals in Livland befand, den Auftrag, 
ihr zu diesem Behuf eine tüchtige deutsche Frau zu senden. Sievers Wahl 
fiel auf die Witwe des Generals v. Lieven in Riga, und daß seine Ent- 
scheidung eine glückliche gewesen, hat die segensreiche Wirksamkeit be- 
wiesen, die Frau Charlotte v. Lieven am Kaiserhofe fast ein halbes 
Jahrhundert ausüben durfte. Der Dank der kaiserlichen Familie ist ihr 
in reichem Maße zuteil geworden; sie wurde Gräfin, dann Fürstin. Als 
Katharina II. zu Anfang des Jahres 1787 die große Reise in den Süden 
ihres Reiches antrat, da gehörte es zu den Aufgaben der Frau v. Lieven, 
die entfernte Kaiserin von dem Leben und Wohlergehen der jungen 
Großfürstinnen brieflich zu unterrichten. Eines dieser Schreiben teilen 
wir hier mit. Vgl. N. Schilder, Kaiser Paul I. (russ.) S. 190; K. Blum, 
Ein russischer Staatsmann (J. J. Sievers), Bd. II, S. 458. 


a) 


Zeitschrift f. osteurop. Geschichte. II. 
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Christo Botjov, Biographie von Ivan Klintarov. S. VIII u. 
820. Sofia, 1910. (Bulgarisch.) 


Die Geschichte der Wiedergeburt des bulgarischen Volkes 
hat mehrere ruhmreiche Namen aufzuweisen, aber wenige sind 
auch in der Zukunft so sehr davor bewahrt, vergessen zu wer- 
den, wie der Christo Botjovs. Dichter, Publizist, Kämpfer 
für die nationale Freiheit, ist er heute noch, fünfunddreißig 
Jahre nach seinem Tode, ebenso lebendig in seinem Vaterlande, 
wie er es unter seinen Zeitgenossen war, und hat in der bul- 
garischen Literatur eine Bedeutung, die sich nicht vermindert 
hat. 

Sein Leben, ganz der Nation gewidmet, hat schon man- 
chen Geschichtschreiber gefunden, und von kleineren Ver- 
suchen abgesehen, ist bereits die Arbeit Zacharij Stojanovs 
Opit za Biografia (Versuch einer Biographie) zu er- 
wähnen. Alle diese Versuche aber sind unvollständig und 
jedenfalls nicht sehr kritisch. Jetzt hat sich der bulgarische 
Publizist Klintarov im obigen Werke bemüht, diese Lücke 
auszufüllen und das unruhige, abenteuerreiche Leben Botjovs 
erschöpfend darzustellen. 

Der Verfasser, der vor wenigen Jahren eine vollständige 
Sammlung der Werke Botjovs herausgegeben hat, war gewiß 
dazu berufen; sein umfangreiches Buch steht tatsächlich über 
allen früheren Versuchen; es ist nicht bloß eine Darstellung 
der Lebensereignisse des Dichters und Publizisten, sondern 
auch eine Art Geschichte der bulgarischen Vergangenheit der 
60 er und 70er Jahre des XIX. Jahrhunderts. Der Verfasser 
geht von der richtigen Annahme aus, das Leben Botjovs sei 
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im Lichte seiner Zeit darzustellen und sein Charakter aus ihr 
zu erklären. Leider aber ist die Durchführung hinter diesem 
Ziele zurückgeblieben, und obwohl diese Biographie ein 
Fortschritt gegenüber den anderen ist, wird sie manche Er- 
wartungen nicht rechtfertigen und manche Hoffnungen ent- 
täuschen. 

Der geringste Vorwurf, den man diesem Werke machen 
kann, ist, daß es einseitig ist. Klintarov vertritt den ma- 
terialistischen Standpunkt und sucht daher komplizierte Er- 
scheinungen wie die nationale Wiedergeburt nur aus wirtschaft- 
lichen Einflüssen zu erklären. Ein anderer Fehler ist, daß er 
den Maßstab, der für die abendländische Gesellschaft des Mittel- 
alters gilt, in Osteuropa verwendet und Folgerungen aus Daten 
zieht, die nicht nur bestritten werden, sondern gar nicht fest- 
gestellt sind. Die Biographie beginnt mit einer Einleitung 
(S. 1—55), die uns die Verhältnisse des alten bulgarischen 
Carenreiches schildert, um die späteren daraus zu erklären; 
ein kühnes Unterfangen, da uns diese alten Verhältnisse nicht 
gut bekannt sind und auch deshalb, weil die Entwicklung der 
Balkanvölker keine historisch ununterbrochene wie jene der 
westeuropäischen Staaten ist. 

Erst nach dieser Übersicht — deren Notwendigkeit man 
nicht versteht — nimmt der Verfasser seine unmittelbare Auf- 
gabe in Angriff. Er teilt die Beschreibung in drei große Ab- 
schnitte: erster Teil, das Leben Botjovs, zweiter Teil, seine 
öffentliche Laufbahn und dritter Teil, sein lite- 
rarischer Nachlaß; endlich eine Schlußbetrachtung. 
Diese Einteilung, besonders die Trennung zwischen dem Leben 
des Dichters und seiner politischen Tätigkeit, die wahrschein- 
lich aus praktischen Rücksichten erfolgt ist, bleibt nicht ohne 
Nachteil für die Einheit des Buches, zumal wenn wir es mit 
der Tätigkeit Botjovs in Rumänien zu tun haben. 

Trotz ihrer großen Mängel aber ist die neue Biographie 
Christo Botjovs nicht unbenützbar, und als Beitrag zur neueren 
bulgarischen Geschichte, und zwar zur Literatur- und Kultur- 
geschichte nicht ohne Wert. Wenn die Schilderung der Epoche, 
in der Botjov gelebt hat und tätig war, als mißlungen betrach- 
tet werden muß, so sind wenigstens die Lebensereignisse dieser 

7* 
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merkwürdigen Persönlichkeit festgestellt und aufgeklärt, sowie 
seine Bedeutung als Publizist und Dichter, geschildert. 

Wir wollen die Ergebnisse dieser ausführlichen Unter- 
suchung kurz hervorheben. 

Christo Botjov ist zu Weihnachten 1847 (also 7. Januar 
1848) als Sohn des Lehrers Botjo Petkov in Kalofer geboren. 
Kalofer gehörte zu jenen Ortschaften des Haemus, welche dank 
ihrer Lage als Militärdörfer unter den Sultanen gewisse Vor- 
rechte genossen haben. Diese privilegierten Ortschaften bildeten 
gewissermaßen kleine Republiken, zu denen der türkischen 
Willkür der Zugang verschlossen war und wo die Selbstver- 
waltung und die Nähe des Gebirges, in dem meist Haiduken 
hausten, den Geist der Freiheit und der Unabhängigkeit wach- 
hielten. Der Vater Botjovs, einer der gebildetsten Bulgaren 
seiner Zeit (er hatte in Rußland studiert), war eine energische 
Natur und genoß in Kalofer und Umgebung großes Ansehen, 
als Lehrer und als Verteidiger des armen Volkes gegen die ein- 
heimischen kleinen Tyrannen, die sogenannten Tschorbad- 
schis, — ein Titel aus der janitscharischen Hierarchie, den 
die christlichen Notablen in der Türkei noch heutzutage tragen. 
Er hat auch eine hervorragende Rolle in den Kämpfen der Bul- 
garen gegen die phanariotische Geistlichkeit gespielt. 

Diese beiden Einflüsse lassen sich frühzeitig im Charakter 
Christo Botjovs nachweisen, sowie die Wirkungen des inneren 
Gegensatzes im Schoße der bulgarischen Nation, der Gegensatz 
zwischen der neuen Generation und den alten Tschorbadschis, 
deren Macht damals sehr bedeutend war. Der junge Botjov 
will in die Wälder gehen, mit den ruhmreichen Woiwoden gegen 
die Türken kämpfen; einstweilen ist er aber der Freund der 
Unterdrückten und ein kühner Gegner der Tschorbadschis. 

Den entscheidendsten Einfluß aber, der seine Persönlichkeit 
bestimmt hat, scheint sein Aufenthalt in Rußland geübt zu 
haben, wohin er sich im Jahre 1864 begab, um seine Ausbildung 
zu vollenden. Der ungestüme Sproß des Balkan fühlte sich im 
russischen Gymnasium nicht ganz wohl; mit scharfem Geiste und 
großer Einbildungskraft begabt, konnte er sich der strengen 
Disziplin nicht unterwerfen, kam daher oft in Konflikt mit 
den Schulbehörden, und so wurde er Anfang Juni 1866 entlassen. 
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Was er aber in dem offiziellen Unterricht nicht fand, das hat 
er in den geheimen Kreisen (Kružok) gefunden. In diesen 
revolutionären Kreisen ist Botjov nach seiner Entlassung ganz 
aufgegangen und die Folge davon war, daß er überzeugter und 
begeisterter Anhänger Cerny$evskijswurde. Erblieb ein Sozialist- 
Utopist — jedoch sehr nationalistisch gesinnt — bis 1875, und 
vielleicht auch bis zu seinem Ende. Um seine Ideen zu verbreiten, 
war Botjov kurz darauf als Lehrer in einem südrussischen Dorfe, 
Znamenka, tätig. Dieses Apostelamt war aber von kurzer Dauer 
und am Ende des Winters 1867 finden wir Botjov inseinem Vater- 
lande. Hiersuchterdie „neue Wissenschaft“ zu predigen, bemüht. 
sich, den Haiduken eine Organisation mit bestimmten Zielen zu 
geben und auch das Volk für die Idee der nationalen Befrei- 
ung zu gewinnen. Sein Vorgehen wurde natürlich von den 
Notablen nicht gebilligt, und da sein Verbleiben in Kalofer 
nicht ohne Gefahr war, so reiste er ins Ausland ab, da sein 
Vater wünschte, daß er auf der Universität Moskau seine 
Studien fortsetze. Botjov hatte aber schon den Entschluß 
gefaßt, in Rumänien zu bleiben und die dortige bulgarische 
Emigration zu organisieren. Und fast zehn Jahre hat er diese 
riesige Arbeit mit unermüdlichem Eifer fortgesetzt und sein 
Werk mit Selbstverleugnung durchgeführt. 

Rumänien war damals und bis 1877 der gastfreie Zu- 
fluchtsort aller derjenigen Bulgaren, welche sich mit dem tür- 
kischen Regime nicht vertragen konnten, und so waren längs 
der Donau, in Braila, Galatz, Giurgewo, Ismail und auch in 
Bukarest, starke bulgarische Kolonien entstanden, aus welchen 
die bulgarische Revolution ihre materiellen Kräfte geschöpft 
hat. Unter diesen Emigranten waren Schriftsteller und Publi- 
zisten (die erste bulgarische literarische Gesellschaft wurde 
1872 in Braila gegründet), wohlhabende Kaufleute und 
Handwerker, Arbeiter, Bandenführer und eine Menge von 
armen Teufeln, die unter dem Namen H aš (xm) berühmt 
geworden sind und das Rekrutenmaterial der aufständischen 
Banden bildeten. So hatte Botjov sein Milieu gefunden und die 
Mißvergnügten ihren Lehrer und geistigen Führer. Übrigens 
kam er in einem richtigen Augenblicke, als die alte Taktik 
der Haiduken ihre Unfähigkeit erwiesen hatte und der 
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Weg zu einem neuen politischen Vorgehen gefunden werden 
mußte. 

Diese neue Wendung wurde besonders dadurch begünstigt, 
weil das Memoire, welches das im Jahre 1866 in Bukarest er- 
richtete bulgarische Komitee dem Sultan Abdul-Aziz unter- 
breitet hatte (1867), um ihm einen Dualismus für das Verhält- 
nis zu Bulgarien (nach österreichisch-ungarischem Muster) zu 
empfehlen, gescheitert und die Hoffnung auf serbische Hilfe 
tief gesunken war. Die Bulgaren durften also nur auf ihre 
eigenen Kräfte rechnen. Mit Levski, der ganz Bulgarien durch- 
zog und die Revolution predigte, und Ljuben Karavelov, der 
an der Spitze des Bukarester revolutionären Komitees bis 1873 
stand (Karavelov wurde dann von der revolutionären Tätig- 
keit enttäuscht und ist nach einer schweren Krise zu den Evo- 
lutionisten, den „Alten“, übergegangen), hat Botjov die re- 
volutionäre Organisation geschaffen, welche die Aufstände von 
1875 und 1876 veranlaßte, die ihrerseits den Befreiungskrieg 
von 1877—1878 zur Folge gehabt haben. 

Gleichzeitig entfaltete er als Publizist und Schriftsteller 
eine große Tätigkeit. Als Publizist vertritt er die fortschritt- 
lichste Auffassung, will aus Bulgarien eine soziale Republik 
machen und stellt sich als Endziel die Errichtung einer Donau- 
konföderation, „die auf solchen Prinzipien aufgebaut werden 
muß, welche die Freiheit der Völker, die Freiheit des Indi- 
viduums und die Arbeitsfreiheit sichern‘. Da aber seine durch- 
aus extreme Gesinnung von den radikalen Elementen des Ko- 
mitees nicht ganz gebilligt wurde, trat Botjov in Oktober 1875 
von der Führung zurück, ohne sich damit von der Bewegung 
ganz zu trennen. 

Von den politischen Ereignissen am Balkan bestimmt, 
beschloß das Komitee, im August 1875 die Waffen zu ergreifen. 
Im Frühjahr 1876 gelingt es Botjov, eine Bande von 200 In- 
surgenten auszurüsten. Zwischen Rumänien aber und dem 
bulgarischen Gebiet liegt ein großer Fluß, dessen Übergang 
einzelnen nicht große Schwierigkeiten bietet, der aber für eine 
bewaffnete Menge eine unüberschreitbare Grenze bildet. Bot- 
jov, der sich von keiner Gefahr zurückschrecken ließ, fand 
die Lösung rasch: seine Kameraden, als Gärtner gekleidet, 


Kritiken, Referate, Selbstanzeigen. 103 


die Uniformen und die Waffen in Kasten gepackt, schifften 
sie sich in verschiedenen Häfen in kleinen Gruppen auf dem 
Schiffe der Donaudampfschiffahrtsgesellschaft Radetzky 
ein. Am 17./29. Mai 1876, als das Schiff Beket verlassen hatte, 
bemächtigten sich die Insurgenten desselben, Botjov trat vor 
den Kapitän und verlangte von ihm, das Schiff ihm zur Ver- 
fügung zu stellen, bis die Aufständischen bei einem unbewohnten 
Punkte am rechten Ufer aussteigen konnten. Dieser Punkt 
war Kosloduy, und nachdem der Woiwode und seine Waffen- 
kameraden geschworen hatten, für die Freiheit zu kämpfen 
und zu sterben, setzten sie ihren Marsch bis in die Gebirge von 
Wratza fort, wo am 18./30. Mai, in einem Zusammenstoß mit 
der türkischen Macht bei Milen Kamyk, Botjov und die Mehr- 
heit seiner Bande den Heldentod fanden. 
Sofia. Nikolaus Milev. 


Korbs Diarium itineris in Moscoviam und Quellen, die es ergänzen. Bei- 
träge zur moskowitisch-russischen, österreichisch-kaiserlichen und branden- 
burgisch-preuBischen Geschichte aus der Zeit Peters des Großen. Von 
Friedrich Dukmeyer. Berlin, Bd. 1 (VIII, 462 S.) 1909, Bd. 2 (VIII, 
356 S.) 1910. (= Historische Studien. Veröffentlicht von Dr. E. ne 
Heft 70 und 80.) (Selbstanzeige.) 


Im Januar 1697 war in Wien zwischen dem Kaiser Leopold I., dem 
Caren Peter und der Republik Venedig ein Offensivbündnis gegen die 
Türkei auf drei Jahre abgeschlossen worden. Polen gehörte durch be- 
stehende Verträge zu dem Bunde. In der Folge begab sich der Freiherr 
von Guarient mit zahlreichem Gefolge als Kaiserlicher Abgesandter von 
Wien nach Moskau, wo er Ende April 1698 eintraf, und erst im Juli 1699 
trat er die Rückreise wieder an. Ende 1700 oder Anfang 1701 gab der 
Gesandtschaftssekretär Johann Georg Korb sein Diarium in lateinischer 
Sprache heraus, in dem er nicht nur die Reise beschrieb, er berichtete auch 
von der Verfassung und den Einrichtungen des moskowitischen Reiches 
und von den Sitten der Russen. Das Buch erregte ein zorniges MiBver- 
gnügen bei den Russen, und der Car verlangte vom Kaiser, daß er das 
Diarium unterdrücke. „Veritas enim odium parit.“ So ist das Buch 
eine große Seltenheit geworden. Ins Russische wurde es mehrfach über- 
tragen, zuletzt und aufs beste von dem St. Petersburger Professor A. J. 
Malein; in schöner Ausstattung erschien seine Übersetzung i. J. 1906 in 
St. Petersburg im Suvorinschen Verlage. Über die Person Korbs hat 
Sicheres zuerst Prof. v. Heigel in München, dem ich die Anregung zu meiner 
Arbeit danke, auf Grund von Nachforschungen im Kgl. Bayr. Kreisarchiv 
Amberg berichtet. Korb starb — 1744 oder 1742 — als Geh. Rat und 
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Kanzler des Fürstentums Pfalz-Sulzbach. Das Amberger Archiv bewahrt 
Akten auf, die die Gesandtschaft Guarients betreffen. Es sind Konzepte 
zu Relationen oder Schreiben an den Kaiser und an seine Räte, und auch 
Entwürfe und Abschriften von anderen Schriftstücken, die von der Hand 
Korbs herrühren. Diese bisher unbekannten Amberger Archivalien, die 
ich ausgiebig benutzen konnte, dazu die i. J. 1904 in St. Petersburg heraus- 
gegebenen „Litterae secretae Jesuitarum, qui in Russia Petro primo reg- 
nante fuerunt“, dann die Veröffentlichungen — vornehmlich aus italie- 
nischen Archiven — des Dorpater Professors E. Smurlo, wie die Arbeiten 
des in Brüssel lebenden Jesuitenpaters Pierling, das alles läßt die Dar- 
stellung im Diarium Korbs erst im rechten Lichte erscheinen und erhellt 
auch in vielen Dingen die wichtigsten Jahre in der Regierungszeit Peters 
des Großen, die Jahre nach der Rückkehr von seiner ersten Reise ins 
Ausland. Doch noch ein Archiv bot mir die Fülle des wichtigsten Materials. 
Gleichzeitig mit Guarient (und dann noch zum zweitenmal i. J. 1701) 
weilte in Moskau der Freiherr Marquard Ludwig von Printzen, der Abge- 
sandte des Kurfürsten Friedrich III. von Brandenburg, des ersten Königs 
von Preußen. Im Kgl. Geheimen Staatsarchiv zu Berlin konnte ich die 
ausführlichen Relationen Printzens durchsehen und ausschreiben (von 
seinem ersten Aufenthalt in Moskau hat auch der St. Petersburger Histo- 
riker Forsten berichtet), und weiter wurde ich dann zu den Relationen 
des ersten ständigen brandenburgischen Residenten am moskowitischen 
Hofe Ciesielski und zu denen seines Nachfolgers Johann Georg von Kayser- 
ling geführt. Die Relationen Guarients und des Kaiserlichen Korrespon- 
denten Otto Pleyer, die das Wiener Staatsarchiv aufbewahrt, sind von 
Ustrjalov in seiner Geschichte Peters des Großen ausgiebig veröffentlicht 
worden; ebenso liegen die gleichzeitigen moskowitischen Urkunden ge- 
druckt vor. 


Der Verfasser des Diariums vertritt einen entschieden katholischen 
Standpunkt. Es war eine religiös erregte Zeit, und man ging damals so weit, 
die Vereinigung der lateinischen und der griechischen Kirche nahe zu 
wähnen. In Moskau hatte jedoch der Katholizismus nicht allein gegen die 
russische Orthodoxie anzukämpfen, er mußte sich dort auch mit dem 
ansässigen Protestantismus auseinandersetzen. Mit dem Sturze Sophiens 
waren 1689 die Jesuiten aus Moskau ausgewiesen worden, General Patrick 
Gordon, der eifrige Katholik, verlor an Macht, da der kalvinische Genfer 
Franz Lefort immer mehr Einfluß auf den jungen Caren gewann. Da 
kam die unerhörte Reise des Caren Peter nach Westeuropa, er wollte sich 
von Wien nach Italien begeben, und nun hoffte man bis in die höchsten 
katholischen Kreise hinauf auf eine demnächst bevorstehende Wieder- 
vereinigung der orientalischen und der römischen Kirche. Die Gerüchte 
darüber pflanzten sich nach Rußland fort und waren mit ein Grund zu der 
Empörung der Strelitzen. Das Zwischenspiel zur Großen Ambassade mit 
dem Caren selbst, durch das die Gedanken vornehmlich auf eine Vereini- 
gung der beiden Kirchen gerichtet wurden, war die Fahrt des Generals 
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und Bojaren Boris Seremetjev nach Rom und nach der Insel Malta. 
In Rom hatte Seremetjev dem Papste seine Verehrung dargebracht, 
dann hatte er seinen Weg nach der Insel Malta fortgesetzt, wo er von 
dem Großmeister der Malteser-Ritter mit dem Ordenskreuze verehrt worden 
war, „‚welches sonsten allda niemand, als denen, so der Römischen Kirchen 
zugethan seynd, gegeben wird“. Von Seremetjev erhielt Guarient ein 
Empfehlungsschreiben an den Premierminister Leo Kirylloviö Nary3kin, 
den Oheim des Caren Peter, und Korb überbrachte es ihm gleich bei der 
Ankunft in Moskau. Nary3kin war das Haupt einer Hofpartei — zu ihm 
hielten der Reichskanzler Ukraincev und der Kanzler von Sibirien und Ober- 
postmeister Vinius —, die jahrelang in intrigantem Kampfe um die Herr- . 
schaft mit einer anderen rang, an deren Spitze der Fürst Boris Golicyn 
stand und zu der Lefort gehörte. Guarient hatte in Moskau nicht bloß poli- 
tische Absichten zu verfolgen, vor allem sollte er auch die katholische Sache 
in Moskau fördern. Das erwarteten von ihm wie der Kaiser so der Papst. 
In der Verkleidung von Weltpriestern begleiteten den Kaiserlichen Ge- 
sandten zwei Jesuiten, die er in Moskau zu Seelsorgern der Katholiken 
einsetzen sollte. Diese begannen sofort eine eifrige und geschickte Tätig- 
keit und brachten es so weit, daß ihnen die moskowitischen vornehmen 
Knaben zur Erziehung anvertraut wurden. Das Haupt der Katholiken 
war in Moskau der General Patrick Gordon, ein Schotte; doch starb er 
schon 1699, sein Sohn wurde vom Kaiser in den Reichsgrafenstand erhoben. 
Nach dem Tode Gordons fühlten sich die Katholiken in Moskau verwaist, 
ihrer Stütze beraubt. Der katholische Arzt Dr. Carbonari war leichtsinnig, 
und Otto Pleyer, der spätere kaiserliche Resident, lebte seit seiner An- 
kunft in Moskau i. J. 1692 in unaufhörlichem Hader mit den Priestern 
und Jesuiten, die in ihm, dem Katholiken, den Ruin des Katholizismus in 
Moskau erblickten. Und sie hatten nicht so unrecht. Pleyer machte sich 
durch sein Verhalten so miBliebig, daß Car Peter vom Kaiser es verlangte, 
daß Pleyer aus St. Petersburg abberufen würde. Mit ihm wurden die 
Jesuiten, die in Rußland wieder festen Fuß gefaßt hatten, zum andernmal 
und dabei ohne eigene Verschuldung i. J. 1719 aus Rußland ausgewiesen. 


Guarient war in Moskau infolge des Abschlusses des Karlowitzer 
Friedens in ein unerquickliches Verhältnis geraten. Der nach Moskau 
zurückgekehrte Car grollte deswegen dem Kaiser, und Guarients Gesandt- 
schaft bedeutet in ihrem Endergebnis einen Mißerfolg der kaiserlichen 
Politik, wiewohl dieses Korb im Diarium nicht zum Ausdruck bringt, 
man ersieht es aber aus den Amberger Konzepten und aus den Relationen 
Printzens. Doch der katholischen Kirche brachte sein Aufenthalt in 
Moskau Gewinn. Wenn auch Guarient die von dem Caren erst versprochene, 
dann aber geleugnete Erlaubnis zur freien Durchreise der katholischen 
Missionare — liberum transitum per Sibiriam in Chinas — nicht erwirken 
konnte, so festete er dennoch den Bestand der katholischen Gemeinde in 
Moskau und unterstützte sie auch nachher tatkräftig von Wien aus. Gua- 
rient teilte die ungemessenen Hoffnungen phantasievoller Katholiken 
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nicht, deren Übereifer der Sache nur schadete, er hielt die Aussichten des 
Katholizismus in Moskau für sehr gering. Die Briefe der Jesuiten enthalten 
Äußerungen, die Lefort als den gefährlichsten Feind der katholischen 
Sache in Moskau darstellen und seinen vorzeitigen Tod (1699) als sichtbares 
Eingreifen Gottes zugunsten der bedrängten Kirche erscheinen lassen. Im 
Diarium ist der General-Admiral Franz Lefort eine der am meisten ge- 
nannten Personen. Seine Frau war eine eifrige Katholikin, durch sie war 
Lefort mit Gordon verschwägert, und aus den Amberger Konzepten 
ersehen wir, daß Guarient und Korb in nahen freundschaftlichen Beziehun- 
gen zu ihr standen. Sie waren ihre Berater nach dem Tode ihres Gemahls, 
als ein Kampf um den in Genf zur Erziehung weilenden Sohn entstand, 
daß er ja nicht dem Einfluß seiner katholischen Mutter wiedergegeben 
würde. Die Lebensgeschichte des lebenslustigen Lefort behandelt in zwei 
Bänden — aber sehr einseitig und trocken — Moritz Posselt. 


Aus den Amberger Konzepten geht hervor, daß Leo Naryskin der 
böse Geist der Carin Eudoxia Lopuchin und ihres Geschlechtes war, er 
scheint den Haß Peters gegen diese seine erste Frau geschürt und nicht 
wenig zu ihrer VerstoBung mit beigetragen zu haben. Aus London schrieb 
Peter an Naryëkin, die Carin zu bewegen, freiwillig Nonne zu werden, 
aus Amsterdam wiederholte er den Befehl, doch Eudoxia weigerte es trotzig. 
Was jedoch Leo Naryëkin erstrebte: der Lopuchinschen Familie die 
Gelegenheit zu beschneiden, damit sie nicht über die seinige wachsen möge, 
das erfüllte sein Neffe Car Peter. Guarient berichtet, daß der Car der 
ihm nicht nachgebenden Carin fast unmenschliche Prozeduren habe an- 
drohen lassen, nämlich ihren Vater mit andern nächsten Anverwandten un- 
fern dem Kloster, in das sie gebracht worden war, aufzuhenken, wenn sie 
nicht ohne Säumen dem carischen Willen Folge leisten wollte. Zusammen 
mit dem Caren war den 4. Sept. 1698 der sächsisch-polnische General Carlo- 
witz aus dem Auslande in Moskau angekommen. Im Diarium finden sich 
keine Bemerkungen, die auf eine Feindseligkeit zwischen Guarient und 
Carlowitz hindeuten; aber wohl enthalten die Amberger Konzepte schroffe 
Ausdrücke gegen Carlowitz. Carlowitz machinierte in Moskau in allen Ge- 
sellschaften gegen Guarient und den Kaiser, und der Kaiserl. Gesandte hat 
Ursache, über „des Carlowitz übelgesinntes Absehen‘“, über „seine straff- 
bahrliche unverschamigkeit‘‘ und über „die Carlowizische frechheit‘“ zu 
klagen. Nach der Verstoßung der Carin war ihr und Peters Sohn, der neun- 
jährige Zarewitsch Alexis, der Lieblingsschwester Peters Natalie in Obhut 
übergeben worden, doch sollte er später zur Erziehung ins Ausland geschickt 
werden. Zuerst ging die Rede vom brandenburgischen, dann vom säch- 
sischen Hofe. Guarient schreibt sich (in seinen Relationen) das Verdienst 
zu, die Herausschickung des Kronprinzen Alexis nach Deutschland ver- 
hindert zu haben, er gönnte Carlowitz den Erfolg nicht. Doch noch 
einige Jahre hindurch wurde der Plan immer wieder von neuem erwogen: 
Dresden, Berlin, Wien, Kopenhagen, schließlich noch Paris sehnen sich, 
den Carensohn bei sich aufzunehmen, und machen ihn einander streitig. 
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Doch Alexis hatte schon im Jahre 1701 den Deutschen Martin Neugebauer. 
zum Erzieher erhalten, der von Carlowitz nach Moskau gebracht und dem 
Caren empfohlen worden war, — Careviö Alexis blieb im Lande. 


Mit Guarient in Freundschaft verbunden weilte -gleichzeitig der 
brandenburgische Abgesandte Marquard Ludwig von Printzen in Moskau, 
Es ist der spätere hervorragende preußische Minister und Oberhofmar- 
schall. Printzen wurde noch zum zweitenmal nach Moskau abgesendet, 
nun — 1701 — brauchte er sich nicht mehr mit dem ,,intraitablen‘ Leo 
Naryëkin herumzuärgern, an seine Stelle war als Premierminister der 
umgängliche Golovin getreten, und dieser gab sofort zu verstehen, daß 
der Zar den bisherigen Kurfürsten, „sobald die notification gebührend 
zu sehen seyn wird, auch pro rege cum plenis honoribus erkennen werde‘“‘. 
Der noch jüngere Printzen stand beim jungen Zaren im besten Ansehen 
und in großer Gnade, und Peter machte Printzen zum dritten Ritter des 
von ihm vor zwei Jahren gestifteten Andreasordens. Die Aufgabe Printzens 
hatte bei seiner ersten Absendung auch darin bestanden, daß er den mit 
ihm reisenden Timotheus von Ciesielski zum Residenten des Kurfürsten 
in Moskau einsetzte. Ciesielskis Residentur nahm jedoch ein baldiges 
unglückliches Ende. Etwa zwei Wochen nach der Abreise Guarients, 
im August 1699, hielt die schwedische Großgesandtschaft ihren prunk- 
vollen Einzug in Moskau, wo in der Stadt am selben Tage eine furchtbare 
Feuersbrunst ausbrach. Der Ambassade war als Marschall der Major 
von Rank beigegeben. Auf einer Gasterei im Oktober geriet dieser mit 
Ciesielski in Streit und stieß ihm den Degen in die Brust. Car Peter war 
aufs heftigste gegen die Schweden erzürnt. Rank wurde ergriffen und in 
Eisen gelegt und starb im Gefängnis. Für die Zeit, da Ciesielski an seiner 
Wunde darniederlag, übernahm der Herr von Königseck, den Kurfürsten 
mit Nachrichten aus Moskau zu versorgen. Königseck war „ein Unterthan 
und Vasall“ des Kurfürsten, doch war er im Dienste des Königs von Polen 
nach Moskau gekommen, wo ihm Car Peter gnädig gesinnt und zugetan 
war. Peter nannte sich einen Freund des Königs August, doch der pol- 
nischen Nation und Republik war er feindlich gesinnt. Ciesielski genas 
nur auf kurze Zeit, er starb Anfang 1700. So war Brandenburg wieder 
ohne einen Residenten in Moskau, und als sich Printzen zu seiner zweiten 
Reise dorthin vorbereitete, erhielt er den Auftrag, sich nebenbei nach einem 
passenden Residenten umzutun, der in Moskau das neue Königreich 
würdig — und ohne daß es ihm viel kostete — vertreten könnte. Printzen 
begann unterwegs Verhandlungen mit Königseck, der auch nicht abgeneigt 
war, das Amt auf sich zu nehmen, doch zerschlug es sich, da er „Königl. 
Polnischer Envoyé“ wurde. Im Juni 1701 richtete Printzen in Moskau 
seine Blicke auf Neugebauer, und es fehlte nicht viel, so wäre Neugebauer 
in preußische Dienste getreten; doch wurde er Hofmeister des Prinzen 
Alexis und versprach, diesem „gute Sentimenten‘* von dem König von 
Preußen beizubringen. Mittlerweile war es aber in Berlin gelungen, den 
gewünschten Mann zu finden. Der junge Kurländer Georg Johann Freiherr 
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von Kayserling wurde preußischer Resident in Moskau und traf dort im 
Februar 1702 ein. Er hielt erst gute Freundschaft mit Neugebauer, doch 
überwarf sich dieser mit Menšikov und machte sich bei allen unleidlich 
und mußte Rußland verlassen. An Neugebauers Stelle trat — doch mit 
größerer Autorität versehen — Baron Heinrich Huyssen, der bei Menäi- 
kov in großer Gunst stand. Über das Aufkommen Menäikovs berichtet 
Korb, doch weiß er nichts von der Legende vom Bäckerjungen. Neu- 
gebauer gab 1704 eine Schmähschrift gegen die Moskowiter heraus, in der 
er den Zaren Peter beschimpft und vor allem auch Menšikov mit Schmutz 
bewirft. Gegen das anonyme Pasquill Neugebauers antwortete Huyssen 
ebenfalls anonym mit einer Schrift zur Rechtfertigung des Caren, Menäi- 
kovs und der Russen. Huyssen war auch bestrebt, in Deutschland die 
Gelehrten und Schriftsteller zugunsten Peters und der Russen zu beein- 
flussen. Auf Korb und Guarient gehen die Gerüchte zurück, nach denen 
Car Peter eigenhändig an der Hinrichtung der Strelitzen teilnahm; Friedrich 
der Große schreibt an Voltaire — gewiß irrtümlich —, Printzen habe ihm 
solches erzählt und derzeit in seinen Relationen berichtet. Die Henker- 
tätigkeit Peters laßt sich nicht sicher beweisen, doch erscheint sie auch 
nicht gerade als unmöglich. Korb und Guarient sind die klassischen Zeugen 
für den Aufstand und die Bestrafung der Strelitzen. 


Im Herbst 1704 berichtete der russische Gesandte Matvéev aus dem 
Haag, es seien dort aus Archangelsk ein Franzose und ein Deutscher 
eingetroffen, die alle Kaffeehäuser mit den abscheulichsten Schandreden 
gegen die russische Regierung erfüllten, und die beide zu derselben Kom- 
_ pagnie gehörten wie der General von Kornberg und Neugebauer. Huyssen 
erzählt über Kornbergs Vorleben, dieser sei aus Kaiserlichen Diensten 
mit einigen Husaren zu den Franzosen übergegangen und zum Obersten 
der fränzösischen Husaren ernannt worden, jedoch bald sei ihm sein 
Quartier in der Bastille assigniert worden. „Wer nun weiB — schreibt 
Huyssen —, wie Hochdeutsche Officier in Frantzösischen Diensten aesti- 
miret werden, und daß solche doppelte Gage, und also noch einmahl so 
viel als die Landes Kinder haben, kan sich leicht die Rechnung machen, 
daß dieser Arrest seines Wohlverhaltens wegen nicht geschehen.‘ Madame 
la Duchesse d’Orleans, als eine Patronin der Deutschen, half Kornberg 
durch ihre Fürsprache zu Versailles aus dem Arrest, und unser Chevalier 
errant kam dann über Preußen und Polen nach Moskau. Hier gab sich 
General von Kornberg für einen Vetter des Landgrafen von Hessen- 
Kassel aus, prahlte mit seinen Reichtümern und verlangte vom Caren 
ein eigenes Korps, um es zu kommandieren. Er geriet aber bald in Miß- 
kredit, der Livländer im carischen Dienste Patkul verprügelte ihn, und 
Kornberg verließ Rußland. In Holland, in Hamburg und in Berlin zog 
er nun gegen Moskowien so heftig los, daß ihn der König von Preußen 
— auf Patkuls Veranlassung — in Spandau gefangen setzen ließ. Korn- 
berg hatte, wie Kayserling berichtet, von allen Schmähern Peters des 
Großen es am allerärgsten getrieben, „indem er bey seinen Sejour in 
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Hamburg nicht nur die scandaleuseste und schändlichste Dinge von 
gantz Moskau ausstreuete, sondern auch Ihro Czar. Maj. geheiligte hohe 
Persohn selbst auf das sensiebleste angrieffe, indem er dieselbe in Kupffer 
mit Galgen und Radt, und wie Sie Selbst an die Criminelle Persohnen 
die Executiones verrichteten, stechen und herumbtragen lassen.‘ 


Huyssen sorgte dafür, daß sich die „Europäische Fama“‘ sehr miß- 
günstig über Korbs Diarium ausließ. Aber Korbs Schilderung der mosko- 
witischen Zustände wird durch andere gleichzeitige Berichte bestätigt. 
Ciesielski berichtet dem Kurfürsten im Mai 1699 über die Verhältnisse in 
Moskau: „Es beruhet das ganze Wesen auf einer knechtischen Furcht, 
wird getrieben durch einen harten Zwang und unterhalten durch den all- 
gemeinen Neid so wohl unter denen Reussen als Ausländern.“ Vorher 
im Februar hatte Printzen nach Berlin geschrieben: „Ihro Czar. Maj. 
selbst will versichert sein, daß Sie mehr der Jalousie und Haß, welchen 
die Magnaten und Bojaren gegen einander haben, als einiger Treue oder 
Liebe ihre ruhige Regierung zu danken haben.“ — Von Huyssen selber 
rührt ein Verzeichnis aller seiner literarischen Unternehmungen zum 
besten des Caren her: wie er die Leipziger Gelehrten überredete zum 
Vorteil Rußlands in der „Europäischen Fama‘ und in den öffentlichen 
Zeitungen zu schreiben, wie er die Schandschrift Neugebauers widerlegte, 
wie er dem Menšikov beim Kaiser ein fürstliches, und dem Golovin ein 
gräfliches Diploma auswirkte, wie er dem russischen Wappen die Farben 
nach der neuesten Wappenkunst gab, wie er die Bildnisse der carischen 
Familie, wie auch der vornehmsten russischen Generale und Minister in 
Kupfer stechen ließ und selbige zu ihrem Ruhme in den deutschen Zeit- 
schriften verbreitete. 


Guarient und Korb berichten beide von dem Verhältnis Peters zu 
Anna Mons. Guarient schrieb Anfang September 1698 dem Kaiser: man habe 
mit Verwunderung ansehen müssen, daß der Car wider alles bessere Vermuten 
gleich bei seiner Ankunft aus dem Auslande einem ganz gemeinen luthe- 
rischen Menschen, der Monsischen Tochter, deren Vater ein Weinhändler 
gewesen, die erste Visite abgelegt habe. Korb nennt ihn einen Gold- 
schmied. Der Vater Anna Monsens, ein gelernter Böttcher, stammte aus 
Minden und war über Riga nach Moskau gelangt. Dieses legt M. Se- 
mevskij in einer Monographie über Anna und Willim Mons und Katharina 
die Erste dar, auch Ustrjalov und Solovjev behandeln die Monsische 
Angelegenheit. Während des Aufenthaltes Guarients in Moskau nahm 
Anna Mons mit ihrer verwitweten Mutter eine bevorzugte Stellung in der 
vornehmen Gesellschaft ein. Peter hatte nach der VerstoBung Eudoxiens 
die Absicht, „sich mit Einer andern hiernechst zu vermählen‘“. Guarient 
schreibt noch auf der Rückreise nach Wien aus Warschau: „Überdies 
dürfte Ihro Tzar. Maj. noch wohl selbsten sich in der lieb so weit verdieffen, 
daß in kurzer Zeith mit Verwunderung der ganzen Welt Ein neue Mariage 
zu vernehmen.‘ Guarient und Korb lassen aber den Namen dieser andern 
ungenannt, doch scheint es, daß Peter in der Tat daran dachte, seine lang- 
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jährige Geliebte Anna Mons zu seiner rechtmäßigen Gemahlin zu machen. 
Da kam ihm jedoch der junge preußische Resident Kayserling dazwischen. 
Aus den unzähligen und umfangreichen Relationen Kayserlings im Berliner 
Geh. Staatsarchiv erfahren wir nicht viel über sein inniges Verhältnis zu 
Anna Mons, aber immerhin zu dem wenigen verbürgten einiges von Be- 
deutung. Über die wahrhafte Geschichte der Liebe Anna Monsens zu 
Kayserling und ihrer Untreue gegen den Caren Peter gibt es eine Menge 
Berichte aus dem achtzehnten Jahrhundert — einer immer romanhafter 
als der andere —, vor einer gründlichen Kritik können sie nicht bestehen. 
Der junge geistvolle Johann Georg von Kayserling wurde in Moskau von 
Anfang an von den beiden Frauen begünstigt, die als erste der vornehmen 
Russinnen mit dem sklavischen Zwange einer engherzigen alten frommen 
Sitte brachen und vereint mit dem Caren Peter die Bahn zu einer bessern 
und freiern Kultur heiter und mutig betraten. Dieses waren die geliebte 
Schwester Peters Prinzessin Natalie und seine Schwägerin, die verwitwete 
Carin Praskovja, aus dem Geschlechte der Saltykov, die Mutter der 
spätern Herzogin von Kurland und russischen Kaiserin Anna. Vom 
44. Aug. 1702 berichtet Kayserling aus Moskau nach Berlin dem König, 
er habe vorgestern dem großen Festein zur Feier des Namenstages der 
Dame Mons beigewohnt und dort der Prinzessin Natalie und der ver- 
witweten Kaiserin (sic!) Praskovja seine Reverenz gemacht. Die ver- 
witwete Kaiserin hatte die Gnade, dem jungen Kurländer zu sagen, wie er 
schreibt: „Ich solte mich hier, alB es unter dem Deutschen frauenzimmer 
auch artige Dames gebe (worauff Sie mehrentheils auf die Monsen ziehlete) 
verheyrathen, so würde Sie gerne sehen, daß Ihre Printzessinnen auch an 
deutsche Herren vermählt und von mir herausgebracht werden könnten.“ 
Der Pfeil, den die verwitwete Kaiserin dem Köcher Eros entnahm, und mit 
dem sie auf die Brust des jungen preußischen Residenten zielte, traf ihn 
ins Herz, der Jüngling entbrannte in Liebe zu der Schönen und machte 
dem Caren oder Kaiser die Geliebte abspenstig: ihr war fortan der Kayser- 
ling lieber als der Kaiser. — Kayserling war ein inniger Freund des pol- 
nischen Envoyés Königseck, „von dem er sich nie zu separieren pflegte‘. 
Da traf ihn großes Leid, als er in Moskau weilte. In dem neugegründeten 
St. Petersburg, im April 1703 ertrank in der Neva Kônigseck. „Und 
weil also“ — berichtet darüber Kayserling dem König — „der gantze 
Tag dem Bacho gewidmet worden, so hatt der Neptunus auch dabey ein 
Opfer gewinnen wollen.“ An den Tod Königsecks knüpfen die roman- 
haften Sagen und Legenden an, als sei Königseck der Geliebte Anna 
Monsens gewesen. In einer Tasche bei dem nach einiger Zeit aus dem 
Wasser gezogenen Leichnam sei ein Liebesbrief von ihr gefunden worden, 
und aus ihm habe Car Peter den Verrat Annas erkannt und ergrimmt darob 
seine Wut an ihr ausgelassen. Die Richtigkeit dieser Darstellung kann 
historisch nicht bewiesen werden, gegen sie spricht auch gar zu vieles. Aus 
einer spätern Relation Kayserlings an den König erfahren wir, daß Anna 
Mons — und zwar auf des „Prinzen Menschikoff‘ eigene Veranlassung — 
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durch Mensikov selbst sich beim Caren Peter erkundigt habe, ob er 
auch gnädigst erlauben wolle, daß sie sich an ihn — Kayserling — ver- 
heiraten könne. Menšikov benahm sich hierbei sehr hinterlistig und 
hetzte den Caren gegen Anna Mons auf, der nun sie und ihre Schwester, 
die Generalin Modeste Balk, in ihrem Hause in Moskau gefangen halten 
und ihr und ihrer Mutter wegen Zauberei den Prozeß machen ließ. Die 
Erlaubnis zu einer Heirat Annas mit Kayserling verweigerte Car Peter. 
Den 26. (15.) August 1704 feierten die Russen ein großes Fest in dem eben 
von ihnen unter dem Kommando des Feldmarschalls Ogilvi, eines Öster- 
reichers, eroberten Narva. Auch Kayserling — nun nicht mehr Resident, 
sondern „Abgesandter‘“‘ oder „Envoyé“ — war zugegen. Hier ereignete 
sich beim Gelage sein erster heftiger Zusammenstoß mit dem Favoriten 
Menäikov. Kayserling überreichte sein Abschiedsgesuch dem Caren 
Peter, doch wurde der Zwist friedlich beigelegt. Kayserling gab darin 
— im Hinblick auf den Favoriten — als Grund an: „Weil meine Feinde 
sich nicht gescheut haben, mich mit offenbaren Lügen zu beschuldigen, 
als ob ich statt der herumgegangenen großen Gläser nur kleine oder 
gar keine getrunken haben sollte, und mich auf diese Art bei Ihrer 
Czarischen Majestät anzuschwärzen gesucht.“ — Drei Jahre später — zu 
Lublin im russischen Hauptquartier —, am 10. Juli 1707, dem Namenstage 
des Caren, „einem Sauftage, welcher ordinairement viel fatales mit sich 
zu führen pfleget‘‘, kam es dann zu einem Streite Kayserlings mit Menäi- 
kov, der sich bis zu Tätlichkeiten steigerte, so daß sogar Car Peter und 
Kayserling heftig aneinander gerieten. Der Anlaß war wieder die Für- 
sorge Kayserlings um Anna Mons und ihre Familie. Schon im Jahre 1706 
war es seinen Bemühungen gelungen, die Lage der Geliebten etwas freier 
zu gestalten und für ihre Schwester die Erlaubnis zu erwirken, daß sie zu 
ihrem Manne, dem General Balk, reisen durfte. In der Erregung des 
Zornes, höhnisch, erklärte nun Car Peter dem Fürsprecher: Er, der Car, 
hätte die Jungfer Monsen für sich erzogen und die aufrichtige Intention 
gehabt, selbige sich zu vermählen, da aber Kayserling sie verführt und 
debauchiert habe, so wolle er, der Car, nunmehr von ihr und von den 
Ihrigen nicht das geringste mehr hören oder wissen. Peter verlangte in 
einem gleich am Tage nach dem Streite hingeworfenen Briefe, den er 
durch den Major von Brückenthal dem Könige nach Berlin bringen ließ, 
die sofortige Abberufung Kayserlings. Aber auch dieser unerhörte Streit- 
fall, der weltkundig wurde und in ganz Europa Aufsehen erregte, fand 
eine friedliche Lösung. Zum guten Beschlusse machte Kayserling dem 
Fürsten Menšikov in dessen Quartier seine Aufwartung, Car Peter 
fand sich auch bei ihnen ein, „und arrestierte ihn, Kayserling, mit dieser 
gnädigen Einrede in niederdeutscher Sprache: als Gott mine Seele kennt, 
ik silfst recht trurig darower gewest bin, doch wie alle tosammen voll 
gewesen sind, war Gott lof dat nu alles wedder got worden, un ik ju 
alle teid lew hab, und alles nicht mehr gedencken“. — Ende Januar 
1708, in Minsk, bewirtete Kayserling den Caren und sein Gefolge: „Da 
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indeßen mein vortrefflicher Ungarischer Wein, welcher sonst hier nicht 
zu bekommen war, so guten Effect thate, daß Ihr. Czar. Maj. bey 
größter Fröhligkeit zu unterschiedenen mahlen mich in die Höhe huben, 
und auff ihren Armen in den Zimmer herumbtrugen.“ Ende 1709 
machte Kayserling dem König Friedrich den Vorschlag, in Moskau ein 
eigenes Haus für die dahin abzuschickenden Ministri zu erkaufen. Der 
König war damit einverstanden und wollte allergnädigst hierzu 2000 Rthl. 
verwilligen. Kayserling fand allerdings, daß für diesen Betrag ein solches 
Haus von Stein, wie er es nötig hatte, mit einem guten Platz, auch andern 
guten Nebengebäuden, als Stallungen, Wagenhaus, Eiskeller, Brauhaus, 
auch Wachstube unmöglich erkauft werden könnte. Doch später hat 
er ein Haus — sehr schön situiert — ersehen, und in allem solle die Summe 
von 3000 Albertstalern nicht überschritten werden. Im Sommer 1710 
begab sich Kayserling von Moskau nach St. Petersburg. Dort sollte die 
Hochzeit Friedrich Wilhelms, Herzogs von Kurland, des Schwestersohnes 
König Friedrichs, mit der Prinzessin Anna, der Tochter der verwitweten 
Carin Praskovja vom Caren Ivan, vor sich gehen. Praskovjas Wunsch, 
den sie vor acht Jahren vor Kayserling ausgesprochen hatte, ging also in 
Erfüllung. In St. Petersburg vereinigte sich mit Kayserling noch der 
preußische außerordentliche Gesandte Kammerherr Marschall von Bieber- 
stein. Beide klagen, daß der junge Herzog und seine Räte bei der Heirat 
von den Russen übervorteilt und um die Mitgift betrogen worden seien. 
Der arme Herzog von Kurland mußte sich zu Tode saufen. Er reiste im 
Januar 1711 ab und starb unweit St. Petersburg. Nun ging viele Monate 
das Gerücht, und besonders wiegte sich auch die carische Familie in der 
trügerischen Hoffnung, daß sich die junge Witwe in gesegneten Umständen 
befände. Es war eine Täuschung. Nach Moskau zurückgekehrt, gab 
Kayserling die Absicht der Erkaufung eines Hauses auf, „weil auch Ihro 
Czar. Maj. declariret haben, daß Sie künftig hin, in Moscau zu residiren, 
garnicht willens wären“. — Im März 1711 erklärte Car Peter jene ge- 
fangene Livländerin, das schöne Mädchen von Marienburg, die von Anfang 
an von Menšikov begünstigte Katharina, öffentlich für seine Frau. 
Mit der Erhebung Katharinens drängte Peter auch den grausamen Groll 
gegen die ungetreue Geliebte seiner Jugendjahre zurück und gab sie frei. 
Im Juni 1711 — endlich durften sich Anna Mons und Kayserling verhei- 
raten. Doch glücklich fühlte er sich in Moskau nicht. In bitterer Stimmung 
klagt er dem Könige vom 13. Aug. 1711 über die Bestechlichkeit „der bei 
dem Zaren geltenden Kreaturen und über die Bande der Narren‘ und 
bittet den König, ihn „von dem so sehr beschwerlichen und accablanten 
sejour zu befreien“. Car Peter war nach dem unglücklichen Feldzug am 
Pruth nach Karlsbad gereist, und von dort begab er sich über Königsberg 
nach Rußland zurück. In Königsberg, im November 1711, traf Kayserling 
mit Peter und Katharina zusammen. Kayserling hatte als allbereiter 
treuer Helfer viel Ärger durch die unbescheidenen Russen zu erleiden, 
„der Verdruß, die Mühe, und Unruhe machten ihn fast bettlägerig“. 
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Nach der Abreise des Caren verließ auch Kayserling Königsberg und eilte, 
um dem Könige in Berlin Bericht zu erstatten. Er erkrankte jedoch 
unterwegs gefährlich und starb in Stolp den 11. Dezember 1714. Der 
König von Preußen schickte darauf im Januar 1712 den Legationssekretär 
Daniels von Berlin nach Moskau, der von der Witwe Kayserlings „alle 
vorhandenen Briefschaften und Schriften, soviel deren S. Kgl. Maj. dortigen 
affairen und negociationen betreffen abfordern sollte“. Daniels richtete die 
Kommission ebenso zur Zufriedenheit des Königs wie der Frau Abge- 
sandtin aus und kehrte dann von Moskau nach Berlin zurück. — Es ist 
behauptet worden, Anna Mons habe zwei Kinder gehabt, ob vom Caren 
Peter — darüber schwankt die Meinung. Es laßt sich jedoch beinahe 
sicher nachweisen, daß Anna Mons kinderlos blieb. Nach dem Tode ihres 
Ehemannes hatte sie noch einen langwierigen Prozeß wegen der Erbschaft 
mit seinem ältesten Bruder zu führen; der Prozeß wurde aber zu ihren 
Gunsten entschieden. Die Witwe lernte einen kriegsgefangenen schwe- 
dischen Hauptmann Karl von Müller kennen, und — wiewohl schwer 
leidend — verlobte sich die Geheimrätin von Kayserling mit ihm; doch 
starb sie noch vor ihrer Wiederverheiratung in Moskau im August 1714. 

Das Geschick der Familie Mons ist eine Tragödie, und zur Geschichte 
der Schwester Anna Mons gehört auch der tragische Ausgang ihres Bruders 
Willim Mons, der sich eine vornehme vlämische Herkunft ersann und sich 
Mons de la Croix nannte. Anna Mons wahrte dem Caren Peter die Treue 
nicht, Menšikov intrigierte gegen sie und führte den Caren Peter mit 
Katharinen zusammen, der sie zu seiner Gemahlin und zur Kaiserin machte. 
Und der schöne Willim Mons wurde der Vertraute und Kammerherr 
Katharinens, und seine ältere Schwester, die Generalin Modeste Balk, die 
Staatsdame und Hofmeisterin der ersten russischen Kaiserin. Bald nach 
der Krönung Katharinens zur Kaiserin in Moskau im J. 1724 wurde Mons 
beim Caren denunziert, — die Prozeßakten sind noch vorhanden. Doch 
blieb die Denunziation sonderbarerweise ein halbes Jahr lang unbeachtet 
und gefährdete den Kammerherrn nicht. Da, den 8. November 1724, 
einen Sonntag in der Nacht, wurde Mons verhaftet, und ihm wie seiner 
Schwester, der Generalin Balk, und deren Söhnen und noch andern Mit- 
wissern und Helfern wurde wegen Bestechlichkeit der Prozeß gemacht. 
Den 16. Nov. schlug auf freiem Platze in St. Petersburg der Henker dem 
Kammerherrn Willim Mons den Kopf ab. Neben dem Leichnam des 
Bruders erhielt die bisherige Hofmeisterin der Kaiserin vom Henker mit 
der Knute fünf Hiebe auf den entblößten Rücken. Dann reiste sie in die 
Verbannung nach Sibirien. Am Katharinentage, dem 25. November, 
wurde die Verlobung Annas, der Tochter Peters von Katharinen, mit dem 
Herzog Karl Friedrich von Holstein öffentlich mit Festlichkeiten gefeiert. 
Zwei Monate darauf war Peter der Große tot, und mit Hilfe des holsteini- 
schen Rates Bassewitz und Mensikovs bestieg Katharina als Selbst- 
herrscherin den russischen Kaiserthron. Noch unterwegs kehrte die 
Generalin Balk in Sibirien um und begab sich in ihre Heimat nach Moskau. 
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— Man hat nicht glauben wollen — insbesondere bezweifelten es die frem- 
den Gesandten —, daß Peter aus dem angeführten Grunde Mons hinrichten 
ließ, man raunte von einer ehelichen Untreue Katharinens. Doch laßt 
sich eine solche, wenn wir alle Berichte zusammenstellen und kritisch unter- 
suchen, keineswegs erweisen, sie erscheint nicht einmal wahrscheinlich. 
Peter der Große bestrafte die Bestechlichkeit seiner Beamten unerbittlich, 
nur gegen Menšikov übte er Nachsicht, — und aus dem Berliner Geh. 
Staatsarchiv können wir aus dieser Zeit ein bisher unbekanntes (auch von 
Ernst Herrmann nicht veröflentlichtes) umfangreiches Schriftstück, „den 
OhnmaBgeblichen Vorschlag‘‘ des preußischen Gesandten Gustav von 
Mardefeld, zur Aufklärung beibringen, das von einer allgemeinen Bestech- 
lichkeit und Korruption am Hofe Peters Kunde gibt. Wenn man etwas 
erreichen wolle, heißt es darin, so müsse man insonderheit dem Favoriten 
der Kaiserin, dem von Mons, praesente beibringen, denn die Faiblesse des 
Russischen Kaisers vor Seine Gemahlin sei bekannt, und kein Minister 
werde sich leicht unterstehen, der Kaiserin Willen entgegen zu handeln. — 
Es mag wohl in Peter eine gewisse Eifersucht aus der Tiefe gegen Mons 
aufgestiegen sein; schon seine Schwester, die ihm ähnlich sah, hatte das 
Vertrauen des Geliebten und Herrschers getäuscht, die Wunde von ihr, 
wiewohl vernarbt, schmerzte ihn aufs neue. Und dieser Bruder, der die 
Güte der Kaiserin mißbrauchte! Und sie, die Gemahlin, Katharina! 
Die Eifersucht wandelte sich in Entrüstung. Die Mutter seiner Kinder 
begünstigt den jüngern Mann, der, lebenslustig, geldbedürftig, seinen 
Einfluß verderblich anwendet und das Lebenswerk des Herrschers leicht- 
fertig zerrüttet. Und die Wut Peters kehrt sich gegen beide. — Es könnte 
sich auch der Verdacht regen, daß in jener Tragödie Menšikov der Re- 
gisseur war, der unsichtbar wirkte und den Vorgang leitete. Denn mit 
Men3ikovs Ansehen ging es abwärts, bei Peter hatte er allen Einfluß 
verloren und aus der Gunst Katharinens drohte ihn Mons ganz zu ver- 
drängen, dessen Schwester Anna ihm dereinst auch hinderlich im Wege 
gestanden hatte. Menšikov sah ein furchtbares Nichts vor sich, so 
mochte er Mons ein Ende bereiten, das ihm sonst in gleicher Art drohte. 
Da, nachdem Mons beseitigt ist, besteigt Katharina den Thron, und Menäi- 
kov gilt wieder mehr denn je zuvor, er ist der eigentliche Selbstherrscher 
im Reiche. Hätte sich ‚das wohl so günstig für Menšikov gestalten 
können, wenn Mons am Leben geblieben wäre und in der Vollkraft der 
Männlichkeit und Schönheit als unverheirateter Liebling neben der ver- 
witweten Kaiserin gestanden hätte? Aber alles das sind Vermutungen, 
die Beweise fehlen. 

Was hier in großen Zügen bloß angedeutet ist, wird darüber hinaus 
in den beiden Bänden in allen Einzelheiten nach den historischen Quellen 
und Abhandlungen zusammengestellt und erörtert. 


Potsdam. Friedrich Dukmeyer. 
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Leopold Karl Goetz, Das Russische Recht (Pycckas Ilpasıa) I: 
Die älteste Redaktion des Russischen Rechtes. Stuttgart, 
Ferd. Enke, 1910. VIII und 312 S. 


M. E. Duchesne, Le Domostroi (Ménagier Russe du XVI° 
siècle), Traduction et Commentaire. Paris, Picard 1910. 
168 S. 


Das Werkzeug der westeuropäischen Geschichtsforschung 
erfährt durch diese Ausgaben zweier der allerwichtigsten Denk- 
mäler des russischen Mittelalters eine erwünschte Bereicherung. 
Die Nachfrage nach einem handlichen Text des Domostro] 
war besonders dringend, und so macht sich weniger fühlbar, 
daß seine Edition in jeder Beziehung die dürftigere der beiden 
ist. Duchesne bietet nur eine französische Übersetzung ohne 
das Original, und seine Einleitung dazu beschränkt sich darauf, 
fast ohne selbständige Stellungnahme gleichsam von außen 
eine Übersicht über die Domostrojliteratur zu geben. In dem 
Streit zwischen Nekrasov und Michajlov über die Priorität 
der längeren oder kürzeren Fassung, der die wichtige Frage 
des zusammengesetzt Novgorodischen oder einheitlich Mos- 
kovitischen Ursprungs der Quelle einschließt, scheint sich der 
Herausgeber mit allzu wenig Begründung der letzten dieser 
Auffassungen zuzuneigen, weshalb er auch seiner Übertragung 
den Wortlaut der durch das Kontinmanuskript vertretenen 
jüngeren Handschriftenklasse unterlegt. So mißbilligt er all- 
gemein mit Michajlov Nekrasovs Vorstellung von dem bürger- 
lich-kaufmännischen Lebenskreise des Domostroj (S. 6), wäh- 
rend er später (S.19) selbst das Klatschverbot an die Frau 
in Kap. 34 als einen Beweis für nichtadliges Milieu nimmt und 
(S. 24 f.) mit Idanov ausführlich von der Nützlichkeitsmoral 
Sil’vestrs handelt. Die alte durch Aksakovs Skeptizismus an- 
geregte Kontroverse um die „valeur historique‘ des Domostroj 
wird im positiven Sinne richtig entschieden, ohne daß auf das 
feinere Problem der psychologischen Möglichkeit didaktischer 
Ideale überhaupt eingegangen würde. 

Über den bloßen Nützlichkeitswert erhaben ist Goetz’ 
Geschichte des Russischen Rechts, deren ersten Band die schon 
1909 als Bonner Universitätsprogramm erschienene Verdeut- 
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schung der drei Redaktionen der Pravda, nun aber mit dem 
Urtext nach Sergéeviès Ausgabe an der Seite, eröffnet. Denn 
die Untersuchung, die er zunächst über die älteste Redaktion 
folgen läßt, bringt eine grundsätzlich neue Anschauung von 
der Entstehung der Volksrechtskodifikation in Rußland. Dem 
rechtsvergleichenden Betrachter der Pravda ist am auffällig- 
sten die zwiespältige Stellung, die sie als Ganzes gegenüber 
der andern großen Gruppe europäischer Volksrechte, den ger- 
manischen, in der allgemeinen Rechts- und Gesellschaftsent- 
wickelung einzunehmen scheint. Bestimmungen wie die über 
Selbsthilfe geben ihr ein älteres, andere wie das halbe Wergeld 
der Frauen und das Landarbeiterrecht ein jüngeres Ansehen. 
Aus dieser Verwirrung zeigt Goetz als erster einen doch sehr 
naheliegenden Weg, indem er die erste Redaktion völlig abge- 
sondert von den späteren als eine Einheit in sich zu erklären 
versucht. Das Ergebnis ist die Aufdeckung eines ältesten russi- 
schen Rechtszustandes zur urslavischen, d. h. vorstaatlichen 
Zeit vor der normannischen Eroberung, der in dieser durch- 
aus privaten und unsystematischen Aufzeichnung eines Rechts- 
kundigen seinen Niederschlag zurückgelassen haben soll. Die 
Schlüssigkeit der Induktion hängt bei der vorwiegend krimi- 
nalistischen Natur der ältesten Redaktion (übrigens selbst 
einem Symptom hohen Alters) vor allem an dem Oberbegriff 
des privaten Ersatzes für Vergehen, unter den im Gegensatz 
zu dem der staatlichen Strafe ihre sämtlichen Bußandrohungen 
gebracht werden. Die Möglichkeit dieser Subsumtion ist ebenso 
schwer zu leugnen als ihre Notwendigkeit zu beweisen. Jeden- 
falls können Einwände, wie sie aus vermeintlicher Überwertig- 
keit der Entschädigung z. B. gegen den reinen Ersatzcharakter 
der Strafe für Gebrauchsanmaßung an Pferden geltend ge- 
macht worden sind (S. 77), schon wegen der völligen Dunkel- 
heit der Währungsverhältnisse der Pravda kein Gewicht haben. 
Vielmehr spricht für die Ersatztheorie, daß eine ausdrückliche 
Scheidung staatlicher und privater Strafanteile zugleich mit 
dem Terminus ‚vira“ nicht nur erst in den beiden jüngeren 
Redaktionen auftritt, sondern dort vielfach als spätere Spaltung 
der einheitlichen alten Privatbuße ungezwungen zu verstehen 
ist. Eine zweite Hauptaufgabe der Goetzschen Beweisführung 
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bildet die Reinigung der Urredaktion von Einschiebseln, die in 
das Bild des ältesten russischen Volksrechte nicht passen. 
Die Gefahr der Kreisschlüsse vom Resultat auf die Voraus- 
setzungen ist dabei nicht zu verkennen. Die beiden Endpara- 
graphen über Sachbeschädigung gelten wohl allgemein für Zu- 
sätze, und auch die Verbesserung der Vindikation durch das 
Dritthandverfahren ist offenbar Nachtrag. Aber wenn Goetz 
die (freilich pekuniär noch unwirksame) Klasseneinteilung 
der Getöteten und die Erwähnungen von Varjagern und Kolb- 
jagern auf dieselbe Weise aus seinem Archetypus entfernt, so 
sind dafür die Postulate der vorfürstlichen Gesellschaft, der 
auf der Landgemeinde (mir) ruhenden Volksgerichtsorgani- 
sation selbst doch in erster Reihe maßgebend. In dem Begriff 
des privaten „Ersatzes‘“ verbergen sich zwei von Goetz nicht 
ganz klar geschiedene Rechtsgedanken, der des auf blosse Ent- 
schädigung gerichteten Materialismus und der der vorstaat- 
lichen vom Geschlechtsverbande beherrschten Rechtsordnung. 
Sie brauchen so wenig auf einer gemeinsamen Stufe des so- 
zialen Lebens miteinander verbunden zu sein, daß vielmehr 
aller Wahrscheinlichkeit nach der erste seine volle Entfaltung 
in der Regel nach dem Erlöschen des zweiten findet. Dadurch, 
daß Goetz beständig den einen schon mit dem andern für ge- 
setzt hält, kommt auch in seinen Abriß der altrussischen Rechts- 
entwicklung (Teil II) eine allzu schematische Einfachheit. 
So ansprechend auch seine Deutung der von Nestor zum Jahr 
996 erzählten Rechtsreform Vladimirs als der Epoche zwischen 
slavischer Blutrache und byzantinisch-christlicher Staatsbuße 
ist, so zeigt schon ihre Gegenüberstellung mit der textlich doch 
immerhin besser gestützten ganz andersartigen Interpretation 
von Kljuéevskij (als Einführung der griechischen Körperstrafe 
für Raubmord anstatt der Geldstrafe), wie sehr eine schärfere 
Begriffsbestimmung der einzelnen Sühnsysteme vonnöten wäre. 
Daß der genannte Forscher (Kurs russkoj istorii I 253) auch 
den Bericht des Leon Diakon über das Gerichtsverfahren der 
Tauroskythen nicht wie Goetz für die Blutrache sondern für 
den Zweikampf in Anspruch nimmt, wird gelegentlich der 
Nachricht Ibn-Dastas von dieser Einrichtung im Carengericht 
(S. 191 f.) nicht einmal erwähnt. Die in der dritten Redaktion 
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der Pravda niedergelegte Überlieferung, daß die Bezwingung 
der Blutrache erst den Söhnen Jaroslavs, d. h. der zweiten 
Generation nach Vladimir gelungen sei, tut schlagend den 
gänzlich unsystematischen Gang der russischen Rechtsbildung 
dar. Diese großen sachlichen Probleme werden durch einen 
dritten Teil kaum mehr gefördert, der (abgesehen von rechts- 
vergleichenden Parallelen allgemeiner Art) das negative Ziel 
verfolgt, die Einflußlosigkeit der byzantinischen und ger- 
manischen Gesetze und Rechtsbücher auf die (gesäuberte) erste 
Redaktion der Pravda festzustellen; muß diese deshalb älter 
sein als sie alle oder ihre Kenntnis in Rußland, sie, die eine 
flüchtige Auswahl von Rechtssätzen über Bußwerte sein soll 
(S. 177)? Im ganzen lassen die Forschungen von Goetz die 
aller seiner russischer Vorgänger an Genauigkeit und Methode 
weit hinter sich; die Betonung des altrussischen Volksrechts- 
guts in der Pravda ist sein bleibendes Verdienst. Ein juristi- 
sches Materienverzeichnis für alle drei Redaktionen und treff- 
liche Register von Rechtsquellenstellen, Autoren und Sachen 
sind willkommene Beigaben des Buches, von dessen Fortsetzung 
man für die russische Rechtsgeschichte viel erwarten darf. 


Berlin. CarlBrinkmann. 


IV. Zeitschriftenschau. 


Abkürzungen der Zeitschriften, über die berichtet wird: 
Altpreußische Monatsschrift (AM) 
Archiv für slavische Philologie (AslPh) 
Baltische Monatsschrift (BM) 
Baltische Studien (BSt) 
Biblioteka Warszawska (BW) 
Byzantinische Zeitschrift (BZ) 
Bulletin International de l’Académie des Sciences de Cracovie, classe de 
Philologie, classe d’Histoire et de Philosophie (B) 
Česky Časopis Historicky (Č) 
Forschungen zur brandenburgischen und preußischen Geschichte (F) 
Hansische Geschichtsblätter (HG) 
Historische Vierteljahrsschrift (HV) 
Historische Zeitschrift (HZ) 
Istorièeskij Vöstnik (IV) 
Izvöstija und Zapiski der Kaiserl. Akademie zu Petersburg (IA bez. ZA) 
Journal des Ministeriums der Volksaufklärung (J) 
Kwartalnik Historyczny (KwH) 
Mitteilungen der Sevéenko-Gesellschaft der Wissenschaften (MS) 
Mitteilungen des westpreußischen Geschichtsvereins (MWpr) 
Mitteilungen der literarischen Gesellschaft Masowiens (MMas) 
Monatsblätter des Pommerschen Geschichtsvereins (MPom) 
Monatsblätter der historischen Gesellschaft der Provinz Posen (MPos) 
Oberländische Geschichtsblätter (OG) 
Pommersche Jahrbücher (PJ) 
Przeglad Historyczny (PH) 
Revue historique (RH) 
Rocznik tow. przyjaciół nauk poznańskich (Rtp) 
Rocznik tow. naukowego w Toruniu (RtT) 
Russkaja Mys? (RM) 
Russkaja Starina (RSt) 
. Russkij Archiv (RA) 
Sitzungsberichte der Gesellschaft für Geschichte und Altertumskunde der 
Ostseeprovinzen Rußlands in Riga (SBRig) 
Věstnik Evropy (VE) 
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Vierteljahrsschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte (VSW) 

Zapiski towarzystwa toruńskiego (ZapTT) 

Zeitschrift des Vereins für die Geschichte Schlesiens (ZSch) 

Zeitschrift des historischen Vereins für den Regierungsbezirk Marien- 
werder (ZMar) 

Zeitschrift der historischen Gesellschaft der Provinz Posen (ZP) 

Zeitschrift des Vereins für Geschichte und Altertumskunde des Erm- 
landes (ZE) 

Zeitschrift des WestpreuBischen Geschichtsvereins (ZWpr) 


Die Chiffern der Mitglieder bedeuten: 


= Prof. Dr. Leop. K. Goetz in Bonn; 
= Prof. Dr. Otto Hötzsch in Posen; 
= Prof. Dr. M. Korduba in Czernowitz; 
= Oberlehrer Arthur Luther in Moskau; 
chivrat Dr. J. Paczkowski in Berlin; 
. = Ritterschaftsarchivar Dr. Paul Baron v. d. Osten-Sacken in 
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. R. = Dr. Walter Recke in Berlin: 
. S. = Dr. Richard Salomon in Berlin; 
. G. = Prof. Dr. Schybergson in Helsingfors; 
. Ue. = Prof. Dr. H. Uebersberger in Wien; 
. 2. = Dr. Erich Zechlin in Danzig. 


BEER VWu>Bor 


I. Allgemeines. 


Anfänge des slavischen Lebens. 
MS CIII 5—27. 


An der lebhaften Diskussion, welche Jan Peisker durch seine bekannte 
Theorie der Verknechtung des slavischen Stammes seitens der türkisch- 
tatarischen und germanischen Welt hervorgerufen hat, beteiligt sich 
auch M. Hrudevskyj. Er schließt sich weder an die Verehrer, noch an die 
absoluten Bekämpfer der Peiskerschen Theorie an; er hält es zwar für un- 
möglich, die Hauptergebnisse des Verfassers ohne weiteres anzunehmen, 
schätzt aber sehr hoch das von demselben zur Beleuchtung von ethnischen 
und kulturellen Verhältnissen der urslavischen Zeit herangezogene inter- 
essante und neue Material; die Summe von Tatsachen und Beobachtungen, 
auf welcher unsere Vorstellungen über die Grundlagen des urslavischen 
Lebens beruhen, wird, seiner Ansicht nach, von den Peiskerischen ,,neuen 
Grundlagen“, auf welchen dieser seine Altertumskunde aufbauen will, 
nicht erschüttert, doch hält er die durch jene Theorien hervorgerufene 
Umwertung derselben für nützlich. Im besonderen weist er auf einige 
Inkonsequenzen und Gegensätze zwischen dem im vorigen Jahre erschie- 
nenen Vorberichte (Neue Grundlagen der slavischen Altertumskunde) 


‘ 
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und der Hauptarbeit vom Jahre 1905 (Die älteren Beziehungen der Slaven 
zu Turko-Tataren und Germanen) hin. M. K. 


„Svjatovid“ von Lopußna. 
MS XCVIII, 147—148 (Miscellanea). 


Die Redaktion macht darauf aufmerksam, daß im Register der mehr- 
köpfigen Steinfiguren, welche auf dem slavischen Territorium aufgefunden 
wurden, von Demetrykiewicz (Berichte der Krakauer Akad. 1910, VII) 
die Steinfigur von Lopuëna bei Rohatyn (Galizien) ausgelassen wurde. 
Zugleich veröffentlicht sie die Abbildung dieser Figur nach der von Vadym 
Scerbakivskyj gemachten photographischen Aufnahme. M. K. 


II. Vormongolisches Rußland. 


Zur Frage der Vjatidi. 
MS XCVIII 5—9. 


Der Stamm der Vjatiöi, den die älteste Chronik als den entlegensten 
und rohesten des Kiever Ru$ schildert und noch dazu eigentümlicherweise 
von den Lechen ableitet, gibt noch fortwährend Anlaß zu verschiedenen 
Vermutungen. Ein Psychiater, Dr. Jakobij, kam auf Grund von physio- 
logischen Studien an den Nachkommen der Vjatidi im Gouvernement 
Orel zur Überzeugung, daß dieselben einen von den andern russischen 
Stämmen ganz abweichenden Typus darstellen; auf Grund der geographi- 
schen Nomenklatur trachtete er zu beweisen, daB die Vjatidi keine Slaven 
waren und zum ostfinnischen Stamme gehörten. In dieser Frage er- 
griffen auch Sachmatov, Gorodcov und A. L. Pogodin das Wort. Pro- 
fessor Hru3eoskyj registriert nun in seinem Aufsatze alle diese Stimmen 
und spricht sich dahin aus, daß Dr. J. anscheinend nicht ganz Unrecht 
habe, daß aber seine Theorie weiterer Beweise bedürfe. M.K. 


II. Die Moskauer Periode. 
IV. Peter der Große und die Nachfolger bis 1762. 
V. Katharina II. 


Katharina als Geschichtschreiberin. 
RA 1911, II, 305—306. 


Ein in der K. Russischen Historischen Gesellschaft gehaltener Vor- 
trag von F. S. Ikonnikov, dem besten Kenner der russischen Historiographie, 
beschäftigt sich mit „Katharina II. als Geschichtschreiberin“. T. ist den 
Quellen der historischen Arbeiten der Carin nachgegangen, und man sieht 
mit Verwunderung, wie tief der Blick dieser genialen Dilettantin in das 
Detail der historischen Überlieferung eindrang. Sehr fein charakterisiert 
I. die Kaiserin in ihren literarischen Tendenzen als eine Vorläuferin der 
Slavophilen des 19. Jahrhunderts. Ausführlicher gedenkt Z. den gleichen 
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Gegenstand im 3. Bande seines monumentalen „Opyt russkoj istoriografii‘ 
zu behandeln. R. S. 


1779—1820. Rußland und die katholische 
Kirche. 
Kwartalnik Litewski 1910, II, 13—22, III, 51—58, IV, 13—24. 


Professor Dr. M. Godlewski, ein katholischer Geistlicher, schildert 
die Bemühungen der Kaiserin Katharina, Kaiser Pauls und Alexanders, 
für den Metropoliten von Mohilew, Stanislaw Siestrzeńcewicz, in Rom 
den Kardinalshut zu erlangen. Ein günstiges Endresultat hatten diese 
Bemühungen nicht, und seit jener Zeit scheint sich bei der Regierung 
das Prinzip durchgesetzt zu haben, daß innerhalb der katholischen Hierar- 
chie Rußlands niemand den Kardinalshut tragen solle. Der Metropolit 
Siestrzencewicz gehörte von Geburt dem kalvinischen Bekenntnis an und 
wurde erst mit 23 Jahren katholisch. Das Hauptmoment in seiner langen 
Wirksamkeit war der Erlaß vom 29. Juni 1779, durch welchen den Vätern 
des Jesuitenordens erlaubt wurde, ein Noviziat in Polock zur Heran- 
bildung ihres Nachwuchses zu eröffnen. Der im Widerspruch mit der 
Auflösungsbulle Clemens’ XIV. unternommene Schritt erregte Aufsehen 
in ganz Europa. Vor allem waren es die bourbonischen Höfe und nament- 
lich Spanien, die deshalb Vorstellungen in Rom erhoben in der Befürchtung, 
daß der Orden in dieser Weise von Rußland gefördert, auch im übrigen 
Europa wieder aufleben könnte. Wenn daher in jenem Augenblick der 
russische Wunsch in Rom vorgebracht wurde, Siestrzeñcewicz den Kardi- 
nalshut zu verleihen, so war der Zeitpunkt schlecht gewählt. Als im 
Jahre 1796 die römische Kurie sich den Vorstellungen RuBlands geneigter 
zu erweisen begann, da kam der Tod der Kaiserin Katharina am 18. No- 
vember 1796 dazwischen. Damit war die Verwirklichung der Wünsche 
wieder in die unsichere Zukunft verschoben. Daß die Verleihung des 
Kardinalshutes an den Metropoliten reale Bedeutung haben sollte und die 
Machtstellung des Kirchenfürsten ganz bedeutend erweitert, sowie ihn un- 
abhängiger und selbstbewußter gegenüber der Kurie gemacht hätte, ist 
nicht zu bezweifeln. Zu Kaiser Paul stand Siestrzeñcewicz lange Zeit in den 
besten Beziehungen. Infolge einer irrtümlichen Interpretation eines 
Schreibens der Kurie nahm sogar der Kaiser in einem Augenblick an, daß 
dem Metropoliten die Kardinalswürde bereits verliehen sei. Dankerfüllt 
küßte, auf diese Mitteilung hin, der Metropolit in der Audienz am 10. April 
1797 dem Kaiser die Hand. Noch 1798 ernannte ihn Kaiser Paul zum 
Präsidenten der katholischen Abteilung, dann kam aber mit dem Er- 
scheinen des Jesuitenpaters Gruber in Petersburg sein Einfluß ins Wanken. 
Unter Kaiser Alexander I. war es Fürst Alexander Golicyn, der die Ver- 
leihung der Kardinalswürde an den Metropoliten wieder in Anregung 
brachte. Jetzt war ihm aber seine Zugehörigkeit zur Petersburger Bibel- 
gesellschaft ein weiteres Hindernis. Der russische Resident in Rom, dem 
im Jahre 1816 die Betreibung der Angelegenheit zugewiesen war, hatte 
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demnach einen schweren Stand und konnte nichts erreichen. In einem 
Schreiben an den Papst vom 4. Januar 1820 gab Siestrzencewicz in gereizter 
Stimmung Aufklärungen über seine Beteiligung an der Bibelgesellschaft und 
brachte damit auch das Schicksal seiner Wünsche im negativen Sinne zur 
Entscheidung. Mit der Persönlichkeit des Metropoliten befaßt sich gleich - 
falls ein im Juliheft 1911 des Krakauer Przegląd Powszechny veröffentlichter 
Aufsatz des Geistlichen Josef Sas über die Jesuiten in WeiBruBland. 
J. P. 


VI. Rußland im 19. Jahrhundert. 


1810. Bernadottes Königswahl. 
BM 71 (1911), 552—559. 


Baron Alexander Meyendorff teilt aus den Papieren des Barons 
Peter Meyendorff zwei Erzählungen mit: 1. Bernadottes Königswahl, 
2. Wie 1807 der Regent von Portugal Lissabon noch rechtzeitig verließ. 
Die erste Erzählung scheint unmittelbar von Pozzo di Borgo zu stammen 
und schildert die Einleitung der Königswahl in etwas anderer Weise als 
sie gewöhnlich mitgeteilt wird. Danach entstand der Gedanke, Bernadotte 
vorzuschlagen, mehr zufällig in Paris bei zwei jungen schwedischen Of- 
fizieren, Wrede und Mörner; ersterer gewinnt seinen Vater dafür, letzterer 
bildet mit im Spiel gewonnenem Geld eine Partei für ihren Kandidaten, 
der so durchgesetzt wird. Doch ist die historische Richtigkeit der Meyen- 
dorffschen Aufzeichnung nicht über jeden Zweifel erhaben; die Stellen der 
geschichtlichen Literatur zur Kontrolle werden S.559 von v. T. mit- 
geteilt. O. H. 


Der bäuerliche Landbesitz in Vergangen- 
heit und Gegenwart. 
VE Mai 1911, S. 234—246. 


Maksim Kovalevskij vergleicht die russische Bauernemanzipation mit 
den analogen Vorgängen in Westeuropa, vor allem in Preußen. Der Haupt- 
unterschied hätte darin bestanden, daß die russischen Bauern nach der 
Emanzipation das von ihnen bebaute Land, wenn auch nicht in vollem Um- 
fange, behielten, und zwar auf den alten Grundlagen des Gemeinde- und Ein- 
zelbesitzes, wie sie sich schon Jahrhunderte früher ausgebildet hatten; 
ferner war der Staat selbst der Vermittler zwischen Gutsbesitzern und 
Bauern, indem er die Kreditierung der Summen auf sich nahm, die für den 
Auskauf benötigt wurden. Der Schlußabschnitt des Aufsatzes beschäftigt 
sich mit den neuesten russischen Gesetzen und Gesetzentwürfen zur Agrar- 
frage. A. L. 


Zur Geschichte der gesellschaftlichen 


Stimmungen in den sechziger Jahren. 
VE 1911, Juni, S. 59—84; Juli, S. 143—174. 


Nestor Kotljarevskij spricht über Herzens ,,Kolokol“ und seinen Ein- 
Quß. Es sei falsch, anzunehmen, daß Herzen den Einfluß, den er seit der 


124 Zeitschriftenschau. 


Mitte der 50er Jahre auf die russische Gesellschaft gewonnen, infolge 
seiner taktlosen Einmischung in die russisch-polnische Streitfrage verloren 
hätte. Gerade die Radikalen hätten ihm seine Stellung zur Polenfrage 
nicht verübelt — und auf die Radikalen mußte der ,, Kolokol“ sich stützen, 
wenn er weiter existieren sollte. Diese aber wurden ihm untreu, weil 
Herzen alle Fragen, die seine Zeitgenossen bewegten, so beantwortete, 
daß weder jene, die von rechts nach links gingen, noch jene, die sich 
von links nach rechts bewegten, noch endlich jene, die auf ihrem Platze 
verharrten, befriedigt sein konnten. Eine derartige unglückliche Position 
hatte Herzen eigentlich schon von den ersten Jahren seiner Tätigkeit im 
Auslande an eingenommen, und je deutlicher das erkannt wurde, desto 
geringer wurde sein Einfluß. Die radikale Jugend hat sich bald alles an- 
geeignet, was er ihr geben konnte; was aber seine eigentliche Stärke bildete 
— seine reichen Kenntnisse und seine Fähigkeit, eine Frage allseitig 
zu beleuchten — das stieß sie eher von ihm ab, als daß es sie zu ihm ge- 
zogen hätte. Man wollte handeln und hätte alle Weisheit der Welt 
für ein klar formuliertes Aktionsprogramm hingegeben. Ein derartiges 
Programm zu liefern war Herzen nicht imstande. So wird er durch Cerny- 
Sevskij und Dobroljubov verdrängt. A.L. 


Zur Geschichte der politischen Bewe- 
gung derachtziger Jahre. 
RM 1911, Januar, S. 1—48; März, S. 48—76; Mai. 


Die SchluBkapitel (VII—VIII) der umfangreichen Monographie 
Y. Bogucarskijs behandeln die Geschichte der „freiwilligen Schutztruppe“, 
die sich nach der Ermordung Alexanders II. zur Bekämpfung der Revo- 
lutionäre bildete. Interessant ist vor allem die Rolle, die Pobödonoscev bei 
den Ereignissen von 1881—1884 gespielt hat. Die von Bogucarskij mit- 
geteilten Tatsachen zeigen, daß P. vor keinem Mittel, auch dem niedrigsten 
und gemeinsten, zurückscheute, wenn es galt, seine Zwecke zu erreichen. 

A. L. 


Erinnerungen an V. K. von Plehwe. 
VE 1911, Juli, S$. 259—280. 


A. Pogozev, der in den Jahren 1903—1904 in Plehwes Auftrag Materialien 
zur Arbeiterfrage in Rußland zu sammeln hatte, teilt allerlei aus seinem 
persönlichen Verkehr mit dem Allgewaltigen mit. Es zeigt sich wieder 
einmal, daß auch die grausamsten Tyrannen, in der Nähe betrachtet, ein 
ganz menschliches Aussehen zeigen können. ,,Plehwe war ein Mann von 
Eisen, der keine Schonung und Milde kannte, wenn es sich um Anwendung 
seiner politischen und administrativ -polizeilichen Formeln handelte, aber 
er war aufrichtig überzeugt von der Richtigkeit seiner Anschauungen und 
seiner Handlungsweise. Im persönlichen Verkehr und im Gespräch war 
er von großer Schlichtheit, haßte allgemeine Phrasen und unterwürfige 
Schmeicheleien, hörte geduldig auch Widerspruch an und ließ sich durch 
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Tatsachen überzeugen. Nur einmal zog er auf eine etwas schroffe und 
offenherzige Bemerkung meinerseits die Brauen finster zusammen und 
sagte gereizt: „Sie sollten nicht vergessen, daß Sie nicht nur zu dem 
Minister des Innern, sondern auch zum Chef der Gendarmen sprechen.“ — 
„Ich ziehe es vor, in Ihnen lieber den Minister und den klugen Staatsmann 
zu sehen, als den Gendarmenchef, mit dem ich nichts gemein habe und 
auch nicht haben kann“, erwiderte ich.“ A.L. 


VII. Rußland im 20. Jahrhundert. 
VIIL Ukraine. 


XVII. Jahrh. Tatareneinfälle in die Ukraine. 
MS. CI (1911) 130—133 (Miscel.). 


Tatareneinfälle des XVI. und XVII. Jahrhunderts waren Gegen- 
stand recht zahlreicher ukrainischer und polnischer Dichtungen jener Zeit. 
Diese Gedichte sind in verschiedenen Handschriften zerstreut, ediert 
wurden bis jetzt sehr wenige. Prof. Peretz veröffentlicht ein derartiges 
Gedicht in ukrainischer Sprache aus einer Handschrift des XVII. 
Jahrhunderts. M. K. 


1710—1730. Wirtschaftliche Politik der rus- 


sischen Regierung gegenüber der Ukraine. 
MS XCVIII 55—74, CI 63—100, CIII 54—97. 


Über diese Abhandlung von Zvan Džydžora wird erst nach ihrem voll- 
ständigen Erscheinen eingehender referiert werden. M. K. 


4768. Bauernaufstand in der Ukraine. 
MS. XCVII 26—73. 


Im zweiten Teile (vgl. Z. f. O. G. 1287) seiner Abhandlung unter- 
sucht Ioan Spytkovékyj die in den Memoiren von Zawrocki enthaltenen 
Nachrichten über Repressalien des polnischen Adels gegen die Aufständi- 
schen. Insbesondere wird die Haltung von Joh. Nikolaus Chodkievit und 
von Dohopolski hervorgehoben. Hierauf analysiert er die Erzählung von 
der Metzelei in Umañ und weist auf einige Einzelheiten hin, die von den 
bis jetzt bekannten abweichen, sowie auf jene, welche interessantere Daten 
anderer Quellen bestätigen. Zum Schlusse trachtet er auf Grund der 
Memoiren einiges über die Organisation des Bauernaufstandes und über 
die Beziehungen der Bauern zu den polnischen Grundherren zu berichten. 
Im Anschlusse an die Abhandlung wird der volle Text der besagten Me- 
moiren abgedruckt. M. K. 


Bauernaufstand vom Jahre 1768 in der pol- 
nischen Literatur. 


Vasyl Surat untersucht verschiedene Schöpfungen der polni- 
schen Literatur, welche den Bauernaufstand in der Ukraine vom Jahre 1768: 
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zum Gegenstande haben. Der Bauernaufstand tritt in die polnische 
Literatur infolge der intensiveren Beschäftigung mit der Geschichte des 
Volkes zunächst als sensationelle Erscheinung (bei Kaminski und seinem 
Nachahmer Jaszowski). Zur Zeit, als die sozialwirtschaftlichen Interessen 
über die politischen die Oberhand gewinnen, läßt sich auch eine ent- 
sprechende Änderung in der Auffassung des Aufstandes in den Lite- 
raturwerken bemerken (bei Witwicki) Nach dem polnischen Auf- 
stande von 1830/31 machen sich Bestrebungen bemerkbar, durch demo- 
kratisch-revolutionäre Propaganda das ukrainische Volk für die polnische 
Sache zu gewinnen, und diese Bestrebungen finden ihren Ausdruck auch 
in neuen Bearbeitungen des besagten Themas in der Literatur (bei Sucho- 
rowski im Melodrama ‚Wanda Potocka“, sowie bei Siemiński in der Er- 
zählung „Wieś Serby“). Eine weitere Entwicklungsstufe dieser Bestrebun - 
gen war das Suchen nach Wegen zur Versöhnung der beiden feindlichen 
Nationen, der ukrainischen und der polnischen; den richtigen Weg zu 
einer solchen Versöhnung sollte die Revision der gemeinsamen Geschichte 
weisen. Einen Widerhall dieser Auffassung finden wir im Gedichte über 
den Führer des ukrainischen Bauernaufstandes Zaliznjak von Groza (1841). 
M. K. 


XVII. Jahrh. Geschichte der Stadt Brody. 
MS XCVII 5—25, XCVIII 10—30, CII (1911) 88—116. 


Die bis jetzt an Städtemonographien so arme historische Literatur 
der Ukraine erfährt hier eine willkommene Bereicherung. Unter dem Titel 
„Aus der Vergangenheit der Stadt Brody“ veröffentlicht Zoan Sozanskyj 
interessante Beiträge zur Geschichte dieser Stadt im XVII. Jahrhundert. 
Brody, das sich in den nächsten Dezennien nach Angliederung Ga- 
liziens an Österreich einer gewissen Berühmtheit erfreute und wegen seiner 
regen Handelstätigkeit ein Triest im Kontinente genannt wurde, ist eine 
verhältnismäßig neue Gründung. Der Wojewode von Belz, Stanislaus 
Zolkiewski, kaufte im Jahre 1580 von der Familie Kamieniecki das Dorf 
Brody — jetzt Alt-Brody genannt —, errichtete mitten in den Sümpfen 
in der Umgebung des Dorfes ein Schloß und begann neben demselben 
eine Stadt zu bauen, welche er von seinem Wappen Lubicz nannte. Stephan 
Bathory verlieh dieser Stadt das Magdeburger Recht (1584), und sie begann 
sich zu besiedeln. Doch der Name Lubicz erhielt sich nicht und wurde 
von dem des Dorfes Brody verdrängt. Im Jahre 1629 ging die Stadt in 
den Besitz der Familie Koniecpolski über. Der Groß-Hetman Stanislaus 
Koniecpolski sorgte viel für raschere Entwicklung der Stadt; er erwarb 
für sie verschiedene Privilegien, befestigte sie mit Wällen und Mauern und 
lud fremde Kaufleute zur Ansiedlung ein. 1682 erwarb den Besitz der 
polnische Prinz Jakob Sobieski und 170% der Kiever Wojewode Josef 
Potocki. So blieb die Stadt immer ein Privatbesitz der polnischen Ma- 
gnatenfamilien, und die Autonomie des Bürgertums war trotz des ver- 
liehenen Magdeburger Rechtes ganz illusorisch, da der Wille des Grund- 
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herrn der maßgebendste Faktor war. Der Verfasser untersucht die Ver- 
fassung der Stadt und erörtert einzelne Konflikte, welche sich auf dem 
Gebiete der Rechtsprechung sowie der Verwaltung zwischen den städti- 
schen Behörden und den Schloßherren ergaben. Auf Grund der über- 
lieferten Kaufverträge versucht er dann die nationale Zusammensetzung 
des Stadtbürgertums festzustellen und kommt zum Ergebnisse, daß zu 
Beginn des 17. Jahrh. die Ruthenen und Polen zu gleichen Teilen den 
Hauptkern bildeten; ihr Besitz geht aber im Laufe des Jahrh. immer 
mehr in jüdische Hände über, so daß zu Beginn des 18. Jahrh. die christ- 
liche Bevölkerung aus der inneren Stadt bereits vollkommen verdrängt 
war. Der Handel und das Gewerbe befanden sich fast ausschließlich 
in den Händen der eingewanderten Fremden (Schotten und Armenier), 
sowie der einheimischen Juden. Das ruthenische und polnische Bürger- 
tum griff bloß zu jenen Industriearten, welche mit der Landwirtschaft 
in Berührung standen. Unter ihnen hat sich im 18. Jahrh. die ruthenische 
Familie Dublanskyj zu größerem Wohlstande und Ansehen emporgearbeitet. 
Interessant sind einige Nachrichten über nationale Zwistigkeiten zwischen 
Polen und Ruthenen in den Zünften. — In kultureller Beziehung erfahren 
wir, daß jede von den drei im 17. Jahrh. vorhandenen ruthenischen 
Pfarrkirchen eine Volksschule erhielt, bei zwei älteren auch Spitäler be- 
standen, die auch als Siechenhäuser dienten und aus Privatschenkungen 
der Bürger erhalten wurden. Zum Schlusse teilt der Verfasser einige 
Einzelheiten mit über das Verhalten der ruthenischen Bürger zur Zeit des 
Zuges Chmelnyékyjs gegen Lemberg 1648 und über die gleichzeitige Be- 
lagerung des Brodyer Schlosses durch eine Abteilung der Kosaken. Seine 
Abhandlung verfaßte Sozanskyj auf Grund der Vogtei- und Konsular- 
protokolle, sowie der sog. „Ewigen Bücher“, welche einstweilen im Be- 
zirksgerichte des Ortes aufbewahrt werden. 

An dieser Stelle möge zugleich erwähnt werden, daB der Ver- 
fasser dieser Arbeit Ivan Sozanskyj, Professor der ukrainischen 
Sprache am Staatsgymnasium zu Brody, am 28. Februar l. J. im kaum 
vollendeten 30. Lebensjahre bereits das Zeitliche gesegnet hat. Seiner 
kurzen, aber verdienstvollen wissenschaftlichen Tätigkeit widmete 
Dr. Tomazivskyj in MS CII 162—164 einen warmen Nachruf. 

M. K. 


1789. Zaporoger Kosakenin Banat. 
MS CI 134—143 (Miscel.). 


Die Wanderungen der Zaporoger Kosaken nach Zerstörung des „Sid“ 
auf Befehl der Kaiserin Katharina II. sind noch wenig erforscht; am 
wenigsten ist die Episode des Aufenthalts derselben in Banat bekannt. 
Professor Hru3evskyj druckt nun eine seltene Broschüre, welche dieses 
Thema behandelt, ab, nämlich die „Ausführliche und wahrhafte Schilde- 
rung der Saporoger Kosacken vom Fähnrich von Händlowick“ (erschienen 
zu Pappenheim in Franken 1789). M. K. 
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1787—1804. Zur Geschichte des sogenannten 
„Studium ruthenum“ an der Lemberger Uni- 
versität. 

MS CII 116—126. 


Im Jahre 1787 wurde an der Lemberger Universität ein besonderes 
ukrainisches Institut, das sogenannte „Studium ruthenum‘“, gegründet, 
in welchem einzelne theologische und philosophische Fächer in ukraini- 
scher Sprache vorgetragen wurden; doch schon mit Beginn des Schul- 
jahres 1804/05 wurde dasselbe aufgehoben. Über die Ursachen jener Auf- 
hebung wurden von verschiedenen Seiten verschiedene Vermutungen auf- 
gestellt und die Hauptschuld daran meistens der Fahrlässigkeit der Ukrainer 
zugesprochen. Unter dem Titel „Unbegründete Vorwürfe‘ stellt Zvan 
Kreveckyj fest, daß dieses Institut von vornherein provisorisch war und 
die Aufgabe hatte, dem empfindlichen Mangel an griechisch -katholischen 
Priestern, durch Heranbildung auch von solchen Kandidaten, welchen die 
damals übliche lateinische Vortragssprache unbekannt war, rasch abzu- 
helfen. Sobald der dringende Bedarf gedeckt wurde, wurde das Institut 
aufgelöst und die Priesterkandidaten auf den ordentlichen Studienweg 
an der Universität selbst gewiesen. M. K. 


1844—1876. Pawlin Święcicki. 
MS CI 109—129, CII 127—147, CIII 113—190. 


Für jeden Forscher der polnisch-ukrainischen Beziehungen in der 
russischen Ukraine und in Galizien ist Pawlin Święcicki eine der inter- 
essantesten Erscheinungen, und dennoch wurde bisher weder seine politi- 
sche noch literarische Tätigkeit entsprechend erforscht und gewürdigt. 
Dieser Aufgabe unterzieht sich Volodymyr Radzykevyč. Geboren zu 
Varsycja im Gouvernement Kiev, bezog Święcicki 1860 die Universität Kiev, 
wo er neben juridischen Studien sich eifrig mit dem Studium der slavischen 
Sprachen befaßte. Es war die Zeit einer großen demokratischen Strömung 
unter der polnischen Jugend, der sogenannten ,,Bauernmanie“, welche 
als Reaktion gegen die aristokratisch-konservativen Ansichten der Masse 
des polnischen Adels sich rasch verbreitete und oft in Überspanntheit aus- 
artete. Bald wurde unter der polnischen Jugend eine Spaltung in zwei 
Gruppen bemerkbar, welche besonders in der nationalen Fragestark vonein- 
ander abwichen: die „radikale“, welche jede Arbeit zugunsten des histori- 
schen Polens in der Ukraine für Unsinn erklärte und ganz einfach zu den 
Ukrainern hinübertrat, und die „demokratische“, welche an der Idee 
der Befreiung Polens vom russischen Joche festhielt und von der Bildung 
einer Föderation mit der unabhängigen Ukraine träumte. Zu der ersteren 
gehörte der bekannte Kiever Professor V. Antonovyë, zu der letzteren 
P. Swiecicki. Dieser nahm auch an dem Aufstande vom Jahre 1863 tätigen 
Anteil, gehörte zu jenen, die durch Erlassung der „Goldenen Urkunde“ 
die ukrainischen Bauern zur Teilnahme an demselben zu bewegen trachteten 
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und rettete sich, nachdem diese Versuche Schiffbruch erlitten, nach Ga- 
lizien, wo er sich nun ständig niederließ. Hier entwickelte er eine rege 
Tatigkeit, um seiner Idee der Verbrüderung des polnischen und ukraini- 
schen Volkes Vorschub zu leisten. Zunächst als Schauspieler und Drama- 
turg im ersten ukrainischen Theater, wobei er an der Ausgestaltung des 
Repertoires eifrig mitarbeitete und eine Reihe von Schauspielen teils 
selbständig dichtete, teils aus fremden Literaturen umarbeitete. Dann 
als Publizist, indem er 1866—1867 die Zeitschrift ‚‚Siolo‘“, dann 1867—1869 
» Nowiny“ herausgab. Beide Zeitschriften waren für die polnische Demo- 
kratie bestimmt und bezweckten, dieselbe mit dem Geiste der ukrai- 
nischen Literatur und den dringendsten Forderungen des ukrainischen 
Volkes bekannt zu machen. Zu wiederholten Malen ergriff er hier das 
Wort in politischen Artikeln, um seine Ansichten zu verbreiten. Doch 
ohne namhafte Wirkung, denn die polnische Intelligenz in Galizien hatte 
für seine Verbrüderungsideen kein Verständnis und hielt ihn für einen 
Phantasten. Sehr erfolgreich war dagegen seine Tätigkeit als Lehrer der 
ukrainischen Sprache am akademischen Gymnasium in Lemberg (seit 1869), 
wo er sich durch Weckung des nationalen Selbstbewußtseins bei seinen 
Schülern große Verdienste erwarb, aber auch Anfeindungen von seiten 
der russophilen Partei hervorrief. Großes Aufsehen rief seine Abhandlung 
„Das XIX. Jahrhundert in der ukrainischen Literaturgeschichte“ hervor. 
Die Grammatik der ukrainischen Sprache, welche Swiecicki gleichzeitig 
verfaßte, erhielt, wegen abfälliger Beurteilung durch Professor Ohonovskyj, 
die ministerielle Approbation nicht. Auch eine Reihe von vergleichend- 
linguistischen Studien entstammte seiner Feder. Diese vielseitige an- 
strengende Tätigkeit untergrub seine Gesundheit; er erkrankte an Tuber- 
kulose und starb am 12. September 1876 im 36. Lebensjahre. 
Einen besonderen Abschnitt widmet ARadzykevyc der Analyse der 
dichterischen Schöpfungen Swiecickis. M. K. 


IX, Baltische Provinzen. 


Der lettische Grundbesitz während der 
Ordenszeit. 
BM LXX, 241—248; 342—364; LXXI, 431—452. 


R. K. teilt seine Arbeit in vier Abschnitte: Das lettische Volkslied 
als Quelle für die baltische Geschichte. Die Zahl und die Bedeutung 
des alten (lettischen) Bajarenstandes. Die Grundlagen des ökonomischen 
und Öffentlichen Lebens. Das Bajarenhaus und die GroBfamilie. Im 
ersten Teil wird der lyrische Charakter des alten Volksliedes, in welchem 
daher fast gar keine politschen Vorgänge ihren Niederschlag gefunden 
haben, näher erläutert. Die Bedeutung des Volksliedes liegt auf ganz 
anderem Gebiete: es zeigt die innere Struktur der Gesellschaft während 
der ältesten und auch der neueren Zeit, schildert die stufenweise Ent- 
wicklung der Familie und Sippenverfassung, führt den Privatbesitz vor 
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Augen, besonders den Grundbesitz und die damit verbundenen gesell- 
schaftlichen Abstufungen, gewissermaßen eine Art des „Klassenkampfes“ 
(S. 244). Sehr wichtig ist die Feststellung, daß die deutschen Eroberer 
ursprünglich nur mit den Häuptlingen, den Bajaren, zu tun gehabt haben, 
mit den niederen Volksschichten dagegen sehr wenig in Berührung ge- 
kommen sind: die Bajaren zu knechten war im 13. und 14. Jahrhundert 
politisch und wirtschaftlich noch unmöglich, sie wurden aber, gewisser- 
maßen als Zwischenschicht zwischen Eroberern und Volk, in das feudale 
System eingereiht. — Der Verfall des lettischen Volksliedes beginnt mit 
der Reformation, mit dem immer tiefer in das Volk eindringenden kunst- 
vollen religiösen Liede, welches allmählich dem heidnischen Volksliede, 
das den kirchlichen Eiferern ein Greuel war, den Todesstoß versetzte. 
— Im zweiten Teil versucht der Verfasser die Größe des Grundbesitzes 
des Bajarenstandes zu ermitteln, denn „auf dem Grundbesitze basiert 
die Übermacht des Bajarenstandes, in dessen Händen die Volksmassen 
sich befinden und ‚seufzen“, wenn ein Ausdruck des 18. Jahrhunderts 
erlaubt ist. Der Bajarenstand repräsentiert das Volk, ist verpflichtet 
zum Kriegsdienst auf Grund eben des Grundbesitzes, schließt Verträge 
mit den Eroberern, macht Aufstände usw.“. Als Quelle für seine Unter- 
suchung über den Grundbesitz zieht der Verfasser hauptsächlich die von 
M. von Bruiningk und N. Busch neuerdings herausgegebenen ,,Liv- 
ländischen Güterurkunden“ (Riga 1908) heran, neben dem „Livländischen 
Urkundenbuche“. Nur dank der neuen, erstgenannten Edition ist die 
vorliegende Arbeit möglich geworden, und die Schlußfolgerung des Ver- 
fassers, daß die baltische Geschichte ihre Urteile in mancher Hinsicht 
abzuändern gezwungen sein wird, um einer einsichtsvolleren Darstellung 
den verdienten Platz einzuräumen, trifft völlig zu. — Für das 13. Jahr- 
hundert wird die Belehnung der livischen Sippe der Manegintus mit 
2 Haken Ackerlandes und den dazugehörigen Wiesen und Wäldern nach- 
gewiesen; für Kurland eine Belehnung mit 1 Haken. Für das 14., besonders 
aber das 15. Jahrhundert fließen die Quellen reichlicher, und interessant 
ist, daß 1320 Tautegode und dessen Erben mit 2 Haken Landes nach 
deutschem Lehnrecht belehnt werden, und daß noch heute die Tautegoden 
zwei Dörfer im Goldingenschen in Kurland besitzen. Nach einer genaueren 
Untersuchung des Besitzes der sogenannten ,,kurischen Könige“, die 
sich noch bis heute erhalten haben, der Kirchholmschen Könige, der 
Wedmer u. a., kommt der Verfasser zur Überzeugung, daß die Besitzungen 
der Freibauern nur wenig an Größe den deutschen Vasallenhöfen nach- 
standen. Der Untergang dieser Besitzungen erklärt sich einerseits daraus, 
daß die Freibauern als Lehnsleute in der damaligen sturmbewegten, 
fehdereichen Zeit zu fast ständigem Waflendienst verpflichtet waren 
und daher ihren Besitz vernachlässigten oder gar verloren, andererseits 
durch die sehr häufigen Erbteilungen seit dem Ende des 14. Jahrhunderts, 
durch welche die Geschlossenheit des Besitzes litt und die Entstehung 
von Streuländereien begünstigt wurde. Scharf auseinander zu halten 
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sind der an Zahl sehr geringe Stand der eingeborenen Vasallen und der 
Bajarenstand, der früher als der erstere entstanden war und auch den 
Ordensstaat noch überlebte. Der Grundbesitz des Bajarenstandes, die 
Größe der Dörfer und Gesinde bilden den weiteren Gegenstand der Unter- 
suchung, zu welcher der Verfasser das Material sorgfältig zusammen- 
getragen und gruppiert hat. Auf Grund von 45 Angaben der Quellen 
wird der Schluß gezogen, daß während der Ordenszeit die größeren Ge- 
sinde entschieden das Übergewicht an Zahl über die kleineren behauptet 
haben; daß die Vasallen zusammen mit den Bajaren während der Ordens- 
zeit eine sehr zahlreiche Gruppe, eine Klasse oder sogar einen Stand der 
Grundbesitzer ausmachten. Im dritten Teil, den Grundlagen des ökonomi- 
schen und öffentlichen Lebens, werden zunächst die zwei Grundbegriffe 
charakterisiert: das Land der Väter, und das Erbstück, das Allod. Das 
erstere ist der Gemeinbesitz eines Geschlechtes, der gentilen Kommune, 
wie sie seit Urzeiten bestand; das letztere ist das in Erbfolge abgeteilte, 
in Privatbesitz übergegangene Teilstück des ersteren. Auf die älteren 
Verfassungsformen übergehend, stellt der Verfasser dem Begriff des 
Geschlechtes den des Volkes gegenüber. Letzteres, lettisch ,,tauta“, 
wird in seiner Wortbedeutung einer besonderen, für die Verfassung er- 
gebnisreichen Untersuchung unterzogen. Daran anschließend wird der 
Verfall der Gemeindeverfassung und des Gemeindebesitzes zugunsten 
des öffentlichen Rechtes und des Familien- und Privatbesitzes geschildert. 
Kulturhistorisch interessant ist der IV. Abschnitt, das Bajarenhaus und 
die GroBfamilie. Die Allgewalt des Familienvaters wurde durch den 
Ordensstaat noch gesteigert, indem der Grundbesitz als Basis der Macht 
des Vaters nun staatlich gesichert wurde. Im Anschluß an das von den 
Landesherren streng festgehaltene Mannlehen bildete sich die im Volks- 
liede sich widerspiegelnde strenge männliche Sukzession in dem lettischen 
und livischen Familienrecht heraus. Eine Schilderung des Lebens der 
einzelnen Glieder der Großfamilie, vor allem der Töchter, auf Grund der 
Volkslieder, beschließt die hochinteressante, viel Neues bietende Arbeit. 
P. O. S. 


1623—1703. Feldmarschall A. O. v. Fersen. 
BM Bd. 71 (1911), 499—517. 


A. v. Bodisco handelt über den Feldmarschall Otto Wilhelm v. Fersen 
im Anschluß an die zweibändige Geschichte dieser Familie, die im Laufe 
der Jahrhunderte „rund um die Ostsee von Mecklenburg und Pommern 
nach den baltischen Provinzen und Schweden gewandert ist und deren 
pommersche Linie besonders durch den General Max v. Versen (General- 
adjutant des Kaisers Wilhelm I.) bekannt geworden ist. Vielleicht das 
tatenreichste und wechselvollste Leben hat unter den Gliedern seines Ge- 
schlechts der hier behandelte Feldmarschall Otto Wilhelm v. Fersen 
geführt. Die Familie ist erst 1535, also sehr viel später als der Hauptteil 
des baltischen Adels in die baltischen Lande, und zwar nach Estland, 
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gekommen. Otto Wilhelm (1623—1703) war ein Ururenkel des aus Pom- 
mern nach Estland eingewanderten Fersen und hat sein Leben in wichtigen 
Kriegsdiensten verbracht. Er focht im schwedischen Dienste seit 1643 
in den letzten Jahren des Dreißigjährgien Krieges, steht dann eine Zeitlang 
in französischen Diensten und kämpft von 1655 in dem großen nordischen 
Kriege tapfer mit. Nach Oliva lebt er eine Zeitlang dem Kriege fern und 
wurde estländischer Landrat. Als solcher war er 1672 bei der Kon- 
firmierung der Privilegien durch Karl XT. erheblich beteiligt. 1675 beginnt 
er wieder sein militärisches Leben im Kriege Schwedens mit Dänemark 
und Brandenburg und hatte eine längere Gefangenschaft zu erdulden. 
1691 wird er Generalgouverneur von Narva und starb 1703. Er ist in der 
Domkirche von Reval beigesetzt. Sein Leben bietet allgemein historisches 
Interesse verhältnismäßig wenig. Erwünscht wäre gewesen, wenn der 
Verfasser die Tätigkeit Fersens als estländischer Landrat und Gouverneur 
von Narva genauer ins Auge gefaßt hätte. O. H. 


18. Jahrh. Zur Geschichte des Dorpater 
Kreises 1713—1722. 
BM LXXI, 518—551. 


Walther Schwartz, ein 1891 verstorbener junger Historiker, hat die 
vorliegende Arbeit als seine Kandidatenschrift der Dorpater Fakultät 
1890 eingereicht. Es ist eine Erstlingsarbeit, die wohl kaum zum Druck 
in vorliegender Form bestimmt gewesen ist. In 18 Abschnitten behandelt 
der Verfasser die Zeit der Selbständigkeit des sonst zu Livland gehörigen 
Kreises Dorpat, legt zuerst die Gründe dar, die Peter den Großen diese 
Abtrennung vornehmen ließen, bringt den 1714 zwischen der dörptschen 
Ritterschaft und der russischen Regierung geschlossenen ,,Arrende- 
kontrakt“ und geht dann auf die weiteren Schicksale des Kreises ein. 
Die Bestimmung der Grenzen, die Verarrendierung der „publiquen“ 
Güter, das Verhältnis der Ritterschaft zu den Repräsentanten der Re- 
gierung, die Organisation der Ritterschaft: Landräte, Landmarschall, 
Landtage, Ritterschaftssekretäre, Landeskasse und andere Beamte, das 
Ordnungsgericht, das Landgericht, die Appellationsinstanz, das Militär, 
die Kirche und die Schule, das Postwesen und endlich die Wiedervereinigung 
des Kreises mit Livland — das sind die einzelnen Punkte, die der Ver- 
fasser auf Grund seiner Quellen untersucht. Es ist natürlich, daß der 
Arbeit manche Mängel anhaften, die teils aus ungenügender Kenntnis 
der Quellen, teils aus dem Mangel an Übung in historischer Forschung 
herrühren. So wird S.548 nicht richtig behauptet, daß Estland dem 
dorpatschen Kreise ferner stand als Livland. Daß das in der damaligen 
Zeit nicht der Fall war, beweisen die Verhandlungen der Jahre 1710—1713, 
welche die Estländische Ritterschaft mit der Regierung wegen der Resti- 
tution der dörptschen Güter ihrer Glieder führte. Überhaupt wären 
recht viele Ergänzungen, z. B. zur Frage der Landräte und des Land- 
gerichts, gerade im Estländischen Ritterschaftsarchiv zu finden. P.O.S. 
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X. Finnland. 
XI. Polen—Litauen bis 1572. 


Polnisches Krönungszeremoniell. 
PH 1911, XII, 71—83, 149—164, 285—307. 


Stanistaw Kutrzeba, der fruchtbare Forscher auf dem Gebiet der pol- 
nischen Verfassungsgeschichte, hat es unternommen, eine Geschichte des 
polnischen Krönungszeremoniells zuschreiben. Als eine Vorarbeit hierzu soll 
der vorliegende Aufsatz gelten, der die Frage nach den Quellen des polnischen 
Krönungszeremoniells erörtert. Am Schluß seiner Abhandlung druckt 
Kutrzeba (a. a. O. 305—307) eine in lateinischer Sprache niedergeschriebene 
Schilderung der Krönung der Gemahlin des letzten Jagiellonen, der Königin 
Barbara geb. Radziwill vom Jahre 1550 ab. J. P. 


4331. Deutscher Orden und Polen. 
PH 1911, XII, 129—148. 


Stanistaw Kaniowski sucht unter teilweiser Ablehnung der Ergeb- 
nisse der Forschungen von Klodzifiski und Potkanski die zeitliche Auf- 
einanderfolge der einzelnen kriegerischen Unternehmungen des Deutschen 
Ordens gegen Polen vom Jahre 1331, die bis nach Sieradz, Kalisch, Peisern 
(Pyzdry), Schroda und Schrimm sich erstreckten, festzustellen. Eine 
beigefügte Kartenskizze mit eingetragenen Marschlinien dient zur will- 
kommenen Erläuterung. J. P. 


Dietrich von Nieheims Beziehungenzu 
Polen. Schlacht bei Tannenberg. 
AM 48, Heft 3, S. 333—360. 


Albert Werminghoff druckt einen ,, Brief an Dietrich von Nieheim über 
die Schlacht bei Tannenberg“ ab und knüpft einige Bemerkungen über 
die Beziehungen Dietrich von Nieheims zur Geschichte des Ostens 
daran. Der Brief selbst war bereits in der Biblioteka Warszawska 
4902, II, S. 374 ff. vom Fürsten Lubomirski und R. Plenkiewicz 
veröffentlicht; da aber Küntzel und Ruppersberg ihn nochmals mit dem 
im Frankfurter Stadtarchiv befindlichen Original kollationiert haben, was 
nicht überflüssig gewesen ist, so rechtfertigt sich der nochmalige Abdruck. 
Der Brief ist vom 6. August 1410 und aus Krakau datiert; sein Absender 
ist ein sonst unbekannter Blasius Stephim. Sein Inhalt bietet eigentlich 
nichts, was nicht auch sonst bekannt wäre; höchstens ist wichtig, daß hier 
zuerst sich die Angabe findet, daß die Schlacht um 9 Uhr begonnen habe. 
Im übrigen ist der Brief ganz parteiisch vom polnischen Standpunkte ge- 
schrieben. Aber in einer andern Beziehung ist er doch von Interesse. 
G. Erler hat in seinem Buch über Dietrich von Nieheim darauf hingewiesen, 
daß Diugosz einige Stellen wörtlich Dietrichs ‚Historia de vita Johannis 
XXIII.“ entlehnte, und zwar allein bei ihm ist das für das 15. Jahrhundert 
nachweisbar. Die auffallende Tatsache, daß gerade Długosz die Schriften 
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des westfälischen, schon 1418 gestorbenen Publizisten kannte, wird durch 
diesen Brief immerhin erklärlicher. Er zeigt, daß Dietrich Beziehungen 
etwa zu polnischen Geistlichen oder Schriftstellern hatte, die ihn mit Nach- 
richten über den Osten versorgten; tatsächlich nehmen auch die Dinge in 
Preußen und Polen einen verhältnismäßig breiten Raum in der Vita Jo- 
hanns XXIII. ein. Auch die Angabe, daß die Schlacht um die neunte 
Morgenstunde begonnen habe, findet sich dort; er kann sie aus dem Briefe 
des Blasius Stephim entnommen haben und hat somit Materialien, die er 
aus Polen erhielt, seinem Buche einverleibt. E. 2. 


1433—1510. Jagiellonische Universität. 


Archivum dla dziejów literatury i oświaty w Polsce. Herausgegeben 
von der Akademie der Wissenschaften in Krakau, Teil XII, 1910. 


Antoni Karbowiak teilt wichtige ,,Studye statystycne z dziejów 
Uniwersytetu Jagiellonskiego 1433/4—14509/10“ mit. Die Arbeit ist sehr 
instruktiv. Sie gibt nach Ländern und Städten geordnete statistische 
Mitteilungen über den Anteil der Fremden an der Studentenschaft von 
Krakau. Das Resultat ist, daß nicht weniger als 44 % fremde Studenten 
waren; es sind in den bezeichneten 77 Jahren 6744 fremde Studenten 
immatrikuliert worden. Im 15. Jahrhundert war die Theologie und die 
scholastische Philosophie, im 16. Jahrhundert der Humanismus der Grund 
dieser Anziehungskraft. K. gibt noch weitere Nachweisungen über die 
aus dem Königreich Preußen und von fremden Universitäten kommenden 
Studenten. O. H. 


1516—4550. Soziale und wirtschaftliche 
Zustände im Lande Sandecz (Westgalizien). 
PH 1911, XII, 89—114, 216—242, 352—384. 


Leon Bialkowski liefert eine recht ertragreiche Untersuchung über 
die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Zustände in der im heutigen 
Westgalizien belegenen Landschaft Sandecz. Seine Arbeit ist ein wert- 
voller Baustein zu einer künftigen Sozialgeschichte Polens im 16. Jahr- 
hundert, zu deren zusammenfassenden Behandlung der Zeitpunkt noch 
nicht gekommen ist. Das Land Sandecz umfaßt das Flußgebiet des oberen 
und mittleren Dunajec und des unteren Poprad, seine äußerste nördliche 
Grenze reicht bis etwa an die Bahnlinie Bochnia—Tarnéw. In sozialer 
Beziehung hebt sich das Land Sandecz gegenüber andern Teilen der Woje- 
wodschaft Krakau dadurch heraus, daß in ihm der Kleinadel in besonders 
großer Zahl vertreten ist. — Der Verfasser erörtert auf Grund der ältesten 
erhaltenen Grodbücher von Sandecz aus den Jahren 1516—1550 die Ver- 
teilung der Siedlungen, die Dichtigkeit der Bevölkerung, die Zustände in 
den adligen, geistlichen und königlichen Gütern, er gibt eine Zusammen- 
stellung der Hauptstammessitze vieler adliger Geschlechter, eine Darlegung 
über die adligen Namensformen. Ein besonderes Kapitel handelt über 
das Dorf, seine Arealverteilung, Bodenkultur und Bewirtschaftungsweise. 
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Die mehr wirtschaftlich als rechtlich geschiedenen bäuerlichen Bevölke- 
rungsklassen, deren Erbrecht, Bildungsstand gelangen zur Darstellung, 
ebenso die differenzierte Lage der Bauern in den geistlichen, adligen und 
königlichen Besitzungen. J. P. 


1567. Nikolaus Christoph Radziwills Über- 
trıtt zum katholischen Glauben. 


PH 1911, XII, 1—10. 


Ein mit den Anfangsbuchstaben H. M. zeichnender Verfasser unter- 
sucht die Frage nach dem Zeitpunkt des Übertritts des erstgeborenen 
Sohnes von Nikolaus dem schwarzen Radziwill. Des weiteren bemüht er 
sich, hauptsächlich auf Grund eines in der Kaiserlichen Öffentlichen Biblio- 
thek in Petersburg aufbewahrten Briefkodex, über des Konvertiten inneres 
Verhältnis zu dem alten und dem neuen Glauben Klarheit zu schaffen. 
Nach den Feststellungen des Verfassers ist der junge Prinz bereits eine 
ganz kurze Spanne Zeit nach dem im Jahre 1565 erfolgten Tode seines 
Vaters, des „Haeresiarchen‘“ von Litauen, übergetreten. Er setzt diesen 
Vorgang in das Jahr 1567. — Sodann gelangt der Verfasser zu der Über- 
zeugung, daß die durch eine lange Überlieferung gefestigte Annahme von 
dem großen Kampfeseifer des jungen Konvertiten gegen den reformierten 
Glauben eine maBlos übertreibende Legende sei. Wohl wäre Nikolaus 
Christoph R. dem katholischen Bekenntnis auch innerlich zugetan gewesen. 
Dies habe ihn aber beispielsweise nicht gehindert, dem reformierten Gottes- 
dienst in seinem Palais in Vilna bis zum Jahre 1574 eine ständige Unter- 
kunft zu gewähren. Wenn er damals (1574) seinen evangelischen Vetter 
Christoph gebeten hat, dafür zu sorgen, daß die reformierte Gemeinde 
anderswo eine Stätte erhalte, so tat er es mit der ausdrücklichen Begrün- 
dung, daß er dadurch seinem Bruder Georg R., dem späteren Bischof von 
Vilna und Kardinal, die Wege zu seinem schnellen Emporsteigen auf der 
hierarchischen Stufenleiter ebnen wolle. J. P. 


16. Jahrhundert. Schulwesen der Brüderuni- 
tät in Großpolen. 
ZP XXVI, 1—21. 


Die Frage, wie das ursprüngliche Schulwesen, aus dem Amos Co- 
menius hervorgegangen ist, beschaffen war, sucht Jaroslaw Bidlo zu be- 
antworten durch Mitteilung seiner neuesten Forschungen in dem Werke 
„Jednota braterska v prvnim vyhnánstvi“ III. Teil (1572—1586), Prag 
1909, Die Brüderunität im ersten Exil (Verlag der Königlich böhmischen 
Akademie der Wissenschaften). Das Universitätsschulwesen diente der 
Erziehung des künftigen Geistlichen und der Heranbildung der Laien- 
jugend. Erstere genügte den höheren Bedürfnissen der Unität nicht. Die 
Erziehung der Laienjugend ist nur sehr mangelhaft bekannt. Man hat 
die Schule von Eibenschütz in Mähren als ersten Versuch der Unität, eine 
adlige Laienschule zu begründen, aufzufassen. Wichtig war, daß die 
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Unität um 1553 in Großpolen mit den Kirchen und Pfarreien auch die 
Pfarrschulen in ihre Macht bekam, die also protestantisch wurden. Als 
Lehrer wurden von der Unität meist Priesteramtskandidaten angestellt, 
deren Stellung nicht besonders geachtet war. Die Unität behielt auch 
hier in erster Linie ihre kirchlichen Bedürfnisse im Auge, die Erziehung 
des priesterlichen Nachwuchses. Die Synode von Posen bestimmte darüber 
hinaus im Jahre 1560 Errichtung von Distriktsschulen in Lobsens, 
Koschminek, Lissa und Posen. Diese Schulen standen wohl auf der Stufe 
der sogenannten Partikularschulen, die nur einen Teil der Universitäts- 
bildung hatten, vor allem die Beherrschung der lateinischen Sprache. 
Das Eindringen der Jesuiten in das polnische höhere Erziehungswesen 
seit 1571 war der Anlaß, daß die Unität sich um ihr Schulwesen mehr be- 
mühte, das die Kollegienschulen der Jesuiten weit übertreffen. Deshalb 
wurde 1573 der Schulbeitrag erhöht, und 1579 fand eine Versammlung 
von Unitätsbrüdern mit den adligen Patronen statt. Der Erfolg einer 
Geldsammlung war aber ziemlich traurig, nicht nur aus Mangel an Opfer- 
willigkeit, sondern auch aus Uneinigkeit unter den Patronen. Man wollte 
zwei „akademische Gymnasien“ errichten, ein Brüder- und ein lutherisches 
Gymnasium. Das Unitätsgymnasium ist in Koschminek, das Lutheraner- 
Gymnasium in Grätz errichtet worden. Damit brechen die Mitteilungen 
Bidlos ab. O. H. 


XII. Polen bis 1795. 


1576—1586. Polens Beziehungen zu Schwe- 


denund Dänemark. 
PH 1911, XII, 11—30, 165—184, 308—324. 


Witold Nowodworski gibt eine ungemein fleißige und sehr eindrin- 
gende Untersuchung über die Beziehungen der Republik Polen zu Schweden 
und Dänemark während der Regierungszeit König Stephan Bathorys. 
Seine Arbeit behandelt einen wichtigen Abschnitt in der Geschichte des 
Wettstreits der baltischen Uferstaaten um das Dominium maris baltici. 
Sie ist auch dadurch wertvoll, daß sie über die ausgedehnte Literatur 
kritisch orientiert. J. P. 


XVI—XVII. Jahrh. Referendargerichte. 

MS XCVII 175—188. 

Über die Referendargerichte und ihre Tätigkeit in Polen sind unlängst 
zwei Publikationen erschienen: ,,Sady referendarskie“ von Ign. Tad. Bara- 
nowski (in Przegląd powszechny IX) und „Księgi referendarskie“ I 
1582—1602 (Aktensammlung, Warschau 1910). Ivan Krypjakeoyc be- 
spricht beide Publikationen und hebt insbesondere das auf das ukrainische 
Territorium Bezügliche hervor. M. K. 


1767. Entwurf einer Bauernkonföderation. 
MS CII 148—156 (Miscel.). 


Die ungesunden sozialen Verhältnisse, welche in der polnischen 
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+>» Republik“ herrschten, riefen neben blutigen inneren Kriegen auch eine 
zahlreiche Flugschriftenliteratur hervor, die zum großen Teile in ver- 
schiedenen in- und ausländischen Bibliotheken zerstreut bis auf den heuti- 
gen Tag unbekannt geblieben ist. Ivan Spytkovskyj veröffentlicht eine 
derartige Flugschrift vom Jahre 1767 unter dem Titel „Projekt konfederacyi 
chlopskiey‘, in welcher die verzweifelte Lage der Bauern in grellen Farben 
geschildert wird. Der Verfasser scheint ein eifriger polnischer Patriot 
und Katholik gewesen zu sein, weshalb es interessant erscheint, daß in dem 
„> Entwurfe“ nicht nur dem Adel mit einem Aufstande, wie solcher zur Zeit 
Chmelnyékyjs gewesen, gedroht, sondern unter Berufung auf Chmelnytkyj 
die ukrainische Bauernschaft zur gemeinsamen Aktion mit der polnischen 
aufgefordert wird. Daß dieses Manifest auf den Ausbruch des ukrainischen 
Bauernaufstandes vom Jahre 1768 nicht ohne Einfluß geblieben ist, liegt 
auf der Hand. M. K. 


1794 König Stanislaw August und Ko- 
$ciuszko. 


PH 1911, XII, 243—250. 


Nach der im Archiv des Ministeriums der auswärtigen Angelegenheiten 
in Moskau befindlichen Vorlage werden Aufzeichnungen des Königs Stanis- 
law August über drei Unterredungen mit Kościuszko vom 11., 21. und 
25. Juli 1794 veröffentlicht. In ihnen tritt der Wunsch des Königs zutage, 
in das Kriegslager Ko$ciuszkos übersiedeln zu dürfen, um nicht nach dem 
Abzuge des polnischen Militärsin Warschau allein zurückgelassen zu werden. 
den. Der Bitte des Königs, daßbei ihm weilende Damen seiner Verwandt- 
schaft Warschau verlassen dürften, willfahrte Kościuszko nicht.) J.P. 


Erwerbung Danzigs durch Preußen 1793. 
M Wpr 10. Jahrg., Nr. 3, S. 58—63. 


Max Bär bietet aus den Akten des Geheimen Archivs des Kriegs- 
ministeriums in einem ‚Beitrag zur Geschichte der Erwerbung Danzigs 
durch Preußen im Jahre 1793“ interessante Ergänzungen zu der Damus- 
schen „Festschrift zur hundertjährigen Gedenkfeier der Vereinigung Dan- 
zigs mit dem Königreich Preußen“. Danach hat es ursprünglich in des 
Königs Absicht gelegen, Danzig durch eine ‚„‚Surprise‘“ zu okkupieren. 
Der Generalleutnant v. Brünneck, der mit der Ausführung des Hand- 
streiches beauftragt war, riet jedoch als genauer Kenner der Danziger Ver- 
haltnisse davon ab; der Handstreich werde wahrscheinlich mißlingen und 
die Gemüter erst recht erregen. Ein Versuch, die Danziger durch Unter- 
handlung zur Unterwerfung zu bringen, werde dagegen keinen Schwierig- 
keiten begegnen. Das Oberkriegskollegium schloß sich dem an, und es 
wurde dann auch entsprechend verfahren: Anfang März erschien der 
Generalleutnant v. Raumer vor Danzig und begann die Verhandlungen, 
die überraschend schnell zum Ziele führten. 
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Raumer war ermächtigt gewesen, den Danzigern die Entsendung 
königlicher Kommissare in Aussicht zu stellen, um mit ihnen über ver- 
schiedene Fragen der Übergabe, Verfassung und Verwaltung Verein- 
barungen zu treffen, wenn die Stadt die Festungswerke eingeräumt haben 
würde. Nach der völligen Übergabe der Stadt glaubten die Danziger 
auf die Entsendung der Kommissare rechnen zu können, was für sie von 
großer Wichtigkeit gewesen wäre; sie hätten dann eine Kapitulat!on 
schließen und wohl auch manche für sie günstige Festsetzungen erzielen 
können. Auch der Marienwerdersche Regierungspräsident v. Schleinitz 
war der Meinung, daß die Kommissare entsandt werden müßten; das 
Besitznahmepatent vom 25. März sei auf Danzig nicht anwendbar, da sich 
die Stadt schon vor der Abfassung des Patents unterworfen habe. Jedoch 
das Kabinettsministerium war anderer Meinung. Die Unterwerfung sei 
das Ergebnis der Abmachung zwischen Rußland und Preußen, also nicht 
aus eigener Initiative Danzigs erfolgt; von Unterhandlung und Kapitula- 
tion könne deshalb keine Rede sein. Es sei nicht berechtigt, wenn sich 
Danzig wegen seiner freiwilligen Unterwerfung Hoffnung auf große Be- 
dingungen mache. Das Besitznahmepatent sei auf Danzig ebenso an- 
wendbar wie auf Thorn, Gnesen und Posen. Die Entsendung der Kom- 
missare ist denn auch unterblieben. Einen Nachteil hatte das jedenfalls 
für Danzig: die preußischen obersten Militärbehörden blieben in dem 
allerdings weit verbreiteten Irrtum befangen, daß Danzig eine 
selbständige Republik gewesen sei. Das war nicht unwesentlich, denn 
im Besitznahmepatent war den Ständen des polnischen Reiches die Er- 
haltung ihrer Besitzungen und Rechte zugebilligt, und Danzig war als 
polnische Immediatstadt Reichsstand.. Aber die preußischen Militär- 
behörden haben das Danzig von vor 1793 immer als einen selbständigen 
Staat angesehen, und das ist zweifellos für die Behandlung Danzigs durch 
Preußen von erheblicher Bedeutung gewesen. E. Z. 


XII. Polen im 19. Jahrhundert. 


1842—1846. Eduard Dembowski. 
PH 1911, XII, 43—70, 185—209. 


Marya Stecka erzählt zum Teil auf Grund von handschriftlichen 
Quellen die Lebensschicksale eines der feurigsten Charakterköpfe der pol- 
nischen revolutionären Bewegung aus der Zeit nach dem Falle des Auf- 
standes von 1830/31. Eduard Dembowski war der Sohn Leo D.s, der, ein 
Senator und Kastellan KongreBpolens, mit den Czartoryskis eng verbunden 
und mit Barzykowski befreundet war. Der Sohn schlug in die entgegen- 
gesetzte Richtung um. Er schloß sich der radikalen Richtung der polnie 
schen demokratischen Partei an. Mit seinen reichen Mitteln begründet 
Dembowski im Jahre 1842 in Warschau die Vierteljahrsschrift Przegląd 
Naukowy und erlangt damit ein größeres Betätigungsgebiet. Im Herbst 
1843 flieht D. nach Posen und wird Mitarbeiter der dortigen fortgeschritte- 
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nen Zeitschriften, wie Rok und Tygodnik Literacki, in denen er ein kommu- 
nistisches Programm entwickelt. Er ist voll enthusiastischer Bewunderung 
für die ‚„„Tugend‘‘ des gemeinen Volkes und für dessen Eignung zur revolu- 
tionären Erhebung, und auf der anderen Seite haßt er den Adel, in dem 
er ein Hindernis gegen die revolutionäre Bewegung erblickt. Nach seiner 
Ausweisung aus Posen schickt ihn die „Zentralisation‘‘ der Demokraten- 
partei nach Galizien, wo er als Emissär das meiste zum Ausbruch des Auf- 
standes von 1846 beigetragen hat, als dessen Opfer er im Kampfe mit 
österreichischem Militär in Podgórze bei Krakau gefallen ist. J. P. 


XIV. Deutscher Osten. 


Slavische Ortsnamen Ostdeutschlands. 
Korrespondenzblatt des Gesamtvereins der Deutschen Geschichts- und 
Altertumsvereine 1911, Nr. 6/7, 268/270. 


Ein kurzer Auszug des Vortrages von C. Borchling bei der Versamm- 
hung der Geschichts- und Altertumsvereine in Posen 1910 über: Die volks- 
tümliche Eindeutschung der slavischen Ortsnamen Ostdeutschlands. Die 
Kolonisation des deutschen Ostens hat tiefe Spuren in der deutschen und 
slavischen Sprachgeschichte hinterlassen. Enthält doch der Sprachschatz 
eines durchschnittlich gebildeten Polen nach polnischer Berechnung über 
16% deutscher Lehnwörter. Der slavische Lehnwörterschatz im Deutschen 
ist zwar auch wichtig, aber längst nicht so groß. Dafür enthält das 
Deutsche eine ungeheure Masse slavischer Ortsnamen, die verdeutscht 
oder angedeutscht sind. Die Mehrzahl ist durch sogenannte Volksetymo- 
logie umgebildet worden. Selten sind direkte Übersetzungen ins Deutsche. 
Andere Namen werden mundgerecht gemacht, namentlich wo die im 
Slavischen benutzten Suffixe zur Bildung von Ortsnamen im Deutschen 
fehlen. In dieser Volksetymologie geht aber erst eine lautliche Gleich- 
setzung voraus, ehe die begriffliche Umdeutschung eintritt. Indem so 
eine gewissermaßen gesetzmäßige Entwicklung ohne große Willkür sich 
vollzieht, können aus diesem Bestande wichtige sprachgeschichtliche 
Schlüsse gezogen werden. Die sprachlichen Berührungen zwischen Deutsch 
und Slavisch können hier sehr viel besser studiert werden als an den 
Lehnwörtern. O. H. 


Wirtschaftsgeschichte. 
Z Mar 49, S. 17—64. 


G. Döhring setzt den im 48. Heft begonnenen Abdruck von ,,Will- 
küren einiger Stadt- und Landgemeinden im Kreise Marienwerder“‘ fort. 
Er druckt eine „Willkür der Untertanen im Werder‘ von 1586, der Ge- 
meinde Copanien von 1582, von Rauden von 1681 und 1810 und von 
Weiß-Hofwischen von 1770 ab, ferner eine Willkür der Stadt Mewe von 1588, 
deren 8 Artikel vom Bürgerrecht, vom Kauf- und Handelsrecht, vom Ge- 
wandschnitt, vom Bierbrauen und Schänken, von der Feuerordnung, vom 
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Bau und Besserung der Stege und Wege, „von allerley gemeiner Stadt 
Ordnung und Bürgerlicher Pflicht“ und von der Feldordnung handeln. 
E. 2. 


Verleihung von Grund und Boden an die 


Stadt Putzig. 
Zap TT, Bad. II, Nr. 3, S. 39—42. 


Bolestav Slaski in Warschau veröffentlicht eine im Landeshaupt- 
archiv zu Warschau beruhende Urkunde des Putziger Starosten Johann 
Zawadzki von 1651, in der er der Stadt Putzig zu emphyteutischem Rechte 
18 Hufen gegen einen jährlichen Zins von 6 polnischen Gulden für die 
Hufe verleiht. LE. Z. 


Topographie Dlanzigs. 

M Wpr Jahrg. 10, Nr. 3, S. 49—52. 

Prof. Dr. Simson untersucht die Frage, wann die Danziger Speicher- 
insel entstanden ist. Die Mottlau umfließt bekanntlich, ähnlich wie der 
Pregel in Königsberg den Kneiphof, in zwei Armen einen ganzen Stadtteil 
Danzigs, die Speicherinsel. Der östliche dieser beiden Arme, die Neue 
Mottlau, ist zweifellos durch Menschenhand geschaffen, zum Schutze der 
Stadt nach Osten hin. Aus dem ältesten Erb- und Bürgerbuche der Recht- 
stadt Danzig ergibt sich nun, daß 1355 ein Abzugsgraben östlich der Alten 
Mottlau vorhanden ist, daß zwischen beiden Gewässern Speicher liegen 
und daß jenseits spätestens seit 1378 ein Damm, der mit Gärten besetzt ist 
(das heutige Langgarten) zum Werder führt. Da nun 1343 mit der Anlage 
des ersten Festungsgrabens begonnen wurde, so ist jener Abzugsgraben, 
die spätere Neue Mottlau, wohl zusammen mit der Befestigungsanlage, 
zwischen 1343 und 1355, entstanden, zumal etwa von der Mitte des 14. Jahr- 
hunderts ab die Speicherbauten zahlreicher wurden und die Danziger ein 
dringendes Interesse daran hatten, ihre Speicher mit ihrem oft recht wert- 
vollen Inhalt nach der Ostseite hin zu schützen. E. Z. 


Danzigs Verhältnis zu Polen 1466—92. 
ZWpr 53, 111—201. 


B. Nimmert behandelt auf Grund der im Danziger Stadtarchiv 
beruhenden reichhaltigen Materialien das Verhältnis Danzigs zu Polen 
von 1466 bis zum Tode König Kasimirs, des ersten polnischen Oberherrn 
der Stadt. Und zwar bespricht die Arbeit Danzigs Stellung im Pfaffen- 
krieg, sein Verhältnis zu Elbing, zu Thorn, zu den preußischen Ständen, 
zum Breslauer Bischof, seine Stellung zum Auslande und schließlich 
in drei Abschnitten sein Verhältnis zum Könige selbst. Danzigs Politik 
in dieser Zeit gipfelte in der Verteidigung und Aufrechterhaltung der 
Landesprivilegien und seiner eigenen Rechte, in der Wahrung seiner 
wirtschaftlichen Interessen und drittens in der Pflege guter Beziehungen 
zum polnischen Könige, hauptsächlich durch reiche Geldspenden, soweit 
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dies letzte mit der Durchführung der beiden ersten Leitsätze seiner Politik 
vereinbar war. So nahm es in dem ,,Pfaffenkrieg“, dem Streit um die 
Besetzung des Bistums Ermland, zunächst und zwar allein für den Bischof 
und gegen den König Partei; erst als ein Bündnis zwischen dem Bischof, 
dem Hochmeister und Mathias von Ungarn die 1466 erworbene Selb- 
ständigkeit Danzigs zu gefährden schien und andererseits der König die 
ermländischen Privilegien beseitigte, schwenkte es um und trat auf die 
Seite des Königs. Dieselbe Politik trieb die Stadt auch in dem zweiten 
ermländischen Bischofsstreit, in dem es nicht nur für das Ermland, sondern 
auch für die Weichselstädte und pommerellischen Burgen eintrat, die die 
Polen besetzen wollten. Es verweigert dem polnischen König die Hilfe 
gegen die Türken, solange er nicht den ermländischen Bischof anerkannt 
habe, und als die übrigen Stände diese Hilfe auf die Dauer nicht zu 
verweigern wagten, suchte es noch die Auszahlung der Hilfsgelder von 
der Anerkennung des Bischofs abhängig zu machen. Im übrigen gewährt 
Danzig, das ja von allen Landeslasten den weitaus größten Teil auf sich 
nimmt — in welchem Maße, hat Verfasser in verschiedenen Fällen er- 
rechnet —, bereitwillig dem König große Geldunterstützungen und bietet 
ihm auch sogar Vorschüsse an; nur hat es dem Könige dauernde Ein- 
nahmequellen, und besonders solche, die für die Stadt selbst sehr ergiebig 
waren, immer versagt: so verweigerte es die Abtretung der Orborn, der 
Einkünfte aus dem eigenen sehr großen Grundbesitz der Stadt und die 
Abtretung des Pfundzolls und des Pfahlgeldes. Trotz aller dieser Gegen- 
sätze sind die Beziehungen zwischen Kasimir und Danzig im ganzen 
durchaus gute gewesen; beide waren ja auch aufeinander angewiesen; 
dem König war Danzig der wertvollste Bundesgenosse, nicht nur durch 
die reichlichen pekuniären Unterstützungen, sondern ebenso in mili- 
täarischer Hinsicht und auch sonst, z. B. gingen ihm mehrfach durch 
Danzig, das ja ausgebreitete Beziehungen nach allen Seiten hin unter- 
hielt, wertvolle Nachrichten zu. Danzig aber brauchte den König, da es 
notwendig freien Verkehr mit dem polnischen Hinterlande haben mußte; 
speziell in seinen Streitigkeiten mit den großen Städten des Landes, mit 
Elbing um die Nehrung, mit Thorn um dessen Stapelrecht und zum Schutz 
seines Handels nach dem Auslande. Der Streit um die Nehrung blieb 
bis Kasimirs Tode unerledigt; doch war Danzig dort der beatus possidens. 
Thorns Stapelrecht wurde 1489 für 10 Jahre aufgehoben, und in Handels- 
streitigkeiten mit England kam Kasimir der Stadt besonders durch ein 
Einfuhrverbot englischer Laken nach Polen zu Hilfe. Auch dem Bischof 
von Breslau gegenüber setzte es mit Unterstützung des Königs Befreiung 
von der jährlichen Halsabgabe von 10 Schock durch, die es zur Ordenszeit 
an ihn zu zahlen hatte. In der Folge haben sich die Beziehungen Danzigs 
zu seinem Bischof, namentlich von 1473—4484, durchweg freundlich 
gestaltet. Danzig treibt also seine selbständige Politik, ist aber mit dem 
polnischen Könige nicht so sehr durch sein Untertänigkeitsverhältnis 
als durch auf Gegenseitigkeit beruhende gute Beziehungen verbunden. 
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Angefügt sind der Arbeit, einer Hallenser Dissertation, dankenswerter- 
weise einige Beobachtungen über das Wertverhältnis einer Anzahl damals 
in Westpreußen kursierender Münzen. E. 2. 


Danzigsrechtliche Stellung zumReich. 
ZWpr 53, 1—49. 


E. Hoffmann untersucht auf Grund der Urkunden des Danziger 
Stadtarchivs das rechtliche Verhältnis Danzigs zum Reich in den ersten 
Jahrzehnten der Zugehörigkeit Danzigs zu Polen, vom Thorner Frieden 
(1466) bis 1526, wo Lengnichs „Geschichte der Preußi:chen Lande Kgl. 
Polnischen Anteils“ einsetzt. Kaiser Friedrich TII. hat bekanntlich den 
Thorner Frieden nicht anerkannt; dementsprechend hat er auch immer 
die Jurisdiktion über Danzig beansprucht; doch hat sich Danzig, in dem 
Streben, nach allen Seiten hin unabhängig zu sein, ihr nie unterworfen. 
So wurde es 1471 und 1472 vor das Kaiserliche Kammergericht geladen 
und auch verurteilt; es erschien jedoch weder zu den Terminen noch 
beachtete es das Urteil, zumal König Kasimir sich für die Stadt verwandte 
und Friedrich III. zwar grundsätzlich an der Gerichtshoheit des Römischen 
Reiches festhielt, seinen Erklärungen aber nie irgendwelchen Nachdruck 
zu verschaffen suchte. Maximilian I. zog schärfere Seiten auf; schon 
1491 drohte er, als Danzig wie gewöhnlich einen Beitrag zu einer Reichs- 
hilfe nicht leisten wollte, mit der Acht; 1497, als Danzig wiederum mehreren 
Ladungen vor das Kammergericht nicht Folge leistete, hat er sie dann 
wirklich verhängt. Verschiedene norddeutsche Fürsten (Brandenburg, 
Pommern, Mecklenburg usw.) und Hansestädte versprachen Danzig zwar, 
die Acht nicht zu vollstrecken, aber sie war doch eine nicht zu unter- 
schätzende Waffe; Danzigs Handel wurde dadurch empfindlich gestört. 
Wenn Maximilian gehofft hatte, Danzig durch die Acht zur Nachgiebig- 
keit zu zwingen und von Polen zu trennen, so erreichte er diese Absicht 
nicht; und ebenso blieb die Stadt fest, als Maximilian ihr einige Jahre 
später entgegenkam und die Acht suspendierte. Danzig lehnte vielmehr 
nach wie vor jeden Beitrag zur Reichssteuer ab und erstrebte mit Hilfe 
Polens gänzliche Loslösung von der Acht. Zunächst allerdings nicht mit 
Erfolg; die Streitfrage hing aufs engste mit dem Streit zwischen dem 
Hochmeister und Polen zusammen, und Polen wollte erst dessen Ausgang 
abwarten; auch meinte man am polnischen Hofe, die Ansprüche des 
Kaisers seien belanglos. Erst als Maximilians Plan, Polen zum Verzicht 
auf die Erwerbungen von 1466 zu zwingen, scheiterte und er, um sich 
den Erwerb Böhmens und Ungarns zu sichern, mit Polen Frieden schloß 
und den Thorner Frieden anerkannte, wurde auch die Danziger Angelegen- 
heit geregelt: die Stadt wurde von der Acht gelöst und die Gerichtsbarkeit 
des Kammergerichts über sie aufgehoben — beides allerdings nur, wie 
Maximilian das betreffende Dokument erläuterte, für seine Lebenszeit. 
Prinzipiell war also Danzig auch damit noch nicht aus dem Reiche aus- 
geschieden, und das Kammergericht versuchte auch trotzdem noch, es 
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vor sein Forum zu ziehen. Unter Karl V. wurde Danzig dann auch wieder 
zur Zahlung der Reichssteuern aufgefordert, und auch gegen das Kammer- 
gericht richtete es bis 1526 nichts aus. — Die Arbeit ist auch als Hallenser 
Dissertation (1910) erschienen. E. 2. 


Deutscher Orden. Kunsthandwerk. 
ZWpr 53 S. 85—108. 


Konservator B. Schmid berichtet über „Glocken mit Hochmeister- 
wappen“. Es ergibt sich, daß aus der Zeit vor 1410 außer einigen älteren 
Glocken, die sich durchweg in dem zuerst besiedelten Kulmer Lande 
finden und die vielleicht in Thorn gegossen sind, noch 13 Glocken vor- 
handen sind, die um 1400 in zwei Gießhütten zu Danzig und Marienburg 
entstanden sind. Sie tragen sämtlich das Hochmeisterwappen. Da sich 
auch ein Marienburger Glockengießer Peter vom Stayne nachweisen läßt, 
dessen Hauptwerk zugleich das schönste Stück dieser Epoche ist, so folgt 
daraus, daß auch der Glockenguß vor 1410 unter der Ordensherrschaft 
geblüht hat. Nach 1410 nahmen die großen Städte ihn allmählich in die 
Hand. E. Z. 


XV. Böhmen und Mähren. 


43. Jahrhundert. Zwei Urkunden Innocenz’ III. 


Zur böhmischen Geschichte. 
Č XVI, 13—27, 139—152. 


Der Aufsatz des fleißigen Neubearbeiters des „Codex diplomaticus 
Bohemiae“, G. Friedrich, handelt über die Rekonstruktion zweier Urkun- 
den P. Innocenz III. (Rekonstrukce dvou listüv Innocence III.). Die 
erste Urkunde (Potthast Nr. 1376) betrifft die Scheidungsangelegenheit 
K. Ottokars I. von seiner ersten Gemahlin Adele von Meissen. Ein Frag- 
ment, einige Sätze vom Anfang und Schluß enthält Raimundi de Penna- 
forte Dekretaliensammlung (1230—1234). Etwas ausführlicher ist die 
von Raimund benützte sogenannte „Compilatio quarta“ (1217—1218); 
noch besser die noch ältere Dekretaliensammlung des Magister Alanus 
(1208). Wiewohl Compilatio und Alanus aus den Originalregistern P. In- 
nocenz’ III. geschöpft haben, differieren sie stellenweise ganz auffallend. 
Einen großen Teil des Stückes enthält weiter ein Schreiben des Papstes 
vom 13. April 1210. Mit diesen Behelfen stellt F. den ursprünglichen Text 
wieder her und sucht auch eine präzisere Datierung, als bisher angenom- 
men, nämlich 1201 Mai-Juni, eher Mai. — Nicht viel anders liegt die Sache 
bei der zweiten Urkunde, die sich auf den Streit zwischen B. Daniel von 
Prag und dem dortigen Kanonikus Arnold bezieht (Potthast Nr. 1449). 
Bruchstücke finden sich im Alanus und in der Compilatio tertia des Petrus 
Beneventanus von 1210; große Verwandtschaft zeigt eine erhaltene Papst- 
urkunde in derselben Sache vom 5. Mai 1202 (Potthast 1672). Auch dieser 
Brief war wie der erste in den Registern aus dem 3. und 4. Jahre des Ponti- 
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fikats erhalten, die heute verloren sind, von denen sich aber die Rubriken- 
verzeichnisse erhalten haben, mit deren Hilfe auch hier eine genauere 
Datierung des rekonstruierten Briefes versucht wird, nämlich: 1201, Juli- 
August, während ihn Potthast durch die Beziehungen zu dem erwähnten 
zweiten Papstschreiben setzen zu müssen meinte. B. B. 


Mathias von Chrudim. 

Č XVI, 191—200. | 

I. V. Simäks Aufsatz: Ein neuer böhmischer Chronist. Ein kriti- 
scher Beitrag zu den alten böhmischen Jahrbüchern (Novy Kronikär 
český. Kritický přispěvek k Starým letopisüm českým) laßt dem Titel 
nach mehr erwarten, als geboten wird. Es handelt sich diesmal nur um den 
Nachweis, daß die bekannte Geschichte der Jahre 1478—1524, die bisher 
als anonym galt, von Mathias von Chrudim verfaßt sei, der 1490—1518 
oberster Schreiber der Prager Neustadt war. Außer einer detaillierten 
Begründung dieser Ansicht, die sehr anspricht, gibt der Verfasser kurze 
biographische Daten über den neuen Chronisten, eine genauere kritische 
Beurteilung des Werkes selbst wird in Aussicht gestellt. B. B. 


1310. Inaugurationsdiplom Johanns von 
Luxemburg. 
Č XVI, 298—305 und 407—411. 


Mit einer wichtigen Urkunde K. Johanns von Böhmen beschäftigen 
sich zwei kurze Aufsätze: Hruby, V., Das Inaugurationsdiplom K. Johanns 
des Luxemburgers vom Jahre 1310 (Inaugurační diplom krále Jana Lu- 
cemburského zr. 1310), und Chaloupecky V., Das den Böhmen und Mährern 
bei der Thronbesteigung von K. Johann dem Luxemburger verliehene 
Privileg (O privilegiu vydaném Čechům a Moravanům při nastoupení 
krále Jana Lucemburského) Doch ist die ganze Frage mittlerweile 
durch die große Arbeit von R. Koss, Zur Kritik der älteren böhmisch- 
mährischen Landesprivilegien (Prag 1910, 143 S.) auf ein ganz anderes 
Geleise übergeführt worden. B. B. 


Prokop der „Bartlose“. 
C XVI, 28—43, 153—190, 265—297, 373—406. 


Eine umfangreiche Studie liefert A. Neubauer über den Hussiten- 
feldherrn und Nachfolger Žižkas Prokop ,,den Bartlosen“ (Kněz Prokop 
Holy). Es ist in der Tat auffallend, wie der Verfasser in der Einleitung 
bemerkt, daß diese Gestalt aus den Hussitenkriegen bisher keine selb- 
ständige genauere Untersuchung erfahren hat, während die Studien, die 
sich mit Zizka allein als Hauptperson beschäftigen, bekanntlich in der 
tschechischen Literatur zahlreich genug sind. (In Zibrts Bibliographie 
III, 35 ff. umfaßt die Zizka-Literatur die Nrn. 580—771, die über Prokop 
wird unter einer Nr. 1434 zusammengefaßt.) Kann N. begreiflicherweise 
auch kein neues archivalisches Material beibringen, so ist die Arbeit doch 
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wegen der Details, die er kritisch nachprüft, und wegen des leitenden 
Gesichtspunktes sehr willkommen. Der Gegensatz zwischen den beiden 
Männern, der eine ein nationaler Held, ein wahrer Heerführer, ein Bruder 
seines Volkes, der andere nur ein Gubernator, ein Herr, ist schön und 
deutlich zur Darstellung gebracht. B. B. 


1607, 1608, 1613, 1615. Aufzeichnungen des 
Wilhelm Slavata. 
Č XVI, 44—51. 


Mitteilung von einer neuen, bisher unbekannten Quelle macht 
K. Krofta: Aufzeichnungen des Wilhelm Slavata über mährische Ange- 
legenheiten aus den Jahren 1607, 1608, 1613, 1615 (Zápisky Viléma Sla- 
vaty o věcech moravských z 1. 1607... 1615). Es ist allerdings nicht sein 
Fund, sondern im Nachlaß des der Wissenschaft leider viel zu früh ent- 
rissenen, ebenso liebenswürdigen als gelehrten A. Rezek hat sich die Ab- 
schrift dieser Quelle vorgefunden, wovon X. nun kurze Nachricht gibt. 
Die ziemlich umfangreichen Aufzeichnungen befinden sich in einer Hand- 
schrift der Prager Kreuzherrenordensbibliothek (XXI, C. 33), die momen- 
tan unzugänglich ist, weshalb verschiedene Fragen noch offen bleiben. 
Sicher ist, daß ihr Wert für die Geschichte Mährens in jener Periode, beson- 
ders für das Jahr 1608, nicht gering anzuschlagen sind. B. B. 


Dreißigjähriger Krieg. Abnahme der Be- 
völkerung in Böhmen. 

Č XVI, 52—56. 

Eine interessante statistische Studie liefert X. Kollmann: Die Ab- 


nahme der Bevölkerung im Königreich Böhmen zur Zeit des Dreißig- 
jährigen Krieges (K úbytku obyvatelstva v království Českém za války 


tricetileté). Die Studie geht aus von einem im Propagandaarchiv in Rom 


(sub II. Boemia ab a. 1630 al 1638, vol. 216, fol. 200—200 b) erhaltenen 
kurzen Bericht, betitelt ,,Giudizio di quello che può rendere il censo ec- 
clesiastico sopra il sale“, der in tschechischer Übersetzung beigegeben wird. 
Daraus würde sich ergeben, daß die untertänige Landbevölkerung an 
Familienhäuptern von 134 000 im Jahre 1615 auf 84 156 am Ende des 
Jahres 1630 und die in den königlichen Städten von 13 000 Familien- 
häuptern auf 4657 (ohne Prag-Neustadt) gesunken sei. Die Zahl der 
Grundherren aus dem Ritter- und Herrenstande wird nicht angegeben, 
doch angedeutet, daß sie 1630 zwischen einem Viertel und einem Drittel 
derjenigen liegen dürfte, die 1615 bestand. Auch soll die Anzahl der Per- 
sonen in den Bauern-, Bürger-, Ritter- und Herrenfamilien bedeutend 
niedriger sein als ehedem. Noch viel größer als an Menschen sei der Verlust 
an Vieh. Der Salzkonsum sei von ,,angeblich‘* 400000 Scheffeln auf 100000 
gefallen usw. K. prüft die Quellen dieser Angaben, die, wenn auch nicht 
ganz zuverlässig, so doch recht wahrscheinlich sind und bringt aus den 
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Rechnungen der Salzkammer weitere statistische Daten sowohl für das 
17. als 18. Jahrhundert, bis 1785. B. B. 


1813. Prag und Böhmen. 
Č XVI, 1—12. 


Aus Rezeks Nachlaß wird ein aus dem Jahre 1883 stammender Aufsatz 
über Prag und Böhmen im Jahre 1813 (Praha a Cechy roku 1813), 
zum Abdruck gebracht, in dem unter Hinweis auf damals neue Literatur 
schön zusammengestellt ist, wie Prag und das westliche Böhmen (Jitschin, 
Brandeis, Opotschno, Nachod) eines der wichtigsten Zentren der diplo- 
matischen Verhandlungen in diesem Jahre, Prag überdies schon seit 1805, 
dann insbesondere 1811, 1812 der sichere Zufluchtsort oder zeitweilige 
Aufenthalt der größten Feinde Napoleons war (Gentz, Stein, Varnhagen, 
Mendelssohn-Bartholdy, Fichte, K. M. Weber, Clemens Brentano, Graf 
Wilhelm Bentheim, Wilhelm Humboldt, Graf Christian Bernstorf usw.). 

B. B. 


XVI. Südslaven und Balkanstaaten. 


1806f. Okkupation der Donaufürstentümer. 


2 Mitteilungen des Instituts für österreichische Geschichtsforschung 
Bd. 32 H. 3 S. 469 f. | 


Hier sind aus dem Archiv des Grafen Sauran sechs Briefe ver- 
öffentlicht, die der bekannte Orientalist v. Hammer-Purystall an den 
Finanzminister und Hofkammerpräsidenten Grafen Sauran gerichtet 
hat. o. H.-P. trat in den österreichischen diplomatischen Dienst als Dol- 
metscher bei der Gesandtschaft in Konstantinopel ein und wurde 1806 
K. K. Konsul in Jassy, das gewissermaßen im Brennpunkt der russisch - 
türkischen Verwicklungen lag. Aus dieser Zeit sind vier Briefe erhalten; 
sie behandeln u. a. die Okkupation der Donaufürstentümer durch den 
russischen General Michelson. W. R. 


V. Bibliographie). 


IL Allgemeines. 


Sbornik der Kaiserl. Russischen Historischen Gesellschaft, Bd. 132: Brief- 
wechsel des Kaisers Nikolaj Pavlovič mit dem Großfürsten Cesarevid 
Konstantin Pavlovič. II: 1830/31. V u. 249 S. — Bd. 133: Akten, 
Dokumente und Materialien zur politischen Geschichte des Jahres 1812, 
herausgegeben im Auftrage des Großfürsten Michajl Aleksandrovič von 
K. Voenskij. III. Teil: Das baltische Grenzgebiet 1812. X u. LIII 
u. 573 S. Petersburg 1911. 

Bagalëj, D., Russkaja Istoriografija. Chafkov 1911. 

Sachmatov, A., Istorija russkago jazyka. — Geschichte der russischen 
Sprache. Vorlesungen. Petersburg 1911. 407 8. 

Russkie sektanty, ich uéenie, kul’t isposoby propagandy. — Die russischen 
Sektierer, ihre Lehre, Kultus und Propagandamittel. Arbeit der 
Mitglieder des IV. allrussischen Missionar-Kongresses. Unter Re- 
daktion von M. A. Kal’nev. Odessa 1911. IV u. 336 S. | 

Sil’vanskij, N., Akty o posadskich ljudjach-zakladëikach. — Urkunden 
über gutsherrliche Eigenleute. Petersburg 1911. 

Sergdevit, V., Russkaja Pravda v 4 redakcijach po spiskam Archeografi- 
&eskomu, Troickomu i knjazja Obolenskago. — Die Russkaja Pravda 
in 4 Redaktionen. Mit Ergänzungen und Varianten aus andern Ab- 
schriften. Petersburg 1911. 2. Aufl. 


I. Vormongolisches Rußland. 
IHI. Die Moskauer Periode. 


Valisevskij, K., Pervye Romanovy. — Die ersten Romanovs. Moskau 1911. 


1) Zur Erreichung möglichster Vollständigkeit bitten wir die Herren 
Verfasser, ihre auf die Geschichte Osteuropas bezüglichen Schriften, seien 
sie nun selbständig oder in Zeitschriften erschienen, an die Redaktion 
zur Verzeichnung und Besprechung in den Abteilungen: Kritiken — 
Zeitschriftenschau — Bibliographie — Wissenschaftliche Chronik ge- 
langen zu lassen. | | | | À 
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IV. Peter der Große und seine Nachfolger bis 1762. 


Petr Velikij v ego izreenijach. — Peter der Große in seinen Äußerungen. 
Herausg. von R. Golike. Petersburg 1910. I. Teil. VIII u. 112 S. 


Kozlovskij, J. P., Andrej Vinius, sotrudnik Petra Velikago. — Andrej 


Winius, der Mitarbeiter Peters des Großen (1641—1717). Petersburg 
1911. 79 8. 


V. Katharina Il. 
VI. Rußlandim 49. Jahrhundert, 


Nikolaj Jakovlevič Grot v oëerkach, vospominanijach i piémach tovariäte) 
i učennikov, druzei i počitatelej. — N. J. Grot in Skizzen, Erinnerun- 
gen und Briefen von Kameraden und Schülern, Freunden und Lesern. 
Mit Porträts, biographischem und bibliographischem Material. Peters- 
burg 1911. XXV u. 410 S. 


Boldyrev. N., Našestvie Napoleona. Otečestvennaja vojna 1812 g. — 
- Der Anmarsch Napoleons. Der Vaterländische Krieg von 1812. 
Petersburg 1911. 
Karamzin v Ostaf’evdö. Die Vorrede unterzeichnet von Graf Paul Sere- 
metev. Moskau 1911. 103 S. 


Piéma |vysokopreosvjaß&tennago Filareta Moskoskago k Ekaterind Vladi- 
mirovne Novosil’covoj. 1822—1849. — Briefe des Metropoliten von 


Moskau Filaret an Katharina Vladimirovna Novosil’cov. Moskau 
1911. 246 S. 


Comte F. de Sonis, Lettres du Comte et de la Comtesse de Ficquelmont 
à la Comtesse Tiesenhausen. Paris 1911. V u. 481 S. 


Iz moskovskoj žizni sorokovych godov. — Aus dem Moskauer Leben der 
vierziger Jahre. Tagebuch der Elisabeth Ivanovna Popov. Herausg. 
vom Fürsten N. V. Golicyn. Petersburg 1911. XV u. 283 S. 


Luëinskij, N. P., Velikaja krest’janskaja reforma pri Caré-Osvoboditelé. — 
Die große Agrarreform unter dem Car-Befreier. Petersburg 1911. 
104 S. 

Finn-Enotaevskij, A., Sovremennoe chozjajstvo Rossii 1890—1900 g. — 


Die zeitgenössische Wirtschaft RuBlands 1890—1900. Petersburg 
1911. 526 S. 


Gudz, I. K., Materialy dlja istorii Tverskago Gubernskago Zemstva 1866— 
1908 g. g. — Materialien zur Geschichte der Tverschen Gouvernements- 
Zemstvo 1866—1908. Bd. VIII: Volksbildung. Schutz der Volks- 


sittlichkeit. Unter Redaktion von A. N. Poltev. Tvef 1910. XXI u. 
4105 S. 


Gulišambarov, S., Meždunarodny tovarny obměn i učastie v nem Rossii 
v carstvovanie Imperatora Aleksandra IlI. 1881—1894. — Der inter- 
nationale Warenaustausch und der Anteil Rußlands daran, während 
der Regierung Kaiser Alexanders III. Petersburg 1911. 
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VII. Rußland im 20. Jahrhundert. 
VIII. Ukraine. 


Sljapkin, I., Literatura Jugo-Zapadnoj Rusi XVI—XVII. V. — Die 
Literatur Südwestrußlands im 16.—17. Jahrhundert. Petersburg 
1914.. 445 S. | 

Opis rukopisi narodnago domu z kolekcii A. Petruševiča. — Beschreibung 
der Handschriften des Volkshauses aus der Sammlung von A. Petruëe- 
vič 2. Teil. Herausg. von I. Svencickij. (Ukrainisch -Russisches 
Archiv, herausg. von der Historisch-Philosophischen Sektion der 
Sevéenko-Gesellschaft. VI: Lemberger Handschriften, II. Lief.) 
Lemberg 1914. IX u. 294 S. 

*Perepiska Michajla Dragomanova z Melitonom Buëinskim 1871—1877. — 
Briefwechsel von M. Dragomanov mit M. Buëinskij, 1871—1877. 
Herausg. von M. Pavlik. (Magazin der philologischen Sektion der 
Sevéenko-Gesellschaît XIII.) Lemberg 1910. XIII u. 353 S. 

*Materijali do ukrainskoj Bibliografii. — Beiträge zur ukrainischen Biblio- 
graphie. II. Herausg. von der Bibliographischen Kommission der 
Sevéenko-Gesellschaft. Lemberg 1910. 262 8. 


IX. Baltische Provinzen. 


Godunov, V., Kratkij oëerk istorii Estljandii k 200-létnemu jubileju 
zavoevanija eja Rossieju. — Kurzer Abriß der Geschichte Estlands 
zum 200 jährigen Jubiläum seiner Eroberung durch Rußland. Reval 
1911. 

Kallmeyer, Th., Die evangelischen Kirchen und Prediger Kurlands. Bearb., 
ergänzt und bis auf die Gegenwart fortgesetzt von G. Otto. Riga 1910. 
2. Ausgabe. 


X. Finnland. 


XI Polen-Litauen bis 1572. Allgemeines. 


Grjunfel’de-Tannenberg, 15. Juli 1410. Sammlung von Jubiläumsartikeln 
mit Bildern von der Kaiserl. Russ. Kriegsgeschichtl. Gesellschaft. 
Kiev 1910. 75 8. 


Kutrzeba, St., Unia Polski z Litwa. Problem i metoda badania. — Die 
Union Polens mit Litauen. Das Problem und die Methode der 
Forschung. Krakau 1911. 20 S. (S. die Inhaltsangabe in dieser Zeitschr. 
I, S. 604—610.) 

Wotschke, Th., Geschichte der Reformation in Polen. (Studien zur Kultur 
und Geschichte der Reformation. Herausg. vom Verein für Reforma- 
tionsgeschichte.) Leipzig 1911. XII u. 316 S. 

Zachonowski, St., Sady synodalne w Polsce. — Die Synodalgerichte in 
Polen. (S.-A. aus Teil LIV der Verhandlungen der hist.-phil. Abt. 
der Akademie der Wissenschaften.) Krakau 1911. 81 S. 
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Summaria Matricularum regni Poloniae . . .. excussis codicibus qui in 
Chartophylacio Maximo Varsoviensi asservantur, contexuit indicesque 
adiecit Th. Wierzbowski. Warschau 1910. VII u. 477 8. 

Pułaski, K., Kronika polskich rodów szlacheckich Podola, Wołynia 'i 
Ukrainy. — Chronik der polnischen Adelsgeschlechter von Podolien, 
Wolhynien und der Ukraine. I. Brody und Warschau 1911. VII u. 264 S. 


XII. Polen bis 1795. 


Dyaryusze i akta sejmowe r. 1594—1592. Herausg. von E. Barwiński 
(Scriptores rerum Polonicarum XXI.) Krakau 1911. XXX u. 457 S. 
Dyaryusze sejmowe z. w. XVIII. I. Dyaryusze sejmu z. r. 1748. Herausg. 
von WI. Konopczyński. Warschau 1914. XXVII u. 401 S. 
Raporty generalnych Wizytatorów z. r. 1784: Józefa Bogucickiego i Boni- 
facego Garyckiego. Herausg. von Th. Wierzbowski. Warschau 1911. 93 S. 
Akty izdavaemye vilenskoju komissieju dlja razbora drevnich aktov. 
XXXV: Inventari starostv, iměnij, fol’varkov i dereveń za vtoruju 
polovinu XVIII. vöka 1754—1798. — Akten her. von der Kommission 
zur Sammlung alter Akten in Vina. XXXV: Inventare der Staros- 
teien, Güter, Vorwerke und Dörfer in der 2. Hälfte 18. J. 1751—1789. 
Viľna 1910. XXXIT'u. 624 S. 


XIII. Polen im 19. Jahrhundert. 


Stulecie Gazety Lwowskiej 1811—1911. — Das Jubiläum der Lemberger 
Zeitung 1811—1911. I, 1 u. 2. Geschichte der Lemb. Zeitung auf der 
Basis der galizischen Journalistik 1773—4811. Herausg. von W. 
Bruchnalski. Lemberg 1911. VIII u. 512 u. 109 S. 

Dyaryusz Sejmu z. r. 1830—1831. Herausg. von M. Rostworowski. V: 
Vom 20. Juni bis 21. Juli 1831. Krakau 1911. XXIII u. 622 S. 

Zelislaw, G., Rozwój zakładów dobroczynnych w Warszawie. — Entwick 
lung der Wohlfahrtseinrichtungen in Warschau. Warschau 1910. 
264 S. 

Gawroński, R. Fr., Materiały do historyi polskiej XIX. w. Działalność 
emigracyi z. r. 1834 na terenie Turcyi do pokoju paryskiego. — Mate- 
rialien zur polnischen Geschichte des 19. Jahrh. Die Tätigkeit der 
Emigration vom Jahre 1831 auf dem Gebiet der Türkei bis zum 
Pariser Frieden. Krakau 1911. 


XIV. Deutscher Osten. 


*Tomuschat, W., Preußen und Napoleon. Ein Jahrzehnt preußischer Ge- 
schichte. Leipzig 1911. 2 Bde. VIII u. 458, 508 S. 

*Helmolds Chronik der Slaven. 3. neubearb. Aufl. von B. Schmeidler. 
(Geschichtschreiber der deutschen Vorzeit, Bd. 56.) Leipzig 1910. 
XIV u. 271 8. 

Breëkevié, M., Vvedenie v social’nuju istoriju knjaëestva Slavii ili Zapa- 
dnoj Pomofja. — Einführung in die Sozialgeschichte des Fürstentums 
Slavien oder des westlichen Pommerns. Jurév 1911. 
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*Vota, J., Der Untergang des Ordensstaates Preußen und die Entstehung 
der preußischen Königswürde. Mainz 1911. XXIV u. 608 S. 
*Schwab, E., Beiträge zur mährischen Siedlungsgeschichte. (Aus: Zeitschr. 
des Deutschen Vereins für die Geschichte Mährens und Schlesiens 

XV.) Brünn 1941. 68S. 


XV. Südslaven und Balkanstaaten. 


XVI. Hilfswissenschaften und Werke der russi- 

schen Geschichtschreibung über Westeuropa. 

Kardev, N. J., Glavnyja obobäëenija vsemirnoj istorii. — Die Haupt- 
lehren der Weltgeschichte. Petersburg 1911. 3. Aufl. 


VI. Wissenschaftliche Chronik. 


a) Stand der Forschung. 


Sergéj Fedorovič Platonov. 


Viele Jahrzehnte sind vergangen, seit der geniale Versuch 
des Begründers der russischen historischen Wissenschaft S. M. 
Soloyev, eine allgemeine Theorie des Werdeganges des russi- 
schen Volkes zu schaffen, energische Entgegnungen Konstan- 
tin Aksakovs hervorrief. „Wir haben noch keine ‚Geschichte‘, 
sagte er. „Es gibt jetzt bei uns nur eine Zeit historischer For- 
schungen.‘“ Und heute wiederholt der Professor an der Uni- 
versität Petersburg, Platonov, dieses Urteil, um den Stand der 
modernen russischen Geschichtsschreibung zu charakterisieren. 
Seine Definition des Standes dieser Wissenschaft, wonach es 
an einer herrschenden Doktrin in der Geschichtschreibung 
fehlt, ist sehr bezeichnend. Sie findet ihre Erklärung einer- 
seits darin, daß in unserer historischen Literatur die Theorie 
Solovevs und Kavelins (die sogen. teorija rodovogo byta) zu 
herrschen fortfährt, und andererseits in der Anschauung, die 
man als die vorherrschende unter den russischen Historikern 
bezeichnen kann, daß es ihre Hauptaufgabe sei, „allgemeine 
Richtlinien des historischen Prozesses zu ziehen, der unsere 
Nation auf ihren heutigen Stand gebracht hat“ (Platonov). 
Diese Aufgabe — ‚den Aufbau des Systems des historischen 
Prozesses“ — hält Platonov für die Pflicht der nationalen Ge- 
schichtschreibung, von der die Gesellschaft eine derartige 
Kenntnis ihrer Vergangenheit erwartet, daß diese ihr die Ge- 
genwart zu verstehen helfen und die Aufgaben der Zukunft 
zu erklären imstande sei. Diese Kenntnis muß aber von jeder 
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Tendenz frei sein: „Nur ein wissenschaftliches Werk kann die 
Selbsterkenntnis der Gesellschaft fördern.“ Die Aufgabe des 
Historikers besteht nicht darin, seine persönliche politische 
oder soziale Doktrin historisch zu begründen, sondern darin, 
„der Gesellschaft die Hauptmomente ihres historischen Lebens 
darzulegen“, ihr ‚eine vernünftige Kenntnis“ zu geben, die 
auf die Fragen des Lebens anzuwenden Sache der Gesellschaft 
selbst ist. 

Diese elementaren Grundlagen der wissenschaftlichen An- 
schauung Professor Platonovs muß man im Auge behalten, um 
die Richtung und die Bedeutung seiner Forschungen und seines 
wissenschaftlichen Einflusses zu verstehen. Der Stand der russi- 
schen historischen Wissenschaft, der den Forscher nötigt, über 
viele Probleme nur die Tatsachen zu sammeln und in bloß vor- 
läufiger wissenschaftlicher Bearbeitung zu bieten, hat die Ar- 
beit Platonovs auf die Erforschung der handschriftlichen Ma- 
terialien, ihre kritische Analyse und Edition gelenkt. Die 
richtige Erkenntnis der Aufgaben der historischen Wissenschaft 
bestimmte die Wahl der Richtung dieser Untersuchungen, die 
sich Spezialfragen von hervorragender Bedeutung für die all- 
gemeine Auffassung des russischen historischen Prozesses zu- 
wandten. 

Seit Beginn seiner wissenschaftlichen Tätigkeit ist Pla- 
tonov sicher und bestimmt seine eigenen Wege gegangen, ohne 
den herkömmlichen Richtlinien zu folgen, die der Kritik nicht 
standgehalten hatten. Diese Richtlinien, denen die noch heute 
so populäre Gegenüberstellung des alten vorpetrinischen Ruß- 
land und des neuen „reformierten“ Rußland Peters zugrunde 
lag, sind längst, seit den 70er Jahren des 19. Jahrhunderts, 
seit Solovevs „Vorlesungen über Peter den Großen“ veraltet, 
da ihnen die tiefen wissenschaftlichen Grundlagen fehlen. Das 
weitere Studium der Beziehungen des 17. Jahrhunderts zur 
Epoche Peters erklärte, wie weit die Ziele und Mittel des großen 
Reformators von den Männern der vorhergehenden Genera- 
tionen erkannt und vorbereitet worden waren. Je deutlicher 
sich dies ergab, um so mehr zeigte sich die große Bedeutung der 
Erforschung der großen Krisis, die der Moskauer Staat zu 
Beginn des 17. Jahrhunderts durchmachte, der sogenannten 
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Zeit der Wirren. Dieses Thema wurde nun der Mittelpunkt 
der wissenschaftlichen Arbeit Platonovs. Die Ereignisse der 
Wirren erregten die russischen Volksseele tief, beschäftigten 
die Geister lebhaft und riefen so eine ganze, teils in jenen Jahren, 
teils während des ganzen 17. Jahrhunderts entstandene Litera- 
tur hervor. Platonov erforschte sie zuerst im Zusammenhange 
indem er dieser Aufgabe das Werk: „Die altrussischen Nach- 
richten und Berichte über die Zeit der Wirren des 17. Jahr- 
hunderts als historische Quelle“ 1) widmete und später die 
Texte selbst im 13. Bande der „Russischen Historischen Bi- 
bliothek‘“ (Edition der Kaiserlichen Archäogr. Kommission 
1891, 2, verm. Aufl. 1909) herausgab. Diese Arbeiten enthüllten 
ein ganzes neues Kapitel aus der Geschichte des russischen 
Geisteslebens und beleuchteten die kulturhistorische Bedeutung 
der großen Krisis. Sie waren aber nur eine Vorarbeit zu dem 
größer angelegten Werk „Skizzen aus der Geschichte der Wirren 
im Moskauer Staat des 16. und 17. Jahrhunderts. Versuch 
einer Erforschung der sozialen Gliederung und des Ständewesens 
in der Zeit der Wirren“ (drei Auflagen: 1899, 1901, 1910) 3). 
Diese Arbeit, die zu den grundlegenden Werken der russischen 
Geschichtschreibung überhaupt gehört, gibt unter dem be- 
scheidenen Titel „Skizzen“ eine eingehende Schilderung des 
Entstehens und der Entwicklung jener Krisis auf staatsrecht- 
lichem, sozialem und kulturellem Gebiet, die in der ganzen Ge- 
schichte Rußlands in ihrer Komplikation und in ihrem Umfang 
einzig dasteht. Die Bedeutung der Platonovschen „Skizzen“ 
für die Gesamtauffassung der russischen Geschichte und für 
das Verständnis der einzelnen Hauptmomente des Werde- 
ganges des russischen Volkes kann nicht hoch genug veran- 
schlagt werden. ,,Man kann sagen, daß die Zeit der Wirren 
fast unsere ganze Geschichte des 17. Jahrhunderts geschaffen 
hat.“ Die historischen Prozesse aber, welche sich im Laufe 
des 17. Jahrhunderts abspielten, haben das russische Reich der 


1) Drevne -russkija skazanija i pověsti o smutnom vremeni XVII 
věka, kak istoričeskij istočnik. Petersburg 1888. 

3) Očerki po istorii smuty v Moskovskom gosudarstvě XVI—XVII 
v v. Opyt izučenija ob$gestvennago stroja i soslovnych otnošenij v smut- 
noe vremja. 
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neuen Zeit geschaffen. Andererseits traten in der Krisis der 
Wirren mit ungewöhnlicher Klarheit die Grundeigenschaften 
jener politischen, sozialen und kulturellen Kräfte hervor, die 
den Moskauschen Staat der Rjurikovidi geschaffen hatten, und 
zeigten sich die Hauptzüge seiner Struktur. Die Kenntnis 
Rußlands in der Epoche der Wirren gab eine gute Grundlage 
ab für das bessere Verständnis seiner Entwicklung auch in den 
vorhergehenden und folgenden Jahrhunderten. 

In den „Skizzen“ trat die wissenschaftliche Persönlichkeit 
Platonovs klar hervor. Ein aufmerksamer und scharfer Beob- 
achter bemüht sich hier, einemöglichst konkrete und detaillierte 
Vorstellung von den ihn interessierenden Erscheinungen zu 
gewinnen. Aus dem Mosaik von kleinen, aus verschiedenen 
Quellen geschöpften Tatsachen bildet er — stets streng doku- 
mentarisch — seine Charakterisierung und Beschreibungen der 
Ereignisse, mit solcher Genauigkeit der Synthese, daß die Dar- 
stellung in bezug auf Anschaulichkeit und Lebendigkeit wie 
ein Kunstwerk anmutet. Diese geschichtswissenschaftliche 
konkrete Darstellung ist den weitestgehenden Deduktionen 
Platonovs eigen: seine Schriften sind u. a. ungemein inter- 
essant als Material für das Studium der Psychologie und Metho- 
dologie der historischen Begriffsbildung. Die Erforschung der 
Schicksale des Moskauschen Rußland in der Epoche der Wirren 
beginnt Platonov mit einer sorgfältigen Untersuchung der 
sozialen und wirtschaftlichen Eigentümlichkeiten seiner ein- 
zelnen Gebiete, ihrer Beziehungen zueinander und des Handels- 
straßennetzes, das sie zu einem sozial-geographischen Organis- 
mus verband; ein Fachmann hat diesen Abschnitt ‚‚die beste 
Abhandlung aus der historischen Geographie RuBlands in metho- 
discher Beziehung‘ genannt. Auf diesem reichen Hintergrund 
wird ein Bild des Gärens der politischen und sozialen Kräfte 
entrollt, wird der Kampf organisierter sozialer Gruppen, die 
als in ihrer Eigenart und in ihren Interessen bestimmte Fak- 
toren des volkswirtschaftlichen und staatlichen Lebens auf- 
gefaßt sind, und wird der Kampf der Parteien, Kreise und 
der einzelnen führenden Persönlichkeiten geschildert, deren In- 
dividualität der Verfasser sorgfältig studiert hat. Das ver- 
wickelte und bunte Bild wird in ein harmonisches, nach den 
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„Momenten“ der Entwicklung des Prozesses der Wirren geord- 
netes Ganze zusammengefaßt — von den Ursachen ihrer Ent- 
stehung bis zu ihrem Ende — in der Wiederherstellung der 
Staatsordnung. Die Analyse der Ursachen der Wirren gibt eine 
Zusammenfassung der Resultate der aufbauenden Arbeit des 
45. und 16. Jahrhunderts mit ihren inneren Widersprüchen 
zwischen dem Absolutismus der Moskauschen Selbstherrschaft 
und der aristokratischen Verfassung der Regierungskreise, 
zwischen den wirtschaftlichen Bedürfnissen des Landes und 
dem System der Exploitation seiner Kräfte für die großen Er- 
fordermisse des jungen Staates. Platonov hat die Frage nach 
dem Verhältnis der Carengewalt zur Bojarenschaft zuerst 
auf eine tiefere und sichere Grundlage gestellt durch seine Dar- 
stellung der Regierungspolitik in der Epoche der Opri£nina, 
indem er auf den großen Umschwung hinwies, den diese Politik 
in der Lage des privilegierten Großgrundbesitzes herbeiführte; 
andererseits hat er eine eingehende Erklärung der sozialen und 
staatlichen Folgen jener volkswirtschaftlichen Krisis gegeben, 
die das Moskausche Rußland in den letzten Jahrzehnten des 
16. Jahrhunderts durchmachte. Die Erforschung der Folgen 
der Wirren deckt die Quellen jener neuen Strömungen auf, 
die so charakteristisch sind für das 17. Jahrhundert. 

An die Darlegung der sozialen Resultate der Wirren schließt 
sich der Aufsatz Platonovs ‚Die Moskausche Regierung unter 
den ersten Romanovs“ 1) unmittelbar an. Er schildert das 
Milieu, aus dem sich der Kern der Regierungsfaktoren des 
Caren Michail und der Charakter seiner Herrschaft bildeten 2). 
Die weitere Entwicklung des Absolutismus in Moskau ist in 
Studien geschildert, die Platonov der Geschichte der zemskie 
sobory, der Zeit des Caren Aleksëj und der Entwicklung der 
obersten Verwaltung im Moskauschen Rußland gewidmet hat. 
Die zemskie sobory hat Platonov in einer seiner ersten Ar- 

1) Moskovskoe pravitel’stvo pri pervych Romanovych. Zurnal Min. 
Nar. Prosv. 1906, 12. 

3) Durch Platonovs Forschung ist, wie man zugeben muß, die Vor- 
stellung von der „Beschränkung“ der Macht des Caren Michail beseitigt 
worden. Weitere Untersuchungen können nur darauf gerichtet sein, zu 


erklären, wie und warum diese Anschauung entstehen konnte. Hier ist 
einiges anscheinend noch nicht ganz klar. | 
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beiten behandelt !)}. 1905 veröffentlichte er eine allgemeine 
Skizze ihrer Entstehung: „K istorii moskovskich zemskich 
soborov“ (St. Petersburg 1905). Diese Arbeit von nur gerin- 
gem Umfange gibt eine Übersicht über die Frage nach der Ent- 
stehung der zemskie sobory, ihrer Entwicklung und den Ur- 
sachen ihres Verschwindens. In ihr wird ebenso wie in der 
Studie über die „Geheime Behörde‘ (,,tainyj prikaz‘‘) ?) und 
in der Einführung in die „Geschichte desDirigierenden Senats“ 
(Istoria Pravitel’stvujußtago Senata za dvösti löt)?) eine neue 
Formulierung der Frage nach der Entstehung des bureaukra- 
tischen Regierungssystems in Rußland gegeben und der Weg 
gezeigt, auf dem sie zu lösen ist. 

Wegen Raummangelskann ich auf die kleineren Arbeiten 
Platonovs *) und seine Quelleneditionen ®) nicht näher ein- 
gehen. Indem Platonov von dem Zentralproblem, der Zeit 
der Wirren, zu Erscheinungen der vorhergehenden und fol- 
genden Zeit übergeht, eröffnet er inhaltsreiche Perspektiven 
für die Neubearbeitung einer Reihe von grundlegenden Fragen 
unserer Geschichte, wie sie die historische Wissenschaft von 
einem ihrer besten Meister erwartet ®). 


Petersburg. A. Pr&ösnjakov. 


1) Zamötki po istorii moskovskich zemskich soborov (1883). Jetzt 
in dem Sammelwerk ,,Stat’i po russkoj istorii, 1883—1902, prof. Pla- 
tonova“. St. Petersburg 1903. 

3) Ib. 

3) Die „‚Einleitung‘‘ Platonovs ist in dem anläßlich des 200 jährigen 
Bestehens des Senats veröflentlichten Sammelwerk erschienen. 

*) Die bis 1902 erschienenen sind in dem erwähnten Sammelwerk 
vereinigt; ein vollständiges Verzeichnis ist im ‚‚Sbornik statej posvja čen- 
nych S. Platonovu‘“ (St. Petersburg 1911) abgedruckt. 

5) Die wichtigsten von ihnen sind außer dem 13. Bande der ,,Russi- 
schen Historischen Bibliothek“: ,,Nikonovskaja lötopis‘“ (Poln. Sobr. 
Russk. Lötopisej, Bd. XI— XIII) und „Ein neuer Chronist“ („Novyj 
lötopisec“ Ib. Bd. XIV). 

°) Der Universitätskurs Platonovs (Lekcii po russkoj istorii) ist in 
sieben Auflagen erschienen. Prof. Platonov hat außerdem das erste wirk- 
lich wissenschaftliche „Lehrbuch der russischen Geschichte“ (Uëebnik 
russkoj istorii) für Gymnasien verfaßt. 
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b) Organisation der Forschung. 


Der „Deutsche Verein für die Geschichte Mäh- 
rens und Schlesiens“ feierte in diesem Jahre sein 60 jähriges 
Bestehen. Er ist hervorgegangen 1896 aus der „historisch -statistischen 
Sektion“ der ,,k. k. mährischen Gesellschaft zur Beförderung des Ackerbaus, 
der Natur- und Landeskunde“, deren Bildung 1849 Peter von Chlumecki 
angeregt hat und deren stärkste organisatorische Kraft D’Elvert war. 
Die Zeitschrift des „Deutschen Vereins für die Geschichte Mährens und 
Schlesiens“ veröffentlicht in ihrem 15. Jahrgang eine ausführliche Ge- 
schichte der Sektion und des Vereins, die von großem Interesse ist. Der 
Verein gibt heute eine Zeitschrift heraus und hat im ganzen schon 30 Bände 
selbständiger Schriften, mehrere Bände: Quellen zur Geschichte Mährens 
und Osterreich-Schlesiens und eine Reihe von Einzelwerken veröffentlicht, 
die erkennen lassen, wie umfassend und gründlich für die Geschichte 
Mährens und Schlesiens von dem Verein gearbeitet worden ist. Die Zeit- 
schrift zeichnete sich immer durch zahlreiche wertvolle Beiträge aus. 
Gewissermaßen als Jubiläumsschrift im weiteren Sinne hat der mährische 
Landesarchivdirektor Bretholz mit Unterstützung des Vereins den 
4. Band seiner monumentalen und äußerlich sehr schön ausgestatteten 
„Geschichte der Stadt Brünn“ erscheinen lassen, der demnächst in dieser 
Zeitschrift ausführlich besprochen wird. O. H. 

Über die Tätigkeit der , Sevéenko-Gesellschaft der 
Wissenschaften“, die in Lemberg die Stelle einer ukrainischen Akademie 
der Wissenschaften vertritt, ist für das Jahr 1910 zu berichten, daß an 
für Historiker wichtigen Veröffentlichungen herausgegeben worden ist: 
Band X XVIII der Mitteilungen, die besonders der ukrainischen Geschichte, 
Philologie und Ethnographie gewidmet sind, Band X der Sammlung der 
historisch -philosophischen Sektion, Band VI des Ukrainisch -ruthenischen 
Archivs, Band VIII der Quellen zur Geschichte der Ukraine, Band VI der 
Denkmäler der ukrainischen Sprache und Literatur. Die Bibliothek 
wuchs auf über 50 000 Bände. Die Gesellschaft versendet ihre Publika- 
tionen im Tauschverkehr an 226 wissenschaftliche Institutionen der Welt. 
Ihr wissenschaftliches Budget beträgt 72 000 Kronen. Vom Staat und 
Land erhält sie je 16 000 Kronen Unterstützung. Seit einigen Jahren 
besteht in Kiev eine „Ukrainische Gesellschaft der Wissenschaften“, die 
mit der Sevdenko-Gesellschaft gewissermaßen in Personalunion verbunden 
ist, indem an der Spitze beider Vereinigungen der bekannte Lemberger 
ukrainische Historiker Michael HruSevskij steht. O. H. 

Der Verein zur Förderung der polnischen Wissen- 
schaft in Lemberg hat anläßlich seines zehnjährigen Bestehens und 
des Lemberger Universitätsjubiläums einen Preis von 1000 Kronen aus- 
gesetzt für die beste Arbeit im Umfange von 15—25 Druckbogen über 
den Einfluß der polnischen Kultur auf die ruthenische und ihr gegen- 
seitiges Verhältnis. Die Preisschriften sind an das Sekretariat des Vereins 
(Archiwum Bernardyäskie) zu adressieren und müssen bis Ende 1912 ein- 
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gereicht werden. Preisrichter sind die Professoren W. Abraham, O. Balzer, 
P. Dabkowski, L. Finkel, W. Hahn und A. Malecki. 


Der im Januar 1910 begründete „Verein russischer Ori- - 
entalisten“‘ (Obščestwo russkich orientalistov) in Petersburg zählt 
bereits 85 Mitglieder, von denen 42 in verschiedenen orientalischen Ländern 
leben. Das Protektorat über den Verein hat die Großfürstin Milica Niko- 
laevna, eine Tochter des Königs von Montenegro, übernommen. Sie ist 
zugleich Ehrenvorsitzende. Der Verein, dessen Vorsitzender Wirklicher 
Staatsrat V. O. von Klemm, Vizedirektor des ersten Departements des 
Ministeriums des Auswärtigen, ist, veranstaltete am 31. März (13. April) 1911 
eine Sitzung, in der die Großfürstin Milica Nikolaevna eine Ansprache über 
die Bedeutung und die Aufgaben der Orientalistik hielt. Der Sitzung 
wohnten der frühere russische Botschafter in Konstantinopel Wirkl. Ge- 
heimrat Zinovev und der Dekan der orientalischen Fakultät der Universität 
Petersburg Professor Zukovskij bei. Der „Verein russischer Orientalisten“ 
ist erst der zweite russische Verein, der sich die Erforschung des Orients, 
des nahen wie des fernen Ostens, zur Aufgabe gemacht hat. Dem Ver- 
ein gehören viele russische Konsuln in der Türkei, Persien, China und 
Japan an. C. 


c) Notizen. 


In der Universitäts-Bibliothek in Upsala und im Stockholmer 
Reichsarchiv hat der Krakauer Universitätsprofessor Dr. Bircken - 
mayer, Verfasser einer Kopernikus - Biographie, mehrere bisher 
unbekannte Manuskripte des berühmten Astronomen gefunden, darunter 
einen am 22. Juli 1516 an Kônig Sigismund I. gerichteten eigenhändigen 
Brief des Kopernikus, worin dieser sich über den Deutschen Orden beklagt 

Zum Rektor der Universität Moskau wurde der Historiker Professor 
M. K.Ljubavskij mit 38 gegen 25 Stimmen gewählt. 

Graf Joseph Potockiin Warschau hat dem dortigen Wissen- 
schaftlichen Verein (Towarzystwo naukowe) ein dreistöckiges Haus im 
Werte von 200 000 Rubel zum Geschenk gemacht. 

Die Krakauer Akademie der Wissenschaften hat den Historiker 
Universitätsprofessor Dr. Stanislaw Krzyżanowski in Krakau zu 
hrem wirklichen Mitglied und den Professor für Geschichte des slavischen 
Rechts an der böhmischen Universität in Prag Dr. Karol Kadlec zum 
korrespondierenden Mitglied gewählt. 

Die große „Geschichte des dirigierenden Senats 
in 200 Jahren, 1711—1914 “ (Istorija pravitel’stvujuëéago Senata 
za 200 let), die aus Anlaß des Jubiläums des Senats verfaßt worden ist, 
ist in fünf starken Bänden im Quartformat erschienen. Sie enthält die 
erste wissenschaftliche Darstellung der Geschichte des Senats bis zum 
Jahre 1905; die in diesem Jahre beginnende Reorganisation ist noch nicht 
dargestellt, da sie noch nicht zum Abschluß gekommen ist. Beteiligt sind 
16 Gelehrte, deren Arbeiten von zwei Redaktionskommissionen geleitet 
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worden sind, die erste unter Vorsitz von Platonov über die Zeit bis zum 
Jahre 1801, die zweite unter Vorsitz des Professors Eduard Berendt über 
die folgende Zeit. Die Kosten der Herstellung haben über 200 000 Rubel 
betragen. Das Werk umfaßt 2811 Seiten und ist vorzüglich, auch mit 
vielen Illustrationen ausgestattet. Wir werden eine eingehende Würdigung 
des großen Werkes bringen, sobald es uns zur Besprechung zugegangen ist. 
O. H. 

Am 31. Juli starb der Gymnasialoberlehrer Professor Dr. Erich. 
Schmidt in Bromberg, der sich als Vorsitzender der Historischen Ge- 
sellschaft für den Netzedistrikt und besonders durch das Buch „Das 
Deutschtum im Lande Posen unter polnischer Herrschaft“ Bromberg 1904) 
erhebliche Verdienste besonders um die landesgeschichtliche Forschung 
erworben hat. 

Nach längerer Pause sind von dem ,, Archivumdla dziejów 
literatury i oéwiaty w Polsce“, herausgegeben von der 
Akademie der Wissenschaften in Krakau, zwei neue Teile erschienen. 
Teil XI bringt die Arbeit von Korzeniowski: „Mitteilungen und Auszüge 
aus den Handschriften der Kaiserlichen öffentlichen Bibliothek in bezug 
auf Polen‘, ein Katalog von 490 Nummern über das dort aufbewahrte 
Material. Teil XII enthält an erster Stelle die in diesem Heft (S. 134) 
besprochene Studie von Karbowiak, dann vier Briefe von Lukas Görnicki, 
eine „Chronik der Krakauer Ärzte bis zum Ende des 16. Jahrhunderts“ 
von I. Lachs, die Pilger-Bücher von Maciej Rywocki (1584—1587) und 
unbekannte Prosaschriften von Kasımir Brodzinski. O. H. 

Hingewiesen sei auf: Czubek, J., Katalog rękopisów biblioteki 
hr. Branickich w Suchej. — Katalog der Handschriften des Grafen Branicki 
in Sucha (Krakau 1910, 86 S.) und auf Milovidov, A., Rukopisnoe 
otdělenie vilenskoj publiönoj biblioteki, ego istorija i sostav. — Die 
Handschriftenabteilung der öffentlichen Bibliothek in Vilna, ihre Ge- 
schichte und Bestand. (Wilna 1940, 54 S.) . 

Kataloge: Librairie Universitaire J. Gamber, 7 Rue Danton, 
Paris: Nr. LVIII: Etats de Balkan-Russie. — D. Grund, Katalog 
ksigzek polskich antykwarny. Lemberg, ul. Teatralna 16. — Jaques 
Rosenthal, München, Katalog Nr. 50: Böhmen. 


Die Verfassungspläne der russischen Olig- 
archen im Jahre 1730 und die Thron- 
besteigung der Kaiserin Anna Ivanovna. 


Von 
Walther Recke. 


(Schluß.) 


IV. Das „Verfassungsprojekt“ des Fürsten 
D. M. Golicyn. 


Überblickt man die Projekte des Adels im ganzen, so bieten 
sie uns trotz mancher Mängel in der Abfassung — die aber 
ihren natürlichen Grund in der äußerst geringen politischen 
Schulung des Adels haben — und trotz des in fast allen zutage 
tretenden „naiven Klassenegoismus“ t) ein ungleich günstigeres 
Bild als die Konditionen, die als eine Ausgeburt reifen politischen 
Denkens auf Grund schwedischer Einrichtungen gepriesen 
worden sind. 

Aber auch hier wissen Korsakov und Miljukov den viel- 
verkannten D. M. Golicyn zu verteidigen. Nach ihrer Über- 
zeugung geben die Konditionen gar nicht die wahren politischen 
Anschauungen dieses Mannes wieder; sie sollten nur das staats- 
rechtliche Fundament für den von Golicyn geplanten Ver- 
fassungsbau bilden ?). 


1) So charakterisiert O. Hintze (Historische und Politische Aufsätze 
l, 14, Berlin s. a.) die Überzeugung der brandenburgischen oberen 
Stände im 16. und beginnenden 17. Jahrhundert, die in der Dienstbarkeit 
und Unselbständigkeit der Massen eine „ewige gottgewollte Ordnung“ 
sahen. Die Sorge des russischen Adels für die übrigen Stände ist durchaus 
platonischer Art. 

2) Vgl. Miljukov, Verchovniki i Sljachta S. 12: ,,In unserer Zeit, 
da schon längst der letzte Nachhall der Leidenschaften, welche durch die 

Zeitsehrift f. osteurop. Geschichte. IL. 11 
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Schon bald nach dem 19. Januar arbeitete D. M. Golicyn 
an seinem Projekte und legte es auch dem O. G. R. zur Begut- 
achtung vor!). Aber dieser Verfassungsplan, der nach Bölovs 
Worten „bedeutend weitherziger‘‘ (mmpe), „humaner und so- 
zusagen staatsmännischer‘‘ war, als die „kanzleimäßigen Pro- 
jekte des russischen Adels‘‘ 2), der in sich die „besten Gedanken“ 
dieses Staatsreformers verwirklichen sollte 3) und den er ver- 
öffentlichen wollte, wenn die Carin die Konditionen angenommen 
hatte, wurde nicht bekannt, weil „die Bewegung in den Adels- 
kreisen und unter den Anhängern des Absolutismus eine solche 


Pläne der Oligarchen erregt wurden, verklungen ist, wäre es wohl am 
Platze, anzuerkenen, daß dieser Eindruck, wenn nicht ganz zufällig, 
so doch zum mindesten sehr übertrieben war. Die Zeitgenossen wußten 
nicht oder wollten nicht glauben, daß der Inhalt der Konditionen nur ein 
` Teil des Planes war, den Golicyn gefaßt hatte. Die Zustimmung Annas 
Sollte die Initiative der Verchovniki rechtfertigen und den ganzen Plan 
auf eine feste Grundlage stellen. Ähnlich auch Korsakov S. 105—106 
und 295. 

1) Wir referieren hier über die Ausführungen Korsakovs (S. 105, 182) 
und Miljukovs (a. a. O. S. 11/12). Erstaunlich ist die apodiktische Sicher- 
heit, mit der besonders Miljukov diese Vermutungen, für die er nur die 
schwankende Stütze der für jene Tage besonders unzuverlässigen Diplo- 
matenberichte in Anspruch nehmen kann, ausspricht: „Vier Tage nach 
der Abfassung der Konditionen, d. h. schon am 23. Januar wird den Aus- 
ländern bekannt, daß Golicyn der Beurteilung des O. G. R. sein neues 
Verfassungsprojekt unterbreitet hat.“ Dagegen ist zu bemerken, daß in 
keinem der in Betracht kommenden Berichte steht, daß der O. G. R. über 
das Verfassungsprojekt berät, noch, daß es ihm vorgelegt worden ist, 
und endlich ist von D. M. Golicyn überhaupt nicht die Rede! Vgl. 
hierzu unten. Zudem müssen Miljukov und Korsakov selbst 
gestehen, daß die Protokolle und Journale des O. G. R., die sonst 
jede Kleinigkeit verzeichnen und in denen auch die Konditionen aus- 
führlich erwähnt sind, auch nicht die geringsten Anhaltspunkte dafür 
bieten, daß über ein Verfassungsprojekt, geschweige denn über ein solches 
von D. M. Golicyn, beraten worden ist, man müßte denn in den „geheimen 
Beratungen‘, von denen die Journale des 26. und 31. Januar melden 
(Korsakov S. 107), einen Hinweis darauf sehen. 

3) Istoriceskij Vöstnik 1881, III, 200, 204. Miljukov versucht sogar, 
das Projekt Golicyn gegen das Projekt ÜÖerkasskij, „das die Sljachta 
ausbeuten wollte für die Interessen der Generalität‘, auszuspielen! 

*) Korsakov 8.105. Nach Miljukov liegt auf dem ganzen Projekt 
Golicyn „der Stempel theoretisierenden und idealisierenden Denkens“! 
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Richtung angenommen hatte, daß er sich nicht mehr ent- 
schließen konnte, sein Projekt bekannt zu machen “1). Dank 
den geradezu suggestiv wirkenden Ausführungen der beiden 
genannten Forscher hat sich das „Projekt Golicyn‘ in der russi- 
schen historischen Literatur einen fast unbestrittenen Platz er- 
worben und das Urteil über die Verfassungspläne der Oligarchen 
im Jahre 1730 entscheidend beeinflußt ?). 


1) Korsakov, ibid. Wenn essich wirklich so verhielte, wie Korsakov 
es darstellt, möchte man über Golicyns geringe politische Einsicht er- 
staunen. Welchen Trumpf hätte er am 2. Februar Cerkasskij gegenüber 
ausspielen können, wenn er bei der entscheidenden Frage mit seinem Pro- 
jekte, das schon vollkommen fertig sein sollte, hervorgetreten wäre. Er 
hätte sogleich wenn nicht die Generalität, so doch die Sljachta, und 
auf die kam es im entscheidenden Augenblicke an, durch seine Kammer 
von 200 Adligen auf seiner Seite gehabt! 

2) Der einzige, der unseres Wissens das Bestehen dieses Projektes 
bestritten hat, ist Aleksëev (Russkoe Obozrönie 1897 XI, S. 164—175); seine 
Ausführungen sind aber unbekannt geblieben oder bewußt ignoriert 
worden. Es muß allerdings anerkannt werden, daß seine Beweisführung 
manche Lücken hat; aber der Kern ist unseres Erachtens unbedingt 
richtig. 

Sonst ist das Projekt Golicyn in alle Darstellungen über die Ge- 
schichte jener Tage und auch in staatsrechtliche Handbücher und Bro- 
schüren übergegangen. Vgl. z. B. Kostomarov, Russische Geschichte II, 2, 
S. 131/132. Svatykov, Gesellschaftliche Bewegung in Rußland 1700 bis 
1895. O6mectTBeuHnoe xsaxexie Bb Pocciu 1905. Dar erste Teil auch 
deutsch als Dissertation, Heidelberg 1904. Jakuskin, Staatsgewalt und 
Projekte zur Staatsreform (russ.), Moskau 1906. Latkin, U£ebnik istorii 
russk. prava. Petersburg 1908, S. 252. Fürst Vjazemskij, Verchovnyj 
Tajnyj Sovöt. Petersburg 1909, S. 70—71, mit der eigenartigen Moti- 
vierung, da Verf. „weder Zeit noch die Möglichkeit habe, diese schwierige, 
wichtige und sehr verworrene Frage auf Grund der primären Quellen zu 
untersuchen“, so schließe er sich auch hier Miljukov an, da er schon 
mehrfach in der Kontroverse zwischen Aleksëev und Miljukov die An- 
schauung des letzteren akzeptiert habe. Ein sehr gewagter Wahrschein 
lichkeitsschluß1 

Und letzthin Kljulevskij (Vorlesungen IV, 378), der sogar der An 
sicht zu sein scheint, Golicyn habe sein Projekt veröffentlicht. Er bemerk: 
nämlich: „Dieser Plan löschte nicht den Brand, sondern goß nur boja. 
risches Öl in adliges Feuer“. Bemerkenswert ist, daß Brückner, der in 
seiner eingehenden Rezension von Korsakovs ,,Thronbesteigung der 
Kaiserin Anna Ivanovna‘““ (Russische Revue XX, 1881) ausführlich die 
einzelnen Vorzüge des Buches besprochen hat, das Projekt Golicyn auf- 

11° 
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Wie war nun dieses Projekt gestaltet ? 

Wir bemerken zunächst, daß es in der Literatur ein eigen- 
artiges Geschick erfahren hat: es ist immer umfangreicher ge- 
worden. Nicht etwa, weil neue Quellen hinzugekommen wären, 
sondern weil man es verstanden hat, die vorhandenen geschickt 
auszubeuten. Stebal’skij rechnet die in Betracht kommende 
Nachricht bei Magnan noch unter die Konditionen, zweifelt aber 
schon und meint, es könne vielleicht ein Projekt sein oder ein 
Kompromiß des O.G. R.1). Solovev, der die gleichen Ge- 
sandtschaftsberichte benutzt hat, wie Karnovië, Korsakov und 
Miljukov nach ihm, erwähnt kein Wort davon. Karnovié hat 
das Projekt entdeckt und bringt es nach Magnan mit 2 Punk- 
ten ?). Korsakov geht schon weiter, er zieht auch noch die 
Berichte des englischen Agenten Rondeau und des spanischen 
Gesandten De Liria hinzu und erhält so 6 Punkte ?). Bei Mil- 
jukov hat das Projekt zwar nur 5 Punkte, die aber dafür um so 
umfangreicher sind *). 

Diese letzte Zusammenstellung sei hier mitgeteilt: 

1. Die Kaiserin verfügt persönlich und ohne Kontrolle nur 
über ihr Taschengeld (500 000 Rubel jährlich). Sie ist nur 
Befehlshaberin über die Abteilung der Garde, welche zu ihrem 
persönlichen Schutze und zu den Wachen an den Hof kom- 
mandiert ist; 

2. die oberste Gewalt gehört der Kaiserin gemeinsam mit 
dem O. G. R., der aus 10—12 Mitgliedern besteht, die zu den 
vornehmsten Familien gehören. (Die Kaiserin hat im Rate 
nur 2, nach anderen Nachrichten 3 Stimmen. Ausländer mit 


fallend kurz erledigt. Ebenso schweigt Zagoskin, der in seiner Streit- 
schrift gegen Korsakov (Verchovniki i Sljachta, Kazán 1881) sonst 
auch die kleinsten Mängel an Korsakovs Darstellung mit einer oft 
übertriebenen Schärfe geißelt, fast vollkommen über das Projekt Golicyn; 
und aus den Stellen, an denen er es erwähnt, scheint hervorzugehen, daß 
er mit Korsakov einverstanden ist. 

1) Russkij Vöstnik 1859, Bd. XIX, 38—39. 

3) Otedestvennyja Zapiski 1872, Bd. CX, 489. 

3) Thronbesteigung der Kaiserin Anna Ivanovna, S. 180. 

+) „Verchovniki i Šljachta“ im Sammelband „Aus der Geschichte 
der russischen Intelligenz“. Petersburg 1903, S. 13. 
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persönlicher Ausnahme von Ostermann, werden nicht als Mit- 
glieder zugelassen.) Der Rat entscheidet die wichtigsten Fragen 
der auswärtigen Politik: Krieg, Frieden, Verträge. Er ernennt 
alle Beamte und hat den Oberbefehl über alle Truppen (die um 
2 neue Garderegimenter vermehrt werden). Nach De Liria 
haben die beiden Feldmarschälle den Oberbefehl über die 
Truppen und sind dem Rate verantwortlich. Für die Finanzen 
wird vom O.G. R. ein Staatsrentmeister ausgewählt, welcher 
dem O. G. R. die allergenaueste Rechenschaft zu geben hat über 
die kleinsten Staatsausgaben ; 

3. der Senat (30—36 Mitglieder) hat die Vorbereitung für 
Anträge an den O. G. R. und ist die höchste Instanz der Rechts- 
pflege; 

4. die Kammer des niederen Adels (200 Mitglieder) wahrt 
die Rechte dieses Standes, wenn sie vom O.G. R. verletzt 
werden. Jeder angesehene Adlige (?), der bei einem Ver- 
brechen betroffen wird, soll auf Grund des Gesetzes bestraft, aber 
seine Bestrafung nicht auf seine Familie ausgedehnt werden. 

5. die Kammer der Stadtvertreter besorgt dieHandels- 
angelegenheiten und vertritt die Interessen des einfachen Volkes; 
sie besteht aus je 2 Vertretern aus jeder Stadt. 

Wie bei den Konditionen, so sind auch bei dem „Projekt 
Golicyn‘‘ Korsakov !), Hjärne ?) und Miljukov ?) für schwedi- 
sches Vorbild eingetreten. Und Svatykov weiß sogar den Ver- 
fasser zu nennen; er meint, man müsse annehmen, daß nicht 
Golicyn, sondern der „Schwede Fick“ das Projekt geschrieben 
habe *). 

Ehe wir in eine Kritik des Projektes eingehen, müssen wir 
darauf hinweisen, daß weder ein Original, noch irgendein Ent- 
wurf oder irgendeine Skizze, die als das fragliche Projekt Golicyn 
gedeutet werden könnten, von Korsakov in den russischen 
Archiven gefunden worden ist. Noch gibt es in den Protokollen 


1) Thronbesteigung der Kaiserin Anna, S. 285. 

3) Ryska konstitutionsprojekt år 1730 efter svenska förebilder. 
Historisk Tidskrift 1884, Stockholm, S. 238—239. 

3) Verchovniki i Sljachta S. 13—14. 

+) Entwürfe der Änderung der russischen Staatsverfassung. Diss. 
Heidelberg 1904, S. 9—11. 
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des O.G. R. irgendeinen Hinweis auf eine Beratung über 
irgendein Projekt Golicyn 1). Auch findet sich in den bisher 
unseres Wissens noch nicht benutzten Berichten des kaiser- 
lichen Gesandten Grafen Wratislaw, die uns nebst denen des 
Residenten Hohenholz im Original vorgelegen haben, nicht die 
geringste Andeutung von dem Verfassungsprojekte eines der 
Verchovniki, geschweige denn D. M. Golicyns ?). Ebenso be- 
richtet der Gesandte Ditmer, der doch am ehesten etwas von 
einem Projekte nach schwedischem Muster hätte wissen können 
und den alle übrigen fremden Gesandten im heimlichen Ein- 
vernehmen mit den Verchovniki wähnten ?) mit zwei unwich- 
tigen Ausnahmen ¢) nichts, was auf ein Projekt Golicyn ge- 
deutet werden könnte. 

Der spanische Gesandte De Liria, der zuerst Gerüchte von 
einern Regierungsplan ausstreute, erwähnt in seinem Diario, das 


1) Dagegen sind wir über die Abfassung und Entstehung der Kon- 
ditionen durch Aktenstücke und auch durch die Protokolle des O. Q. R. 
unterrichtet. 

a) Mardefeld, der Wratislaw nahesteht, berichtet zwar am 26. 1./6. II. 
daß „die Membra des hohen Conseils täglich zusammen sind, um eine aristo- 
kratische Regierungsform auszubrüten“ (Sbornik XV, 408); er ist aber 
auch in der Annahme befangen, daß die Deputation der Carin nur die 
Nachricht von ihrer Ernennung und von der Absicht des hohen Conseils, 
den Absolutismus einzuschränken, bringen und von der Carin einen Revers 
über ihr Einverständnis verlangen soll (ibid. S. 407). Und so berichtet 
er am 22. I./2. II., daß die Mitglieder des hohen Conseils eine ‚Piece 
gefaßt “hätten, als deren Inhalt er einige Punkte der Conditionen angibt. 
Daß aber auch bei ihm hinter den Gerüchten von einer Regierungsform 
die ihm bis zum 16./27. II. unbekannt bleibenden Konditionen stehen, 
geht aus der Notiz vom 2./13. II. hervor: „Heute sind der Senat, die 
Generalität und alle Collegia ins hohe Conseil berufen worden und soll, 
dem Verlaut nach, denselben die neue Regierungsform vorgelesen 
werden“ (ibid. 409—410). 

3) Vgl. die Nachricht Ditmers (5./16. II.) von der ,,jalousie“ der 
fremden Minister, als das Gerücht geht, es sei vom O. G. R. ein Kurier 
nach Schweden geschickt worden (Historisk Tidskrift 1884, Stockholm, 
S. 231, Anm.). 

4) Die Carin soll drei Stimmen im Rat haben und für den Hofstaat 
500 000 Rubel bekommen (ibid. 230, 231). Aber diese Notizen werden 
eingeleitet durch „wie manche sagen“ (hwaremot mänge tala) oder ,,sagt 
man‘ (säijes). 
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er auf Grund seiner Gesandtschaftsberichte später zusammen- 
stellte, und das als historische Quelle viel höher zu bewerten 
ist, als die von den Tagesmeinungen beeinflußten Augenblicks- 
bilder der Gesandtschaftsberichte, kein Wort von seinem Re- 
gierungsplan, obwohl er die Konditionen und drei Projekte 
(Cerkasskij, Matjuskin, Projekt der Dreizehn) vollständig mit- 
teilt 1). 

Für uns bleiben also auch die Berichte, auf Grund deren 
letzthin Miljukov das Projekt Golicyn zusammengestellt hat. 
Es sind vier verschiedene Berichte, von denen aber nur einer 
D. M. Golicyn als Verfasser nennt! 

Entstanden ist das Projekt aus dem Berichte des französi- 
schen Agenten Magnan vom 2./13. Februar 1730, der D. M. Goli- 
cyn (le vieux prince Galizin) als Verfasser angibt ?). Als Er- 
gänzung zu diesem hat Miljukov den Bericht desselben Agenten 
vom 7./18. Februar angesehen; hier nennt aber Magnan als 
Verfasser die „états“ 3). 

Diese beiden Stellen hat er mit dem Berichte des englischen 
Agenten Rondeau vom 2./13. Februar 1730 kombiniert, dem 
R. die Einleitung vorausschickt: „I cannot yet acquaint your 
lordship with certainty what form of government the russ 
design to settle, but, it is generally whispered“ 4). Und endlich 
kommt hinzu der Bericht des spanischen Gesandten De Liria 
vom 26. Januar/6. Februar 1730, der mit den Worten beginnt: 
„Der Regierungsplan, den m a n hier einrichten will, nimmt der 
Kaiserin jede Macht“ 5). 

Betrachtet man die Angaben in den angeführten Berichten 
der drei Diplomaten, so entdeckt man in den Hauptpunkten 


1) Diario del viaje à Moscovia. Madrid 1889, S. 279, 283—287. 
Diese drei Projekte fehlen in der russischen Übersetzung (wieder abge- 
druckt im Russkij Archiv 1909, I, 339 ff.), die überhaupt der spanischen 
Ausgabe gegenüber manche Lücke aufweist. 

2) Sbornik LXXV, 476. Ohne Zweifel ist D. M. Golicyn, der 11 Jahre 
älter als sein Bruder (der Feldmarschall) war, gemeint. 

3) Ibid. S. 484. Korsakov, bei dem das Projekt Golicyn einen viel 
glaubwürdigeren Eindruck macht als bei Miljukov, hat auf diesen Bericht 
verzichtet. 

+) Dann folgen die Angaben, vgl. Sbornik LXVI, 134. 

5) Osemnadcatyj Věk III, 34. 
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überraschende Übereinstimmungen !), die für das Bestehen 
eines Verfassungsprojektes eine wesentliche Stütze zu sein 
scheinen und auch offenbar Korsakov und Miljukov zur Kom- 
bination bestimmt haben. Wenn wir aber berücksichtigen, daB 
die Autoren dieser Gerüchte gute Bekannte sind, daß sie gerade 
die Sevillaner Traktatmächte vertreten ?) und daß mit einer 
Ausnahme #) in den Berichten der übrigen Diplomaten nichts von 
einem derartigen Projekte, geschweige denn von einem Projekte 
Golicyn erwähnt wird, so werden wir mißtrauisch. Sollten sich 
nicht die drei befreundeten Gesandten ausgeholfen haben, um 
alle ihren Höfen schon so früh einen Verfassungsplan übersenden 
zu können ? Nun haben wir unzweideutige Beweise dafür, daß 
sie viel miteinander verkehrten *), da sie ja politisch gemeinsam 


1) Der O. G. R. soll aus 12 Personen bestehen (De Lirie, Rondeau; 
bei Magnan aus 10); ihm unterstehen die Truppen und die Beamten. 
Senat aus 36 Mitgliedern (Rondeau, Magnan; 30 bei De Liria; es ist 
aber möglich, daß auch bei ihm 36 gestanden hat, da zwischen 0 und 6 
leicht ein Versehen vorkommen kann); Adelskammer aus 200 Mitgliedern. 

2) Die Stellung der fremden Gesandten in Moskau zu den Parteien 
war derart, daß die Vertreter der Sevillaner Traktatmächte (Spanien, 
England, Frankreich) mit der Altrussenpartei, von der sie Zurücktreten 
Rußlands aus der großen Politik und damit Schwächung des Kaisers er- 
hofften, sympathisierten, während die Vertreter des Kaisers und Preußens 
Weiterführung der Politik im Sinne Peters d. Gr. wünschten und deshalb 
in Ostermann ihre Hauptstütze sahen. 

3) Lefort berichtet 29. 1./9. II., Sbornik V, 347—348: „Les specula- 
tions de la grande et petite noblesse sont à l'infini; les premiers semblent 
chercher à s'approprier la souveraineté sous le nom d’aristocratie. Ils 
projetent trois tribunaux, qui sont le grand conseil comme chef, composé 
de 12 membres, le sénat de 60, et celui de la petite noblesse de 100.“ Es 
ist auffallend, daß Korsakov und Miljukov nicht auch diese Nachricht 
herangezogen haben zu ihrem Projekte Golicyn. Hier hätten sie sich 
wenigstens darauf berufen können, daß von einem Projekte die Rede ist, 
welches die grande noblesse plant, während sich Rondeau und De Liria 
viel unbestimmter ausdrücken. Aber beide Forscher hatten wohl die 
Empfindung, daß hier nicht von einem Projekte Golicyn die Rede sein 
könne, da als grande noblesse auch die oppositionelle Generalitat 
gelten kann. 

+) Am 5./16. I. berichtet Wratislaw, daß der Duc de Liria „in sehr 
frequentem Umbgang mit denen französischem und englischem Consulen 
allhier‘‘ stehe. Über die Beziehungen Magnans zu De Liria vgl. Magnan 
29. 1,/9. a. a. O. S. 473: ,,M. le duc de Liria à qui j’ai fait part de votre 
désir que nous devions dorénavant agir de concert, m’a répondu qu'il 
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handelten, daß sie sich Nachrichten gegenseitig zukommen 
ließen und diese dann ihren Höfen übermittelten !). Es ist sehr 
wahrscheinlich, daß De Liria, der zuerst von irgendeinem Ver- 
fassungsplan gehört hat, diesen seinen beiden neuen politischen 
Freunden als Zeichen ganz besonderen Vertrauens mitgeteilt 
hat. Für Magnan war er geradezu Autorität?) und auch Rondeau 
hatte vor seinen weitreichenden Beziehungen allen Respekt °). 

Es steht für uns fest, daß Magnan — auf ihn kommt es 
uns besonders an — den Rat seiner vorgesetzten Behörde ,,de 
profiter de la loquacité et de l’esprit confiant du duc de Liria ““*) 
auch in diesem Falle befolgt hat. 

Mithin haben wir es unseres Erachtens nicht mit drei ver- 
schiedenen sich gegenseitig bestätigenden Nachrichten zu tun, 
sondern nur mit der einen bei De Liria, aus der die beiden 
— auch zeitlich eine Woche später liegenden — Nachrichten bei 
Magnan und Rondeau geflossen sind. 


avait reçu les mêmes ordres de sa cour.“ Über die Beziehungen De Lirias 
zu Rondeau vgl. Sbornik LXVI, 135, ibid. S. 140, besonders S. 177: ‚The 
duke of Liria shewed me his last dispatches from Hamburgh.“ und S. 188: 
„His grace ofLiria acts with the greatest openess and confidence with me.“ 

1) Sbornik LXXV, 452, Chauvelin an Magnan: ,,Je désirerais fort 
que vos conversations avec le duc de Lyria pussent nous donner quelque 
connaissance ...“ und Magnan 7./18. II., a. a. O. 8.485: „Ce qu'il ya 
de vrai c'est que M. le duc de Lyria m’a dit ce matin savoir ...“ 

2) Man findet manche Stellen aus De Lirias Berichten fast wörtlich 
bei Magnan wieder. Die Übereinstimmung würde vielleicht noch frap- 
panter sein, wenn nicht die leidige russische Editionsmethode, wie sie 
früher geübt wurde, fremdsprachliche Texte nur in russischer Übersetzung 
zu veröffentlichen, auch hier die Textkritik erschwerte. Aber auch so kann 
man noch die Abhängigkeit Magnans von De Liria hinreichend erkennen; 
zZ. B. Charakteristik des Feldmarschalls Golicyn (Osemnadcatyj Věk III, 31 
und Sbornik LXXV, 468), die beiden Bedingungen für die Carin; der 
Passus, daß man ihr die Krone nur als Depositum gibt; daB man aus dem 
zweiten Punkte die Absicht der Nation, zu ihren alten Gewohnheiten 
zurückzukehren, erkennen könne; Frage, ob die Carin annehmen werde 
(De Liria a. a. O. S. 30; Magnan a. a. O. S. 465—467). 

3) Sbornik LXVI, 138: „I hope the king of Spain will not recall at 
this juncture the duke of Liria, because he has such an universal acquain- 
tance with the russ nobility, that he may be of great service to our new 
alliance ...“ 

+) Sbornik LXXV, 431: Le garde des sceaux à M. Magnan, Ver- 
sailles, 11./22. XII. 1729. 
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Nun bleiben noch zwei gleich wichtige Fragen: 

Wie ist der „Regierungsplan‘ (plan upravlenija) bei De 
Liria entstanden ? und 

wie konnte Magnan diesen Plan aufnehmen und D.M. Goli- 
cyn mit ihm in Beziehung bringen ? 

Zur Beantwortung der ersten Frage müssen wir unter- 
suchen, wie weit es De Liria möglich war, die Vorgänge, wie sie 
wirklich waren, zu erkennen. Und da muß von vornherein 
betont werden, daß De Liria zu denen gehört, die das Wesen 
der Ereignisse von 1730 durchaus nicht verstanden haben. Er 
ist einer der Gesandten, die zwar schon viel wissen, doch gern 
alles wissen möchten, kritiklos jede Nachricht begierig auf- 
nehmen und ohne sie zu prüfen, ihren Höfen übermitteln. Gerade 
die Ereignisse bei der Thronbesteigung der Kaiserin Anna 
nehmen seine ganze Phantasie und Aufmerksamkeit in An- 
spruch. Denn jetzt soll es sich entscheiden, ob Rußland bei 
dem System Peters d. Gr. bleiben will, oder ob „diese Leute 
wieder in ihre alten Gewohnheiten zurücksinken wollen“ 1). 
Das letztere konnte ihm und den beiden anderen Vertretern 
der Sevillaner Traktatmächte nur recht sein, da dann der 
Kaiser nicht die 30 000 Mann russischer Hilfstruppen bekommt, 
die den Sevillanern gefährlich werden könnten 2). 

Nun sieht er sich aber durch den Sturz der Dolgorukij, 
deren besondere Gunst zu erwerben er verstanden hatte 3), aus 
seiner einflußreichen und günstigen Lage verdrängt, zumal die 


1) Osemnadcatyj Věk III, 30. 

2) Das Programm der Sevillaner Traktatmächte war geradezu: 
„Rendre les moscovites tout-a-fait inutiles à la Cour de Vienne“. Chauvelin 
an Magnan, Versailles 29. 1.1730; (Sbornik LXXV, 452); vgl. auch Sbornik 
LXVI, 132. Und am 26. 1./6. II. weiß Magnan schon zu melden: „Il 
paraît en général que l’idée que s’en (Absicht der Russen, den Absolutismus 
. einzuschränken) forment les ministres des puissances voisines, est qu’elles 
n’auront plus à l’avenir les mêmes sujets d’inquiétudes de la Russie que 
par le passé“, ibid. S. 471. 

3) Wratislaw berichtet am 29. 1./9. II.: De Liria habe sich „mit 
ungebührenden Erniedrigungen die Dolgorukysche Gunst zu erwerben 
getrachtet, unter anderm kein Bedenken genommen, die Caarische Braut 
(ohngeachtet sein Hof meines Wissens dem hiesigen den Kaysers-Titul 
noch nicht zugestanden) Vre Alt. Imperiale in öffentlichen Ceremonial- 
gelegenheiten zu benennen, so vieler mehrerer Dingen zu geschweigen‘“. 
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Golicyn ihm unverhohlen ihre Stellung zu dem Sevillaner 
Traktat zu erkennen gegeben haben 1). Um so mehr ist aber 
seine ganze Sinnesrichtung darauf eingestellt, möglichst bald 
etwas von dem neuen Regime zu erfahren. Doch was er zu 
wissen bekommt, ist nicht viel. Er weiß nichts von den scharfen 
Gegensätzen zwischen O.G. R. auf der einen und Senat und 
Generalität auf der andern Seite. Nach seiner Meinung haben 
alle drei Körperschaften gemeinsam Anna Ivanovna gewählt, 
von ihnen geht auch die Deputation aus, und zwar schickt jede 
Körperschaft einen Vertreter, und endlich geht auch von allen 
dreien der Beschluß aus, der neuen Carin beschränkende Be- 
dingungen vorzulegen ?). 

Die wirklichen Konditionen bleiben ihm aber bis zum 
9./20. Februar unbekannt ?); bis dahin bestehen für ihn die 
Bedingungen nur aus zwei Punkten und gerade aus denen, 
die zu den wirklichen Konditionen eigentlich nicht gehören: 

4. die neue Carin darf nicht heiraten, 

2. sie muß die Regierung mit einem Rat teilen, der von 
der „Nation“ ernannt wird. (Also nicht mit dem bestehenden 
O.G. R.) Der Sinn des zweiten Punktes sei: man will der 
Carin die Krone nur als depositum (na chranenie) übergeben, um 
im Laufe ihrer Regierung den Regierungsplan (plan upravle- 
nija) festzusetzen *). 


1) Wratislaw, ibid., berichtet von einem Gespräch mit dem Feld- 
marschall Golicyn, der ihm erzählt habe, „als mir der Duc de Liria dieser 
Tage etwas vorschwätzen wollen und mich gefraget, ob wir denn auch 
ietzo Theil nehmen würden, wenn die Sachen zu einem Krieg zwischen 
dem Kayser und Spanien außschlageten, hierauf rund-auß geantwortet, 
daß es ganz unfehlbar geschehen würde“. 

Überhaupt machte sich gegen den lästigen Eifer De Lirias in den 
leitenden Kreisen eine gewisse Animosität geltend; so berichtet Wratislaw 
ibid., daß man gegen den Duc de Liria „ziemlich loss gezogen“ sei. 

2) A.a. O. S.28: Alle ersten Minister und Generale wählen die 
Carin. S. 29: Mit der Nachricht von der Erwählung schickt der O. G. R. 
nach Mitau den V. L. Dolgorukij, der Senat — den Senator Fürst Michail 
Golicyn und die Generale — den Gen.-Major Leont’ev. S. 30 spricht er 
von den Beschränkungen: „Zum ersten wünschen sie‘ usw.; vorher ist 
die Rede von den drei Körperschaften. 

3) Ibid. S. 41. 

+) Ibid. S. 30, Bericht vom 20./31. I. 


172 Walther Recke, 


Die Deputation hat also nach seiner Meinung die Aufgabe, 
der Carin von ihrer Erwählung und von den beiden Konditionen 
Mitteilung zu machen. Und so setzt sich bei ihm die für das 
Aufkommen eines Verfassungsplans entscheidende Anschauung 
fest, daß erst der Wille besteht, den Absolutismus einzu- 
schränken und daß die beiden Konditionen hauptsächlich dazu 
dienen, um der ,,Nation‘‘ die Möglichkeit zu geben, den Willen 
zur Tat werden zu lassen. Was ist natürlicher, als daß er in 
den täglichen Sitzungen des O.G.R. — deren Beratungs- 
gegenstand wir aus den veröffentlichten Protokollen in großer 
Ausführlichkeit kennen !), und den seit dem 23. Januar/3. Fe- 
bruar stattfindenden Beratungen der oppositionellen Gene- 
ralität 2) und Sljachta — Verhandlungen über den neuen 
Regierungsplan wähnt! Denn für ihn, der nichts von irgend- 
welchen Gegensätzen ahnt, sind alle Russen gemeinsam am 
Werk. Nun kommt es für ihn darauf an, zu erfahren, welche 
Richtung das neue Regime nehmen wird. Seine Wißbegierde 
wird jedoch auf eine harte Probe gestellt, da alle Beratungen 
in großer Heimlichkeit vor sich gehen ?). Aber Gerüchte gibt 
es genug, und alle finden bei ihm williges Ohr. 

Bezeichnend für seine äußerst verworrenen Vorstellungen 
ist, daß er zugleich drei verschiedene Pläne für die neue Ver- 
fassung anzugeben weiß: der erste Plan ist nach der englischen 
Verfassung gestaltet, der zweite nach der polnischen und der 
dritte hat eine Republik ohne Monarchen zum Gegenstand. 
„Aber welchem von diesen Plänen man folgen will, das ist noch 
unbekannt‘, setzt er hinzu ®). 

Und aus diesem Vorstellungswust heraus entsteht in dem 
Bericht vom 26. Januar/6. Februar der Regierungsplan, der für 

1) Sbornik CI. Zur Ergänzung ist unbedingt Korsakov, Vocarenie 
imperatricy Anny Ivanovny heranzuziehen, da K. viele Protokolle und 
Journale benutzt hat, die im Sbornik nicht gedruckt sind. Fürst Vjazemskij, 
der Verfasser einer Monographie über den O. G. R. (Petersburg 1909), 
hat dies unterlassen und sich mit der Abhandlung von Miljukov begnügt. 

2) Vgl. oben S. 54. 

3) Vgl. z.B. die Notiz im Berichte des schwedischen Gesandten 
Ditmer vom 29.1./9. II.: ‚Sie wagen es nicht, öffentlich darüber zu 
sprechen, sondern alles geschieht unter vier Augen‘ (Historisk Tidskrift 


4884, Stockholm, S. 226). 
4) Ibid. S. 30. 
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Korsakov und Miljukov als Grundstock zu dem Projekt Goli- 
cyn gedient hat! 

Es sei noch einmal betont, De Liria sagt mit keinem Wort, 
daß dieser Plan von dem O. G. R. oder gar D. M. Golicyn aus- 
geht. Nach seiner ganzen Vorstellung konnte er es auch nicht 
sagen. Der entscheidende Satz lautet russisch: !) „mIaHb ynpa- 
BJIeHiA KOTOPOE XOTATE YCTAHOBHTb 31Bch.“ Aus dem vor- 
hergehenden Gebrauch des unpersönlichen sie“ oder ‚man‘ 
kann man nur schließen, daß darunter die drei Korporationen: 
O. G. R., Senat und Generalität oder gar die „Nation“ ver- 
standen ist ?). Der Verwirrung wird aber die Krone auf- 
gesetzt durch seinen Bericht vom 2./13. Februar: 


„vor drei Tagen kam aus Mitau der von V. Dolgorukij geschickte 
Kurier mit der Nachricht, daß er (Dolgorukij) mit seinen zwei Gefährten 
in jener Stadt am 4. Februar nachts angekommen sei, daß sie der Herzogin 
von Kurland Mitteilung gemacht hätten von ihrer Erwählung mit den 
Bedingungen, die von ihr die russische Nation verlangt, und daß Ihre 
Hoheit angenommen und sich einverstanden erklärt habe, mit allem, was 
man von ihr verlangte. Ich konnte noch nicht genau erfahren, was dies 
für Bedingungen sind, aber nach dem zu urteilen, was ich erfahren habe, 
unterscheiden sie sich wenig von denjenigen, welche ich Ihnen mit letzter 
Post mitgeteilt habe ?).“ 


Und die mit letzter Post mitgeteilten Bedingungen sind 
die Punkte der Regierungsform. Mit andern Worten: jetzt 
identifiziert De Liria seinen Verfassungsplan mit den Kondi- 
tionen, von denen er vorher selbst geschrieben hat, daß sie nur 
aus zwei Punkten bestehen. 


3) Ibid. S. 34. 

2) Der Herausgeber des Osemnadcatyj Věk, P. Bartenev, dem das 
Schwanken in der Benennung aufgefallen ist, meint, De Liria verstehe 
unter ,,Nation‘ die Magnaten und sage deshalb später einfach „sie“ 
(S. 30, Anm. 5). Man möclıte diese Deutung akzeptieren, wenn nicht auf 
der gleichen Seite, nachdem zuvor gerade dreimal dies fragliche „sie“ (oni) 
gestanden hat, der Passus folgte: „und alles geht den Weg, daß es schon 
unzweifelhaft ist, daß diese Völker (eti narody) zu ihren alten Gewohn- 
heiten zurückkehren werden“. Somit steht der Gleichung: „sie“ = diese 
Völker = Nation auch nichts im Wege. Uns kommt es hauptsächlich 
darauf an, auf das Tastende und Schwankende in De Lirias Berichten 
hinzuweisen. 

3) A. a. O. S. 36. 
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Und die wirklichen Konditionen, wie wir sie kennen, werden 
wieder zu einem Verfassungsplan! Denn was anderes ist unter 
der Notiz von dem gleichen Tage zu verstehen: — „Man hat 
mir versichert, daß heute oder morgen der neue Verfassungs- 
plan veröffentlicht werden wird“ 1) — als die Bekanntmachung 
der wirklichen Konditionen in der Versammlung des 2. Februar 
(die ihm aber noch bis zum 9./20. Februar unbekannt 
bleiben). 

Dieser „Verfassungsplan‘‘ De Lirias, der seine Entstehung 
einer Kette von Irrtümern und falschen Kombinationen zu ver- 
danken hat, findet bei Magnan günstigen Boden, da dieser 
Diplomat in den gleichen falschen Voraussetzungen und in 
der gleichen Unkenntnis der wahren Vorgänge befangen ist wie 
De Liria. 

Auch für ihn geht die Deputation nach Mitau und die 
Absicht, beschränkende Bedingungen vorzulegen, von den drei 
Körperschaften (O. G. R., Senat und Generalität) aus?). Die 
beiden Bedingungen, die sie der Carin vorzulegen hat, lauten 
genau wie bei De Liria ?); im Anschluß an die zweite Bedingung 
findet sich die gleiche falsche petitio principii, daß der Sinn der 
Konditionen ist, die Ausarbeitung einer Verfassung möglich zu 
machen *). Und so weiß auch er bald von der Arbeit an der 


1) A. a. O. S. 36. 

2) Bericht vom 22. I./2. II., Sbornik LXXV, 457/458: ,,Convinrent 
ensuite d’une deputation composée d’un membre de chaque ordre“ (O.G.R., 
Senat, Generalität und sogar Klerus!). | 

„Cette deputation est chargée de déclarer à cette princesse, qu’en 
venant lui offrir la couronne au nom des états, ce n’est qu’à condition 
expresse et non autrement qu’il lui plaira consentir et approuver les règle- 
ments qui seront faits pour une nouvelle forme de gouvernement", 
und Bericht vom 23. I./3. II., ibid. S. 464: ,, Trois députés furent en- 
voyés ... de la part du grand conseil ..., de la part du sénat ..., de la 
part du corps des généraux“ (jetzt fehlt der Klerus); vgl. auch S. 470. 

3) Ibid. S. 465: Bei der zweiten geradezu wörtliche Übereinstim- 
mung mit De Liria ,,qu’elle se gouverne par un conseil nommé par la 
nation“ — ,‚‚YTO6bI es PYKOBONCTBOBANB COBBTb, HASHAUACMHA Hanieh.“ 

+) Ibid. S. 466: ,,Leur (sc. les Russes) dessein n’est que de lui donner 
la couronne en prêt et de mettre le trône en dépôt entre ses mains, jusqu’à 
ce qu'ils soient convenus entre eux de la nouvelle forme qu’ils donneront 
à leur gouvernement.“ (Vgl. De Liria, Osemnadcatyj Věk S. 30.) 
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nouvelle forme de gouvernement‘ zu berichten 1) und schwankt 
ebenso wie De Liria, wenn er angeben soll, wer eigentlich daran 
arbeitet: bald sind es die „etats‘‘ (die drei obersten Korpo- 
rationen) ?), bald die ,,seigneurs Russiens‘ ®), bald schlechthin 
„les Russes“ 4), nie aber der O. G. R. oder gar D. M. Golicyn. 

Auch er weiß für die neue Regierungsform verschiedene 
Vorbilder anzugeben; zunächst kennt er nur zwei: „England 
und Schweden“. Aber am folgenden Tage sind es schon vier 5); 
er hat wahrscheinlich durch De Liria noch von Polen und der 
aristokratischen Republik erfahren. Bei dieser Gelegenheit betont 
er noch einmal, sich im Wortlaut eng an De Liria anschließend, 
daß die Carin die Krone nur als depositum bekomme (en dé- 
pot) °). Soweit ist Magnan ganz in den Bahnen De Lirias; er 
geht aber über ihn hinaus dadurch, daß er D. M. Golicyn als 
Verfasser für das Verfassungsprojekt angibt, das er von De Liria 
übernommen hat. Sehen wir zu, in welcher Form. 

Nachdem er noch am 26. Januar/6. Februar versichert hat, 
daß die Sachlage äußerst unklar sei, „car chaque personne avec 
qui on converse, ont de différents sentiments ?), weiß er am 
2./13. Februar zu melden, daß die Carin die Konditionen an- 
genommen hat. Diese Schwierigkeit sei behoben; aber schon 
seit vierzehn Tagen wisse man noch immer nicht, „à quoi s’entenir 
en ce lieu-ci sur la forme que prendra le gouvernement.“ Es 
bleibe jetzt noch eine zweite Schwierigkeit, sich zu einigen 
„sur différents articles de l’établissement d’une nouvelle forme 
de gouvernement“. Dann fährt er fort: „M. d’Ostermann fait 
toujours le malade pour se dispenser de mettre la main à cette 


1) Ibid. S. 458, 22. I./2. II.: „C’est à cette œuvre importante que 
l'on travaille actuellement.“ $S. 466, 23. I./3. II: ,,Dans cette vue dif- 
férents modèles de gouvernement les tiennent en suspens sur la sort de 
Russie.“ Folgen die vier Muster. S. 470, 26. I./6. II.: ,,Les ministres qui y 
(sc. forme de gouvernement) travaillent et qui s’assemblent matin et soir 
à cet eflet.“ 

2) S. 458 , l’on“ aus dem Vorhergehenden zu schließen: les états. 

3) S. 459, S. 458: „les anciennes familles russes“. 

4) S. 466, 467 auch „la nation“. und S. 470 ,,les ministres“. 

+) Ibid. S. 458, Bericht vom 22. I./2. II. und S. 466 vom 23. 1./3. II. 

+) S. 466. 

7) S. 470/474 
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œuvre épineuse, et c’est à ce qu’on dit, le vieux prince Galitzin 
du haut conseil qui s’en est chargé. On prétend que l’idée de 
ce ministre a été...“ Und nun bringt er als Verfassungsprojekt 
Golicyn im wesentlichen den gleichen Plan, den De Liria am 
gleichen Tage seinem Hofe als mit den Konditionen, die der 
Carin in Mitau vorgelegt worden seien, identisch bezeichnet hat! 

Aber Golicyn habe seinen Plan zurückgezogen, da der 
niedere Adel „qu’une pareille innovation aux anciennes maximes 
de gouvernement abimerait sans ressource“, mit Opposition 
gedroht habe !). 

Zwei Stellen in diesem Berichte Magnans sind äußerst be- 
fremdend. Nehmen wir an, D. M. Golicyn habe wirklich, 
wie Magnan meint ?), dieses Projekt geplant, dann müssen 
wir uns über den eigenartigen Staatsreformer wundern, der 
ein Projekt, mit dem er sich — nach Miljukovs Anschauung 
— schon jahrelang getragen, wozu er Studien in der schwedi- 
schen Verfassungsgeschichte gemacht hat, und mit dem er 
endlich sein Volk beglücken will, erst dann zu verwirklichen 
sich entschließt, nachdem der deutsche Emporkömmling Oster- 
mann die Abfassung dieser „œuvre épineuse“ abgelehnt hat! 
Und ferner müßte man dem russischen Adel jeden gesunden 
Menschenverstand absprechen, der in einer Verfassung, die ihm 
200 Vertreter zubilligt zur Wahrung seiner Rechte, einen ,,Ein- 
bruch in die alten Regierungsgrundsätze‘ sieht, der ihn ,,ret- 
tungslos in den Abgrund stürzen würde“! 

Könnten uns diese Widersprüche in dem Berichte Magnans 
nicht auf die rechte Spur leiten, sollte nicht doch ein wahrer 
Kern in ihnen stecken ? Auch wir wissen von einer Weigerung 
Ostermanns, an einem Werk, das D. M. Golicyn plant, mitzu- 
arbeiten: wir kennen seinen Versuch in der Nacht zum 19. Ja- 
nuar, sich der Redaktion der Konditionen zu entziehen. Bis zu 
dem Augenblicke, da Magnan den oben angeführten Bericht 
schreibt, hat er noch nichts berichtet über die Entstehung der 
wirklichen Konditionen, er ist noch in dem Wahn befangen, sie 
bestünden nur aus zwei Punkten und gingen von den drei 


1) Sbornik LXXV, 475—477. 
2) Es sei erwähnt, daß Magnan sich äußerst vorsichtig ausdrückt: 
„on dit‘, „on prétend“, a. a. O. S. 476. 
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Korporationen aus. Auch die Nachricht von der Opposition 
des niederen Adels gegen einen Plan D. M. Golicyns ist als durch- 
aus richtig zu akzeptieren. Nur wissen wir, daß die Opposition 
sich eben gegen die Konditionen richtete, deren Inhalt mit Hilfe 
Theophans im niederen Adel bald bekannt wurde. Allmählich 
werden auch die Vorgänge in der Nacht zum 19. Januar, wie 
sie wirklich waren, bekannt; es geht das Gerücht, daß die 
Golicyn „authores zu sein verlauten“ wie Wratislaw sagt 1), 
ja die eigentliche Initiative wird immer mehr bei D. M. Golicyn 
selbst vermutet ?). Aber alle diese Gerüchte, die aus der Ent- 
stehung der unbekannten Konditionen abzuleiten sind, werden 
nicht mit diesen verbunden, da man sie in ihrer Zweizahl zu 
kennen glaubt und in dem Wahn befangen ist, sie seien in 
gemeinsamer Arbeit von O. G. R., Senat und Generalität 
entstanden, sondern mit dem imaginären Verfassungsplan. 
Dann kommt die Aufregung der ersten Tage des Februar hin- 
zu, da der Kurier aus Mitau mit der Nachricht gekommen ist, 
daß die Kaiserin angenommen habe. Es geht das Gerücht, daß 
D. M. Golicyn am 2. Februar mit seinen Plänen hervortreten 
will. Und nun spannt Magnan seine ganze Energie an, um zu 
erfahren, woraus dieser Plan bestehen könne. Er selbst kann 
aber nichts erfahren; da kommt ihm sein neuer Freund, der 
allwissende Herzog De Liria, zu Hilfe und übermittelt ihm 
seinen Plan, den Magnan dann mit den Gerüchten über die 
Entstehung der wirklichen Konditionen verbindet 3). 

p 1) Bericht vom 29. I./9. II. 

3) Westfalen 22. I./2. II. (Korsakov 72—73) berichtet, daß man 
damit beschäftigt ist, die Art der Beschränkung des Absolutismus fest- 
zusetzen, und fährt fort: ,,Gallitzin qui en est l’auteur et le fauteur“‘; und 
Lefort 5./16. II.: „Le grand arc-boutant de toutes ces idées oligarchiques 
c’est Dimitri Galitzine.“ 

3) Es sei darauf hingewiesen, daß für Magnan der von ihm mitge- 
teilte Verfassungsplan Golicyns nicht der Plan des neuen Systems schlecht- 
hin ist, sondern eines von vielen Projekten für die ,,nouvelle forme de 
gouvernement‘. Deshalb steht der am 7./18. mitgeteilte Plan in keinem 
Zusammenhang mit dem Plan Golicyn, sondern ist ein neues Projekt der 
états. Mithin war Miljukov eigentlich nicht zur Kombinierung beider 
Projekte berechtigt, wenn nicht das verbindende Band wäre auf der einen 
Seite der Name Golicyns und einige Bestandteile der Konditionen (Plan 
vom 2./13. II) und auf der andern Seite die wirklichen, von Golicyn aus- 
gehenden Konditionen in hybrider Umgestaltung (Plan vom 7./18. II.). 

Zeitschrift f. osteurop. Geschichte. II. 12 
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Sind die unbekannten wirklichen Konditionen bisher mehr der 
Anlaß zur Entstehung eines Verfassungsplanes schlechthin (De 
Liria)und dannim besonderen eines ,, Verfassungsplanes Golicyn“ 
(Magnan) gewesen, so werden sie, da ihre wesentlichen Be- 
standteile immer mehr bekannt werden, sie selbst aber als 
Konditionen offiziell nicht veröffentlicht werden, von nun an 
auch Inhalt des imaginären Verfassungsplans. Am 7./18. Fe- 
bruar berichtet Magnan: ,,On s’attendait de voir hier ou au- 
jourd’hui paraître le plan du nouveau gouvernement; mais il 
n’en a encore rien été, ce qui fait juger que cette publication 
sera differee jusqu’apres l’arrivée de la nouvelle Czarine‘‘ 1). 
Gibt diese Nachricht nicht fast genau das Ergebnis der tage- 
langen Beratungen im O. G. R. wieder, ob die Konditionen im 
Manifest zu veröffentlichen seien oder nicht? Gerade am 
7. Februar war die wichtige entscheidende Beratung, in der 
die Verchovniki beschlossen, die Veröffentlichung der Kon- 
ditionen bis zur Ankunft Annas aufzuschieben ?). Und weiter 
berichtet Magnan am gleichen Tage, daß es sicher sei, daß die 
Carin „a consenti à toutes les conditions qui luiont été préscrites, 
de même qu’à la même forme de gouvernement que les états 
se sont proposés d'établir“ 3). Das heißt für uns: Anna hat 
die zwei Punkte, die in den wirklichen Konditionen in der Ein- 
leitung stehen, bestätigt und dann die eigentlichen Konditionen. 
Diese wirklichen Konditionen lernt aber Magnan erst am 16./27. 
Februar kennen *). 


1) Ibid. S. 481. 

2) Es ist nicht ausgeschlossen, daß Magnan, der sich jetzt besser - 
orientiert zeigt, etwas davon erfahren hat. Zudem war die Kenntnis von 
diesen Verhandlungen nicht auf den kleinen Kreis der Verchovniki be- 
schränkt, sondern die Sekretäre der Kollegien hatten indirekt auch davon 
erfahren. Vgl. die Notiz im Journal des O. G. R. vom 7./18. II. (Korsakov 
S. 137). 

3) S. 482. 

t) Sbornik LXXV, 494 Korsakov, der auf den durchaus unzu- 
länglichen Abdruck der Berichte Magnans bei Tourgueneff (La Russie 
et les Russes. Paris 1847. Bd. III, 376 fl.) angewiesen war, konnte noch 
der Meinung sein, Magnan sei am frühesten von allen fremden Gesandten — 
schon bald nach dem 22. 1./2. II. über die wirklichen Konditionen unter- 
richtet gewesen (vgl. Thronbesteigung, Beilagen S. 5—6). Die Publikation 
im Sbornik hat uns erst erkennen lassen, wie geradezu gefährlich Tour- 
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Und wenn wir noch einen Beweis für unsere Gleichung „for- 
me de gouvernement“ = Konditionen (die eigentlichen 8 Punkte) 
brauchten, so finden wir ihn in dem gleichen Bericht auf S. 484. 
Magnan glaubt an dem Verhalten der „états“ gegenüber Jagu- 
Zinskij und an der Beförderung Leont’evs zum Generalleutnant 
zu erkennen, daß die „états“ fest entschlossen sind, ihr „projet 
d’une nouvelle forme de gouvernement“ aufrecht zu erhalten und 
fährt dann fort: „quelques-uns prétendent que dans le plan qui 
en a été formé seront compromis les articles suivants, savoir.‘ 
Dann folgen in hybrider Form die wirklichen Konditionen. 

Die genetische Betrachtung hat uns gezeigt, auf wie 
schwachen Stützen das Verfassungsprojekt Golicyn aufgebaut 
ist. Aber sollte nicht der Inhalt für seine Existenz be- 


weisend sein ? 


guenefls Editionsart,. ist. Die beiden Fassungen der Konditionen auf 
S. 379—381 seines Buches sind ganz willkürlich eingerückt. Die zweite 
ist im Sbornik an die richtige Stelle gesetzt als ,, Joint à la lettre de m. de la 
Baune du 25 mars 1730“! Die erste fehlt überhaupt im Sbornik und rührt 
wahrscheinlich gar nicht von Magnan her. Wir haben festgestellt, daß 
sie wörtlich mit der bei Mardefeld (Anlage zum Bericht vom 16./27. II.) 
und Wratislaw (Anlage zum Bericht vom 6./17. III.) mitgeteilten Fassung 
übereinstimmt und glauben, sie auf die in der Europäischen Fama 
(Teil 328, S. 316) vorliegende Fassung, die — wie auch andere Angaben, 
z. B. über die Ereignisse des 25. Februar I730 — ohne Zweifel aus den 
preuBisch-ôsterreichischen Diplomatenberichten geflossen ist, zurückführen 
zu können. Der Umstand, daß die Fassung in der Europ. Fama gegen- 
über Tourgueneff nur 7 Punkte hat, ist irrelevant, da bei der ersteren 
die Punkte 3 und 4 zu einem Punkte (3) zusammengefaßt sind. Wie 
beispiellos unwissenschaftlich Tourgueneff verfahren ist, ergibt auch die 
Tatsache, daß zwei seiner Berichte, die er als von Magnan herrührend aus- 
gibt, wörtliche Übersetzungen aus den Berichten De Lirias sind! (Note 
sur les mêmes événements jointe à une lettre du sieur de Bussy, Moscou, 
19 Mars; Tourgueneff S. 399—401 = De Liria, Osmnadcatyj věk III, 53—54, 
und Bericht vom 2./13. III., S. 402—404 = De Liria S. 55—56.) Sowohl 
die erste Fassung der Konditionen als auch die beiden Berichte fehlen 
natürlich in der jetzt allein maßgebenden Publikation des Sbornik. Daß 
Tourgueneff die beiden oben angeführten Berichte aus den Berichten 
De Lirias entlehnt hat, scheint bisher nicht bekannt gewesen zu sein. 
Überhaupt wäre eine Kritik an dem Abdruck der Berichte Magnans 
durch Tourgueneff in der Einleitung zum Sbornik LXXV erwünscht 
gewesen. 
12* 
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Betrachten wir das Projekt bei De Liria und Magnan ge- 
nauer, so bemerken wir, daß es sich aus zwei verschiedenen 
Bestandteilen zusammensetzt: aus Teilen der wirklichen Kon- 
ditionen !) und aus Entlehnungen fremder Einrichtungen ?). 
Schon Korsakov erkannte in den letzteren schwedischen Ein- 
fluß 3); diese Erkenntnis erfuhr durch die Zitate, die Hjärne 
aus der schwedischen Verfassung anführte, eine wesentliche 
Stütze t). Und da nun Korsakov, Hjärne und Miljukov von 
der Anschauung ausgingen, daß die Konditionen nach schwedi- 
schem Muster gestaltet seien, so war für sie diese Tatsache ein 
neuer Beweis für die Zusammengehörigkeit von Projekt Golicyn 
und Konditionen und für die Existenz des Projektes eine wesent- 
liche Stütze. 

Wir sahen oben, daß De Liria und Magnan, als sie von der 
Arbeit der drei Korporationen am Verfassungsplan berichten, 
in der Angabe des Musters, nach dem gearbeitet werde, schwan- 
ken. Allmählich konnte aber die Annahme für sie immer größere 
Wahrscheinlichkeit gewinnen, daß die schwedische Verfassung 
zum Vorbild genommen werde ê). Und als nun die einzelnen 
Bestimmungen der unbekannten wirklichen Konditionen durch- 


1) Die Carin wird keine Gewalt über das Heer haben; alle Beamten 
werden vom O.G. R. ernannt. Allgemeine Mitregierung des O.G. R. 

3) Oberbefehl der Feldmarschälle, die dem O. G. R. verantwortlich 
sind, über das Heer. Die Finanzen sollen dem Generalrentmeister unter- 
stehen, der ebenfalls dem O. G. R. verantwortlich ist. Die vier Körper- 
schaften: O. G. R., Senat, Adelskammer, Städtekammer. 

3) Thronbesteigung der Kaiserin Anna Ivanovna. Kazań 1880. 
S. 285—286. | 

4) Ryska konstitutionsproject àr 1730 efter svenska förebilder. 
Historisk Tidskrift 1884, Stockholm, S. 238—239. 

5) Vgl. die Notiz bei dem dänischen Gesandten über seine Unter- 
haltung mit D. M. Golicyn über die Frage, welche Verfassung besser sei, 
die englische oder die schwedische; Westfalen hatte die englische für 
durchaus schlecht erklärt (Korsakov, Beilagen S. 73); ferner den Bericht 
des schwedischen Gesandten Ditmer vom 29. I./9. II., daß Tatiščev ihn 
am 24. I. um schwedische Verfassungsurkunden gebeten, da er sie zum 
Muster seines Projektes nehmen wolle und sich auch schon mit Bekannten 
darüber unterhalten habe. Endlich den Bericht des gleichen Gesandten 
über die „jalousie‘‘ der andern fremden Gesandten gegen ihn wegen seiner 
vermeintiichen engen Beziehungen zu den Verchovniki (Historisk Tid- 
skrift 1884, Stockholm, S. 236 Anm. und S. 231 Anm.). 
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sickern, nachdem sie hierbei schon einen UmgestaltungsprozeB 
durchgemacht haben !), werden sie von De Liria nach den ihm 
sicherlich bekannten schwedischen Einrichtungen interpre- 
tiert 2), mit Gerüchten über Adelsprojekte verbunden ?) und so 
zu einem Verfassungsprojekt der drei Korporationen oder auch 
der Nation gemacht, an deren Stelle Magnan dann eine Woche 
später D. M. Golicyn als Verfasser angibt. 

Überblicken wir noch einmal die Entstehung des Ver- 
fassungsprojektes bei De Liria und seine Übernahme durch 
Magnan, vergegenwärtigen wir uns die große Verworrenheit in 
den Berichten beider Diplomaten, die gleichen falschen Vor- 
aussetzungen und dadurch auch die falschen Schlußfolgerungen, 
unterstützt von derSucht, möglichst viel wissen und berichten 


— er 


1) Ein typisches Beispiel hierfür ist der Bericht des Brigadiers 
Kozlov dem Gubernator Volynskij gegenüber. 1 Vgl. oben S. 44. 

3) So sind z. B. die Angaben über den Oberbefehl der Feldmarschälle 
über die Truppen und die Verwaltung der Finanzen durch einen General- 
rentmeister einfach eine Auslegung der Punkte 4 und 8 der wirklichen 
Konditionen mit Hilfe schwedischen Musters. Wie De Liria dabei ver- 
fährt, zeigt auch, daß bei ihm aus der Bestimmung der wirklichen Kon- 
ditionen, daß die Garde unter dem O. G. R. stehen soll (Punkt 4), in dem 
Verfassungsplan der Passus wird: „Die Carin wird nur über die Garde 
verfügen, welche am Hofe Dienst tut.“ 

3) Diese kann er unbedenklich annehmen, da er ja der Ansicht ist, 
die drei Korporationen (O. G. R., Senat und Generalität) arbeiteten ge- 
meinsam an der Verfassung. In dem oben angeführten Bericht Ditmers 
haben wir die Nachricht, daß schon seit dem 23. Januar Beratungen statt- 
gefunden haben. Aus Gerüchten über Adelsprojekte werden die Zahlen- 
angaben für die einzelnen Behörden abzuleiten sein; so findet sich in 
mehreren Projekten ein O. G. R. aus 12 Mitgliedern; ein Senat aus 30 
Mitgliedern wird z. B. in dem extrem-demokratischen Projekt verlangt. 
Vgl. oben S. 58 Anm. 4. Die Angabe der Mitgliederzahl für die Adels- 
kammer (200!) trägt die Erfindung an der Stirn. Keines der Adelspro- 
jekte verlangt mehr als 100 Personen für die allgemeine Adelsversamm- 
lung. Es heißt D. M. Golicyns politische Einsicht zu gering einschätzen, 
wenn man annimmt, er habe mit einer Adelskammer von 200 Mitgliedern, 
zu der noch nach Magnan und Rondeau je 2 Vertreter aus jeder Stadt 
kommen sollten, regieren wollen, während schon die aus kaum 50 Adligen 
bestehenden Gesetzeskommissionen sich als arbeitsunfähig erwiesen oder 
überhaupt nicht zustande kamen, weil die Abgeordneten selbst bei polie 
zeilicher Requisition sich weigerten, zu kommen! Vgl. die Geschichte der 
Kommission von 1728 im Sbornik II, 394 ff. 


182 Walther Recke, 


zu wollen, denken wir daran, daß nur einmal der Name D. M. Go- 
licyn als Verfasser dieses imaginären Projektes auftaucht, um 
sogleich wieder zu verschwinden, daß vier andere zum Teil be- 
deutend besser unterrichtete und vorsichtigere Diplomaten 
nichts von einem Verfassungsplan geschweige denn von einem 
Projekt Golicyn berichten, daß De Liria, der eigentliche Ur- 
heber des Verfassungsplanes, sich in seinem Diario gewisser- 
maßen korrigert und nichts mehr von dem Verfassungsplan be- 
richtet, daß in den offiziellen Protokollen und Journalen des 
O. G. R. und in den übrigen Akten, die in großer Fülle auf uns 
gekommen sind, auch nicht eine Spur von einem Projekt Golicyn 
vorhanden ist, während wir über die Entstehung und den Inhalt 
der Konditionen, den eigentlichen „Verfassungsplan‘“ Golicyns, 
durch zahlreiche Aktenstücke und auch durch das Protokoll 
des O. G. R. selbst vollkommen unterrichtet sind, dann muß 
zum mindesten dem nur durch Diplomatenberichte überlieferten 
Projekt großes Mißtrauen entgegengebracht werden 1). 

Und da sowohl eine Prüfung der in Betracht kommenden 
Stellen in den Berichten der Gesandten De Liria und Magnan 
als auch der Inhalt des vermeintlichen ‚Verfassungsprojektes 
Golicyn‘‘ unzweideutig auf die den fremden Gesandten drei 
Wochen lang unbekannt gebliebenen wirklichen Konditionen hin- 
weisen, deren Verfasserschaft in erster Linie D. M. Golicyn zu- 
zuschreiben ist, so behaupten wir, daß ein Verfassungsprojekt 
des Fürsten D. M. Golicyn nicht vorhanden gewesen ist. Es 
ist hervorgegangen 1. aus dem imaginären Verfassungsplan, 
dessen Entstehung auf die aus Unkenntnis der wirklichen Kon- 
ditionen entsprungene falsche petitio principii, daß erst eine 
Verfassung geschaffen werden solle, zurückzuführen ist; 2. aus 
der Kombination dieses Verfassungsplanes mit den bis zum 
2./13. Februar über die bis dahin unbekannte Entstehung der 


1) Ein neuer Beweis dafür, daß die Konditionen der einzige ,,Ver- 
fassungsplan“ D. M. Golicyns sind, liegt unseres Erachtens darin, daß in 
der unveröffentlichten umfangreichen Eidesformel (siehe unten S. 186), 
die von Korsakov, Miljukov und Kljutevskij mit Recht als Werk Golicyns 
in Anspruch genommen wird, auch nicht eine Spur von dem bei De Liria 
ünd Magnan mitgeteilten Projekte vorhanden ist, während die Kon- 
ditionen in unveränderter Gestalt neben einzelnen Be- 
stimmungen aus Adelsprojekten aufgeführt sind! 
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wirklichen Konditionen auftauchenden Gerüchten, die sich ganz 
natürlich mit dem imaginären Verfassungsplan verbinden 
müssen, da in Magnans Vorstellung die wirklichen Konditionen 
in „conditions‘‘ (die beiden einleitenden Punkte der wirklichen 
Konditionen) und in „forme de gouvernement‘ (die wirklichen 
acht Punkte) zerfallen. 


V. Die Katastrophe. 


D. M. Golicyn hatte durch sein Entgegenkommen am 
2. Februar den Sturm, den er zu bannen glaubte, erst recht 
entfesselt. Er wurde die Geister, die er gerufen hatte, nicht 
mehr los. Immer neue Parteien bildetensich, dieein besonderes 
Projekt aufsetzten; denn jeder einflußreicheMann wollte seinen 
Anhang um sich scharen 1). | 

So wird es auch für Golicyn unmöglich, eine Einigung mit 
den einzelnen Parteien herbeizuführen, zumal da die Erbitterung 
gegen die Verchovniki sich jetzt erst recht entladen kann. Die 
Versammlungen, die jetzt mit Erlaubnis des O.G. R. statt- 
finden, werden nur dazu gedient haben, die durch das Schick- 
sal Jaguzinskijs und seiner Genossen erregten Massen der 
Sljachta agitatorisch zu beeinflussen. Und schon steht der 
größte Teil des Heeres in der Opposition. 

Ein friedlicher Ausgleich war nicht mehr möglich; von 
außen her mußte die Entscheidung kommen. Und so erwarten 
beide Parteien mit Ungeduld den Einzug der Carin, die sich 
seit dem 10. Februar in Vsesvjatskoe (Allerheiligen), einem 
Dorfe vor den Toren Moskaus, befindet. Wer war diese Frau, 
deren Kommen zugleich mit Sorge und voll froher Hoffnung 
erwartet wurde ? 


1) Mardefeld gibt in seiner Relation vom 9./20. II. ein eigenartiges 
Beispiel: „Nachdemmahlen bey jetzigen Conjuncturen allen und jeden 
russischen Untertanen erlaubet ist, seine Gedanken zu eröffnen, auff was 
Weise eine neue Regierungsform am besten und füglichsten eingerichtet 
werden könnte, als hat ein gewisser, sich klug dünkender Knees ( = russ. 
Knjaz = Fürst) einen fremden Ministrum inständigst gebeten, Ihm eine 
rechte Idee von der Regierungsform der Republique Geneve zu geben, 
weil Er solche zur Basi Seines Projects zu nehmen gedächte, gleich als 
wenn das großeste Reich Unseres Continents einerley Interesse mit er- 
wehnter kleinen Republique hätte.“ (G. St. A., Berlin, Rep. XI, C. 34.) 
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Anna Ivanovna 1), die zweite Tochter des Caren Ivan, war 
37 Jahre alt, als sie den russischen Thron bestieg. Ein Leben, 
reich an Trübsal und Enttäuschung lag hinter ihr. Mit 16 Jahren 
dem Herzog von Kurland angetraut, wurde sie schon wenige 
Tage nach der Hochzeit Witwe. Sie blieb auch unvermählt, 
obwohl oft Projekte auftauchten, sie an einen Prinzen zu ver- 
heiraten. Sie wurde der Spielball in der Politik der nordischen 
Mächte ?). 

Solange ihr Oheim, Peter d. Gr., lebte, hatte sie wirk- 
samen Schutz. Denn Peter achtete sie und soll im Scherz 
geäußert haben, es sei schade, daß sie kein Mann sei ?). Aber 
unter Katharina I. und Peter Il. mußte sie viele Demütigungen, 
besonders von Menšikov, dem „gottlosen Knecht“ *) über sich 
ergehen lassen; sie mußte den Machthabern ın Petersburg und 
Moskau schmeicheln und sich vor ihnen beugen. Diese Erleb- 
nisse hatten untilgbare Spuren in ihrem Wesen hinterlassen: 
sie war schwermütig und verbittert. Im Umgang jedoch war 
sie natürlich und leutselig und wußte sich so bald das Zutrauen 
derjenigen zu erwerben, bei denen ihre gewaltige Erscheinung, 
die männlich-harten aber nicht unschönen Züge und ihre starke 
Stimme zuerst ein Gefühl von Furcht erweckt haben mochten. 

Besondere Geistesfähigkeiten besaß sie nicht; tagelang 
konnte sie im Kartenspiel zubringen oder ohne jede Beschäfti- 
gung den Liedern ihrer Kammerzofen und den derben Scherzen 
ihrer Hofnarren lauschen 5). Später übte sie sich mit Leiden- 
schaft im Schießen. Von der Politik verstand sie kaum etwas; 
sie war eine gute Wirtschafterin, das war alles. Die Regierung 
besorgten andere für sie. Auch in den Ereignissen vor ihrer 
Thronbesteigung spielte sie ihre Rolle nach vollständig fest- 


1) Vgl. Kostomarov, Russkaja istorija II, 108—212, Petersburg 
1893. Memoiren des Grafen Ernst v. Münnich. Stuttgart 1896. S. 171 
bis 176. Briefe über Rußland von einem Frauenzimmer (Mrs. Ward) aus 
dem Englischen. Leipzig 1775. S. 64, 79 fl. 

2) Vgl. Th. Schiemann, Historische Zeitschrift 1892, Bd. 68, S. 428 fi. 

3) Magnan, Sbornik LXXV, 495. 

4) So nannte ihn der Erzbischof Theophan in seiner Rede, mit der 
er die Carin bei ihrem Einzuge begrüßte. 

+) Besonders beliebt waren bei ihr Frauen, die unermüdlich erzählen 
konnten. Vgl. Solovev XIX, 262—263. 
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gelegtem Plan; und der Regisseur hinter der Szene war ihr 
Vertrauter Ostermann. Das Programm war meisterhaft auf- 
gesetzt; mit einem glänzenden Auftakt setzte es ein. Die Ver- 
chovniki hatten zu ihr nach Vsesvjatskoe eine Ehrenwache aus 
dem PreobraZensker Garderegiment und den Chevaliersgardes 
geschickt. Mit kühnem Schritt durchbricht die Carin die ge- 
setzten Schranken und ernennt sich selbst aus eigener Macht- 
vollkommenheit zum Obersten der PreobraZensker und zum 
Kapitän der Chevaliersgardes, läßt die Truppen zum Handkuß 
zu und besiegelt den Bund, indem sie jedem Soldaten eigen- 
händig ein Glas Branntwein kredenzt 1). Damit war ihr Sieg 
über die Verchovniki im Grunde schon entschieden 2). Jetzt 
bedurfte es kaum noch ihrer zweideutigen Reden bei dem 
Empfang des O. G. R. und der Annahme des Andreasordens?), 
um den Verchovniki zu zeigen, wessen sie sich von der Carin 
zu versehen hatten. 

Nachdem am 11. Februar der junge Car beerdigt worden 
ist, erfolgt am 15. der Einzug der neuen Carin. Wenn die 
Verchovniki ihren Plan noch sichern wollten, so mußten sie 
möglichst bald der von ihnen gewählten Carin vom Volke den 
Eid der Treue ablegen lassen. Aber dadurch sahen sie sich 
wieder einer großen Verlegenheit gegenübergestellt. Wie soll 
die Eidesformel abgefaßt sein? Sollen in ihr die Konditionen 
aufgeführt werden ? 

Es ıst ein eigenartiges Aktenstück erhalten, das in einer 
umfangreichen Eidesformel die Konditionen und fast alle Adels- 


1) De Liria, Osmnadcatyj vök III, 42. Lefort 16./27. II., Sbornik V. 
Ditmer 19. II./1. III., Historisk Tidskrift S. 254. Wratislaw berichtet am 
16./27. II. ebenfalls davon. Schon Katharina I. befolgte das gleiche 
Rezept, um die Garde für sich zu gewinnen. Vgl. Kljutevskij, Vorlesungen 
IV, 345. 

2) Die fremden Gesandten weisen in ihren Berichten besonders darauf 
hin. Vgl. auch Wratislaw: „Es scheyne eine mannliche Resolution von 
derselben und der rechte Weg zu seyn, den ihr zu flechten angefangenen 
Knopf kurzumb aufzulösen.“ XK. K. H. H. St. A. Wien. 

3) Die Erzählung bei Manstein (Mémoires S. 40), Anna habe den 
Orden selbst angelegt mit den Worten: „Wahrhaftig, ich habe vergessen, 

-ihn anzulegen“, klingt sensationell, wird aber einigermaßen gestützt durch 
Wratislaw, der am 16./27. II. berichtet, Anna habe bei Empfang der 
Deputation „sehr zweydeutige Antworten“ erteilt. 
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projekte unter einen Generalnenner +) bringt. Hätte diese Eides- 
formel vielleicht die streitenden Parteien versöhnen können ? 
Miljukov nennt sie „das letzte Wort des O. G. R. und die äußer- 
ste Grenze seiner Konzessionen“ 2). 

Bei genauer Betrachtung gewinnt man aber doch einen 
anderen Eindruck. Für uns ist sie ein neues Dokument der 
unehrlichen und feigen Politik D. M. Golicyns. Nach ein- 
leitenden Worten über den Tod Peters II. und Annas Thron- 
besteigung ‚auf Grund allgemeiner Wahl der Leute weltlichen 
und geistlichen Standes“ folgen die von der Carin unterschrie- 
benen Konditionen, darauf die Eidesformel selbst 3) und dann 
16 Punkte. 

Diese zeichnen sich aus durch schöne Phrasen, die zu nichts 


1) Vgl. Brückner, Russische Revue XX, 32. 

3) Verchovniki i Sljachta S. 36. Ebendort bemerkt Miljukov 
zu ihrer Entstehung, daß D. M. Golicyn nach der Ankunft der Carin die 
Arbeit an seinem Projekte aufgeschoben und statt dessen seine Kon- 
zessionen gegenüber dem Adel in die Eidesformel gesetzt habe. Korsakov 
meint, diese Eidesformel sei der Generalität, dem Senat und Synod vor- 
gelegt worden, als diese das Protokoll vom 2. Februar unterzeichneten 
(S. 188). Diese Behauptung enthält einen Widerspruch in sich, denn die 
Unterzeichnung des Protokolls erfolgte in der Zeit vom 4. bis 8. Februar 
(Korsakov S. 156). Am 5. aber wurde das erste und am 7. erst das zweite 
Projekt eingereicht. Die übrigen kamen erst in den nächsten Tagen. 
Somit können doch nicht die später eingereichten Projekte in der vorher 
vorgelegten Eidesformel enthalten sein. Waliszewski (L’heritage de Pierre 
le Grand S. 140) verwechselt diesmal das Projekt Golicyn mit der Eides- 
formel aus 16 Punkten (oben S. 60 sahen wir, daß er das Projekt Sekiotov 
und das Projekt Golicyn identifizierte) und behauptet, die Eidesformel sei 
nur durch die Berichte der fremden Gesandten bekannt geworden; während 
in Wirklichkeit die fremden Gesandten nichts von ihr, sondern nur von 
einem Projekt Golicyn melden und die Eidesformel aus 16 Punkten nur 
als Aktenstück im russischen Staatsarchiv erhalten ist! (Vgl. KorsakovS.183.) 

3) „Um dessentwillen wir, Ih. Majestät treuergebene Untertanen, 
sowohl der O. G. R., der geistliche Synod, Senat und Generalität und 
auch alle Leute des ganzen russischen Volkes geistlichen und weltlichen 
Standes ... schwören Ih. Maj. treuergebene Untertanen zu sein. Und 
schwören vor Gott, unserem allmächtigen Schöpfer, daß wir kraft der 
obengenannten, von Ih. Maj. festgesetztenundbe- 
stätigten Konditionen zum allgemeinen Nutzen und Wohl- 
ergehen des ganzen Staates die Regierung in Allem dementsprechend 
führen werden.“ (Vgl. Solovev XIX, 257—259; Korsakov S. 183—188.) 


Die Verfassungspläne der russischen Oligarchen usw. 187 


verpflichteten, so z. B. daß der O. G. R. nicht besteht, um sich 
selbst Macht zu verschaffen, sondern zum besten des Staates; 
oder, daß der O. G. R. bei Entscheidung aller Angelegenheiten 
daran denken soll, daß „nicht die Personen über das Gesetz, 
sondern daß dieses über die Menschen herrscht und weder auf 
Familien soll man Rücksicht nehmen, noch auf irgendeine 
Fährlichkeit, sondern nur nach dem allgemeinen Wohle streben 
sonder Furcht, jeder eingedenk des letzten Gerichts“. Daneben 
aber behält sich der O. G. R. das Recht vor, gemeinsam mit 
dem Senat, also in geringer Zahl, die Vakanzen im O.G. R. 
zu besetzen, während die Opposition verlangt hat, daß dies 
durch eine große Versammlung der Generalität und Sljachta, 
die 70—100 Personen umfaßte, geschehen solle. Die Obliegen- 
heiten des O. G. R. werden in allgemeinen Phrasen abgetan. 
Dem Klerus werden große Konzessionen gemacht und dem Adel 
viele der Erleichterungen gewährt, um die er in den Projekten 
gebeten hat. Zwar wird versprochen, daß bei „wichtigen und 
neuen Angelegenheiten“ zur Beratung aufgefordert werden 
sollen: Senat, Generalität, die Mitglieder der Kollegien und an- 
gesehene Leute aus dem Adel, aber die wichtigste Forderung: 
Teilnahme an der Regierung und Einfluß auf die Besetzung 
des O. G. R. und der höchsten Beamtenstellen bleibt versagt. 
Auch waren alle Konzessionen illusorisch, solange der O. G. R. 
in seinem gegenwärtigen Bestande und seiner geringen Zahl 
bestehen blieb und die Hauptbefugnisse in sich konzentrierte. 
Das war eben der unlösbare Widerspruch: die Konditionen 
blieben in ihrem vollen Umfang erhalten, wurden aber durch 
einen Schwall schöner Redensarten und durchaus überflüssiger 
Bestimmungen vollständig verschleiert 1). 

Man kann wohl verstehen, daß D. M. Golicyn selbst seinem 
Machwerke nicht allzuviel Vertrauen entgegen brachte; er wagte 
es nicht, der Opposition „diese äußerste Grenze der Konzessio- 
nen‘ vorzulegen.?2) Und so erschien bei der Eidesleistung zum 


1) Es sei hier dem Urteil Miljukovs das von Solovev gegenüber- 
gestellt, der auch der Ansicht ist, daß diese Eidesformel nicht befriedigen 
konnte (Geschichte Rußlands XIX, 259, russ.). 

2) Lefort weiß von dem Versuch des Feldmarschalls Dolgorukij zu 
berichten, das Preobraïensker Garderegiment für die Carin und den O. G. R. 
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allgemeinen Erstaunen eine ganz harmlose Eidesformel !). 
Noch einmal versuchten die Verchovniki eine Einigung herbei- 
zuführen. Sie nahmen die oben angeführten rhetorischen Stellen 
aus der Eidesformel, fügten die Bestimmung über die Besetzung 
im ©. G. R. durch ihn selbst gemeinsam mit dem Senat und das 
Verfahren bei Beratung über wichtige und neue Angelegenheiten 
hinzu 2). Aber die Gegner vermochten sie damit auch nicht 
auf ihre Seite zu ziehen; sie scharten nur noch zum letzten Mal 
ihre Getreuen, von denen viele in verwandtschaftlichen Be- 
ziehungen zu ihnen standen, um sich 8). 

D. M. Golicyn hatte mit ansehen müssen, wie es immer 
einsamer um ihn wurde, wie der O.G.R., auf dem er seine 
Macht aufzubauen gedachte, in sich selbst zerfiel. Am 19. Ja- 
nuar, dem Höhepunkte seiner Macht, hatte er Ostermann, der 


in Eid zu nehmen. Die Soldaten sollen aber gedroht haben, sie wollten 
ihm die Knochen zerschlagen, wenn er darauf bestände (Sbornik V, 360). 

1) „Ich... schwöre, Ihro Majestät und meines Vaterlandes Nutzen 
und Wohlfahrt zu suchen, die Gesundheit und Ehre Ih. Maj. und des 
ganzen Reichs Erhaltung und Wohlergehen in Acht zu nehmen. Falls 
auch Ih. Maj. und meinem Vaterlande etwas Widerwärtiges zustoßen 
sollte... usw.“ (nach der Übers. in den Relationen Mardefelds, sonst 
auch bei Schmidt-Phiseldek, Materialien zur russischen Geschichte II, 
401—402, russisch bei Korsakov S. 245—246). Es stand kein Wort 
von den Konditionen noch überhaupt vom O. G. R. darin; oder glaubten 
etwa die Verchovniki, durch die Hinzufügung „Vaterland“ sich eine 
Hintertür offengelassen zu haben ? 

3) Solovév XIX, 257; Korsakov S. 250—251 und Sbornik „Utro“, 
Moskau 1859, S. 378. Wir haben dies Aktenstück oben S. 59 die Pro- 
klamation des O. G. R. genannt. 

3) Neben den Verchovniki (Ostermann ausgenommen) und ihren 
Verwandten (darunter auch Safirov) unterzeichneten u. a. der dritte Feld- 
marschall I. Iu. Trubeckoj, der General en chef M. A. Matjuëkin, Wirkl. 
Geh. Rat Graf I. A. Mussin-Puskin, Generalleutnant Dmitriev-Mamonov 
(der Schwager der neuen Carin), der Wirkl. Staatsrat 1. Koltovskoj, der 
vorher das Projekt Öerkasskij unterzeichnet hatte. Außerdem noch 37 
Stabs- und Oberoffiziere, 14 Chevaliergardisten (von insgesamt 60) und 
21 unbedeutende Hofbeamte; im ganzen 97 Personen. Diesen standen 
nahezu 800 als Unterzeichner der Oppositionsprojekte gegenüber! Die 
Angabe bei Bernhardi, Geschichte RuBlands II? 116, daß Graf F. A. 
Apraksin der Verfasser sei, stammt von Longinov (Osemnadcatyj Věk III, 
173) und wird dort nur als Tradition angegeben, ist aber quellenmäßig 
nicht zu belegen. 
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ihm eine wirkliche Stütze hätte werden können, durch seine 
engen Beziehungen zu V. L. Dolgorukij von sich gestoßen. 
Golovkin, der greise Kanzler, dessen Gegnerschaft sich schon 
am 19. Januar geregt hatte, ging nach dem 2. Februar, da sein 
Schwiegersohn JaguZinskij verhaftet wurde, offen zur Oppo- 
sition über. Bei den Beratungen über die Frage, ob die Kon- 
ditionen zu veröffentlichen seien, war die Gegnerschaft des ehr- 
lichen Feldmarschalls Dolgorukij, dem das unaufrichtige und 
schwächliche Vorgehen schon längst zuwider war, offen zum 
Ausdruck gekommen. Den Fürsten Aleksëj Dolgorukij, dessen 
Gemeinschaft ihn besonders kompromittierte, hatte Golicyn mit 
klugem Bedacht schon bald nach dem Tode des Caren von 
sich abgeschüttelt !). 

Verhängnisvoll sollte aber für ihn die lange Abwesen- 
heit von V. L. Dolgorukij werden. Mochte er nun diesem 
schlauen Diplomaten durch die Gesandtschaft nach Mitau ein 
Zeichen seines Vertrauens geben, oder wollte er — und das 
ist auch möglich — sich hierdurch von der Gegenwart des 
gefährlichen Mannes haben befreien wollen — gerade dieser 
Schritt sollte dazu beitragen, seinen Plan zu vernichten. Mit 
der Ankunft der Carin tritt V. L. Dolgorukij wieder auf die 
politische Bühne, aber in veränderter Gestalt. Aus dem eifrigen 
Mitarbeiter am 19. Januar ist ein sehr verdächtiger Rivale ge- 
worden. Er hält sich nicht nur geflissentlich von den Be- 
ratungen des O. G. R. fern, sondern schließt sich, wie es scheint, 
immer enger an die Carin an ?), bezieht im Kreml’ ein Zimmer 
neben dem ihrigen ?) und läßt niemanden allein zu ihr. Die 
Verchovniki haben sich selbst die Hände gebunden, indem sie 
ihm diese Vorschrift am 19. Januar in der Instruktion mit- 
gaben. Jetzt befolgt er sie nur zu gut. Auf der andern Seite 
sucht er sogar die Adelsopposition für sich zu gewinnen. Er 
läßt verbreiten, daß er die Konditionen gar nicht unterzeichnet 


— 


1) Vgl. Lefort 26. I./6. II. und 29.1./9. II., Sbornik V, 346, 348; 
auch Mardefeld 22. I./2. II. „Der Kaiserlichen Braut Vater, dessen 
Brüder und Kinder sind anjetzo in sehr schlechtem Ansehen“. G. St. A, 
(fehlt im Sbornik XV). 

3) Lefort 19. II./2. III, Sbornik V, 359. 

3) Theophans Erzählung, Russkij Archiv 1909, I, 439. Magnan 
23. 11./6. III., Sbornik LXXV, 498. 
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habe !), und macht einseitig von sich aus einen Vorschlag zur 
Versöhnung mit der Opposition, der wirklich entgegenkommend 
war ?). 

Und so scheint es ihm zu gelingen, die Führung an sich zu 
reißen; er ist das Faktotum, an ihn wenden sich alle. Es gehen 
sogar Gerüchte, als strebe er danach, wie Lefort sich ausdrückt, 
der O. G. R. allein zu werden ?). Er wird der Carin insinuiren, 
sich absolut zu machen, wie ihre Vorfahren, indem er die all- 
gemeine Verwirrung benutzt ‘). 

Jetzt ist für Ostermann der entscheidende Augenblick ge- 
kommen. Es bedarf nur eines Anstoßes, um den künstlichen 
Bau Golicyns, dem nach und nach alle Stützen entzogen worden 
sind und der in sich selbst klaffende Risse zeigt, zu stürzen. Die 
Krankheit Ostermanns verschlimmert sich 5), das heißt für die 
Eingeweihten: jetzt geht er aus der Reserve, in der er aber 
durchaus nicht untätig war‘), zum Angriff vor. Aber immer 
hinter der Szene bleibend schiebt er unsichtbar sichtbar die 
Massen und die einzelnen Persönlichkeiten nach seinem Willen, 
knüpft an berechtigte Wünsche an, läßt seine Werkzeuge im 
Bewußtsein aus eigener Initiative zu handeln, während er in 
Wirklichkeit alle leitet. Wie in einem gut exponierten Drama 
lösen sich alle Verknüpfungen glatt auf, und das Ziel, das ihm 


1) Lefort 16./27. II., a. a. O. S. 358. 

2) Vgl. Korsakov S. 251. Er fordert Vergrößerung der Mitglieder- 
zahl des O. G. R. Vakanzen im O. G. R. sollen durch diesen selbst, gemein- 
sam mit Senat und Generalität, besetzt werden. Alle Beschlüsse des 
O.G.R. sollen veröffentlicht werden. Über notwendige Maßnahmen soll durch 
gewählte Vertreter des Adels beraten werden unter Bericht an die Kaiserin. 
Vgl. auch Magnan a. a. O.: „Il n’y a sorte de politesse et d’attention 
dont il muse envers les uns et les autres pour se concilier l'affection de 
chacun, s’étant par là érigé en médiateur entre la Czarine et les grands 
de ce pays-ci dans les difficultés qui se sont rencontrées à la formation du 
nouveau plan de gouvernement.“ 

3) Lefort a. a. O.: ,, Devenir le grand conseil, lui tout seul.“ 

4) Magnan 16./27. II., a. a. O. 495. 

5) Wratislaw 16./27. II. Ostermanns „meistens für angenommene 
oder doch wenigstens nicht so schwer zu sein gemuthmaßete unpäßlichkeit 
wird fast gefährlich. Der Verlust wäre ungemein groß“. 

°) Derselbe 12./13. II. Ostermann ,,thut nichts weniger in der 
Stille umb seinen principiis von ein oder anderm Theil den Riegel nicht 
gar vorschieben zu lassen“. K. K. H. H. St. A. Wien. 
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schon am 19. Januar klar vor Augen gestanden hat, erreicht 
er fünf Wochen später trotz mancher Wechselfälle und retar- 
dierender Momente dank seiner souveränen Beherrschung der 
menschlichen Natur 1). 

Einen großen Teil des Heeres, der im Absolutismus das 
einzige Heil sieht, weiß er schon auf seiner Seite. Aber noch 
stehen der dritte Feldmarschall Iv. Iu. Trubeckoj und der 
General en chef Matjuskin mit ihrem militärischen Anhang auf 
Seiten der Golicyn. Wie leicht kann es da im entscheidenden 
Augenblick zu einem blutigen Zusammenstoß zwischen den An- 
hängern der Golicyn und denen der Carin kommen, der den 
glücklichen Ausgang seines Plans aufs äußerste gefährden kann! 
Seine Aufgabe muß es sein, auch diesen Teil des Heeres für 
die Carin zu gewinnen. Sollte es ihm nicht gelingen, die Golicyn, 
wenn nicht auf seine Seite zu ziehen, so doch zu passiver Neutra- 
lität zu bewegen ? D. M. Golicyn kann nicht viel mehr daran 
liegen, auf seinem Plan, der allgemeinen Unwillen hervorgerufen 
hat, zu beharren, zumal da er nicht über die nötigen Macht- 
mittel verfügt und die Unmöglichkeit, ihn mit V. L. Dolgorukij 
gemeinsam auszuführen erkannt hat. Ja, noch mehr, nicht in 
Ostermann hat er seinen ärgsten Feind sehen müssen, sondern 
gerade in V. L. Dolgorukij, an dessen aufrichtiger Gesinnung er 
so bitter hat irre werden müssen. Sein ganzes Streben muß 
jetzt nur darauf gerichtet sein, zu verhindern, daß Dol- 
gorukij sein Ziel erreicht, denn sonst ist er mit seiner ganzen 
Familie verloren. Und so kann er Ostermann von neuem die 
Hand reichen, um mit ihm vereint den verhaßten und gefähr- 
lichen Gegner zu stürzen 2). Es ist sehr wahrscheinlich, daß 
2) Korsakov stellt (S. 254) die Vermutung auf, Ostermann habe 
sich über sein Vorgehen mit dem dänischen Gesandten Westphalen und 
dem Kaiserlichen Gesandten Grafen Wratislaw beraten, indem K. sich 
für den letzteren auf eine unveröflentlichte Depesche dieses Gesandten 
Nr. 17 beruft, aus welcher der Einfluß Wratislaws auf die Besetzung des 
neu zu errichtenden Senates hervorgehen soll. Uns ist diese Angabe in 
.den Berichten Wratislaws nicht begegnet, und auch die Angaben über 
Westphalens Mitarbeiterschaft sind recht haltlos. Und letzten Endes 
brauchte Ostermann wahrlich nicht den Rat dieser beiden Diplomaten, am 
wenigsten den des ängstlichen Westphalen. 

3) Diese Vermutung hat sich uns aus der eigenartigen Tatsache 
ergeben, daß am 25. Februar die übrigen Verchovniki den Ereignissen, 
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die beiden Feldmarschälle Dolgorukij und Trubeckoj vermittelnd 
eingegriffen haben !). ä 

Nachdem Ostermann so auch den Rest des Heeres für 
die Carin gewonnen und dadurch seinem Plan die materielle 
Unterlage, die Stütze der Bajonette, gegeben hat, kann er 
daran gehen, die schwerer zu lenkenden Massen des Adels, 
deren Begehrlichkeit durch die Projekte geweckt ist, nach 
seinem Willen zu beeinflussen. Nicht so leicht werden sie 
den in der Theorie verlockenden Gedanken, an der Regierung 
teilzunehmen, fahren lassen und sich freiwillig für die Wieder- 
herstellung des Absolutismus aussprechen, zumal, da V. L. Dol- 
gorukij ihnen gegenüber großes Entgegenkommen zeigt und 
ihnen verspricht, ihre Wünsche bei der Carin vorzutragen und 
zu befürworten 2). Jetzt gilt es, dem Adel zu zeigen, wessen 
er sich von V. L. Dolgorukij zu versehen hat. Von neuem 


die zum Sturz des O. G. R. führen, fast als passive Zuschauer gegenüber- 
stehen, was zwar beim Feldmarschall Dolgorukij, dem Fürsten A. G. 
Dolgorukij und Golovkin nicht auffallend wäre, bei D. M. Golicyn und 
seinem Bruder, dem Feldmarschall, aber einen tieferen Grund haben muß, 
während doch V. L. Dolgorukij sich alle Mühe gibt, seine Stellung zu 
behaupten. Ferner trifft die Rache der Kaiserin V. L. Dolgorukij beson- 
ders hart, während die beiden Golicyn auffallend milde behandelt werden, 
so daß Mardefeld am 12./24. IV. berichten kann, der Feldmarschall Golicyn 
habe der Kaiserin ,,gleich nach erlangter Souveraineté einen Fußfall gethan 
und umb Verzeihung seiner begangenen Fehler gebeten“ (G. St. A.R. XI, 
Conv. 34). Vgl. auch die Nachricht bei De Liria (Osemnadcatyj Věk III, 63), 
die von Bernhardi II ?, 121. auf die Ereignisse vor dem 25. Februar bezieht. 

1) Wratislaw berichtet im P. S.I vom 6./17. III.: „Und ist sehr 
wahrscheinlich, daß Sie (sc. die Kaiserin) darmit angefangen, den Feld- 
Marschall Dolgoruky von denen übrigen des h. Conseil zu trennen, wie 
er dann unter ihnen der einzige gewesen seyn solte, welcher schon vor der 
begebenen Souveränitäts-Erklährung von dem Anschlag Lufft bekom- 
men — aber solchen gantz gleichgültig abgewartet hätte.“ Schon am 
5./16. II. berichtet Lefort: „On ne saurait m’oter de l’esprit, que le feld- 
maréchal Dolgorouki et Ostermann ne soient sous une coupe pour la 
Czarine, quoique le premier ne crie que liberté“ (Sbornik V, 353). Über 
den Anteil Trubeckojs berichtet Wratislaw in dem oben angeführten 
Bericht, daß von Jussupov ,,sambt denen Fürsten Trobetskoi und Tschir- 
kasskij die Parthey verknüpfet worden‘ sei. 

3) V. L. Dolgorukij muß ein äußerst gewinnendes Wesen besessen 
haben. Der holsteinische Gesandte Bassewitz hat ihn ,,le plus poli et le 
plus aimable des Russes de son temps‘ genannt. 
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kursieren die Erzählungen von den Schandtaten der Dolgorukij 
in den Adelskreisen 1). Es geht sogar das Gerücht, D. M. Golicyn 
und V. L. Dolgorukij seien mit Schweden in Unterhandlung 
getreten und hätten ihm für zwei Millionen die eroberten Ost- 
seeprovinzen abgetreten ?). Und als nun gar die Nachricht ver- 
breitet wird, die Verchovniki wollten von sich aus der Carin 
die absolute Gewalt antragen ?), und V. L. Dolgorukij beab- 
sichtige, die Häupter der Opposition am 25. Februar verhaften 
zu lassen *), da ist die Entscheidung gefallen. Die vorher ge- 
trennten Adelsparteien einigen sich zum Sturze der Oligarchie. 
Während am 23. Februar Mardefeld sich noch mit dem Ge- 
danken trägt, die Pläne der Verchovniki zu begünstigen 5), 
findet am gleichen Abend die entscheidende Beratung des Adels 


1) Lefort 23. 11./6. III., Sbornik V, 360. V.L. Dolgorukij suchte 
den Schlag zu parieren, indem er seine Verwandten von sich abschüttelte. 
Vgl. Bericht Wratislaws vom 19. 11./2. III. ‚Ein Aufsehen giebet, daß 
die gewesene Czaarische Braut und ihr Vatter Alexius Dolgoruky noch 
heutige Nacht oder morgen von hier abgehen, dem gemeinen Verlaut nach 
nur etliche Meylen von hier auf ihre Güthern und dieß zwar auß Anrathen 
des Basilii Dolgoruky zu temporisierung in dermahliger Zeit.“ 

3) Bericht des schwedischen Gesandten Ditmer vom 5./16. III. 
Historisk Tidskrift 1884, Stockholm, S. 267—268. Vgl. Relation Marde- 
felds vom 2./13. II.: „Einige außländische Ministres sind bey den Russen 
im Verdacht, daß sie der Republicanischen Parthey mit Rath und Vor- 
schlägen an die Handt gegangen und bereits von Alliantzen gesprochen, 
welche den nordischen Kronen wider aufhelfen und mit der Zeit Russische 
Macht abbaissiren solten.“ Wie groß die Aufregung im Adel gewesen 
sein muß, geht aus einer Nachricht bei Mardefeld (Relation vom 23. I1./ 
6. III.) hervor: ,,Unter andern hat ein gewisser Offizier sich verlauten 
lassen, daß er ungeachtet des jetzigen Eydes sich unterstehen wolte, wen 
er von der Kayserin dazu beordret würde, denen Herren des hohen 
Conseils die Köpfe auf dem Marckt abschlagen zu lassen.“ G. St. A. 
R. XI, Conv. 34. 

3) Lefort 2./13. III., a. a. O. S. 367. 

4) Schmidt-Phiseldek, Materialien zur russischen Geschichte II, 
32—34. Vgl. auch die Nachricht bei Lefort 2./13. III, Sbornik V, 368, 
Cerkasskij habe am 25. Februar geglaubt, es gehe ihm an das Leben. 

5) Er meint, „mit der Zeit und bey veränderten Conjekturen könnte 
es vielleicht nicht schaden, wan Moscau eine Republic, mithin nicht mehr 
so redoutable wehre, als es bishero gewesen“. Der König war damit 
nicht einverstanden. Am Rande von Mardefelds Rel. steht: ‚Er soll 
vor die Suverenitet sein.“ (G.St.A. R. XI, C. 34.) 
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statt 1). Die monarchische Partei versammelt sich im Hause 
des Fürsten Ivan Barjatinskij und beschließt nach längerer 
Beratung, der Carin die Selbstherrschaft anzutragen, um Ab- 
schaffung des O. G. R. und Errichtung eines Senates zu bitten, 
wie er unter Peter d. Gr. bestanden habe. Von diesem Beschluß 
macht Tatisëev dem im Hause des Fürsten Cerkasskij ver- 
sammelten mehr freiheitlich gesinnten Adel Mitteilung. Nach- 
dem man auch hier lange beraten hat, findet endlich eine Eini- 
gung statt über die Bittschrift, die der junge Gardeoffizier Fürst 
Antioch Kantemir ?) ins Reine schreibt. Darauf bringt man 
die Bittschrift wieder zu Barjatinskij zurück; hier unterschreiben 
74 Adlige. Um 1 Uhr nachts fahren dann alle zu dem Fürsten 
Cerkasskij, wo viele Angehörige der Generalität und Chevaliers- 
garde-Offiziere sie erwarten, von denen noch 93ihre Unterschrift 
geben. Um möglichst viele Unterschriften zu bekommen, fahren 
Fürst Antioch Kantemir und ein anderer junger Gardeoffizier 
Graf Feodor Matvöev noch in der Nacht in die Kasernen der 
Garderegimenter und Chevaliersgardes und sammeln noch 
95 Unterschriften. Am Abend des 24. Februar/7. März wird zur 
Kaiserin ihre Verwandte Praskovja Jurevna Saltykova ge- 
sandt mit der Nachricht, daß man sich geeinigt habe ?). So 
wurde die Carin von dem entschlossenen Adel selbst in die 
Offensive gedrängt. 

Dies war auch ein geschickter Zug Ostermanns, dem es 
sehr viel Mühe gekostet haben soll, die Carin zu dem Schritte, 
vor dem sie so sehr zurückschreckte, zu bewegen ‘). 


1) Die folgenden Angaben sind nach der Aufzeichnung Tatiätevs, 
Sbornik ,,Utro‘ 1859, S. 378, gemacht. 

3) Er war schon 1730 als satirischer Dichter berühmt. 1731 ging 
er als russischer Gesandter nach London und von dort in gleicher Eigen- 
schaft nach Paris. Pekarskij (Nauka i literatura usw. I, 262) ist 
geneigt, im Anschluß an Söerbatov II, 185 den Übertritt Kantemirs 
zur Gegenpartei des O. G. R. auf persönliche Motive zurückzuführen, eine 
Anschauung, die auch Korsakov S. 259 vertritt. Man vergiBt aber, daß 
Kantemir ein intimer Freund des Theophan Prokopovië war und schon 
unter Peter II. die Gewalttätigkeiten der Dolgorukij gegeiBelt hat. Vgl. 
die Biographie Kantemirs von Sementkovskij S. 48. 

3) Vgl. Sterbatov, Gesammelte Werke II, 186. 

4) Mardefeld berichtet am 23. II./6. III.: „Meine Nachrichten wollen, 
daß die Kayserin sich vorgenommen, bis nach geschehener Cröhnung zu 
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Jetzt gab es kein Zurück mehr. 

Am Morgen des 25.1), als es hell wird, finden sich nach 
Beendigung der Frühmesse die Adligen im Kreml’ allmählich 
ein. Um 10 Uhr erscheint der Fürst Cerkasskij; und zu gleicher 
Zeit kommt auch der Generalleutnant Jusupov mit seinem 
Kreise (es waren wohl hauptsächlich Gardeoffiziere) 2). Man 
schickt den Fürsten Cerkasskij zur Kaiserin und läßt um eine 
Audienz bitten). Es sind um diese Zeit wohl 150—200 Per- 
sonen in den Gemächern des Schlosses anwesend gewesen ‘). 

Die Kaiserin erscheint und läßt sogleich die Mitglieder des 
O. G. R. zu sich bitten. Zugleich befiehlt sie dem Kapitän der 
Schloßgarde — einem Deutschen mit Namen Albrecht 5) — 
niemandem anders als dem Major der Garde, Simeon Saltykov, 
zu gehorchen, der dadurch an Stelle V. L. Dolgorukijs Ober- 
befehlshaber der Schloßgarde wird. 

Der Adel wird vorgelassen und überreicht seine Bittschrift, 


temporisiren und alsdann sich der vorigen Autorität wieder anzumassen. 
Die Klügsten aber halten davor, daß aller Verzug schädlich sey; und die 
Kayserin wohl thun würde, von der itzigen irresolution des Ministerii 
und der guten disposition der andern Stände zu profitiren.‘ (G. St. A. 
Berlin, R. XI, C. 34.) Vgl. auch Wratislaw P. S, I. Zum Bericht vom 
6./17. III.: „mit allem deme solle sie von den ihrigen schwer zu be- 
reden gewesen seyn, zur vollziehung dessen, was den Entscheid endlich 
gemachet, zu schreiten.“ K K H. H. St. A. Wien. 

1) Die Ereignisse des 25. Februar werden für uns, wenn nicht noch 
authentische Quellen auftauchen sollten, immer mit einem Schleier bedeckt 
bleiben. Der einzige authentische Bericht, den wir haben, der von Tatistev 
(„Utro“‘ S. 378/79), steht im Gegensatz zu der Majorität der Diplomaten- 
berichte. Diese haben aber auch untereinander große Abweichungen, so 
daß sie eher das Bild trüben als klären. Die Darstellung läßt sich nur 
nach Vermutungen und Kombinationen geben. 

3) De Liria, Osemnadcatyj Věk III, S. 55. 

3) Sammelband ,,Utro“ 1859, S. 378. 

*) Die Zahlenangaben in den Diplomatenberichten sind äußerst ver- 
schieden. Bei Westfalen (Korsakov, Beilagen S. 82) 150, Lefort (Sb. V, 
368) 150 in der Deputation, 800 im Kreml’, Rondeau Sb. LXVI (S.153/154) 
300, Mardefeld 26. 11./9. III. (G. St. A.) 390, Wratislaw 26. II./9. III. 390, 
Magnan (Sb. LXXV S. 511/512) 800. Korsakov (S. 270, Anm. 5) be- 
hauptet, bei Mardefeld (unveröffentlichte Depesche) seien 200 Personen 
angegeben. Diese Angabe muß auf einem Irrtum beruhen. 

5) Mardefeld 26. 11./9. III. (G. St. A. R. XI, C. 34); Wratislaw 
26. 11./9. III. (K. K. H. H. St. A.). 
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die von Tatiščev laut vorgelesen wird 1): man dankt der Kaiserin 
für Unterzeichnung der Punkte; es finden sich aber noch so viel 
unklare Stellen in ihnen, „daß der größte Teil des Volkes in 
Furcht lebet, es möchte künfftighin ein Aufruhr entstehen‘. 
Da der O.G. R. sich weigert, eine Entscheidung zu treffen, 
so bittet der Adel die Kaiserin, „zulassen zu wollen, daß die 
ganze Generalitaet, die Officiers und die von Adel, von jeder 
Familie einer oder zwey noch einmal zusammentreten, die 
Sache untersuchen und nach Erwegung aller Umbstände, eine 
solche Regierungsform einhellig festsetzten, als durch die meisten 
Stimmen determiniret werden wird und selbige Ew. K. M. zur 
Confirmation allerunterthänigst vortragen mögen“ 2). Die 
Kaiserin ist bestürzt über den Inhalt der Bittschrift. Sie hat 
die Proklamation der Selbstherrschaft erwartet; statt dessen 
wird sie gebeten, eine Versammlung zu berufen zur Beschluß- 
fassung über die verhaßten Konditionen und über die Adels- 
projekte. Sollte sie vielleicht von dem Adel getäuscht sein, 
hat man ihr eine Falle gestellt, um sie nur um so besser fangen zu 
können, haben sich Oligarchen und Adel gegen sie verschworen ? 
Der schlaue V. L. Dolgorukij merkt die Bestürzung auf dem 
Gesichte der Kaiserin und glaubt sein Spiel gewonnen; jetzt 
braucht er nur Anna die Selbstherrschaft anzutragen, und 
ist gerettet. Er geht auf die Kaiserin zu und will sie bitten, 
mit ihm in einen Nebensaal zu gehen ?), um sie so von der 
Versammlung zu trennen. Plötzlich jedoch stürmen die Garde- 
offiziere, die schon bei Verlesung der Bittschrift gemurrt haben ¢), 


1) Sammelband ,,Utro“ 1859, S. 378. ; 

3) Beilage zu Mardefelds Rei. 5./16. III. (G. St. A. R. XI C. 34). 
Damit erneuerte der Adel die Forderungen eines anonymen Projektes, 
das den Titel trug: „Mittel, durch die man, wie es scheint, ordentlicher, 
gründlicher und fester abfassen und vollenden kann dieses herrliche und 
für das ganze Volk so nützliche und wichtige Werk“. Vgl. Korsakov 
S. 172—175. 

3) Magnan 26. II./9. HT., Sb. LXXV S. 503; Lefort 2./13. II., Sb. V 
S. 369. 

t) Die verlesene Bittschrift war offenbar nicht mit der bei Tatiščev 
(,Utro“ S. 378) erwähnten identisch; sie trug nur 87 Unterschriften, 
während Tatiščev von 262 berichtet. Dieser Umstand allein wäre aller- 
dings nicht beweisend, weil möglicherweise von der bei Tatiščev erwähnten 
Bittschrift mehrere Kopien kursiert waren, von denen zufällig nur eine 
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vor, werfen sich der Kaiserin zu Füßen und erklären, daß sie 
bereit sind, ihr Leben zu opfern und nicht dulden wollen, daß 
man ihrer Herrin ein Leid zufüge 1). In diesem Augenblick 
tritt die Schwester der Kaiserin, die energische Herzogin von 
Mecklenburg, mit Tinte und Feder in den Saal, sieht Annas 
Schwanken und bestimmt sie, die Bittschrift zu unterzeich- 
nen ?2). Nur zögernd und mehr mechanisch ergreift die Kaiserin 
die Feder und schreibt auf die Bittschrift „so soll es geschehen“ 
(učinit? po semu)*). Darauf befiehlt sie den Versammelten, 
„‚Ihro noch an demselben Nachmittag Ihre Entschließungen zu 
übermitteln. Die Membra des h. Conseils aber behielten Ihro 
K. Maj. bey Sich zur Mahlzeit‘ *). 

So wurden die Verchovniki in Ehrenhaft gehalten; aber 
auch der Adel war nicht frei, er befand sich gleichsam in einem 
Konklave $). Eine eigentliche Beratung, die wohl auch nicht 
beabsichtigt war, konnte nicht zustande kommen, da das un- 
ruhige und gewalttätige Element der Gardeoffiziere die Situ- 


eingereicht wurde. Entscheidend ist aber der Inhalt: bei Tatiščev ist 
unzweideutig von der Absicht des Adels, der Kaiserin in einer Bittschrift 
die Selbstherrschaft anzutragen, die Rede. Auch fehlte unter der ver- 
lesenen Bittschrift der Name Kantemirs, der sie doch ins Reine geschrieben 
hatte. Wie ist der Widerspruch aufzulösen? Hat man eine Hinterlist 
der freiheitlichen Partei des Adels zu vermuten, oder waren alle im Grunde 
gewillt, der Kaiserin die Selbstherrschaft anzutragen, wollten aber von 
ihr offiziell ermächtigt werden, über die ihnen zusagende Regierungsform 
zu beraten, um dann, unter dem Schein der freien Entschließung, sich 
für den Absolutismus zu entscheiden? Für die letzte Vermutung würde 
der Umstand sprechen, daß unter der verlesenen Bittschrift von 87 Unter- 
schriften 52 von Offizieren und Chevalier-Gardisten stammten, die ohnehin 
dem Absolutismus zugeneigt waren, und daß die eigentlichen Führer der 
Bewegung, A. M. Cerkasskij, Tatiščev u. a., diese Bittschrift und auch 
die nachher eingereichte unterzeichnet haben. 

1) De Liria, Osemnadcatyj Věk III, 53. 

2) Lefort 2./13. III., Sbornik V, 369; Rondeau 12./23. III., Sbornik 
LXVI, 166; Magnan 5./16. III., Sbornik LXXV, 512. 

3) Sbornik ,Utro“, Moskau 1859, S. 379. 

4) Mardefeld 26. II./9. III. (G. St. A. R. XI, Conv. 34); Wratislaw 
26. II./9. III. (K. K. H. H. St. A. Wien). 

s) Wratislaw 26. II./9. ITI.: „Indessen bey herangenahter Mittags- 
stund die Herren des hohen Conseil zur Taffel bey Hoff behalten und 
niemand aus dem Schloß gelassen wurde.“ 
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ation beherrschte !). Und jetzt kam die Bittschrift, die in der 
Nacht zum 24. Februar/7. März verfaßt worden war, zur all- 
gemeinen Annahme). 

Gegen 4 Uhr wird der Adel von neuem vorgelassen. Dies- 
mal überreicht der Feldmarschall Trubeckoj 3), der noch vor 
wenigen Tagen auf Seiten der Verchovniki gestanden hat, die 
zweite Bittschrift, die vom Fürsten Antioch Kantemir vor- 
gelesen wird. Der Adel bittet die Kaiserin, die Souveränität, 
wie ihre Vorfahren sie ausgeübt haben, anzunehmen und die 
Konditionen zu vernichten. Nun spielt sich eine eigenartige 
Szene ab. Anna weigert sich zum Schein ‘): „I. K. Maj. re- 
plizirten, daß Ihre Intention wäre, Ihre Unterthanen in Frieden 
und Gerechtigkeit zu regieren. Sie hätten Sich aber über ge- 
wisse Puncta eigenhändig reserviret und müßten also von den 
Membris des Hohen Conseils vernehmen, ob dieselben in das 
Ihro anjetzo vorgetragene Verlangen des Volks mit consentirten. 
Nachdem nun diese Ihre Einwilligung durch Neigung des 
Hauptes zu erkennen gegeben 5), übernahmen I. K. M. die 


1) Die Gardeoffiziere spielten die gleiche Rolle wie bei der Thron- 
besteigung der Kaiserin Katharina I. (vgl. Mardefeld, Sbornik XV, 254; 
Campredon, Sbornik LVIII, 430 und Véstnik Evropy 1894, I, 124). Auch 
diesmal drohten sie, denjenigen, die sich ihrem Willen widersetzen würden, 
die Köpfe abzuschlagen oder sie aus dem Fenster zu stürzen (De Liria. 
Osemnadcatyj Věk III, 53, 56). 

2) Es kann kein Zweifel darüber bestehen, daß die zweite Bittschrift die 
von Tatiščev erwähnte ist, obwohl auch hier in der Zahl der Unterschriften 
eine Differenz vorliegt. Diese zweite Bittschrift trägt nur 166 Unter- 
schriften, unter denen sich aber alle die bei Tatiğčev erwähnten Personen 
befinden. Wir möchten auch hier annehmen, daß eine von mehreren 
Kopien eingereicht worden oder auf uns gekommen ist. Von 87 Unter- 
schriften der ersten Bittschrift kehren 66 auf der zweiten wieder. Gegen 
40 Offiziere, die bisher kein Projekt unterzeichnet haben, finden sich hier 
zum ersten Male. Besonders auffallend sind die Unterschriften des Feld- 
marschalls Trubeckoj, des Generals Matjuskin und noch zweier Unter- 
zeichner des Projekts Matjuskin. 

3) Wratislaw berichtigt sich im P. S. I zum Bericht vom 6./17. III., 
nicht Trubeckoj habe die zweite Bittschrift überreicht, sondern der General- 
leutnant Jusupov. 

+) Mardefeld 26. II./9. ITI., G. St. A. R. XI, C. 34. 

s) Es fiel allgemein auf, daß die Verchovniki gar keinen Widerstand 
leisteten. Vgl. Wratisiaw 6./17. IIJ., P.S. I: „in deme nicht zu ver- 
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Souveraineté." Darauf wird der Staatsrat Maslov gerufen 
und ihm befohlen, die von der Kaiserin unterschriebenen 
„Punkte“ und den Brief aus Mitau zu bringen 1). Dies ge- 
schieht, und die ,,Herren Minister“ des O. G. R. über- 
reichen die beiden Schriftstücke. ‚Und diese Punkte geruhte 
I. Maj. entgegenzunehmen und vor allem Volke zu zer- 
reißen“ ?). 

Dann wendet sich die Kaiserin an den Adel und versichert 
„nochmals in einer sehr gnädigen Anrede, daß sie eine Mutter 
des Vaterlandes seyn und Ihren Untertanen alle ersinnliche 
Gnade widerfahren lassen wolle‘ 3). 


Die zweite Bittschrift enthielt aber doch einige Bedin- 
gungen: der O. G. R. sollte durch einen Senat aus 21 Personen, 
wie er unter der Regierung Peters d. Gr. bestanden hatte, er- 
setzt werden, dessen Mitglieder ebenso wie die Gubernatoren 
und Kollegienpräsidenten von dem Adel durch Ballotierung er- 
wählt werden sollten, „wie es unter Peter des Ersten Regierung 
gewesen sei‘. | 


Aber auch diese Forderung, der letzte Überrest der Adels- 
projekte, sollte nicht in Erfüllung gehen. Die Kaiserin 
Anna war, nachdem sie die uneingeschränkte Selbstherrschaft 
einmal erlangt hatte, nicht gewillt, das wichtige Recht der 
Ernennung zu den höchsten Beamtenstellen aus der Hand zu 
geben. Am 4./15. März wurde der O.G. R. aufgehoben, und 


muthen ware, daß der h. Conseil so schlechter dingen sein Ziel schwinden 
lassen und nicht seinen guten hinterhalt haben würde“. Vgl. auch De 
Liria a. a. O. 8.56. Überhaupt verhielten sich die übrigen Verchovniki 
mit Ausnahme von V. L. Dolgorukij, der noch verzweifelte Anstrengungen 
machte, das Feld zu behaupten, (vgl. Lefort 2./13. III., Sbornik V, 368), 
während der Vorgänge am 25. II. durchaus passiv. 

1) Korsakov 8. 277; Rondeau weiß zu erzählen, Golovkin habe die 
Konditionen schon in der Tasche mit in die Versammlung gebracht 
(Sb. LXVI, 153). 

3) Korsakov S. 277, (Journal des O. G. R.) Magnan, De Liria und 
Rondeau erzählen, die Punkte seien in Fetzen zerrissen worden. Das bei 
Miljukov (Verchovniki i Šljachta) veröffentlichte Faksimile dieser denk - 
würdigen Urkunde zeigt nur einen Riß von oben nach unten. 

3) Mardefeld 26. II./9. III., G. St. A. R. XI, C. 34. 
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ein Senat von 21 Mitgliedern bestellt 1), die aber nicht vom 
Adel gewählt, sondern von der Kaiserin ernannt wurden. Die 
dringendsten Mißstände in der Lage des Adels wurden aller- 
dings im Laufe von Annas Regierung beseitigt ?), aber von den 
Projekten zu sprechen oder gar die Konditionen in Abschrift 
zu besitzen, galt als schweres Verbrechen ®). Und so warnt 
zehn Jahre später Tati$&ev seinen Sohn in seinem Testament: 
„mit denen, welche die Freiheit in andern Staaten loben und 
danach trachten, die Macht des Monarchen einzuschränken, laß 
dich niemals ein: denn dies kann den Staat in die äußerste 
Gefahr bringen, wofür dir die Geschichte unseres Landes klare 
Beweise bieten kann.... Und deswegen geh mit niemandem 
ein Gespräch über diese Dinge ein, und wenn jemand das Ge- 
spräch auf diesen Punkt bringt, dann lenke sogleich ab, damit 
er dir nicht in deine Geheimnisse eindringe“ $). 

Fassen wir die Ergebnisse unserer Untersuchung in einigen 
Sätzen zusammen. Der Versuch im Jahre 1730, den Abso- 
lutismus der russischen Kaiser zu beschränken, ist nicht hervor- 
gegangen aus dem Obersten Geheimen Rat in seiner Gesamtheit, 


1) Polnoe Sobranie Zakonov Nr. 5510: Der neue Senat sollte offenbar 
zur Ausgleichung der Gegensätze dienen, indem er die Verchovniki (außer 
À. G. Dolgorukij) mit einigen ihrer Anhänger (Feldmarschall Trubeckoj, 
General Matjuskin) und auf der andern Seite die Führer der Opposition 
in sich vereinigte (u.a. A. M. Cerkasskij, General Jaguäinskij, General- 
leutnant Ušakov, Saltykov, Jusupov, Cernyéev, Barjatinskij), „damit 
auch desto mehr denen Gallitzin und Dolgoruky eine Gegen-Waage zu 
machen‘, bemerkt Wratislaw am 6./17. III. 

2) Am 1. Juni 1730 wurde eine Kommission eingesetzt zur Prüfung 
der MiBstände in der Armee (Polnoe Sobranie Zakonov Nr. 5571), am 5. Fe- 
bruar 1731 wurde das Ballotieren bei Ernennung der Offiziere wieder her- 
gestellt (P. S. Z. Nr. 5690); die Begrenzung der obligatorischen Dienst- 
zeit auf 25 Jahre, die 1736 erfolgte (a. a. O. Nr. 7142) wurde zwar 1740 
wieder aufgehoben (ibid. Nr. 8195). Die folgenreichsten Maßnahmen waren 
die Begründung des Kadettenkorps, dessen Zöglinge unmittelbar als Of- 
fiziere in die Armee eintraten (29. Juli 1731, ibid. Nr. 5811) und die Auf- 
hebung der Einzelerbfolge und Wiederherstellung der alten Ordnung auf 
Grund des Gesetzeskodex (uloZenie) von 1649 (9. Dezember 1730, ibid. 
Nr. 5653). 

3) Korsakov S. 300—301. 

4) Schulausgabe des Testaments (russ. ), Petersburg 1896, S. 17/18. 
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sondern von einem Mitgliede, dem Fürsten D. M. Golicyn 1). 
Die Absichten dieses Mannes waren durchaus oligarchischer 
Natur 2); sein einziger Verfassungsplan waren die „Konditio- 
nen“, die den Zweck haben sollten, dem O.G. R. den all- 
beherrschenden, unbeschränkten Einfluß, den er faktisch aus- 
geübt hatte, auch staatsrechtlich zu sanktionieren ?). Die 
Opposition gegen das Vorhaben D. M. Golicyns geht in erster 
Linie von der ,,Generalität aus, die in sich den hohen Be- 
amtenadel und die übrigen von den Golicyn und Dolgorukij 
zurückgedrängten fürstlichen und altadligen Geschlechter ver- 
eint. Die große Masse der Sljachta steht anfangs nicht so 
sehr auf seiten der Opposition, zumal da sie wegen der zunächst 
unbekannten Konditionen noch in utopischen Hoffnungen auf 
bessere Zeiten befangen ist. Erst das Bekanntwerden der 
Konditionen am 2./13. Februar und das Vorgehen der Verchov- 
niki gegen den General JaguZinskij und seine Mitwisser unter 
der Sljachta öffnet dieser die Augen über die wahren Ab- 
sichten der Verchovniki und treibt sie auf die Seite der Gene- 
ralität, die ihr zunächst mehr exklusives Projekt den Forde- 
rungen der Sljachta anpaßt. Die Projekte des opponierenden 
Adels sind weniger aus dem Wunsch heraus entstanden, 


1) DaB bei den Konditionen nicht von dem Verfassungsplan der 
Oligarchen, sondern nur D. M. Golicyns gesprochen werden kann, darauf 
hat unseres Wissens zuerst Aleksöev hingewiesen (Russkoe Obozrönie 1897, 
VI, 193). Korsakov spricht noch von den Plänen der Oligarchen (z. B. 
S. 280, 294). 

2) Wir wagen diese Erkenntnis auszusprechen, obwohl Korsakov 
erklärt hat, daß die Ansicht, die Verchovniki hätten oligarchische Zwecke 
verfolgt, nicht als ernst, geschweige denn als wissenschaftlich angesehen 
werden könne (Vocarenie S. 294). 

2) Wie nötig es ist, auf den wahren Charakter der Konditionen hin- 
zuweisen, zeigt der Umstand, daß selbst ein Forscher wie A. Rambeaud 
der Meinung sein konnte, die Konditionen wollten dem russischen Adel 
die Unverletzlichkeit der Person und des Besitzes, das habeas corpus der 
Engländer und das Steuerbewilligungsrecht verbürgen (Geschichte Ruß- 
lands. Deutsche Übers. S. 469). Und auf S. 471 bemerkt er sogar: „Die 
Golicyn und Dolgorukij mußten allerdings diesen großherzigen Versuch 
grausam büßen.“ Jakuëkin, „Staatsgewalt und Projekte staatlicher Re- 
formen“, behauptet, Rußland habe zwei unterschriebene Verfassungen 
gehabt, die von 1730 und die von 1881! 
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an der Regierung des Landes teilzunehmen, als aus der Tendenz, 
die Gefahr einer Oligarchie zweier Familien, die niemandem 
verantwortlich sein wollten, abzuwehren !). Sie können auch 
nicht als konstitutionelle Bestrebungen angesehen werden, da 
alle eng ständischen Charakter tragen ?2). D. M. Golicyn konnte 
seinen Plan nicht ausführen, weil er ihn auf falschen Grund- 
lagen aufgebaut hatte: auf der Überschätzung seiner eigenen 
staatsmännischen Fähigkeiten und der Unterschätzung seiner 
Gegner, die er wie eine Herde nach seinem Willen lenken zu 
können glaubte. 

Der Plan D. M. Golicyns war nur ein schwacher Widerhall 
der bojarischen Machtansprüche im Moskauer Staate des 16. 
und 17. Jahrhunderts ?), nicht erwachsen aus innerem Kraft- 
gefühl, sondern künstlich hervorgerufen in der Reaktion gegen 
den modernen Geist, genährt in der Erinnerung an die roman- 
tisch verklärte Vergangenheit und begünstigt durch die Schwäche 
der monarchischen Gewalt. Er war ein ohnmächtiges Auf- 
bäumen gegen einen historisch gewordenen Prozeß, ein letztes 
Aufflammen des erlöschenden Bojarentums. Wie in der Zeit 
der Wirren zu Beginn des 17. Jahrhunderts das Cartum Moskau, 
gestützt auf den im Zemskij Sobor vertretenen Dienstgutadel, 
siegreich hervorgeht aus dem Kampf mit dem fürstlichen Bo- 
jarentum, so hat im Jahre 1730 der Absolutismus Peters d.Gr., 
ebenfalls gestützt auf die mittleren Schichten des Adels, der 
sich offen zu dem Werk seines Meisters bekennt, die Feuerprobe 
bestanden im Kampfe mit den letzten Überresten dieses fürst- 


1) Wir können im großen Ganzen das Urteil Zagoskins, Verchovniki 
i äljachta, Kazań 1881 S. 22, akzeptieren. 

3) Darauf hat noch letzthin A. Palme, Die russische Staatsver- 
fassung, Berlin 1910, S. 35, hingewiesen. 

3) Auf die Verwandtschaft des Planes des Fürsten D. M. Golicyn 
mit den Aspirationen der Moskauer Bojaren hat zuerst Popov hinge- 
wiesen. Nach ihm hat Zagoskin in seiner äußerst instruktiven oben ange- 
führten Streitschrift Korsakov gegenüber diese Anschauung verfochten, 
ohne aber Brückner überzeugen zu können, der sogar Zagoskins Be- 
hauptung, die „Do-Petrovskaja Ruś“ (das vorpetrinische Rußland) er- 
läutere alles, für gegenstandslos hält! (Russische Revue XX, 39.) Es 
sei bemerkt, daß Kljuéevskij, der hervorragende Kenner der Moskauer 
Periode, die Anschauung Zagoskins teilt. 
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lichen Bojarentums. Der Kurs des Staatsschiffes, der unter 
der Herrschaft der Dolgorukij und Golicyn eine bedenkliche 
Ablenkung erfahren hat, wird mit energischem Ruck der Rich- 
tung wieder zugeführt, die ihm der gewaltige Steuermann ge- 
wiesen. Und das ist die weltgeschichtliche Bedeutung der Er- 
eignisse des Jahres 1730 für die Geschichte Rußlands im 
Rahmen des europäischen Staatensystems. 


204 Friedrich Andreae, 


Katharina II und Mercier de La Riviere. 
Von 
Friedrich Andreae. 


I. 


Die Verfassung, welche der junge Locke im Jahre 1669 
für Süd-Karolina, allerdings auf Wunsch des Lords Ashley, 
seines Gönners, dem ein großer Teil dieser amerikanischen Be- 
sitzung gehörte, noch ganz im mittelalterlich feudalen Sinne 
entwarf 1), eröffnet eine Reihe ähnlicher Versuche, in denen 
die folgenden, ganz von der Freude an den großen philosophi- 
schen Systemen erregten Generationen die Muster von Staats- 
und Gesetzeseinrichtungen, welche sie von den Führern der je- 
weils herrschenden theoretischen Richtungen empfingen, un- 
mittelbar in der Praxis zu verwirklichen trachteten. Dies ge- 
schah besonders zu der Zeit, als Paris so sehr zur Herrin der 
geistigen Bewegungen in Europa geworden war, daß alles, 
was dort erfunden und erdacht wurde, sogleich mit dem Zei- 
chen einer Offenbarung seine Mauern verließ und überdies die 
auf seinem Vorbilde beruhende gesellschaftliche Konvention 
des Jahrhunderts auch die weitesten räumlichen Entfernungen 
schnell und leicht überbrückte. 

Zwar hatte Montesquieu nachdrücklich darauf hingewiesen, 
daß die Gesetze in ihrer Anlage dem Geiste der einzelnen Na- 
tionen angepaßt werden müßten, jenem Volksgeist, der wie- 
derum aus den Lebensbedingungen resultiere, welchen das ein- 
zelne Volk nach seinen natürlichen, vornehmlich klimatischen 
Verhältnissen unterworfen sei. Aber mochte diese Forderung 
auch in der Theorie energisch aufrecht erhalten werden, in der 


1) Hettner, Geschichte d. englischen Literatur (1660—1770), 
Braunschw. 1894®, 147, 148. 
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Wirklichkeit setzte man sich leicht darüber hinweg, wenn man 
sich an solche ausländischen Ratgeber wandte, die nicht nur 
das Volk, welches sie mit ihren Verfassungen beglücken sollten, 
kaum kannten, sondern auch in ihrer Praxis oft genug Grund- 
sätze vertreten mochten, die von dem bekannten: „Was in 
China richtig ist, muß auch in San Marino richtig sein‘ !) 
nicht weit entfernt waren. Von da aus betrachtet, erscheint es 
nicht wunderbar, wenn ziemlich gleichzeitig auf der einen Seite 
die aufständischen Korsen, auf der andern die an der Rettung 
des Reiches verzweifelnden Polen Jean Jacques Rousseau 
um das Muster einer neuen Verfassung angingen, wenn die 
Vertreter der physiokratischen Doktrin, „die selbst von sich 
angab, den gesellschaftlichen Stein der Weisen entdeckt zu 
haben und die ihre Sache auch mit neuen geistigen Mitteln zu 
vertreten wußte“, überallhin eingeladen wurden, ihre gesell- 
schaftlichen Theorien praktisch zu verwirklichen 2). 

Wenn aber so die reformatorisch gesonnenen polnischen 
Konföderierten, die, wie gesagt, an eine Wiedergeburt aus dem 
Schoße der Nation nicht mehr glauben wollten: ‚Rousseau, 
Mably, Frau Meiset und wer immer bekannt war, um Plane 
ersuchten“ 3), so vermochte doch auch die Herrin des andern, 
freilich in wesentlich davon verschiedenen Verhältnissen be- 
findlichen Staates im europäischen Osten der Mithilfe ihrer 
westlichen Nachbarn bei der Ausführung ihrer Gesetzesreform 
nicht zu entbehren. Denn die von Katharina II. mit großer 
Prätension vertretene These, daß Rußland, wie es Peter der 
Große hinterlassen, eine europäische Macht sei *), verpflichtete 
sie, sollte diese Behauptung keine leere bleiben, es erst wirk- 
lich in den Zustand einer solchen zu versetzen. Nicht nur nach 
außen hin. Denn daß „dieses Moskau, das eben erst durch das 


1) Oncken, Geschichte d. Nationalökonomie, Leipzig 1902, I, 416. 

2) ebd. 410 ff., wo die Einflüsse der Physiokraten auf Baden, die 
Schweiz, Österreich, Toskana, Schweden und Polen nachgewiesen werden. 

3) Joh. v. Müller a. Bonstetten, 20. Febr 1779. Sämtl. Werke 
XIV, 41, Tübingen 1812. 

t) Nakaz Imperatricy Ekateriny II, dannyj kommissii o soëinenii 
proekta novago uloäenija (Moskau) 1767 $ 6. — Letzte Ausg. v. Ceëulin, 
St. Petersburg 1907, 2. 
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Genie Peters des Großen den Finsternissen der Barbarei ent- 
rissen war, nachdem es so lange zu den unkultivierten Völkern 
Asiens gehört hatte“, unter Katharinas Regierung tatsächlich 
zu „der ungeheuren Macht“ geworden ist, „deren Gewicht die 
Unabhängigkeit aller Völker bedroht‘ 1), daran zweifelt nie- 
mand. Katharinas Ehrgeiz aber ging weiter. Sie wollte nach 
dem Beispiel Peters, ihres geistigen Ahnen, Rußland dahin 
bringen, daß es auch seiner inneren Verfassung nach den übri- 
gen Völkern Europas nicht nur gleichkäme, sondern sie sogar 
noch darin überträfe. Oder wie sie es selbst gegen das Ende ihrer 
Instruktion von 1767 sagt: „Denn Gott verhüte, daß nach 
Endigung unserer Gesetzgebung ein Volk auf Erden gerechter 
und folglich blühender sein möge als das Unsrige! Die Ab- 
sicht Unserer Gesetze würde alsdann nicht erfüllt sein: ein 
Unglück, welches Ich nicht zu erleben wünsche“ 1). 

Der Weg, den Peter der Große beschritten hatte, wies 
ins Ausland. So sehr ins Ausland, daß man gemeint hat, sein 
vielfach als stockrussisch verspotteter Cin entstamme ur- 
sprünglich dem Hirne des Deutschen Leibniz, der sein Muster 
dafür in der Mandarinenordnung des von ihm vergötterten 
China gefunden habe 3). Eine Behauptung, die man indes 
kaum leichter wird erweisen können als die, daß Katha- 
rina sich bei Abfassung ihrer Instruktion des Konfuzius als 
Vorbildes bedient habe *). Jedenfalls aber hatte Peter für seine 
Reformen im weitesten Maße Ausländer herangezogen. Er 
hatte, um ein weniger bekanntes Bespiel anzuführen, den be- 
rüchtigten John Law zur Übernahme der russischen Finanzen 
zu bewegen gesucht 5), und der von ihm 1720 zur Abfassung 
eines neuen Gesetzbuches berufenen (dritten) Kommission waren 
nicht nur schwedisches und später dänisches Recht als Vorbil- 


1) Ségur, Mémoires ou souvenirs et anecdotes, Paris 1821, 19, 20. 

2) n. d. deutsch. Ausg. Riga u. Mietau 1769 8519, nach Ceöulin 
o. c. 8520 S. 141. 

3) Blum, Ein russischer Staatsmann, Heidelberg 1857, I, 42. 

4) Z é zas , Études historiques sur la législation russe, ancienne et 
moderne, Paris 1862, 148. 

+ Erschu. Gruber, Sect. II, T. XLII, 309. 
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der gegeben!), sondern auch Ausländer als Mitarbeiter zuerteilt 
worden 2). 

Es ist daher leicht erklärlich, daß die Ausländerin Katha- 
rina, die sich zudem, trotz aller Bemühungen, niemals völlig 
zu russifizieren vermochte ?), diesen von Peter eingeschlagenen 
Weg beschritt und — über ihn hinaus schritt. Denn ein Darüber- 
hinaus bedeutet dieser Schritt von der Vorlage eines lebendi- 
gen Rechtes bis zu den rechtsphilosophischen Theorien eines 
Montesquieu und Beccaria allerdings, mag man auch über den 
Wert dieser Neuerung denken wie man will. Man hat aber 
Katharina daraus einen Vorwurf gemacht, daß sie, befangen 
in der abstrakten Denkweise dieser Vorbilder, sich der Schwie- 
rigkeiten, die sich ihrem Unternehmen, auf allgemeiner philo- 
sophischer Grundlage ein neues nationales Recht aufzubauen, 
mit Notwendigkeit entgegenstellen mußten, gar nicht bewußt 
geworden sei. Man hat darauf hingewiesen, daß in ihrer Kom- 
mission von 1767 kein einziger geschulter Rechtslehrer, ja nicht 
einmal ein Mensch gewesen sei, der von den notwendigen Be- 
dingungen, von der notwendigen Methodik eines Rechtsbuches 
auch nur eine Ahnung gehabt habe ?), ein Vorwurf, der übri- 
gens schon in dem überaus schmeichelhaften Schreiben, in dem 
Friedrich der Große ihr für die Übersendung der Instruktion 
dankte, leise anklingt $). Gibt man demgegenüber zu, daß 
Katharina die praktischen Schwierigkeiten ihres Unternehmens 
unterschätzt hat, so darf man doch nicht zugestehen, daß sie 
sich ihrer nicht bewußt wurde. Denn ebenso wie sie einerseits 
ganz allgemein das Interesse der Russen am heimischen Rechte 
zu heben versuchte — sie war die Erste, die an der Moskauer 
Universität und am Petersburger Landkadettenkorps Vor- 


1) Précis des nations historiques pour la formation du corps des 
lois russes, St. Petersb. 1833, 14, 15. 

3) Brückner, Katharina II, Berlin 1883, 430. 

3) Theodor Schiemann, Geschichte Rußlands unter Niko- 
laus I, Berlin 1904, I, 4. 

4) Sbornik russkago istorideskago obätestva XX, 239: 26. Nov. 
1767. Der Vorwurf ist hier in den praktischen Ratschlag eingehüllt, 
Katharina möge so schnell als möglich eine juristische Akademie in RuB- 
land begründen. 
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lesungen über russisches Recht halten ließ 1) —, so machte sie 
anderseits wiederholt Versuche, für das spezielle Unternehmen 
ihres Gesetzeswerkes mangels russischer Kräfte ausländische 
Kapazitäten heranzuziehen. 

Bereits gegen Ende Januar 1764 konnte Choiseul dem 
französischen Geschäftsträger in Petersburg mitteilen, die Carin 
werde nach Vollendung ihrer Instruktion Rechtsgelehrte aus 
verschiedenen Ländern Europas nach Rußland berufen 2). Und 
in der Tat sind schon vorher und, wie es scheint, auch bald 
danach Einladungen an einzelne Juristen in Italien, Deutsch- 
land und Frankreich ergangen. Daß Katharina unter ihnen 
in erster Linie Beccaria zu gewinnen suchte ?), entsprach nicht 
nur ihren Sympathien für seine strafrechtlichen Theorien, 
sondern auch einem gewissen Dankesgefühl. Hatte ihr doch 
der Marchese nächst Montesquieu die wesentlichsten Anre- 
gungen für ihre Instruktion gegeben *). Ferner erging an eine 
Reihe deutscher Gelehrten 5), wie an Johann Peter Wille- 
brand, den Verfasser des Traité sur la police®), und an einzelne 
Mitglieder der Göttingischen Juristen-Fakultät die Auffor- 
derung, an ihrem Gesetzeswerke mitzuarbeiten: ‚ein Darjes ?), 


1) Namentl. Ukaz v. 15. Dez. 1763 a. St. b. Bunge in Mitter- 
maiers Zeitschr. II, 443. 

2) Depesche v. 23. Jan. 1767. 

3) Über die Berufung Beccarias vgl. Sbornik X, 183—185. 
Leider sind die wenigen Dokumente, die mir über die Berufung dieses 
Ausländers bekannt geworden sind, fast alle undatiert. Die wegen der 
Berufung Beccarias in Betracht kommenden Schreiben Katharinas sind 
vom Herausgeber dieses Bandes des Sbornik wohl mit Recht auf den 
April des Jahres 1767 datiert worden. 

t) Nach Bölikovs russischer Ausgabe von Beccarias Delitti e 
pene, Charkov 1889, gehen von 227 Paragraphen der Instruktion, die 
sich mit dem Strafrecht befassen, 114 auf Beccaria und 87 auf Montes- 
quieu zurück. l 

5) [Biester ]: AbriB d. Lebens u. d. Regierung Kaiserin Katha- 
rina JI v. Rußland, Berlin 1797, 210. 

*)Schröder, Lexikon d. hamburg. Schriftsteller VIII, 48 
(Nr. 4390), Hamburg 1883 u. Katharinas Schreiben an Panin wegen 
der Berufung Willebrads (sic) Sbornik X, 242. Vgl. auch den Artikel in 
der A. D. B. 

”) Daries war jedoch nie in Göttingen Professor, sondern in Jens 
und Frankfurt a. O., vgl. Koppe, Jetztlebendes gelehrtes Mecklenburg, 
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ein Pütter, ein Achenwall, ein Selchow, ein Gatterer sollten 
Rußlands Tribonianen werden‘ 1). Allein, trotz vorteilhafter 
Bedingungen, die ihm vom russischen Hofe gemacht worden 
waren, lehnten Beccaria ebenso wie die Göttinger Katharinas 
Antrag ab. So blieb ihr nach des Historikers Blum nicht eben 
geschmackvoller Ausdrucksweise ?) nur der französische Wind- 
beutel Mercier de la Riviere. 


II. 


Dieser Auspruch Blums beruht indessen nicht so sehr, wie 
esscheint, auf derchauvinistischen Entgleisung eines einzelnen, er 
geht auch nicht eigentlich auf das Werturteil einer bestimmten 
Generation zurück, erkennzeichnet vielmehr ganz allgemein die 
Nichtachtung, odersollman besser sagen, die Verachtung, welche 
nicht nur das ausgehende achtzehnte, sondern auch fast das ganze 
neunzehnte Jahrhundert für Mercier de La Rivière gehabt 
hat. Denn mit Recht konnte noch vor etwa zehn Jahren Tour- 
neux, als er zum ersten Male eine wirklich kritische Übersicht 
über das Leben dieses Mannes gab, sagen, daß er heute sehr 
wenig bekannt sei®). Und doch war Merciers Buch von der 


Rostock u. Leipzig 1784, III, 29 ff. Auch die ausführlichere Biographie 
in Schlichtegrolls Nekrolog Gotha 1794 II, 279 ff., enthält keinen Hinweis 
auf eine Berufung D.s nach Rußland. 

1) Nottbeck, Feierliche Rede a. Katharinentage, Jena o. J., 
bei Bilbassov, Katharina II im Urteile d. Weltliteratur, Berlin 1897, 
II, Nr. 1281. Bei Kirchhoff, Die Glückseligkeit des russischen 
Staates unter dem sanften Szepter Katharinae II, Kiel 1777, 66, Anm., 
werden Ayrer, Meister, Pütter, Achenwall und Selchow genannt. Nach 
Pütters Selbstbiographie, Göttingen 1798, 488, 489, wurden Ayrer, 
Meister, Achenwall, Gatterer und Pütter aufgefordert, und zwar war durch 
den russischen Hofrat Johann Georg Model (5. Sept. 1766 a. St.) eine 
Anfrage in dieser Angelegenheit an den Göttingischen Leibmedikus Vogel 
gerichtet worden. Über den Urheber dieser Berufung, Ludw. Aug. Schlözer, 
vgl. die Biographie seines Sohnes, Leipzig 1828, I, 103, 104. Über 
Katharinas Beziehungen zu den Göttingern vgl. die wertvolle Studie 
von Frensdorff in den Nachrichten d. K. Gesellsch. d. Wissenschaften 
zu Göttingen, Phil. Hist. Klasse 1905 Heft 3 und 1906, 242 fl. 

2) Graf J. J. Sievers u. Rußland zu dessen Zeit, Heidelberg 1864, 71. 

3) Diderot et Catherine II, Paris 1899, 14. — Es ist dafür charakte- 
ristisch, daß Waliszewski (Autour d’un tröne, Paris 1895) Mercier de La 
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natürlichen und wesentlichen Ordnung der politischen Gesell- 
schaften nicht nur von vielen seiner Zeitgenossen selbst über 
Montesquieus „Esprit des lois“ gestellt worden !), sondern hatte 
sich auch noch späterhin der lobenden Beurteilung Adam 
Smiths erfreuen dürfen, der dieses Buch die beste Darstellung 
der physiokratischen Lehre genannt hatte ?). Aber erst in un- 
seren Tagen, wo das Interesse der historischen Nationalöko- 
nomie, vornehmlich in Frankreich, wieder mit Vorliebe zu 
Quesnay und seiner Schule zurückkehrt ?), ist mit dem Eifer 
des erneuerten Studiums physiokratischer Schriften auch der 
Wunsch rege geworden, Merciers Leben und Werk von dem 
ihnen anhaftenden Fluche der Verachtung und der Lächer- 
lichkeit zu befreien ê). 

Den Ursprung dieser Lächerlichkeit, in die, wie gesagt, 
Mercier noch bei seinen Lebzeiten verfiel, hat man in dem 
Scheitern jener Reise nach Rußland zu finden gemeint, welche 
der damals achtundvierzigjährige Physiokrat 5) im Jahre 


Riviere mit dem Literaten Seb. Mercier verwechselt, ein Irrtum, der auch 
in der 1909 erschienen Aufl. dieses Buches immer noch nicht verbessert 
wurde. Vgl. S. 273 u. 459. 

1) Vgl. Voltaire a. Damilaville 8. Aug. 1767 (Oeuvres [Beuchot] LXIV, 
327.) — Diderot a. Falconet 6. Sept. 1768 (Oeuvres [Garnier] XVIII, 
274). — Grimm, Correspondance littéraire ed. Tourneux, Paris 1877 ff. 
VIII, 40 (Febr. 1768). 

3) Oncken o. c. I, 336. 

3) Ich verweise auf die bei Grüthner in Paris erscheinenden 
Neudrucke physiokratischer Schriften, unter denen 1910 Dépitre eine 
Ausgabe von Merciers ,,L'ordre naturel et essentiel des sociétés politiques“ 
veranstaltet hat. 

‘) Dépitre ebd. XXXV, Schelle, Le docteur Quesnay, 
Paris 1907, 350. 

5) Ich gebe hier kurz die wichtigsten Lebensdaten Merciers nach 
Tourneux o. c. 14 ff.: Geb. 1719 zu Saumur als Sohn des Generalinten- 
danten von Tours, wurde Paul Le Mercier de la Riviere de Saint-Medard 
Parlamentsrat in Paris. 1747 wurde er Intendant von Martinique und 
kehrte nach der Eroberung dieser Kolonie durch die Engländer nach Paris 
zurück. Nach dem Frieden von Paris ging er wieder nach Martinique, 
von wo er aber schon im folgenden Jahre abberufen wurde, weil er an- 
geblich den ausländischen Handel vor dem französischen während seiner 
Intendantur bevorzugt hatte. Nach seiner Rückkehr im Jahre 1764 
schloß er sich ganz an Quesnay und seine Schule an. 
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1767 angetreten hatte. Infolge dieser miBglückten Reise näm- 
lich sei der an sich sehr verdienstvolle Verfasser des ordre 
naturel ein Opfer der boshaften Verleumdungen geworden, 
welche Katharina und ihr die europäische Fama beherrschender 
philosophischer Anhang über Mercier de La Rivière ausstreuten. 
Denn in dem Augenblicke, wo die Carin an Voltaire schrieb: 
„Herr de Larivière, der vermutete, daß wir noch auf allen Vieren 
gingen, gab sich, sehr höflich, die Mühe, ausdrücklich von 
Martinique zu kommen, um uns auf die Hinterbeine zu setzen‘“!), 
und in demselben Augenblicke, wo dieses Wort von Ferney 
aus blitzartig die Runde durch Europa machte, seien Merciers 
Ruhm und Verdienst ausgetilgt gewesen °). 

In der Tat, man weiß, mit welcher Freude Katharina ihre 
Gegner, auch die politischen ?), auf diese literarische Weise 
zu bekämpfen liebte und wie sie es verstand, immer neue und 
spitzere Waffen aus den Rüstkammern ihres Witzes hervor- 
zuholen, um sie gegen den ins Feld zu führen, der ihren Zorn 
geweckt hatte. Birgt sich doch fast immer unter dieser leichten, 
scheinbar mühelosen Abwehr leidenschaftliche Erregtheit $). 
Man weiß auch, wie sie gerade in diesem Falle unermüdlich 
bei jeder nur von fern sich bietenden Gelegenheit in den Briefen 
an ihre Freunde über diesen „unglücklichen Solon“, diesen 
„Advokaten“ und „denkenden Kommis Turgots““ die Lauge 
ihres Spottes ausgegossen hat 5). Nach seiner Abreise im Früh- 
jahr 1768 ließ sie auf dem Haustheater der Eremitage die Farce 


1) 22. Okt. 1774 a. St. Oeuvres de Voltaire LXIX, 95. 

3) Tourneux, 21. 

3) So richtete sie z. B. gegen Gustaf III von Schweden nach seinem 
unvermuteten Angriff im Jahre 1788 die Farce: Gore Bogatyt. Vgl. 
Brückner, Eine komische Oper aus dem Jahre 1788. Balt. Monatsschr. 
1867, 307 fl. 

4) Vgl. Ségur: Les plus légers coups d’aiguillon blessaient sa 
vanité. Comme elle avait de l’esprit elle aflectait d’un rire, mais on voyait 
bien que ce rire était un peu forcé. Bei Waliszewski, Roman d’une 
impératrice. Paris 14910", 211. 

5) a. Voltaire 16. Dez., 29. Dez. 1774 a. St. Oeuvres de Voltaire 
LXIX, 141; a. Grimm 29. od. 30. Mai. 1779 a. St. u. 4. Aug. 1776 a. St. 
Sbornik XXIII, 142, 153. Vgl. a. d. Briefe a. Falconet: Sbornik XVII 
passim. 

14° 
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Gros-Jean oder die Regimanie 1) aufführen, die Cobenzl, dem 
österreichischen Gesandten zugeschrieben wird und in der unter 
nicht mißzuverstehenden Anspielungen Mercier und seine Be- 
gleiter verspottet wurden ?2). Ja, noch zwanzig Jahre später, 
während der taurischen Reise, gab sie dem französischen Ge- 
sandten Segur einen höchst charakteristischen, detaillierten 
Bericht über Merciers verfehlte Sendung nach Rußland, der 
sich in folgender Überlieferung aus den Memoiren des Grafen 
erhalten hat: „Herr de Larivière machte sich schleunigst auf 
den Weg und hatte nach seiner Ankunft (in Moskau) nichts 
Eiligeres zu tun, als drei nebeneinander liegende Häuser zu 
mieten. Hals über Kopf änderte er alles um und richtete die 
Salons zu Audienzzimmern, die Kammern zu Bureauräumen 
ein. Der Philosoph hatte sich in den Kopf gesetzt, daß ich 
ihn berufen, um mir das Reich regieren zu helfen und uns aus 
den Finsternissen der Barbarei zu ziehen durch die Ausbreitung 
seiner Kenntnisse. Er ließ in großen Buchstaben über die 
Türen seiner zahlreichen Wohnungen schreiben: „Departement 
des Innern, des Handels, der Justiz, der Finanzen, Steuerkammer 
usw.‘ und zu gleicher Zeit richtete er an mehrere Russen oder 
Ausländer, die man ihm als irgendwie unterrichtet bezeichnet 
hatte, die Aufforderung, ihm ihre Papiere vorzuweisen, damit 
sie die Ämter erhalten könnten, für welche er sie geeignet hielt. 
Alles das machte großes Aufsehen in Moskau, und da man 
wußte, daB es auf meine Anordnung geschah, so gelang es ihm, 
eine ganze Menge Leichtgläubiger zu finden, die ihm schon im 
voraus den Hof machten. Mittlerweile kam ich an, und die Ko- 
mödie hörte auf. Ich riß den Gesetzgeber aus seinen Träumen. 
Ich unterhielt mich zwei- oder dreimal mit ihm über sein Buch 
(l’ordre naturel), über das er sehr gut zu reden verstand, denn 
es fehlte ihm wahrhaftig nicht an Geist. Nur die Eitelkeit hatte 

1) Solche Zusammensetzungen mit „manie“, die in der Literatur 
des achtzehnten Jahrhunderts eine gewisse Rolle spielen, es sei nur an 
Pirons „Metromanie“ erinnert, finden sich in Katharinas Briefen an Grimm 
und Voltaire zieinlich häufig. Sie litt z. B., wie sie schreibt, ziemlich 
häufig an der „Legislomanie‘ (vgl. Sbornik XXIII, 13, 38, 78, 159). 
Außerdem finden sich in ihrem Sprachschatze: Plantomanie, Jardinomanie 


und Bätissomanie, etc. 
2) Tourneux, 20, 21. 
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für den Augenblick seinen Kopf verwirrt. Ich entschädigte 
ihn hinlänglich für die Aufwendungen, die er gemacht hatte, 
und wir trennten uns zufrieden. Er vergaß seinen Premier- 
minister-Traum undkehrte in seine Heimat zurück, als Schrift- 
steller befriedigt, als Philosoph jedoch ein wenig beschämt, 
über die Ungeschicklichkeit, zu der ihn seine Anmaßung ver- 
anlaßt hatte“ !). 

Wenn aber aus alledeın Katharinas feindselige Gesinnung 
gegen Mercier de La Riviere allzu deutlich hervorgeht, so geht 
daraus nicht hervor, was in ihr diese feindselige Gesinnung 
entstehen ließ. Denn diese von Segur überlieferte Erzählung 
der Carin, so bezeichnend sie auch für den unbedachten Grün- 
dungseifer der Physiokraten sein mag, ist dennoch legendär 
und bis in die Einzelheiten falsch. Zwar haben auch ernsthafte 
Forscher sich nur zu leicht von dem Reiz dieser Überlieferung 
verführen lassen ?), aber die eigentlichen Quellen wie die Brief- 
wechsel der beteiligten Persönlichkeiten lassen keinen Zweifel, 
daß wir es hier mit einem Irrtum der Erzählerin oder Segurs °) 
zu tun haben, wollen wir nicht eine absichtliche Entstellung 
Katharinas annehmen. 

Auch die andere Memoirenstelle über Merciers russischen 
Aufenthalt in Thiébaults Souvenirs de vingt ans‘) ist, um 
dies hier vorwegzunehmen, mit den authentischen Quellen 
nicht in Einklang zu bringen 5). Endlich muß auch die dritte 
Überlieferung aus den Memoiren der Zeitgenossen, die man 
in den Erinnerungen der Baronin Oberkirch findet und die 
als einzige Äußerung des Auslandes über Merciers russische 

1) Ségur III, 34, 35. 

2) So Rambaud i. d. Revue des deux mondes 1877, III, 265. 
Auch das wenig zureichende Buch von Pingaud, Les Français en 
Russie et les Russes en France, Paris 1886, benutzt kritiklos Ségur als Quelle. 

3) Seine Memoiren sind erst später ,,mit wohlhäbiger Ausführlich- 
keit in dem Stil der Restaurationsepoche“ abgefaßt. Vgl. Ranke, 
Samtl. Werke XXXI, XXXII, 29. 

*) Deutsche Ausgabe, Leipzig 1828, II, 61, 62. 

5) Trotzdem ist auch diese Überlieferung nicht nur von älteren 
Historikern in Frankreich, z. B. in der Bibliographie universelle XXX VI, 
87 u. Nouvelle Biographie XXXV, 27, 28, sondern auch neuerdings von 
Waliszewski, o. c., 244, u. Tourneux, 17, ohne weiteres als 
Quelle benutzt worden. 
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Mission in den Beilagen zur zweiten Auflage des Bibikovschen 
Zapiski!) abgedruckt worden ist, alsapokryph angesehen werden. 
Die Baronin Oberkirch erhielt ihre Informationen in diesem 
Falle durch Katharinas Schwiegertochter, ihre Freundin. Marja 
Feodorovna aber lebte mit ihrem Gemahl Paul Petrovič zu 
Gaëina in einer ziemlichen Entfremdung vom Hofe der Carin. 
Sie konnte also keine wirklich authentischen Nachrichten über 
die Einzelheiten der Vorgänge am Hofe Katharinas liefern, 
ganz abgesehen davon, daß sie zur Zeit von Merciers Reise noch 
gar nicht in Petersburg war. Was also die Baronin nach ihren 
Mitteilungen aufzeichnete, konnte im besten Falle gar nichts 
anderes sein als das in russischen Hofkreisen über diese An- 
gelegenheit verbreitete Gerücht. Und in der Tat enthalten die 
Oberkirchschen Denkwürdigkeiten lediglich eine Kombination 
der aus dem zitierten Briefe Katharinas an Voltaire ?) und 
aus dem Berichte Segurs bekannten Tatsachen, die bisweilen, 
wie es bei der Fortpflanzung solcher Legenden zu geschehen 
pflegt, mit einigen scheinbar realistischeren Detailzügen aus- 
geschmückt wurden. Denn spricht die Carin in dem Briefe 
an Voltaire von dem Solon, der von Martinique gekommen 
sei im Glauben, daß die Russen noch auf allen Vieren gingen, 
so heißt es bei der Oberkirch: „Dieser Lykurg ... der Inten- 
dant von Martinique gewesen war ... hielt die Russen nicht 
für fortgeschrittener als die Neger.“ Oder erzählt Ségur nach 
Katharina: Mercier habe geglaubt, er sei berufen, das Reich 
regieren zu helfen, und habe wohl oder übel seinen Premier- 
minister-Traum vergessen müssen, so weiß die Baronin zu be- 
richten, Mercier sei in der Annahme, die Rolle des Fürsten 
Potemkin (!) zu spielen und Premierminister zu werden, nach 
Rußland gegangen €). Man sieht: diese Memoiren verdienen, 
was Merciers Sendung angeht, keine größere Glaubwürdigkeit 
als die des Grafen Segur und sind keineswegs, wie noch jüngst be- 
hauptet wurde *), dazu geeignet, uns neue Aufschlüsse in dieser 
Frage zu liefern. 


1) Moskau 1865, Beil. Nr. 9, Anm. 92. 

3) S. o. Katharina a. Voltaire, 28. Okt. 1774 a. St. 

3) Mémoires de la baronne d’Oberkirch, Paris 1853, I, 307. 

4) Schelle o. c. 350 (1907). — Da Schelle die Memoiren der 
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Während uns diese abgeleiteten Quellen bei der Unter- 
suchung über die Motive von Katharinas Feindseligkeit gegen 
Mercier de la Riviere nicht nur völlig im Stiche lassen, sondern 
noch dazu die Tatsachen entstellen, bieten uns die primären, 
wie sie hauptsächlich aus den Briefen Katharinas und Merciers 
oder Diderots und Falconets fließen, ein zur annähernden Lösung 
dieser Frage geeignetes einwandfreies Material. Zwar findet 
sich hier und da noch manche Lücke, aber das Vorhandene 
reicht aus, um eine relativ gesicherte Ansicht des Verhält- 
nisses von Katharina II zu Mercier de La Riviere zu geben. 
Es ist das Verdienst von Ch. de Lariviere,!) zum ersten Male 
einen dahin zielenden Versuch unternommen zu haben, ein 
Versuch, der überdies noch durch wesentliche, bis dahin un- 
veröffentlichte archivalische Materialien gestützt worden ist °). 
Außer dieser gründlichen, wenn auch nicht sehr übersichtlichen 
Studie Ch. de Larivieres hat das Thema von Merciers Beziehun- 
gen zu Katharina II wenige Jahre darauf einen neuen Bear- 
beiter gefunden, der im einzelnen zu anderen Ergebnissen ge- 
langt. Gefälliger, obwohl viel weniger gediegen als die erste, 
ist diese zweite Arbeit von Maurice Tourneux schnell populär 
geworden ?) und hat dazu beigetragen, die von Ch. de Lari- 
viere als sicher erkannten Tatsachen wieder zu verwirren. Es 
scheint daher angebracht, zumal, so weit mir bekannt, weder 
in der deutschen, noch in der russischen *) historischen Lite- 
ratur diese Frage eingehender behandelt worden ist, die Um- 
stände des Verhaltens von Katharina II gegenüber Mercier 
de La Riviere hier noch einmal zu untersuchen. 

Um das schnelle Scheitern von Merciers russischer Mission 
zu erklären, hat man neuerdings behauptet, der Verfasser des 
ordre naturel sei gar nicht auf ein ausdrückliches Verlangen 


Baronin Oberkirch, die er übrigens d’Obertkirch (!) nennt, in einen 
Gegensatz zu denen Segurs setzt, darf man wohl annehmen, daß er sie 
nicht gelesen hat. 

1) Vgl. Revue d’hist. litter. de la France 1897 IV, 581 ff. 

2) Archives des affaires étrangères, Corresp. de Russie LXXX, 
LXXXII 1767, 1768. 

3) Vgl. Schelle, 350, Dépitre XXXV,Oncke n I, 246, 336, 421. 

4) Nach einer gütigen Mitteilung des Herrn Professors Veretennikov 
in Chafkov. 
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der Carin, sondern nur auf Betreiben des russischen Bot- 
schafters in Paris und seiner französischen Freunde, insonderheit 
Diderots, nach Rußland gekommen. Gegen solche Versuche, 
ihr den Physiokraten als Ratgeber aufzudrängen, habe sich 
Katharina schließlich ablehnend verhalten !). 

Es ist wahr: Fürst Dmitrij Alekséevié Golicyn, seit 
1762 carischer Botschafter in der französischen Hauptstadt, 
stand nicht nur, wie einer seiner Vorgänger, der Hospodarensohn 
Kantemir, in nahen Beziehungen zur literarischen Welt von 
Paris ?), sondern war auch durch besonders feste, persönliche 
wie wissenschaftliche Einung mit den Mitgliedern der Schule 
Francois Quesnays verbunden ?). Wir wissen ferner, daß ihn 
seine Anteilnahnıe an der russischen Mission Merciers den 
Pariser Botschafterposten kostete. Dazu kommt noch, daß 
unter den Gesandtschaftspapieren Golicyns im Moskauer Ar- 
chiv ein offizielles Einladungsschreiben für Mercier nicht er- 
halten ist, daß sich dagegen dort ein Schreiben des Vizekanzlers 
Golicyn an seinen Vetter, den Gesandten, befindet, welches 
diesen energisch tadelt, weil er Mercier eigenmächtig 12 000 
Livres für die Reise vorgeschossen habe 4). 

Aus diesen Umständen scheint nun allerdings hervorzu- 
‘ gehen, daß Merciers Reise nach Rußland nur auf Betreiben 
des Fürsten Golicyn, nicht aber auf eine ausdrückliche Be- 
rufung Katharinas II erfolgte. Indessen, diese Tatsachen- 
reihe ist nicht lückenlos, und wesentliche Dokumente sind in 
ihr nicht berücksichtigt worden. Vor allem Diderots Erzählung 
über Merciers Berufung aus seinem Briefe an Falconet vom 
6. September 1768. Danach hatte Diderot dem ihm persönlich 
unbekannten Mercier durch sein Eintreten beim Zensor 5) zum 
Drucke des Ordre naturel verholfen. Etwa zu derselben Zeit 
hatte Stackelberg, der russische Gesandte zu Madrid, gelegent- 


— 


1) Tourneux, 16, 17; vgl. a. Oncken I, 421. 

3) Rambaud i. d. Revue polit. et littér., Paris 1878, 1222. 

3) Er schrieb später ein zweibändiges Buch: De l’esprit des écono- 
mistes ou les économistes justifiés d’avoir posé par leurs principes les 
bases de la révolution française (1796); s. Oncken I, 422. 

4) Tourneaux, 17. 

s) Vgl. Tourneux, 16. 
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lich eines Pariser Aufenthaltes, Raynal ersucht, ihm eine in 
Regierungs- und Verwaltungssachen wohl unterrichtete Per- 
sönlichkeit zu empfehlen. Der Abbe hatte Mercier de La Riviere 
genannt. Nach einer Unterredung Stackelbergs mit Mercier war 
von letzterem ein für Katharina bestimmtes Memoire über seine 
politischen Grundsätze verfaßt worden. Dieses Memoire hatte 
in Petersburg den Wunsch hervorgerufen, Mercier nach Ruß- 
land kommen zu lassen. Die dafür benötigten Verhandlungen 
waren von Golicyn in Paris, und zwar im Geheimen, geführt 
worden. Selbst dem bisweilen hinzugezogenen Diderot, dessen 
Bewunderung für Mercier die persönliche Bekanntschaft noch 
vermehrt hatte, war nicht bekannt gegeben worden, worum 
es sich handelte. Schließlich in das Geheimnis eingeweiht, 
hatte er daher keinen Anstoß daran genommen, Mercier zur 
Abreise zu ermutigen!) und ihm einige Empfehlungsbriefe 
mitzugeben. Darauf allein hatte sich seine tätige Anteilnahme 
beschränkt, ebenso wie Golicyn in keinem Punkte eigenmäch- 
tig gehandelt hatte °). 

Aus diesem letzten Satze des Diderotschen Berichtes hat 
nun Tourneux die Tendenz herausgelesen, der Philosoph habe 
sich nach Merciers Katastrophe der Verantwortlichkeit, welche 
man ihm für Merciers Sendung beigemessen hätte, entziehen 
wollen und hat daher diesem Berichte nur wenig Glauben ge- 
schenkt?). Meines Erachtens mit Unrecht. Denn ganz abgesehen 
von der bekannten Lauterkeit seines Charakters, dıe Diderot 
infolge seines hartnäckigen Eintretens für Mercier immer wieder 
in dıe Gefahr brachte, sich mit seinen nächsten Freunden, wie 
Grimm und Falconet, entzweien zu müssen 4), scheint mir der 
Ton, in dem Diderots Brief gehalten ist, nur wenig zu solchem 


1) „„J’encourageai le philosophe à partir, par intérêt pour lui-même 
par attachement pour le prince (Golicyn), et par le devouement le plus 
entier à tout ce qui porte le moindre caractère du désir de notre souve- 
raine.“ Oeuvres XVIII, 272. 

3) Ebd. 272, 273. 

3) o.c. 17. 

4) Grimm, dem dieses Eintreten Diderots für den in der Corre- 
spondance littéraire heftig befehdeten Mercier sehr peinlich war, hat in 
einer wenig sympathischen Weise diese Stellungnahme scheinbar zu 
motivieren und, indem er Diderot dadurch lächerlich machte, zu ent- 
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Vorhaben zu passen. Diderots Briefe an Falconet waren dazu 
bestimmt, von Katharina gelesen zu werden, ebenso wie auch 
die Carın von Falconets Antworten an Diderot vorher unter- 
richtet wurde !). In Diderots Briefe vom 6. September wird 
jedoch nicht nur in einer unumwundenen Hochachtung von 
Mercier gesprochen, sondern auch ausdrücklich betont, daß 
Golicyn nur als Mandatar, nicht aber eigenmächtig gehandelt 
habe. Darin aber liegen gerade die Punkte, die zu vermeiden 
waren, wenn Diderot sich wirklich in diesem Falle aus der 
Affäre ziehen wollte. Mit solcher Absicht stimmt aber auch 
das übrige Verhalten Diderots nur sehr wenig überein. Denn, 
wenn er auch einmal murrend erklärt, er werde in Zukunft 
niemanden mehr nach Rußland empfehlen, so hat er doch 
Falconets Eintreten für de Villiers, einen Gehilfen Merciers, 
mit der gleichen Unverdrossenheit unterstützt ?), mit der er 
späterhin Katharina den französischen Juristen Pierre Chabrit 
als Ratgeber empfahl 3). 

Liegt aber an sich keine Notwendigkeit vor, Diderots Über- 
lieferung zu mißtrauen, so werden die Einzelheiten aus seinem 
Berichte durch andere zuverlässige Quellen in vollem Umfange 
bestätigt. Denn in einem undatierten und auf Grund der vor- 
liegenden Quellen leider nicht mit Sicherheit bestimmbaren 
Schreiben *) gibt Katharina dem Grafen Panin folgenden Auf- 
trag: „Ich beschwöre Sie, an Stackelberg, oder wenn er nicht 
mehr in Paris ist, an den Fürsten Golicyn zu schreiben, damit 


kräften gesucht (Correspond. VII, 445, 446, Okt. 1767). Über Falconets 
Stellung zu Mercier und Diderot vgl. Oeuvres XVIII passim u. Revue 
moderne XXXIX, 381, 382. 

1) Falconet a. Kathar. 16. Aug., 30. Sept. 1767 u. 11. Mai 1768 
a. St. — Kathar. a. Falc. 3. Aug. 1767 u. 24. Mai 1768 a. St. — Sbornik 
XVII, 14, 17, 18, 36, 41. 

3) Oeuvres XVIII, 302. 

>) a. Kathar. 25. Aug. 1781, ebd. XX, 78, 79. 

*) Nach einer unkontrollierbaren Behauptung Waliszewskis in seiner 
gänzlich konfusen Darstellung dieser Angelegenheit (Autour d’un tröne 
1909, 242 ff.) entstand der Plan, Mercier zu berufen, schon 1766. Diderots 
Bericht vom 6. September 1768 macht es indeß wahrscheinlich, daß das 
von Mercier nach Petersburg gesandte Memoire dort erst in den ersten 
Monaten d. J. 1767 anlangte. 
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sie mit Herrn La Rivière in Unterhandlungen treten, um diesen 
Mann nach Rußland zu schaffen (transporter). Erinnern Sie 
besonders daran, daß sein Name in keiner Weise in die Öffent- 
lichkeit gebracht wird, damit ihn das französische Ministerium 
nicht daran hindert, hierher zu kommen. Er war lange in 
Martinique tätig und hat sehr gute Dinge in seinem Memoire !). 
Er wird uns nützlicher sein, als denen, die sich seiner nicht zu 
bedienen wissen‘ ?). 

Dieser Brief spricht für sich selbst, und man erkennt daraus 
ohne weiteres den Urheber von Merciers Berufung. Aber auch 
sonst noch wird Diderots Bericht bestätigt. In einem Briefe 
an Falconet, in dem Katharina alle an Merciers Berufung be- 
teiligten Personen aufzählt, werden Raynal?) und Stackel- 
berg ausdrücklich erwähnt *), und in einem Schreiben Panins 
an Mercier vom 7. November 1767 a. St. heißt es, daß Abbe 
Raynal Stackelberg über Mercier informiert habe 5). 

Jedenfalls geht aus alledem mit Sicherheit hervor, daß 
Mercier auf ein ausdrückliches Verlangen Katharinas nach 
Rußland ging und daß die Vermutung Tourneux’, er sei von 
Golicyn und Diderot der Carin als Ratgeber aufgedrängt wor- 
den, aus den Erklärungen für seine Katastrophe in Petersburg 
ausgeschaltet werden muß. Offen bleiben dabei die Fragen, 
wann diese Berufung Merciers erfolgte, und ob und warum 
Katharina Stackelberg mit der oben erwähnten Mission be- 
auftragte. Golicyns Versetzung von Paris nach dem Haag er- 
klärt sich wohl aus den höfischen Gepflogenheiten: er mußte 
als Mandatar des geschilderten Unternehmens die volle 
Verantwortung dafür tragen. Zudem scheint es, als ob er ın 
dem Glauben, eine für Katharinas Pläne sehr wertvolle Per- 


1) Mit diesem Memoire ist natürlich die Denkschrift für Katharina 
gemeint, nicht aber, wie Ch. de Larivière (S. 589) irrtümlich behauptet, 
das Memoire, welches Mercier als Rechenschaftsablage über seine Inten- 
dantur auf Martinique für Choiseul aufsetzte und welches selbst Grimm als 
l'ouvrage d’un homme d’etat“ erschien. Vgl. Correspond. littér. VIII, 
444 (Okt. 1767). 

3) Sbornik X, 240. 

3) Katharina schreibt Réal statt Raynal. 

+) 29. Nov. 1767 a. St. Sbornik XVII, 30. 

+) BeiBilbassov, Didro v. Peterburgé, St. Petersburg 1884, 284. 
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sönlichkeit gewonnen zu haben, Mercier größere pekuniäre 
Forderungen bewilligte, als sie der russische Hof unter dem 
Eindrucke dieser verfehlten Mission zugestehen wollte 1). 


IV. 


Die Frage nach dem Termin von Merciers Abreise aus 
Paris läßt sich nicht mit aller Bestimmtheit beantworten. In- 
dessen erlauben die zur Verfügung stehenden Quellen wenig- 
stens annähernd anzugeben, wann Mercier Paris verlassen hat. 
Nach einer Mitteilung von Grimm crfolgte seine Abreise acht 
Tage nach deın Erscheinen des ordre naturel ?), welcher im 
Juni 1767 herausgekommen war). Der Empfehlungsbrief 
Diderots für Mercier an Falconet, den der Physiokrat dem 
Bildhauer persönlich überbringen sollte und auch überbracht 
hat *), trägt das ungenaue Datum Juli 1767. In ihm findet 
sich die Notiz, daß Diderot am Abend desselben Tages, an dem 
er diesen Brief schreibt, zum letzten Male mit Mercier zusam- 
men sein werde. Merciers Abreise wird also unmittelbar oder 
doch bald darauf erfolgt sein, d. h. spätestens am 8. Juli, nicht 
aber, wie Ch. de Larivière behauptet, erst im Laufe des August 5). 
In dem gleichen Briefe Diderots an Falconet heißt es: „In 
sechs Wochen oder später werden Sie diesen Brief erhalten.“ 
Mercier traf aber erst zwischen dem 5. und 11. Oktober ®), ver- 
mutlich arn 10.. in Petersburg ein”) und war also mehr als 
zwölf Wochen unterwegs. Man hat nun angenommen, daß 
Mercier wegen dieser unverhältnismäßig langen Dauer seiner 
Reise, die Katharina auf Saumseligkeit zurückgeführt hätte, 
in Petersburg übel empfangen worden sei. 

Diese Annahme gründet sich auf die schon erwähnte Mit- 
teilung Thiébaults, der erzählt, Mercier sei nach Rußland be- 


1) Tourneux, 17; vgl. a. Diderot, Oeuvres XVIII, 281. 

2) Correspond. littér. VIII, 449 (Okt. 1767). 

3) Dépitre VIII. 

4) Vgl. Diderot, Oeuvres XVIII, 235; Kathar. a. Falconet 
3. Aug. 1767 a. St. u. Falc. a. Kathar. 16. Aug. u. 30. Sept. 1767 a. St. 
— Sbornik XVII, 14, 17. 18. 

5) o. c. 589 Anm. 2. 

6) Ebd., 599 n. d. Depesche d. französ. Geschäftstragers Rossignol. 

1) Falconet a. Kathar. 30. Sept. 1767 a. St. — Sbornik XVII, 18. 
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rufen, um Katharinas Instruktion für die Gesetzesversamm- 
lung von 1767, bevor sie den Deputierten übergeben wurde, 
noch einmal durchzusehen. Da sich jedoch der Physiokrat 
weder von seiner Frau, noch von einer Freundin, mit der in 
sehr inniger Verbindung stand, zu trennen vermochte, 
so hatte sich seine Reise, wegen der Neugierde seiner Begleite- 
rinnen, unterwegs alles zu besehen, dermaßen verzögert, daß 
er erst acht Tage nach der Abreise der Kaiserin nach Moskau in 
Petersburg angelangt sei. Katharina, die nicht länger auf ihn 
zu warten vermochte, sei schließlich zornig abgereist, ohne ihm 
Befehle zu hinterlassen, ihr zu folgen. Mercier habe also wohl 
oder übel in Petersburg ihre Rückkehr abwarten müssen !). 
Es ist schwer verständlich, wie diese Erzählung Thiebaults, 
die nur ungegründetes Gerücht enthält, denn Katharina war 
schon am 24. Februar 1767 nach Moskau abgereist ?) und hatte 
seitdem Petersburg nicht wieder betreten, immer wieder kritik- 
los in die historischen Bearbeitungen dieses Themas übernom- 
men worden ist ?). Mercier konnte, da er, wie erwiesen, Anfang 
Juli Paris verließ, nicht einmal zur Eröffnung der gesetzgeben- 
den Versammlung, die am 10. August stattfand, in Petersburg, 
geschweige denn in Moskau sein. Denn da er die Post benutzte ‘), 
so hatte er eine Entfernung von etwa 375 deutschen Meilen 
zurückzulegen 5). Unter den günstigsten Wegeverhältnissen ®) 
hätte Mercier die von Diderot angegebene Frist von sechs 
Wochen einhalten können, wenn er täglich zehn Stunden ohne 


1) Thiebault o. c. II, 61. 

1) Eisenbach, Chronolog. Übersicht über d. russische Ge- 
schichte, Leipzig 1825 II, 25. 

3) Zuletzt v. Tourneux 17. 

4) Mercier a. Raynal 19. Okt. 1767 a. St. b. Bilbassov, Didro, 
149. 

s) Die Poststrecke Paris—Petersburg betrug genau 12 französische 
Posten, 225°/, deutsche Meilen und 522 russische Werst (Siegmeyer, 
Allgemeines Post-Reisebuch, Halle u. Berlin 1819, 176), was ungefähr 
zusammen die oben angegebene Summe ausmacht und sich auch annähernd 
mit Merciers Behauptung, er habe ,,700 lieues“ zurückgelegt, deckt. S. d. 
Brief a. Raynal b. Bilbassov, Didro 149. 

6) Diese vorausgesetzt, rechnete man in Deutschland für fahrende 
Posten auf eine deutsche Meile ein und eine Viertelstunde Fahrtzeit. — 
Krünitz, Encyklopaedie CXV, 679 (1810). 
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Aufenthalt gefahren wäre. Aber auch dann wäre er erst nach 
der Eröffnung der Deputiertenversammlung in Petersburg ein- 
getroffen. Merciers Reise dehnte sich indessen weit länger 
aus. Er erkrankte unterwegs und mußte sich mehrfach auf- 
halten: zuerst in Preußen, später noch einmal vierzehn Tage 
in Riga. Schließlich kam er in die Regenzeit, wo die Wege, 
wie er selbst sagt, „nicht praktikabel‘‘ waren). Diese Tat- 
sachen genügen, die lange Dauer von Merciers Reise zu er- 
klären. Denn die von Thiebault angegebenen Gründe für ihre Ver- 
zögerung passen schlecht zu dem Charakter eines so ehrgeizigen 
Mannes, wie esMercier in der Tat war. Glaubteersich doch, wie 
es sein Freund Dupont de Nemours ausdrückt, dazu berufen, die 
Doktrin der Physiokraten, welche schon seit vier Jahrtausen- 
den in China ihre Gültigkeit hatte, nun auch inmitten des nor- 
dischen Eises in die Wirklichkeit umzusetzen ?). Wie hätte 
er sich von Erreichung eines so ersehnten Zieles, wenn sie an 
die Einhaltung eines bestimmten Termins geknüpft gewesen 
wäre, abhalten lassen, es sei durch die äußerste Notwendigkeit. 
Thiebaults Gerede von den Begleiterinnen Merciers ist über- 
dies nicht als ein Fortspinnen des von den Pariser Gegnern 
Merciers angesponnenen Klatsches, die sich über die gewiß nicht 
 geschmackvolle Art Merciers, mit Frau und Maitresse in der- 
selben Kutsche zu fahren, lustig machten und ihn mit Abraham 
zwischen Sarah und Hagar verglichen *). 

Es liegt aber überhaupt keine Notwendigkeit vor, anzu- 
nehmen, Mercier sei zu einem bestimmten Termin in Peters- 
burg erwartet worden. Keine der russischen oder ausländischen 
Persönlichkeiten, die bei seiner Berufung eine Rolle spielten, 
hat je des Umstandes gedacht, daß Mercier durch seine späte 
Ankunft sich die Gunst Katharinas verscherzt habe. Selbst 


1) „Les chemins sont presqu’impraticables’* a. Raynal 19. Okt. 
1767 a. St. b. Bilbassov, Didro, 150. Vgl. a. d. Depesche Rossignols 
a. Choiseul v. 19. März 1768: ,,les chemins étant alors impraticables“ 
b. Ch. de Larivière, 599. 

3) De l’origine et du progrès d’une science nouvelle 1768. Publ. p. 
Dubois, Paris 1910. 

3) Bachaumont, Mémoires secrètes, Paris 1830, II, 244 (25. Febr. 
1768) Grimm, Correspond. littér. VIII, 449, 450 (Okt. 1767), über 
die Begleiterinnen Merciers. Detail b. Tourneux, 20 Anm. 1. 
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Falconet, der doch alles zusammengetragen hat, was Mercier 
nur irgendwie belasten konnte, macht ihm deswegen nicht den 
geringsten Vorwurf. Nur Rossignol, der französische Geschäfts- 
träger, bemerkt einmal in einer Depesche an Choiseul, daß 
Mercier dort inständigst erwartet wurde. Rossignol stand je- 
doch infolge der gespannten diplomatischen Beziehungen 
zwischen den Höfen und Versailles, die hauptsächlich auf 
Choiseuls blinden Russenhaß !) zurückgingen, außerhalb eines 
intimeren Konnexes zum carischen Hofe. Man darf daher 
annehmen, daß er nicht die Stimmung aus der Umgebung der 
Carin, sondern nur die Wünsche der Mitarbeiter Merciers, die 
schon vor dem Physiokraten in Petersburg eingetroffen waren 2), 
und von deren Ankunft er Kenntnis hatte ?), zum Ausdruck 
brachte. Mithin dürfte auch der Versuch, Merciers Scheitern 
in Rußland mit seiner verspäteten Ankunft zu begründen, ab- 
zuweisen sein. 


V. 


Es erhebt sich nun die Frage, ob Mercier, als er von Paris 
abreiste, zur Erfüllung einer schon bestimmten Mission nach 
Rußland berufen wurde. Die vorliegenden Quellen geben keine 
direkten Anhaltspunkte für ihre Bejahung. Wir wissen aus 
ihnen nur, daß Mercier bei seiner Abreise aus Paris mit dem 
Fürsten Golicyn einen Vertrag schloß, der sich im wesentlichen 
auf die Festsetzung des Reisegeldes für den Physiokraten und 
seine Begleiter beschränkte. Der Vertrag enthielt außerdem 
eine Erklärung Merciers, daß er von seiner Regierung auf zwei 


) Beispiele bei Messelière, Reise nach Petersburg, ed. Musset- 
Pathay, Leipzig 1803 (dtsch. Ausg.), S. 236, 238 und bei Segur II, 181. 

2) Nach einer Depesche d. französ. Geschäftsträgerss Abbé Guyot 
v. 28. Aug. 1767 hatte Mercier einen Adjunkt, namens Bautay und einen 
Sekretär namens Borderier vorausgeschickt (Ch. de Larivière, 598). 
Nach Falconets Brief a. Diderot (Revue moderne 1866, 381, 382) schrieb 
Mercier a. Panin, er sei mit seiner Begleitung eingetroffen, was zusammen 
„six maîtres“ ausmache. Vgl. a. Diderot Oeuvres XVIII, 259, 260. In 
der erwähnten „Regimanie“ treten noch außer Mercier auf: ,,son secrétaire 
Griffonet‘“, , son valet La Famine“ und 3 ‚„‚duuaniers“: Grippe-Tout, Sans- 
Raison u. Force-Ballot. Vgl. Tourneux 20. 

3) Ch. de Larivière 598, 599. 
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Jahre beurlaubt sei, im übrigen war alles, für den Fall, daß er 
bei dem Reformwerke der Carin verwendet werden sollte, der 
Entscheidung Katharinas vorbehalten }). 

In diesem Vertrage ist von einer bestimmten und festen 
Anstellung Merciers bei der Durchführung der Gesetzesreform 
Katharinas also noch nicht die Rede. Indessen lassen sowohl 
Stackelbergs Ansuchen, ihm einen Mann zu empfehlen, der in 
Sachen der „Politik, der Regierung und der Verwaltung unter- 
richtet sei‘‘ 2), als auch Katharinas betonter Hinweis auf die 
administrative Tätigkeit Merciers in Martinique ?) darauf 
schließen, daß man in dem Physiokraten einen Praktiker in 
der Verwaltung zu gewinnen hoffte. Damit stimmt auch die 
spätere Erklärung Panins: Katharina hätte darauf gerechnet, 
daß Mercier einen Posten in der Verwaltung übernehmen würde®), 
überein. Von einem bestimmten Posten ist jedoch ebenfalls 
dabei nicht die Rede. Daß es sich dabei aber mehr um den 
eines praktischen Ratgebers auf speziellem Gebiete, als um 
eine umfassende selbständige Reformtätigkeit handelte, wird 
nach einem Schreiben Katharinas an Elagin über die 
Berufung Beccarias wahrscheinlich. Demzufolge sollte der 
Marchese in den Teilen des Gesetzwerkes, welche er sich selbst 
durch die Veröffentlichung seines Buches gewählt hatte, d.h. 
bei der Strafrechtsreform, verwendet werden. Die Carin würde 
ihm einer nicht näher bezeichneten Persönlichkeit zuweisen 
(adresser), von der es dann abhängen werde, daß er möglichst 
viele Dinge kennen lerne 5). Noch deutlicher ist dies in der 
Anfrage des Hofrates Model an die Göttinger Professoren aus- 
gesprochen: ‚Sie sollten ... von Ihro Kaiserlichen Majestät 
und dem General-Procureur des Russischen Reiches (dem 
Fürsten Wasemskoy) abhangen. Ihre Hauptverrichtung sollte 
seyn, Consulenten in den allgemeinen Gesetzessachen abzu- 
geben“ ®). Vielleicht wollte man mit Mercier ähnlich verfahren. 


1) Depesche Rossignols 16. März 1768, ebd. 599. 

2) Vgl. o. Diderot, Oeuvres XVIII, 273. 

3) Vgl. o. Sbornik X, 240. 

*) N. d. erwähnten Depesche Rossignols b. Ch. de Larivière, 599 
+) Sbornik X, 185. 

t‘) Pütter, Selbstbiographie 488, Brief v. 5. Sept. 1766 a. St. 
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Wenigstens erhielt er nach seiner Ankunft in Petersburg von 
Katharina den Befehl, sich während ihrer Abwesenheit unter 
Panins Leitung nützlich in ihrem Dienste zu beschäftigen. 

Zu diesen offenbar noch gar nicht bestimmten Plänen des 
russischen Hofes hinsichtlich der Verwendung Merciers beim 
Reformwerke Katharinas, steht nun das Betragen des Physio- 
kraten in einem merkwürdigen Gegensatze. Ihn schwellte die 
Hoffnung, die neue Lehre Quesnays, nicht wie der Menschen- 
freund Mirabeau auf dem kleinen Felde von Limousin !), son- 
dern auf dem ungeheuren des russischen Riesenreiches zu ver- 
wirklichen. Ihn begleitete der laute Zuruf seiner Freunde, 
denen, wie gesagt, selbst der Maßstab: Montesquieu, zu klein 
erschien, um ihren Apostel daran zu messen und die ihre Be- 
geisterung für Mercier überall durch die öffentlichen Blätter 
hallen ließen ?). Nachdem ihm ein Stab von Mitarbeitern vor- 
ausgeeilt war, während er doch, wie Diderot berichtet, allein 
und unauffällig reisen sollte ®?), verließ Mercier, des kommen- 
den Erfolges wie seiner selbst gewiß, mit der großen Gebärde 
des künftigen Gesetzgebers und Zivilisators von Rußland Paris. 
Wie radikal er in seiner neuen Reformtätigkeit vorzugehen ge- 
dachte, beweist selbst noch sein bereits unter den ersten Ent- 
täuschungen in Petersburg geschriebener Brief an Abbe Raynal: 
„Noch alles ist in diesem Lande zu schaffen, oder besser, es 
ist alles ab- und neu zu schaffen. Sie begreifen sehr wohl, daß 
willkürlicher Despotismus, uneingeschränkte Sklaverei und Un- 
wissenheit nicht bestehen können, ohne daß sie gleichzeitig 
Mißbräuche aller Art pflanzen, welche sehr tiefe Wurzeln ge- 
schlagen haben; denn es gibt keine kräftigeren und üppigeren 
Pflanzen, als die Mißbräuche. Sie wachsen überall da, wo 
die Unwissenheit sie anbaut“ ®). 

Es ist klar: diese mit überflüssiger Freimütigkeit durch 
Mercier und seine Anhänger verbreiteten Gerüchte von der 
Wichtigkeit und der Zukunft von Merciers Sendung mußten 


1) Ch. de Lariviere 591. 

2) Vgl. Bachaumont Il, 289 (5. Juni 1768) „ce voyage prôné 
avec tant d’emphase dans les papiers publics“. 

3) a. Falconet 6. Sept. 1768. Oeuvres XVIII, 273. 

4) 49. Okt. 1767 a. St. b. Bilbassov, Didro 157. 
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ihren Weg zu Katharinas Ohren finden. Sie kamen sogar 
noch vor dem langsam reisenden Physiokraten in Petersburg 
an. Dafür spricht einmal ein allerdings vier Jahre später ge- 
schriebener Brief Katharinas an Falconet, der die Bemerkung 
enthält: Mercier habe ihr schon vor seiner Ankunft viele Rat- 
schläge erteilt 1). Aber auch von diesem nicht unmittelbar 
zeitgenössischen Dokumente abgesehen, geht aus den Quellen 
deutlich hervor, daß solche Gerüchte noch vor Merciers An- 
wesenheit, spätestens durch die von ihm vorausgesandten Mit- 
arbeiter in der russischen Hauptstadt verbreitet wurden. Denn 
selbst Diderot, der hartnäckige Verteidiger des Physiokraten, 
muß den Anschuldigungen Falconets gegenüber zugeben, daß 
indiskreter Eifer diese enthusiasmierten Sendlinge zu vielen 
Ungeschicklichkeiten veranlaßt habe. Man darf daher wohl 
mit Recht in ihrem Benehmen den tatsächlichen Kern von 
Segurs legendärer Überlieferung erblicken. 

Wie weit diese Gerüchte Merciers letzte radikale Absichten 
verrieten, sei dahingestellt. Der schon erwähnte Auspruch 
Dupont de Nemours’ zeigt, daß darin mindestens die unver- 
hohlene Befriedigung der Physiokraten über die zu verhoffende 
praktische Verwirklichung ihres Systemes in Rußland zum 
Ausdrucke kam. Lag jedoch eine solche Verwirklichung des 
physiokratischen Schulideals im Interesse der Carin, welche 
eben selbst ein eigenes, wenn auch wesentlich auf Montesqieu- 
schen Gedanken fußendes Ideal in ihrer Gesetzgebung zu ver- 
wirklichen trachtete? Man muß bedenken, daß Katharina 
doch den Gedanken hatte, mit ihrer Instruktion die kühnsten 
und zeitgemäßesten Forderungen ihrer Tage vertreten zu haben, 
mußte ihr da nicht Merciers Absicht, ein noch kühneres und, 
wie er und sein Anhang meinten, noch zeitgemäßeres Reform- 
projekt durchzusetzen, geradezu feindlich erscheinen, zumal, 
wenn man annimmt, daß Mercier doch nur zur praktischen 
Mitarbeit an der Ausführung von Katharinas geplanter Ge- 
setzesreform berufen war. Dazu kommt, daß die Anwesenheit 
und das Auftreten der Mitarbeiter Merciers in Petersburg seinen 


1) 7. July 1771 a. St. Sbornik XVII, 136: „L’Intendant de 
la Martinique qui s’en alla d’ici comme il y était venu, après m’avoir 
donné force conseils avant d’arriver.“ 
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Absichten eine scheinbare, schon im Augenblicke bestehende 
Realität verlieh, die nur verwirren konnte und Katharina 
daher unangenehm und verdrießlich sein mußte. Unter diesen 
Umständen konnte auch der überschwängliche Empfehlungs- 
brief Diderots für Mercier nur das Gegenteil von dem erreichen, 
was der Philosoph mit ihm bezweckt hatte. Er konnte die 
offenbar schon damals vorhandene Voreingenommenheit Katha- 
rinas gegen den bedingungslosen Neuerer nur noch verstärken, 
denn er setzte den Physiokraten, den seine Freunde bereits als 
den Überwinder Montesquieus ausgerufen hatten, auch noch 
in einen vorteilhaften Gegensatz zu Männern wie d’Alembert 
und Voltaire, mit deren Anschauungen sich Katharina gleich- 
falls oft und gern identifiziert hatte. Wie übel angebracht 
mußte ihr da Diderots emphatische Schlußwendung erscheinen, 
daß Mercier de La Riviere der Mann sei, welcher sie über den 
Verlust Montesquieus trösten werde !). 

Das Verhalten Katharinas entspricht der hier aufgestellten 
Behauptung, daß sie noch vor der Ankunft Merciers sich von 
der Gefährlichkeit seiner Absichten für ihre Unternehmung 
überzeugt hatte, durchaus. Am 11. Oktober hatte ihr Falconet 
den Empfehlungsbrief Diderots übersandt ?). Am 23. Oktober 
antwortet sie darauf mit der Bitte, Falconet möge ihr seine 
Meinung über Mercier de La Riviere sagen. Sie wünsche nicht, 
daß er die Sache von einem zu souveränen Standpunkte anfasse, 
sonst könne er ihr unnütz werden à). 

Man sieht, welche Wandlung sich in Katharinas Gesinnung 
seit dem Tage, an dem sie Panin ,,beschwor“, Mercier unter 
allen Umständen nach Rußland zu schaffen *), vollzogen hat. 
War es das dünkelhafte und unpolitische Gebahren Merciers 
und seiner Anhänger, welches, wie gesagt, selbst Diderot als 
eine große Torheit bezeichnete 5), was diese Wandlung in der 
Stimmung der darüber verletzten Carin hervorrief? Oder war 


1) Oeuvres XVIII, 236. 
3) Sbornik XVII, 18. 30. Sept. 1767 a. St. 
3) ibid 21. 12. Okt. 1767 a. St.: „qu’il ne le prenne pas sur un ton 
trop haut“. 
+) Vgl. o. Sbornik X, 240. 
s) Oeuvres XVIII, 259. 
16° 
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es, wie Rossignol meinte, Katharinas Eifersucht auf Merciers 
literarischen Ruhm und die Besorgnis, er könne ihre Verdienste 
als Gesetzgeberin schmälerin ? Sicherlich enthalten beide An- 
sichten etwas Richtiges, aber das eigentlich Entscheidende 
drücken sie nicht aus. Rossignol nicht, indem er Merciers Vor- 
gehen als das eines gemäßigten und besonnenen Mannes hin- 
stellt und Katharinas abträgliches Verhalten gegen Mercier 
lediglich auf grundlos verletzte Eitelkeit zurückführt. Diderot 
nur insofern, als durch das unkluge und prahlerische Auftreten 
des Physiokraten bei seiner Abreise und während seiner Fahrt 
Katharina sich schon vorzeitig Merciers wahre Absichten offen- 
barten. In welchem unvereinbaren Gegensatze aber diese Ab- 
sichten zu den Wünschen und dem Willen der Selbstherrscherin 
standen, ist oben dargelegt worden. So mußten indem Augen- 
blicke, in welchem Katharina zur klaren Erkenntnis dieses 
Gegensatzes kam, was, wie nachzuweisen versucht wurde, noch 
vor Merciers Eintreffen geschah, die weiteren Schicksale des 
Physiokraten in Rußland besiegelt sein. 


Hier möchte ich noch auf eine Behauptung August Onckens 
‘eingehen: daß Merciers russische Reise darum erfolglos ge- 
blieben sei, weil Katharina schon bei der ersten Audienz, die 
sie ihm gewährte, in ihm einen unverbesserlichen und für ihre 
Zwecke untauglichen Doktrinär erkannt habe!). Der Bericht 
über diese Audienz, welchen Thiebault übermittelt hat?), könnte 


1)o. c. I, 246, 336. 

2) o. c. II, 62. — Ich lasse die Audienzszene nach Thiebault hier 
folgen: „Mein Herr,‘ begann die Kaiserin ,,,kônnen Sie mir wohl die 
besten Mittel angeben, um einen Staat zu regieren?“ — „Es gibt nur 
eines, Ew. Maj.‘“‘, erwiderte La Rivière, „und das ist, gerecht zu sein, 
mit andern Worten, die Ordnung aufrecht zu erhalten und die Gesetze 
ausführen zu lassen.‘“ „Aber auf welcher Grundlage müssen die Gesetze 
des Landes ruhen?“ ,, Auf der einzigen, welche Dauer hat: auf der Natur 
der Dinge und Menschen.“ „Gut also, wenn man jedoch einem Volke 
Gesetze geben will, nach welchen Regeln findet man die besten für dasselbe 
auf?“ „Gesetze zu geben oder zu entwerfen, ist eine Aufgabe, die Gott 
keinem Menschen übertragen hat. Wo wäre auch der Mensch, der Wesen, 
die er so wenig zu würdigen und zu durchblicken vermag, Gesetze zu geben 
wagen dürfte? Wo ist das Recht, anderen Gesetze vorschreiben zu wollen, 
deren Freiheit Gott nicht in seine Hand legte?“ ‚Worauf führen Sie denn 


Katharina II und Mercier de La Riviere. 229 | 


Oncken recht geben, wäre er nicht, wie er selbst erklärt 1), 
legendär und von Merciers Gegnern erfunden. Überdies wissen 
wir aus Rossignols Bericht, daß Mercier bald nach der Rück- 
kehr Katharinas, die erst im Februar 1768 erfolgte ?), mehrere 
Audienzen bei der Carin hatte, die allerdings erfolglos ver- 
liefen. Über die Dinge, welche in ihnen verhandelt wurden, 
geben die vorliegenden Quellen keine näheren Aufschlüsse, wir 
wissen nur, daß das Thema von Katharinas Gesetzesreform 
dort zur Sprache kam ?). Es liegt also kein Grund vor, den 
Gegensatz zwischen Katharina und Mercier, wie er schon vor- 
her deutlich zutage getreten war, erst als eine Frucht dieser 
Audienzen, oder wie Oncken meint, schon der ersten Audienz 
anzusehen. Oncken gibt denn auch diesem Gegensatze zwischen 
Katharina und Mercier einen andern Inhalt, als ich es eben 
getan habe. Er stützt sich unter Berufung auf Semevskij 
auf die im Grunde merkantilistische, d. h. antiphysiokratische 
Gesinnung der „Selbstherrscherin mit liberalen Allüren‘, wie 
sie sich vornehmlich in ihrer praktischen Handelspolitik offen- 
bart 4). Indessen, dies im allgemeinen zugebend, wird man 
doch sagen müssen, daß in dieser Epoche Katharinas in den 
Tagen der Instruktion und der großen „Kommission“ von 1767 
alles andere vor den eklektischen Bemühungen der Carin, mit 
Hilfe der westeuropäischen Philosophie durchgreifende Re- 
formen zu schaffen, in den Hintergrund getreten war. Wir 
sahen zudem, wie verwandt sich Katharina mit vielen von 
den Ansichten fühlte, die Mercier in seinem Memoire geäußert 
hatte ‘). Es erscheint daher mehr als fraglich, ob der sachliche 


aber die Wissenschaft der Regierung zurück?“ ‚Darauf, daß man die 
Gesetze, welche Gott selbst unverkennbar- in die Natur des Menschen 
legte, genau studiert und zu erkennen sucht. Wer weiter geht, handelt 
unrecht und schadet, statt zu nützen.“ ,,Mein Herr, es ist mir angenehm 
gewesen, Sie zu sehen, und ich wünsche Ihnen wohl zu leben.“ 

1) 0. c. I, 422. 

3) Katharina kehrte am 26. Jan. 1768 a. St. nach Petersburg zurück. 
Vgl. Eisenbach o.c. II, 25. 

3) Aus der mehrfach zitierten Depesche Rossignols b. Ch. de Larivière, 
600. 

4) 0. c. I, 246. 

‘) Vgl. o. Sbornik X, 240. 
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Gegensatz zwischen der praktischen Merkantilistin und dem 
physiokratischen Doktrinär die Ursache war, daß Katharina 
Mercier unverrichteter Sache nach Hause entließ. Möglich ist, 
daß sie diesen sachlichen Gegensatz in den Unterredungen mit 
Mercier klarer als vorher erkannt hat, aber auch dann faßte 
sie ihn in erster Linie als einen persönlichen, vom Standpunkte 
ihres Cartums aus, das sie durch Merciers despotisme legal 
bedroht fühlte 1). 

Ähnlich wie Oncken hat vor ihm schon Dühring Merciers 
Scheitern in Rußland zu erklären gesucht. Ausgehend von 
Thiébaults Überlieferung deutet er den Brief Katharinas an 
Voltaire, in dem es ‚heißt, daß Mercier geglaubt hätte, die 
Russen gingen noch auf allen Vieren, als eine Verspottung des 
naiven Verzichtes der Physiokraten auf alles, was sich nicht 
schon von Natur mache, aus ?). Meiner Meinung nach liegt 
zu solcher Konstruktion kein Grund vor. Ganz abgesehen von 
der Unsicherheit der Dühringischen Voraussetzung genügt es, 
wenn man darin, wie es auch die Zeitgenossen getan haben ?), 
eine Abwehr gegen Merciers zivilisatorische Überheblichkeit er- 
blickt. 


VI. 


Nachdem in den vorigen Abschnitten versucht wurde, die 
Beweggründe für Katharinas Verhalten gegen Mercier de La 
Rivière aufzuklären, und nachdem mit einiger Sicherheit fest- 
gestellt werden konnte, daB sich die Wandlung in der Gesinnung 
der Carin zu ungunsten des von ihr mit so großer Erwartung, 
fast Leidenschaftlichkeit berufenen Mannes schon vor seiner 
Ankunft vollzogen hatte, scheint es mir müßig, hier auf die 
folgenden Ereignisse während Merciers Anwesenheit in Peters- 
burg noch näher einzugehen, zumal durch sie an der Entfrem- 
dung zwischen Katharina und dem Physiokraten nichts geän- 


1) Vgl. den Brief Katharinas a. Falconet 24. Mai 1768 a. St. Sbor- 
nik XVII, 41: „Je commence à croire que cet homme — là (Mercier) 
ne croit pas en dieu, il arrange son ordre naturel, comme les athées arran- 
gent la création du monde et puis il vous plante là.“ 

3) Kritische Geschichte der Nationalökonomie und des Sozialismus, 
Berlin 1875, 103. 

3) Oberkirch o. c. I, 307. 
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dert, vielmehr die Lösung ihrer Beziehungen nur mit der Ab- 
reise Merciers offen zutage trat. Überdies hat bereits Ch. de 
Lariviere, der inder Verkettung von Ungeschicklichkeiten, Bös- 
willigkeiten und unglücklichen Zufällen, die damals Mercier 
jede Möglichkeit nahm, in Petersburg festen Fuß zu fassen, 
die wesentliche Ursache für die immer zunehmende Abneigung 
Katharinas gegen den Physiokraten zu sehen meint, diese Vor- 
gänge unter Heranziehung des gesamten Materials bis ins 
Einzelnste geschildert. Zur Ergänzung der dort gegebenen 
Erklärungen für das ablehnende Verhalten der Carin gegen 
Mercier sei hier nur noch auf eine Stelle aus den Memoiren 
Bibikovs verwiesen. Danach hatte Mercier gegen den Para- 
graphen des Reglements für die Gesetzeskommission, welches 
den Deputierten für ihr ganzes Leben Befreiung von Todes- 
und Leibesstrafen, von der Tortur und der Konfiskation ihres 
Vermögens zusicherte !), eine Replik geschrieben und sich da- 
durch vor allem bei Katharina mißliebig gemacht. Diese Er- 
klärung findet sich in den Beilagen zur zweiten Ausgabe von 
Bibikovs Zapiski ?), für die auch, wie schon erwähnt, die 
Memoiren der Baronin Oberkirch benutzt wurden. Es ist daher 
möglich, daß sie auf Bachaumonts Mémoirs secrets zurück- 
geht, wo sie, so weit ichsehe, allein, und zwar unmittelbar nach 
der Heimkehr Merciers, verzeichnet wurde?). Sehr wesentlich 
ist diese Erklärung von Merciers Katastrophe aus einem solchen 
Einzelfall, vorausgesetzt, daß sie überhaupt auf Tatsachen be- 
ruht, nicht mehr, nachdem sie schon in dem allgemeinen Ge- 
gensatze Katharinas zu dem Physiokraten ihre Begründung 
gefunden hat. Immerhin mußte eine solche Opposition im 
einzelnen konkreten Falle, zumal, wenn sie sich wie hier die 
herrscherliche Munifizenz der Carin anzutasten erkühnte, den 
allgemeinen und nur gefühlsmäßig bestimmten Gegensatz beider 
auch zu einem besonderen machen, wenn natürlich Katharına 


1) s. Polnoe Sobranie zakonov Rossijskoj imperii Nr. 12 801. 
Deutsch u. a. b. Heigold, Neuverändertes Rußland, Riga u. Mietau 
1771? I, 260 fl. 

3) Nr. 9, S. 15, 16. 

3) Mr. Mercier de L. R... est de retour à Paris depuis mercredi 
dernier. 5. Juni 1768. Bachaumont Il, 289. 
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auch dabei mehr den persönlichen Angriff als eine sachliche 
Meinungsverschiedenheit empfinden mußte. Daraus mag sich 
die zunehmende Schärfe ihres Urteils über Mercier in den 
Briefen an Falconet erklären. Daraus vor allem der Brief an 
Panin, in dem sie den Physiokraten unmittelbar nach ihrer 
Ankunft in Petersburg einen gemeinen Schwätzer und Char- 
latan !) nannte ?). 

Die Tatsache, daß Katharina trotz solcher mehrfach und 
lebhaft bezeigten Abneigung gegen Mercier de La Riviere dem- 
selben noch mehrere Audienzen gewährte, in denen sie sich 
mit ihm über Gesetzesreformen unterredete ?), läßt sich, wenn 
man darin nicht lediglich einen Akt der Höflichkeit sehen will, 
am besten mit dem sachlichen Interesse, das Katharına von 
Anfang an für einzelne Ideen des Physiokraten gehabt hatte *), 
erklären. Möglich ist es, daß die Analyse des ordre naturel, 
die Mercier auf Anraten Panins während Katharinas Abwesen- 
heit für die Carin angefertigt hatte ‘), den Hauptinhalt dieser 
Gespräche bildete. Von einer weiteren Verwendung Merciers 
in russischen Diensten war darin jedenfalls nicht mehr die 
Rede ®). Daher trennte sich Manco-Capac de La Riviere, wie 
Abbe Galiani den Physiokraten in Anspielung auf einen uto- 
pistischen Zivilisator Perus aus der Inkazeit und Helden eines 
damaligen Modedramas ?) spottend genannt hat, von Mama- 
Bella, legislateur mäle et femelle de toutes les Russies ®), und 
kehrte unverrichteter Sache in der ersten Hälfte des Monats 
März 1768 in sein Vaterland zurück. 


1) Im Russischen: „naoktypP“. 

2) 28. Jan. 1768 a. St. Sbornik X, 279. 

2) N. d. mehrfach zitierten Depesche Rossignols b. Ch. de Lari- 
viere, 600. 

4) S. o. Sbornik X, 240 

5) Bei Ch. de Larivière, 599. 

‘) Ebd. 600. 

7) Vgl. Grimm, Correspond. V, 311, 312 (Juni 1763). La 
Harpe, Correspond. litter., Paris 1807, I, 37, III, 316, 318 IV, 250. 

+) Perey et Maugras, Correspond. de Galiani, Paris 1883 
I, 167, a. Mme. d’Epinay, 2. Juni 1770. 
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Zur baltischen Geschichte des19. Jahrhunderts. 
Von 
A. v. Hedenström. 


H3 apxnBa kuss C. B. Mlaxosckoro. Marepiarn mia Hcropim 
HeAaBHATO IPonLIaro [Ipaôanrifickof okpanmn 1885—1894. 
C.-Ilerep6yprr, ToMB I m II 1909, rom» II 1910. 1068 cp. 


(Aus dem Archiv des Fürsten S. V. Sachovskoj. Materia- 
lien zur Geschichte der jüngsten Vergangenheit des baltischen 
Grenzlandes 1885—1894. St. Petersburg, Bd. I und II 1909, 
Bd. III 1910. 1068 Seiten.) 


Fürst Sergöj Sachovskoj, Gouverneur von Estland 
1885—1894, pflegte von wichtigen Aktenstücken und Briefen 
Kopieen zurückzuhalten. So entstand ein umfangreiches Archiv, 
aus dem eine dem verstorbenen Fürsten nahestehende Persön- 
lichkeit, die sich unter den Initialen H. JI. verbirgt, 142 Schrift- 
stücke auswählte und veröffentlichte. Die Bemerkung des 
Herausgebers, daß seine „Edition außer ihrem historischen 
Interesse auch eine Bedeutung für die Entscheidung gegeu- 
wärtiger Fragen in den Ostseeprovinzen habe.... und der 
russischen Sache im baltischen Grenzlande nützlich sei‘, kenn- 
zeichnet die Veröffentlichung als politische Aktenpublikation. 
In der Tat bietet sie teilweise ein aktuelles Interesse; es sind in 
ihr auch vertrauliche Äußerungen von Personen zum Abdruck 
gelangt, die noch heute in einflußreicher Stellung tätig sind. 
Im Wesentlichen wird aber diese Publikation, trotz ıhrer vom 
Herausgeber unterstrichenen Tendenz, nicht dem Politiker, 
sondern dem Historiker von Nutzen sein. Auch der Kenner 
der Verhältnisse wird in dem veröffentlichten offiziellen oder 
konfidentiellen Schriftwechsel zwischen dem Fürsten einerseits, 
Ministerien und Staatsmännern, wie Pobëdonoscev und V. 
Durnovo anderseits, über die treibenden Kräfte und Gründe 
verschiedener Regierungsmaßnahmen überraschende Auf- 
schlüsse finden können. 
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Der Herausgeber hat den Stoff in folgender Weise gruppiert: 
Der erste Band enthält 40 Dokumente über die Einführung 
der russischen Geschäftssprache, 9 über die estländische 
Ritterschaft und 16 über die Polizei- und Gerichtsreform. Der 
folgende Band bringt 20 Dokumente über Bauern- und Agrar- 
verhältnisse und 6 über das Steuerwesen in Estland. Im 
letzten Bande behandeln 26 Dokumente die Lage der griechisch- 
orthodoxen und 9 die der evangelisch-lutherischen Kirche. 
Den Rest bilden 16 ‚Dokumente verschiedenen Inhalts“. 
Außerdem enthält der erste Band eine vom Herausgeber ver- 
faßte Biographie des Fürsten, der als Quelle u. a. auch dessen 
Tagebuch gedient hat. Dem dritten Band ist ferner eine Ab- 
handlung des Herausgebers beigefügt: „Fürst Sachovskoj 
und die Sache der Orthodoxie im baltischen Grenzlande‘‘, der 
gleichfalls das Archiv des Fürsten Stoff und Richtung gibt. 
Den Schluß bildet ein eingehendes Sachregister für alle drei 
Bände. 

Fürst Serg&j Sachovskoj wurde am 26. Juli 1852 im Gou- 
vernement Tvef geboren. Er studierte in Moskau Mathematik 
und trat dann in den diplomatischen Dienst. 23 jährig erhielt 
er die Stelle eines Konsulatssekretärs in Ragusa. Es war im 
Sommer 1875, als der von langer Hand vorbereitete Aufstand 
der serbischen Bevölkerung von Hercegovina und Bosnien 
gegen die türkische Regierung ausbrach. Der junge Diplomat 
geleitete die Freischaren von Ragusa ins bergige Hinterland 
und organisierte den Transport von Waffen, Proviant und 
Lazarettmaterial. Dieses aktive Eintreten für die slavische 
Sache hatte aber nach seinem Biographen ‚eine Denunziation“ 
zur Folge. Er wurde plötzlich nach Petersburg zitiert. Doch 
dank der Fürsprache der Gräfin Antonie Bludov !) vor Alexan- 
der II. wurde er wieder in Gnaden aufgenommen und zum ,,Vor- 
steher des slavischen Tisches“ ernannt, d. h zum Chef der 
Abteilung im Asiatischen Departement des Min. d. Ausw., 
welche sich mit den Angelegenheiten der außerhalb Rußlands 
lebenden Slaven beschäftigte. Er stand in der Zeit in engster 
Beziehung zur „Slavischen Wohltätigkeitsgesellschaft“ und 


1) Tochter des 1864 verstorbenen Ministers Grafen Bludov, Hof- 
dame und Vertreterin der Interessen der slavophilen Partei, gest. 1891. 
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ihrem Leiter J. S. Aksakov, mit dem die Familie des Fürsten 
von früher bekannt war. 

Am Türkenkriege beteiligte er sich in administrativer 
Stellung als Bevollmächtigter des Roten Kreuzes und als 
Gehilfe des Fürsten V. Cerkasskij, der die Zivilverwaltung 
des zu erobernden Bulgariens organisieren sollte. Bei der Ein- 
nahme von Pıevna war er als Führer einer fliegenden Sanitäts- 
kolonne tätig, fiel hierbei in einen verlassenen türkischen Lauf- 
graben und verrenkte sich den Fuß. Als Verwundeter wurde 
er nach Moskau gebracht, wo er fast ein Jahr lang krank lag. 
Erst 1879 kehrte er auf den Balkan zurück, um als General- 
bevollmächtigter des Roten Kreuzes bei der Okkupationsarmee 
in Bulgarien die Evakuation der Hospitäler zu Ende zu führen. 
Im nächsten Jahre fand er gleichfalls als Generalbevollmächtigter 
des Roten Kreuzes im Feldzuge Skobelevs gegen die Teketurk- 
menen eine ihm zusagende administrative Tätigkeit in leitender 
Stellung und Gelegenheit zur persönlichen Auszeichnung. 
1881 wurde er, 29 Jahre alt, zum Gouverneur von Cernigov 
ernannt. Auf der Tagesordnung stand damals die Stellung- 
nahme der Administration zu den Volksunruhen gegen die 
Juden in SüdruBland. Auch im Cernigovschen Gouverne- 
ment war es zu Ausschreitungen und Plünderungen gekommen, 
deren weiteres Umsichgreifen durch Absendung von Truppen- 
abteilungen in die bedrohten Ortschaften verhindert worden 
war. Fürst Sachovskoj brach mit diesem „Kardinalfehler‘ 
seines Vorgängers. In den Pogroms sah er nur den Protest 
der ungebildeten Masse gegen den wirtschaftlichen Druck der 
jüdischen ‚Parasiten, deren Frechheit unter dem Militärschutze 
bloß zunehme‘“. Er befürchtete ferner, daß die antisemitische 
Bewegung, von der Regierung gehemmt, sich gegen die Re- 
gierung selbst wenden könne. Demgemäß schickte er die über 
das Gouvernement zerstreuten Militärkommandos in ihre Garni- 
sonen zurück und suchte durch administrative Maßnahmen 
gegen die Juden die Bevölkerung zu beruhigen. 

Völlig unerwartet erhielt er am 16. April 1885 seine Er- 
nennung zum Gouverneur von Estland. Unbekannt mit der 
Geschichte, der Verfassung, den Gesetzen und Landessprachen 
seines neuen Verwaltungsgebietes kam er ins Baltikum, um an 
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dessen radikaler Umgestaltung in leitender Stellung mitzu- 
wirken. Wie er diese Aufgabe aufgefaßt und im einzelnen 
durchzuführen versucht hat, zeigt die vorliegende Veröffent- 
lichung. 

Für Fürst Sachovskoj als überzeugten Slavophilen war 
die orthodoxe Kirche nicht nur der wichtigste soziale Faktor 
für ein Reich des Friedens, der Gerechtigkeit und Gesetzlichkeit, 
sondern auch das beste Mittel zur Entnationalisierung der 
nichtslavischen Völkerschaften und zu ihrem völligen Auf- 
gehen im russischen Volke. Hierzu kam eine praktische Er- 
wägung der divide et impera-Politik. Zum nationalen und 
sozialen Gegensatz zwischen Deutschen und Esten sollte sich der 
kirchliche gesellen, um so das letzte gemeinsame Band zwischen 
ihnen zu zerreißen. Daher glaubte er den Kampf gegen die 
evangelisch-lutherische Kirche und die energischste Förderung 
der orthodoxen Mission unter der indigenen Bevölkerung zum 
Hauptprogramm der Regierungspolitik machen zu müssen. 
„Seien wir“, schrieb der Fürst am 1. März 1887 an den Gehilfen 
des Oberprokureurs des Synods, Sabler, „nicht blind. Die 
ganze Ostseefrage kann einzig und allein auf dem Wege des 
Übertritts der bäuerlichen Bevölkerung zur rechtgläubigen 
Kirche gelöst werden. Das Luthertum ist das einzige Band 
zwischen den Deutschen und Indigenen. Zerreißen Sie es, 
und alles Rußland Fremde und Feindliche kommt an die Ober- 
fläche! Vergessen Sie nicht, daß Rußland und Rechtgläubigkeit 
Synonyma sind. Die Nationalität verblaßt oder verschwindet 
in der Orthodoxie. Unsere Hauptaufgabe hierzulande ist, 
daß die Esten und Letten sich im Glauben mit Rußland ver- 
einigen und, im Glauben gefestigt, erkennen, daß nicht nur 
ihr materielles, sondern auch ihr geistiges Wohl lediglich von 
der vollen Verschmelzung mit der großen rechtgläubigen Familie 
abhängt“ (III, 26). 

Eine der ersten Maßnahmen des neuen Gouverneurs war 
die Inhibierung des Baues einer lutherischen Kirche in Püchtitz 
in Ostwierland auf einem von Orthodoxen für heilig gehaltenen 
Berge. Im Interesse der Staatskirche drängte er in Petersburg 
auf die eilige Durchführung einer Reihe einschneidender agrar- 
politischer Maßnahmen: Verbot der Pachterhöhung, gesetzliche 
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Normierung der Pachtsätze, Aufhebung aller Abgaben zugunsten 
der „ausländischen lutherischen Kirche“ (II, 252). Er 
hoffte dadurch ein Hindernis für den Erfolg der Mission zu 
beseitigen, die wirtschaftliche Abhängigkeit der bäuerlichen 
Pächter vom Großgrundbesitz, und die materielle Lage der 
lutherischen Kirche zu schädigen. Einen Erfo'g hatte er im 
Ministerium des Innern mit seinem Projekte nicht. Er mußte 
sich begnügen, in verschiedenen Einzelfällen durch Verhinderung 
der Zwangsvollstreckung von Exmissionsurteilen den est- 
nischen rechtgläubigen Pächter vor wirtschaftlicher Verfolgung 
zu schützen (I, 264 und II, 210). In jeder Weise förderte er 
die Mission unter der indigenen Bevölkerung, die Errichtung 
neuer orthodoxer Gemeinden und den Bau von Kirchen, wozu 
er eine Staatshilfe von 420 000 Rbl. erwirkte. In Püchtitz 
entstand ein Nonnenkloster, und die unvollendete lutherische 
Kirche wurde 1892 in eine rechtgläubige umgewandelt. Die 
Krönung des Werkes bildete der Bau einer monumentalen 
Kathedrale auf dem Revaler Dom, wozu auf seine Anregung 
eine Sammlung im ganzen Reiche veranstaltet wurde. Es war 
ihm aber nicht vergönnt, die Beendigung des Baues zu erleben. 
Wohl regte sich dazwischen ein gelinder Zweifel an der religiösen 
Aufrichtigkeit der Bekehrten (III, 7), wohl warnte Pobödonos- 
cev vor einer überstürzten Propaganda für den Abfall vom 
Luthertum und wünschte, daß nur Aufrichtige die Salbung 
empfangen (III, XLIX), aber Fürst Sachovskoj setzte 
unbeirrt seinen Weg fort; er wollte schnelle Erfolge sehen. 
Solche versprach er sich von der Gründung eines eigenen ortho- 
doxen Bistums in Reval, wenn auch als Vikarie von Riga, mit 
einem Esten an der Spitze. Dieser Plan fand anfänglich die 
lebhafte Zustimmung Pobödonoscevs, scheiterte aber an dem 
Einspruch des Rigaschen Konsistoriums, das keinen russischen 
Priester einem Bischof estnischer Nationalität unterstellt 
wissen wollte. Dieser Anschauung schloß sich auch Pobödonos- 
cev in einem Briefe an den Fürsten vom 3. März 1887 (III, L) an: 
„Ich halte die Ernennung eines Esten zum Bischof im Baltikum 
für eine gefährliche und zurzeit politisch falsche Maßnahme. 
Als unausbleibliche Folge einer solchen Ernennung würde sich 
ein Zwiespalt ergeben, der in gegenwärtiger kritischer Periode 
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das Allerübelste für uns wäre. Mehr Vorsicht dem fremd- 
stämmigen Element gegenüber: wir haben traurige Erfahrungen 
mit ihm in allen Grenzgebieten gemacht ...... Bevor nicht 
die russische Staatsmacht festen Fuß im Baltikum gefaßt hat 
und das russische Element dort nicht die entscheidende Autorität 
geworden ist, wäre es unklug, Esten und Letten zu höheren 
Ämtern zuzulassen, vor allem nicht in der Kirche.“ 

Auf die Umgestaltung des baltischen Schulwesens konnte 
Š. als Gouverneur nur indirekten Einfluß ausüben. An der 
Spitze sämtlicher Lehranstalten der drei Ostseeprovinzen 
stand der Kurator (Oberschulrat) Kapustin, der aber nach 
Sachovskojs Meinung die ihm aufgetragene Russifizierung 
der deutschen, estnischen und lettischen Schule in viel zu 
milden Formen vollzog und oft ‚ein unverzeihliches Entgegen- 
kommen‘ bewies. Die anfängliche Freundschaft mit Kapustin 
verwandelte sich bald in erbitterte Gegnerschaft. In einem 
Schreiben an das Ministerium des Innern vom 6. Juni 1890 
schildert er Kapustin folgendermaßen: ‚Nehmen wir an, der 
Kurator erfahre auf irgendeinem Wege, daß ein gewisser Lehrer 
schädlicher Richtung sei: Wird er ihn entlassen ? Kapustin — 
wohl nicht. Die Entfernung eines Lehrers, der von der Stadt- 
verwaltung gewählt ist, würde ja zu einem Konflikte mit dieser 
Kommunalinstitution führen und sie könnte zum wenigsten 
schlechter Meinung über den Kurator sein. Das aber kann 
Kapustin nicht zulassen, denn sein Hauptstreben ist — Popu- 
larıtätshascherei und Gier darnach, es allen recht zu machen, 
von allen Seiten Lob, Bewunderung, Entzücken, Zeichen der 
Liebe und Anhänglichkeit zu empfangen und das Allerwich- 
tigste — den Ruf eines liberalen und humanen Mannes zu er- 
halten.“ Nach Sachovskojs Vorschlägen sollten alle Organe 
der Selbstverwaltung jeglichen Einflusses auf die Schule be- 
raubt und nur zur weiteren Zahlung der unter anderen Verhält- 
nissen für Unterrichtszwecke bewilligten Summen angehalten 
werden (I, 47 u. III, 44). Jedwede Rücksichtnahme auf ‚ört- 
liche durch Religion und Kultur bedingte Sonderverhältnisse‘“, 
wie Kapustin es wünschte, sei unstatthaft, denn ,,es gibt solche 
nicht und es darf solche angesichts der Staatsinteressen nicht 
geben“ (III, 254). Die Unterrichtssprache in der Volksschule 
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dürfe nur die russische sein. Aus Gründen der Staatssicherheit 
verlangte er 1892 die Aufhebung der Dorpater theologischen 
Fakultät, „die für das Pastorenamt politische Agitatoren aus- 
bilde“ (III, 277). Auch die Existenz einer reichsdeutschen 
Schule mit deutscher Unterrichtssprache wollte er in seinem 
Gouvernement nicht dulden und forderte vom Kurator die 
Verweigerung eines diesbezüglichen Gesuches des Revalschen 
reichsdeutschen Wohltätigkeitsvereins. ,,Keiner zwingt die 
Reichsdeutschen hier zu wohnen. Nur Eigennutz und Gier 
nach Reichtum hat sie hierher gezogen. Mögen sie ihre Kinder 
doch in Deutschland erziehen und ihnen dorthin nachfolgen.“ 

Sehr anschaulich schildern die Dokumente des ersten. 
Bandes den Kampf, den Fürst Sachovskoj gegen die deut- 
schen ständischen Behörden, die Ritterschaft und die Stadt- 
verwaltung von Reval führen mußte. Bei seiner Ernennung 
hatte Š. in Petersburg darauf aufmerksam gemacht, daß er 
keinWort Deutsch verstehe. Von maßgebender Seite war ihm 
bedeutet worden, daß dies kein Hindernis sei (1, 23). So bot 
die Sprachenfrage den ersten Anlaß zum Konflikt, der sofort 
die schärfsten Formen annahm. Die Gegner waren beiderseits 
tief überzeugt, daß Recht und Wahrheit auf ihrer Seite seien, 
so daB eine Verständigung auch bei Voraussetzung des besten 
Willens zum Frieden unmöglich war. Die Kapitulationen der 
Ritterschaft und Stadt mit Peter dem Großen vom Jahre 1710, 
auf die sie sich beriefen, waren dem Fürsten ‚„mythische Privi- 
legien verschiedener schwedischer und polnischer Herrscher 
des 18. Jahrhunderts‘ (I, 39); passiver Widerstand in legaler 
Form „eine unerhörte Frechheit“, ,,beispiellose Disziplin- 
losigkeit‘“, ein „Abbruch der Beziehungen zur Regierung“. 
Anderseits standen die Estländer der slavophilen Weltanschau- 
ung ihres Gouverneurs und seiner Rechtsauffassung verständ- 
nislos gegenüber. Die Einmütigkeit des Widerstandes, per- 
sönliche Brüskierungen seitens einiger Vertreter der Ritter- 
schaft erbitterten ihn aufs schwerste. ‚Nicht ein lebendiges 
Organ der Staatsgewalt“, klagte er dem Minister d. I., „steht 
an der Spitze der Gouvernementsverwaltung, sondern eine 
Person, verurteilt zur traurigen Rolle eines passiven Beobachters 
der systematisch durchgeführten Erniedrigung Rußlands und 
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der Regierungsautorität. Es wäre Selbstbetrug, zu glauben, 
daß im Gouvernement Estland eine Regierungsgewalt existiere. 
Eine solche gibt es dort nicht“ (I, 229). Der Fürst ging aus 
seinem ersten Kampfe als Sieger hervor. Seine in Petersburg 
gestellten Forderungen wurden fast alle erfüllt. Der Ritter- 
schaftshauptmann Graf W. Tiesenhausen erhielt einen Verweis, 
das Stadthaupt Mag. jur. Th. Greiffenhagen wurde seines Amtes 
entsetzt und die russische Geschäftssprache eingeführt. In 
Siegerstimmung schrieb Š. einem Freunde: ‚Ich bin der 
Meinung, daß man gegen die Deutschen starke, betäubende 
Schläge führen muß, sich aber nicht mit Kleinigkeiten abgeben 
.... Wenn Du meine Tätigkeit charakterisieren willst, so wirst 
Du nicht irre gehen, wenn Du mich mit einem Feuer vergleichst, 
das die herrschende Finsternis und das unter dem Schutze 
dieser Finsternis sich verbergende Treiben der Barone beleuchtet. 
Das ungewohnte Licht blendet die Barone und wie — Nacht- 
falter fliegen sie darauf los und verbrennen sich die Flügel“ 
(I, XXVI). 

Durch die Einführung der Polizei- und Justizreform 
wurden die alten deutschen Behörden aufgehoben, so daß als 
Gegner nur Ritterschaft und Stadt übrig blieben. Sachovs- 
kojs dringende und oft wiederholte Vorstellungen, dem Adel 
alle politischen Rechte und Pflichten zu nehmen und die rein 
korporativen unter die schärfste Regierungskontrolle zu stellen 
(I, 180, II, 231, III, 238), wurden von der Regierung nicht 
berücksichtigt. Ebensowenig fanden seine Vorschläge zur 
Reform der russischen auch in Estland geltenden Städte- 
ordnung unter Ausschaltung des Prinzips der Selbstverwaltung 
Gehör in Petersburg (I, 291). 

Ganz anders, als zu den Deutschen, glaubte Fürst Sachovs- 
koj sich im Staatsinteresse zu den Esten stellen zu müssen. 
Ihr Befreier von deutsch-protestantischer Bedrückung wollte 
er sein, aber gleichzeitig ihr Eroberer für die wahre Kirche und 
die höhere Kultur. Unvermeidlich war somit ein Zusammen- 
stoß mit der estnischen nationalen Bewegung, über die er im 
Juli 1885 in einem Schreiben an den Gouverneur von Livland, 
Zinovev, folgendes Urteil fällte (III, 205f.): Unter den 
Esten gebe es zwei Parteien, die beide mit der Lage ihrer Stam- 
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mesgenossen unzufrieden sind und sie daraus zu befreien trach- 
ten. Die eine setze hierbei alle Hoffnungen auf die Regierung, 
die andere glaube an eine Verwirklichung ihrer Ziele in einem 
Bündnis mit den Deutschen. Letztere stellten die Anhänger 
der ersten Partei als Sozialisten und Aufrührer dar und hätten 
mit diesem Märchen bei kurzsichtigen Politikern auch Erfolg 
gehabt. Er halte es für unbedingt notwendig, die erste Partei 
zu unterstützen, ohne es ihr freilich zu sagen und ohne ihr 
irgendwelche Hoffnungen zu machen. „Es liegt nicht der 
geringste Grund zur Befürchtung vor, daß sich ein selbständiger 
estnischer Volksstamm bilden könnte. Das wird und kann nie 
sein. Kein Element dafür findet sich in der Vergangenheit 
der Esten. Sie haben keine Geschichte, keine selbständige 
Literatur; ja sogar das deutsche Alphabet benutzen sie, um ihre 
Gedanken in der Muttersprache niederzuschreiben. Mit einem 
Wort, es fehlt ihnen jegliches Element, aus dem sich die Idee 
eines selbständigen Volksstammes entwickeln könnte. Alle 
ihre historischen Erinnerungen sind mit der deutschen Knute 
verknüpft, welche sie so lange gehindert hat und noch hindert, 
sich völlig mit Rußland zu verschmelzen, wie es die Syrjanen, 
Mordvinen, Cuvaschen, Ceremissen und andere ihnen ver- 
wandte Fremdstämme getan haben ..... “ „Und schließ- 
lich ihre Parteiführer Koeler und Hurt, denen die Regierung 
eine so ernste Bedeutung beimißt. Was sind das für Führer ? 
Wenn Sie (Zinotev) Koeler!) gesehen, mit ihm gesprochen 
und das Urteil kompetenter Leute, wie Pobödonoscev, Ka- 
pustin, Graf Komarovskij, Sabler u.a. gehört hätten, so würden 
Sie überzeugt sein, daß dieser Mensch höchstens dazu fähig ist, 
Bilder zu malen, und die nicht immer gut, aber keinesfalls 
Führer einer politischen Partei zu sein. Hurt 2) kenne ich nicht 
persönlich; nach dem Urteil von Leuten, die ihn gut kennen, 
ist er durchaus nicht dumm, ein listiger Ränkeschmied, ein 
gehorsamer Diener der Barone und ihren kulturellen und poli- 
tischen Zielen voll ergeben.“ 

Sieben Jahre später lautete das Urteil des Fürsten wesent- 


1) Professor der Petersburger Kunstakademie, gest. 1899. 
3) Pastor in Petersburg, bekannt als unermüdlicher Arbeiter auf 
dem Gebiete der estnischen Folklore, gest. 1906. 
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lich anders (in zwei Schreiben an den Min. d. I. und das Polizei- 
departement vom 4. Oktober 1892 und 25. Januar 1893; III, 
46 u. 48): Die russophile Partei hat sehr geringen Anhang, 
die deutschfreundliche hat dank den Reformen den Boden unter 
den Füßen verloren, aber eine dritte national-demokratische 
ist eifrig am Werke, — die Dorpater Patrioten, wie Sachovskoj 
sie nennt. Ihr Führer Adolf Grenzstein, ein kluger und listiger 
Mann, lebt außerhalb der Grenzen des estländischen Gouverne- 
ments in Dorpat, beherrscht den dortigen Bildungsverein, 
Eesti Kirjameeste Selts; berauscht überall die Massen durch 
chauvinistische Reden und organisiert sie dann durch Nüchtern- 
heitsvereine. Seine Zeitung „Olewik‘“ ist das gelesenste est- 
nische Blatt, welches durch Wiedergabe antiklerikaler Artikel 
der Kölnischen und Weser-Zeitung, die einen Rückschluß auf 
russische Verhältnisse herausfordern, radıkale und staats- 
feindliche Anschauungen verbreitet. Und hinter diesem ,,est- 
nischen Stambulov‘‘, der Atheist, Sozialist, Feind der Russen 
und Deutschen ist, stehen die Pastoren (z. B. Hurt) und die 
baltischen separatistischen Kreise (III, 268, 271 u. 276). „Für 
letztere ist ein solches Bündnis vorteilhaft, weil erstens das 
einfache Volk den direkten Einflüsterungen der Pastoren und 
Gutsbesitzer gewöhnlich mißtraut, während durch indirekte 
Beeinflussung mit Hilfe der Dorpater Patrioten und ihrer An- 
hänger es ihnen viel leichter ist, wünschenswerte Ideen unter 
der Masse zu verbreiten; zweitens ihr direktes Interesse es 
erfordert, der Regierung zu beweisen, daß die im Lande ein- 
geführten Reformen ihren Zweck nicht erreicht, sondern im 
Gegenteil im Volke Unzufriedenheit, Haß gegen die Russen 
und Vorbereitung von Agrarunruhen hervorgerufen haben.“ 
Zinovev wolle nichts von Polizeimaßnahmen gegen die Führer 
der Bewegung und ihre Vereine hören, weil solche angeblich 
die Bevölkerung aufregen würden. Seine (Zinoyevs) Meinung, 
ruhig abzuwarten, bis die russifizierte Schule ihre wohltuende 
Wirkung auf das heranwachsende Geschlecht ausgeübt haben 
werde, sei gefährlich. Nicht die Schulkinder, sondern die Er- 
wachsenen seien vom Separatismus infiziert. Die jetzige est- 
nische Jugend werde erst nach 10—15 Jahren eine Rolle spielen 
können. Und es sei noch sehr die Frage, ob nicht das Haus 
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ihre Sinnesart viel mehr beeinflussen werde, als die Schule. 
Er (Sachovskoj) sei im Gegenteil für die sofortige Ergreifung 
der energischsten Maßnahmen, um die Bewegung im Keime 
zu ersticken, so lange es noch Zeit sei: Schließung der Vereine, 
geheime Überwachung Grenzsteins und seine Ausweisung bei 
der ersten passenden Gelegenheit, nochmalige Zensierung aller 
estnischen historischen Schriften und ,,Verbot aller estnischen 
Bücher, die ihren Stoff aus der Zeit des Kampfes zwischen 
Esten und Deutschen schöpfen und die Volksleidenschaften 
entfachen.“ 

Noch umfasse die national-demokratische Bewegung nur 
einen Teil der sogenannten estnischen Intelligenz, noch sei das 
Volk von ihr nicht angesteckt. Wenn die Regierung aber 
Zinovevs Politik des laissez faire, laissez aller befolgen wolle, 
so werden die Dorpater Patrioten siegen. ,,Und was bedeutet 
ein solcher Sieg? Kampf gegen die Regierung einer mystischen 
estnischen Idee zuliebe! Der baltische Separatismus ist von 
der Regierung niedergeschlagen, seine Prinzipien haben ihre 
praktische Bedeutung verloren, nur eine unbedeutende Gruppe 
deutscher Patrioten hält aus Fanatismus und politischer Kurz- 
sichtigkeit noch an ihnen fest. Aber an seine Stelle tritt jetzt 
der estnische Separatismus mit seiner Devise „Estland für die 
Esten“. Er bedeutet für den Staat eine viel größere Gefahr, 
als der wurzellose baltische, „denn er könnte sich auf die Volks- 
masse stützen und wegen der Roheit und Unbildung des Volkes 
zu den allerschärfsten und ungezügeltsten Ausbrüchen der den 
ungebildeten Leuten eigenen Instinkte führen‘ (III, 294). 

Fürst Sachovskoj war ein stolzer Aristokrat und ein 
starrer Doktrinär. Getreu seiner slavophilen Theorie war ihm 
„das verfaulte Petersburger Beamtentum‘ Rußlands Feind. 
„175 Jahre“, schrieb er 1888 in einem OstergruB an Kapustin, 
„hat Petersburg die Politik im Baltikum geleitet. Sie sehen, 
was dabei herausgekommen ist. Sollen wir jetzt auf Peters- 
burg hören und uns nach den wechselnden Ansichten seiner 
Beamten richten ? Nein — Petersburg hat auf uns zu hören, 
und nicht wir auf Petersburg!“ (III, 241). Es ist begreiflich, 
daß eine so selbständige und eigenartige Kampfnatur wie nach 
unten, so nach oben fortwährend anstoßen mußte. Er wäre 
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zehnmal abberufen worden, wenn nicht die starke Hand Pobödo- 
noscevs, der ihn zum Gouverneur von Estland gemacht hatte, 
die ganze Zeit schützend über ihm geruht hätte (I, XXIX u. 
II, 213). So lange Graf D. Tolstoj (t 1889) Minister des Innern 
war, herrschte ein erträgliches Verhältnis zwischen Gouverneur 
und Vorgesetzten, obwohl es an Konflikten nicht fehlte und ihm 
Mangel an Vorsicht und Erfahrung zum Vorwurf gemacht 
wurde. Seine Vorschläge fanden Beachtung, und einschneidende 
Reformen sind auf seine Initiative eingeführt worden. Aber 
im Baltikum selbst entstanden Š. Gegner unter den Ver- 
trauensmännern der Regierung, im Kurator Kapustin, in 
Sipjagin, Gouverneur von Kurland und späteren Minister des 
Innern, und vor allem in Zinovev. Bald mußte er sich über- 
zeugen, daß nicht seine Stimme und sein Rat an maßgebender 
Stelle Gehör finde, sondern die seines größten politischen Geg- 
ners, des Gouverneurs von Livland (I, XXXIII). Die Ver- 
öffentlichung zeigt an verschiedenen Stellen, in wie heftiger 
und auch gehässiger Weise Š. den von den Deutschen listig 
umgarnten ,Zapadnik“ bekämpft hat. Er verdächtigte ihn 
der konstitutionellen Gesinnung und bemühte sich, sein Gesuch 
um eine Staatsunterstützung für den russischen Klub in Riga 
zu hintertreiben (II, 290 u. III, 253). 

Weit schwieriger gestaltete sich das Verhältnis Sachovs- 
kojs zum neuen Minister d. I. V. Durnovo, mit dem er im 
Oktober 1890 wegen der Püchtitzer Sache eine heftige persön- 
liche Auseinandersetzung hatte. Sein Abschiedsgesuch wurde 
zwar nicht angenommen, aber seine Vorschläge fanden seitdem 
gar keine Beachtung mehr. Er fühlte sich kalt gestellt, so daß 
er den Gedanken seines Rücktritts oft erwog. Im Anfang d. J. 
1894 kam es wieder zu einer scharfen Aussprache mit Durnovo, 
die der Fürst in seinem Tagebuch wie folgt schildert (1, XXXIII): 
Der Minister warf ihm vor, daß er eine ganz außergewöhnliche 
Erbitterung im Baltikum hervorgerufen habe und eine per- 
sönliche Politik betreibe, die nicht mit den Anschauungen und 
Absichten der Regierung im Einklang stehe. „Sowohl Zinov- 
ev, als auch Sverbeev !) bezeugen, daß bei ihnen die russische 
Sache fest weiter geführt werde, daß die Deutschen sich an die 


1) Gouverneur von Kurland. 
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neue Ordnung zu gewöhnen beginnen und daher ihnen voll- 
ständige Ruhe gelassen und jede Erregung ferngehalten werden 
müsse. Sie allein nur hetzen und erbittern nicht nur in Estland, 
sondern in allen drei baltischen Gouvernements. Das ist un- 
zulässig! Nach dem Willen des Herrn und Kaisers sind die 
Reform der ländlichen Selbstverwaltung und die übrigen Re- 
formen eingestellt worden. Zinofev und Sverbeev haben 
darum nachgesucht, damit die Bevölkerung in Ruhe sich an die 
eingeführten Reformen gewöhne und letztere Wurzel faßten. 
Ich habe sie unterstützt, und der Kaiser hat es gewährt. So 
steht es jetzt. Entweder sehen Sie das nicht ein, oder Sie 
wünschen entgegen dem Allerhöchsten Willen die Regierung 
in eine Reihe von Abenteuern zu verwickeln.“ 

Der Fürst verteidigte sich gegen diese Anklage mit der 
Erklärung, daß er von Jugend an ein Anhänger der Schule 
eines Chomjakov, Samarin, Aksakov und anderer unvergeß- 
licher und unersetzlicher russischer Männer gewesen sei, denen 
Ehre und Würde des Staates nicht leerer Klang war. „Über- 
zeugt und bewußt gehöre ich dieser Schule an, und daher handle 
ich nicht nach den zufälligen Eingebungen des Augenblicks, 
sondern mit kluger Überlegung und vollem Verständnis dafür, 
wie eine Sache zu führen ist, um wirkliche Regieruñgserfolge 
im Baltikum zu erreichen. Die Regierung resp. das Ministerium 
des Innern aber hat kein Programm; sie erledigt die laufenden 
Geschäfte und trachtet nur darnach, daß alles ruhig und still 
sei. Daher gerät sie oft in Widersprüche, die uns in der Provinz 
in schwierige Lagen bringen. Ja, ich führe eine selbständige 
Politik, und zwar in der Beziehung, daßich in meinem Gouverne- 
ment keine Schwankung zulasse; daß ich konsequent den Weg 
weiter gehe, den ich bewußt beschritten habe; daß ich mein 
Programm nicht ändere und nicht ändern kann. Ein Abweichen 
von ihm wäre in meinen Augen ein Verrat, zu dem ich nicht 
fähig bin. Falls man das verlangt, lege ich mein Amt nieder 
und verlasse Estland.“ 

Durnovo erwiderte nach der Aufzeichnung des Fürsten: 
„Warum so eilig, bleiben Sie doch dort, Sie sind dort nützlich; 
aber um Gottes Willen seien Sie vorsichtig. Reizen Sie die 
Deutschen nicht. Beruhigen Sie sie, aber zanken Sie sich nicht 
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mit ihnen. Schaffen Sie dem Kaiser keine überflüssigen Feinde. 
Sitzen Sie ruhig in Reval und erledigen Sie die laufenden Ge- 
schäfte. Damit nützen Sie der Sache und sich selbst. Alle 
brauchen Erholung. Man kann nicht unaufhörlich dieselbe 
Note blasen.“ 

Sachovsko) blieb. Aber seine tiefe Verstimmung über 
Durnovos Ermahnungen und die Kursänderung in Petersburg 
steigerte sich aufs höchste, als man ihm in Reval von vertrauens- 
würdiger Seite mitteilte, daß alles das ein Werk der baltischen 
Ritterschaften wäre. Seinen Grimm vertraute er dem Tagebuch 
an: „Jetzt bin ich machtlos geworden; man hat mich voll- 
ständig isoliert. Also — die Deutschen haben gesiegt! Aber 
nicht durch Recht und Wahrheit, sondern durch Lüge und List. 
Folglich kann ihr Sieg nicht von langer Dauer sein. Und wehe 
den Siegern, wenn wieder die Wahrheit leuchten wird. Sie muß 
leuchten! Wann, wie, wodurch — ich weiß es nicht. Auf 
Gottes Hilfe vertraue ich und bete zu Ihm, daß Er mich dann zu 
Seinem Werkzeug erwähle.“ 

Es war zu spät. Ein nervöses Herzleiden, genährt durch 
den Arbeitseifer des Fürsten und die stete Aufregung des 
Kampfes, hatte seine Gesundheit bereits völlig untergraben. 
Im besteh Mannesalter von 42 Jahren wurde der leidenschaft- 
liche Politiker am 24. Oktober 1894 durch einen erneuten Herz- 
anfall vom Kampfplatz abgerufen. 


II Miszellen. 


Eine russische Denkschrift aus dem Jahre 1859 oder 
1860 über die Nationalitäten in Österreich und den 
Slavismus. 

Mitgeteilt von 


Th. Schiemann. 
Archiv des russischen Ministerium des Auswärtigen. 


Les nationalités en Autriche. Slavisme. . 

L’Empire d’Autriche est en voie de transformation. Pour 
être lente elle men est pas moins incontestable. 

Le systême de centralisation et de BOFUINDIESNCH, augure 
en 1848, a échoué. 

L’Empereur l’a reconnu dans son manifeste de l’année 
dernière à ses peuples, qui leur promet de leur rendre leur 
autonomie. 

Le Comte de Rechberg a renié au sein du Conseil de l’Empire 
l'œuvre de ses prédécesseurs. 

Les populations attendent dans une attitude d’opposition 
calme, mais résolue, la réalisation des promesses Impériales, 
le redressement de leurs griefs; les discussions du Conseil de 
l’Empire, les révélations de M. Petrino, qui ont soulevé un coin 
du voile, nous ont démontré la justice de ces griefs et leur 
légitimité. 

Quelle sera cette transformation et quel aspect présentera 
PEmpire d’ici à quelques années — c’est ce qui n’est au pouvoir 
de personne de préciser; nul ne saurait dès aujourd’hui sa faire 
une idee exacte du nouvel édifice qui s’élèvera sur les ruines 
de l’ancien. 
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La lutte est engagee entre les tendances constitution- 
nelles germaniques et démocratiques d’une part, et les ten- 
dences fédéralistes, aristocratiques et nationales de l’autre. 

Le plan du gouvernement est une moyenne entre les deux 
et prend sa source dans l’impossibilité totale de conserver le 
status-quo actuel. 

Néanmoins, dès aujourd’hui, l’on peut prévoir que la cause 
des populations, qui composent l’Empire d’Autriche, aura fait 
un pas en avant, que sous telle forme ou sous telle autre elles 
participeront à la gestion deleurs affaires locales, qu’elles parleront 
leur langue nationale et qu’en général les éléments nationaux 
se développeront graduellement et grandiront en force, en 
importance, en connaissance d’eux mêmes. 

Parmi ces éléments le plus compacte, celui qui est destiné 
à exercer l'influence la plus immédiate sur l’organisation future 
de l’Autriche, est l’élément Magyare. — Richesse, caractère, 
audace, il possède tout ce qui peut servir aux besoins de sa 
cause. 

Apres lui vient l’élément Slave, moins compacte, pauvre, 
mais infiniment plus nombreux. 

Le Gouvernement lui-même sera forcé de contribuer à leur 
développement. Il sera obligé de céder aux Hongrois, puis, pour 
leur résister, de favoriser les Slaves. 

Ces deux éléments, aujourd’hui unis, dans une pensée 
commune, se diviseront au lendemain de la victoire. 

Trop à l’étroit dans leur frontières actuelles les Hongrois 
ne cachent pas leur ferme résolution de rétablir les anciennes 
limites du Royaume. Celles-ci comprenaient la Croatie, la 
Woewodine, le Banat, la Transylvanie. Cette extension les 
met en contact direct avec les Principautes Danubiennes et la 
Bosnie. — Un pas de plus et ils atteignent l’Adriatique, cet 
objet constant de leurs voeux les plus chers. Aujourd’hui le 
Gouvernement combat la Hongrie, ou plutöt se defend contre 
elle. Mais il va être appelé à lui faire des concessions. De 
quelque manière qu’on s’y prenne, les concessions faites, la 
Hongrie acquiert une force telle qu’à un moment donné le 
Gouvernement de l’Empire se trouvera entre les mains des 
Hongrois, qui dès ce moment obtiendront la prépondérance 
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qui assurera le succès de leurs rèves ambitieux. — Ils seront 
secondés par l’élément polonais et combattus par les autres 
races slaves de l’Empire. Si à ce moment celles-ci auront 
atteint un degré de solidité suffisant, acquis la foi dans leur 
cause et développé les forces latentes de leur nationalité, elles 
pourront par leur nombre s’opposer au torrent. Dans le cas 
contraire elles seront entrainés et magyarises selon l’expression 
consacrée. — Cet avenir peut être plus ou moins proche, on 
saurait difficilement l’éviter. 

Examinons si nos intérêts ne nous imposent pas le devoir 
de la prendre en sérieuse considération. 

Admettons la réalisation de cet avenir, car il se peut qu’il 
soit plus imminent qu’on ne le croit; — aussitôt nous recon- 
naîtrons, que loin de s’être abaissée, la barrière qui nous sépare 
des populations orientales s’est élevée d’avantage encore et 
qu’un élément actif, ambitieux et qui rève pour lui le rôle qui 
nous appartient, s’est interposé entre nous et ces populations: 
élément qui pourra s’étayer d’une part de l’appui moral de la 
France et de l’Angleterre et de l’autre des sympathies de la 
Pologne, dont il sera l’allié naturel. 

Longtems on s’est demandé ce qui était le Slavisme, on 
se le demande encore et à lui-même sa mission ne s’est jus- 
qu'ici qu’incompletement révélée. — Mais ne suffit-t-il pas 
d’envisager l’éventualité posée plus haut pour lui donner un 
corps, le rendre palpable et sa mission intelligible? Serait-ce 
en vain que la Providence aurait jeté ça et là des fragments 
de notre sang dans cet espace compris entre le grand noyau des 
Slaves du Nord et les populations de même race dont le nombre 
domine dans la Turquie d'Europe? Or ces groupes ne sont- 
ils pas commes des défenses naturelles que Sa main puissante 
nous a ménagées en dehors de nos Etats, comme des brise- 
vagues contre lesquelles sont venus se briser naguère les efforts 
de l’Islamisme et que bat en brêche aujourd’hui avec une 
persévérance sans égale le puissant élément germanique? Ces 
groupes enfin ne doivent-ils pas former le chainon, qui con- 
tinuerait à l’endroit où il s’interrompt le fil qui doit unir Archan- 
gel à Constantinople. 

Longtems méconnu, longtems suspecte, persécuté même, 
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le Slavisme dépouillé des interprétations intéressées, haineuses 
et policières, se dégage ainsi pour apparaître sous son véritable 
jour. 

Une double mission est en effet réservée aux populations 
Slaves et à ce titre elles ont droit à la sollicitude particulière 
de l’Autriche, aussi bien que de la Russie. 

En Autriche, seules elles peuvent par leur nombre, par 
leur intelligence et par le degré éminent de civilisation qu’ont 
atteint quelques unes d’entre elles, maintenir l’équilibre des 
races, cette condition essentielle de l’Empire, et contenir dans 
ses limites actuelles l’élément militant des Hongrois. 


Pour la Russie, seules aussi elles peuvent servir de barrière 
contre des races, qui, si elles n’étaient refoulées, s’interposeraient 
entre Elle et l’Orient, en interrompant la chaine qui doit nous 
unir aux populations de la Turquie. 

On le voit, les Slaves ont donc une grande mission d’équi- 
libre à accomplir; — et j’ajouterai de conservation, car tout 
ce qui tendrait à les annihiler, à les affaiblir ou à nier leur 
mission, aura pour conséquence logique de conduire ou bien 
les Allemande jusqu’aux bouches du Danube, ou bien les Hon- 
_grois jusqu’à l’Adriatique. — Cette dernière éventualité serait 
fatale à l’Autriche, toutes deux le seraient à un égal degré aux 
intérêts de l’Empire de Russie. 

Ainsi posée et définie, qu’a de commun la question Slave 
avec l’esprit révolutionnaire dont nos ennemis prétendent la 
rendre solidaire et dont elle est au contraire la complète néga- 
tion? Reconnaître la mission du Slavisme, c’est nous tracer 
les voies et la ligne de conduite qui doivent nous guider dans 
cette question. 

C’est la nationalité et la foi qui sont la base de notre puis- 
sance; c’est à développer partout où ils existent ces Elements 
de notre grandeur qui doivent tendre les efforts de notre poli- 
tique. Il ne nous est point permis de laisser périr des membres 
de notre famille. Laisser abattre des barrières naturelles, 
serait livrer l'Orient à l’envahissement et à la domination de 
l’Occident et équivaudrait à l’abandor de nos plus grands 
intérêts. 
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II. partie. 

On connait l’histoire de la reconnaissance du sentiment 
national chez les Slaves de l’Autriche. Les noms des hommes 
qui y ont consacré leurs efforts et leurs existences sont popu- 
laires en Russie à l’égal des célébrités nationales et une fraternité 
litéraire, historique et scientifique est aujourd’hui établie 
entre les diverses branches de la grande famille. On sait que 
c’est Prague qui a donné le signal du réveil et que c’est le foyer 
intellectuel où s’est élaboré l’idée nationale qui en 1848 a con- 
tribuée à sauver l’Empire d’Autriche, idée qui a été niée et 
méconnue depuis, mais que le Gouvernement reconnaît aujourd’- 
hui et qu’il sera obligé de protéger demain. Et il fera en ceci 
acte de haute et de bonne politique. L’étude des tendances 
et des aspirations slaves m’ont amené à en apprécier l’esprit 
et le caractère. Ce caractère est essentiellement conservateur 
et modéré. Les slaves n’aspirent point à se soustraire à la 
domination autrichienne et l’Empereur aura toujours en eux, 
quand il le voudra, ses plus fidèles sujets. Mais ils veulent être 
slaves et non point allemands et ce sont ces tendances essen- 
tiellement pacifiques et conservatrices qu’une saine politique 
doit nous engager à encourager. — J’en ai développé plus 
haut les motifs. Les slaves en développant leur nationalité 
seront pour nous une barrière efficace soit contre l’Allemagne, 
soit contre la Hongrie, où (hier ist eine Lücke; zu ergänzen 
etwa ,,domine‘‘) l’influence des Puissances Occidentales que 
leurs intérêts pousseraient à nous séparer de l'Orient. Je 
vais plus loin et je dis que pour l’Autriche elle-même le développe- 
ment de la nationalité slave constitue un intérêt de premier 
ordre, car cet élément est le seul qui, encouragé et bien dirigé, 
soit à même de servir de contrepoid à l’élément hongrois qui 
la menace d’une prépondérance trop exclusive. 

Mr. de Hilferding qui a acquis chez nous aussi bien qu’en 
pays étrangers une juste célébrité par ses travaux scientifiques 
sur les populations slaves, et qui a étudié à fond cette matière, 
m’a adressé l’hiver dernier sur cet intéressant sujet une lettre 
qu’il a eu le bonheur de voir soumettre à la haute appréciation 
de Sa Majesté Empereur. Il énumère dans cet écrit les vœux 
des slaves de la Bohême parmi lesquels il a longtems résidé. 
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Je transcris de son mémoire le passage suivant: „Les demandes 
des Tchèques sont peu ambitieuses. Ils voudraient voir la 
Russie témoigner un peu d'intérêt à leur travaux littéraires. 
Ils attacheraient sous ce rapport un prix immense à chaque 
preuve d’attention de notre part. C’est que la littérature est 
le seul domaine où la nationalité slave ose se produire publique- 
ment en Autriche; des faveurs accordées à la littérature tchèque 
seraient donc aux yeux de nosfrêres de la Bohême un témoignage 
de sympathie donné à leur nationnalité; elles leurs serviraient 
d’encouragement moral tout en gardant l’avantage de se trouver 
en dehors de la sphère politique et de ne pas compromettre 
prématurément ni la Russie ni les personnes qu’elle voudrait 
s'attacher. 

„Les preuves de sympathie à donner à la littérature tchèque 
devraient consister selon l’opinion des hommes les plus distin- 
gués de ce pays: 

1° dans un don d’un millier de roubles accordé par S. M. 
Empereur à la fondation littéraire de Prague appelée la Ma- 
tiza, instituée en 1830, et qui a depuis cette époque publiée 
toute une bibliothèque d’ouvrages sérieux destinés à la pro- 
pagation des sciences en langue nationale: 

2° dans une souscription que nos universités ainsi que nos 
principaux gymnases et autres grands établissements d’instruc- 
tion publique feraient pour participer à cette fondation: à rai- 
son d’un unique versement de 100 flor. de conv., chacun de 
ces établissements deviendrait membre perpétuel de la Matiza 
et recevrait gratis la revue et la collection d'ouvrages scienti- 
fiques qu’elle publie; 

3° dans une prime de 300. Rbs. remise annuellement 
à l’un des jeunes littérateurs tchèques qui se serait fait remar- 
quer par son talent et qui auroit besoin de secours pécuniaires; 
cette prime pourrait ne pas être annoncée publiquement; et 

4° dans des décorations accordées aux savants dont les 
noms suivent: 

„Mr. Palacky, historiographe de la Bohême; célèbre par ses 
grands travaux et qui vient de publier la quatrième partie de 
l’histoire de son pays; 

Mr. Purkyné, directeur de l’institut physiologique de Prague, 
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membre de presque toutes les académies de l’Europe, un des 
premiers naturalistes de notre tems et dont on vient de célébrer 
le 72ème anniversaire de naissance. 

Mr. Erben, directeur des Archives de la ville de Prague, 
connu par son excellent recueil des chansons nationales tchèques, 
et par l’immense ouvrage où il rassemble tous les diplômes et 
autres documents des anciens tems de la Bohême, enfin 

Mr. Antonin Marek, chanoine, vieillard de 70 ans, qui, l’un 
des premiers, a introduit en Bohême, l’étude du slavon et du 
russe et qui a écrit des traités philosophiques. Cet homme 
vénérable, dont l’activité patriotique et le mérite ont été trop 
peu appréciés chez nous, vit aujourd’hui dans la retraite, 
à Liboune, près de la ville de Tournow. 

„Tels sont, Mr. P Envoyé, les candidats que le choix de leurs 
compatriotes propose à une marque de distinction de la part 
de Sa Majesté l'Empereur et pour lesquels V. Exc. daignera 
peût-être solliciter cette faveur. Ils ont tous des mérites unani- 
ment reconnus par le pays; ils appartiennent à l’ancienne 
génération qui a jeté les bases de la renaissance nationale des 
tchèques; le plus jeune d’entre eux Mr. Erben, est un homme 
de 50 ans. La faveur qu’on leur accorderait n’aura pas l’air 
d’une tentative faite pour les gagner, leur position est telle 
qu’ils sont à l’abri de tout soupçon. Mais l'hommage rendu 
à leurs travaux éminents serait regardé par toute la jeune 
génération des Tchèques comme une récompense nationale et 
stimulerait le zêle des hommes qui vont leur succéder dans la 
voie ouverte par eux. C’est qu’un décoration russe a un prix 
immense aux yeux des slaves de l’Autriche; grâce à ces décora- 
tions (l’ordre de Ste Anne de 2t classe et celui de St. Wladimir 
de la 4e), Mr. Hanka jouit, comme je l’ai déjà observé, d’une 
position exceptionnelle parmi ses compatriotes.‘ 

Sa Majesté après la lecture de cette lettre ayant daigné 
prescrire de recueillir mon humble opinion sur les vœux énoncés 
plus haut, je viens m’acquitter aujourd’hui en toute conscience 
de ce devoir: 

19 J’abonde entièrement dans le sens de M”. Hilferding 
pour les $$ 1 et 2 cités plus haut. 

2° Pour le $ 4 il me semblerait préférable de nous donner 
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toute latitude quant à l’emploi de la somme qui serait destinée 
aux encouragemens littéraires et scientifiques des tchèques 
en ayant en vue peût-être de favoriser principalement l’étude 
de la langue russe parmi eux. 

3% Je ne puis qu’appuyer chaudement les marques de 
distinction sollicitées pour MM. Palacky, Purkyné, Erben et 
Antoine Marek, notabilités justement célèbres par leurs esti- 
mables productions. 

Quant à l'établissement d’un Consulat russe à Prague, 
dont parle également le mémoire de Mr. Hilferding, c’est 
assurément une excellente mesure, mais elle serait prématurée 
aujourd’hui et doit être ajournée à l’époque, peut-être pro- 
chaine, où la question slave, mieux comprise, sera considerée 
par le Gouvernement Autrichien non plus comme une arme 
contre nous mais comme un lien entre les deux Empires. 

Je terminerai en exprimant l’espoir que mieux comprises 
et appréciées dorénavant qu’elles ne l’étaient jusqu'ici les 
relations littéraires et scientifiques établies entre les diverses 
branches de la famille slave, seront envisagées par les Gou- 
vernemens comme un élément non plus de trouble et de discorde, 
mais au contraire comme un moyen efficace de rapprochement 
et de civilisation. — 

Das Datum der Denkschrift wird durch den 72" Ge- 
burtstag Purkynés bestimmt, der auf den 17. Dezember 1859 
fiel. Verfasser ist ein russischer Gesandter, aber es läßt sich 
nicht feststellen welcher. 


IIL Kritiken, Referate, Selbstanzeigen. 


— 


Jözef Korzeniowski, Zapiski z rekopisöw cesarskiej biblioteki 
publicznej w Petersburgu i innych bibliotek petersburskich 
(Aufzeichnungen über Handschriften der Kais. Öff. Bibliothek 
und anderer Bibliotheken in Petersburg. Wissensch. Reise- 
bericht aus d. J. 1894—92 und 1907) (= Bd. XI des von 
der Krakauer Ak. d. Wiss. hrsg. Archiwum do dziejów lite- 
ratury i oświaty w Polsce). Krakau 1910. XLI und 408 S. 

Korzeniowski, ein anerkannter Forscher auf dem Gebiet 
der polnischen Reformationsgeschichte, erweist durch seinen 
umfassenden Bericht über auf Polen bezügliche Petersburger 

Handschriften der polnischen Geschichtsforschung einen Dienst, 

der nicht hoch genug veranschlagt werden kann. Von der 

großen Zahl der von ihm beschriebenen 491 Handschriften 
entfällt auf die Kais. Öff. Bibliothek in Petersburg allein ein 

Löwenanteil von 444 Nummern. Dies Verhältnis erklärt sich 

daraus, daß den Grundstock der Kais. Öff. Bibliothek die 

ungemein reiche Zaluskische Bibliothek aus Warschau bildet, 
die unmittelbar nach dem Falle Polens auf Befehl der Kaiserin 

Katharina II nach Petersburg geschafft wurde. Referent 

hat vor Jahren selbst in der Petersburger Hauptbibliothek 

Nachforschungen angestellt, die sich auf ein eng umschriebenes 

Arbeitgebiet beschränkten. Auf Grund eines Vergleichs seiner 

Notizen mit den Angaben Korzeniowskis kann Ref. nur fest- 

stellen, daß die ihm bekannten Handschriften mit der größten 

Treffsicherheit in ihrem wesentlichen Inhalt erfaßt und sach- 

verständig beschrieben sind. Korzeniowski beschreibt die 

Handschriften in folgender Anordnung. Er gibt zunächst 

ihre Bibliothekssignatur, behandelt darauf ihren äußeren 

Zustand, schildert in zusammenfassender Weise den häufig 
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sehr wenig einheitlichen Inhalt der einzelnen Handschrift 
und läßt dann literarische und kritische Erörterungen und Er- 
läuterungen folgen, denen sich Angaben über die Schicksale 
und über die Provenienz der Handschrift, sowie Ausführungen 
über ihre Verwertung in der Literatur anschließen. Auf jeder 
Seite tritt uns ein sachkundiger Bearbeiter von alter, beruflicher 
Erfahrung entgegen. Die mit brauchbaren Sach- und Personal- 
registern ausgestattete Zusammenstellung K.s wird zum Hand- 
apparat eines jeden mit polnischer Geschichte sich befassenden 
Gelehrten gehören müssen. J. Paszkowski. 


Liv-Est-Kurländisches Urkundenbuch. Begründet von F. G. 
von Bunge, im Auftrage der Baltischen Ritterschaften und 
Städte fortgesetzt von Hermann Hildebrand, Philipp 
Schwartz, Leonid Arbusow und August von Bulmerincq. 
Erste Abteilung, Band 12. 1460—1472. Herausgegeben von 
Philipp Schwartz f und August von Bulmerincq. 1910. 
Riga, Moskau. Kommissionsverlag von J. Deubner. 

Nach fünfjähriger Pause ist wiederum ein Band der Serie I 
des Livländischen Urkundenbuches erschienen und damit ein 
kleiner Teil der von 1460—1494 reichenden Lücke bis zum 
Dezember 1478 ausgefüllt. Einen Zeitraum von zwölf Jahren 
umfaßt der vorliegende Band. Er bietet 863 Nummern, von 
denen zwei doppelt verzeichnet sind. Von den 861 Urkunden 
sind 411 neu, 450 teils gedruckt, teils im Regest bekannt oder 
auch nur in Geschichtswerken angeführt. — Das Jahrzehnt 
1460—1470 war für den Deutschen Orden im Preußen wohl 
das schwerste seiner Geschichte. Im zweiten Thorner Frieden 
1466 trat er das Land westlich von der Weichsel mit der Marien- 
burg an Polen ab, und der Hochmeister wurde polnischer 
Lehnsmann. Einen staatsrechtlichen Einfluß hatte dieser 
Friede auf Livland nicht (vgl. L. Arbusow, Grundriß der Gc- 
schichte Liv-, Est- und Kurlands. III. Aufl., Riga 1908. S. 105), 
aber der vorhergehende Krieg hatte für die livländischen Städte 
und ihr Verhältnis zur Hansa insofern eine große Bedeutung, 
als der Handel mit Westpreußen, vor allem mit Danzig — 
und durch dieses der Hansehandel überhaupt —, große Stö- 
rungen erlitt. Daher sehen wir Riga und Lübeck sich eifrig um 
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das Zustandekommen des Friedens bemühen. Die Verhandlun- 
gen Rigas, das stark unter Danzigs Feindschaft zu leiden hatte, 
mit dieser Stadt und mit Lübeck treten aus dem vorliegendem 
Bande deutlich hervor. 

Auf das sehr reichhaltige Material zur Geschichte des 
Hansehandels mit Novgorod kann hier nicht näher einge- 
gangen werden, doch wirkte der preußische Krieg natur- 
gemäß auch auf den Handel zurück. 

Für Pleskau und seinen Hansehandel ist und bleibt das 
Material spärlich und zufällig, da ja das alte Dorpater Archiv 
verschwunden ist. 

Die Sicherheit des Handels in Novgorod nimmt immer 
mehr ab, — 1471 brach ja die erste große Katastrophe über die 
unglückliche Stadt herein. Dieser Krieg zwischen Novgorod 
und Moskau hat eine sehr interessante Rückwirkung auf Liv- 
land gehabt, indem Novgorod dem Ordensmeister ein Bündnis 
gegen Moskau und Pleskau antrug, worüber der Ordensmeister 
dem Hochmeister eingehend berichtet (Nr. 840). 

Der preußische Krieg mit Polen griff verhältnismäßig 
wenig nach Livland herüber, abgesehen von beständigen For- 
derungen des Hochmeisters, ihn mit Geld und Mannschaft zu 
unterstützen; außerdem kam es zu einigen Grenz- und Be- 
sitzverschiebungen zwischen den beiden Ordenslanden. 

Von größter Wichtigkeit ist das nun vollständig vorliegende 
Material für den Streit um das Bistum Oesel zwischen dem 
Ordensschützling Jodokus Hoenstein und dem Elektus des 
Kapitels Johannes Datelkanne. Das Eingreifen Dänemarks 
in diesen Streit, die Verhandlungen des Ordens mit dem 
Könige, die endliche Beilegung des Streites, die eine Nieder- 
lage des Ordens bedeutete, — in alle diese, bisher etwas dunklen 
Fragen der livländischen Geschichte wird durch das nun ge- 
ordnet vorliegende Material Licht gebracht werden können. 

Verhältnismäßig wenig geschieht das in der Frage des 
Verhältnisses zwischen Erzbischof und Ordensmeister, wie auch 
derjenigen der Absetzung des Landmarschalls Gerdt von 
Mallinckrodt und der Entsagung seines Bruders Aulmich, 
des Bischofs von Dorpat. Das Material zur letzten Frage ist 
reichhaltig, doch hier können die Zusammenhänge nur durch 
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genauere Untersuchungen eruiert werden; ein flüchtiges Durch- 
blättern kann sie nicht aufdecken. Von ganz besonderem 
Interesse ist das für die mit dem alten Landmarschall ver- 
bündeten schwedischen Brüder Axelsson vorliegende Material, 
das sich im Inhaltsverzeichnis auch gesondert aufgeführt findet. 
— Der Neudruck der Rechtfertigungsschrift für den Ordens- 
meister Johann von Mengede, gen. Osthoff, wird freudig 
begrüßt werden; ist sie doch mit ihren fast 16 Quartseiten 
im Druck eine kleine, für die livländische ‚Geschichte des 
15. Jahrhunderts so selten anzutreffende Chronik, die im frühe- 
ren Druck im Archiv f. d. Gesch. Liv-, Est- und Kurlands, 
ganz abgesehen von Textmängeln, schwerer zugänglich war. 

Der 12. Band des Urkundenbuches ist nicht unter gleich 
günstigen Bedingungen fertiggestellt worden, wie seine Vor- 
gänger. Nachdem Hermann Hildebrand, der Bearbeiter von 
Band 7—9, durch zu frühen Tod von der Arbeit abberufen 
war, übernahm im Juni 1890 Dr. Ph. Schwartz die Edition, 
doch auch er folgte seinem Vorgänger am 17. Januar 1907 
ins Grab, nach Fertigstellung der Bände 10 und 11. Seine 
Vorarbeiten zu Band 12 übernahm Dr. von Bulmerincg, brachte 
den Band zum Abschluß — und trat dann von der Weiter- 
arbeit am Urkundenbuch zurück. Nunmehr hat die Bear- 
beitung der folgenden Bände Dr. phil. L. Arbusow jun. über- 
nommen, dessen Vater, L. Arbusow sen., die Serie II des 
Urkundenbuches herausgibt (von 1494 ab; erschienen sind 
Band 1 und 2). 

Der 12. Band weicht von seinen Vorgängern insofern ab, 
als die den früheren Bänden, angefangen von Bd.7, voran- 
geschickte, das Material in kurzer Schilderung gleichsam exzer- 
pierende Einleitung auf Beschluß der mit der Herausgabe 
betrauten Gesellschaft für Geschichte und Altertumskunde 
der Ostseeprovinzen Rußlands in Riga weggefallen ist. Statt 
dessen gibt der Herausgeber ein ‚Inhaltsverzeichnis‘‘, das, 
geordnet nach den großen Gruppen (mit mehreren Unterab- 
teilungen): Geistlichkeit; Deutscher Orden; Kaiser, Könige, 
Fürsten und Herren; Städte; Verschiedenes, — gewissermaßen 
ein Zwitterding darstellt zwischen Personen-, Orts- und Sach- 
register, nach bestimmten Gruppen geordnet und mit Hin- 
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weisen auf die Nummern der Urkunden versehen. Da nun aber, 
außer je einem schönen Orts- und Sachregister, auch ein Per- 
sonenregister vorhanden ist und diesem die in Gruppen geord- 
neten wichtigeren Personennamen nochmals als Personenre- 
gister B angehängt sind, und zwar in größerer Vollständig- 
keit, als sie im ,„Inhaltsverzeichnis“ aufgeführt sind, jedoch 
leider ohne Hinweise auf die Urkundennummern, — so ergibt 
sich, daß das „Inhaltsverzeichnis‘ durch seine Unvollständig- 
keit, das Personenregister B durch das Fehlen der Hinweise 
eigentlich nutzlos ist. Das Inhaltsverzeichnis hätte zugunsten 
der dem Personenregister B fehlenden Hinweise ruhig weg- 
fallen können. Besser, als dieser Zustand, war jedenfalls die 
alte Einleitung. — Sonst ist der Herausgeber den durch seine 
Vorgänger festgelegten mustergiltigen Editionsprinzipien ge- 
folgt. Auszusetzen ist nur, daß die in diesem Band recht häu- 
figen russischen Urkunden nicht auch in genauen Übersetzungen 
gegeben sind. Das Hansische Urkundenbuch druckt die russi- 
schen Urkunden nur in Übersetzungen; das Livländische — 
nur russisch. Wohl geben ja die in solchen Fällen meist sehr 
erschöpfenden Kopfregesten genügende Auskunft; aber so 
mancher Forscher, dem das alte Russisch nicht geläufig ist, 
wird gerne wortgetreu wissen wollen, was eigentlich die unbe- 
kannten Lettern unter dem viel kürzeren Regest bedeuten. 
Ferner dürfte es doch vielleicht gut sein, dem Beispiel von 
Hildebrand (und Bunge) zu folgen und wenn irgend möglich, 
die auf Livland bezüglichen Textstellen der russischen Chro- 
niken in den Anmerkungen passenden Ortes in extenso zu 
geben: es steckt in diesen Chroniken mehr Material für die 
livländische Geschichte drin, als man gemeiniglich annimmt, 
— wenn nur nicht die bei ihnen angewandten Editions-, Prin- 
zipien‘‘ so antediluvianisch wären! — 


P. v. d. Osten-Sacken. 
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IV. Zeitschriftenschau. 


Abkürzungen der Zeitschriften, über die berichtet wird: 
Altpreußische Monatsschrift (AM) 
Archiv für slavische Philologie (AslPh) 
Baltische Monatsschrift (BM) 
Baltische Studien (BSt) 
Biblioteka Warszawska (BW) 
Byzantinische Zeitschrift (BZ) 
Bulletin International de l’Académie des Sciences de Cracovie, classe de 
Philologie, classe d’Histoire et de Philosophie (B) 
Český Časopis Historický (Č) 
Forschungen zur brandenburgischen und preußischen Geschichte (F) 
Hansische Geschichtsblätter (HG) 
Historische Vierteljahrsschrift (HV) 
Historische Zeitschrift (HZ) 
Istoriéeskij Vöstnik (IV) 
Izvöstija und Zapiski der Kaiserl. Akademie zu Petersburg (IA bez. ZA) 
Journal des Ministeriums der Volksaufklärung (J) 
Kwartalnik Historyczny (KwH) 
Mitteilungen der Sevöenko-Gesellschaft der Wissenschaften (MS) 
Mitteilungen des westpreußischen Geschichtsvereins (MWpr) 
Mitteilungen der literarischen Gesellschaft Masowiens (MMas) 
Monatsblätter des Pommerschen Geschichtsvereins (MPom) 
Monatsblätter der historischen Gesellschaft der Provinz Posen (MPos) 
Oberländische Geschichtsblätter (OG) 
Pommersche Jahrbücher (PJ) 
Przeglad Historyczny (PH) 
Revue historique (RH) 
Rocznik tow. przyjaciół nauk poznańskich (Rtp) 
Rocznik tow. naukowego w Toruniu (RtT) 
Russkaja Mys? (RM) 
Russkaja Starina (RSt) 
Russkij Archiv (RA) 
Sitzungsberichte der Gesellschaft für Geschichte und Altertumskunde der 
Ostseeprovinzen Rußlands in Riga (SBRig) 
Véitnik Evropy (VE) 
Vierteljahrsschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte (VSW) 
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Zapiski towarzystwa toruńskiego (ZapTT) 

Zeitschrift des Vereins für die Geschichte Schlesiens (ZSch) 

Zeitschrift des historischen Vereins für den Regierungsbezirk Marien- 
werder (ZMar) 

Zeitschrift der historischen Gesellschaft der Provinz Posen (ZP) 

Zeitschrift des Vereins für Geschichte und Altertumskunde des Erm- 
landes (ZE) 

Zeitschrift des Westpreußischen Geschichtsvereins (ZWpr) 


Die Chiffern der Mitarbeiter bedeuten: 


B. B. = Landesarchivdirektor Prof. Dr. Bertold Bretholz in Brünn. 

L. G. = Prof. Dr. Leop. K. Goetz in Bonn; 

O. H. = Prof. Dr. Otto Hötzsch in Posen; 

M. K. = Prof. Dr. M. Korduba in Czernowitz; 

A. L. = Oberlehrer Arthur Luther in Moskau; 

J. P. = Archivrat Dr. J. Paczkowski in Berlin; 

P. O. S. = Ritterschaftsarchivar Dr. Paul Baron v. d. Osten-Sacken in 
Reval; 

W. R. = Dr. Walter Recke in Berlin: 

R = Dr. Richard Salomon in Berlin; 


. S. 
. G. S. = Prof. Dr. Schybergson in Helsingfors; 
. Ue. = Prof. Dr. H. Uebersberger in Wien; 
. Z. = Dr. Erich Zechlin in Danzig. 
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I. Allgemeines. 


Eine Geschichte des Gesamtslaventums. 


C XVII, 143—150. 

J. Bidlo, der durch Studienreisen und Arbeiten Beziehungen zu 
Rußland und Polen besitzt, auch eine ‚Geschichte Rußlands im 19. Jahrh.“‘ 
geschrieben hat, erörtert in diesem Aufsatz die Durchführbarkeit einer 
s. E. notwendigen Arbeit, namlich der Schaffung eines Gesamtbildes der 
Vergangenheit des Slaventums. Er geht dabei von dem Gedanken aus, 
daß man zur Zeit der ,,slavischen Wiedergeburt‘ in der Periode eines 
Rakowiecki, Maciejowski, Safafik, Kollár, Štúr, Hoene-Wronski, Mickie- 
wicz, Iv. Kirčevskij, Alex. Chomjakov, Konst. Aksakov u. a. diesem Ziele 
viel näher war, als dermalen. Aber man blieb aus begreiflichen Gründen 
damals in den ,Altertümern‘“‘ stecken; einzig und allein noch die ,,Ge- 
schichte der slavischen Literatur“ machte auf der Grundlage, die ihr 
Safafik gegeben, einige Fortschritte durch die Arbeiten Pypins und Per- 
wolfs. Karäseks ,,Slavische Literaturgeschichte‘‘ in der Sammlung 
Göschen wird dagegen als ein nicht sehr gelungener Versuch bezeichnet. 
Bei der Prüfung der Hindernisse, die sich dem ursprünglich geplanten 
Unternehmen entgegenstellten, wobei auch der mißlungene SlavenkongreB 
von 1848 eine Rolle spielt, kommt B. darauf zu sprechen, welche Berück- 
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sichtigung die Slavistik an den verschiedenen Universitäten findet. Sie 
befriedigt weder in Rußland, noch in Polen, noch in Böhmen. Auch die 
historiographische Produktion zeigt, daß man überall nur für die zunächst 
benachbarten slavischen Völker Interesse besitzt, in Rußland für die 
Balkanslaven, in Polen für Rußland und Böhmen, in diesem wiederum 
nur für Polen. Mit Befriedigung hebt er dagegen hervor, wie seit einiger 
Zeit gerade in Deutschland dem Bedürfnis, die slavische Welt in ihrer 
Entwicklung richtiger und genauer zu erfassen, Rechnung getragen wurde: 
der Münchener Byzantolog K. Krumbacher und der Bonner Professor 
L. Goetz traten für Errichtung von Lehrstühlen für Slavistik ein; in 
Wien und Berlin wurden sie geschaffen; die Begründung dieser Zeitschrift 
wird gleichfalls erwähnt. Diese Momente erscheinen B. als ein sicherer 
Beweis, daß die Geschichte des Slaventums als eines Ganzen, wie er sich 
ausdrückt, um den politisch gefärbten Ausdruck Panslavismus zu um- 
gehen, durchführbar ist. Er verweist auf zwei Arbeiten, die sich einiger- 
maßen mit dieser Frage beschäftigt haben: Konst. Höflers in den Wiener 
Sitzungsberichten 1881 erschienener Aufsatz „Epochen der slavischen 
Geschichte bis zum Jahre 1526“ wird entschieden abgelehnt, weil darin 
mit ebenso großer Entschiedenheit den Slaven die Fähigkeit organisatorischer 
aufbauender Tätigkeit speziell auf politischem Gebiete abgesprochen wird. 
Eine 1898 erschienene Studie von Budilovié steht dagegen auf dem Stand- 
punkt, daß eine Geschichte des Slaventums sehr wohl möglich sei, da die 
Slaven „immer gebildet haben und bisher noch bilden einen einzigen 
historischen Organismus, ein rassen- und kulturgeschichtliches Ganzes, 
da sie gemeinsame historische Schicksale hatten und sich stets dessen 
bewußt waren, daß sie eine Rassen- und Kultureinheit bilden“. Es scheint 
nicht, daß sich B. mit diesen Ansichten identifiziert, allein die Stellung- 
nahme ist nicht klar und bestimmt genug. B. will nicht auf den Nachweis 
Gewicht legen, daß die Slaven ein organisches und historisches Ganze 
bilden. Ihm handelt es sich, wie er es bildlich ausdrückt, ausfindig zu 
machen ,,den gemeinsamen unterirdischen Flußlauf der auf der Ober- 
flache zerstreuten Quellen gleicher Qualität, die sich unter der Oberfläche 
der äußeren historischen Erscheinungen verlieren“; d. h. nach dem zu 
forschen, was in der Geschichte der einzelnen slavischen Völkerschaften 
gleich ist, allen gemeinschaftlich. Um real zu zeigen, wie er sich diese 
Arbeit zunächst angegriffen denkt, empfiehlt er etwa die Bearbeitung der 
„slavischen Mythologie“, oder der ,,deutschen Kolonisation“, oder 
der ,,slavischen Wiedergeburt“, oder der Geschichte des Bauernstandes. 
— Gerade diese Beispiele und Hinweise werden aber jeden Kenner der 
historischen Entwicklung sofort überzeugen, daß hierbei eine Gesamt- 
darstellung auf slavischer Grundlage nie zustande kommen kann. Von 
Kultus und Kolonisation, d. h. von den gewaltigen Einflüssen, die das 
Christentum und Germanentum auf die slavischen Völker ausgeübt hat, 
will ich gar nicht sprechen; da gehen die slavischen Völker so stark aus- 
einander von allem Anbeginn, daß nichts ,,Gleiches“, ,,Gemeinschaft- 
liches“ übrig bliebe; die Geschichte des Bauernstandes oder eines anderen 
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sozialen Körpers würde nur die Abhängigkeit jedes einzelnen slavischen 
Stammes von seiner Mit- oder Nachbarbevölkerung erkennen lassen. 
Das Endergebnis wäre wohl ein ganz anderes als „eine Geschichte des 
Slaventums als Ganzes‘; allein die Arbeit wäre in jedem Fall höchst ver- 
dienstvoll. Nur wird sich der Historiker kaum finden, der ein derartiges 
Thema durch alle slavischen, modernen und historischen Völkerschaften 
zu verfolgen vermöchte. B. B. 


II. Vormongolisches Rußland. 


III. Die Moskauer Periode. 


Zur Opriénina-Frage. 

J 1911. XI, 55—67. 

S. F. Platonov gebührt das große Verdienst, die wahre Bedeutung 
der Opriënina, dieser problemreichen Episode aus dem Kampfe Ivans 
Groznyj mit dem fürstlichen Bojarentum, erkannt und meisterhaft dar- 
gestellt zu haben. Während Solovev und auch noch Kljuéevskij mehr die 
äußere Seite des Vorgangs sahen, wies Platonov auf das eigentliche Wesen, 
die wirtschaftlich -politische Seite, hin. Er zeigte, daß in der O. der Herr- 
scher sich nicht vom Staate absonderte, sondern daß gerade die Opriönina 
den Staat in sich aufnahm. Es findet eine allgemeine Revision des Grund- 
besitzes statt; über die Hälfte des ganzen Staatsgebietes, besonders die 
zentralen und nördlichen Gebiete mit fast allen Handelsstraßen und 
reichen Märkten fallen in das Gebiet der Opriönina, die sich wie ein Keil 
in die Zemäëina, der eigentlich nur die Grenzgebiete bleiben, einschiebt. 
Damit hat sich der Car den Bojaren gegenüber zum wirtschaftlich Über- 
mächtigen gemacht; er verfügt über Geld und Land, durch das er seine 
Anhänger an sich fesseln kann. Mit der wirtschaftlichen Bedeutung der 
Opriënina ist eng die politische verbunden. Nicht so sehr gegen Personen 
als gegen Institutionen richtete sie sich; der aristokratische Aufbau des 
Staatslebens sollte vernichtet werden. Statt des von den Vätern ererbten 
Gutes (votëina) bekommen die Teilfürsten andere wirtschaftlich oft un- 
günstigere Gebiete besonders in den Grenzmarken als aufkündbares Dienst - 
gut (pomöstie). Die Zerreißung der Tradition war von der allergrößten 
Bedeutung. Noch unter Ivan IV. hatten die Teilfürsten mit den aus 
ihren ehemaligen Untertanen gebildeten Heerhaufen (voinstvo), die zu 
ihnen in einem gewissen Vasallenverhältnis gestanden hatten, Kriegs- 
dienste geleistet. Jetzt wurden die früheren teilfürstlichen Vasallen 
direkte Untertanen des Caren, abhängig von ihm als Besitzer des auf Zeit 
verliehenen Dienstgutes. Diese in kurzen Zügen skizzierten Ergebnisse 
der Untersuchung Platonovs hat L. Suchotin in dankenswerter Weise 
nach der Seite des Besitzwechsels hin durch Mitteilung und Interpretation 
von vier bisher unbekannten Urkunden aus dem Beginn des 17. Jahrh. 
ergänzt und bestätigt. So gibt ein Fürst Solncov-Zasëkin an, daß seine 
Vorfahren schon seit 300 Jahren auf ihren Gütern saßen, als sie ihnen von 
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Ivan IV. genommen wurden. — Zu der Art der Entschädigung muß noch 
bemerkt werden, worauf auch schon Platonov hingewiesen hat, daß statt 
des Erbgutes entweder ein anderes Erbgut oder ein Dienstgut oder auch 
gar nichts verliehen wurde. Auch Besitzer von Dienstgütern wurden von 
der Revision betroffen. Mehrere der verpflanzten Familien erlangten zu 
Beginn des 17. Jahrh. das Recht, in ihre alten Gebiete zurückzukehren. 
— Ferner ist es Suchotin gelungen, den Übergang Jaroslavls in die Oprič- 
nina, der noch bei Platonov schwankend (,,im Laufe der siebziger Jahre, 
zu Beginn der achtziger‘) datiert wird, auf die Jahre 1573—1577 abzu- 
grenzen. W. R. 


Die Anfänge der Presse in Rußland. 


J 1911, IX, 63—135. 

Die große Bedeutung, welche das Zeitungswesen für den Historiker 
hat, wird immer mehr erkannt. Um so empfindlicher war die Lücke in 
unserer Kenntnis über die Entstehung und Entwicklung der russischen 
Presse. Bemerkenswert ist, daß Pekarskij in seinem gewaltigen Werk 
über Wissenschaft und Literatur unter Peter d. Gr. und sogar. noch Pypin 
in seiner russischen Literaturgeschichte diese wichtige Frage übergangen 
haben. In den letzten zehn Jahren jedoch sind mehrere bedeutsame Ab- 
handlungen zur Geschichte der russischen Presse erschienen. A. Slosberg 
unternimmt in der oben gen. Abhandlung den äußerst dankenswerten 
Versuch, in kritischer Auseinandersetzung mit seinen Vorgängern ein 
möglichst vollständiges Bild von den Anfängen des russischen Zeitungs- 
wesens zu geben. Aber zugleich muß auch betont werden, daB Verf. 
seine Abhandlung u. E. auf falscher Basis aufgebaut hat. Seine Dar- 
legung geht von der These aus, daß schon vor Peter d. Gr. eine russische 
Presse bestanden habe Verf. glaubt auch ,,a priori“ — wie er sagt —, die 
Erkenntnis Solovevs und Kljuéevskijs, daß Peter mit seinem Reformwerk 
nicht vollkommen Neues geschaffen, sondern nur die Keime, die im 16. 
und 17. Jahrh. gelegt waren, zur Entwicklung gebracht habe, als Stütze 
für seine These heranziehen zu können. Er schließt sich damit den Aus- 
führungen von A. Pokrovskij an, der in den während der Jahre 1621—1701 
im Posol’skij Prikaz zusammengestellten Couranten den ,,ersten Ausdruck 
russischer Journalistik“ sieht. Anderer Ansicht sind Forscher wie Ba- 
lickij, Engelhardt und Lisovskij, die den Anfang der russischen Presse 
seit dem Erscheinen der Petrinischen „\&domosti‘‘ (Nachrichten) im 
Jahre 1703 datieren. 

Unseres Erachtens mußte Verfasser, um die gestellte Frage einwands- 
frei lösen zu können, zunächst eine ausführliche Definition der Begriffe 
„Zeitung“ und ,,Presse‘“ geben. Ohne diese Lücke ergänzen zu wollen, 
müssen wir darauf hinweisen, daß für beide Begriffe als wesentliche Merk- 
male unbedingt zu fordern sind: Periodizität und Publizität. Von dieser 
Basis aus wollen wir die Ausführungen Slosbergs betrachten. 

Äußerst interessant sind die Kapitel über die Couranten und die 
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Organisation des Nachrichtendienstes im Moskauer Staate des 17. Jahrh. 
Unsere Kenntnis kann leider nur unvollkommen sein, da mit einem be- 
deutenden Verlust an Quellenmaterial gerechnet werden muß. In der 
Zeit der Wirren ging die Bibliothek der Moskauer Caren verloren, im 
Jahre 1612 plünderten die Polen das Archiv des Posol’skij Prikaz und 
endlich wurde beim Brande vom 3. Mai 1626 die Korrespondenz der 
Caren Vasilij Ivanovič und Joann Vasil’evié ein Raub der Flammen. 
Die ersten erhaltenen Couranten stammen aus dem Jahre 1621; 
sie tragen die Aufschrift „Übersetzungen von Nachrichten, die aus Polen 
geschickt worden sind über die verschiedenen Kriegsereignisse in Europa 
und Friedensschlüsse, aber von wem sie geschickt worden sind, das ist 
nicht angegeben“. Die nächsten Couranten stammen aus den Jahren 
1642—44; bei ihnen liegen Originale von deutschen Zeitungen aus dem 
Jahre 1643. Zu diesem im Moskauer Staatsarchiv aufbewahrten Material 
kommen noch Couranten aus den Jahren 1630 und 1680—84, die in der 
Bibliothek der Akademie der Wissenschaften zu Petersburg liegen. Die 
Couranten wurden im Posol’skij Prikaz (dem heutigen Ministerium der 
auswärtigen Angelegenheiten) von Übersetzern zusammengestellt, und 
zwar aus drei Bestandteilen: 1. aus gedruckten westeuropäischen Zei- 
tungen; 2. aus geschriebenen Zeitungen; 3. aus Mitteilungen in Privat- 
briefen. Zur Beschaffung dieses Materials war ein ständiger Nachrichten- 
dienst organisiert, der auch vom Posol’skij Prikaz verwaltet wurde. Unter 
dem Caren Aleksdj Michajlovič bestand eine regelmäßige vierzehntägige 
Postverbindung zwischen Riga und Moskau, die von einem Johann van 
Sweden besorgt wurde; später ging die Post allwöchentlich über Smolensk 
nach Vilna. Im Jahre 1675 kamen beide Postverbindungen unter die 
Verwaltung des Andrěj Vinius, des Übersetzers im Posol’skij Prikaz. 
43 westeuropäische gedruckte Zeitungen (darunter 27 deutsche, 7 hol- 
ländische, 5 französische, 2 polnische, 1 italienische und 1 schwedische) 
sind in den Couranten verarbeitet, d. h. sie wurden fast ohne Auswahl 
übersetzt. Die geschriebenen Zeitungen wurden von einem wohlorgani- 
sierten Nachrichtenkontor in Riga geliefert, dessen Besitzer Justus Phili- 
monatus ein Außerst vielseitiger Mann war. Zwischen ihm und dem als 
earischen Mittelsmann in Pskov wohnenden Grafen Mathias Sigismund 
Sliakovskij (er hieß vor seinem Übertritt zum griech.-orthodoxen Glauben 
von Schlick) entwickelte sich ein reger, mindestens allwöchentlicher 
Nachrichtendienst, der von eigens dazu bestellten Kurieren besorgt wurde. 
Justus Philimonatus hatte wieder seine Agenten, ja sogar Spezialbericht- 
erstatter, die er auf die Kriegsschauplätze schickte. Alle diese Nach- 
richten, zu denen oft noch gelegentliche Mitteilungen von Privatleuten 
oder Erzählungen von Reisenden kamen, wurden in die Couranten auf- 
genommen, die aber nur in einem Exemplar, und zwar als Manuskript 
hergestellt wurden. Für wen wurden die Couranten zusammengestellt ? 
Für den Caren und seine nächste Umgebung. Darauf möchten wir mit 
allem Nachdruck hinweisen, um so mehr, als sich Slosberg bemüht, den 
Couranten publiken Charakter beizulegen, indem er meint, man habe sie 
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nicht geheim gehalten und es sei wahrscheinlich, daß sie im Publikum 
bekannt geworden seien. Diese Möglichkeit ist durchaus zuzugeben, 
aber es muß noch einmal betont werden, daß der Zweck der Couranten 
nicht in der Orientierung des Publikums, sondern des Caren und seiner 
Ratgeber lag; oder modern ausgedrückt: die Couranten im Moskauer 
Staate des 17. Jahrh. waren Zeitungsausschnitte, die im Presseburea ı des 
Ministeriums der Auswärtigen Angelegenheiten für den Herrscher und 
seine Ratgeber zusammengestellt wurden. Diese unsere Anschauung deckt 
sich im wesentlichen mit der von A. Majkov und Balickij, daß ,,die Cou- 
ranten nicht die Hauptbedingung erfüllen, um Zeitung genannt zu wer- 
den— es fehlte ihnen die Publizität (glasnost’); sie waren für eine konkrete 
Persönlichkeit, den Caren, und nicht für das unpersönliche Publikum 
bestimmt.‘ 

Von dieser Erkenntnis aus läßt sich erst die Bedeutung des Ukazes 
vom 16. Dezember 1702 richtig bewerten. Peter d. Gr. befiehlt, ‚auf 
Grund der Nachrichten über kriegerische und sonstige Ereignisse, die zur 
Benachrichtigung der Bewohner des Moskauer und der benachbarten 
Staaten dienen können, Couranten zu drucken und zum Druck dieser 
Couranten Nachrichten aus den Prikazen, in denen jetzt welche sind, oder 
in Zukunft sein werden, in den Monastyrskij Prikaz und von diesem in 
die Druckerei zu schicken.“ Mit andern Worten, das Material, das bisher 
für die Zusammenstellung einer handschriftlichen Courante (wenn über- 
haupt diese Bezeichnung angängig ist) zur Orientierung des Caren und 
seiner Ratgeber gedient hat, soll jetzt in einer periodisch erscheinenden 
gedruckten Zeitung zur Aufklärung des Volkes dienen. Und zwar sollen 
die Russen von den Vorgängen in Westeuropa und umgekehrt die West- 
europäer von den Vorgängen in Rußland erfahren. Der moderne Geist 
Peters hatte den großen Wert der Publizistik für die innere wie äußere 
Politik erkannt. Der Inhalt der neuen Zeitung war sorgfältig nach dem 
Gesichtspunkt ausgewählt ,,was des Wissens und des Gedächtnisses würdig 
war“. Das große Publikum sollte über die Absichten der Regierung auf- 
geklärt und beruhigt werden. So fand sich schon in einer der ersten 
Nummern ein ausführlicher Bericht über die nach der Schlacht bei Narva 
aus Glockenmetall gegossenen Kanonen, um das Vorgehen des Herrschers, 
das große Unruhe hervorgerufen hatte, zu rechtfertigen. Ähnlich ist die 
offiziôse Darstellung über den plötzlichen FriedensschluB am Pruth zu 
beurteilen. Die übrigen Ausführungen Slosbergs, die dazu dienen sollen, 
das publizistische Element in den älteren Chroniken, den razrjadnyja 
knigi und den Flugblättern und offiziellen Proklamationen in der Zeit 
der Wirren nachzuweisen, können wir hier übergehen, da sie mit dem 
eigentlichen Thema der Abhandlung kaum Berührungspunkte haben, 
im Falle der razrjadnyja knigi sogar u. E. irrig sind. Denn alle die Auf- 
zeichnungen über Empfänge fremder Gesandten, Hochzeiten im Caren- 
hause und Gastmähler hatten letzten Endes doch nur den Zweck, 
Material über Präzedenzfälle bei Rangstreitigkeiten (möstnidestvo) zu 
haben. Wenn überhaupt Spuren einer Publizistik in vorpetrinischer Zeit 
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zu suchen sind, so möchten wir sie mit Majkov in den handschriftlichen 
Sammelbänden (sborniki) sehen, die Abhandlungen über wichtige Er- 
eignisse und z. T. auch Auszüge aus den Couranten enthielten und von 
Hand zu Hand gingen. W. R. 


IV. Peter der Große und die Nachfolger bis 1762. 


Peter der Große in der Beurteilung 
der Zeitgenossen und der Nachwelt. 


J 1911, X, 315—340. XI, 1—37. 

Die vorliegende Abhandlung von E. Smurlo ist eine erweiterte und 
vervollständigte Bearbeitung des im Jahre 1889 in der gleichen Zeitschrift 
erschienenen Aufsatzes: ‚Peter der Große in der russischen Literatur. 
Versuch eines historisch-bibliographischen Überblicks“. ÂuBerst sym- 
pathisch berührt das ruhige und geklärte Urteil des Verf. über die Reform- 
periode, eines der auch heute noch heiß umstrittenen Probleme der russi- 
schen Geschichtsforschung. Es steht wohl heute fest, daß Peter sein 
Reformwerk nicht aus wilder Wurzel begann, sondern im wesentlichen — 
— wenn auch gewaltsam und übereilt — das Fazit der vorhergehenden 
zwei Jahrhunderte zog, oder Ideen zur Durchführung brachte, die unter 
seinen Vorgängern im Keime erstickt waren, so z. B. den gewaltigen Ge- 
danken der baltischen Politik, der schon in den Kriegszügen des dritten 
und vierten Ivan zum Ausdruck kommt. Aber berauscht von der Größe 
seines Werkes, verlor er den klaren Blick und irrte in der Wahl der Mittel, 
die ihn zum Ziele führen sollten, wie in der Erkenntnis der Hindernisse, 
die sich ihm in den Weg stellten. Bei seinem ungestümen Drang nach 
vorwärts mußte er seinen gefährlichsten Feind in dem zähen Festhalten 
an dem Althergebrachten, an der „Moskauer Gewohnheit“ sehen. Um 
so mehr setzte sich in ihm der Gedanke fest, daß die Verpflanzung west- _ 
europäischer Zustände und Einrichtungen Bedingung zur Verwirklichung 
seines Planes sei. Seine Russen sollten Europäer werden, bis zum Tragen 
des kurzen ,,deutschen“ Rockes und Rasieren des Kinnes. Dadurch gab 
er seinem Werke einen antinationalen und religionsfeindlichen Zug. 
Wenn auch aufgeklärte Russen hinter der Form den Sinn zu erkennen 
vermochten, so sah die große Masse doch nur die Form. Und diese hatte 
ohne Zweifel etwas Gehässiges. Treffend ist die Klage seines Anhängers, 
des Bauern Ivan Possoëkov: ‚Er selbzehnter zieht den Berg hinan, aber 
den Berg hinab ziehen Millionen.“ Umsonst war die grausame Arbeit 
des PreobraZensker Prikazes (der geheimen Gerichtsbehörde) — die Rufe, 
der Antichrist sei gekommen, wollten nicht verstummen. Besonders vom 
Raskol her wurde die Feindschaft gegen den Caren in einer Weise ge- 
schürt, von der man sich kaum eine Vorstellung machen kann. Mit dem 
ganzen Rüstzeug theologischer Haarspalterei wird voll fanatischen Hasses 
immer von neuem bewiesen, daß das von der Apokalypse geweissagte 
Weltende gekommen sei. In jeder Handlung des Caren wird das Wirken 
des in ihm wohnenden Satans nachgewiesen. Rußland ist das Reich des. 
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Satans mit der großen Stadt der Finsternis. Diese Anschauungen, die fast 
zum Glaubensbekenntnis der Raskolniken gehörten, haben sich das ganze 
48. und 19. Jahrh. hindurch, ja noch bis in die Gegenwart erhalten. Un- 
seres Erachtens nimmt die Darstellung des Raskol im Verhältnis zu Peter 
dem Großen, bei der Smurlos umfassende Literaturkenntnis besonders zu 
rühmen ist, einen etwas zu breiten Raum ein. Demgegenüber ist die 
Charakteristik der Volks- und Soldatenlieder, in denen u. E. die eigent- 
liche Stimmung des Volkes viel besser zutage tritt, als in den Pam- 
phleten fanatischer Sektierer, etwas zu kurz gekommen. Dies ist um so 
mehr zu bedauern, als bis auf den heutigen Tag eine befriedigende, die 
Einzelforschungen zusammenfassende Darstellung und Analyse des Volks- 
liederkreises, der sich um Peter den Großen gebildet hat, noch fehlt. — 
Was tat Peter, um Mit- und Nachwelt über seine Absichten und sein Vor- 
gehen aufzuklären? Da ist zunächst auf die Begründung der ersten 
russischen Zeitung im Jahre 1703 hinzuweisen. Parallel damit ging eine 
systematische Beeinflussung der westeuropäischen Presse durch Rußland 
in günstigem Licht darstellende Artikel, als deren Verfasser der bekannte 
Erzieher des Carevië Aleksëj, der Kriegsrat Huyssen, anzusehen ist. 

Außerdem traten angesehene russische Kirchenfürsten in Predigten 
und Flugschriften für den Caren ein: so verteidigte der Bischof Dmitrij 
von Rostov das Rasieren des Kinnes, Theophan Prokopovič die Kalender- 
reform und die wichtigsten Ukaze des Caren. Ein anderer wieder, Gavriil 
Bužinskij, verherrlichte die Schönheiten der neuen Hauptstadt. Peter 
griff sogar selbst zur Feder, um seine politische Haltung im Nordischen 
Kriege zu rechtfertigen; es ist die „Abhandlung über die Gründe des 
Krieges“, die 1717 in gemeinschaftlicher Arbeit mit Safirov entstand. 
Die „alten Gründe“ geben eine Übersicht über die Beziehungen zwischen 
Rußland und Schweden von den Zeiten Ivans Groznyj bis 1700. Die 
„neuen Gründe“ sind Klagen gegen Dalberg, den General-Gubernator von 
Riga. Die ,,SchluBbemerkung an den Leser“, die von Peter selbst stammt 
wendet sich energisch gegen die Zumutung, den Frieden mit Schweden 
durch Rückgabe der eroberten Gebiete und Städte zu erkaufen. Nicht 
eher dürfe Frieden geschlossen werden, als bis das ganze baltische Küsten- 
gebiet russisch geworden sei. Der ersten Ausgabe dieser Schrift in Folio 
folgte 1722 eien zweite in Sedez in 20 000 Exemplaren, deren billiger Preis 
eine möglichst große Verbreitung ermöglichen sollte. Aber zu Peters 
Lebzeiten wurden nur 50 Exemplare verkauft, und im Jahre 1756 waren 
noch 16 000 vorhanden. 

Wichtiger als diese Abhandlung ist die ,,Geschichte des schwedischen 
Krieges“, an der neben dem Caren noch Silling, Polikarpov, Safirov, 
Huyssen, Makarov und vielleicht auch Theophan gearbeitet haben. Von 
acht Redaktionen sind fünf vom Caren, der zur Arbeit an seiner Ge- 
schichte nach dem Nystädter Frieden wöchentlich einen ganzen Vormittag 
verwandte, eigenhändig überarbeitet worden. Aber bedauerlicherweise 
ist bis heute der Anteil Peters, der nach Ustrjalovs Versicherung be- 
deutend sein soll, textkritisch noch nicht untersucht worden, ein Mangel, 
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auf den schon der Kriegshistoriker Maslovskij hingewiesen hat. Smurlo 
hat sich, gestützt auf seine große Quellenkenntnis, bemüht, die Ent- 
stehung der einzelnen Redaktionen zu verfolgen. Als Grundstock diente 
das vom Caren während des Krieges geführte Diarium, zu dem die übrigen 
im Posol’skij Prikaz gesammelten Materialien (offizielle Dokumente, 
Briefe, Schlachtenberichte) hinzutraten. Am meisten klar ist die Ent- 
stehung der Redaktion Huyssen. 1714 befiehlt Peter, alle Journale 
Huyssen zu übergeben, auf Grund deren dieser dann im Jahre 1715 ein 
„Journal des Caren Peter I von 1695—1710“ verfaßt hat (abgedruckt 
bei Tumanskij, Teil III und VIII). Außer der Huyssenschen Redaktion 
liegt noch eine andere im Druck vor. (Welche es ist, gibt — soviel wir 
gesehen haben — Smurlo nicht an.) Sie wurde in zwei Teilen 1770—1772 - 
herausgegeben von dem bekannten Historiker Fürsten Söerbatov unter 
dem Titel: ,, Journal oder Tagebuch des seligen ewigen Ruhmes würdigen 
Herrschers des Kaisers Peters des Großen vom Jahre 1698 bis zum Frieden 
von Nystadt.“ Die sich natürlich ergebende Frage, welche der beiden 
Publikationen die zuverlässigere sei, ist von Smurlo mit großer text- 
kritischer Umsicht und Schärfe untersucht worden. Er kommt gegen- 
über den abfälligen Urteilen Pekarskijs und Ustrjalovs, die übrigens 
Solovev und Pogodin durchaus nicht teilten, zu der Erkenntnis, daß die 
Huyssensche Redaktion die von Sterbatov herausgegebene an Voll- 
ständigkeit und Zuverlässigkeit übertrifft, daß sie wegen der Menge mit- 
geteilter Briefe und Aktenstücke gleichsam als offizielle Darstellung an- 
gesprochen werden kann. Bezeichnend ist auch für die von S&erbatov 
herausgegebene Redaktion, die übrigens unter Benutzung der Huyssen- 
schen nach 1718 entstanden ist, daß in ihr alle Stellen aus Huyssens 
„Journal“, die zugunsten des Carevië Alek<dj Petrovič sprechen, getilgt 
worden sind. 

Während die beiden bisher besprochenen Werke mehr die kriegeri- 
schen Ereignisse darstellten, sollte die Friedensarbeit, das eigentliche 
Reformwerk in einem, wahrscheinlich in großem Umfange gedachten, 
Geschichtswerk, als dessen Verfasser der Erzbischof Theophan Proko- 
povié ausersehen war, behandelt werden. Die Entstehungszeit dieses 
Planes läßt sich aus einer interessanten Notizbuchaufzeichnung des Caren 
in das Jahr 1722 setzen. Das groß angelegte Werk ist ein Torso geblieben; 
denn nicht anders kann man den von Sierbatov 1773 herausgegebenen 
ersten Teil ,,Geschichte Peters d. Gr. von seiner Geburt an bis zur Schlacht 
bei Poltava“ bezeichnen. Die Verfasserschaft Theophans ist jedoch nicht 
allgemein anerkannt; gegenüber Ustrjalov, Solovev und Bestuzev-Rjumin 
verneinen Cistovië und Morozov, die sich eingehender mit Theophans 
Leben und literarischer Tätigkeit befaßt haben, seine Autorschaft und 
billigen ihm nur einige Zusätze und Verbesserungen zu. Smurlo führt 
Beweise für und wider an, von denen u. E. die Beweise für Theophans 
Verfasserschaft überzeugender sind. Man kann sich auch den Vorgang 
etwa derart denken, daß Theophan eine der offiziellen Darstellungen 
über den Schwedischen Krieg, etwa Huyssen oder Makarov, zugrunde 
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legte und durch eigene Arbeit, da wo er sachverständig war, ergänzte. Den 
einzig richtigen Weg zur Entscheidung dieser Frage hat u. E. Morozov 
betreten: die Sprache Theophans ist unverkennbar in ihrer Prägnanz, 
Leidenschaftlichkeit und rhetorischen Fülle. W. R. 


Aktenstücke zur Geschichte Peters des 
Großen. 


RA 1911, III, 161—166, 316—318. 

Einige kleinere Aktenstücke zur Geschichte Peters d. Gr. und seiner 
Zeit: Bittschriften eines Angestellten des Grafen Seremetev und eines 
in russische Dienste getretenen Persers. R. S. 


Lomonosov. 


Preußische Jahrbücher 146, S. 247—264. 

Friedrich Dukmeyer, der für die Kaiserliche Akademie der Wissen- 
schaften in Petersburg zur 200-Jahrfeier des Geburtstages Lomonosovs 
(8./21. November) eine beschreibende deutsche Bibliographie zu der Bio- 
graphie und zu den Schriften Lomonosovs geliefert hat, entwirft in diesem 
Aufsatze ein Lebensbild dieses Begründers der modernen russischen 
Grammatik und Schriftsprache. Darin wird der Hauptnachdruck auf den 
äußeren Verlauf des Lebens gelegt, während die wissenschaftliche und 
dichterische Seite Lomonosovs nur kurz gestreift wird. Der Schluß lautet: 
„Lomonosov war seinerzeit als Scheidekünstler bekannt, als Chemiker; 
doch in seiner Nation lebt er unvergessen als der Schriftsteller fort, der 
— theoretisch durch sein Lehrbuch der „Russischen Grammatik‘, prak- 
tisch durch seine poetischen und prosaischen Werke — die lebendige 
Volkssprache von dem Erstarrten in der Kirchensprache schied, den Geist 
damit in eine neue Bahn zur Entwicklung wies, und darum in der Ge- 
schichte als ‚Vater der russischen Grammatik und Literatur“ gekenn- 
zeichnet wird. Doch war er schließlich mehr als bloß ein Nationalrusse, 
er war im neuveränderten Rußland unter der veränderlichen Frauen- 
herrschaft dennoch in Wahrheit ein freier Gelehrter, ein Dichter und ein 
rechter Mann.“ O. H. 


V. Katharina II. 


VI. 19. Jahrhundert. 


1811. Falsche russische Banknoten. 

RA 1911, III, 129—157. 

Ein instruktives Kapitel russischer Verwaltungsgeschichte gibt 
J. G. Popruzenko: „Aus N. N. Novosil’covs Archiv. Über die von den 
Franzosen 1812 in Warschau ausgegebenen falschen russischen Bank- 
noten.“ Die Bekämpfung einer Banknotenfälschung in großem Stil war 
eine der ersten Aufgaben, die bei der Übernahme der Regierung im Groß- 
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herzogtum Warschau dem Chef der neuen russischen Behörden, N. 8. 
Lanskoj, zufiel. Die vorliegende Aktenpublikation zeigt, in welcher 
Weise er und seine Beamten dabei zu Werke gingen. Die russische Polizei 
beschränkte sich nicht auf eine genaue Beobachtung des Geldverkehrs 
und Einziehung aller vorkommenden Falsifikate, sondern zog, um dem 
Ursprung des Betruges auf die Spur zu kommen, eine Reihe von jüdischen 
Bankiers und Wechslern in ihre Dienste. Dabei ergab es sich, daß die 
französische Regierung (?) dem ehemaligen Finanzminister des Groß- 
herzogtums, Matuëevié, falsche Rubelnoten im Betrage von nicht weniger 
als 2 Millionen in die Hände gespielt hatte. Ob er die Fälschung erkannt 
hat oder nicht, ist aus P.s Darstellung nicht zu ersehen. Fabriziert wurden 
die Scheine, wie ein Agent schließlich feststellte, nicht auf russischem 
Gebiet, sondern in Galizien, in Brody. Die russische Finanzverwaltung, 
um ihren Kredit in Polen besorgt, brachte erhebliche Opfer, um in den 
Besitz der Fälschungen zu gelangen, und in der Tat ist es bis zu Novo- 
sil’covs Amtsantritt (1815) gelungen, den größten Teil der Scheine ein- 
zuziehen. Von einer strafrechtlichen Verfolgung der Schuldigen — nament- 
lich ein Warschauer Bankier Fränkel hatte dem Betruge Vorschub ge- 
leistet — sagen die vorliegenden, übrigens unvollständigen Akten nichts. 
R. S. 


Materialien zur Geschichte des Jahres 
1812. 

RSt 1911, IX 441—448. 

V. Pasenko berichtet über ein eigenartiges Projekt des Admirals 
Grafen N. S. Mordvinov zur Unterstützung der Kriegsteilnehmer, deren 
Hab und Gut durch den Krieg vernichtet worden war. Mordvinov, der 
im Staatsrate Vorsitzender des Departements der Staatsökonomie ge- 
wesen war, richtete von Penza aus, wohin er sich nach seinem Rücktritt 
zurückgezogen hatte, am 18. Februar 1813 ein umfangreiches Schreiben 
an den damals im Auslande weilenden Kaiser. Aus einem ebenfalls von 
Pasenko abgedruckten Brief M.s an den Admiral Siökov geht aber hervor, 
daß der Kaiser das Schreiben Mordvinovs nicht erhalten hat, das wahr- 
scheinlich von Neidern des Admirals in Petersburg unterdrückt worden 
ist. Pasenko glaubt u. E. mit Recht in einem Nachlaß das Konzept zu 
dem unterdrückten Schreiben gefunden zu haben. Mordvinov macht 
hierin dem Kaiser den Vorschlag, in England, ,,das aufrichtige Teilnahme 
an dem Wohlergehen RuBlands zeigt“, eine Anleihe von 20 Millionen 
Pfund Sterling = 320 Millionen Rubel aufzunehmen. Davon sollen 100 
Millionen für Wechselgebühren u. à. reserviert werden. 60 Millionen 
sollen an Unterstützungsbedürftige ohne Zinsen ausgeliehen werden, 
die in den ersten 16 Jahren 6 Rubel für das Hundert und im A7ten 4 zurück- 
zahlen müssen. Ferner soll ein Kriegsschatz von 100 Millionen geschaflen 
werden. Eigenartig ist der Vorschlag zur Tilgung der Anleihe, ohne daß 
die Staatskasse oder Privatpersonen in Anspruch genommen zu werden 
brauchen; M. hatte auf einer besonderen Tabelle, die aber nicht erhalten 
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ist, ausführlich dargelegt, wie aus dem bei einer möglichen Erhöhung 
des Rubelkurses sic ergebenden Gewinn alle Zinsen und sonstigen Ge- 
bühren getilgt werden konnten. W. R. 


Alexander I. 


RA 1911, III, 117—128. 

Die 1835 niedergeschriebenen, jetzt wohl zum ersten Male gedruckten 
Erinnerungen des Gardeoffiziers P. Demenkov an Alexander I. sind des- 
wegen interessant, weil sie zeigen, bis zu welchem Grade von Byzantinismus 
sich die Verehrung für den Kaiser in gewissen Kreisen der russischen 
Gesellschaft steigern konnte. Sachlich bieten sie kaum Neues. D. trat 
1808 als Fähnrich ins Preobraženskij-Regiment ein, wurde 1810 Leutnant 
und hat in seiner dienstlichen Tätigkeit den Caren oft gesehen, ihm aber 
nicht näher gestanden als jeder andere Offizier. Seine Erinnerungen 
beschränken sich also auf lauter kleine Äußerlichkeiten: wie vorteilhaft 
dem Caren die Gardereiteruniform stand, wie gewandt er noch als Vier- 
ziger tanzte, wie er sich in der Theaterloge bewegte, — all das wird mit 
einer breiten Umständlichkeit vorgetragen, an der der Hofmarschall 
v. Kalb seine helle Freude gehabt hätte. Die begeisterten Huldigungen, 
die das Pariser Publikum 1815 dem Kaiser darbrachte, registriert D. 
mit sichtlichem Behagen; für die widerwärtige Würdelosigkeit solcher 
Szenen fehlt ihm die Empfindung. R. S. 


Die Anstalten der Kaiserin Maria Feodorovna. 

BM 72, Heft 8/9, S. 1—16. 
| Christian von Schwanebach gibt ein Bild von der Kaiserin Maria 
Feodorovna und ihrer Arbeit im Dienste der öffentlichen Wohltätigkeit, 
die mit den nach ihr genannten Anstalten noch heute lebendig geblieben 
ist. Zunächst wird die Tätigkeit Katharinas II. auf dem Gebiet der 
Wohltätigkeit und des Jugendunterrichts geschildert, besonders die 
Arbeiten von Ivan Beckoj. Ihr Erbe übernahm 1797 die junge Kaiserin 
Maria Feodorovna und führte sie 30 Jahre unermüdlich. Sie reformierte 
zunächst das Fräuleinstift in Smolna, gründete die beiden Katharinen- 
institute in Petersburg und in Moskau und das Paulstift. Ebenso wandte 
sie der Mädchenerziehung in der Provinz ihre Aufmerksamkeit zu. Die 
Kaiserin nahm dabei auch Einfluß auf die Grundsätze der Erziehung; in 
ihren selbstverfaßten Instruktionen kommt das Bestreben zum Ausdruck, 
nicht nur Sitte und Anstand, sondern auch das Gemüt zu bilden. Der 
von ihr geschaffene Grundstock von Mädchenlehranstalten blieb auch 
noch nach ihrem Tode 1828 unter besonderem Schutz des Kaisers Nikolai 
lebendig; unter ihm traten noch drei große Waiseninstitute und zahl- 
reiche Mädchenstifte in der Provinz hinzu. Die Kaiserin sorgte auch für 
die Förderung der Knabenbildung. Vor allem aber sind die beiden großen 
Findelhäuser zu nennen, deren sie sich tatkräftig annahm, obwohl trotz 
großer Mittel der Erfolg hier versagt blieb. An die Findelhäuser gliederte 
die Kaiserin Schulen auch praktisch-technischer Natur an. Schließlich 
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kamen noch Krankenhäuser hinzu und zwei große Witwenhäuser in 
Petersburg und Moskau. Auf diese Weise entstand allmählich eine große, 
unter besonderer Leitung der Kaiserin stehende Wohltätigkeitsverwaltung, 
deren Mittel aus den Spar- und Leihkassen kamen. 1812 hatten diese 
Kassen bereits einen Umsatz von 105 Millionen. Die Kaiserin leitete 
anfangs das Ganze allein. Ihr Sekretär war der spätere Staatssekretär 
V. J. Villamov. Satzungen und Instruktionen hat die Kaiserin fast alle 
selbst niedergeschrieben. Sie sind zum Teil noch heute im Original er- 
halten. Aus ihrer Kanzlei ist nach ihrem Tode das ,,Ressort der An- 
stalten der Kaiserin Maria“ entstanden — der Namen kommt 1837 zum 
ersten Male vor —, das 1860 eine Hauptverwaltung wurde und heute 
mit einem Jahresbudget von 20 Millionen Rubel einen besonderen Ver- 
waltungszweig unabhängig von der Reichsrentei bildet. 

Die Tätigkeit der Kaiserin auf diesem Gebiete war ganz außerordent- 
lich. Sie hat dadurch großen Dank verdient, dem der Präsident der Aka- 
demie der Wissenschaften Graf Uvarov einen schönen Ausdruck (s. 
S. 12/13) verlieh. Besonders ist festzuhalten ihre Initiative auf dem Ge- 
biete der Mädchenerziehung sowie, daß in Rußland ja Verdienste wie die 
ihrigen weder vom Staat noch von der Gesellschaft aus, wie anderswo, 
erworben werden. Noch heute liegt die öffentliche Fürsorge in Ruß- 
land so gut wie ganz brach, da die Vorarbeiten von Konstantin Grot zu 
einem Armengesetz nicht zum Abschluß gelangt sind. Was auf dem Ge- 
biete der Fürsorge geschieht, wird bekanntlich von den Zemstvos ge- 
leistet. Es ist daher verständlich, daß der Dank für die Kaiserin Maria 
Feodorovna als an eine auf diesem Gebiete fast allein tätig gewesene 
Persönlichkeit durch Errichtung eines Denkmals zum Ausdruck gebracht 
werden soll. O. H. 


Dekabristen. 


RA 1911, III, 244—248. 

Aus der Dekabristenliteratur notieren wir einen neu veröffentlichten 
Brief von Alexander BestuZev-Marlinskij, der über Kriegserlebnisse im 
Kubangebiet berichtet. B., in der russischen Literaturgeschichte durch 
seine ,,Fregatte Nadežda“ und andere Arbeiten wohl bekannt, früherer 
Gardeoffizier, trat nach mehrjähriger in Jakutsk verbrachter Verbannung 
4829 als Gemeiner in ein kaukasisches Regiment ein; er ist dort 1837 in 
einem Gefecht gefallen. Der vorliegende Brief ist 1834 auf einer von dem 
jüngeren Veljaminov geleiteten Expedition geschrieben. R. S. 


1826. Dekabristen; Gefecht bei Usti- 
movka. 

BM 72, Heft 10, S. 192—205. 

Baron Georges Wrangell handelt über „Edward von Loe- 
wenstern und die Dekabristenbrüder Muravev“. Loewenstern hat 
an dem Gefecht von Ustimovka (Gouvernement Kiev) am 3./16. Januar 
4826 tätigen Anteil genommen, in dem der Aufstand im Süden nieder- 
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geworfen und der Hauptleiter des Vereins des Südens, Sergöj Muravev, 
gefangen genommen wurde. Ein interessanter Brief Loewensterns, der 
das Gefecht frisch schildert, an seinen Freund Karl von Strandmann — 
bisher ungedruckt — wird mitgeteilt und kommentiert. Interessant ist 
dann als Gegenstück die Schilderung des Gefechts durch einen Augen- 
zeugen aus dem Lager der Dekabristen, nämlich Matvej Muraÿev (Wieder- 
gabe nach Russkij Archiv, 1871 S. 235). In keinem dieser beiden authen- 
tischen Berichte ist die Rede davon, daß die Aufständischen Karree 
gebildet und so den Ansturm der Geismarschen Husaren (zu ihnen ge- 
hörte Loewenstern) erwartet hätten, wie das häufig geschildert wird. 
Das Gefecht verdient kaum den Namen eines solchen, da Sergöj Muravev 
das Scharmützel mitten im Vorgehen abbrach, um dem ungleichen Kampf 
ein Ende zu machen und seine Leute vor dem Untergang zu retten. Her- 
vorzuheben ist, daß die meisten Personalangaben Loewensterns über die 
dekabristischen Offiziere ungenau sind. Baron Wr. gibt daher im Anhang 
ein genaues Verzeichnis nach Name, Charge und Ende der einzelnen; 
in der Front der sechs meuternden Kompagnien befanden sich 11 Offiziere, 
während außerhalb der Front noch drei teilnahmen. Von den drei Muravevs 
wurde Sergëj 1826 hingerichtet, Matvej zum Tode verurteilt, aber zu Zwangs- 
arbeit begnadigt (gestorben erst 1886) und erschoß sich Hippolyt während 
des Gefechtes von Ustimovka selbst. Edward Loewenstern hat in dem 
Gefecht eine wichtige Rolle gespielt. Er ist derselbe, der in dem Buche 
Wrangells „Mit Graf Pahlens Reiterei gegen Napolen“ (Mittler, Berlin 
1910) als tollkühn verwegener und frisch lebendiger Reiteroffizier geschil- 
dert worden ist und der Bruder des Generals Woldemar von Loewen- 
stern (1776—1856), dessen bekannte Memoiren zuletzt 1904 bei M. H. Weil 
in Paris erschienen sind. O. H. 


Diedänische Expedition im Jahre 1850. 

RSt 1910, X, 112—127. 

N. A. Epančin gibt auf Grund der Akten im russischen Marine- 
ministerium eine Darstellung der Flottendemonstration, durch die Kaiser 
Nikolaus seinen Vermittlungsvorschlägen in der schleswig-holsteinischen 
Frage stärkeren Nachdruck geben wollte. Am 2./14 Juni bekam der 
Konteradmiral Balk Befehl, mit der 2. Flottendivision zwischen Möen 
und Rügen zu kreuzen. Er hatte Befehl, beim Ausbruch neuer Feind- 
seligkeiten die Ausschiffung dänischer Truppen in Schleswig-Holstein 
zu schützen und zu erleichtern, aber nur im Notfalle sich am Kampfe 
zu beteiligen. Ferner sollte er den Dänen, falls sie in Schleswig und Holstein 
bedrängt werden würden, Zuflucht auf den Schiffen gewähren und vor 
allem Angriffe der feindlichen Schiffe auf die dänische Küste verhindern. 
Im übrigen sollte aber Balk immer in Kommunikation mit dem russischen 
Gesandten in Kopenhagen, dem Baron von Ungern-Sternberg, bleiben, 
um nach dessen Mitteilungen über die politische Lage seine Maßnahmen 
treffen zu können. Die russische Flotte, zu der noch eine schwedisch- 
norwegische unter dem Oberbefehl des Prinzen Oskar stieß, trat kaum 
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in Aktion. Sie beschränkte sich darauf, den Kieler Hafen zu blockieren 
und die Vereinigung der preußischen Dampffregatte ,,Bonin“ mit der 
vor Eckernförde liegenden Fregatte ‚‚Gefion‘ zu verhindern. Am 30. August 
a. St. wurde der Vizeadmiral Epan£in, der Mitte Juli mit der 3. Flotten- 
division Balk abgelöst hatte, zurückberufen. W. R. 


1858. Alexander Il. 


RA 1911, III, 308—309. 

Unter Nikolaus I hatte jeder Minister beim Jahresschluß einen 
Bericht über die Tätigkeit seines Ressorts, den ‚‚Otdet“, dem Kaiser direkt 
einzureichen. Alexander II ließ diese Berichte, bevor er von ihnen Kennt- 
nis nahm, von mehreren Mitgliedern des Sovöt durchsehen und mit Be- 
merkungen versehen. Ein ungenannter ,,Zeitgenosse‘, der jedenfalls 
den obersten Regierungskreisen nahe gestanden hat, schildert die Sitzung 
des Ministerrats vom 4. April 1858, in welcher Alexander die Neuerung 
ankündigte. Die Art, wie sich der Car über die ihm bisher vorgelegten 
Memoranda äußert, zeigt in ganz charakteristischer Weise, wohin das 
„persönliche Regime‘ Nikolaus I auch die obersten Beamten des Reiches 
allmählich geführt hatte: Alexander findet die Berichte mit wenigen 
Ausnahmen ‚‚schmeichlerisch, inhaltsarm und weitschweifig“. In einer 
Note weist Bartenev darauf hin, daß Alexander III die direkte Bericht- 
erstattung wieder einführte. Also auch hier wie in so vielen anderen 
Punkten eine Anknüpfung an nikolaitische Traditionen. R. S. 


Die Familie Bakunin. 

RM Oktober 1911, 1—37. 

A. A. Kornilov setzt seine zum großen Teil auf ungedrucktem Material 
beruhenden Bakuninstudien nach zweijähriger Unterbrechung fort. (Die 
ersten Aufsätze erschienen 1909, RM, Mai, Juni, August.) Die neuen 
drei Kapitel behandeln Bakunins romantische Periode, in der er Fichtes 
„Anweisung zum seligen Leben‘ übersetzte und aufs engste mit dem 
Kreise Stankevičs liiert war. Dieser „Kreis“, seine Mitglieder und Be- 
strebungen werden eingehend charakterisiert. Dankenswert ist die ge- 
wissenhafte Zusammenstellung des gedruckten Quellenmaterials über 
Stankevič und seine Freunde. A. L. 


Dobroljubov. 

VE November 1911, 202—229. 

Nestor Kotljarevskij setzt seine Studien ,,Zur Geschichte der gesell- 
schaftlichen Stimmung in den sechziger Jahren‘ fort. .,In der Person 
Dobroljubovs gewann die junge Generation von 1855—1860 zum ersten- 
mal einen geistigen Führer, der eines Wesens mit ihr war, ihr sozusagen 
mit Leib und Seele angehörte. Nichts an diesem neuen Menschen er- 
innerte an die Vergangenheit, alles wies auf die Zukunft hin. Eine ganz 
neue literarische Macht war in ihm erstmalig erstanden, ein Publizist im 
strengsten Sinne des Wortes. _Demokrat seiner Herkunft und seiner 
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Denkweise nach, entsprach er in seinem ganzen geistigen Wesen in nichts 
dem herkömmlichen Literatentypus. Schnell und kühn eroberte er seine 
neue Position und verdankte seine Erfolge ausschließlich seinem Talent. 
Die Bewältigung der ethischen Aufgaben, die er stellte, erleichterte 
Dobroljubov dadurch, daß er keine übermenschlichen Heldentaten und 
keine Askese verlangte. Er war nichts weniger als Fanatiker. Er wußte, 
wie viel oder wie wenig ein Mensch in bestimmten äußern Verhältnissen 
zu leisten vermag. Er wußte, wie die Jugend stets nach dem Großen, 
Unerreichbaren verlangt — und er vermied es, sie durch romantische 
Perspektiven zu verlocken. Er wußte aus eigener Erfahrung, daß die 
Jugend am Leben mit seinen Freuden und Genüssen hängt — und er 
verschonte seine Leser mit Predigten asketischer Moral, in der festen Über- 
zeugung, daß das Wirken im strengen Dienste der sozialen Idee die 
Freude am Leben nicht ausschließt.‘ A. L. 


Aus dem Leben des russischen Adels 
der Vergangenheit. 


IV 1911, VIII, 469f. IX 928f. 

D. A. Korsakov gibt auf Grund persönlicher Erinnerungen, ergänzt, 
durch Dokumente und Mitteilungen in gedruckten Abhandlungen, eine 
Charakteristik des Provinzadels im Gouvernement Kazań (der Heimat 
des Verfassers) aus der Blütezeit der Gutsherrschaft Ende des 18. bis 
zur Mitte des 19. Jh. Behandelt sind u. a. die Familien Zeltuchin, Veën- 
jakov und Gortalov. WR. 


Raskol. 

RA 1911, III, 262—266. 

P. Judin gibt in einem Aufsatz „Zur Geschichte der Cerem3anschen 
Einsiedeleien“ einen Beitrag zur Kenntnis des Raskol. Die Nieder- 
lassungen der Altgläubigen am Ceremëan, einem linken Nebenfluß der 
Volga, der zwischen Simbirsk und Samara mündet, sind Absplitterungen 
der weiter südlich ebenfalls im Gouvernement Samara gelegenen be- 
kannteren Siedelungen am Flusse Irgiz. Als hier im letzten Viertel des 
18. Jahrhunderts die Edinovérie-(Unions-)Bewegung, die eine Wieder- 
vereinigung der Raskolniki mit der orthodoxen Kirche anstrebte, anfing 
Erfolge zu erzielen, zogen sich einzelne Altgläubige vom Irgiz nach Chva- 
lynsk und Vol’sk an der Volga zurück. Von dort aus sind dann in den 
dreißiger Jahren des 19. Jahrh. die Skiten am Öeremäan gegründet worden. 
Eine Anna Kuzminiëna Michajlova war die erste Ansiedlerin. Die Nieder- 
lassungen gehören zur Popovätina, der priesterlichen Gruppe des Raskol, 
und erkennen den Metropoliten von Bölokriniza (Bukovina) an (sog. 
Avstrijskoe soglasie, österreichische Gemeinschaft). Judins Aufsatz ist 
übrigens eine Entgegnung auf eine Abhandlung in der mir nicht zugäng- 
lichen altgläubigen Zeitschrift ‘Cerko%’, die seit dem vorigen Jahre in 
Moskau erscheint. R. S. 
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VII. Rußland im 20. Jahrhundert. 


Zur Geschichte der russischen Revo- 
lution. 

RM Oktober 1911. 116—134. 

V. Bogucarskij übt eine ungemein scharfe Kritik an dem zweiten 
Band der „Geschichte der russischen Revolution“ von Ludwig Kulczycki 
(deutsch von A. Schapire-Neurath, Gotha 1911). Dem polnischen Hi- 
storiker wird eine ganze Reihe gröblicher Irrtümer nachgewiesen und der 
Aufsatz schließt mit den Worten: ‚Wie es vor dem Erscheinen des Kul- 
czyckischen Werkes weder in Rußland, noch in Westeuropa eine zu- 
sammenhängende geschichtliche Darstellung der russischen Revolution 
gegeben hat, so gibt es auch jetzt keine.“ A. L. 


Zur Frage der Zemstvo-Verfassung in 
den westrussischen Provinzen. 

RSt 1911, VIII, 61 f., IX, 303 f. 

Unter dem bezeichnenden Titel ,, Ein beleidigtes Gebiet“ (obifennyj 
kraj) gibt A. F. Rittich, wohl angeregt durch die Verhandlungen in der 
Duma und im Reichsrat über die Einführung der Zemstvoinstitution in 
den Westprovinzen eine eingehende historisch - statistische Skizze über 
die Vergangenheit und die gegenwärtige Lage dieses Gebietes. Es handelt 
sich um die Gouvernements Kovno, Vitebsk, Mohilev, Kiev, Podolien, 
Volynien, Grodno, Minsk und Vilna. Er schließt mit einem leidenschaft- 
lichen Appell an die maßgebenden Kreise, dieses altrussische Land nicht 
den Polen auszuliefern. Uns interessieren mehr die statistischen An- 
gaben, die Verf. macht. Im Jahre 1897 zählte dieses Gebiet 20 Millionen 
211 000 Einwohner. Von diesen wurden als Russen gezählt 14 Mill. 
156 000, die in der überwiegenden Mehrzahl (12 Mill. 624 000) der griech. - 
katholischen Kirche angehörten. Der Rest war entweder römisch-katho- 
lisch oder bekannte sich zum Raskol. Die Zahl der Juden, die sich auf 
die einzelnen Gouvernements ziemlich gleichmäßig verteilt hatten, betrug 
2 Mill. 609 000. Die nächststarke Bevölkerungsgruppe waren die römisch- 
katholischen Litauer (2 Mill. 527 000). Die Polen erscheinen zahlen- 
mäßig gering (885362), sind aber, da sie in den meisten Fällen die Güter 
besitzen, den Russen, größtenteils armen Bauern, wirtschaftlich über- 
legen. Als Deutsche wurden über 200 000 gezählt. 

Während Verf. in den Polen mehr eine wirtschaftliche Gefahr sieht, 
erscheinen ihm die Deutschen politisch verdächtig. Die letzteren haben 
sich auffallenderweise gerade an den großen Heerstraßen, die von der 
österreichischen und preußischen Grenze ins Land führen, niedergelassen, 
nach des Verf. fester Überzeugung in der Absicht, um ein einfallendes 
Heer „mit Spionen und Lebensmitteln und vielleicht auch mit Soldaten 
zu versehen“. 

Verf. sieht den einzigen Ausweg darin, daß man alle diese Deutschen 
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von diesen gefährlichen Punkten fort nach Sibirien verpflanzt und sie dort 

reichlich mit Land entschädigt. Wir meinen, daß derartige Ausführungen 

in einer wissenschaftlichen Abhandlung keinen Platz finden dürften. 
W. R. 


VIII. Ukraine. 
IX. Baltische Provinzen. 


X. Finnland. 


1209. Der Brief „Extuorum“ des Papstes 
Innocentius III vom 30. Oktober 1209. 

Historiallinen Arkisto XXII, I. 6, 16. 

J. W. Ruuth bespricht den bemerkenswerten Brief, der dem Erz- 
bischof von Lund, Andreas Sunesson, zugeschickt wurde. Schweden 
befand sich zurzeit in einem Zustand der Schwäche, und man dachte 
daher von seiten Dänemarks fortzusetzen, was Schweden zugunsten der 
katholischen Kirche in Finnland begonnen hatte. Es ist möglich, daß 
in den ersten Jahren des 13. Jahrh. von Dänemark aus ein Kreuzzug nach 
Finnland unternommen worden ist. Andreas Sunesson hat den Brief 
als Haupt der dänischen Kirche, nicht in seiner Eigenschaft als Primas 
der nordischen Kirchen erhalten. Finnland gehörte zum Missionsgebiete 
Dänemarks, und der Papst beauftragte ihn, den neuen Bischof von Finn- 
land, welches lange ohne Bischof gewesen war, zu installieren. Vielleicht 
betrachtete man Finnland als dem Gebiete der dänischen Kirche angehörig. 

M. G. S. 


Die Steuerpflicht Finnlands zugunsten 
des Papstes im Mittelalter. 


Historiallinen Arkisto XXII, 11, 3. S. 110. 

P. O. v. Törne behandelt die Vatikanforschungen, welche C. F. Freden- 
heim zu Gustavs HHI Zeiten veranstaltete, und gibt einen Überblick der Lite- 
ratur, aus welcher Notizen zur Kenntnis der päpstlichen Steuerpflicht 
Finnlands geholt werden können. Es geht aus seiner Darstellung hervor, 
daß der Peterspfennig (Denarius B. Petri) in Finnland gar nicht erhoben 
wurde. Überhaupt war das Volk nicht viel durch kirchliche Abgaben 
belastet. Dagegen wurden die Mitglieder der höheren Priesterschaft 
für die päpstliche Finanzverwaltung sehr in Anspruch genommen. Der 
Dompropst von Abo mußte Annaten zahlen. Der Bischofsstuhl Finn- 
lands wurde von 1366 an immer durch päpstliche Provisionen besetzt; 
und die päpstliche Kämmerei zog daraus nicht unerheblichen Gewinn. 

M. G. S. 


1822—1850. Absetzung, Deportation und 
Tod des Professors A. E. Afzelius. 


In„Förhandlingar och uppsatser“ der schwedischen Litera- 
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turgesellschaft in Finnland (24) bespricht R. Hausen die Ursachen, welche 
das Unglück des Prof. juris A. E. Afzelius veranlaßten. Sein vielleicht 
etwas unvorsichtiges Auftreten erweckte den Zorn des Vizekanzlers der 
Universität Åbo J. Fr. Aminoff. Er wurde 1822 abgesetzt und nachmals 
1831 nach Vjatka deportiert. Dr. Hausen hat den Schleier, der die letzt- 
genannte Maßnahme umhüllt, nicht gänzlich beseitigen können; jedoch 
wird klar, daß private Rachsucht und Verleumdung dabei eine große 
Rolle gespielt haben. Der Ministerstaatssekretär und Universitätskanzler 
R. H. Rehbinder, der Afzelius anfangs günstig gestimmt war, verhielt 
sich abweisend. Afzelius verlebte seine letzten Jahre, noch immer ver- 
hindert, Finnland zu besuchen, in Riga, wo er am 1. März 1850 starb. 
M. G. S. 


XI. Polen—Litauen bis 1572. 


Schenkung Polens an Papst Johann XV (um 


995). 

AM 48 Heft 4 S. 626—643. 

H. G. Voigt untersucht im Anschluß an eine Doktordissertation 
über die ,,Schenkung Polens an Papst Johannes XV (um 995)“, Freiburg 
(Schweiz) 1911, die vom Grafen v. Żmigród Stadnicki verfaßt ist, eingehend 
die gleiche Frage. Es handelt sich dabei um eine Stelle aus der Kanones- 
Sammlung des Kardinals Deusdedit (t 1098/99), nach der ein Fürstenpaar 
Dagone und Ota dem Papst Johann XV. zu Lehen überträgt „Unam, 
civitatem m(ariti)Jm(am), ..... infra hos affines, sicuti incipit a primo 
latere longum mare, fine Prizze usque in locum, qui dicitur Russe, et fine 
Russe extendente usque in Craccoa, et ab ipsa Craccoa usque ad flumen 
Oddere recte in locum, qui dicitur Alemure, et ab ipsa Alemura usque in 
terram Milze, et a fine Milze recte intra Oddere, et exinde ducente iuxta 
flumen Oddere usque in predictam civitatem.“ Voigt macht nun darauf 
aufmerksam, daß die Quelle zu erheblichen Bedenken Anlaß geben könne; 
denn Deusdedit stellte seine Kanonessammlung wahrscheinlich auf Wunsch 
Gregors VII. her, um die ja auf die lehnsherrliche Oberhoheit über alle 
Länder gerichtete Politik dieses Papstes zu unterstützen. Trotzdem hält 
Voigt ebenso wie Stadnicki die Nachricht für glaubwürdig und stützt sie 
noch durch eine Anzahl Hinweise. Wenn „Unam‘“, wie Stadnicki will, 
verderbt ist aus Jumne, der alten Handelsstadt an der Odermündung 
in der Nähe Wollins, so gibt die Nachricht jedenfalls die richtigen Grenzen 
des damaligen Polens wieder: das im Südosten Preußens gelegene Sudauer- 
land war 983 von Wladimir I. von Rußland erobert; Rußland bildete also 
wirklich die weitere Grenze für Polen, bis in die Gegend von Krakau, 
wo die Gebiete der Ungarn und Mähren begannen. Das Krakauer Gebiet 
und Schlesien bis zum Milzienerland am Bober war schon 990 polnisch 
geworden, und nach Westen bildete unzweifelhaft die untere Oder die 
polnische und pommersche Grenze. Alemure aber sei die Mohra in Ober- 
schlesien; Ale sei gleich Odlemohra, Grenzmohra. Die gebrauchten 
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Namensformen entsprächen denen, die in alten Quellen verwandt würden. 
Die Deutung Jumne aus „unam“ sucht Voigt dadurch noch wahrschein- 
licher zu machen, daß er hinter dem Dagone einen Jarl Hakon von Nor- 
wegen vermutet, der um 995 mit einem Verwandten Boleslavs, dem Jarl 
Sigwald von der Jomsburg (bei Jumne), Krieg führte. Ferner nannte 
sich Boleslav Chrabry1008 einen „Tributarius‘ des Papstes; es sei möglich, 
daß er aus politischen Gründen das schon früher geschaffene Lehnsver- 
hältnis anerkannte. Schließlich scheine die Nachricht nach Notizen, 
die ihr vorhergehen und folgen, tatsächlich aus dem Archiv des Laterans 
geschöpft zu sein. — Ist die Nachricht wirklich glaubwürdig, so würden 
damit nicht nur die Grenzen der polnischen Herrschaft um 995 genau 
festgelegt sein, es würde, da jenem Dagone die Annahme der polnischen 
Länder als Lehen jedenfalls von der Kurie nahegelegt sei, hier das früheste 
Beispiel jener päpstlichen Lehnspolitik vorliegen, die ohnehin nicht erst 
durch Gregor VII. begonnen wurde, sondern in ihm ihren Höhepunkt 
erreichte. E. Z. 


1404—1432. Judenin Lemberg. 

KwH 1911, XXV, 228—239. 

Majer Balaban schildert unter Beibringung von urkundlichen Be- 
legen die Vermögens -und Finanzgeschäfte des Königs Wladyslaw Jagiello, 
welche dieser mit Hilfe seines jüdischen Hoffaktors und Zöllners von 
Rotrußland Wolczko (recte Wolf) abwickelte. Wolf betrieb auch Geld- 
und Kaufgeschäfte mit der Stadt Lemberg und nicht minder half er dem 
Adel in Geldnöten. Ja er ging dazu über, seine Kapitalien in der Be- 
wirtschaftung des platten Landes anzulegen. Durch eine Urkunde von 
4423 verlieh der König dem Dorfe Wierbi£ das Magdeburger Recht und 
unterwarf die christlichen Einwohner des Dorfes seinem jüdischen Faktor 
als ihrem unmittelbaren Herrn. Zwei Jahre darauf verlieh ihm der König 
wüstes Land, das an jenes Dorf angrenzte, zum Zwecke der Erbauung 
von neuen bäuerlichen Siedlungen und überwies ihm 1427 das Schulzen- 
amt mit dem zugehörigen Land und dem Dorfkrug, sowie die Mühle und den 
Fischteich. Auch sollte Wolf-Wolczko für den Kriegsfall als Inhaber 
des Schulzenlehens ein Roß stellen. Der König verband mit seinem Vor- 
gehen die Absicht, seinen Faktor dem jüdischen Glauben abspenstig zu 
machen. So spricht er, selbst ein Neophyt, in der Verleihungsurkunde 
die Erwartung aus, der freigebig beschenkte Jude werde sich bewogen 
fühlen, Christ zu werden. Wolf blieb aber in der Folge seinem Glauben 
treu und kam dann auch allmählich aus der Gunst Jagiellos. Schon 
1432 erlangt das Kathedralkapitel in Lemberg von dem König eine Ver- 
schreibung zu dem Zwecke, um das Dorf aus den Händen des Juden 
Wolf loszukaufen. — Dr. Ignaz Schipper hat im Anschluß an die länd- 
lichen Grundverleihungsurkunden an Wolf in einer Abhandlung: ,,Agrar- 
kolonisation der Juden in Polen, Jüdische Fragen“ (Wien 1908) die An- 
sicht aufgestellt, daß Wolf jüdische Ackerbaukolonien in Rotrußland 
begründet habe. Balaban bekämpft diese Auffassung. 
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In einer zweiten Abhandlung, die auch die allgemeinen Verhältnisse 
der polnischen Juden im 15. Jahrhundert berührt, liefert Balaban in 
Übereinstimmung mit der allgemeinen, von Wislocki in seinem Aufsatz im 
„Przewodnik naukowy i literacki‘ (1873) in Zweifel gezogenen An- 
nahme, den Nachweis, daß Wladyslaw Jagiełło die Judenprivilegien von 
Lemberg tatsächlich nicht bestätigt hat. J. P. 


1434—1435. Polen und Podolien. 

KwH 1911 XXV, 239—245. 

Die Huldigungsurkunde des Fürsten Fedko von Nieswiez vom 
7. September 1434, durch die er Podolien und Braclaw dem König Wla- 
dyslaw und der Krone Polen unterwirft, benutzt Antoni Prochaska als 
Ausgangspunkt zu einer Erörterung über die Schwenkung in der Politik 
Fedkos. F. war einer der eifrigsten Parteigänger Swidrygiellos, er führte 
einen siegreichen Kampf gegen Polen im Jahre 1432, mit Hilfe von Wala- 
chen und Tataren riß er das östliche Podolien 1433 von Polen los. Hierauf 
suchte er seine Anlehnung an Polen, deren Ausdruck die angeführte Hul- 
digungsurkunde ist. Er wiederholte später (Urkunde vom 20. März 1435) 
seine Unterwerfung und huldigte für sich und seine Kinder dem König 
von Polen. 

Prochaska untersucht die Beweggründe für die Haltung Fedkos und 
findet im Gegensatz zu den Ausführungen Lewickis (Aufstand Swidry- 
giellos. Abhandlungen der Krak. Akad. d. Wiss. Serie II, Bd. IV S. 372 
und 477), welcher bei Fedko kirchliche Unionsbestrebungen feststellen zu 
können glaubt, daß die Unterwerfung von 1434/35 unter dem Drängen 
der podolischen Edelleute geschehen ist, die mit Fedko die Allodifi- 
kation ihrer Besitzungen erstrebten. Prochaska nimmt weiterhin an, 
daß die Eroberung Braclaws durch Polen gegen das Frühjahr 1435 erfolgt 
ist, worauf erst Fedko in den Besitz der im Braclawschen belegenen Güter 
unter dem 20. März 1435 gelangt ist. J. P. 


Lage desalten Litauen. 

TA 1911, Nr. 15, S. 1051—1054. 

A. J. Sobolevskij behandelt die Frage: ,,Wo lebte Litauen?“ Indem 
er aus der ersten Novgoroder Chronik Stellen zu den Jahren 1198, 1200, 
1210, 1213, 1217, 1223—1225, 1229, 1234, 1245 und aus der Chronik von 
Suzdal’ (Laurentische Fassung) zu 1225, 1239, 1248, 1284, dann aus Nestor 
zu 1058 und aus der Chronik von Kiev (in der Ipatskischen Fassung) 
zu 1147 zusammenstellt, kommt er zu dem Schluß, daß das da genannte 
Litauen nicht in der Nähe von Vil’na liegen konnte, sondern östlich davon 
in den heutigen Gouvernements Vitebsk und Smolensk. Anscheinend 
— sagt er — begann das litauische Land im Nordwesten von Vsvjat, 
d. h. im Gouvernement Vitebsk, am nördlichen Ufer der westlichen Düna; 
im Nordosten war die Grenze die Volga. Im ganzen nahm Litauen einen 
Teil der heutigen Gouvernements Vitebsk, Tvef, Moskau und zumeist 
Smolensk ein. Das Schicksal dieses smolenskischen Litauens nach dem 
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43. Jahrhundert, wo die Erwähnungen in den Chroniken aufhören, ist 
unklar. Da muß man wohl die Tatareneinfälle heranziehen. Der Haupt- 
einfall kann aber nicht 1237 gewesen sein, sondern nur am Ende der ersten 
Hälfte des 13. Jahrhunderts. Als das Smolenskische Litauen befriedet 
wurde, hat es sich rasch seinen russischen Nachbarn assimiliert, aber es ist 
interessant, daß wir im Wortschatz der smolenskischen Dialekte litauische 
Reste finden, die bei näherer Untersuchung sich als ziemlich zahlreich 
ergeben werden. O. H. 


XII. Polen bis 1795. 


1564—65. Polnische Westgrenze. 


ZapTT II, 4 S. 49—53. 

B. Slaski druckt aus einer Lustration aus dem Jahre 1564/65 eine 
Beschreibung der polnischen Grenze gegen Pommern und die Neumark 
ab; allerdings nur nach einer im Warschauer Hauptarchiv Alter Akten 
befindlichen Abschrift; das im Archiv der ehemaligen Kgl. Schatzkammer 
befindliche Original war ihm nicht zugänglich. Das Stück umschreibt 
zunächst genau die Grenzen der im heutigen Pommern, etwa zwischen 
Neustettin und Dramburg gelegenen polnischen Starostei nach Pommern 
und der Neumark zu, und dann in großen Zügen die polnische Westgrenze 
bis Grünberg i. Schlesien. E. 2. 


J. Seklucyan (von I. Warminski). 


MPos XII, Nr. 16, S. 148—154. 

K. von Miaskowski veröffentlicht unter dem Titel: „Ignatz War- 
miński und sein historisches Hauptwerk“ einen Nachruf auf diesen am 
19. Mai 1909 gestorbenen polnischen Geschichtsforscher, der als Pro- 
fessor der Dogmatik am Priesterseminar in Posen tätig war. Sein Haupt- 
werk ist: „Andrzej Samuel i Jan Seklucyan. Z polecenia Towarzystwa 
Przyjaciół Nauk w Poznaniu napisał ks. Dr. I. Warmiński, członek tegoż 
Towarzystwa. Poznań 1906, XVI und 550 Seiten gr. 8°“, das großen 
Beifall gefunden hat und von der Krakauer Akademie der Wissenschaften 
mit dem Barczewski-Preis ausgezeichnet wurde. Es hat in der deutschen 
Literatur bisher nicht die gebührende Beachtung gefunden. Das Werk 
gibt eine Biographie des Dominikanermönchs Andreas Samuel, der für 
die Reformation tätig war. Warminskis Studien liefern von ihm dasselbe 
Bild eines unruhigen, kleinlichen, egoistischen und eingebildeten Mannes, 
das Tschackert schon gezeichnet hat. Mit ihm ist fest verknüpft der viel 
bedeutendere Seklucyan. Warminski gibt gleichfalls dessen Biographie und 
eine Analyse seiner literarischen Tätigkeit: seines kleinen Katechismus für das 
gewöhnliche Volk, seines größereren Katechismus für die gebildeten Stände 
und seiner Kirchenlieder, die alle das Evangelium der Reformation in 
polnischer Sprache predigen, ferner einer Ausgabe einer polnischen Über- 
setzung des Neuen Testamentes, für die Warminski aber nachweist, daß 
Seklucyan nur Verleger und Herausgeber dieser 1552 gedruckt vorliegen- 
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den Ausgabe war, während als Übersetzer ein Pole Stanislaus Murzy- 
nowski nachgewiesen wird. 1556 erschien von Seklucyan eine große 
Hauspostille, in der der größte Teil der Predigten eine freie Bearbeitung 
der Predigten von Melanchthon und Spangenberg ist. Diese erste gedruckte 
polnische Sammlung von Predigten für das ganze Kirchenjahr zeichnet 
sich durch seltene Sprachreinheit aus. Den anderen Schriften Seklucyans 
widmet Warmiński auch seine genaue kritische Arbeit. Das Ergebnis ist, daß 
das wirkliche literarische Eigentum des Mannes sehr zusammenschmilzt; 
seine Verdienste sind mehr die des Verlegers, der jüngere Talente zu ge- 
winnen wußte und so ein großes Verdienst um die Verbreitung der pol- 
nischen Wiegendrucke und der polnischen Literatur hat. 

Neben diesem durch kritische Schärfe ausgesetzten Hauptwerke 
hat Warmiński noch einen Aufsatz über Andreas Frycz (Fricius Modre- 
vius) in Band XXXIV des „Rocznik Towarzystwa Przyjaciół Nauk“ in 
Posen veröffentlicht, und im Manuskript hinterließ er eine fast vollendete 
Arbeit über die Lubranskische Akademie zu Posen. O. H. 


1587. Unfreier Untertanenadel in Pod- 
lachien. 

PH 1911, XIII, 248—254. 

Ign. Baranowski handelt in einer gehaltvollen Darlegung über den 
abhängigen Adelin der Starostei Tykocin. Landschaftlich 
befinden wir uns hier in Podlachien, einem neupolnischen Gebiet, in 
welchem die alten litauischen Lehnsverhältnisse mit ihrem unfreien und 
untertänigen Adel noch nicht ganz überwunden waren. So begrenzt auch, 
örtlich wie sachlich, die Untersuchung Baranowskis erscheinen mag, so 
berührt sie doch für jeden, der für die Übergangsstufen der sozialrecht - 
lichen Gliederung der Stände Auge und Sinn hat, Fragen von grund- 
sätzlicher allgemeiner Bedeutung. 

Zu Anfang 1911 war in der polnischen heraldischen Monatsschrift 
(„Miesięcznik heraldyczny“ 1911 S. 4—6) von dem Geistlichen Dunin 
Kozicki ein zur Ablehnung des Vorwurfs der Knechtung von Edelleuten 
verfaßtes Rechtfertigungsschreiben von Lukasz Górnicki aus dem 
Jahre 1587 abgedruckt worden. Görnicki hatte 1571 mit der Übernahme 
der Starostei Tykocin auch die Gerichtsgewalt und Verwaltung, sowie 
die Verfügung über die Kriegsdienste der in der Starostei in großer Zahl 
angesiedelten Edelleute in seine Hände bekommen. Der Umstand, daß 
auf dem Gebiet Podlachiens und auch der Starostei Tykocin die ver- 
schlungenen Einflüsse zweier Rechtsgebiete, des polnischen und des 
litauischen, sich berühren und vermischen, macht die Frage nach der recht- 
lichen Lage des Adels vom Standpunkt der historischen Entwicklung 
um so interessanter. Die Stellung, die Górnicki dem kleinen Adel gegen- 
über eingenommen hatte, war ihm durch sein Amt vorgezeichnet. Er 
hielt sich für verpflichtet, alle Untertanendienste von dem Adel seiner 
Starostei nach altem Brauch zu fordern. Andernfalls würde er die Do- 
mäne an Einnahmen und Rechten geschädigt haben. Bald sollte doch 
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ein Umschwung eintreten. Der Reichstag von 1588 brachte dem Adel 
von Tykocin und Rajgrod die Befreiung von den Dienstleistungen, die 
gleichwohl mit ihrer zum Teil recht bescheidenen, äußerlichen Lebens- 
haltung in keinem allzu großen sozialen Mißverhältnis gestanden haben 
mögen. Sie haben aber das seit dem Anschluß an Polen, wo es adlige 
Untertänigkeitsverhältnisse der Art nicht gab, neu erwachende Standes- 
gefühl des podlachischen Adels sicherlich auf das empfindlichste verletzt 
und auch sein wirtschaftliches Fortkommen beeinträchtigt. 

Der Wert der Ausführungen und der beigebrachten urkundlichen 
Belege Baranowskis besteht darin, daß sie die von Dunin Kozicki ver- 
öffentlichte Rechtfertigungsschrift des Lukasz Görnicki erst in das rechte 
historische Licht gerückt haben. J. P. 


1758—1759. Polen im siebenj. Kriege. 

KwH 1911, XXV, 245—254. 

Wladysiaw Konopczynskı druckt urkundliche Beiträge aus Londoner, 
Pariser und Dresdener Archiven ab, die seine Ausführungen in dem Werke: 
„Polen in der Zeit des Siebenjährigen Krieges“ (‚Polska w dobie wojny 
siedmioletniej‘‘) ergänzen sollen. J. P. 


XII. Polen im 19. Jahrhundert. 


1807. Herzogtum Warschau. 


Historiallinen Aikakanskirja (eine neue historische Zeitschrift 
Finnlands her. u.a. von U. L. Lehtonen in Helsingfors), Heft 4, S. 241—269. 

U. L. Lechtonen handelt über ,,Varsovan herttuakunnan perus- 
taminen Tilsitissa 1807“. 


1807. Kosciuszko. 

KwH 1911, XXV, 255—267. 

Adam Skalkowski gibt in einer Miszelle: ‚Kościuszko und die Litauer 
im Jahre 1807‘, wertvolle Beiträge zur Kenntnis der Bemühungen Koś- 
ciuszkos und Felix Potockis bei Napoleon, um ihn für eine Angliederung 
der Gebiete des alten Großfürstentums Litauen an das neue polnische 
Staatsgebilde zu gewinnen. Das den Archives nationales in Paris ent- 
nommene Faksimile der Vorschläge Kosciuszkos an Napoleon unter- 
richtet den Kaiser, auf welche Weise er in Rußland vordringen und die 
russische Bevölkerung für sich gewinnen soll. Die Bauernbefreiung soll 
allerwärts proklamiert werden, um die Sympathien der russischen Land- 


bevölkerung für Frankreich und Polen zu wecken. J. P. 
1831. Polnischer Aufstand und Öster- 
reich. 


KwH 1911, XXV, 197—227. 

Bronisław Pawłowski gibt archivalische Beiträge mit verbindendem 
Text über das Verhalten Österreichs gegenüber dem am 27. April 1831 
auf das galizische Gebiet bei Lulince übergetretenen polnischen Korps des 
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Generals Joseph Dwernicki, dem auch eine russische Division unter 
dem General Lukanov über die russische Grenzlinie nach Österreich hinaus 
gefolgt war. Nur dadurch, daß der österreichische Oberst Fackh, der 
mit seinen schwachen Streitkräften den Grenzdienst versah, sich an der 
Spitze einer Schwadron Husaren persönlich zwischen die feindlichen Heere 
warf, wurde ihr Zusammenstoß auf dem neutralen Boden Österreichs 
verhindert. Es ergab sich die weitere Frage, was man mit dem polnischen 
Korps anfangen sollte. Die Auslieferung der polnischen Flüchtlinge an 
Rußland glaubten die österreichischen Behörden aus politischen Rück- 
sichten vermeiden zu müssen; sie befürchteten, durch eine scharfe Maß- 
regel den ohnehin aufgeregten Gemütern in Galizien, besonders in den 
stark zur Revolution neigenden Kreisen Tarnopol und Czortkow, neue 
Nahrung zu geben. Auch hielten sie es nicht für ratsam, bei der geringen 
Kraft ihrer augenblicklich verfügbaren militärischen Machtmittel, eine 
immerhin mögliche Gegenwehr der noch unter den Waffen stehenden 
polnischen Truppen hervorzurufen. Aus diesen Erwägungen heraus ent- 
schlossen sich die Österreicher, dem General Dwernicki am 30. April 1831 
die Zusicherung zu geben, daß sie die polnischen Flüchtlinge an Rußland 
nicht ausliefern würden. Dwernicki erteilte nun seinerseits seinem Korps 
den Befehl, die Waffen zu strecken. Die Gewehre und die Kanonen des 
Korps wurden sofort an Rußland abgeliefert. Es begann nun bald eine 
massenhafte Flucht des entwaffneten polnischen Militärs. Von über 
3000 Gemeinen war nach 14 Tagen kaum die Hälfte unter österreichischer 
Bewachung verblieben. Sie flohen auf Umwegen nach Polen zurück. 
Ebenso erging es den Österreichern mit den polnischen Offizieren, die 
man auf einer langen Etappenstraße nach Mähren brachte. Der Heer- 
führer selbst, der General Dwernicki, wurde nach Steyr in Oberöster- 
reich gebracht, wo er am 20. Juni 1831 anlangte. 

Die von der Nationalregierung in Warschau eingeleiteten diploma- 
tischen Schritte, um eine Rückkehr des Dwernickischen Korps unter 
Beibehaltung der Kriegsrüstung zu ermöglichen, hatten somit keinen 
Erfolg. Die Erinnerung daran, daß die Republik Polen einst zur Zeit 
des Siebenjährigen Krieges dem General Laudon ungehinderten, bewaff- 
neten Durchzug durch die Krakauer Wojewodschaft gewährt hatte, war 
nicht geeignet, eine Wirkung auszuüben. In gleicher Weise rief das ener- 
gische Eintreten Lord Palmerstons für Polens Wünsche durch Vermittlung 
des englischen Gesandten in Wien Cowley (ErlaB vom 19. Juni 1831) 
nur eine scharfe, von Gentz verfaßte Zurückweisung hervor. Der ableh- 
nende, durch den Fürsten Metternich an den Grafen Nesselrode mitgeteilte 
Bescheid fand in Petersburg die dankbarste Anerkennung. 

Im Mai 1832 verließ Dwernicki Österreich, um sich nach Frankreich 
zu begeben, was auch die mit seiner Überwachung betrauten Behörden 
nicht ungern gesehen haben. J. P. 


Schüler des Rôsseler Gymnasiums. 
ZE 62, S. 138—167. 
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Dr. Lühr gibt aus den Kirchenbüchern von Allenstein, Wartenburg 
und Frauenburg noch einige Nachträge zu seinen Arbeiten über die 
Schüler der ehemaligen Jesuitenschule zu Rössel, die in der „Ermländi- 
schen Zeitschrift‘ Bd. XV S. 391—464, 579—704, Bd. XVI S. 158—312 
und Bd. XVII S. 141—144 erschienen sind. Es finden sich in diesen Schüler- 
listen eine sehr große Anzahl von polnischen Namen, oft mit eingehenden 
Personalnotizen. E. Z. 


XIV. Deutscher Osten. 


Ausbreitung der Slaven zwischen Nie- 


derelbe und Oder. 

Sonderabdruck aus Zeitschrift für Lübeckische Geschichte und Alter- 
tumskunde XII, XIII. 

W. Ohnesorge handelt über die Ausbreitung und das Ende der Slaven 
zwischen Niederelbe und Oder (Lübeck 1911) und wendet sich gegen die 
sog. Ausrottungstheorie, wonach die Slaven bei der Kolonisation im 
12. und 13. Jahrh. erschlagen oder vertrieben worden seien. W. R. 


928—1157. Brandenburg. 

Jahresberichte des Historischen Vereins für Brandenburg 1910. 

Hermann Krabbo behandelt hier unter dem Titel: ,, Deutsche und 
Slaven im Kampfe um Brandenburg‘ das Ringen um diesen wichtigen 
festen Platz von 928—1157. W. R. 


Siedlungen in den Kreisen Braunsberg und 
Heilsberg. 


ZE 51 S$. 501—562, 52 S. 170—215. 

A. Poschmann untersucht die Siedlungen in der nordwestlichen Hälfte 
des Ermlandes, in den Kreisen Braunsberg und Heilsberg. Nachdem 
er die prähistorische Zeit und die Siedlungsart der Preußen, letzteres im 
wesentlichen im Anschluß an Lohmeyers Aufsatz in den Preußischen 
Jahrbüchern (Bd. 53, 1874) und die preußischen Burgwälle besprochen 
hat, wendet er sich der mittelalterlichen Kolonisation Ermlands zu. 
Sie vollzog sich der Hauptsache nach unter dem zweiten und dritten 
Bischof Ermlands: Heinrich I. Fleming (1279—1300) und Eberhard 
(1301—26). Gleich im Anfange der Regierung 1279 wurde Braunsberg 
zum drittenmal und endgültig gegründet; im gleichen Jahre wird auch 
Frauenburg zum erstenmal erwähnt, und von diesen beiden Plätzen aus 
schreitet nun die Kolonisation allmählich nach Südosten in das Innere 
des Landes vor. In den ersten Jahrzehnten des 14. Jahrhunderts ent- 
stehen die weiteren Städte Heilsberg, Wormditt, Mehlsack und Juttstädt. 
Auf dem platten Lande wurden unter Heinrich I. nur Güter ausgetan, 
und zwar an Deutsche und Preußen; der Zuzug aus Deutschland war 
noch zu gering, um Dörfer anlegen zu können. Es entstand also zunächst 
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auch hier eine dünne Schicht deutscher Gutsbesitzer; die große Masse 
der Eingeborenen wurde in den Stand der Unfreiheit herabgedrückt. 
Ein Teil von ihnen erhielt im Laufe des 14. Jahrhunderts durch Ver- 
leihung des kulmischen Rechts die Freiheit; ein anderer hat wohl das 
Hauptkontingent zu den späteren ‚Gärtnern‘ gestellt. Erst seit dem 
44. Jahrhundert erfolgte eine lebhaftere Einwanderung, namentlich auch 
aus Schlesien, wohl, da Bischof Eberhard selbst aus Schlesien stammte. 
Die Gebiete, die die beiden Bischöfe kolonisierten, lassen sich noch heute 
unterscheiden, der von Heinrich I. kolonisierte nördliche Teil des Erm- 
landes, bes. Kr. Braunsberg, ist niederdeutsch; der Kreis Heilsberg und 
der südliche Teil des Ermlandes überhaupt, der von Eberhard kolonisiert 
wurde, ist mitteldeutsch. Die preußische Sprache scheint um die Wende 
des 15. und 16. Jahrhunderts allmählich verschwunden zu sein. Auch 
während der polnischen Zeit (die Bischöfe waren von 1551 bis 1795 pol- 
nisch) blieb die Hauptmasse der Bevölkerung deutsch; nur der Großgrund- 
besitz war 1772 zumeist polnisch. Die friderizianische Kolonisation 
fand im Ermland, das in verhältnismäßig hoher Kultur stand, wenig zu 
tun; sie konnte sich auf die Besetzung der ehemals geistlichen Vorwerke, 
und zwar hauptsächlich mit polnischen Dissidenten, beschränken. 

Die Art der Siedlung erfolgte auch hier nach den bekannten Grund- 
sätzen des Deutschen Ordens; die Städte entstanden zuerst aus militäri- 
schen Rücksichten; handelspolitisch hat von ihnen höchstens Braunsberg 
Bedeutung gewonnen (der Verf. bespricht eingehend die Entwicklung von 
Braunsberg, Frauenburg und Heilsberg bis zur Gegenwart, worauf hier 
nicht eingegangen zu werden braucht). Die Dörfer waren meist Straßen- 
dörfer, die mit Vorliebe an Bächen oder Seen, nicht aber an größeren 
Wasserläufen angelegt wurden; vereinzelt finden sich auch Haufendörfer. 

E. Z. 


1492—1532. Hochmeister, bez. Herzog 
von Preußen und polnische Königswahlen. 


KwH 1911, XXV, 177—196. 

Wojciech Zych behandelt in einer fleißigen Untersuchung die Frage 
der Beteiligung der polnischen Lehnsträger und vornehmlich des Hoch- 
meisters beziehungsweise des Herzogs von Preußen an den polnischen 
Königswahlen in der Zeit der Jagiellonen. Die Hochmeister, selbst der 
friedliebende und betagte Johann von Tiefen, hatten es vermieden, an 
den polnischen Königswahlen teilzunehmen. Johann von Tiefen zeigte, 
trotzdem er den Huldigungseid geleistet hat, noch einiges Schwanken in 
seiner Haltung, entschied sich aber 1492, entgegen den Bitten der an der 
Wahl ihres Sohnes interessierten polnischen Königin Elisabeth und des 
polnischen Königssohns Albrecht, nicht nach dem Wahlort Petrikau zu 
gehen und sich auch nicht bei der Wahlhandlung vertreten zu lassen. 
Durch ihre Teilnahme an der polnischen Königswahl hätten die Hoch- 
meister zugleich auch die Bestimmungen des Thorner Friedens von 1466 
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als rechtsverbindlich anerkannt. Durch ihr Fernbleiben vermieden sie, 
diese ihnen nicht genehme Auffassung zu erwecken. 

Nach der Säkularisation Preußens änderte sich, entsprechend der 
neuen staatsrechtlichen Lage, das Verhalten des neuen Herzogs von 
Preußen vollkommen. Markgraf Albrecht bemühte sich jetzt um die 
Zulassung zur polnischen Königswahl. Er suchte besonders nach dem 
auf dem Augsburger Reichstage unter dem 14. November 1530 gegen 
ihn erlassenen monitorium poenale, sich binnen 90 Tagen zu rechtfertigen, 
engeren Anschluß an Polen. Ende 1530 erschien er auf dem Reichstage 
in Petrikau, erlangte jedoch auf seine Werbung um Zulassung zur Wahl 
zunächst nur eine aufschiebende Antwort. Den endgültig ablehnenden 
Bescheid erhielt Herzog Albrecht auf dem Krakauer Reichstag von 
1531/1532. Der Grund für diese auffällige Haltung des Reichstages lag in 
der Befürchtung, man würde dem preußischen Herzog durch seine Zu- 
lassung zu den polnischen Wahlhandlungen einen bestimmenden Einfluß 
auf die inneren Geschicke des Landes gewähren. 

Ein anderer polnischer Lehnsträger, der moldauische Hospodar 
Bohdan, ging im Jahre 1506, trotz der an ihn ergangenen Aufforderung 
polnischer Senatoren, an der Königswahl teilzunehmen, auf diesen Wunsch 
gar nicht ein, sondern begann im Gegenteil kriegerische Verwicklungen 
mit seinem Lehnsherrn. 

Veranlaßt ist Zychs Untersuchung durch die grundlegende, 1910 
erschienene Arbeit von Ludwik Finkel, dem derzeitigen Rektor der Uni- 
versität Lemberg, über die Wahl König Sigismunds I (,,Elekcya Zyg- 
munta I‘). J. P. 


Neuostpreußen: Städte und Bürgertum, Han- 


delund Handwerk. 
AM Bd. 48, 412—42, 562—608. 

OG Heft 12, 181—223. 

Robert Schmidt untersucht in einer Reihe von Studien die wirtschaft- 
lichen Verhältnisse der neuostpreußischen Städte. Er gibt zunächst 
einen „Überblick über die Verfassung der Provinz Neuostpreußen‘“, in 
dem er die bekannten Unterschiede gegenüber den älteren preußischen 
Provinzen hervorhebt: die gänzliche Trennung der Verwaltung von der 
Justiz, die Unterordnung der Städte nicht unter besondere Steuerräte, 
sondern unter die Landräte und die Einführung des Allgemeinen Land- 
rechts als primäres Recht (1797). Der Zustand der Städte war hier noch 
erheblich schlimmer als in Westpreußen; von den 130 Städten, die Holsche 
in seiner „Geographie und Statistik von West-, Süd- und Neuostpreußen“ 
in den Departements Bialystok und Plock aufzählt, hatten über 30, 
also fast ein Viertel, 250 Einwohner und weniger. Die grundherrlichen 
Abgaben waren ungemein drückend, zumal wegen der Fixation und Ver- 
pachtung der Steuern. Nach der Besitznahme durch Preußen wurden 
die Steuern auf „südpreußischen Fuß eingerichtet“: die Akzise wurde 
nicht eingeführt; man ließ die polnische Trank- und Schlachtsteuer auch 


a m en 
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hier bestehen; ebenso wurde die bisherige Zolllinie beibehalten. An direkten 
Steuern wurde auch in Neuostpreußen die Ofiara um mehr als das Doppelte 
erhöht. Anfang 1797 betraute der König eine Kommission mit der Ver- 
besserung der Finanzadministration. Nach Gantz’ Urteil, der das Proto- 
koll führte, hätte diese Kommission nichts von der ihr erteilten Instruktion, 
die aus der Feder Menckens stammte, ausgeführt. Der Verf. hält dies 
Urteil Gantz’ nicht für ganz gerechtfertigt. In Menckens Sinne sollte 
eine Klassifikation der Rauchfangsteuer stattfinden (einstweilen kam es 
zu ihr freilich nicht), wurde die Grundsteuer mit dem Servis verschmolzen 
und das Kopfgeld der Juden eingerichtet. Um die Klagen abzustellen, 
die dadurch entstanden, daß das platte Land keine Tranksteuer zu zahlen 
hatte, wollten Hoym und Struensee zunächst den Städten in Südpreußen 
das Recht der Bannmeile oder eine ähnliche Befugnis verleihen, sie än- 
derten dies Projekt dann dahin ab, daß in einem Umkreise von einer 
Viertelmeile um die Stadt alle Brauereien, Brennereien und Schenken 
mit allen in der Stadt geforderten Staatsabgaben belegt wurden. Schroetter 
wollte jedoch von der Einführung des betreffenden Edikts in Neuost- 
preußen nichts wissen; er plante die Ausdehnung der Tranksteuer auf 
das ganze platte Land, um dadurch die ,,gehässige Scheidewand‘“ zwischen 
Stadt und Land zu beseitigen. Der Plan kam jedoch einstweilen nicht zur 
Ausführung. — Ähnlich wie in Südpreußen fand in Neuostpreußen eine 
umfassende ‚‚Städte-Untersuchung“ statt, die hauptsächlich den Mediat- 
städten die grundherrlichen Lasten erleichtern sollte, nur, daß die be- 
treffenden Kommissionen hier nicht wie in Neuostpreußen aus richter- 
lichen und Verwaltungsbeamten bestehen sollten, die dann .zugleich bei 
Streitigkeiten zu entscheiden hatten, sondern die Untersuchung sollte 
in Neuostpreußen lediglich zur Information der Verwaltungsbehörden 
vorgenommen werden. Doch wurde im Verlauf der Untersuchung, die 
noch 1806 nicht ganz vollendet war, auch in Neuostpreußen diese scharfe 
Trennung von Justiz und Verwaltung nicht eingehalten. In ein Dorf 
wurde im Kammergerichtsbezirk Plock nur eine Stadt verwandelt; der 
Präsident Broscovius hielt das nicht für nützlich, da ihm 41 Städte nicht 
zu viel für ein Gebiet von 325 Quadratmeilen schienen. Im Bezirk Bia- 
iystok wurden 17 Städte zu Dörfern degradiert. Was den Handel 
und das Handwerk auf dem Lande betraf, so wollte man 
beides in den Städten konzentrieren, was wohl für die polnischen Ver- 
hältnisse ganz richtig war. Deshalb wurde den fast ausschließlich jüdischen 
Händlern und Kruggästen das Hausieren untersagt; sie durften nur 
Hökerkram u. dgl. feilhalten und aufkaufen, was die Landleute ihnen 
zuführten, um es in den Städten der Provinz wieder zu verkaufen. Hin- 
sichtlich des Handwerks sollte das Bedürfnis des platten Landes an ,,Pro- 
fessionisten‘“‘ ausgemittelt werden; einstweilen durften alle ihr Gewerbe 
auf Lebenszeit weiter ausüben; sie mußten aber die gleichen Abgaben wie 
die städtischen Meister zahlen. Später sollten dann nur bestimmte Kate- 
gorien von Handwerkern auf dem Lande gebildet werden; doch ist es zur 
endgültigen Regelung nicht gekommen. Für die Regelung des Hand- 
Zeitsehrift f. osteurop. Geschichte. II. 19 
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werkerwesens in den Städten überreichte 1799 Th. v. Schön, damals 
Rat bei der Bialystoker Kammer, einen ausführlichen Gesetzentwurf, 
der die in Neuostpreußen bestehenden Handwerkergenossenschaften — 
Zünfte konnte man sie nicht nennen — aufheben und Freiheit des Gewerbes 
einführen wollte. Zus Durchführung des Projekts kam es nicht. Von 
auswärts suchte man Handwerker durch große Vergünstigungen herbei- 
zuziehen; bis März 1799 waren 97 Handwerkerfamilien oder 368 Personen 
in den Bialystoker Kammerbezirk eingewandert. E. 2. 


XV. Böhmen und Mähren. 


1440—1471. Cancellaria regis Georgii. 


Č XVII, 13—27. 

Bei dem großen Mangel darstellender Quellen zur Geschichte Georgs 
von Podiebrad gewinnt die gleichzeitige unter obigem Titel bekannte Urkun- 
densammlung an Wichtigkeit. Sie ist schon am Ende des 17. Jahrh. Balbin 
und Pessina nicht fremd gewesen, im 19. wurde sie von vielen Historikern, 
in erster Linie von Palacky vielfach benutzt, zahlreicheStücke sind teils voll- 
inhaltlich, teils in gekürzter Form abgedruckt, allein erschöpft ist die 
Sammlung noch nicht und vor allem auch noch nicht ganz und einheit- 
lich ediert. R. Urbanek beschäftigt sich mit einigen Fragen, die mit der 
Möglichkeit einer Publikation zusammenhängen: er gibt ein Verzeichnis 
der bisher bekannten Hss. und kurze Beschreibungen, prüft das Ver- 
hältnis Gregors von Heimburg zur Sammlung und die eventuelle Autor- 
schaft des königlichen Sekretärs Paul, des Propstes von Zderad, gibt 
_ eine Übersicht, inwieweit die Cancellaria bereits benützt wurde und von 
welchen Historikern, und erörtert schließlich die beste Lösung einer Ge- 
samtedition. B. B. 


1562—1575. Das Prager Konsistorium sub 
utraque und sein Kampf mit dem König- 
tum. 

C XVII, 28—57, 178—199, 283—303, 383—420. 

K. Krofta behandelt dieses für die böhmische Kirchengeschichte 
wichtige Kapitel eingehend und quellenmäßig nach folgenden Gesichts- 
punkten: 1. Die Administratoren und das Konsistorium der Utraquisten 
bis zur Mitte des 16. Jahrh.; 2. die Bemühungen der Utraquisten, sich 
kirchlich selbständig zu machen, unter dem Einfluß des in Böhmen ein- 
dringenden Luthertums. Die Wendung nach dem Jahre 1547. Die Er- 
neuerung des Konsistoriums im Jahre 1562; 3. das Konsistorium in den 
Jahren 1562—1575. Die Erneuerung im Jahre 1575. Die Verhandlungen 
auf dem Landtag von 1575. Überblick über die Entwicklung bis zum 
Majestätsbrief 1609. B. B. 


1586—1605. Totenbuch der Böhmischen 


Brüdergeistlichkeit. 
C XVII, 436—443. 
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Eine Hs. unter diesem Titel im Staatsarchiv in Wien hat schon 
Jos. Fiedler im Jahre 1863 in den Fontes rer. Austriac. Abt. I, Bd. V, 
veröffentlicht. Als Autor eines ersten Teils, der von 1467—1585 reicht, 
nennt sich der Bruder Laurentius Orlik in der Einleitung selbst; die Ein- 
tragungen 1605—1606 stammen, wie auch aus der Hs. erhellt, von Bruder 
Bartholomäus Nöm£ansky. Den Autor des Zwischenteils, 1586—1605, 
zu eruieren, ist der Zweck dieser Untersuchung von Fr. Hrejsa. Indem 
er nachzuweisen sucht, daß diese Partie nur von einem Bruder geschrieben 
sein kann, der 1. in Mähren lebte; 2. verheiratet war, 3. Interesse für den 
Kalvinismus zeigte, 4. seine Eintragungen plötzlich beendete, abbrach, 
lenkt er die Aufmerksamkeit auf den Bruder Zacharias Ariston, bei dem 
angeblich alle diese Momente zutreffen. B. B. 


1618. Die beiden Apologien der böhmi- 
schen Stände. 


C XVII, 58—74, 200—217, 304-315, 421—436. 

Der böhmische Aufstand hat gleich in seinem ersten Beginn zwei 
interessante offizielle Druckwerke hervorgebracht, die das Vorgehen der 
Stände zunächst vor dem Kaiser, dann aber auch vor der Welt erklären 
sollten, die unter dem Namen der kleineren oder ersten und der größeren 
oder zweiten Apologie wohl bekannt sind und in der Literatur der sogen. 
Flugschriften eine Rolle spielen. Mit diesen und den damit zusammen- 
hängenden Schriften, Beilagen und Entgegnungen, beschäftigt sich ein 
sehr eingehender Aufsatz von Antonin Markus. Zu Anfang wird auch 
eine bibliographische Zusammenstellung der verschiedenen Ausgaben ver- 
sucht, die aber nach einigen Stichproben nicht zuverlässig genug gemacht 
zu Sein scheint. So kennt (vgl. S. 68) M. eine zweite Ausgabe der größeren 
Apologie von 1619 mit 2 + 4 bis 144 + 115 bis 564 + 10 S.; es dürfte 
wohl die sein, die 2 +1 bis 194 + 105 bis 564... Seiten zählt. Im 
mähr. Landesarchiv erliegt eine deutsche Ausgabe der zweiten Apologie, 
‚deren Titelsich deckt mit jenem, den M. S. 69 Z. 4 sub B angibt, doch fehlen 
hier die Worte: ,,neben— Früchten‘. Die bei ihm S. 69 sub y erwähnte 
Ausgabe ist doch wohl die, die 441, nicht 441 S. zählt u. ähnl. Die 
weitere Darstellung und Bearbeitung des Themas bringt alle erwünschten 
Nachrichten über Ursprung und Veranlassung der Schriften, Disposition 
und Inhalt, Autorschaft und Übersetzungen, Differenzen zwischen den 
verschiedenen Fassungen, Quellen des Haupttextes, aber insbesondere 
der Beilagen, Glaubwürdigkeit und historischen Wert. Ebenso befriedigt 
die gute Beherrschung der Literatur zu dieser Frage. B. B. 


XVI. Südslaven und Balkanstaaten. 


19° 


V. Bibliographie). 


1. Allgemeines. 


Bagaldj, D. J., Russkaja Istoriografija. — Russ. Historiographie. Chafkov 
1911. 462 S. 

Polnoe Sobranie Russkich Lötopisej. — Sammlung russ. Chroniken. 
XXII: Der russische Chronograph. I. Redaktion von 1512. Peters- 
burg 1911. VII + 568 S. 

Starina i Novizna. XIV. Bd. Moskau 1911. 574 S. (Darin interessante 
Papiere der Fürsten Kurakin.) 

Norcev, A., Archiv grafov Kankrinych-Lambert-Suchtelen. (Allgemeine 
Übersicht der Urkunden.) Tambov 1910. 54 8. 

Russkij Biografiteskij Slovaf. Her. von der Kaiserl. Russ. Historischen 
Gesellschaft. Sebanov-Schütz. Petersburg 1911. 557 8. 

Kljuéevskij, V., Kurs russkoj istorii. Kursus der russ. Geschichte. I. Bd. 
4. Aufl. Moskau 1911. 264 S. 

*Dieterich, K., Die osteuropäischen Literaturen in ihren Hauptströmungen 
vergleichend dargestellt. Tübingen 1911. VIII u. 184 S. 

Pokrovskij, M. N., mit N. M. Nikol’skij und V. N. StoroZev, Russkaja 
Istorija. Geschichte Rußlands. III, 5. Buch. Moskau 1911. 145 S. 

Istorija naëego vremeni. — Geschichte unserer Zeit. (Die zeitgenössische 
Kultur und ihre Probleme.) Her. von M.M. Kovalevskij und K. A. 
Timirjazev. Lfg. 4. Petersburg 1911. S. 241—320. 


Istorija torgovli i promy3lennosti v Rossi. — Geschichte von Handel 
und Gewerbe in Rußland. Teil I, Lfg. 4. 
Istorija russkoj literatury XIX. véka. — Geschichte der russ. Literatur 


im 19. Jahrh. Verf. von D. N. Ovsjaniko-Kulikovskij. Lfrg. 23. 
Moskau 1911. 


1) Zur Erreichung möglichster Vollständigkeit bitten wir die Herren 
Verfasser, ihre auf die Geschichte Osteuropas bezüglichen Schriften, seien 
sie unselbständig oder in Zeitschriften erschienen, an die Redaktion 
zur Verzeichnung und Besprechung in den Abteilungen: Kritiken — 
Zeitschriftenschau — Bibliographie — Wissenschaftliche Chronik ge- 
langen zu lassen. — * bedeutet: zur Besprechung eingegangen. 
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Grabaf, J., Istorija russkago iskusstva. — Geschichte der russischen Kunst. 
Lirg. 11. 

Micheev, J., Istorija russkoj armii. — Geschichte der russischen Armee. 
V: Epoche der Reformen. Moskau 1911. 112 S. 

Spasskij, A. A., Lekcii po drevnej cerkovnoj istorii. — Vorlesungen zur 
alten Kirchengeschichte, gehalten in der Moskauer geistlichen Aka- 
demie. Moskau 1911. 258 S. 

Plotnikov, K., Istorija russkago raskola i staroobrjaddestva. — Geschichte 
der russischen Altgläubigen. Petersburg 1911. II + 218 S. 

Pavskij, G. A., Kratkaja istorija Zapadno-Russkago kraja ot naëala russ- 
kago gosudarstva do našich dnej. — Kurze Geschichte des West- 
russ. Gebiets vom Anfang des russ. Staats bis auf unsere Tage. Minsk 


1911. 48 S. 
Murzanov, N. A., Pravitel’stvujuëtij Senat. (Gospoda-Senat) 22. Februar 
4711 bis 22. Februar 1911. Spisok senatorov. — Verzeichnis der 


Senatoren. Petersburg 1911. 55 S. 

Novy Izrail. Materialien zur Geschichte und Lehre der russischen Sek- 
tierer und Altgläubigen. Her. von Vl. Bonë-Bruevië. IV. Petersburg 
4911. CXXXI + 4 + 485 8. 

Stefanovië S., O stoglavé. — Über den Stoglav. Seine Entstehung, 
Redaktionen und Komposition. Zur Geschichte der Denkmäler des 
altrussischen Kirchenrechts. 


Arseñev, I., O geral’dideskich znamenach v svjazi s voprosom o gosu- 
darstvennych cvětach drevnej Rossii. — Über heraldische Flaggen 
im Zusammenhang mit der Frage der Reichsfarben des alten Ruß- 
lands. Petersburg 1911. 

* Atlas, D., Staraja Odessa, eja drugja i nedrugi. — Altodessa, seine Freunde 
und Feinde (Arbeiten der höheren Frauenkurse in Odessa, her. von 
I. A.Linnidenko. I, 2 S. 157—270.) Odessa 1911. 

Chvostov, V. M., Nravstvennaja ličnost? i ob36sstvo. — Die sittliche 
Persönlichkeit und die Gesellschaft. VII: Die historische Welt- 
anschauung von V. O. Kljulevskij. Moskau 1911. 

Cizov, I. J., Pervyja russkija gosudarstvennyja assignacii. — Die ersten 
russischen Staatsassignaten. Moskau 1911. 16 S. 


I. Vormongolisches Rußland. 


Bagalëj, D. J., Russkaja istorija. — Russische Geschichte. Kursus 
seiner Vorlesungen. 7. Teil, Lfrg. 1: Die Teilfürsten und Moskauer 
Periode. Chafkov 1911. 400 S. 


Taragov, N. G., und Hartvig, A. D., Iz istorii russkoj kul’tury: Vöte v 
Novgorodě. — Aus der Geschichte der russischen Kultur. Die Vöte 
in Novgorod. 18 S. — Na pristani v Novgorodě. — Auf dem 
Pristad in Novgorod. 24 S. — Sözd knjazej. Die Zusammenkunft 
der Fürsten. 15 S. Moskau 1911. 
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Vladimirskij-Budanov, M. F., Das russische Recht. Russkaja Pravda. 
Kiev 1911. 14 S. 

Goetz, L., Russkaja Pravda. 2. Bd. Stuttgart 1911.. 

*Taranovskij, V., Otzyv o soëinenii V. I. Sergéeviéa: Drevnosti 
russkago prava. — Über das Werk von V. I. Sergdevic: Altertümer 
des russischen Rechts (I. IL). Jurév 1911. 114 S. 

*Lebuäova, M., Ugolovnoe pravo russkoj pravdy sravnitel’no s Salideskoj. 
— Das Strafrecht der Russkaja Pravda, verglichen mit dem salischen. 
(Arbeiten der Hörerinnen der höheren Frauenkurse in Odessa, her. 
von J. A. Linnitenko I, 2, S. 1—32.) Odessa 1911. 


III. Die Moskauer Periode. 


Kapterev, N., Patriarch Nikon i Cat Aleksdöj Michajlovič. II. Sergiev- 
Posad. 1911. 

Novombergskij, N., Slovo i dölo gosudarevy. — I. Prozesse bis zum 
Erscheinen der Uloženie von Aleksěj Michajlovi&1649. Moskau 1911. 

Kologrivov, J., Materialy dlja istorii snoëenii Rossii s inostrannymi derga- 


vami v XVII. v. — Materialien zur Geschichte der Beziehungen 
Rußlands zu den fremden Mächten im 17. Jahrh. Petersburg 1911. 
160 S. 


Ediger, Th., Rußlands älteste Beziehungen zu Deutschland, Frankreich 
und der Kurie. Dissert. Halle 1911. 

Rospisnoj Spisok Moskvy 1634 goda. — Liste von Moskau 1634. Her- 
von J. S. Béljaev. Mit einem Plan von Moskau 1634. (Veröffent- 
lichungen der Moskauer Abteilung der Kaiserl. Russ. Ost -Historischen 
Gesellschaft I.) Moskau 1911. XXXX u. 313 S. 

Korenenko, K. J., Prosvößtenie i školy v Rossii v XVII. vökd. — Auf- 
klärung und Schulen in Rußland im 17. Jahrh. Historische Über- 
sicht der Entstehung und Entwicklung der Schulen in Rußland von 
Einführung des Christentums bis zur Regierung Peters des Großen. 
Sevastopol’ 1911. 30 S. 

Zagoskin, `N. P., Russkie wodnye puti i sudovoje dělo v dopetrovskoj 
Rossii. — Die russischen Wasserwege und das Schiffswesen in Ruß- 
land vor Peter d. Gr. Eine historisch-geographische Untersuchung. 
Mit einem Atlas. Kazań 1909. 


IV. Peter der Große und seine Nachfolger bis 1762. 


Ternovsky, F., Imperator Peter I. v ego otnoëenijach k careviëë Aleksdju. 
— Kaiser Peter I. in seinen Beziehungen zum Carevië Aleksëj. (Aus 
Anlaß des Erscheinens des VI. Bandes der Geschichte Peters des 
Großen von Ustrjalov.) Kiev 1911. 44 S. 

Kozlovskij, J. P., Andrej Vinius, sotrudnik Petra Velikago. — A. Vinius, 
ein Mitarbeiter Peters des Großen 1641—1717. Petersburg 1911. 
79 8. 


Le 
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Annisimov, N. V,. und Zinevié, A. K., Istorija Russkoj Armii. — Geschichte 
der russ. Armee. Epoche Peters des Großen 1699—1762. Čuguev 
1911. 86 8. 

Filipov, A., Zapiski Moskovskago Archeologiëeskago Instituta. — Schriften 
des Moskauer Archäologischen Instituts XII. Zurnaly Pravitel’- 
stvujußdago senata za 1737 g. — Journale des dirigierenden Senats für 
4737. 2. Teil. Petersburg 1911. | 


V. Katharina Il. 


Perevorot 1762 goda. — Der Umschwung des Jahres 1762. Taten und Korre- 
spondenz der Teilnehmer und Zeitgenossen. Moskau 1911. 159 S. 


VI. Rußland im 49 Jahrhundert. 


Istorija Rossij v XIX vök&. — Geschichte RuBlands im 19. Jahrh. Her. 
von Granat. Lfrg. 35. Petersburg 1911. 161 + 267 S. 

Požar Moskvy. — Der Brand von Moskau. Nach Erinnerungen und Auf- 
zeichnungen von Zeitgenossen. Moskau 1911. 157 S. Mit Porträts 
und Bildern. 

Baiov, A., Generalfel'dmarëal Graf P. A. Rumjancev - Zadunajskij. — 
Militärbiographische Skizze. Moskau 1941. 42 S. mit Karten. 
Brodsky, S. K., Svjaßdennik Feodosij Levickij i ego soëinenija, podnes- 
ennyja Imp. Aleksandru I. — Der Priester Feodosij Levitzkij und 
seine Kaiser Alexander I. vorgelegten Werke. Materialien zur Ge- 
schichte des Mystizismus im Anfang 19. Jahrh. Petersburg 1911. 

XXXV + 860 S. 


Zamotin, J. J., Romantizm dvadcatych godov XIX. stol&tija v russkoj 
literaturé. — Die Romantik der zwanziger Jahre des 19. Jahrh. in der 
russ. Literatur. I. 2. Aufl. Petersburg 1911. 381 S. 

Gejsman, P. A., Stolötie voennago ministerstva. — Die Hundertjahrfeier 
des Kriegsministeriums. Historische Skizze der Entstehung und Ent- 
wicklung des Generalstabs in Rußland 1825—1902. Lfrg. 2. (= 
IV. Teil, 2. Teil). Petersburg 1911. 414 S. u. 12 Karten. 

Tavast$erna, A. V., Stolötie voennago ministerstva. — Hundertjahrfeier 
des Kriegsministeriums. Die Militärgefängnis-Einrichtungen 1802 bis 
1902. — XII, 3. Petersburg 1911. 583 S. 

Istorija Pravitel’stvujuëèago Senata za dvösti löt (1714—1911 g.). — Die 

Geschichte des dirigierenden Senats seit 200 Jahren. Petersburg, 
Senatsdruckerei 1914. 5 Bde.: XI + 665 S. + 29 Bilder; 806 + 26 B., 
241 + 115 529 + 15; 22 + 9. 

Blinov, Iv., Otnoßenija Senata k möstnym uëreZdenijam v XIX. věkě — 
Die Beziehungen des Senats zu den lokalen Einrichtungen im 19. J. 
— Petersburg 1911. 288 S. 

Vospominanija zizni F. G. Ternera. — Lebenserinnerungen F. G. Thörners. 
Petersburg 1911. 
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Solovev, G. N., A. St. Chomjakov, ego Zizn i mirozosercanie. — A. St. 
Chomjakov, Leben und Weltanschauung. Kiev 1911. 37 S. 

*Stratievskaja-Grosman, S., Iz istorii slavjanofil’stva. — Aus der Ge- 
schichte der slavophilen Bewegung. (Arbeiten der höheren Frauen- 
kurse in Odessa, her. von J. A. Linnitenko I, 2, S. 33—156). Odessa 
1911. 

Kreëetovië, J. P., Krest’janskaja reforma v Orenburgskom krač. — Die 
Bauernreform im Orenburger Gebiet. Nach archivalischen Daten. 
I. Die Vorbereitung der Reform. Moskau 1911. VIII + 628 S. 

D’jakonov, K. P., Kröpostnoe pravo i 19. fevralja 1861.— Die Leibeigen- 
schaft und der 19. Februar 1861. Kazan 1911. 18 S. 

Velikaja Reforma. — Die große Reform. Die russ. Gesellschaft und die 
Bauernfrage in Vergangenheit und Gegenwart. Jubiläumsausgabe. 
Her. von A. K. Déivelegov, S. J. Mel’gunov, V. J. Pičet. Moskau 
1911. V: 308 S. und Bilder. VI: 378 S. 

*Sirgaev, V. N. Jaroslavskij gubernskij Komitet 1858—1859 g. i sostav- 
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VL Wissenschaftliche Chronik. 


a) Stand und Organisation der Forschung. 


Der XV. Archäologische Kongreß in Novgorod. 


Von Arnold Feuereisen. 


Die allrussischen archäologischen Kongresse sind eine Schöpfung des 
Grafen Aleksej Uvarov, des Begründers der Kaiserlichen Moskau- 
ischen Archäologischen Gesellschaft (1864) und der wissenschaftlichen 
archäologischen Forschung in Rußland. Die seit dem glänzenden ersten 
Kongreß in Moskau im Jahre 1869 alle drei Jahre periodisch wiederkehren- 
den Kongresse haben sich seitdem zu einer ständigen, fast unentbehrlichen 
Institution im wissenschaftlichen Leben Rußlands entwickelt. Diese 
Entwicklung ist als das große und unbestreitbare Verdienst der Gräfin 
Praskovja U varo v anzuerkennen, die es unternahm, das Lebenswerk 
ihres Gatten fortzusetzen und es zum Inhalt auch ihres Lebens zu machen. 
Die Arbeit, die sie über 25 Jahre lang an der Spitze der Kaiserlichen 
Moskauischen Archäologischen Gesellschaft bei der Organisation und 
Leitung von nunmehr neun Kongressen geleistet hat, ist ein Werk der 
Pietät, das beispiellos dasteht. 

Bereits im Januarmonat nach dem in der Regel im August ab- 
gehaltenen Kongreß veranstaltet die Moskauer Archäologische Gesell- 
schaft eine Vorversammlung der Vertreter der gelehrten Institutionen 
und Gesellschaften, auf der das Programm für den folgenden Kongreß 
festgetsellt zu werden pflegt. Da diese Gesellschaft auch als Exekutiv- 
organ der Kongresse fungiert und mithin als permanentes Kongreß- 
komitee zu betrachten ist, so wird dadurch die Kontinuität der KongreB- 
arbeit gewährleistet und die Aufnahme allgemeiner Fragen ermöglicht. 
Unter dem Begriff „Archäologie“ pflegt man in Rußland das ganze Gebiet 
der historischen Wissenschaften mit ihren Hilfsfächern zu verstehen, und 
so umfassend ist auch das Programm der allrussischen archäologischen 
Kongresse. Mit der Kongreßtätigkeit der Moskauer Archäologischen Ge- 
sellschaft ist daher wohl auch die Entstehung zweier ihrer Organe in 
Zusammenhang zu bringen, der Kommissionen für Archäo- 
graphie und Denkmalspflege, die beide bereits stattliche 
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Publikationen aufzuweisen haben. Diese beiden mehr praktische Zwecke 
verfolgenden Kommissionen verdanken ihre Begründung, ebenso wie die 
das Gebiet der wissenschaftlichen Tätigkeit der Gesellschaft erweiternden 
Kommissionen für orientalische und slavische Archäologie der lebhaften 
Mitwirkung der Gräfin Uvarov. 


Es entspricht der Bedeutung der Moskauer Archäologischen Gesell- 
schaft für die Kongresse, aber auch der allgemeinen Anerkennung der 
organisatorischen und wissenschaftlichen Leistungen ihres Präsidenten, 
daß die Gräfin Uvarov ständig zum Kongreßpräsidenten wiedergewählt 
wird. Die Verfolgung und Förderung rein wissenschaftlicher Ziele, un- 
beeinflußt durch politische und gesellschaftliche Zeitströmungen, das ist auch 
der Geist, der ihre KongreBleitung stets ausgezeichnet hat. Er hat in den 
Tagen der Reaktion und Russifikation auf dem X. Archäologischen Kon- 
greß, der im Jahre 1896 nach dem ausdrücklichen Willen Kaiser Alex- 
anders III. in Riga stattfand, die deutsche Sprache zur Geltung gebracht, 
und als infolge des Verbots von Vorträgen in kleinrussischer Sprache die 
galizischen Gelehrten dem Kievschen Kongreß (1899) ferngeblieben 
waren, hat die Moskausche Gesellschaft bei der Regierung die Gleich- 
berechtigung aller slavischen Idiome als Kongreßsprachen durchzusetzen 
vermocht. Auf den Kongressen zu Ekaterinoslav und Černigov ist dann 
auch das als Literatursprache bisher unterdrückte Kleinrussische bei 
einigen Vorträgen zur Anwendung gekommen. 


Der Dualismus der archäologischen Kongresse nun in ihrem all- 
russischen und allgemein-wissenschaftlichen, als auch rein lokalen Charak- 
‚ter seit ihrer Begründung durch den Grafen Uvarov hat sich immer noch 
als lebensvolles Prinzip bewährt. Den Arbeiten der archäologischen Kon- 
gresse ist Systemlosigkeit vorgeworfen und ihnen als einer überholten 
Institution die Existenzberechtigung abgesprochen worden zugunsten 
von speziellen Gebietsversammlungen, wie sie neuerdings erfreulicherweise 
zuerst in Jaroslavl, dann in Tver (1903), Vladimir (1906), Kostroma 
(1909) stattgefunden haben, wozu auch der erste baltische Historikertag 
zu Riga 1908 zu zählen ist. Unverkennbar tritt das Bestreben zutage, 
ein gewisses Gegengewicht zu schaffen gegenüber der systematischen Kon- 
zentrierung der Lokalforschung und des archäologischen Studiums in 
Südrußland, wie sie die Abhaltung der vier letzten Kongresse in Kiev 
(1899), Charkov (1902), Ekaterinoslav (1905) und Černigov (1908) zeigt. 
Aber das hat 12 Jahre einer so reichen materiellen und wissenschaftlichen 
Förderung der „Archäologie“ Kleinrußlands im weitesten Sinne des Wortes 
zu bedeuten, wie sie von bloßen Gebietsversammlungen nie hätte erreicht 
werden können. Die Resultate dieser Studien sind außer in den mehr- 
bändigen Kongreßschriften in den „Ukrainer Altertümern‘‘, einer Edition 
der Moskauer Archäologischen Gesellschaft, veröffentlicht worden. Einen 
wissenschaftlichen Glanzpunkt dieser Kongresse auf dem Felde der prä- 
historischen Archäologie bildete unstreitig die Klarstellung der Frage nach 
der als „Kultur von Tripole“ bezeichneten Kulturschicht SüdruBlands, 
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die von Professor Ernst von Stern - Odessa als prähistorisch -griechische 
prämykenische Kultur auf dem Boden Rußlands erkannt und geschildert 
worden ist. 

Angesichts des soeben in Novgorod abgehaltenen XV. Kongresses 
muß allerdings der Vorwurf bestehen bleiben, daß Fragen des wissen- 
schaftlichen Betriebes von praktisch-organisatorischem Charakter, denen 
eine so allgemeine Bedeutung zukommt wie die Archivreform und die 
Regelung der Denkmalpflege. resultatlos verlaufen und vom Kongreß- 
programm ganz verschwunden sind. Die Schuld daran ist aber augen- 
scheinlich nicht sowohl der KongreBleitung, als dem gänzlichen Mangel 
an Initiative seitens der gebildeten Gesellschaftskreise, speziell der Fach- 
leute und der unerschütterlichen Gleichgültigkeit der Bureaukratie zu- 


zuschreiben. 


# # 
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Der XV. Archäologische Kongreß ist vom 21. Juli (3. August) bis 
zum 4. (17.) August 1911 zu Novgorod abgehalten worden. Schon auf 
den südrussischen Kongressen waren wiederholt Stimmen laut geworden, 
die nicht ohne Eifersucht auf die Bevorzugung des ,,goldreichen Südens“ 
die Verlegung der Kongresse in großrussisches Gebiet und vor allem nach 
GroB-Novgorod forderten. Doch solche Wünsche waren immer wieder 
daran gescheitert, daß sich dort völliger Mangel an irgendwelchen mate- 
riellen und wissenschaftlichen Hilfsmitteln herausgestellt hatte. 

Groß-Novgorod, „die Wiege der russischen Lande“, der ,,GroB- 
vater der russischen Städte“, einst ein berühmtes Kulturzentrum und 
die nordische Metropole des Handelslebens Altrußlands, ist heute eine 
schlafende Stadt und für die russische Archäologie eine terra incognita. 
Fast alle bisherige Kenntnis dieser Periode verdankt man Zufallsfunden. 
Nicht besser ist es um die kirchliche Archäologie dieser wahrhaft klassi- 
schen Stätte der altrussischen kirchlichen Architektur und Kunst be- 
stellt. Die hier zahlreicher als selbst in Kiev erhaltenen Denkmäler jener 
ältesten Periode, in der unter dem Einfluß der Christianisierung die Nov- 
goroder Kultur sich zu heben begann, sind zwar meist beschrieben und 
abgebildet worden. Das ist bisher aber in der Regel auf Grund literari- 
scher Quellen ohne die jetzt unumgängliche Aufnahme des Denkmals 
selbst und ohne Analyse und Einschätzung seines Kunstwerts geschehen. 
Auch als einstiger Brennpunkt des altrussischen Schriftiums ist Novgorod 
in Vergessenheit geraten. Denn seine hervorragenden literarischen Denk- 
mäler, wie die Sammlungen der Novgoroder Chroniken und der biblischen 
Bücher des Gennadius, ferner eine jetzt erst bekannt gewordene Sammlung 
gottesdienstlicher Bücher sind bisher nur vom allgemein russischen, nicht aber 
von lokalen Gesichtspunkten aus untersucht worden. Noch schlimmer 
ist es um die literarischen Erzeugnisse Pleskaus bestellt, die von der 
Forschung nicht nur unberührt gelassen, sondern in den einschlägigen 
Werken kaum gestreift worden sind. Auch die Inschriften und Siegel 
Novgorods sind weder gesammelt noch publiziert worden. 
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Hier hatten nun die Vorarbeiten der Moskauer Archäologischen Ge- 
sellschaft für den Novgoroder Kongreß einzusetzen. Das vorbereitende 
Komitee hatte den Aufruf zur Mitarbeit an alle gelehrten Gesellschaften 
und Institutionen der Orte ergehen lassen, die Novgorod benachbart oder 
mit ihm durch historische Beziehungen und Erinnerungen verbunden sind. 
Aus Gründen, die hier nicht näher zu erörtern sind, scheint die erwartete 
Unterstützung dem Moskauer Komitee aber keineswegs von allen Seiten 
zuteil geworden zu sein. Lokalkomitees waren nur in Novgorod und 
Pleskau zustande gekommen. Auf seine ursprüngliche Absicht, mit dem 
Novgoroder Komitee gemeinsam Ausgrabungen des sog. Burgberges 
(gorodiëte) Ruriks und im Novgoroder Kreml’ zu veranstalten, hatte das 
Moskauer vorbereitende Komitee verzichtet, um den Petersburger gelehrten 
Körperschaften in ihrer Interessensphäre nicht vorzugreifen. Diese haben 
aber in dieser Beziehung völlig versagt, ebenso wie auch der bekannte 
Petersburger Kunsthistoriker Professor Ainalov die Resultate der 
von ihm im Verein mit mehreren Schülern während einiger Jahre ange- 
stellten Untersuchungen der Novgoroder Kirchen dem Kongreß vor- 
enthalten hat. Von der Kaiserlichen Archäologischen Kommission in 
St. Petersburg ist überhaupt kein offizieller Vertreter zum Kongreß ent- 
sandt worden. Unter dem Einfluß der Kongresse ist die Chafkover Uni- 
versität, wie es zum beiderseitigen Nutzen wiederholt zutage getreten 
ist, dank der zielbewußten Führung ihres hervorragenden Historikers 
Professor D. Bagalëi zu einem Zentrum der Lokalforschung geworden. 
Dagegen ist von den beiden Novgorod benachbarten Universitäten, zu 
deren Aufgaben das Studium dieser Gebiete doch in erster Linie gehören 
: sollte, die Petersburger Universität offiziell nur durch einen Privatdozenten 
vertreten gewesen, während die Universität Jufev (ehem. Dorpat) gar 
nichts von sich hat hören lassen. 

In dem Rechenschaftsbericht des vorbereitenden Komitees ist dem- 
gegenüber das Entgegenkommen besonders hervorgehoben worden, das 
die Moskauer Archäologische Gesellschaft bei den geschichtsforschenden 
Gesellschaften der Ostseeprovinzen gefunden hat, die sich alle zehn ein- 
mütig zusammengetan hätten, um für den Novgoroder Kongreß und jene 
allgemeinen Fragen zu arbeiten, durch die Alt-Großnovgorod einst mit 
den Ostseeprovinzen verbunden gewesen sei. Diese gemeinsame ein- 
mütige Arbeit, an die man in Rußland leider gar nicht gewöhnt sei, hatte 
sich dem versammelten Kongreß durch die Darbringung der zwei ihm 
gewidmeten wertvollen Editionen dokumentiert, von Dr. W. Schlü- 
ters: Die Novgoroder Schra in sieben Fassungen vom XIII. bis XVII. 
Jahrhundert (Dorpat 1911) und Dr. A. Friedenthal, Das Gräber- 
feld Cournal im Kirchspiel St. Jürgens in Harrien, Estland (Reval 1911). 
Außerdem war von der Gesellschaft für Geschichte und Altertumskunde 
der Ostseeprovinzen noch eine Kollektion galvanoplastischer Abdrücke 
von russischen Siegeln des XIII. und XIV. Jahrhundert aus dem Riga- 
schen Stadtarchiv dargebracht worden, die zu den ältesten gehören, die 
sich überhaupt erhalten haben. 
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Professor D. Samokvasov -Moskau hatte für den Kongreß 
umfassende archäologische Ausgrabungen in Aussicht genommen, um die 
verschiedenen Grabtypen nach Völkerschaften und Epochen zu fixieren 
und zu diesem Zweck Geldmittel bis zu 6000 Rubeln zur Verfügung ge- 
stellt. Das anhaltende Siechtum und der bald nach Schluß des Kongresses 
erfolgte Tod dieses opferwilligen und tatkräftigen Förderers der archäolo- 
gischen Forschung, dessen prähistorische Kollektionen einen sichtbaren 
Platz im Moskauer Historischen Museum einnehmen, bedeuteten eine um 
so schwerere Einbuße, weil, wie die Gräfin Uvarov in ihrem Vorbericht 
ausführte, „von den älteren Gelehrten im wahren Sinne des Wortes gerade 
in letzter Zeit viele dahingegangen sind, der Zuwachs neuer Kräfte aber 
jetzt, wo unsere Jugend mit dem Wunsche zu lernen auch die Fähigkeit 
zu arbeiten verloren hat, nicht nur der Zahl nach sehr gering, sondern 
auch schwach an Kraft, Willen und Kenntnissen ist“. Da diese Er- 
scheinung auch das wissenschaftliche Niveau der Kongresse zu beein- 
trächtigen drohte, so ist auf der Schlußsitzung des gelehrten Komitees des 
Kongresses der Beschluß gefaßt worden, bei der Annahme von Referaten 
von Anfängern in Zukunft strengere Kritik walten zu lassen. 


So ist das Moskauer vorbereitende Komitee im wesentlichen auf die 
eigenen und die naturgemäß nur geringen lokalen Kräfte angewiesen ge- 
blieben. Und so bereitete die Novgoroder Gesellschaft der Altertumsfreunde 
durch Fragebogen und Exkursionen ihrer Mitglieder, wie J. Anitkov, 
M.Muravev, A.Anisimov u. a. eine archäologische Ausstellung 
vor. Diese Gesellschaft, die bei der Berufung des Kongresses nach Nov- 
gorod die Initiative ergriffen hat, hat in den vier Jahren ihres Bestehens 
bereits fünf Hefte ihrer Schriften, Sbornik, mit Beiträgen zur Lokal- 
geschichte herausgegeben. Um weitere Kreise für ihre Zwecke zu ge- 
winnen, sind von ihr Vorlesungen von Dozenten des St. Petersburger 
Archäologischen Instituts, der Professoren Pokrovskij, Sljap- 
kin und Platonov, veranstaltet worden, von denen letzterer unter 
enormem Andrang über die Geschichte Novgorods gesprochen hat. Die 
Gesellschaft hat es verstanden, Anteil zu gewinnen an der Verwaltung 
des Lokalmuseums, das, bisher dem statistischen Komitee der Gouverne- 
mentsregierung unterstellt, ganz in Vergessenheit geraten war. Den Be- 
mühungen der Gesellschaft, vor allem der unermüdlichen Tätigkeit ihres 
Vorsitzenden M. Muravev durch Wort, Schrift und Veranstaltung 
von Führungen ist es zu verdanken, daß das allgemeine Interesse sich 
dem Schutz und der Erhaltung der wertvollen Baudenkmäler Groß- 
Novgorods, der Sophienkathedrale und den Mauern und Türmen des Krem?’ 
oder Détinec, eines der wenigen Überreste der profanen Baukunst des 
mittelalterlichen Rußland, zugewandt hat. 

Als ein nicht geringes Verdienst des Novgoroder Lokalkomitees muB 
die zufriedenstellende Lösung der Aufgabe anerkannt werden, in einer 
Kleinstadt von höchstens 27 000 Einwohnern, wie Novgorod, Unterkunft 
für 410 Kongreßgäste zu schaffen, eine Teilnehmerzahl, wie sie seit dem 
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Chafkover Kongreß (1902) nicht erreicht worden ist. Darunter sind 156 
Deputierte von im ganzen 96 gelehrten Gesellschaften, Institutionen und 
höheren Lehranstalten zu verzeichnen. 

Als bedeutendste Leistung des Pleskauer vorbereitenden Komitees 
ist die Herausgabe eines durch seine Ausstattung und die Wissenschaft- 
lichkeit seines Inhalts gleich ausgezeichneten Führers durch Pleskau, 
verfaßt von N. Okulië-Kazarin, hervorzuhbeen. 

* * 
& 

Im Vordergrund der Verhandlungen des Kongresses stand ohne 
Zweifel die Sektion für kirchliche Altertümer Ihr 
gehörte auch der größte Teil der den Altertümern und der Lokalgeschichte 
Novgorods gewidmeten Vorträge an, die etwas mehr als ein Drittel der 
insgesamt etwa 90 Vorträge und Referate des Kongresses ausmachten. 
Die Bedeutung dieser Sektion wurde bedingt durch die Fülle und den 
historischen Wert der kirchlichen Altertümer Novgorods. Besitzt doch 
Novgorod nicht weniger als sieben Kirchen, die aus dem 12. Jahrhundert 
stammen. Von diesen ist aber die Erlöserkirche zu Neredica bisher die 
einzige, die auf wissenschaftlicher Grundlage bearbeitet und beschrieben 
worden ist, und zwar von Pokry3äkin in seinem Bericht an die Kais. 
Archäologische Kommission über die von ihm geleitete Restaurierung 
dieses Baudenkmals. Auch die gleichzeitigen Fresken byzantinischen 
Charakters, unter denen die Darstellung des Gründers der Kirche, des 
Fürsten Jaroslav Vladimirovič, mit dem Baumodell in der Hand, beson- 
‘ders bemerkenswert ist, sind kürzlich von Uspenskijin den Memoiren 
(Zapiski) des Moskauschen Archäologischen Instituts VI. Bd. (1910) 
behandelt und reproduziert worden. Über eine Kirche des 14. Jahr- 
hunderts im Dorfe Volotovo, ebenso, wie die vorgenannte, eine ehemalige 
Klosterkirche und Überbleibsel eines der vielen Klöster, die einst wie ein 
Gürtel von vorgeschobenen Forts Novgorod auf der ganzen Ostseite um- 
gaben, handelt V. Suslo v in den Arbeiten (Trudy) des Moskauer vor- 
bereitenden Komitees II. Bd. (1911). 

Der Vorsitzende der Sektion, N. Pokrovskij, Professor der 
Geistlichen Akademie und Direktor des Archäologischen Instituts in 
St. Petersburg, der zugleich als Präses des gelehrten Komitees des Kon- 
gresses fungierte, hob in einer instruktiven Einführung in den Stand der 
Forschung der kirchlichen Archäologie Novgorods die allgemeine Be- 
deutung hervor, die der Erforschung seiner kirchlichen Baudenkmäler 
zukommt. Die Frage nach dem westeuropäischen Einfluß auf die Nov- 
goroder Architektur, die neben ihrem byzantinischen Grundcharakter 
auch selbständige Züge aufzuweisen hat, sei wohl schon gestellt, aber 
noch nicht gelöst worden. Als weitere Desiderata und Aufgabe der kirch- 
lichen Archäologie bezeichnete er: eine Publikation und Erläuterung 
der Novgoroder Fresken, die Untersuchung der Kunstwerke aus Metall, 
eine Beschreibung der Handschriften, besonders aber eine Inventari- 
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sierung und kritische Analyse der Kunstgegenstände der Riznica oder 
Schatzkammer der Hl. Sophia. 


Im Brennpunkt des Interesses aller Kongreßteilnehmer stand, wie 
schon der Andrang zu den Verhandlungen der Sektion und den von ihr 
veranstalteten Führungen zeigte, die Heilige Sophia, Novgorods größtes 
Heiligtum und ältestes Denkmal des 11. Jahrhunderts. Solange Nov- 
gorod eine Geschichte hat, hat der Wahlspruch eines seiner Fürsten ge- 
golten: „Wo die Heilige Sophia ist, da ist auch Novgorod!“ In der Kunst- 
geschichte berühmt und auch in Westeuropa wohlbekannt ist die Sophien- 
kathedrale schon allein durch ihre drei kunstreichen Bronzetüren. Wie 
die mit lateinischer Inschrift versehene Darstellung des Bischofs Wich- 
mann von Magdeburg annehmen läßt, wohl ein Magdeburger Kunsterzeug- 
nis des 12. Jahrhunderts und also ein wertvolles Beweisstück für die 
frühen westeuropäischen Beziehungen Novgorods ist die figurenreiche 
Korsunsche Tür, sogenannt vielleicht, weil sie zur Vorhalle von Korsun 
(Chersones) führt. Diese Bezeichnung, im alten Rußland übrigens ein 
Kollektivbegriff für alles Seltene, Schöne, aber auch Wunderbare und 
Altertümliche und gleichbedeutend mit archaistisch, würde eher der sog. 
Sigtuna-Tür zukommen, deren Arbeit und Ornamentik unzweifelhaft 
byzantinischen Charakter zeigen. Ihren Namen verdankt sie offenbar, 
wie neuerdings von Tiander (Journal des Ministeriums der Volks- 
aufklärung N. S. 27, 1910) nachgewiesen worden ist, einer erst in der 
Zeit des Nordischen Krieges durch einen schwedischen Kriegsgefangenen 
aufgebrachten Legende, wobei auch noch eine Verwechslung mit der 
sog. Korsunschen Tür untergelaufen sein muß. Obgleich nun die ur- 
sprünglichen Quellen gar nicht von Kirchentüren, sondern von einem 
Stadttor berichten, das bei der Zerstörung Sigtunas (1187) durch die 
Esten entführt worden ist, wobei sich nach einer andern Version auch 
Russen beteiligt haben, so ist die angebliche Sigtunatür doch noch auf 
Grund jener Tradition von dem Vertreter der Kommission zur Sammlung 
der Trophäen des russischen Heeres auf dem Kongreß als älteste russische 
Kriegstrophäe in Anspruch genommen worden. Die dritte Bronze- 
kirchentür ist ein Novgoroder Kunsterzeugnis und auf Veranlassung des 
Erzbischofs Vassilij im Jahre 1336 entstanden, doch schon durch den Caren 
Ivan Groznyj (1570) Novgorod entfremdet und in die Alexandrovsche 
Sloboda (jetzt Aleksandrov, Gouv. Vladimir) übergeführt worden. Die 
Novgoroder Gesellschaft der Altertumsfreunde hat bereits in ihren Schriften 
(Sbornik III, 1910) die Aufmerksamkeit auf sie gelenkt und eine Reso- 
lution des Kongresses zugunsten ihrer Restituierung erwirkt. 


Zur Sensation nicht nur der Sektion, sondern des Kongresses über- 
haupt wurde die Frage der Restaurierung der Sophienkathedrale und 
ihres heutigen Zustandes, die der Erzbischof von Novgorod Arsenij 
aufrollte. Vom Kongreß wurde dabei beschlossen, beim Hl. Synod zum 
Schutz der Sophienkirche vorstellig zu werden. Im Zusammenhang 
damit erklärte eine Resolution die Verstärkung des Unterrichts in der 
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kirchlichen Archäologie in den geistlichen Akademien und Seminarien 
und die Einführung der Anfangsgründe der Archäologie in den Lehrer- 
seminarien für sehr wünschenswert. 

Daß das unverkennbare Bestreben, immer weitere Kreise der Geist- 
lichkeit, in deren Obhut die überwältigende Masse der Denkmäler gegeben 
ist, für die Interessen und Aufgaben der Kongresse zu gewinnen, nicht 
ohne Erfolg geblieben ist, beweist die steigende Teilnahme selbst hoher 
geistlicher Würdenträger an den Verhandlungen. Das ist ein um so er- 
freulicheres Zeichen, als das geistliche Ressort, in sich geschlossen und 
nur eigenem Gesetz gehorchend, den Forderungen eines rationellen Denk- 
malschutzes bisher unzugänglich erschien. Leuchteten doch auch in 
Novgorod die uralten Kirchen- und Klostermauern dem Kongreßbesucher 
im frischgetünchten Festgewande entgegen ungeachtet alter farben- 
prächtiger Kachelfriese, deren Spuren erst unter dem Messer der neugierigen 
Fremden zutage traten. Auch ist es eine alltägliche Erscheinung, die 
der Bericht von Anisimov über seine Durchforschung von gegen 
350 Kirchen des Novgoroder Gebiets drastisch illustrierte, daß alte Hei- 
ligenbilder, oft von nicht geringem Wert für die Geschichte der Ikono- 
graphie, zu Hunderten auf Kirchenböden und an schlimmeren Orten ver- 
modern oder fuhrenweis von Aufkäufern weggeführt werden. 

Von einer Überwachung der kirchlichen Baudenkmäler kann auch 
nicht entfernt die Rede sein, da der Amtsbezirk des einzigen dafür vor- 
handenen Beamten, des Eparchialarchitekten, sich meist über mehrere 
Gouvernements erstreckt. Noch hoffnungsloser ist es, mit der Restau- 
rierung von Baudenkmälern bestellt, die der Kontrolle der Kais. Archäo- 
‚logischen Kommission untersteht, da ihr Architekt, wie in der Diskussion 
treffend bemerkt wurde, zu diesem Zweck den sechsten Teil der Welt 
zu bereisen hat. 

Auf diesem Gebiete wird aber keine Reform eintreten, solange ein 
den westeuropäischen Errungenschaften auf diesem Gebiet entsprechendes 
Denkmalschutzgesetz, mit ständigen Provinzialkonservatoren als wich- 
tigsten Organen, fehlen wird. 

L 3 í + 

Ungetrübter ist die reine Wissenschaft in der Sektion für juri- 
dische und soziale Altertümer, Haus- und Kriegs- 
altertümer zur Geltung gekommen, die sowohl nach der Anzahl 
wie auch der Bedeutung ihrer Referate die zweite Stelle beanspruchen 
kann. Der Vorsitzende der Sektion, Akademiker A. Lappo-Dani- 
levskij, der Vertreter der Akademie der Wissenschaften, eröffnete 
die Verhandlungen mit einem gedankenreichen Nachruf auf den hervor- 
ragenden Moskauer Historiker Ključevskij. 

Professor F. Zig el sprach über „Die Agrarverhältnisse der Slaven 
im Altertum“. Er ging davon aus, daß die alten Slaven nur vom faktischen 
Landbesitz, der von Großvater und Vater überkommen war, eine Vor- 
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stellung hatten, ohne die Frage überhaupt aufzuwerfen, wem das Land 
gehört habe. Seit dem Moment der Bildung der großen politischen Ver- 
bände im 8., 9. und 10. Jahrhundert verleihen die Fürsten Land, und 
zwar oft schon besiedeltes Land, „wobei die mitverliehene Bevölkerung 
von einem Teil ihrer uralten staatlichen Pflichten befreit wird. Es bildet 
sich allmählich ein neuer Typus des Landbesitzes heraus, dessen Kenn- 
zeichen sind: Abteilbarkeit, Freiheit von staatlichen Abgaben, Erbberechti- 
gung auf breiterer Basis und Sicherstellung vor der Willkür der Regenten, 
alles Merkmale, welche der archaistische Grundbesitz der Slaven nicht 
gekannt hat. So sind zu Beginn der urkundlichen Geschichtsüberlieferung, 
d. i. im 11. und 12. Jahrhundert, die Agrarverhältnisse des gesamten 
Slaventums dualistischer Natur: die Volksmassen bleiben bei ihrer uralten 
Anschauung, daß das Land Eigentum dessen ist, der es urbar gemacht 
hat, während die höheren Schichten der slavischen Gesellschaft im Gegen- 
satz dazu immer mehr und mehr von den Begriffen des römisch-byzanti- 
nischen Rechts, ja sogar des Feudalrechts durchdrungen werden“. 


Sowohl der Form wie auch dem Inhalt nach hervorragend und 
mustergültig, wie man es bei einem Gelehrten wie Professor D. Bagaldi 
gewohnt ist, war sein Referat über „Das Schicksal der städtischen Selbst- 
verwaltung der kleinrussischen Städte mit Magdeburger Recht im 17. und 
48. Jahrhundert“. Es war ein Ausschnitt aus einer größeren Arbeit über 
das Magdeburger Recht der Städte auf dem linken Dnöprufer, die, durch- 
weg auf ungedrucktem Material beruhend, bereits frühere Kongresse 
beschäftigt hatte. Zunächst wurden die Erscheinungen des städtischen 
Lebens erörtert, welche die Selbstverwaltung untergruben. Dazu trugen 
besonders bei die Gegensätze zwischen den beiden Gewalten, welche an 
der Spitze jener Städte standen, dem Magistrat und dem Obersten der 
militärischen Organisation, ferner die privilegierte Stellung, die Körper- 
schaften wie die griechische Brüderschaft in NöZin dem Magistrat gegen- 
über einnahmen, und verschiedene innere Gründe, welche die Selbstver- 
waltung allmählich schwächten. Obgleich der Zustand der städtischen 
Selbstverwaltung mithin ein äußerst unbefriedigender war, so hat das 
Magdeburger Recht in Kleinrußland doch eine den Verhältnissen ent- 
sprechende Wirkung hinterlassen. Es hat bei der kleinrussischen Be- 
völkerung die Überzeugung vom Nutzen der Selbstverwaltung befestigt, 
so daß die Kleinrussen sie hochschätzten und sie wiederzuerlangen suchten, 
wie das aus den Instruktionen der Deputierten für die Kommission der 
Kaiserin Katharina II. zur Abfassung eines Projekts des neuen Gesetz- 
buchs ersichtlich ist. 


In dem Arbeitsprogramm für den Kongreß, das Professor Lin- 
nitenko -Odessa dem Moskauer vorbereitenden Komitee vorgelegt 
hatte, werden als Hauptpunkte aufgezählt: „Die kulturellen Beziehungen 
mit dem Westen, mit Schweden, den Hansestädten, den deutschen Kolo- 
nien‘“; „Die rechtliche Lage der Ausländer in Rußland“; „Die juristische 
und historische Seite der internationalen Verträge Novgorods“. Unter 
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den angekündigten Vorträgen und den aufgeworfenen Fragen ist aber 
kein Thema zu finden, das diese wichtigsten Faktoren und Erscheinungen 
der Großmachtzeit Novgorods behandelte oder auch nur berührte. Es 
scheint, daß seitdem M. BerezZkov (Über den Handel Rußlands mit 
der Hanse bis zum Ende des XV. Jh. 1879) sich andern Forschungs- 
gebieten zugewandt hat, namentlich aber seit dem Tode der Professoren 
A. Nikitskij (u. a. Geschichte des wirtschaftlichen Lebens Groß- 
Novgorods, 1893), dessen Bedeutung für die Lokalgeschichte Novgorods 
im Sbornik der Novgoroder Gesellschaft der Altertumsfreunde V. 130 
(1911) gewürdigt wird, und G. Forsten, des Geschichtsschreibers 
des Kampfes um die Ostsee und der Baltischen Frage, die russische Ge- 
schichtswissenschaft auf diesem Gebiet keine Vertreter mehr aufzuweisen 
hat. Auch die an die Gelehrten Schwedens und des Hansischen Ge- 
schichtsvereins ergangenen Einladungen des Moskauer Komitees haben 
keinen Ersatz zu schaffen vermocht. Als ein Versuch, auch zu ihrem 
Teil zur Lösung dieser sich so eng mit ihrem eigenen Interessengebiet 
berührenden Aufgaben beizutragen, ist die erwähnte Festschrift der 
baltischen historischen Gesellschaften anzusehen. 

Obgleich in der Abteilung für Kunst, Numismatik und Sphragistik 
zum Vortrage gebracht, gehören hierher als wichtige Beiträge auch zur 
Wirtschaftsgeschichte Novgorods V. Trutovskijs „Was ist die 
Nogata?“ und P. Simsons „Die kleinen Werteinheiten des Vor-Petri- 
nischen Rußlands“. Die Arbeit Trutovskijs, des ständigen Sekretärs 
der Moskauer Archäologischen Gesellschaft und verdienten General- 
sekretärs der Kongresse, die in den Arbeiten (Trudy) des Moskauer vor- 
bereitenden Komitees I. Bd. bereits gedruckt vorliegt, beleuchtet viele 
dunkle Seiten der älteren russischen Münzgeschichte und entscheidet die 
Frage, was die Nogata eigentlich ist, dahin, daß sie als metallische Einheit 
arabischen Ursprungs anzuerkennen ist, die einem Dirrhem oder 32 Doli 
gleichzusetzen ist und sich in Rußland bis zum Ende des 15. Jahrhunderts 
erhalten hat. Von demselben Verfasser lag ferner ein dem Kongreß ge- 
widmeter Aufsatz über „Die Pelzwerte und die Technik der Münzprägung 
nach Miniaturen des 16. Jahrhunderts‘ aus dem Numizmatiéeskij Sbornik 
I. Bd. vor. 

Den Wünschen vieler KongreBmitglieder und einer an den KongreB 
eingelaufenen Anfrage Professor Dr. W. Stiedas - Leipzig, betr. die 
Topographie des Deutschen Kontors in Novgorod, Rechnung tragend, 
hielt Professor R. Hausmann, der Vertreter der Gelehrten Est- 
nischen Gesellschaft in Dorpat, einen Vortrag über die Entwicklung und 
Bedeutung des Deutsches Hofes zu St. Peter in Novgorod. Nachdem 
Redner die Bedeutung sowohl der Ostsee für die Handelsgeschichte Nord- 
osteuropas, als auch der Lage Novgorods im Kreuzungspunkt der großen 
Verkehrsstraßen zwischen Osten und Westen, Norden und Süden groß- 
zügig skizziert hatte, schilderte er die Entwicklung der Hanse und entwarf 
ein glänzendes Kulturbild des hansischen Handelslebens im Deutschen 
Hofe zu St. Peter in Novgorod. 
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Auf wesentliche Lücken dieser Darstellung glaubte der in weiteren 
Kreisen vornehmlich durch seine zahlreichen Schulbücher für den Ge- 
schichtsunterricht bekannte Moskauer Historiker D. Ilovajskij 
hinweisen zu müssen. Gar nicht berücksichtigt sei die Bedeutung des 
Einflusses des slavischen Elements auf die Entwicklung der Hanse und 
namentlich ihrer Beziehungen mit Novgorod. Denn der Hansebund 
enthalte nicht unbedeutende slavische Bestandteile in den wendischen 
Städten, welche, später germanisiert, den Handelsweg nach Novgorod 
geöffnet hätten. Selbst der Name Hanse, ein bekanntlich ursprünglich 
gotisches Wort, das zuerst in Flandern und England aufkommt, wurde 
für den slavischen Stamm ionzy, unzy, juzy (Bande), sojuz (Verband) 
in Anspruch genommen und das altnordische skra, schra, Schragen aus 
slavisch skora, äkura, Tierhaut, Pergament erklärt. 


Hier sind Anschauungen unwidersprochen propagiert worden, 
die vor mehr als einem halben Jahrhundert von der slavophilen Schule, 
einem Hilferding u. a., vertreten wurden und die, wie z. B. die Theorie 
von Gedeonov und Kotljarevskij über die baltischen Slaven, wenn auch 
in der russischen historischen Literatur vielleicht nicht genügend widerlegt 
und ohne Frage stark revisionsbedürftig sind. Ernstere Beachtung 
verdient aber wohl der Protest Professor Dovnar-Zapolskijs 
gegen die Auffassung, daß der Hansehandel in Novgorod etwa auf eine 
Stufe mit den Handelsbeziehungen heutiger Kulturnationen mit Halb- 
barbaren zu stellen sei, wie auch das Bestreben beider Opponenten, tiefer 
xehende Kultureinflüsse Westeuropas, die durch den Handel vermittelt 
sein könnten, abzulehnen. 


Akademiker A. Lappo-Danilevskij ließ die Worte warmer 
Anerkennung, die er dem Vortragenden widmete, ausklingen in einen 
Dank an die Gelehrten Deutschlands, Schwedens, Finnlands und der 
Ostseeprovinzen für ihre Mitarbeit auf dem Kongreß und in den Wunsch, 
daß die gemeinsame Arbeit im Dienste der Wissenschaft über die Schranken 
und Hemmungen nationaler Vorurteile und Gegensätze hinweg zur Eini- 
gung und Förderung einer höheren Kultur beitragen möge. Er empfahl 
das Studium der Novgoroder piscovyja knigi oder Grundbücher als eines 
nicht nur für die Topographie, sondern auch für die Ortsgeschichte über- 
haupt überaus wichtigen Materials dem Lokalhistoriker angelegentlich. 


Daß die historische Geographie nur geringe Fortschritte gemacht 
habe seit der Arbeit Nevolins, die eigentlich auch nur späteren Bearbeitern 
der piscovyja knigi Aufgaben gestellt habe, war der Ausgangspunkt 
A. Andriaëevs. In seinem Vortrage ,,Historisch-geographische 
Karten der Selonskaja pjatina im Anfange des 16. Jahrhunderts‘ handelte 
er eingehend über die Einteilung des Novgoroder Gebiets in Fünftel, 
pjatiny, und suchte den Nachweis zu liefern, daß die übrigens von Her- 
berstein zuerst erwähnten pjatiny Moskauischen Ursprungs und all- 
mählich zwischen 1471 bis 1479 eingeführt worden sind, d. i. in der Zeit 
der endgültigen Niederwerfung Novgorods durch den Großfürsten Joann III, 


312 Wissenschaftlicne Chronik. 


Es ist zugleich eine Epoche großer agrarer Umwälzungen im ganzen 
Novgoroder Gebiet, da das Jahr 1479 als Beginn der bekannten Übersied- 
lung von 7000 Novgorodern nach Moskau anzusetzen ist, im Jahre 1489 
aber auch den Klöstern ihr Landbesitz genommen und dem Großfürsten 
zugeschrieben wurde. 


Da bekanntlich nach der legendarischen Erzählung der Chronik 
die Anfänge des russischen Reichs mit Novgorod eng verbunden sind, so 
mußte die allgemeine Aufmerksamkeit eines in Novgorod tagenden Kon- 
gresses sich Themen zuwenden, die an die berühmteste Streitfrage der 
russischen historischen Literatur, an die Warägerfrage, anknüpften, wie 
die Vorträge von Padalka über „Die Entstehung und die Bedeutung 
des Namens Rus“ und D. Ilovajskij „Grundlegende Thesen über 
die Abstammung der Rus“. Padalka, ein verdienter Förderer lokal- 
geschichtlicher Studien in Poltava, stellte auf Grund eingehender Analyse 
der Chronik fest, daß der Name Rus 1. ursprünglich für die obere herr- 
schende gesellschaftliche Klasse gebraucht worden ist, ohne Bezug auf 
ihre Stammesmerkmale, 2. sodann auf die beherrschten Stämme über- 
gegangen ist, deren gemeinsame Sprache das Slavische war, und 3. endlich 
auf das vom russischen Element besetzte Gebiet übertragen worden ist. 
Als das mit dem Namen Rus verbundene Territorium wurde der süd- 
westliche Teil der osteuropäischen Ebene bezeichnet, wo viele Hunderte 
dort nachgewiesener Burgberge auf das Gardarike hinweisen. Dagegen 
wandte Professor Bagal®dj ein, daß das archäologisch -topographische 
Material des Referenten einen zu eng territorialen Charakter trage (Gouv. 
Poltava), als daß es zu Verallgemeinerungen berechtige. Auch bezeichnete 
er es als einen methodischen Fehler, daß der Referent sich allein auf einen 
Text der Chronik beschränkt und das übrige Material nur allgemeinen 
Hilfsmitteln entnommen habe. Ilovajskij, der seine oft vertretene 
Theorie über die Abstammung der Rus von den Roxolanen darlegte, 
wurde das historische Verdienst zugesprochen, die skeptische Schule in 
der Frage der Berufung der Waräger begründet zu haben. Die Ansicht, 
daß die Anfänge in Kiev zu suchen seien, könne Novgorods Ruhm nicht 
schmälern, da diese Frage eine sehr viel breitere Grundlage habe, wobei 
die Genealogie der Rjuriks als nebensächlicher Faktor erscheine. Von 
diesem mehr allgemeinen Gesichtspunkt aus sei man stark fortgeschritten 
auf dem Wege zur Lösung der Warägerfrage, obgleich sie in der historischen 
Literatur zurzeit nicht berührt werde. Es wird jetzt versucht, die Resul- 
tate und Schlußfolgerungen betr. die Rus mit der ältesten Geschichte der 
Slaven und Arier zu verbinden. Man beachtet jetzt die Ablösung der 
Kulturen auf russischem Territorium und bemüht sich, sie miteinander 
zu verknüpfen, indem man bis zu den prähistorischen Epochen hinaufgeht, 
über die nur die Archäologie Kunde gibt. 

Eine glänzende Illustration dazu und Beweise in Hülle und Fülle 
für die Richtigkeit dieses Standpunkts bot der Vortrag von Dr. Arne- 
Stockholm, „Die Beziehungen zwischen Schweden und Rußland in der 
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Epoche der Wikinger nach den Zeugnissen der Archäologie“. Die er- 
drückende Fülle des hier in vorzüglichen Lichtbildern gebotenen Materials 
bewies überzeugend die innige Wechselwirkung der west-östlichen Kul- 
turen während der Wikingerzeit und ließ die Behandlung dieses Themas 
auf bisheriger Grundlage, geschweige denn die Wiederaufnahme des 
Streits um die Normannentheorie ohne Berücksichtigung der neueren 
archäologischen Forschung als vollständig überholt und zwecklos er- 
scheinen. Es wurde nicht nur eine Menge schwedischer Gegenstände 
aus der Wikingerzeit nachgewiesen, die in westrussischen Gräbern ge- 
funden worden sind, Einzelfunde auch weiter nach Osten, volgaabwärts 
bis nach Saratov, sondern auch das Vorhandensein ganzer schwedischer 
Kolonien, wie z. B. in Gnözdovo bei Smolensk behauptet. Es wurde als 
nicht unwahrscheinlich bezeichnet, daß der. vom Professor E. von Stern 
auf der Insel Berezaf in der Dnöprmündung entdeckte schwedische Runen- 
stein, der erste in Rußland, nicht vereinzelt bleiben werde, da der Runen- 
stein zu Pilgärd auf Gotland berichtet, daß Heybiörn und seine Brüder 
Runensteine über Rafu in der Nähe von Rufstein bei Aifür (dem zer- 
rissenen Stein bei der Dnöprstromschnelle nenasytec) errichtet hätten. 
Andererseits sind in Schweden, besonders auf Gotland, am Mälarsee und 
in Nordschweden eine Menge Gegenstände byzantinischer, persisch- 
arabischer, finnisch-permischer und russischer Provenienz gefunden 
worden, die bis in das 9.—11. Jahrhundert hinaufreichen. Viele Gegen- 
stände zeigen Pflanzenornament und darunter einige mit dem Lebens- 
baum und zwei Pfauen zu beiden Seiten. Alle diese Sachen sind von 
schwedischen Kaufleuten auf den großen WasserstraBen der Volga und 
des Dnöpr nach Schweden gebracht worden. 


Auf die Vorträge der prähistorischen Sektion, unter denen be- 
sonders diejenigen von Professor Dr. Bezzenberger - Königsberg 
„Bronzezeitliche Beziehungen Ostpreußens zum Kaukasus“ und Dozent 
O. Almgren - Upsala „Die baltische Steinzeit“ hervorragten, soll 
hier nicht näher eingegangen werden, da eingehende Referate darüber 
von Dr. L. Arbusow - Riga in der Prähistorischen Zeitschrift erschienen 
sind. Die Darbietungen, die sich durch Reichtum des Materials aus- 
zeichneten und durch vorzügliche Lichtbilder illustriert wurden, gingen, 
außer A. Kolmogorovs Fundbericht, sämtlich von auswärtigen Gästen 
aus, wie Dr. Hallström -Stockholm, Dr. Appelgren - Kiwallo, 
Dr. Ailio, Dr. Soikeli, Dr. Talgren aus Helsingfors. 


Da sie eben sowie der Vortrag von Professor Hausmann und die 
von Frau Fanny Halle verlesene Arbeit Professor Strzygowskis- 
Wien „Ein unbekanntes großes hellenistisches Kunstzentrum in Zentral- 
asien‘ fast alle in deutscher Sprache mit einem russischen Referat vor- 
getragen wurden, so gab das nicht nur der Sektion, sondern auch dem 
Kongreß ein gewisses internationales Gepräge. Das trat auch bei den 
Auszeichnungen zutage, die den Gästen wie den Geheimräten Professoren 
Dr. A. Bezzenberger und Dr. Ludwig Stieda aus Königsberg. 
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dem Dozenten für prähistorische Archäologie an der Universität Upsala, 
O. Almgren, wie auch Prof. Dr. Hausmann durch ihre Wahl 
zu Ehrenpräsidenten verschiedener Sektionen zuteil wurde. Zu diesen Ehren- 
gästen mußte diesmal auch Professor E. von Stern, bisher in Odessa 
und jetzt in Halle a. S., einer der treuesten und tatkräftigsten Teilnehmer 
der Archäologischen Kongresse, gezählt werden, der in seiner gewohnten 
fesselnden Weise ein Bild des Kinderlebens einer griechischen Kolonie 
im Süden Rußlands auf Grund der archäologischen Funde entwarf. 
* * 
x 

Bei der bisherigen Resultatlosigkeit aller Reformversuche desrussischen 
Archivwesens mußten besondere Erwartungen an die Verhandlungen der 
Sektion für Archäographie und Archivkunde geknüpft werden. 
Aber sei es daß Mirono v über die Kreisarchive der Adelsorganisationen, 
oder Stelleckij über „ein Jahrzehnt der Tätigkeit der Kommission 
für die Durchsicht und Vernichtung der alten Urkunden und Akten des 
Moskauer Gouvernementsarchivs‘“ sprachen — es waren die altgewohnten 
sich von einem Kongreß zum andern in ermüdender Wiederholung hin- 
ziehenden trostlosen Enthüllungen und hoffnungslosen Klagen über die 
hinlänglich bekannte allgemeinen Desorganisation des russischen Archiv- 
wesens, von der nur die glänzend ausgestatteten Zentralarchive in den 
Residenzen und einige wenige vom Staat unterhaltenen Provinzarchive 
eine Ausnahme machen. Auf dieser Folie mußte der Bericht des Refe- 
renten, der die Gesellschaft für Geschichte und Altertumskunde der Ost- 
seeprovinzen und das Rigasche Stadtarchiv auf dem Kongreß zu ver- 
treten hatte, „über die Lage des baltischen Archivwesens und das sog. 
Schwedische Archiv der livländischen Gouvernementsregierung‘“ „einen 
erfreulichen und zugleich auch für das Nationalempfinden betrübenden 
Eindruck machen‘, wie ein Fachmann, der Archivar des Heroldiedeparte- 
ments des Senats V. Rudakov, im Istorièéeskij Vöstnik (September 
4941) konstatiert. Denn die Lage des baltischen Archivwesens, soweit 
seine Regelung von den Organen der Selbstverwaltung des Adels und der 
Städte abhängt, konnte als mustergültig und den neueren Anforderungen 
im ganzen und großen entsprechend anerkannt werden. Im Gegensatz 
dazu mußte konstatiert werden, daß der Zustand der Regierungsarchive 
trotz jahrzehntelanger Anstrengungen und materieller Opfer seitens 
der baltischen historischen Gesellschaften und der Ritterschaften, 
wozu sich die Fürsprache des X. Archäologischen Kongresses zu 
Riga (1896) gesellte, noch alles zu wünschen übrig läßt. Denn das 
herzoglich kurländische Archiv in Mitau ist, trotzdem von der Ritterschaft 
im kurländischen Landesarchiv geeignete Räume zur Verfügung gestellt 
worden sind, nach St. Petersburg übergeführt worden. Das schwedische 
Verwaltungsarchiv in Riga, dessen Katalog von der Gesellschaft für 
Geschichte und Altertumskunde der Ostseeprovinzen in deutscher und 
russischer Sprache gedruckt und dem Novgoroder Kongreß überreicht 
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wurde, befindet sich nach wie vor in einem unheizbaren alten Schloßturm, 
nachdem die Ordnungsarbeit allein von dem Mitgliede der Gesellschaft 
ausgeführt worden war, das in die zu diesem Zweck Allerhöchst nieder- 
gesetzte Kommission abdelegiert wurde. Jedenfalls sind beide Archive 
der allgemeinen wissenschaftlichen Benutzung keineswegs zugänglich. 
Im Anschluß an das einstimmige Votum der Sektion erklärte es der Kon- 
greß daher für wünschenswert, daß das „Schwedische Archiv“ in Riga 
der Verwaltung der Gesellschaft für Geschichte und Altertumskunde der 
Ostseeprovinzen übergeben werde. — 

Es ist nicht möglich, sich ein Gesamturteil über die wissenschaft - 
lichen Leistungen des Kongresses auf Grund einer langen Reihe von 
Vorträgen über die heterogensten wissenschaftlichen Fragen zu bilden 
oder derartige Urteile auf die Wiedergabe von kurzen Referaten, für die 
nicht immer zuverlässiges Material zur Verfügung steht, zu gründen. 
Es erscheint aber auch nicht angängig, die Allrussischen Archäologischen 
Kongresse nach dem Maßstabe der internationalen Kongresse für histo- 
rische Wissenschaften oder der so trefflich organisierten Spezial- und 
Fachkongresse Westeuropas zu messen. Man wird eben daran festhalten 
müssen, daß die ‚Archäologischen Kongresse“ eine wohl einzigartige 
Institution sind, die unter den besonderen Verhältnissen des Landes 
zurzeit unersetzlich ist und sich außerordentliche Verdienste erworben hat 
nicht nur um die Popularisation wissenschaftlicher Forschung und Heran- 
bildung des Laienelements für historisch-archäologische Zwecke, sondern 
auch ganz besonders um die Organisation der wissenschaftlichen Arbeit 
überhaupt. Wünschenswert erscheint allerdings eine Entwicklung der 
Archäologischen Kongresse in der Richtung einer Entlastung ihres allzu 
umfassenden und weitschichtigen Programms durch die Veranstaltung 
nebenher laufender Gebietskongresse, wozu bereits erfreuliche Anfänge 
gemacht sind, und durch Schaffung von Spezial- und Fachkongressen, 
wie sie sich in Deutschland als Tagungen des Gesamtvereins der deutschen 
Geschichts- und Altertumsvereine, als Archivtage und als Tage für 
Denkmalspflege init so glänzendem Erfolge ausgebildet haben. 


* * 
* 


Der Nachlaß Carl Schirrens. 


Durch testamentarische Verfügung des am 28. Dezember 1910 zu 
Kiel verstorbenen Professors Carl Schirren ist die livländische 
Ritterschaft in den Besitz des handschriftlichen Nachlasses dieses 
unermüdlichen Forschers und größten Kenners auf dem Gebiete der 
Geschichte des Nordischen Krieges gelangt. Die Sammlung von 
Archivalien, die aus über 82000 Stücken, und zwar gegen 28 500 
Kopien und gegen 54000 Exzerpten, besteht, repräsentiert die 
Ausbeute aus folgenden Archiven: Moskau, Reval, Dorpat, Riga, 
Mitau, Stockholm, Upsala, Skokloster, Engsö, Torp, Strö, Wexiö, Kopen- 
hagen, Berlin, Dresden, Königstein, Hannover, Marburg, Gotha, Olden- 
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burg, Kiel (Eutin), Stettin, Stralsund, Danzig, Wien, London, Haag und 
verschiedenen Privatarchiven in den Ostseeprovinzen und Deutschland. 
Der weitaus größte Teil der Archivalien enthält Quellen für die Geschichte 
des großen Nordischen Krieges, ein kleinerer Teil Quellen für die Geschichte 
Livlands im Mittelalter. Eine genauere Inhaltsangabe ist vom Professor 
Arthur Stille-Lund, mit dem der Unterzeichnete bei Gelegenheit seiner 
Übernahme des Nachlasses namens der livländischen Ritterschaft in Kiel 
im Februar d. J. eine vorläufige Inventur der Archivalien aufnahm, im 
„Karolinska Försbundets Ärsbok“ 1910 (Lund, 1911) S. 327 ff. in schwe- 
discher Sprache veröffentlicht worden. Die Archivalien befinden sich 
seit August in Riga im Besitz der Livländischen Ritterschaft, die auch 
die reichhaltige Bibliothek Carl Schirrens angekauft hat. Dem ordent- 
lichen livländischen Landtage von 1911 hat das Livländische Landrats- 
kollegium eine Vorlage gemacht, in der es betonte, ,,daB der Livländischen 
Ritterschaft mit dieser Sammlung nicht nur ein außerordentlich wert- 
volles Erbe zugefallen, sondern auch die moralische Verpflichtung auf- 
erlegt worden ist, dieses Erbe so zu verwalten, wie es seine große wissen- 
schaftliche Bedeutung erfordert. Insbesondere muß es als eine Pflicht 
der Ritterschaft erscheinen, die Lebensarbeit Schirrens in seinem Sinne 
fortzusetzen, indem sie dafür Sorge trägt, daß auf Grund der vorhandenen 
Materialien eine zusammenhängende und möglichst erschöpfende Dar- 
stellung des Nordischen Krieges, seiner Entstehung, seines Verlaufes und 
seiner Folgen geschrieben werde“. 

Dementsprechend faßte der Livländische Landtag folgenden Be- 
schluß: ‚Indem die Livländische Ritterschaft ihrer dankbaren Genug- 
tuung über das wertvolle Vermächtnis des weiland Professors Carl Schirrens 
Ausdruck verleiht, hält sie es für eine unabweisbare Pflicht. dafür Sorge 
zu tragen, daß das Lebenswerk des großen Gelehrten fortgesetzt werde.‘ 

Mit der Ordnung und Bearbeitung der Schirrenschen Archivalien 
ist der Unterzeichnete betraut worden. 

Riga. A.v. Transehe-Roseneck. 


+ $ 
= 


Eine sehr wichtige Veröffentlichung bringt der Direktor des Staats- 
archivs und des Petersburger Hauptarchivs des Ministeriums der aus- 
wärtigen Angelegenheiten, S. M. Gorjainov, ineinem Inventar seines 
Archivs. Dieses ist in origineller Weise so angelegt, daß zu den einzelnen 
Tagesdaten des Kalenders verzeichnet ist, welche Urkunden zu diesem 
Datum vorhanden sind und wo sie sich im Archiv befinden. Um ein Bei- 
spielanzugeben: Januar 1./13. (aufgezählt werden 19 Dokumente, z. B. Nr. 7: 
Dep. du bar. P. de Maltitz au c-te N. Rumiantsow. Nr.1.C. 8. Karlsruhe 
Nr. 4, 2f.). Uns liegt bisher S. 1—496 vor, auf denen 13 709 Nummern 
verzeichnet sind bis zum 17./29. November. Sobald das Werk im ganzen 
fertig ist, werden wir darauf zurückkommen. 

Eine besonders wertvolle Beilage dazu veröffentlicht Briefe des 
Kaisers Alexander aus dem Staatsarchiv. Uns liegen die ersten sechs 
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Bogen vor, die enthalten: 140 Briefe Alexanders an den Kanzler Grafen 
N. P. Rumjancov, drei Reskripte an den Grafen N. I. Golenistev-Kutu- 
zov, einen Bericht dieses Grafen an Alexander und eine Korrespondenz 
Alexanders mit dem Admiral P. B. Cisagov (24 Briefe), einen 
Brief Napoléons I. an Alexander, vom 20. September 1812 aus Mos- 
kau und Briefe von Joachim und Karoline Murat an Napoléon l; 
sämtliche Dokumente stammen aus dem Jahre 1812. — Wir werden die 
Publikationen, sobald sie fertig vorliegen, eingehend besprechen; der Titel 
wird sein; J. Gorjainov, 1812. Dokumenty Gosudarstvennago i SPeter- 
burgskago Glavnago Archivov. Izdanie Ministerstva Inostr. Dël. O.H. 


* + 
+ 

In Moskau starb Mitte August der Direktor des Archivs des Justiz- 
ministeriums Professor Dmitrij Jakovlevič Samokvasov, der sich als 
Rechtshistoriker wie als Archäolog Verdienste erworben hat (vgl. S.305). Er 
wurde 1843 geboren, studierte an der Universität Petersburg Rechtswissen - 
schaft und promovierte zum Magister des russischen Rechts. Dann be- 
gann er seine akademische Lehrtätigkeit als Dozent in Warschau und 
wurde zum Professor für russisches Recht ernannt. Aus Warschau, wo 
Samokvasov für die Archäologie starkes Interesse faßte, wurde er nach 
Moskau versetzt, wirkte dort an der Universität und war seit fast 20 Jahren 
Direktor des Archivs des Justizministeriums. Außer vielen rechtswissen- 
schaftlichen Werken (Istorija russkago prava, Zamötki po istorii russkago 
gosudarstvennago ustrojstva i upravlenija u. a. m.) hat Samokvasov 
ein die Ergebnisse zahlreicher von ihm geleiteter Ausgrabungen enthalten- 
des Werk über die ältesten russischen Siedlungen ,,Drevnie goroda Rossii‘ 
verfaßt, das in der russischen archäologischen Literatur einen Ehrenplatz 
einnimmt. Für eine Reform des russischen Archivwesens trat Samok- 
vasov ein in der 1900 erschienenen Schrift: ,,Gosudarstvennye archivy 
Zapadnoj Evropy i reforma archivov v Rossii.“ C. 


b) Notizen. 


Die „Kaiserlich russische historische Gesell- 
schaft‘ hat im verflossenen Jahre die Bände 131 und 132 des Sbornik 
(Korrespondenz Nikolais mit Konstantin vom 26. November 1828 bis 
zum 14. Juni 1831) und Band 133 (Teil II der Akten und Dokumente 
für die Geschichte des Jahres 1812, besonders über die baltischen Ge- 
biete) herausgegeben. Im Druck befinden sich Band VIII der diploma- 
tischen Korrespondenz Katharinas 1774 und 75, Band III der Akten 
über 1812 und diplomatische Akten über die Beziehungen Rußlands zu 
Polen am Ende des 16. und Anfang des 17. Jahrhunderts aus dem Archiv 
der auswärtigen Angelegenheiten in Moskau. O. H. 

Nekrologe Ključevskij s bringen die „Mitteilungen der Kaiser- 
ichen Akademie der Wissenschaften“ 1911 Nr. 13 (S. 9214—24) von 
A. Lappo-Danilevskij und das „Journal des Ministeriums der Volks- 
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aufklärung‘, neue Serie 36. November 1911. (Abteilung IV S.30—36) 
von S. Platonov. 

In Vil’ na befindet sich seit 1898 ein Museum Muratev, in dem 
vor allem das Material über den Aufstand von 1863—65 und besonders das auf 
Muravev selbst bezügliche gesammelt wird. Da das Generalgouverne- 
ment Vil’na aufgelöst werden soll, soll mit diesem Museum das Archiv auf 
der Kanzlei des Generalgouverneurs vereinigt werden. Dieses existiert 
schon seit 1831 und enthält die politischen Angelegenheiten des Aufstandes. 
In dieses Archiv sind schon abgegeben die Sachen der ,,Revisionsabteilung“ 
und des Feldauditoriats, beide aus dem Aufstand von 1863. So zählt 
das Archiv heute aus der Zeit von 1831—1876 (Jahr der Auflösung des 
Feldauditoriats) 16 000 Nummern und wird in Verbindung mit dem 
Museum Muravevs eine Hauptstätte für die Erforschung der polnischen 
Aufstände werden. O. H. 


Antiquariatskataloge Nr. 594 von J. Baer u. Co. in 
Frankfurt a. M.: Preußen und zur Landeskunde seiner alten Provinzen. 
II. Landeskunde der alten Provinzen Brandenburg, Ost- und West- 
preußen, Posen, Pommern, Schlesien. — Von V. J. Klo&kov. Nr. 505, 
507, 508, 509 (Litejnyj 59, Petersburg) je 16 S. — Von J. M. Faddev 
in Moskau (Savelovskij per.) 16 S.— Von K. W. Hiersemann in 
Leipzig Nr. 401: Österreich-Ungarn und Balkansataten. 


Die Akademie der Wissenschaftenin Krakau ver- 
zeichnet folgende Fortschritte in ihren Veröffentlichungen: 1. Bd. V des 
„Dyaryusz Sejmu“, 1830—31, der bis zum 25. August 1831 führt. Be- 
gonnen wurde der Druck der ,,Instruktion für die französischen Resi- 
denten“ und ihrer Berichte aus der Zeit des Großherzogtums Warschau. 
Vorbereitet werden ‚Tagebuch und politische Korrespondenz des Fürsten 
AdamCzartoryski (1813—16) und Akten in bezug auf die Ereig- 
nisse von 1861—63 mit besonderer Berücksichtigung der Tätigkeit Wielo- 
polskis‘ Beides bearbeitet Professor Askenazy. Von dem ,,Archiv zur 
Geschichte der Literatur und Aufklärung in Polen‘ erschien Bd. XI und 
XI; XIII und XIV ist in Druck. Die polnische Bibliographie von 
K. Estreicher ist bis Bd. XXIII (P I.) vorgedrungen. 

Die historische Kommission gab heraus den Band über die Jahre 
1594—92 der ,,Dyaryusze i Akty sejmowe“ von Eugen Barwinski, ferner 
einen Teil der neuen Veröffentlichungen „Akten der Nationalregierung 
aus der Zeit des Aufstandes Koéciuszkos“, Bd. V des „Codex diploma- 
ticus Kleinpolens seit 1450° von F. Bujak. Vorbereitet wird die Heraus- 
gabe der ,,Lustrationen der Krongüter von 1564—65 und 1569“ und die 
Herausgabe der Korrespondenzen der polnischen Herren in der Zeit Sig- 
munds des Alten und Sigmund Augusts besonders mit dem Hochmeister 
und Herzog Albrecht. 


In der römischen Expedition veröffentlichte Professor Ptasnik die 
ersten drei Bände der „Monumenta Vaticana Poloniae“, von denen die 
ersten beiden Bände namentlich Rechnungen der Einnahmen aus den 
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polnischen Ländern von 1207—1371 enthalten und Bd. III alle anderen 
Kurialakten über Polen aus den Jahren 1202—1366 umfassen. 

Vom Archiv der Rechtskommission erschien Bd. IX; für die Quellen 
des deutschen Rechtes in Polen hat Estreicher in den Archiven von 
Breslau, Danzig, Posen und Elbing gesammelt. 

Unter den neu ernannten Mitgliedern der Akademie sind zu 
nennen: der Historiker Twardowski, in der Philosophischen Ab- 
teilung der Petersburger Professor Sachmatov und der Berliner Pro- 
fessor von Wilamowitz-Möllendorfl. 

Die Akademie hat ferner eine Expedition von Gelehrten (Bar- 
winski, Birkenmajer und Los) nach Schweden entsandt zum Studium 
des dort befindlichen polnischen Materials, namentlich des zur Zeit der 
Schwedenkriege im 17. und 18. Jahrhundert aus Polen, besonders aus 
Posen, weggeführten Materials an Büchern und Handschriften. Die Arbeit 
ist, da das Materials sehr zerstreut ist, ziemlich schwierig. Im laufen- 
den Jahre halten sich die Abgeordneten in Schweden zwei Monate auf. 

O. H. 
Der seit vier Jahren in Warschau bestehende polnische W is - 
senschaftliche Verein (Towarzystwo naukowe) hielt am 24. No- 
vember 1911 die erste Sitzung in seinem neuen Heim, dem ihm vom 
Grafen Joseph Potocki geschenkten Hause, ab. Die Versammlung wählte 
den Grafen Potocki zum Ehrenmitglied und Protektor des Vereins. Vor- 
sitzender des Vereins ist Alexander Jabłonowski, Vizepräsident Dr. Dmo- 
chowski. Der Sektion für Sprachforschung und Literatur gehören 19 Mit- 
glieder an. Diese Sektion hat bisher 27 Abhandlungen veröffentlicht, 
darunter Arbeiten von Professor Chrzanowski in Krakau, dem Nachfolger 
des Literarhistorikers Prof. Grafen Tarnowski, ferner von Chlebowski, 
Korbutt, Krzemiński und Prof. Brückner in Berlin. Die Sektion für 
Geschichte, Philosophie, Anthropologie und Sozialwissenschaften zählt 
32 Mitglieder und hat 31 Abhandlungen im Druck erscheinen lassen, 
darunter zahlreiche kleinere historische Arbeiten. Die Sektion gibt die 
„Dyaryusze sejmowe z w. XVIII“ heraus, von denen der erste 
Band, ,.Dyaryuzse sejmu z r. 1748“, bearbeitet von WL Konopczyñski 
(s. die Bibliographie unserer Zeitschrift S. 150), vorliegt. Am „ Kodeks 
dyplomatyczny mazowiecki“ arbeitet im Auftrage der 
Sektion Jan Kochanowski. Mit der Sammlung von Materialien zur Ge- 
schichte des polnischen Dorfes ist T. L. Baranowski beschäftigt. Die 
dritte Sektion des Vereins, die Sektion für Naturwissenschaften und 
Mathematik, hat 40 Mitglieder. Die Zahl der von ihr herausgegebenen 
Abhandlungen beträgt 194. Jede Sektion hat eine Preisaufgabe gestellt, 
und zwar lautet das von der Sektion für Sprachforschung und Literatur 
gewählte Thema ‚Das geistige Leben und Schaffen Stowackis“, während 
die zweite Sektion „Die Bedeutung des litauischen Elements in der poli- 
tischen und sozialen Entwicklung des Großfürstentums Litauen vor der 
Lubliner Union“ behandelt zu sehen wünscht. Der Verein plant die Be- 
gründung eines biologischen Instituts. In den letzten Monaten sind zahl- 
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reiche Geldspenden und Geschenke für ein solches Institut eingegangen 
sowie für andere Zwecke bestimmte Spenden im Gesamtbetrage von 
13 000 Rbl. C. 

Fürst Wladyslaw Sapieha hat das fürstlich Sapiehasche Fa - 
milienarchiv, welches sich bisher in Krasiczyn (Galizien) befand, 
dem Ossolinskischen Institut in Lemberg übergeben. 

Zum Rektor der Universität Lemberg wurde am 24. Juni der 
Professor für österreichische Geschichte Ludwig Finkel gewählt. 

Der Lemberger Verein für Volksbildung (Towarzystwo oswiaty 
ludowej) hatte einen Preis für eine populäre Geschichte Po- 
lens ausgesetzt. Die im vorigen Jahr eingereichten Arbeiten, sechs 
an der Zahl, entsprachen den Anforderungen nicht, und der Verein hat 
daher nun Professor Friedberg beauftragt, eine populäre polnische 
Geschichte zu schreiben. Professor Friedberg ist der Verfasser einer von 
dem Lemberger Verein verlegten Schrift über die Schlacht bei Tannen- 
berg (Krzyżacy i pogrom ich pod Grunwaldem). C. 

Unter der Redaktion des Rechtsanwalts R. Kempner wird in 
Warschau eine der Geschichte der Juden in Polen gewid- 
mete Vierteljahrszeitschrift in polnischer Sprache erscheinen. Zahlreiche 
polnische Historiker haben ihre Mitarbeit zugesagt. 

Der Philologe und Historiker A. Malecki in Lemberg vollendete 
am 16. Juli sein 90. Lebensjahr. Kurz vorher überwies der Nestor der 
polnischen Gelehrten dem Ossolinskischen Institut in Lemberg eine Stif- 
tung von 60 000 Kr. Małecki arbeitet an einem ,,Studya heraldyczne“ 
betitelten Werk. Den Reinertrag desselben erhält ebenfalls das Osso- 

Jisskische Institut. C. 

Über die Bestände des Archivs des Statthalters von 
Galizien macht der Direktor desselben Dr. A. Winiarz in der im 
Herbst 1911 erschienenen Broschüre ,,Archiwum namiestnictwa we 
Lwowie“ Mitteilungen. Das Archiv enthält wichtige Materialien zur poli- 
tischen, Schul- und Kirchengeschichte Galiziens. C. 

Die Revue d'histoire diplomatique 1911, I bringt eine Ab- 
handlung von P. Rain ,,Un Tsar idéologue. La formation de lesprit 
d'Alexandre ler. De Laharpe à la mort de Paul Ier.‘ 

Im Septemberheft des Istoriéeskij V&stnik S. 1110 ff. findet sich 
ein sehr ausführlicher Bericht über den 15. russischen archäologischen 
Kongreß, der vom 21. Juli bis 4. August 1911 in Novgorod tagte. 

N. Lerner veröffentlicht in der Russk. Starina 1911 X 3—33 einen 
Aufsatz, der im Sovremenik Bd. II (1836) erschien, und nimmt ihn ohne 
Zweifel mit Recht als Werk Puškins in Anspruch. Die Abhandlung ist 
bedeutsam, weil sie uns den Wendepunkt in Puëkins Verhältnis zur fran- 
zösischen Literatur erkennen läßt. P. bekennt sich im Gegensatz zu der von 
ihm im vorhergehenden Artikel über die russische Akademie besprochenen 
Rede M. E. Lobanovs über den schädlichen Einfluß der Franzosen auf 
die russische Literatur als ihr Anhänger und verteidigt sie.  W.R. 
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Ein Beitrag zur Geschichte der Politik Nikolaus’ I. 
Von 
Richard Salomon. 


Die neuesten französischen Arbeiten zur Geschichte der 
Begründung des zweiten Kaiserreiches haben sich, hauptsächlich 
von den Problemen der inneren Entwicklung Frankreichs an- 
gezogen, mit der Stellungnahme des Auslandes zum Empor- 
kommen Napoleons III. wenig beschäftigt. Hamel!) sowohl 
wie de la Gorce ?) begnügen sich, zunächst die Geschichte 
des Prinzpräsidenten vom Staatsstreich (2. Dezember 1851) 
bis zur Kaiserproklamation (2. Dezember 1852) darzustellen 
und dann die auswärtigen Mächte gleichsam als Gratulanten 
auftreten zu lassen, so daß der Leser den Eindruck gewinnt, 
als habe sich das Ausland mit der Frage der Verfassungsände- 
rung in Frankreich überhaupt erst von dem Augenblick an be- 
schäftigt, wo Napoleon als Kaiser seinen Einzug in Paris hielt. 

In Wirklichkeit ist den entscheidenden Schritten der Groß- 
mächte eine ungemein komplizierte und langwierige diplomati- 
sche Aktion vorausgegangen, die gleich nach dem Staatsstreich 
vom 2. Dezember 1851 einsetzte und während des ganzen Jahres 
1852 die europäischen Kabinette auf das ernstlichste beschäf- 
tigt hat. Die erste genauere Kunde davon gab schon 1870 ein 
anonym efschienenes Büchlein Fr. Heinrich Geffckens „Der 
Staatsstreich vom 2. Dezember 1851 und seine Rückwirkung 
auf Europa‘ ®), — nach einem ansehnlichen, zum Teil auch 
im Wortlaut beigegebenen Aktenmaterial gearbeitet, das aber 
selbstverständlich nicht erschöpfend und, wie wir heute sehen, 


1) Ernest Hamel, Histoire du second empire, 1893. 
3) Pierre de la Gorce, Histoire du second empire, Paris 1894 fl. 
3) Im folgenden als ,,Geffcken“ zitiert. 
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auch nicht fehlerfrei ist. Von einem ganz anderen Standpunkte 
aus hat später Gustave Rothan die Sache dargestellt. Sein Buch 
— ,, L'Europe et avènement du second empire“ (1890) 1) — 
ist durchaus das typische Memoirenwerk eines Diplomaten 
zweiten Ranges: reich an Details, interessant, wenn auch bis- 
weilen dem Klatsch ziemlich nahe stehend. Rothan war vom 
Frühjahr 1852 an als Legationssekretär bei der französischen 
Gesandtschaft in Berlin beschäftigt; er stand also auf einem 
vorteilhaften Beobachtungsposten und hatte gute Gelegen- 
heit, sich eine selbständige Anschauung von den Dingen zu 
bilden. Freilich leidet seine Darstellung unter der Neigung, 
überall die Tätigkeit der Berliner Gesandtschaft ins rechte 
Licht zu setzen. 

Eine detailliertere Kenntnis der Vorgänge ist durch einige 
Nachlaßpublikationen ermöglicht. Leopold von Gerlachs Denk- 
würdigkeiten erweisen sich auch hier ergiebig; vor allem wert- 
voll aber sind Poschingers Veröffentlichungen aus Otto von 
Manteuffels Papieren ?). Für die englische Politik der Zeit er- 
geben Malmesburys Memoiren?) mancherlei; von österreichischen 
Publikationen sind J.A.von Hübners Erinnerungen ®) zu nennen. 

In allerjüngster Zeit ist nun der Forschung durch eine 
russische Publikation ein außerordentlich reiches Material zur 
Geschichte der russischen Politik von 1852 erschlossen worden. 

A. M. Zaiond&kovskij hat auf Veranlassung und 
mit Unterstützung des russischen Kriegsministeriums eine 
groß angelegte Geschichte des Krimkrieges begonnen). Ver- 

1) Im folgenden als „Rothan“ zitiert. 

3) Preußens auswärtige Politik 1850—58. Unveröffentlichte Do- 
kumente aus dem Nachlasse des Ministerpräsidenten Otto Frhr. von 
Manteuffel, hrsg. von H. von Poschinger, 3 Bde. Berlin 1902. 
Im folgenden als „Manteuffel-Poschinger“ zitiert. 

3) Memoirs of an ex-minister, by the Earl of Malmesbury, 
2 Bde. 1884 ff. 

‘) J. A. von Hübner, Neun Jahre der Erinnerungen eines 
österreichischen Botschafters in Paris unter dem zweiten Kaiserreich 
1851—1859. I, Berlin 1904. 

‘) A. M. Zaiondökovskij, Vostoënaja Vojna 1853—1856 g. 
v Svjazi s sovremennoj ej političeskoj obstanovkoj (Der Orientkrieg 
1853—1856; im Zusammenhang mit der gleichzeitigen politischen Lage), 
Bd. I. St. Petersburg 1908. Im folgenden als „Zaion&kovskij“ zitiert. 
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zögert wurde der Fortgang der Arbeit, die als eine Jubiläums- 
gabe zum fünfzigjährigen Gedächtnis jener schweren Tage ge- 
dacht war, durch den russisch-japanischen Krieg; und bisher 
ist nur der erste Teil mit dem dazugehörigen Anlagenbande !) 
erschienen, ein prächtig ausgestatteter, umfänglicher Groß- 
oktavband, der weit ausgreifend die Vorgeschichte des Krieges 
behandelt. Das Hauptinteresse des Verfassers gilt den mili- 
tärischen Dingen, doch hat auch die politische Geschichte Be- 
rücksichtigung gefunden. Die Quellen flossen reichlich: die 
russischen Staats- und Ministerialarchive lieferten zahlreiche, 
bisher noch unbenutzte Aktenstücke, von denen ein großer 
Teil dankenswerter Weise im Anlagenbande allgemeiner Kennt- 
nisnahme zugänglich gemacht ist. 

Mit Napoleons III. Regierungsantritt beschäftigt sich ein 
eigenes Kapitel des Bandes. Eine einleitende Übersicht über 
die Lebensgeschichte des Prinzen bis zum Staatsstreich beruht 
auf der allgemein bekannten Litteratur; selbständig und auf 
neuem Material aufgebaut ist die Darstellung der Ereignisse 
nach dem 2. Dezember 1851. Von ihren Quellen ist ein Teil 
in den Anlagen vollständig abgedruckt, der Rest nur auszugs- 
weise im Text wiedergegeben. 

Es entspricht den Vermittlungstendenzen der Zeitschrift 
für Osteuropäische Geschichte, wenn hier versucht wird, das 
von Zaiondkovskij benutzte Material auch für die westeuro- 
päische Forschung nutzbar zu machen. Seine Darstellung ist 
dafür nur insoweit verwendbar, als sie die Kenntnis von 
unpublizierten Aktenstücken vermittelt; im übrigen ist sie 
etwas dürftig und nimmt von den oben erwähnten nicht 
russischen Quellen kaum Notiz. Was ich im folgenden gebe, 
ist von Zaiontkovskijs Schilderung durchaus unabhängig; 
Polemik gegen ihn habe ich grundsätzlich vermieden. 


I. 


Im Vertrage von Fontainebleau ?) vom 11. April 1814 
verzichtete Napoleon I. für sich, seine Nachkommen und alle 


*) Im folgenden als „Zaionökovskij, Anlagen“ zitiert. ` 
3) Gedruckt z. B. bei Martens Nouveau recueil I, 696. 
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Mitglieder seines Hauses auf die Herrschaft in Frankreich. Als 
er dann nach wenig mehr als einem Jahre zum zweiten Male 
zur Abdankung gezwungen wurde, verzichtete er nur für seine 
Person zugunsten seines Sohnes, des Königs von Rom, Napo- 
leons II. Von der Kammer am 23. Juni 1815 anerkannt, ist 
der Erbe Napoleons wenige Tage lang in der Tat der recht- 
mäßige Beherrscher Frankreichs gewesen, wenn auch die aus- 
wärtigen Mächte, von denen in diesen wirren Tagen in Frank- 
reich alles abhing, die Entscheidung der Kammer unbeachtet 
ließen und eine Regierung des „Herzogs von Reichstadt“ nie- 
mals anerkannt haben. 

Beim Friedensschluß im November 1815 griff man auf die 
Bestimmungen von Fontainebleau zurück. Der Alianz- 
vertrag der vier Großmächte (Österreich, England, Preußen, 
Rußland) vom 20. November 18151) setzte in seinem Ar- 
tikel 2 aufs neue die AusschlieBung aller Bonaparte vom 
„pouvoir suprême in Frankreich fest und verpflichtete die 
Kontrahenten, nötigenfalls „mit allen Kräften“ die Ausschlie- 
Bung aufrecht zu erhalten ?). 

Als dreiunddreißig Jahre später ein Bonaparte an die Spitze 
des französischen Staates trat, fanden sich die Mächte nicht zum 
' Einschreiten veranlaßt. In der Tat vertrug sich die Wahl des 
Prinzen Louis Napoleon zum Präsidenten der zweiten Republik 
(10. Dezember 1848), soviel Befürchtungen sie auch für die 
Zukunft erwecken mußte, durchaus mit dem Buchstaben des 
Allianzvertrages. Nur vom ,,pouvoir suprême“ in Frankreich 
war das Haus Bonaparte ausgeschlossen, — und nach der Ver- 
fassung von 1848 fiel dem Präsidenten lediglich die Exekutive 
zu; er blieb der Nationalversammlung verantwortlich, und 
Träger der Souveränität war das französische Volk. 

Erst der Staatsstreich vom 2. Dezember 1851 änderte die 
Sachlage. Die Nationalversammlung wurde aufgelöst, die Ver- 
fassung von 1848 vernichtet, der „Prinzpräsident‘“ stand als 
Diktator, als der absolute Herrscher Frankreichs da; das „pou- 
voir suprême war in seiner Hand. 

Und doch konnten sich auch jetzt der gesamten politischen 


1) Ebenda II, 735. 
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Lage nach die Mächte nicht entschließen, offen und ‚mit allen 
Kräften‘, wie es der Vertrag verlangte, gegen den Usurpator 
aufzutreten. Die absolutistischen Regierungen der Kontinental- 
staaten sahen das klägliche Ende eines parlamentarischen 
Regimes nicht ungern. Der Prinzpräsident hatte sich als der 
einzige wirklich energische Bekämpfer anarchistischer und 
kommunistischer Bestrebungen in Frankreich erwiesen. So 
überwog bei den Mächten zunächst eine rein praktische Er- 
wägung: die Regierung des Prinzpräsidenten widersprach zwar 
dem Wortlaut der Verträge; und doch durfte sie nicht ange- 
fochten werden; denn sie bot momentan die beste Garantie 
für die Erhaltung der Ordnung in Frankreich und mithin für 
die’Ruhe und Sicherheit Europas 1). Das eine mußte man sich 
freilich sofort sagen, daß die Ereignisse vom 2. Dezember etwas 
Endgültiges noch nicht geschaffen haben konnten, daß der 
ehrgeizige Diktator selbstverständlich nach Höherem als nach 
der Würde des unumschränkten Präsidenten strebe, und daß 
hier die Keime künftiger ernsthafter Konflikte lägen. 

So sah sich zunächst die englische Regierung genötigt, 
eine unverantwortliche Übereilung ihres Ministers des Aus- 
wärtigen, Palmerstons 2), wettzumachen. Geleitet von dem 
alten Wunsche, Frankreich „als Werkzeug englischer Suprematie 
auf dem Kontinent‘ 3) zu gebrauchen, ergriff Palmerston die 
günstige Gelegenheit der plötzlichen Umwälzung in Frankreich, 
um bei der neuen Regierung einen Vorsprung vor den andern 
Großmächten zu gewinnen. Ohne Wissen und ohne Zustim- 
mung der Königin und des Kabinetts sprach er dem französı- 
schen Gesandten in London als Erster seine Glückwünsche zu 
dem Erfolge des Präsidenten aus und schrieb offiziell in gleichem 
Sinne an den englischen Vertreter in Paris. Es war in der 


1) Man vgl. z. B. den Brief des preußischen Ministerpräsidenten 
Manteuflel an den Gesandten in Paris, Hatzfeld, vom 21. Dezember, 
Manteuffel-Poschinger I, 296; für Rußland den Bericht 
Rochows, des Gesandten in Petersburg, ebenda S. 343 f. 

3) Für die folgende Episode vgl. Malmesbury, Memoirs I, 
301ff.; Benson and Esher, The letters of Queen Victoria II (1908), 
336 ff; Ashley, Life of Lord Palmerston I. 

23) Brunnow an Nesselrode 1851 Dez. 31; Zaionökovskij, 
Anlagen Nr. 29. 
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Tat merkwürdig genug, wie Brunnow!) richtig hervorhebt, daß 
der Vorkämpfer des europäischen Konstitutionalismus der Erste 
war, der dem brutalen Gewaltakt des Absolutismus Zustim- 
mung und Beifall zu erkennen gab. 

Die Regierung desavouierte Palmerston sofort: am 17. De- 
zember erhielt er eine ungnädige Entlassung ?); Lord Granville 
wurde sein Nachfolger. Deutlicher konnte die englische Regie- 
rung nicht ausdrücken, daß sie dem Präsidenten gegenüber 
fürs erste zu einer Politik der Zurückhaltung und des Ab- 
wartens entschlossen sei. 

Die drei anderen Großmächte, Rußland, Österreich und 
Preußen gingen in Paris ziemlich vorsichtig vor. Sie ließen 
durch ihre Vertreter die zu nichts verpflichtende Erklärung 
abgeben, daB die Umwälzung vom 2. Dezember, als eine 
innere Angelegenheit Frankreichs, das Ausland nichts angehe, 
daß jedoch die Bezwingung der extremen Demokratie freudig 
zu begrüßen sei ?). 

Von dieser Erklärung war die zweite Hälfte aus der Über- 
zeugung heraus gesprochen, die erste eine Verlegenheitsphrase. 
In Petersburg, Wien und Berlin begann man alsbald, sich 
ernstlich mit der Frage zu beschäftigen, wie man zu den sicher 
vorauszusehenden weiteren Schritten des Präsidenten Stellung 
nehmen könne. 

Gesprächsweise äußerte Kaiser Nikolaus bereits am 22. De- 


1) Zaionökovskij, Anlagen S. 158. 

1) Zaiondökovskij, Anlagen Nr. 29. 

2) Vgl. den politischen Nachruf auf Palmerston, den Brunnow am 
31. Dezember nach Petersburg sandte, Zaiondökovskij, Anlagen 
Nr. 29. Ergibt eine einseitige und gewiß nicht von persönlicher Zuneigung 
diktierte Charakteristik des gestürzten Staatsmannes, die aber manche 
treffende Bemerkung enthält, die vor allem die beispiellos dastehende 
Geschmeidigkeit Palmerstons, seine skrupellose und von allen prinzipiellen 
Rücksichten freie Art, Verbindungen anzuknüpfen und wieder fallen zu 
lassen, hervorhebt. Das Unverzeihlichste — von Brunnows Standpunkt 
aus — blieb, daß Palmerston die tradionelle Verbindung mit Österreich, 
die stets die Grundlage der englischen Kontinentalpolitik gebildet hatte, 
aufgab und statt dessen in Frankreich seine Stütze auf dem Kontinent 
suchte. 

3) Geffcken S. 26; vgl. Zaiondökovskij, Anlagen S. 194. 
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zember !), er sei mit Louis Napoleon einverstanden und hege 
die besten Wünsche für ihn, solange er vernünftig bleibe. 
Die Präsidentenwürde auf zehn Jahre ?) oder sogar auf Lebens- 
zeit wollte er ihm gerne gönnen, mehr nicht, und keinesfalls 
die Kaiserkrone. Von den noch gültigen Verträgen von 1815 
durfte man nach der Meinung des Caren so weit nicht ab- 
weichen. 

Es war die längst bekannte Anschauungsweise des Kaisers, 
der, mit den Jahren immer selbstherrlicher, immer eigen- 
sinniger geworden, es nicht mehr verstand, die lebendige Kraft 
gewisser politischer Ideen, wie die napoleonische eine war, 
richtig zu würdigen. Er duldete, ja er schätzte den Präsidenten 
so lange, als seine Tätigkeit den politischen Idealen RuBlands, 
der europäischen „Ordnung“ förderlich war; aber der Ge- 
danke, den Abenteurer von Straßburg und Boulogne gleich- 
berechtigt neben sich zu sehen, war ihm unerträglich. „Er 
soll alles werden, was er will, meinetwegen Großmufti, wenn 
er dazu Lust hat; aber den Kaiser- oder Königstitel zu ver- 
langen, — so unklug wird er doch wohl nicht sein," schrieb 
Nikolaus am 3. Januar an die Kaiserin). In den Worten 
liegt ein Ton persönlicher Gereiztheit und souveräner Ver- 
achtung, der gewiß nicht .politischen Erwägungen, sondern 
rein subjektivem Empfinden entstammt. Daß der Präsident 
nun nicht mehr auf halbem Wege stehen bleiben könne, daß 
der Erbe des napoleonischen Namens und Gedankens an der 
Spitze einer Republik auf die Dauer nicht möglich sei, daß die 
Entwicklung der Dinge in Frankreich geradezu auf die Mon- 
archie hindränge, wie auch das Plebiszit vom 20. Dezember 
erwies, — davon konnte sich Nikolaus zunächst nur schwer 
oder gar nicht überzeugen. Freilich war er Politiker genug, 


1) Dem portugiesischen Gesandten Baron Palva gegenüber; 
Geffcken S. 29. 

3) In Berlin behauptete man mehrfach, zu wissen, daB Nikolaus 
glaube, der Präsident betrachte sich gewissermaßen’ nur als den Platz- 
halter für Heinrich V (den Grafen von Chambord), den legitimen Herr- 
scher Frankreichs, und werde ihn nach einiger Zeit berufen (Gerlach I, 
726, 740, 748). Ich finde nirgends einen Anlaß, dem Caren eine der- 
artige Naivität zu zutrauen. 

3) Zaiondökovskij S. 326. 
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um sich zu sagen, daß die bekannte französische Empfindlich - 
keit geschont werden müsse, und er hat das auch gelegentlich 
ausgesprochen !); nur fehlte ihm das Gefühl dafür, was man 
dieser Empfindlichkeit zumuten dürfe und was nicht. 

Friedrich Wilhelm IV., mit seinen Wünschen und Em- 
pfindungen durchaus auf der Seite des Caren, blickte doch 
wesentlich klarer und nüchterner. Schon Ende 1851 schrieb 
er an Nikolaus, vor Ablauf eines Jahres werde man wohl den 
Präsidenten als „Kollegen“ begrüßen müssen 2). Was der 
Brief etwa an bitteren Betrachtungen darüber enthalten haben 
mag, wissen wir nicht. 

Am wenigsten schroff dachte Österreich. Hatzfeldt, der 
preußische Gesandte in Paris, glaubte zu bemerken, daß Öster- 
reich eine Annäherung an die neue Regierung versuche ?); und 
ein Memorandum *), das der leitende Minister, Schwarzenberg, 
den beiden verbündeten Mächten am 29. Dezember zugehen 
ließ, entwickelte recht konziliante Anschauungen. 

Der leitende Gedanke dieser Denkschrift ist, daß die 
Wiederaufrichtung des Kaisertums in Frankreich sehr wahr- 
scheinlich sei und für den Fall ihrer Verwirklichung sich ein 
gemeinsames Handeln der drei Ostmächte empfehle. 

Den Artikel 2 des Allianzvertrages von 1815, der die 
Familie Bonaparte für immer von der Leitung des franzö- 
sischen Staates ausschloß, könne man unter den gegenwärtigen, 
gänzlich veränderten Verhältnissen nicht mehr in Anwendung 
bringen. Es würde dem Geiste dieses Vertrages, dessen vor- 
nehmster Zweck die Herstellung von Frieden und Ruhe in 
Europa sei, sogar geradezu widersprechen, wollte man ihn jetzt 
dazu benutzen, um Frankreich der besten, der einzigen Stütze 


1) In einem Brief an Friedrich Wilhelm IV.; Zaion&kovskij, An- 
lagen Nr. 43. 

3) Zaionökovskij S. 326. Vgl. hierzu auch die Notiz in Gerlachs 
Denkwürdigkeiten zum 17. Dezember (I, 707): Er (Friedrich Wilhelm) 
fragt den Kaiser von Rußland: ,,Reconnaîtricz-vous Bonaparte quand 
il se ferait empereur?“ — ‚‚Jamais‘‘ erwidert der Kaiser. — „Je ne 
crois pas que j’en ferai autant. Ni lui ni son oncle sont des usurpateurs. 
Louis Philippe que nous avons reconnu est le seul usurpateur en France.“ 

3) Manteuffel-Poschinger I, 307, 310, 324, 327. 

t) Zaiondkovskij, Anlagen S.195; Geffcken S. 76. 
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seiner Ordnung zu berauben. Zu einem wirksamen Protest sei 
es überdies zu spät. Der Präsident habe die ihm durch den 
Vertrag versagte Macht bereits tatsächlich in der Hand, und 
wenn er jetzt die Kaiserkrone annehmen wolle, so sei das im 
Grunde doch nur eine Titeländerung ohne sachliche Bedeutung. 
Deshalb einen Krieg heraufzubeschwören, sei unverantwortlich. 
Die legitimen Bourbons müsse man vorläufig fallen lassen und 
Louis Napoleons Regime als de facto, wenn auch nicht de 
jure, bestehend anerkennen. 

Schwarzenberg dachte durch die Annäherung der Kon- 
tinentalmächte an das zukünftige Kaisertum eine Isolierung 
Englands zu ermöglichen und etwaigen Bemühungen des 
britischen Kabinetts um die französische Freundschaft zuvor- 
zukommen, — im Grunde derselbe Gedanke, den Palmerston 
mit seinem Sturze gebüßt hatte. 

Fordern wollte Schwarzenberg, daß der Präsident Garantien 
für die Erhaltung des Friedens und des territorialen Zustandes 
von Europa gebe. Louis Napoleon sollte wissen, daß die drei 
Mächte in vollster Einmütigkeit über die Erhaltung des status 
quo wachen würden. Wegen etwaiger Begründung einer 
Dynastie solle man noch keinerlei Verpflichtungen eingehen. 

Das Memorandum ging in der Tat weit im „Napoleons- 
dienste“ 1) und nahm auf die legitirnistischen Neigungen Fried- 
rich Wilhelms und Nikolaus’ wenig Rücksicht. Der Eindruck, 
den es in Petersburg und Berlin machte, war dementsprechend 
nicht günstig ?). Preußen meinte, daß feierliche Verpflich- 
tungen wie der Vertrag von 1845 nur nach Übereinkunft aller 
Kontrahenten gelöst werden könnten, und hielt die angedeutete 
Isolierung Englands für gefährlich, da sie das britische Kabinett 
dem Feinde geradezu in die Arme treibe. 

Kaiser Nikolaus war über Schwarzenberg empört 3). Der 
österreichische Ministerpräsident war in Petersburg überhaupt 

1) Ausdruck Friedrich Wilhelm IV. Ranke, Briefwechsel 
Friedrich Wilhelms mit Bunsen 292. 

2) Rochow an Manteuffel, 13. Januar; Manteuffel-Poschinger 
I, 337. 

3) „J'en ai eté tout-à-fait de cet avis. J’en ai été indigné“, bemerkt 


er zu Budbergs, des russischen Gesandten in Berlin, Bericht über die 
Bedenken Friedrich Wilhelms. Zaiončkovskij, Anlagen Nr. 37. 
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nicht gut angeschrieben. Nesselrode vermißte Ruhe und Über- 
legung bei ihm; der Car glaubte auf die Dauer mit ihm nicht 
auskommen zu können 1). Sein Verhältnis zu Frankreich be- 
trachtete Nikolaus mit äußerstem Mißtrauen; gelegentlich hat 
er ihn „einen Palmerston im weißen Waffenrock“ genannt ?). 
Die Zumutungen in der Denkschrift, die mit seinen Begriffen 
von Herrscherwürde und ererbtem Recht so ganz im Wider- 
spruch standen, mußten ihn verletzen. Trotzdem milderte sich 
seine Auffassung bald: Noch am 3. Januar hatte er sich strikt 
geweigert, Louis Napoleon unter irgendeiner Bedingung als 
Kaiser anzuerkennen ?); aber schon die Antwort auf das öster- 
reichische Memorandum zeigt in der Hauptsache Mäßigung *). 
Die Idee gemeinsamer Stellungnahme der Verbündeten wird 
zunächst gebilligt. „Wir verstehen vollkommen,‘ so heißt es 
dann weiter, „daß bei der gegenwärtigen Lage Frankreichs und 
Europas, falls Louis Napoleon sich zum Kaiser proklamieren 
sollte, die Anerkennung eines solchen fait accompli sich als 
eine von der Gewalt der Tatsachen auferlegte Notwendigkeit 
darstellen würde.“ 

Man sah also auch in Petersburg ein, daß Louis Napoleon in 
Frankreich an der Spitze bleiben müsse, unter welchem Titel 
es auch sei, weil er allein Frankreich und damit Europa vor 
neuen revolutionären Stürmen bewahren könne, die Verweige- 
rung der Anerkennung aber Frankreich reizen und schließlich 
zum Kriege führen müsse. Doch waren die Bedingungen, die 
Rußland seinen Verbündeten für die Anerkennung vorschlug, 
erheblich härter als die von Österreich gewünschten: als eigent- 


1) Vgl. hierfür die Bemerkungen in Rochows Berichten an Man- 
teuffel; Manteuffel-Poschinger I, 305, 317, 337. 

2) Die Bezeichnung ,,kontinentaler Palmerston“ für Schwarzenberg 
findet sich auch in Rochows Korrespondenz hin und wieder. 

3) S. oben 8. 327. „Der Kaiser von Rußland hält fest an einem 
dunklen Gefühl von Legitimität, er gestattet dem Präsidenten die oberste 
Gewalt, den Diktator, den Konsul. Er so!l sich aber nicht zum „Monar- 
chen“, zum Kaiser machen.“ Leop. v. Gerlach 9. Januar 1852; 
Denkwürdigkeiten I, 721. 

t) Zaionëkovskij, Anlagen Nr. 36 Die Antwort erging in 
Form einer Depesche des Kanzlers Nesselrode an den russischen Ge- 
sandten in Wien. 
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lich legitimen Herrscher wollten Nikolaus und Nesselrode einen 
Kaiser, dessen Herrscherrechtesich aus der Erwählung nach allge- 
meinem Stimmrecht herleiteten, überhaupt nicht ansehen. Die 
Anerkennung des Kaisertums dachten sie sich alseinezu Gunsten 
der Person Louis Napoleons gemachte Ausnahme von vorüber- 
gehender Bedeutung, die die legitimen Rechte der Bourbons 
nicht annullieren könne. Die übrigen Mitglieder der Familie 
Bonaparte wollten sie nach wie vor vom französischen Throne 
ausgeschlossen wissen, das Recht, eine französische Dynastie 
zu gründen, dem neuen Herrscher also auf keinen Fall zuge- 
stehen. Außerdem gedachten sie ebenso wie Österreich für die 
Erhaltung des status quo und des Friedens Garantien zu 
fordern. 

Daß Nikolaus seine prinzipielle Bereitwilligkeit zur An- 
erkennung des Kaisertitels dem Präsidenten vorläufig noch 
nicht zu erkennen gab, ist verständlich. Dem französischen 
Botschafter in Petersburg, Castelbajac, gegenüber äußerte er 
sich in warnendem Sinne !), und Kiselev in Paris erhielt den 
Auftrag, seine ganze Kraft aufzubieten, um den Präsidenten 
von seinen „verhängnisvollen imperialistischen Ideen“ abzu- 
bringen. 

Eine Gelegenheit, auch offiziell an die Gültigkeit der be- 
stehenden Verträge zu erinnern und Louis Napoleon auf künf- 
tige Schwierigkeiten hinzuweisen, bot sich bald genug. Am 
12. Januar 1852 notifizierte der Prinzpräsident dem Kaiser das 
Ergebnis der Volksabstimmung vom Dezember®); in der Antwort 
vom 3. Februar betonte der Car, daß er bereit sei, mit dem 


1) Am 19. Januar. Daß er wirklich, wie Geflcken 31 nach einer 
mir unbekannten Quelle angibt, den Vorschlag gemacht hat, der Präsident 
solle die Kaiserkrone auf zehn Jahre annehmen, scheint kaum glaublich. 
Eher könnte er davon gesprochen haben, daß er sich mit der zehnjährigen 
Präsidentschaft begnügen solle. Und das scheint mir aus Nesselrodes 
Depesche an Brunnow (27. Januar) hervorzugehen: „Lord Granville se 
flatte de l’espoir qu’il se contentera de la présidence décennale ou à vie ... 
nous y consacrerons tous nos efforts. Dans ce but l’empereur a tenu ici 
au général Castelbajac un langage plein de franchise et de loyauté.‘ 

2) Man nahm das Schreiben in Petersburg nicht ohne Wohlwollen 
auf. Bericht Rochows vom 26. Januar; Manteuffel- Poschinger 
I, 352. 
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Präsidenten gemeinsam die heilige Sache der sozialen Ordnung 
in Europa, die Unabhängigkeit der Staaten zu schützen, „et 
à faire respecter les traités existants" 1). Ein ähnlich deutlicher 
Hinweis findet sich auch in Kaiser Franz Josefs Antwort- 
schreiben vom 31. Januar 3). 

Inzwischen versuchte Rußland, auch England für die 
geplante gemeinsame Aktion der drei Ostmächte zu gewinnen. 
Die Anregung dazu war von Preußen ausgegangen ®). Öster- 
reich stand, wie ja auch das Memorandum vom 29. Dezember 
erkennen ließ, England wenig freundlich gegenüber; Nikolaus 
selbst legte keinen allzu großen Wert auf die Hinzuziehung 
des britischen Kabinetts*), war aber der Meinung, daß der 
Versuch immerhin der Mühe wert sei. England schien von den 
Kriegsneigungen Frankreichs, von seinen stets befürchteten 
belgischen Annexionsgelüsten am stärksten bedroht ë) und 
konnte daher für ein Zusammengehen mit den Ostmächten 
vielleicht ohne große Mühe gewonnen werden. Gelang es, Eng- 
land mit in den Plan hineinzuziehen, so war damit dem Präsi- 


1) Geffcken 32; 86 Nr. IV; Zaion&kovskij, Anlagen Nr. 32. ` 

2) „Les puissances pénétrées du devoir de maintenir les traités 
auxquels l’Europe doit les bienfaits de la paix.“ Zaionökovskij, An- 
lagen Nr. 39. — Überreicht wurde der Brief am 14. Februar. Hübner 
I, 34. 

3) Zaionékovskij, Anlagen Nr. 37, 43. Vgl. Ranke, Briefwechsel 
S. 292. Friedrich Wilhelm IV. hatte gleich nach Empfang des öster- 
reichischen Memorandums vom 29. Dezember zu Leopold v. Gerlach ge- 
äußert, man „dürfte in der Sache nichts ohne England tun und müsse 
mit England über Petersburg in Unterhandlung treten“. Gerlach be- 
urteilte aber die Stimmung Englands ohne rechte Sachkenntnis, wenn 
er hinzufügt: „Es unterliegt wohl keinem Zweifel, daß, wenn die drei 
Kontinentalmächte sich dahin einigten, England aufzufordern, eben 
wegen dieser Verträge die Anerkennung des Kaisertitels abzuweisen, sie 
keine abschlägige Antwort zu erwarten hätten.“ (Denkwürdigkeiten 
I, 717.) 

t) Geffcken S.52f. schildert die Beziehungen zwischen Eng- 
land und Rußland nach dem Staatsstreich als sehr intim. Die gleich an- 
zuführenden Quellenstellen zeigen aber, daß die Herzlichkeit, die Niko- 
laus England gegenüber gelegentlich kundgab, nicht tief wurzelte. Vgl. 
auch Rochows Berichte vom 15.,20. Januar u. 15. Februar: Manteuffel- 
Poschinger I, 338, 347, 372; ferner Gerlach I, 725. 

t) Zaionékovskij S. 328. 
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denten eine wichtige moralische Stütze entzogen. Die Absicht 
des Caren ging nun dahin, dem englischen Kabinett von den 
Plänen der Ostmächte Mitteilung zu machen, aber ohne Rück- 
sicht auf Englands Stellungnahme den einmal eingeschlagenen 
Weg weiterzugehen !), 

Lord Granville, der neue Minister des Auswärtigen, schien 
unter dem Druck der öffentlichen Meinung Englands und mit 
Rücksicht auf die unbequeme Nähe Frankreichs in der Tat ge- 
willt, alles zu vermeiden, was Frankreich irgendwie reizen konnte, 
also die Anerkennung, die er als unangenehme Notwendigkeit 
ansah, bedingungslos zu gewähren ?). Grundsätzliche Bedenken 
wie Österreich und Rußland, hegte England nicht, und der 
Gedanke, vor der Anerkennung irgendwelche Garantien zu 
fordern, war hier noch nicht aufgetaucht. So wandte sich 
Nesselrode zunächst an den englischen Gesandten in Peters- 
burg, Sir Hamilton Seymour ?), und Ende Januar erhielt 
Brunnow den Auftrag, in London die Absichten der Ostmächte 
darzulegen und dahin zu wirken, daß England von dem beab- 
sichtigten Entgegenkommen in Paris wenigstens vorläufig noch 
nichts verlauten lasse, vielmehr seinen Einfluß aufbiete, um 
den Präsidenten noch rechtzeitig zur Umkehr zu bewegen‘). Ob 
sich Nesselrode von dem einmütigen Vorgehen der Mächte 
wirklich den Erfolg versprach, den er hier als möglich hinstellte, 
daß nämlich Louis Napoleon sich dadurch von seinen Ab- 
sichten werde abbringen lassen, ist zum mindesten zweifelhaft. 


1) „Commencer par le leur (England) communiquer — oui, mais allons 
notre chemin sans nous embarrasser du parti qu’ils voudront prendre“, 
hatte er zu Preußens Vorschlag notiert. Zaiondökovskij, An- 
lagen Nr. 37. Derselbe Gedanke einige Wochen später in einem Privat- 
brief an Friedrich Wilhelm. Zaion&kovskij, Anlagen Nr. 43. Ähn- 
liche Äußerungen des Caren von Rochow am 15. u. 17. Februar berichtet: 
Manteuffel-Poschinger I, 372, 378. 

s) Bericht Brunnows vom 7. Januar; Zaiongkovskij, An- 
lagen Nr. 33. 

s) Am 21. Januar sagte er ihm: „Halten wir uns alle vier fest zu- 
sammen wie in den Jahren 1813, 14 und 15, so wird der Sieg auch diesmal 
unser sein.“ Bericht Rochows vom 20. Januar; Manteuffel-Po- 
schinger I, 749. 

t) Nesselrode an Brunnow, 27. Januar, Zaionëkovskij, An- 
lagen Nr. 40. 
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IT. 


Während man so einen vierten Bundesgenossen zu ge- 
winnen suchte, war die wünschenswerte Einigkeit der Haltung 
auch unter den drei verbündeten Mächten noch keineswegs 
erreicht. Preußen und Österreich standen in nicht sehr herz- 
lichen Beziehungen; die endlosen Verstimmungen, die durch 
die bekannten innerdeutschen Streitfragen, die Zollschwierig- 
keiten, die Rivalität am Bundestage herbeigeführt waren, 
blieben natürlich nicht ohne Einfluß auch auf die gemeinsame 
auswärtige Politik der beiden Mächte. 

Kiselev sah von seinem Pariser Posten aus die Entwick- 
lung der Dinge mit einiger Besorgnis an. Er bemerkte, daß 
der Präsident seine Absichten auf die Krone immer weniger 
verhehlte; und er glaubte ebenso wie der preußische Gesandte 
zu sehen, daß Österreich diesen Plänen mehr Wohlwollen ent- 
gegenbringe, als seine beiden Alliierten. Die Kühle, mit welcher 
Hübner, der Vertreter Österreichs, ihm und Hatzfeldt begeg- 
nete 1), und einige indiskrete Mitteilungen aus der unmittel- 
baren Umgebung des Präsidenten brachten ihn auf den Ge- 
danken, Österreich habe schon jetzt seine Bereitwilligkeit zur 
Anerkennung des Kaisertitels durchblicken lassen ?). 
| Rußland ließ sich in seinen Maßregeln dadurch nicht be- 
einflussen. Schon Ende Januar?) erhielt Kiselev den Auftrag, 
Louis Napoleon offiziell von der Annahme des Kaisertitels ab- 


1) Kiselev urteilte in einem Bericht nach Petersburg über das Ver- 
halten Hübners recht ungünstig, während er Hatzfeldts ruhige Korrekt- 
heit außerordentlich lobte. Manteuffel-Poschinger I, 331. 

2) Recht charakteristisch dafür ist, was wenige Monate nachher 
nach Schwarzenbergs Tode der Unterstaatssekretär Thouvenel an Castel- 
bajac schrieb (15. April): ,,Le prince de Schwarzenberg était, à tout prendre, 
le seul homme d’Etat européen qui nous touchät autrement qu’avec des 
pincettes! Il défendait les intérêts autrichiens, mais il n'avait aucun 
des préjugés des cours absolutistes, et, courrier par courrier, 
il eût reconnu l’Empire.“ (Thouvenel, Nicolas I et 
Napoléon III [1891] S. 33.) — Nach Geffcken 55 „waren die Be- 
ziehungen des ôsterreichischen Gesandten in Paris mit dem Elysée so 
vertraut, daß die Vertreter anderer Mächte sich darüber bei Schwarzen- 
berg beklagten, der Herrn Hübner auffordern mußte, seinen Eifer zu 
mäßigen‘“. 

3) Am 22. Januar. Zaiondökovskij S. 333. 
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zuraten. Turgot, der neuernannte französische Minister des 
Äußeren, nahm die Mitteilungen Kiselevs mit sichtlicher Er- 
regung auf. Der Präsident blieb sehr ruhig; er bemerkte nur, 
daß er sich gleich nach dem Staatsstreich zum Kaiser hätte 
machen können, wenn er nur gewollt hätte; daß aber die natio- 
nale Empfindlichkeit Frankreichs eine Einmischung der fremden 
Mächte in derartige interne Fragen nicht dulden könne. 

Das Gespräch „blieb im übrigen in den besten und ge- 
mäßigtsten Formen“, nur erfuhr Kiselev eben das nicht, was 
er erfahren wollte: etwas Bestimmtes über die Zukunftspläne 
des Präsidenten À). 

Aber was er bisher gehört und gesehen hatte, genügte, 
um ihm die Überzeugung zu festigen, daß die Kaiserprokla- 
ınation jedenfalls unvermeidlich sei, wenn auch bis dahin noch 
einige Zeit verstreichen werde?). Man unterschätzte Louis 
Napoleons diplomatischen Scharfblick, wenn man glaubte, er 
werde sich durch die fortwährend wiederholte Versicherung 
einschüchtern lassen, ganz Europa sei einig gegen ihn, falls er 
irgendwelche Gelüste der Ruhestörung zeige. Er wußte recht 
wohl, wie wenig festen Boden diese Versicherungen hatten. 
Über die Abmahnungen und die kleinen Unfreundlichkeiten 
von russischer und von preußischer Seite war er natürlich nicht 
erfreut; dem General Castelbajac gegenüber beschwerte er sich 
geradezu über die Haltung Rußlands, und im Gespräch mit 
Kiselev gab er seine Unzufriedenheit über den Ton der offi- 
ziösen Berliner Presse kund 3). Aber noch Anfang Februar 

1) Bericht Hatzfeldts vom 12. Februar; Manteuffel-Po- 
schinger I, 368. Über dieselbe Unterredung berichtet, offenbar mit 
Benutzung einer anderen mir nicht bekannten Quelle, G e f f c k e n 8. 32 
—34. Die Ansetzung des Auftrages zur „zweiten Hälfte Februar“ 
dürfte auf einem Druckfehler beruhen. 

2?) Zaionökovskij gibt S. 334 an, daß Kiselev sich während 
der ganzen ersten Hälfte des Jahres 1852 bei jeder Gelegenheit bemühte, 
dem Prinzpräsidenten die Nachteile einer Kaiserproklamation begreif- 
lich zu machen. Aber ich finde keinerlei Aktenbelege dafür. Hatzfeldts 
Bericht vom 12. Februar bei Manteuffel-Poschinger I, 374— 
75 bezeugt gerade das Gegenteil: Kiselev hielt weitere Abmahnungen für 
schädlich, da sie eher zur Verfolgung des Zieles anspornen als davon ab- 
halten könnten. 


3) Anf. Februar. Hatzfeld an Manteuffel Febr. 12; Manteuffel- 
Poschinger I, 367. 
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ließ er in Petersburg erklären, er denke gar nicht an die An- 
nahme des Kaisertitels. 

Unterdessen gingen die Verhandlungen zwischen Wien und 
Petersburg weiter. Die Vorschläge des russischen Kabinetts 
beantwortete Schwarzenberg am 15. Februar. Als bereits fest- 
stehende Normen für das Verhalten der Mächte bezeichnete 
er im Anschlu an Nesselrodes Schreiben folgende vier 
Punkte: 

1. Keine der drei Mächte wird im Falle der Kaiserprokla- 
mation allein und ohne sich mit den beiden andern vorher ver- 
ständigt zu haben, eine endgültige Entscheidung treffen. 

2. Die Annahme des Kaisertitels an sich ist kein Grund 
zum Abbruch der Beziehungen zu Frankreich oder gar zum 
Kriege. 

3. Die Anerkennung des neuen Kaisers erfolgt nur gegen 
ausreichende Garantien für die friedliche Tendenz seiner Politik 
und für die Erhaltung des territorialen status quo in Europa. 

4. Die Mächte behandeln die ganze Angelegenheit als eine 
Tatsachen-, nicht als eine Rechtsfrage. 

Bedenken hegte Schwarzenberg nur gegen die vorge- 
schlagene kategorische Verweigerung des Rechtes auf Be- 
gründung einer Dynastie. Er suchte in einer sehr gewundenen 
Ausführung zu zeigen, daß eine derartig strikte Formulierung 
den Mächten für die Zukunft in unliebsamer Weise die Hände, 
binden könnte, und schlug den eigentümlichen Ausweg vor, 
eine Klausel aufzunehmen, daß die Mächte sich wegen der 
Erbfolgeregelung für später die Erwägung vorbehielten, ob 
man „noch einmal von dem unveränderlichen Prinzip von 1815 
absehen könne“. „Das geht zu weit,“ schrieb Kaiser Nikolaus 
dazu an den Rand des Entwurfes, „der Gedanke an Umgehung 
der bestehenden Verträge darf gar nicht erst aufkommen.“ 

Zum Schlusse sprach Schwarzenberg den Wunsch aus, 
man möge alle diese Abmachungen vorläufig völlig geheim 
halten. Wenn Napoleon etwa erführe, daß man ihm in der 
Dynastiefrage Schwierigkeiten machen wolle, so würde ihn das 
sicher veranlassen, bei der ,,anarchistischen‘" Partei eine Stütze 
für seine Bestrebungen zu suchen. 

Nesselrodes Antwort (vom 7. März) war eine schlichte 
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Zurückweisung des Vorschlages 1). Geheim, meinte er, könnten 
die Abmachungen natürlich nur bleiben, wenn Louis Napoleon 
etwa noch auf seine Kaiserpläne verzichtete; wenn nicht, so 
müßten die Mächte in dem Augenblick, wo man die Anerken- 
nung des Kaisertums von ihnen fordere, mit formulierten Be- 
dingungen hervortreten. Ihm dann aber die Gründung einer 
Dynastie zu untersagen und gleichzeitig zu erklären, daß man 
gegebenenfalls doch noch mit sich reden lassen wollte, hieße 
der ganzen Aktion die Spitze abbrechen und den Vertrag von 
1815 zur Lächerlichkeit herabwürdigen. Eher könnte man ihn 
ganz außer Kraft setzen; das wäre wenigstens offen und ehrlich 
gehandelt. Aber die Nachfolgerfrage sei überhaupt jetzt noch 
nicht brennend und könne getrost späterer Entscheidung über- 
lassen bleiben. Das Beste sei, wenn Louis Napoleon die Ab- 
sichten der Mächte in diesem Punkte überhaupt noch nicht 
kennen lernte. 

Schwarzenberg war betroffen. Er hatte die formulierten 
Bedingungen nur als die geheim zu haltenden Richtpunkte 
für die künftige Politik der Mächte angesehen und konnte sich 
mit dem Gedanken, sie nach der Proklamation in Paris kundzu- 
geben, zunächst nicht befreunden 2). So verfiel er auf den Aus- 
weg, zweierlei vorzuschlagen #): In einem Geheimvertrage 
sollten die Mächte sich gegenseitig zur Beobachtung der in Rede 
stehenden Punkte mit Ausnahme des von Rußland bean- 
standeten verpflichten, außerdem aber sollte dem neuen Kaiser, 
nachdem er die erforderlichen Friedensgarantien gegeben, die 
nachfolgende Deklaration überreicht werden, und zwar von 
jeder der Mächte einzeln, aber in gleichem Wortlaut: 

„Mit Rücksicht auf die von Louis Napoleon gegebenen 
Sicherheiten für die Aufrechterhaltung der Verträge und in 


1) Schwarzenberg an Lebzeltern; Zaionëékovskij, Anlagen 
Nr. 41. 

2) Die gleiche Anschauung vertrat Hatzfeldt in einer Depesche 
an Manteuffel vom 12. Februar (Manteuffel-Poschinger I, 
373 ff) und später am 16. Mai (ebenda 404). 

3)Zaiondkovskij, Anlagen 42. Meyendorff an Nesselrode, 
März 19; Zaiond&kowskij, Anlagen Nr. 43. 
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Anbetracht der hervorragenden Dienste, die er der sozialen 
Ordnung in Europa geleistet hat, erkennen ihn die Mächte als 
Kaiser an. Jedoch soll dieser Akt nur eine persönliche Gültig- 
keit haben und die Entscheidungsfreiheit der Mächte hinsicht- 
lich dessen, was in Frankreich nach Louis Napoleon geschieht, 
nicht beschränken.“ 

Auf dieser Basis gelangte man schließlich zur Einigung. 
Die Ereignisse in Paris schienen Eile zu gebieten. Am 29. März 
wurde in den Tuilerien die parlamentarische Session mit einer 
sehr unrepublikanischen Prunkentfaltung eröffnet. In bestimm- 
ten Kreisen hatte man für diesen Tag bereits die Kaiserpro- 
klamation erwartet; sie geschah nicht, aber die Rede des Prä- 
sidenten ließ erkennen, daß sie nicht mehr lange auf sich warten 
lassen werde: Nur eine offenbare Notwendigkeit könne ihn zu 
einer Änderung des gegenwärtigen Zustandes bestimmen. 
Diese Notwendigkeit könne je nach dem Verhalten der Parteien 
eintreten oder nicht. Wenn die Parteien die Grundfesten seiner 
Regierung dauernd zu erschüttern suchten, „il pourrait être 
raisonnable de demander au peuple au nom du repos de la 
France un nouveau titre qui fixät irr&vocablement sur ma 
tête le pouvoir“ 1). 

Wenige Tage später redete er bei einer anderen offiziellen 
Gelegenheit von dem Plebiszit als von der ,,nationalen Kund- 
gebung, die die Erblichkeit in seiner Familie proklamiert und 
ihn als den Erben des empire bezeichnet habe“ 2). 

Eine Ende April dem Kaiser Nikolaus durch Castelbajac 
überreichte „vertrauliche und persönliche Note“ Louis Napo- 
leons sprach ebenfalls von der Notwendigkeit, sich gegen etwaige 
Angriffe der Monarchisten, also der Legitimisten und der Orle- 
anspartei, durch eine zweite Volksabstimmung zu sichern, die 
über die Annahme des Kaisertitels zu entscheiden habe?). 
Es war also nur noch eine Frage der Zeit. 

Das war auch der Eindruck, den ein kühler und kluger 
Beobachter, der damals in Paris weilende russische Geheimrat 
Labenskij, gewann. Er erstattete dem Kanzler Nesselrode am 

ı)dela Gorce 61. 


3) Ebenda 89. 
3) Zaiondökovskij, Anlagen Nr. 47. 
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2. Mai in einem umfänglichen Briefe 1) Bericht über den Stand 
der Dinge in Paris: Die Kaiserproklamation müsse kommen, 
wenn der Prinzpräsident‘ auch die Ausführung seines Planes 


anscheinend noch verschoben habe, — nach Labenskijs 
Ansicht beeinflußt von der wenig freundlichen Haltung 
Europas, — um in der Zwischenzeit mittels einer Reise 


durch Frankreich die öffentliche Meinung noch wirksamer zu 
bearbeiten und den fremden Mächten zu zeigen, daß ihm der 
Volkswille keine Wahl lasse. Labenskij hatte richtig geurteilt, 
wie die Ereignisse im Herbst, der Triumphzug durch Frankreich, 
die Petitionen um Wiederaufrichtung des Kaisertums, das 
Senatuskonsult vom November später bewiesen haben; ebenso 
richtig war aber auch der Gedanke, daß Louis Napoleon nicht 
mehr übermäßig lange warten könne, daß er „das Eisen schmie- 
den müsse, weil es heiß sei“, und der Opposition keine Zeit 
lassen dürfe, sich allzusehr zu kräftigen. 

Nesselrode erhielt Labenskijs Brief wohl schon in Wien, wo 
er mit dem Caren seit Anfang Mai weilte, und unterzeichnete 
hier am 13. Mai mit Schwarzenbergs Nachfolger, dem 
Grafen Buol-Schauenstein, ein Protokoll, das die Ergeb- 
nisse der monatelangen Verhandlungen zwischen den drei 
Mächten zusammenfaßte. Einige Tage später unterschrieb es 
der preußische Ministerpräsident Manteuffel 2). 

Die Punkte, zu deren Beobachtung sich die Mächte für den 
Fall der Kaiserproklamation verpflichten, sind im wesentlichen 
die von Österreich vorgeschlagenen. Das Versprechen, nur 
gemeinsam, nach vorheriger Übereinkunft vorzugehen, die 
Proklamation nicht als casus belli anzusehen, die Forderung 
genügender Garantien für den Frieden und den territoriälen 
status quo, die grundsätzliche Aufrechterhaltung des Ar- 
tikels 2 vom 20. November 1815, all das kehrt in dem Pro- 
tokoll in wenig veränderter Form wieder. Die Frage der Dynastie- 


1) Zaiondökovskij, Anlagen Nr. 47. 

s) Zaionökovskij Anlagen Nr. 46. Die Entwürfe hatte noch 
Schwarzenberg (t 5. April 1852) redigiert; im April legte sie Graf Mens- 
dorff-Pouilly, österreichischer Gesandter in Petersburg, der russischen 
Regierung vor. Über seine Sendung Zaionökovskij S.338; vgl. 
Anlagen Nr. 45. 
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gründung hat schließlich auch Berücksichtigung gefunden. 
Punkt 4 des Protokolls sagt: 

„Falls Louis Napoleon gleichzeitig mit der Proklamation 
des Kaisertums auch einen Thronerben designieren sollte, so 
würden die drei Mächte erklären, daß die Gründe, die sie zur 
Anerkennung seiner Person bestimmt hätten, nicht auch für 
den designierten Nachfolger gelten könnten, und sie sich 
daher weitere Entscheidungen vorbehalten müßten.“ 

In diesem Punkt also war ein Kompromiß zwischen Ruß- 
land und Österreich zustande gekommen; die einfache Über- 
gehung der Frage hatte Rußland nicht durchsetzen können, 
aber immerhin war der Ausdruck wesentlich zurückhaltender, 
als es Österreich gewollt hatte: es war vermieden, schon jetzt 
eine zweite Umgehung des Vertrages von 1815 offenkundig in 
Aussicht zu stellen. 

Aus der Deklaration, die dem neuen Kaiser überreicht 
werden sollte, schaltete man jedoch die Nachfolgerfrage ganz 
aus. Die endgültig festgesetzte Form beschäftigt sich nur mit der 
Person des neuen Herrschers !). 

„Mit Rücksicht auf die Lage in Frankreich und die Dienste, 
die Louis Napoleon der Sache der sozialen Ordnung in Frank- 
reich geleistet hat, und in der Überzeugung, daß das politische 
System, das er nach seiner Erklärung befolgen will, in den 
gegenwärtigen Umständen eine Garantie für den allgemeinen 
Frieden bietet, der nur durch strenge Beobachtung der Ver- 
träge und Aufrechterhaltung des territorialen Zustandes ge- 
wahrt werden kann, erkennt S. M. ..... die Erhebung des 
Präsidenten der französischen Republik zur Kaiserwürde an 
und wird mit ihm Beziehungen guten Einvernehmens unter- 
halten 3)". 

1) Ihr Wortlaut ist dem Protokoll angefügt. 

3) Hierzu noch eine Bemerkung. Bei Geffcken S. 60 findet 
sich der Satz: „Die Großmächte hatten bis Ende d. J. [1852] dem un- 
vermeidlich herankommenden Ereignis [der Kaiserproklamation] un- 
tätig zugesehen. Der Vertrag, den sie nach dem ‚Morning Chronicle“ 
am 20. Mai in Voraussicht desselben abgeschlossen haben sollten, erwies 
sich als apokryph.‘“ Leider fehlt auf der Berliner Bibliothek gerade die 


erste Hälfte des 1852er Jahrgangs der genannten Zeitung, so daß ich 
nicht in der Lage bin, Genaueres darüber anzugeben. Gemeint ist wohl 


qu, a = = u 
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III. 


Labenskij hatte richtig geurteilt?), wenn er meinte, daß der 
Prinzpräsident sich durch die unfreundliche Haltung der Mächte 
geniert fühle. In der Tat fand es der Präsident schon im Mai 
angezeigt, zu versuchen, ob sich die Stimmung des Auslandes 
nicht verbessern lasse. Diesern Zwecke diente der Besuch des 
Barons Heeckeren?) in Wien und Berlin. 

Über Heeckerens Verhandlungen am österreichischen Hofe 
ist wenig bekannt. Er besprach hier hauptsächlich die Frage der 
Dynastiegründung und gab die Erklärung ab, Louis Napoleon 
wolle „keinem seiner Verwandten seine Macht vererben; er 
verachte sie alle‘ 3). Genaueres wissen wir über seine Audienz 
bei Nikolaus. Sie fand am 22. Mai in Potsdam statt, wo der 
Car damals zu Besuch weilte. 

Der Präsident, so führte Heeckeren aus, sei hauptsächlich 
auf die Erhaltung des Friedens bedacht und wünsche in seiner 
Stellung zu bleiben, so lange die Umstände es erlaubten; doch 
habe er auch den Fall ins Auge fassen müssen, daß ihm der 
 einstimmige Wunsch der Nation nach Abänderung der repu- 
blikanischen Staatsform ausgesprochen werde, und für diesen 
Fall wolle er sich mit den auswärtigen Mächten ins Einver- 


das natürlich nicht apokryphe Protokoll vom 13. Mai. Die Behauptung, 
daß die Mächte ,,untätig zugesehen“ hätten, ist schon angesichts der 
Quellen, die Geffcken zur Verfügung standen, schwer verständlich; gerade 
das Gegenteil ist richtig, wie die vorangehenden und die folgenden Teile 
unserer Darstellung zeigen. — Rothan 330 hat von dem Protokoll nur 
dunkle Kunde. Seine Darstellung S. 331 f. ist ziemlich in jedem Wort 
unrichtig. 

1) S. oben S. 338 f., vgl. auch Kiselev an Nesselrode Mai 18; Zai- 
onékovskij, Anlagen Nr. 48. 

3) Wie man gerade auf diesen Emissär verfallen war, weiß ich nicht 
anzugeben. Heeckeren (Georges d’Anthès oder Dantès, von einem nieder- 
ländischen Baron adoptiert) hatte als russischer Gardeoffizier im Jahre 
1837 Puškin im Duell erschossen, war verurteilt, aber da er nicht russi- 
scher Untertan war, begnadigt worden, war dann nach Frankreich 
zurückgekehrt und spielte seit 1848 in der französischen Kammer eine 
beträchtliche Rolle. Die persönliche Unterhandlung Heeckerens mit 
dem Caren war begreiflicherweise erst nach erheblichen Schwierigkeiten 
möglich. 

3) Zaiontkovskij S. 341. 
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nehmen setzen. Er versichert, daß auch nach einer Änderung 
die Tendenz der französischen Politik friedlich bleiben solle. 
Der Präsident sei bereit, alle gewünschten Garantien für seine 
Friedensliebe und für die Aufrechterhaltung der bestehenden 
Verträge wie des territorialen Zustandes von Europa zu geben; 
er wolle sogar bis zu einer Abrüstung gehen. Als Gegenleistung 
verlange er nur die Anerkennung, das Vertrauen, das Wohl- 
wollen der Mächte und ihre Unterstützung im Kampfe gegen 
die Revolution. | 

Der Präsident versprach also, ehe er dazu aufgefordert 
war, schon ziemlich genau das, was die Mächte von ihm zu ver- 
langen beabsichtigten. Der Inhalt der geheimen Abmachungen 
kann ihm also nicht mehr unbekannt gewesen sein !). 

Aber der Car blieb dem weitgehenden Anerbieten gegen- 
über standhaft. Er wiederholte die oft gegebenen Versicherun- 
gen seiner Achtung und Wertschätzung für den Präsidenten, 
doch warnte er ebenso wie früher vor jeder Änderung seiner 
Position, da sie eher schädlich als nützlich wirken könne. Sollte 
sie dennoch eintreten, so könne er sich zu der Sache erst äußern, ° 
wenn die von Heeckeren angebotenen Garantien in offizieller 
Form abgegeben seien. 

Die Frage nach der Möglichkeit einer Dynastiegründung 
schnitt Nikolaus dem Unterhändler schroff ab: „In der Sache 
will ich die Absichten des Prinzen nicht wissen; er ist ein Ehren- 
mann und ich verlasse mich auf ihn.“ 

Der Bescheid war deutlich genug. In Paris mußte man 
sich sagen, daß es nicht gelungen war, Nikolaus günstiger zu 
stimmen 2), daß vielmehr die Reise des Caren naeh Berlin 

1) Die Existenz eines förmlichen Vertrages ließ man freilich nicht 
bekannt werden. Rothan S.331 will wissen, daß Manteuffel dem 
französischen Botschafter die ehrenwörtliche Versicherung gegeben habe: 
„il n’y a pas de traité.“ 

3) „Es wird uns nicht gelingen,“ schrieb der französische Bot- 
schafter in Berlin, Varenne, unter dem Eindruck der Verhandlungen 
Heeckerens, „die Vorurteile der Nordmächte zu zerstreuen; denn wir 
sind nicht imstande, die geforderten Garantien zu bieten.“ Er empfahl 
weiterhin entschlossene Haltung, ohne jede Rücksicht auf das Ausland, 
als den sichersten und ehrenvollsten Weg und die beste Art, den fremden 
Mächten zu zeigen, daß Frankreich keine Einmischung in seine Ange: 
legenheiten wünsche. Rothan 310. 
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die Einigkeit der drei Ostmächte gestärkt habe. Nesselrode 
konnte jetzt schon dem Botschafter in Paris den Auftrag 
geben, sich im Falle einer Änderung des bestehenden Zu- 
standes mit den Vertretern Österreichs und Preußens ins Ein- 
vernehmen zu setzen, um die formelle Leistung der verlangten 
Garantien durchzusetzen ?). 


Die günstige politische Lage ermutigte die drei Mächte, 
noch einmal eine Annäherung an England zu versuchen. Das 
Ministerium Russell, mit dem man, wie oben erwähnt, vergeb- 
lich verhandelt hatte, war im Februar zurückgetreten; die 
auswärtigen Geschäfte führte jetzt Malmesbury, Premier- 
minister war Derby. Daß das neue Kabinett sich allerdings 
nicht dazu verstehen würde, Frankreich gegenüber eine gleich 
schroffe Haltung wie die Ostmächte anzunehmen, war von vorn- 
herein zu erwarten. Die Rücksicht auf die öffentliche Meinung 
und die Anschauungen des Parlaments galt für dieses ohnehin 
nicht sehr gefestigte Ministerium nicht minder als für seine 
Vorgänger; dazu kam, daß Malmesbury mit dem Präsidenten 
durch eine alte Freundschaft aus dessen Londoner Tagen per- 
sönlich verbunden war?). Das Ziel der Anfang Juni aufgenom- 
menen Verhandlungen konnte also nicht sein, England völlig 
für die Politik der Ostmächte zu gewinnen. Man mußte zu- 
frieden sein, wenn es gelang, daß britische Kabinett zu einer 
möglichst indifferenten, für Frankreich möglichst wenig er- 
mutigenden Haltung zu bestimmen. 

Schon die ersten Unterhandlungen?) ergaben die Verschie- 
denheit der politischen Auffassungen Englands. und der Kon- 
tinentalmächte. Eine conditio sine qua non für die Anerkennung 
eines Herrschers, den ein anderes Volk sich aus eigenem Willen 
gewählt hatte, glaubte England seinen politischen Grundsätzen 
und Traditionen gemäß überhaupt nicht stellen, die Anerken- 
nung also unter keinen Umständen verweigern zu können. Und 
der Gedanke einer nur auf die Person des Präsidenten bezüg- 
lichen Anerkennung, wie sie die Deklaration der Ostmächte 


1) Am 27. März. Zaiontkovskij S. 341. 
2) Vgl. Malmesbury, Memoirs I, 307 f. 
3) Brunnow an Nesselrode; Zaiončkovskij, Anlagen Nr. 54. 
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aussprach, erschien den englischen Ministern undurchführbar. 
An Stelle der Deklaration schlug daher Derby zur Sicherung 
des europäischen Friedens eine Konvention der fünf Großmächte 
vor, in der sich Frankreich zur Beobachtung der territorialen 
Festsetzungen von 1815 verpflichten, die anderen Mächte die 
Ausschließung der Bonaparte vom französischen Thron für 
aufgehoben erklären sollten. Die Anerkennung sollte der Kon- 
vention folgen. 

Daß derartige Vorschläge keine geeignete Grundlage für 
eine Einigung mit den Kontinentalmächten abgeben konnten, 
hob Brunnow schon in seinen ersten Depeschen nach Petersburg 
hervor. Man gewinnt aus seinen Berichten überhaupt den 
Eindruck, daß das englische Kabinett die Verhandlungen mit 
einer gewissen Gleichgültigkeit führte, daß ihm jedenfalls am 
guten Einvernehmen mit Frankreich mehr gelegen war, als 
an einer gemeinsamen Aktion mit den Ostmächten. Der Plan 
einer von Frankreich mit zu unterzeichnenden Konvention 
war für Österreich, Rußland und Preußen unannehmbar, nicht 
bloß, weil er Frankreich die Hauptvorteile ließ, sondern schon 
deshalb, weil er notwendigerweise eine sofortige Erörterung 
der Erbfolgefrage herbeiführen mußte 1). Die Londoner Ver- 
handlungen verliefen also ergebnislos. 


IV. 


So schien im Hochsommer 1852 die politische Situation 
hinreichend geklärt. Die Mächte wußten, was sie von einander 
zu erwarten hatten und konnten der Entwicklung in Frankreich 
mit einiger Ruhe zusehen. 

Schritt für Schritt ging der Präsident seinem Ziele zu. 
Den Reden vom Frühjahr?) folgten Maßnahmen, geeignet, 
unaufhörlich an das Imperium zu erinnern. Alte napoleonische 
Traditionen wurden neu belebt 3): die Regimenter erhielten 


1) Das hat Nikolaus in einem Marginal zu Brunnows Depesche vom 
5. Juli betont: ,,L’affaire de l’hérédité me semble un obstacle insurmon- 
table dans ce projet.“ Zaiontkovskij, Anlagen Nr. 52. 

2) S. oben S. 338. 

3) de la Gorce I, 88fl. 
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die alten Adler wieder, der Name des Code civile wich der 
alten Benennung Code Napoléon; der Todestag des Kaisers 
(5. Mai) wurde mit Feierlichkeit begangen, sein Geburtstag 
(15. August) zum Nationalfesttag erklärt. Auf den Münzen 
erschien vereint mit den Insignien der Republik das Bild des 
Präsidenten. Durch geschickte Behandlung der Presse wußte 
man die Öffentlichkeit in Spannung zu halten. 

Die Stimmung des Auslandes suchte der Präsident durch 
eine eigentümliche Maßregel zu sondieren. Eine Zirkular- 
depesche des Departements der auswärtigen Angelegenheiten 
gab den französischen Missionen im Auslande Anweisung, den 
15. August ostentativ zu feiern 1). Die Antwort der Ostmächte 
war ganz unzweideutig: sowohl in Berlin wie in Petersburg 
stieß die Ausführung des Befehls auf Widerstand. In Berlin 
lehnten die Minister und ebenso der österreichische Botschafter 
Prokesch-Osten die Einladung des französischen Gesandten 
ab, und die beabsichtigte Illumination des Gesandtschafts- 
gebäudes mußte unterbleiben ?). Die Petersburger Regierung 
verbot alle öffentlichen Festlichkeiten 3), und der Car meinte 
in einer eigenhändigen Bemerkung, eine Feier für den „ver- 
storbenen Napoleon‘ in Rußland sei ‚„unschicklich“ ; der habe das 
„gebührendeEhrengeleit von Moskau nachKovno“ schon erhalten. 

Zurückweisungen dieser Art waren ein natürlicher Aus- 
fluß des nationalen Ehrgefühls der Mächte. Beim Caren kam 
dazu noch eine gesteigerte Empfindlichkeit wegen der angeb- 
lichen polnischen Sympathien des Prinzpräsidenten #). Aber 
an keinem der Höfe konnte man glauben, daß derartige Maß- 
regeln auf die Absichten des Präsidenten noch irgendwie ein- 
wirken würden. 


1) Den Zweck der Maßregel — Erkundung der Stimmung in Berlin 
und Petersburg — erkannte man allgemein; vgl. Lord Bloomfields Bericht 
aus Berlin vom 16. Aug. bei Malmesbury, Memoires I, 344. Auch 
Nesselrode hat die Anordnung später als einen ballon d’essai charakte- 
risiert (Zaiontkovskij, Anlagen S. 313.) 

2) Ordre Friedrich Wilhelms vom 14. Aug; Manteuffel- 
Poschinger I, 428 Vgl. auch Rothan 316 fl. 

3) Zaionèëkovskij S.344 Eine interne Feier im Gesandt- 
schaftshotel konnte natürlich nicht verboten werden. Vgl. Roth a n 317. 

‘)Rothan 307. 
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Louis Napoleon nahm in der Tat keine Notiz von den 
kleinen Unfreundlichkeiten der Mächte. Er konnte sich jetzt 
mit, Bagatellen nicht mehr aufhalten; denn die Zeit schien 
gekommen, „die Frage an das Volk zu richten‘ !). Im September 
trat er seine berühmte Reise durch die Provinzen an, und die 
Antwort auf seine „Frage“ ließ keinem Zweifel mehr Raum. 
Man hatte sorgfältig genug vorgearbeitet, so daß kein Mißton 
die „einmütige“ Kundgebung für das Kaisertum stören konnte. 
Der Ruf: ‚Vive l’empereur“ begleitete den Präsidenten vom 
Anfang seiner Reise an, und wenn er in Lyon am 19. September 
noch erklärt hatte, er sei es nicht, der aus persönlichem Inter- 
esse den bescheidenen Präsidententitel mit der Kaiserwürde 
vertauschen wolle, so sicherte er sich gegen alle unrichtigen 
Deutungen seiner Worte durch die berühmte Tischrede in 
Bordeaux, die in dem Satze gipfelte: „L’empire c’est la paix.‘ 

Die Nation hatte ihren Willen kundgetan. Bald nach der 
Rückkehr des Prinzpräsidenten, am 4. November, trat der 
Senat zusamnıen, um über die vom Volke gewünschte Ver- 
fassungsänderung, die Wiederherstellung des Kaisertums zu 
verhandeln. Mit allen Stimmen gegen eine wurde die Vorlage 
am 6. November angenommen; es blieb nun nichts mehr zu 
tun, als den Beschluß durch ein Plebiszit sanktionieren zu 
lassen. Die Volksabstimmung wurde auf den 20. und 21. No- 
vember festgesetzt. 

In letzter Stunde suchte nun England, das sich bis dahin 
eigensinnig eine selbständige Stellung gewahrt hatte, den An- 
schluß an die Ostmächte zu gewinnen. Denn wenn die englische 
Regierung ihren Grundsätzen entsprechend auch bereit war, 
eine voın französischen Volke gewünschte Verfassungsänderung 
anzuerkennen ?), so war sie doch nicht darauf vorbereitet, daß 
diese Änderung in einer Weise vor sich gehen sollte, die die 
politische Geschichte der letzten 40 Jahre einfach desavouierte. 

Man war in London überrascht, als der Präsident ver- 
traulich mitteilen ließ, er werde den Namen Napoleon III. 


1) „Mon voyage est une interrogation.“ de la Gorce, I, 91. 
3) Etwa in diesem Sinne äußerte sich Malmesbury noch Mitte Ok- 
tober Brunnow gegenüber. Zaiontkovskij, Anlagen Nr. 53. 


e- 
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annehmen !). Schon auf seiner Reise war er in Adressen und 
auf Transparenten gelegentlich so genannt worden ?). Daß 
er nun selber den Namen mit der Ziffer für sich wählte, war 
politisch höchst bedeutsam und keineswegs nur eine Titel- 
frage. 

Er wollte also nicht nur Wahlkaiser sein, sondern gedachte 
sein neues Kaisertum mit den Traditionen des ersten Kaiser- 
reiches enger zu verknüpfen, als es Europa erwartet hatte. Er 
wollte, wie es die Botschaft an den Senat ?) wenige Tage später 
klar aussprach, „sich die Krone Napoleons aufs Haupt setzen“. 

Ein Napoleon IT. hatte für die europäischen Mächte nie- 
mals existiert. Die Anerkennung des dritten Napoleon bedeu- 
tete die nachträgliche Anerkennung des zweiten, bedeutete die 
Anerkennung der 1815 abgesetzten Dynastie Bonaparte. Mal- 
mesbury erkannte das sofort und sagte dem französischen 
Botschafter Walewski, die Ziffer III „ferait mentir l’histoire‘ ®). 
Den Londoner Vertretern der Ostmächte gegenüber sprach er 
offen aus, daß England die so geschaffene Quasilegitimität 
des neuen Herrschers, die Präsumption eines ererbten Rechtes 
nicht anerkennen könne. Eine Einigung mit den verbündeten 
Mächten erschien ihm jetzt wünschenswert, und die erforder- 
lichen Instruktionen gingen alsbald an die englischen Ge- 
sandten im Auslande ab. 

Brunnow berichtete am 2. November über Malmesburys 
Mitteilungen, und der Car notierte dazu: „sehr gut; ich schlage 
vor, ihn nur Louis Napoleon zu nennen und damit gut. Wenn 
er sich darüber ärgert, desto schlimmer für ihn; und wenn er 
grob wird, so verläßt Kiselev Paris‘ 5). 

Ein Memorandum des russischen Kabinetts unterrichtete 
einige Tage später ®) die befreundeten Regierungen genauer 


1) Zaion&kovskij, Anlagen 56, S. 240. 

3) Zaiontkovskij, Anlagen 57. 

3) Vom 4. Nov. Oft gedruckt, u. a. Zaiontkovskij, An- 
lagen Nr. 55. 

1) Zum folgenden Zaionckovskij, Anlagen Nr.56; Mal- 
mesbury I, 361. 

5) Zaiondökovskij, Anlagen Nr.'52. 

+) Am 9. November. Zaiontkovskij, Anlagen Nr. 57. 
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über die Ansichten des Caren. Die wesentlichen Punkte des 
Inhalts sind die folgenden: 

Nicht mehr um das „établissement“ einer vielleicht rein 
persönlichen, vielleicht in Zukunft vererblichen, nach mensch- 
lichem Ermessen vielleicht transitorischen Herrschaft handelt 
es sich nun, sondern um das ‚‚retablissement‘ einer Dynastie, 
deren Sturz mit unendlichen Mühen und Opfern erkauft wor- 
den ist, um eine „restauration impériale”. Napoleon III. an- 
erkennen, heißt die Vergangenheit verleugnen. Wenn er der 
rechtmäßige Erbe seines Oheims ist, so war alles, was zwischen 
den Regierungen der beiden Napoleone lag, unrechtmäßig, so 
waren Ludwig XVIII., Karl X., Ludwig Philipp ohne Ausnahme 
Usurpatoren, so sind ihre Verträge null und nichtig, das euro- 
päische Völkerrecht untergraben, die Legitimität illegitim ge- 
worden: Frankreich hat seine Genugtuung für Waterloo. Die 
Anerkennung der III wäre gewissermaßen die Sühne, die Abbitte 
für die Ereignisse von 1815. Der Präsident darf nicht länger 
durch das Stillschweigen der Mächte ermutigt werden; man 
muß ihm jetzt begreiflich machen, daß er sich durch die An- 
nahme des Namens Napoleon III. der Möglichkeit aussetze, 
daß ihm die Anerkennung verweigert werde. Nur der Name 
Louis Napoleon, ohne Zusatz einer Ziffer, also der Verzicht 
auf alle dynastischen Anknüpfungen, kann die Billigung der 
Mächte finden. 

Überraschend wirkt nach diesen starrsinnigen, harte Ent- 
schlossenheit andeutenden Ausführungen der Schluß des Me- 
morandums. Statt der erwarteten Anspielung auf die ultima 
ratio regum findet man eine ruhige Belehrung über diplomatische 
Usancen. 

Wenn nämlich der Präsident trotz alledem den ominösen 
Titel annimmt und ihm die Mächte dessen Anerkennung ver- 
sagen, so ist das noch kein Grund zum Abbruch der diplo- 
matischen Beziehungen. So gut wie Frankreich mit Peter dem 
Großen, ohne dessen Kaisertitel, mit den Kurfürsten von Bran- 
denburg, ohne deren preußischen Königstitel anzuerkennen, 
lange Zeit diplomatisch verkehrt hat, so gut wird man auch 
mit dem neuen Herrscher unter Ignorierung seines Titels aus- 
konımen können, unter der Voraussetzung allerdings, daß er 
es sich gefallen läßt. 
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Eine ähnliche Lösung, wie sie dieses russische Memorandum 
vorschlug, schwebte Friedrich Wilhelm IV, vor. Auch er war 
von der „moralischen Unmôglichkeit des Zugeständnisses 
überzeugt und hielt es für geraten, „bey der Anerkennung über 
Nummer III ganz hinwegzuglitschen‘ 1). 

Österreich war wiederum wie im Frühjahre am meisten 
zum Entgegenkommen geneigt. Buol meinte, die Anerkennung 
des Erbrechtes und der Ziffer werde wahrscheinlich gar nicht 
in Frage kommen, so wenig wie beim Regierungsantritt irgend- 
eines andern Monarchen; die übliche Anrede „frère“ würden 
die Souveräne dem neuen Kaiser schwerlich verweigern können. 

Mit der Frage nach der Form der Anrede — ob frère oder . 
nicht — hat sich, soweit ich sehe, zuerst die preußische Re- 
gierung beschäftigt 2). Es handelte sich hier vielleicht um den 
allerschwierigsten Punkt der ganzen Angelegenheit. Das per- 
sönliche Empfinden der Monarchen fiel hier noch weit mehr 
ins Gewicht als in der Ziffernfrage. Und über dieses Problem 
konnte man unmöglich „hinwegglitschen‘“. 

So häufte sich Schwierigkeit auf Schwierigkeit. Und noch 
mehr verschärfte sich die Lage durch eine unkluge und unnötige 
Provokation, mit der der Präsident am 4. November die Mächte 
überraschte. 

„Mit der Wiederaufrichtung des Kaisertums‘, so las man 
in der Botschaft an den Senat?°®), „rächt das französische 
Volk in edler Weise sein Unglück, ohne Opfer, ohne Bedrohung 
irgendwelcher Unabhängigkeit, ohne Störung des Weltfriedens.‘“ 

Als 4) der französische Gesandte, Castelbajac, am 14. No- 
vernber nach Petersburg zurückkehrte, empfing ihn Nikolaus 
sofort und beklagte sich über die „Injurie“, die der Präsident 


1) Ranke S. 295. 

2) Manteuffel schrieb darüber schon am 31. Oktober an v. Rochow, 
ohne jedoch einen bestimmten Vorschlag zu machen, und Preußen schien 
zunächst geneigt, auch hierin jedenfalls dem Vorgange RuBlands zu folgen. 
Zaiontkovskij 8. 349. 

3) ... „le peuple venge noblement ses revers sans faire des victimes, 
sans menacer aucune indépendance, sans troubler la paix du monde.“ 
Zaionéëékovskij, Anlagen Nr. 55. 

1) Zum folgenden Rothan338fl.;Manteuffel-Poschin- 


ger I, 459. Í 
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mit dem Worte „rächen“, überhaupt mit der schiefen Dar- 
stellung des Verhältnisses zwischen Frankreich und Europa 
den Mächten angetan habe. Castelbajac hatte Mühe, den Caren 
zu beruhigen. 

Er urteilte richtig, wenn er annahm, daß Nikolaus seiner 
Verstimmung durch eine noch stärkere Betonung seiner Ein- 
wendungen gegen die Ziffer III Ausdruck geben werde. In 
der Tat entschloß sich der Car wenige Tage darauf zu einem 
Handschreiben !) an den Präsidenten. 

Als einen „letzten Apell an die Klugheit“ Louis Napoleons 
führte der Kaiser seinen Brief ein. Mit keinem Wort erwähnte 
er die ominöse Botschaft an den Senat; aber in der Ziffern- 
frage sprach er rückhaltlos: 

„Joutes les puissances sont unanimes à reconnaitre la nou- 
velle forme de gouvernement ... mais elles ne sauraient accepter 
également la position que Vous leurs feriez en les obligeant 
à désavouer par la seule reconnaissance du nom dynastique 
que Vous voulez prendre leurs antécédents politiques ... Ne 
les placez pas dans cette position.“ Fast drohend klang es, wenn 
er weiterhin den Präsidenten davor warnte, eine Rechtsfrage 
aufzuwerfen, „qui rallume sans nécessité les passions éteintes 
d’un autre temps. Nous voulons tous vivre avec Vous en rapport 
d’harmonie et de bonne intelligence. Ne nous en ôtez pas 
volontairement les moyens.“ 

Kiselev kehrte in diesen Tagen nach Paris zurück; er sollte 
das Schreiben persönlich mit einigen näheren Erklärungen 
überreichen. Aber noch ehe der Brief an seine Adresse gelangt 
war, erhielt Castelbajac von Paris aus Weisung, sich offiziös 
über die Ziffernfrage zu äußern 2). Was er vorbrachte, war 
wenig logisch 3). Er hob hervor, daß nur das Übelwollen die 
tatsächliche Existenz einer Regierung Napoleons II. leugnen 


1) Zaiontkovskij, Anlagen Nr. 59. 

3) Drouyn de !’Huys an Castelbajac am 15. November; zitiert 
bei Zaiontkovskij S. 352/353. Ein Auszug aus dem Schreiben 
bei Rothan 345fl. Nesselrode an Kiselev am 19. November; Zai- 
ontkovskij, Anlagen Nr. 67. 

3) Dem Urteil Rothans ,,L'argumentation était probante sinon 
irréfutable“ (S. 346) kann ich mich nicht anschließen. 
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könne, daß die III aber nur die Anknüpfung an die historische 
Vergangenheit darstelle und keine dynastischen Ansprüche in 
sich schließe. Wenn der neue Kaiser einer de iure niemals 
unterbrochenen Dynastie anzugehören glaubte, so hätte er 
den 1844 verstorbenen Joseph . Bonaparte als Napoleon III. 
und seinen Vater Ludwig (gest. 1846) als Napoleon IV. zählen 
und für sich selbst die Ziffer V wählen müssen. 

Die russische Regierung ließ sich durch diese Sophismen 
ebensowenig blenden, wie durch die von Castelbajac in vollem 
Widerspruch zu seinen übrigen Darlegungen aufgestellte These, 
den Mächten könne es nur willkommen sein, wenn die neue 
Monarchie „auf demselben Prinzip beruhe‘, wie die übrigen 
europäischen Regierungen, nämlich auf dem der Erblichkeit. 
Nesselrode gab Kiselev Instruktion zu einer sehr kühl gehal- 
tenen Antwort. Er wies auf die Gegensätze im Verhalten und 
in den Wünschen des Präsidenten hin, auf die Ungewißheit 
seiner Anschauungen über die Herleitung seiner Macht, die 
er gleichzeitig mit ererbtem Rechte und mit der Erwählung 
durch das Volk begründen wollte. auf die Wertlosigkeit der 
Beteuerungen seiner Friedensliebe, die er durch ungerecht- 
fertigte Herausforderungen annulliere. 

Wie Kiselev seine schwierige Aufgabe erledigte, hat er 
selbst ausführlich berichtet 1). Er wurde am 29. November 
in St. Cloud vom Präsidenten empfangen und überreichte zu- 
nächst den Brief des Caren. Der Präsident las ihn in Gegen- 
wart des Gesandten durch. Er sprach von der Möglichkeit, dem 
Kaiser sofort zu antworten, und hier setzte Kiselev ein, um dem 
Präsidenten in einer nicht mißzuverstehenden Standrede die 
politischen Fehler seiner jüngsten Vergangenheit vorzuhalten. 
Daß das leidige „venger‘ in der Botschaft an den Senat ein 
schwerer Mißgriff gewesen sei, gab Louis Napoleon nach einigem 
Widerstreben selber zu, denn seine philologischen Einwendun- 
gen über den Doppelsinn des Wortes verdeckten seine Ver- 
legenheit nur mangelhaft. Er sah sich zu dem Versprechen ge- 
nötigt, „die Sache nicht aus den Augen zu verlieren‘ und bei 
nächster Gelegenheit den Fehler gutzumachen. In der Ziffern- 


1) Zaiontkovskij, Anlagen Nr. 68. 
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frage aber blieb er fest. Er begegnete Kiselev mit dem un- 
widerlegbaren Hinweis darauf, daß er seine Stellung und seine 
Erfolge eben dem Zauber des Namens Napoleon verdanke. 
Nikolaus hatte gesagt, Europa wolle seine politischen Ante- 
zedentien nicht verleugnen. Der Präsident nahm für sich das 
gleiche Recht in Anspruch, er berief sich auf die Tatsache, daß 
Frankreich Napoleon II anerkenne und bezeichnete eine Um- 
gehung der historischen Reminiszenz geradezu als Feigheit. 

Kiselev sah, daß hier nichts mehr durchzusetzen war. Er 
beschränkte sich darauf, von dem Präsidenten die offizielle 
Zusicherung friedlicher Absichten zu fordern. Louis Napoleon 
schien dazu bereit zu sein. Er entließ den Gesandten mit der 
bestimmten ' Versicherung, die Notifikation des Regierungs- 
antrittes werde die Mächte zufriedenstellen. 

In der Tat ist die letzte Mahnung des Caren kurz vor dem 
entscheidenden Moment nicht ganz ohne Wirkung geblieben. 
Als die parlamentarischen Körperschaften am 1. Dezember in 
St. Cloud erschienen, um dem Präsidenten das Ergebnis der 
Volksabstimmung mitzuteilen, die ihn zum Kaiser der Fran- 
zosen erhob, dankte der neue Herrscher in einer Ansprache, 
die die bemerkenswerte Wendung enthielt: „Non seulement je 
reconnais les gouvernements qui m’ont précedé ... Mais plus 
j'accepte tout ce que, depuis cinquante ans, l’histoire nous 
transmet ....moins il m’etait permis de passer sous silence le 
règne glorieux du chef de ma famille et le titre régulier, quoique 
éphémère de son fils... Ainsi donc le titre de Napoléon III 
n'est pas une de ces prétentions dynastiques et surannées qui 
semblent une insulte an bon sens et à la réalité. C’est Phom- 
mage rendu à un gouvernement qui fut légitime ... Mon 
règne ne date pas de 1815, il date de ce moment même où 
vous venez de me faire connaître les volontés de la nation 1). 

Die Worte galten ebensosehr der Masse des französischen 
Volkes, dessen Autorität hier noch einmal geflissentlich hervor- 
gehoben war, wie den auswärtigen Mächten ?). Vielleicht noch 
deutlicher zeigte sich die Wirkung der Bemühungen Rußlands 


1) Rothan 328 fl. 
2) Vgl. hierzu die von Rothan 360 angeführte Äußerung der 
George Sand. 
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in dem offiziellen Schreiben, mit welchem Drouyn de l’Huys 
am gleichen Tage Kiselev von der vollzogenen Verfassungs- 
änderung benachrichtigte 1). Die Änderung der Regierungsform, 
so wurde hier gesagt, sollte keine Änderung der Haltung nach 
außen hin bedeuten. In Ansichten und Wünschen erklärte sich 
die neue Regierung solidarisch mit der republikanischen; und 
schließlich hatte sich Napoleon zu der Zusicherung verstanden, 
„que le Gouvernement Frangais, jaloux de ses droits, respectait 
également ceux des autres et attachait le plus grand prix à con- 
tribuer au maintien de la paix générale.“ 

Stellt man den Wortlaut dieses Schreibens dem der Rede 
an die Seite, so ergibt sich alles, was Frankreich den Mächten 
an Zusicherungen und Garantien bieten konnte. Die Angelegen- 
heit war nun in ein neues Stadium getreten. Das fait accompli 
war da, und jetzt hatten die verbündeten Mächte zu handeln. 


V. 


Die Haltung Englands seit dem Herbst?) hatte der Hoffnung 
auf ein geschlossenes Vorgehen der vier Mächte — Österreich, 
England, Preußen, Rußland — Raum gegeben. Friedrich 
Wilhelm IV. begrüßte die Aussicht auf eine ,,viereinige Er- 
neuerung der Territorialgarantie mit wahrer Begeisterung °). 

Das englische Ministerium trat schon Anfang November *) 
mit neuen Vorschlägen für den Modus der Anerkennung an die 
Verbündeten heran. Aber noch ehe die Diskussion darüber zu 
Ende geführt war, schon um die Mitte des Monats, trat eine 


1) Zaiontckovskij, Anlagen Nr. 69 Eine Abschrift des 
Schreibens überreicht Castelbajac der Petersburger Regierung, die also 
kein besonderes Notifikationsschreiben erhielt. Die Übereinstimmung 
des Wortlautes mit dem an Hatzfeldt gerichteten Schreiben ergibt sich 
aus Manteuffels Depesche vom 28. DezemberbeiGeffcken130. 

3) S. oben S. 346. 

3) Vgl. die Exzerpte aus den höchst charakteristischen Briefen 
an Bunsen vom November bei Ranke 294 fl. — Österreich blieb, wie 
gewöhnlich, England gegenüber kühl. Vgl. Manteuffel-Po- 
schinger I, 465—472; Gerlach I, 825. 

t) In einem Memorandum Derbys vom 8. November. Vgl. Zai- 
ontkovskij, Anlagen Nr.66; Rothan 367; Malmesbury 
I, 362, 363. 
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neue Wendung der englischen Politik ein, die den Nutzen 
weiterer Verhandlungen ganz illusorisch machte. 

Der Präsident ließ nämlich ähnliche Erklärungen, wie sie 
Castelbajac in Petersburg abgegeben hatte !), durch Walewski 
und Cowley auch nach London gelangen ?); er beteuerte, daß 
die Ziffer III keinen Anspruch auf ‚‚retrospektives Erbrecht‘ 
bedeute, daß ein solcher Anspruch vielmehr nur durch die 
Ziffer V hätte ausgedrückt werden können. In Petersburg 
hatten, wie wir uns erinnern, die analogen Erklärungen keinen 
Eindruck gemacht. Das englische Kabinett aber ließ sich da- 
durch gewinnen ?). Walewskis geschicktes Verhalten tat das 
Übrige: eine rechtzeitig ausgesprochene Drohung *) genügte, 
um die englischen Minister gefügig zu machen. Malmesbury 
überraschte die Vertreter der Ostmächte mit der Mitteilung, 
England betrachte die Ziffer III ‚als eine arithmetische Formel 
ohne dynastische Bedeutung‘, eine Redensart, die weiter keinen 
Zweck hatte als einen unrühmlichen Rückzug des britischen 
Kabinetts anzukündigen. 

Der Car war über Englands Schwanken heftig erregt. 
„Feiglinge!““ schrieb er auf Brunnows Depeschef), die die Um- 
kehr Englands meldete; „das Ganze gibt uns eben nur die 
Gewißheit dessen, was bisher ein für England wenig ehrenvoller 
Zweifel war. Es ist kläglich““ usw. Befriedigung gewährte ihm ` 
nur das eine, daß Brunnow dem englischen Minister sofort er- 
klärt hatte, Rußland werde sich in seiner Haltung durch die 
Stellungnahme Englands nicht beeinflussen lassen und sich die 
Selbständigkeit seiner Entscheidung wahren ®). 

1) S. oben S. 350. 

2?) Vgl. Zaiontkovskij 8.352; Malmesbury I, 363, 
364, 367. 

3) Zum folgenden Zaïionëkovskij, Anlagen Nr. 65. 

14) Rothan 376 ff. 

$ Zaionèkovskij, Anlagen Nr. 65. Was Zaionèkovs- 
kij S. 351 zur Kritik dieser Depesche bemerkt, — daß Brunnow hier den 
Gegensatz zwischen der englischen Angstlichkeit und seiner eigenen Un- 
erschütterlichkeit übertrieben scharf dargestellt habe —, mag richtig sein. 
An der Tatsache, daß England seinen eigenen Plänen untreu geworden 
ist, ändert das jedoch nichts. 

e) Natürlich machte Drouyn de l’Huys sofort den Versuch, Ruß- 
land durch den Hinweis auf die günstige Wendung der englischen Politik 
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Die weiteren Verhandlungen mit England waren dement- 
sprechend bedeutungslos. Das Protokoll, das Bunsen, Brunnow 
und Colloredo gemeinsam mit Malmesbury in London auf- 
nahmen ?), hatte keinen praktischen Wert ?). Man einigte sich 
darin nochmals über die oft besprochene Tatsache, daß der 
Wechsel der Regierungsform eine innere Angelegenheit Frank- 
reichs sei, daß man das Kaisertum anerkennen wolle, ferner, 
daß man sich auf die loyale Erfüllung der von Napoleon am 
1. Dezember gegebenen Versprechungen verlasse, daß man 
über die Erhaltung des status quo wachen wolle — aber der 
Kern der Sache, der Modus der Anerkennung, wurde hier nicht 
mehr berührt. Und ebenso erfolglos blieb auch die Kon- 
ferenz, die die Vertreter der vier Mächte am 1. oder 2: De- 
zember im russischen Gesandschaftshotel in Paris abhielten, um 
über die Möglichkeit einer gemeinsamen Antwort auf die Pro- 
klamation zu beraten ?). 

England ging ohne Rücksicht auf die Ostmächte selb- 
ständig und rasch weiter. Der politische Anstand und das 
Prestige forderten freilich, daß man den Rückzug nicht ganz 
offen eingestehe $). So wurde der Pariser Gesandte Cowley 
beauftragt, unmittelbar nach der Proklamation Aufklärung 


zu Zugeständnissen zu bewegen (Bericht Kurakins aus Paris 27. November); 
doch blieb die Bemühung erfolglos. Zaionäkovskij S. 353. 

1) Das Protokoll ist, wie Zaion&kovskij S. 359 auf Grund einer 
ungedruckten Depesche Brunnows vom 4. Dezember angibt, nicht erst 
am 3. Dezember (so Geffcken 63), sondern etwas früher aufgenom- 
men und vordatiert. Es sollte ev. in Paris vor der Überreichung des 
neuen Beglaubigungsschreibens für den englischen Gesandten bekannt- 
gegeben werden. Dazu ist es natürlich nicht gekommen. Das Zustande- 
kommen der Konferenz war der dringende Wunsch Friedrich Wilhelms 
gewesen, der in diesem Falle, wie Gerlach sich ausdrückt, ,,das Das für 
wichtiger als das Wie, die Form für wichtiger als den Inhalt‘ ansah. 
(Manteuffel-Poschinger I, 468). 

3) Die Bedeutungslosigkeit des Aktenstückes erhellt am besten aus 
einer Vergleichung seines Textes mit der Instruktion, die Colloredo für 
die Londoner Konferenz erhielt (Zaiontkovskij, Anlagen Nr. 70). 

3) Zaionékovskij S.356 nach einer ungedruckten Depesche 
Kiselevs vom 2. Dezember 

4) Zum folgenden Rothan 377 ff; Geffcken 64; Malmes- 
bury I, 369 ff. 
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über den Charakter und die Tendenzen des neuen Kaisertums 
zu verlangen !); Drouyn de Huys gab sie in der gewünschten 
Form ?), und schon am 6. Dezember überreichte Cowley dem 
Kaiser sein neues Beglaubigungsschreiben 3), das implicite die 
Anerkennung des Kaisertums enthielt. 

Die schwierige Ziffernfrage hatte England dadurch um- 
gangen, daß der Brief nur an den „Emperor of the French“ 
ohne Namensangabe gerichtet war; aber die Anrede lautete: 
Sir, my Brother. 

Der Car glaubte in dem ganzen Verhalten der englischen 
Regierung und des Parlaments, das mit überraschender Eile 
über die Frage hinwegging und jede längere Debatte darüber 
vermied, nur ein Eingeständnis der Angst zu sehen). Gewiß 
war die plötzliche Umkehr Englands ein Sieg der französischen 
Diplomatie, und Drohung und Einschüchterung haben dabei, 
wie wir oben sahen, eine gewisse Rolle gespielt; doch darf das 
eine nicht übersehen werden: der Versuch einer Anknüpfung 
mit den Ostmächten hatte für England eine plötzliche gewalt- 
same Änderung des Kurses bedeutet. Die englische Politik 
bewegte sich seit Jahren in den Bahnen des Wohlwollens für 
Frankreich, und wenn sich das britische Kabinett so schnell 
wieder von den Kontinentalmächten abwandte, so war das im 
Grunde nur die Rückkehr zu der altbewährten Palmerstonschen 
Politik, von der man sich bei den Verhandlungen im Sommer 
1852 nicht hatte trennen wollen und die dann auch durch die 
Ereignisse der folgenden Jahre ihre Rechtfertigung gefunden hat. 

Übrigens war die Anerkennung des Kaisertums durch Eng- 
land nicht die erste. Vorausgegangen war zu allgemeinem Er- 
staunen das bourbonische Königreich beider Sizilien; Belgien, 
Piemont, Spanien, auch einzelne kleine deutsche Höfe folgten 


1) Das Verlangen erregte zunächst einigen Unwillen; Malmes- 
burya.a.O. 

2) In denselben Ausdrücken, wie sie das Schreiben an Kiselev vom 
2. Dezember (oben S. 353) enthielt. 

3) Geffcken 63. Brief der Königin vom 4. Dezember; Ben - 
sonand Esher, The letters of Queen Victoria 1837—61, II, 407. 
Eine besondere Antwort auf die Notifikation ist außerdem noch erwähnt 
bei Malmesbury I, 372. 

ı) Zaiontkovskij, Anlagen Nr. 72. 
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ihm unmittelbar 1); im wesentlichen also diejenigen Mächte, 
die es nicht wagen durften, sich das Übelwollen Frankreichs 
zuzuziehen. 


VI. 


Die Ostmächte standen wiederum allein. Aber an eine 
einfache Ausführung der Bestimmungen des Maiprotokolls 
konnte man nicht mehr denken. Das politische Problem hatte 
sich seitdem durch das Hervortreten der Ziffernfrage und der 
Frage nach der Anredeform völlig verschoben. Äußerlich 
betrachtet, waren es rein formelle Fragen, Angelegenheiten der 
Etikette; und doch symbolisierten sie den Gegensatz zwischen 
den alten Staaten Europas und dem neuen Kaiserreich, sie 
trugen, wie Hübner sagte, den Keim des europäischen Friedens 
und Krieges in sich 2). 

Dazu kam, daß die Stimmungen und Neigungen an den 
verschiedenen Höfen auch nicht mehr ganz dieselben waren, 
wie im Sommer ?). In Petersburg *) freilich blieb man uner- 
schütterlich. Nesselrode gratulierte Castelbajac nicht zur Auf- 
richtung des Kaisertums, sondern ganz ostentativ nur zur Be- 
seitigung der Republik; und im Namen des Kaisers gab er dem 
Gesandten die mündliche Erklärung, daß Rußland die III 
nicht anerkennen könne. Dagegen schien Preußen gleich nach 
der Proklamation zu Konzessionen geneigt. Noch 5) am 26. No- 

1) Rothan 362, 366; de la Gorce 114. | 

3) Hübner I, 48. 

3) Am 30. November notierte Hübner (I, 48): „Die Stellung 
der Vertreter der drei Nordhöfe bleibt nach wie vor schwierig und delikat. 
Wir haben den Befehl, im Einvernehmen und in Übereinstimmung mit 
unseren Instruktionen vorzugehen; aber diese Instruktionen lassen durch- 
blicken, daß die Entente zwischen den drei Höfen eine noch keineswegs 
abgemachte Sache ist. Im Gegenteil, sie muß erst zustande kommen, 
während wir bereits zu handeln gezwungen sind. Man dürfte aber nicht 
mehr lange zögern, sich zu verständigen, und ich denke auch, daß man 
hierzu schon auf dem richtigen Wege ist: Österreich trotzend (ich erkenne 
hierin Buol), Rußland aufrichtig und erhobenen Hauptes (ich erkenne 
hierin Kaiser Nikolaus) und Preußen nicht wissend, welchen Heiligen 
es anrufen soll.“ 

‘)Rothan S.382fl. 

s) Zaiontkovskij S. 358. 
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vember hatte Manteuffel an Rochow geschrieben, er sei gewillt, 
alle Konsequenzen einer festen und energischen Haltung gegen 
Frankreich zu tragen; aber bereits am 4. Dezember wußte 
Budberg von Schwankungen der preußischen Politik zu berich- 
ten. Vielleicht war das Vorgehen Englands doch nicht ohne 
Einfluß auf den König geblieben. 

Trotzdem rechnete man noch auf das Zustandekommen 
einer einheitlichen Aktion der Ostmächte. Ein österreichisches 
Memorandum vom 2. Dezember 1) — noch ohne Kenntnis von 
dem tatsächlichen Eintreten der Verfassungsänderung ge- 
schrieben — suchte aufs neue die Grundlagen für das Verhalten 
der drei Verbündeten festzulegen. Die Hauptpunkte waren 
Gleichzeitigkeit der Anerkennung, die um des besseren Ein- 
drucks willen erst nach einigem Zögern ausgesprochen werden 
sollte, und ausdrückliche Zurückweisung der III. In der Frage 
wegen der Anredeform befürwortete Österreich zwar die Ver- 
wendung des „Sire“ und die Verweigerung des ,,Frère“, er- 
klärte jedoch zugleich, sich in diesem Punkte dem Wunsche 
der beiden anderen Mächte fügen zu wollen. 

Preußen erklärte alsbald sein volles Einverständnis mit 
den Vorschlägen ?); auch die russische Regierung fand nichts 
Wesentliches daran auszusetzen ê); und die Kabinette hatten 
sich nun mit der Redaktion der erforderlichen Schreiben nach 
Paris zu befassen. Zwischen Wien und Petersburg wurden die 
Konzepte ausgetauscht *). Man einigte sich auf drei, wenn auch 
nicht wörtlich, so doch dem Sinne nach übereinstimmende 
Schreiben: das erste eine Antwort auf die Notifikation, das zweite 
eine Formulierung der Vorbehalte hinsichtlich der Ziffer, das 
dritte das Beglaubigungsschreiben für den Gesandten bei der 
neuen Regierung. 

Am 20. Dezember expedierte Nesselrode seine drei Schrift- 
stücke an Kiselev. Für das erste5) hatte er die Form eines 


1) Zaiontkovskij, Anlagen Nr. 74. 

3) Am 6. Dezember. Zaiontkovskij, Anlagen Nr. 82. 

3) Die Bemerkungen des Caren bei Zaiontkovskij, An- 
lagen 8. 280. 

“) Zaiontkovskij, Anlagen Nr. 77. 

s) Zaiontkovskij, Anlagen Nr. 84. 
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Briefes Kiselevs an Drouyn de Huys gewählt — mit Rück- 
sicht darauf, daß die russische Regierung von der Proklamation 
des Kaisertums offiziell nur durch Drouyn de Huys’ Schreiben 
an Kiselev 1) Kenntnis hatte. Ein nachdrücklicher Hinweis 
auf die von Napoleon schriftlich und mündlich gegebenen 
Friedensgarantien, auf die unverändert zu Recht bestehenden 
Verträge leitet den entscheidenden Passus des Briefes ein: der 
Car ist bereit, mit der neuen Regierung Beziehungen guten Ein- 
vernehmens zu unterhalten ?). 

Das zweite Stück ?) hat die Form einer Depesche Nessel- 
rodes an Kiselev, mit dem Befehl, dem französischen Kabinett 
eine Kopie davon zuzustellen. Hier ist mit dürren Worten ge- 
sagt, daß die europäischen Mächte, ohne im geringsten die 
persönliche Souveränität des neuen Herrschers in Zweifel 
ziehen zu wollen, ihm im diplomatischen Verkehr den Namen 
Napoleons des Dritten nicht geben könnten, da Napoleon II. 
für sie niemals existiert habe *). 

Der dritte Brief 5) endlich enthielt, wie Nesselrode sich 
ausdrückte ®), die bitterste Pille für den neuen Kaiser. Es war 
das Kreditiv für Kiselev, zur Überreichung an Napoleon selbst 
bestimmt. Die Anredeformeln waren nur „Sire“ und „Bon 
Anni“. 

Als Nesselrode seine umfängliche Expedition nach Paris 


1) S. oben S. 353; Zaiontkovskij, Anlagen S. 284. 

t) Die entsprechende preußische Depesche bei Geffcken 130. 

3) Zaiontkovskij, Anlagen Nr. 85. 

4) Das entsprechende Schreiben Preußens (Geffcken S.128) 
ist viel milder und vorsichtiger im Ausdruck ausgefallen. Es wird hier 
erklärt, das Senatusconsult und das Plebiszit (die den Namen Napo- 
leon III enthielten) seien durchaus innere Angelegenheiten Frankreichs 
und „restent absolument hors du domaine des rapports de la France 
avec les puissances étrangères“. Preußen könne aber infolgedessen nicht 
„accepter les conséquences que l’on pourrait tirer à l’avenir de cet acte 
de législation intérieure‘. Vgl. auch Manteuffel-Poschinger 
II, 17, 22. — Der Wortlaut der österreichischen Schriftstücke ist mir 
nicht bekannt; doch standen sie im Tone den preußischen jedenfalls näher 
als den russischen; vgl. Zaiontkovskij, Anlagen Nr. 87; S. 316 
unten. 

5) M. W. nicht gedruckt. 

e) Zaiontkovskij, Anlagen Nr. 78. 
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abgehen ließ !), durfte er annehmen, daß Österreich und Preußen 
ihren Pariser Vertretern gleiche Instruktionen und Schrift- 
stücke entweder schon übersandt hätten oder in den nächsten 
Tagen übersenden würden. 

Aber im entscheidenden Augenblick zeigte sich der Fehler 
in seiner Rechnung. Er hatte von den verbündeten Regierungen 
die gleiche prinzipientreue, doktrinäre Haltung erwartet, wie sie 
Rußland konsequent durchführte. Er hatte sich getäuscht. 

Am 17. Dezember traf Franz Joseph zum Besuch in Berlin 
ein. Die Begegnung der Monarchen galt hauptsächlich den 
innerdeutschen Fragen, besonders den Zollangelegenheiten, 
aber natürlich mußte auch die brennendste Frage der aus- 
wärtigen Politik, eben die Anerkennung des französischen 
Kaisertums zur Sprache kommen. Wir kennen den Gang der 
Verhandlungen nicht; wir wissen nur ?), daß Franz Joseph noch 
schwankte, ob er den „frère“ gewähren solle oder nicht, daß 
Friedrich Wilhelm aber, entgegen den letzten Verabredungen, 
für die Bewilligung eintrat. Wenige Tage darauf, am 23. De- 
zember, gingen endgültige Mitteilungen von Berlin nach Wien 
und Petersburg ?), daß der König dem neuen Kaiser die Anrede 
frere nicht verweigern zu können glaube. 

Für Buol war das das erlösende Wort. Ihm war die beab- 
sichtigte Verweigerung längst unbehaglich geworden; er be- 
fürchtete kleinlich unwürdiges Gezänk und andere unange- 
nehme Folgen ?), um so mehr, als jetzt aus Paris die Nachricht 
kam, der neue Kaiser werde kein Beglaubigungsschreiben an- 
nehmen, das nicht in den „üblichen Formen“ internationaler 
Höflichkeit abgefaßt sei®). Und so folgte Österreich dem Vor- 
gang Preußens, ohne vorher Rußlands Meinung gehört zu haben, 
— ein offener, unentschuldbarer Bruch seines Versprechens, 


1) Ein beigefügter Privatbrief Nesselrodes gab Kiselev noch einige 
Ratschläge, wie er die bittere ‚Pille‘ versüBen könne. Zaiontckovskij, 
Anlagen Nr. 79. 

3) Gerlach I, 838. 

3) Zaiontkovskij, Anlagen Nr. 80. 

t) Äußerungen Buols vom 8. Dezember; Zaiontkovskij, An- 
lagen Nr. 76. 

5) Vgl. Manteuffel-Poschinger II, 7. 
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sich der Entscheidung seiner, d. h. also doch seiner beiden, 
Verbündeten zu fügen. 

Die russische Regierung sah sich schmählich im Stich ge- 
lassen. Der Car geriet in hellen Zorn über die „Feigheit“ seines 
Schwagers !) und das „unverzeihliche‘‘ Betragen Buols ?). In 
einer fast zynischen Weise hatte Österreich eingestanden, daß 
die Furcht der innerste Beweggrund für seinen Entschluß ge- 
wesen sei. Was die deutschen Großmächte sonst an Argu- 
menten vorbrachten, war kümmerlich genug: da sprach Friedrich 
Wilhelm von Pietätspflichten gegen seinen Vater, der Ludwig 
Philipp die Brüderschaft nicht verweigert habe, da erwähnte 
Österreich den Gebrauch des „frère“ für Napoleon I; selbst 
die Wahlkönige von Polen wurden heraufbeschworen, um für 
die Gleichberechtigung des Wahlkaisers der Franzosen zu zeugen?). 
Auch der Hinweis auf die Notwendigkeit einer einheitlichen 
Haltung der beiden führenden deutschen Mächte 4) entschul- 
digt Österreichs Schwäche nicht. Wünschte Buol die Einigkeit 
mit Preußen zu erhalten, so durfte er doch nicht blindlings dem 
preußischen Vorbilde folgen, sondern mußte versuchen, Preußen 
jm entgegengesetzten Sinne zu beeinflussen. 

Der wahre Grund blieb natürlich niemandem verborgen: 
»Trotz aller Versicherungen Hatzfeldts und Hübners — so 
schrieb Castelbajac bald darauf an Thouvenel —- können Sie 
sicher sein, daß die freundlichen Stimmungen Österreichs und 
Preußens doch nur Resultate der Angst sind °).‘“ Die eben ange- 
sponnene englisch-französische Entente fing bereits an, ihre 
Wirkungen zu zeigen. | 

Der Car ließ sich durch die Haltung seiner Verbündeten 
nicht umstimmen. „C’est pitoyable; il s’entend que je resterai 
cependant inébranlable dans ma resolution“, schrieb er auf den 
Bericht über Österreichs Schwenkung®). Der einmal abgesandte 
Beglaubigungsbrief wurde nicht widerrufen. Nesselrode be- 


1) „La lâcheté du roi prend le dessus“; Notiz zu Budbergs Bericht 
vom 23. Dezember. Zaiontkovskij, Anlagen Nr. 80. 

3) Zaiondkovskij, Anlagen Nr. 81. 

3) Zaiontkovskij, Anlagen Nr. 81. 

4) Buol an Hübner; Zaiontkovskij, Anlagen Nr. 83. 

s) Rothan 397. 

‘) Zaiontkovskij, Anlagen Nr. 81. 
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schränkte sich darauf, das Wiener Kabinett mit den bittersten 
Vorwürfen zu überhäufen 1). Nicht, daß die Höfe in einer 
Etikettenfrage voneinander abwichen, war das Wesentliche. 
Aber die Tatsache, daß ihre Stellung zu der neuen Regierung 
dadurch eine prinzipiell verschiedene wurde, war von aller- 
größter Bedeutung. Es war der französischen Politik gelungen, 
die Aktion der Mächte noch kurz vor ihrem Ziele zum Scheitern 
zu bringen. Als geschlossene Einheit hatten die Verbündeten 
Frankreich entgegentreten wollen, — Napoleon war es geglückt, 
Europa, wie Nesselrode richtig sagte, in drei Gruppen zu teilen: 
erstens England, zweitens die deutschen Staaten und drittens 
Rußland. Die politische Konstellation stand für die nächste 
Zeit fest: die neue Regierung durfte England als Freund, die 
deutschen Mächte als wohlwohlende, jedenfalls gefügige Nach- 
barn, und Rußland als Gegner ansehen. 

Den Pariser Gesandten fiel nun die schwere Aufgabe zu, 
den Knoten zu lösen, den die Politik ihrer Kabinette geschürzt 
hatte. Kiselevs?) Lage war höchst prekär. Er mußte jetzt mit 
der Möglichkeit rechnen, daß Napoleon die Annahme seines 
Kreditivs verweigern werde. Allerdings versagten die beiden 
Verbündeten ihre Hilfe nicht ganz. Sie gaben ihren ’Vertretern 
Anweisung, zur Überreichung ihrer Beglaubigungen erst dann 
Audienz zu erbitten, wenn sie sicher seien, daß auch Kiselevs 
Kreditiv angenommen werden würde °). Entgegen der ur- 
sprünglichen Verabredung, nach der die Reihenfolge in der 
Abgabe der Kreditive sich nach der Entfernung der einzelnen 
Hauptstädte von Paris richten sollte 4), — also Preußen, Öster- 
reich, Rußland — ließen sich Hatzfeldt und Hübner sogar be- 
stimmen, Kiselev den Vortritt zu gewähren 5). 

Am 2. Januar 1853 befanden sich die drei Gesandten in 
Besitz der erforderlichen Papiere, und so suchte Kiselev zunächst 
für den 3. Januar bei Drouyn de l’Huys eine Besprechung nach. 
Der Minister empfing ihn mit kaum verhehlter Aufregung. 

1) Zaiontkovskij, Anlagen Nr. 82. 

2) Für das folgende Kiselevs große Relation vom 10. Jane 1853; 
Zaiondkovskij, Anlagen Nr. 86. 

3) Manteuffel-Poschinger Il, 24; Gerlach I, 840. 


‘)Manteuffel-Poschinger Il, 6. 
5) Hübner I, 55. 
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Die Antwort auf die Notifikation 1) nahm er ohne weiteres an; 
wegen des zweiten Schreibens, das den Vorbehalt bezüglich der 
Ziffern enthielt 2), erklärte er mit dem Kaiser Rücksprache 
nehmen zu müssen. Um den Beglaubigungsbrief, den Kiselev 
in Abschrift vorlegte, entspann sich eine zwar in der Form 
ruhige, dem Inhalt nach ziemlich heftige Diskussion °), in deren 
Verlauf Kiselev die Überzeugung gewann, daß der Minister 
entschlossen sei, über den ‚formellen Mangel“ des Schreibens 
nicht hinwegzusehen und Verweigerung der Annahme zu 
empfehlen. Natürlich blieb die endgültige Entscheidung des 
Kaisers abzuwarten. 

Am 4. Januar konferierten Hatzfeldt und Hübner mit 
Drouyn de PHuys. Sie weigerten sich in mehr oder minder 
bestimmter Form, ihre Kreditive abzugeben, ehe die Annahme 
des russischen gesichert sei; trotzdem nahmen sie den Eindruck 
mit, daß die Verweigerung so gut wie sicher sei. 

Ein deux ex machina gab in diesem bedrohlichen Moment 
der Sache eine unerwartete Wendung. Kiselev fand am 3. Januar 
Gelegenheit, eine der einflußreichsten Persönlichkeiten des neuen 
Regimes ins Vertrauen zu ziehen: den Herzog von Morny. 
Dieser hatte von jeher zu den Intimen des Kaisers gehört; er 
war an der Vorbereitung des Staatsstreichs hervorragend be- 
teiligt gewesen und erfreute sich jetzt am Hofe kraft seiner 
Abkunft — er war bekanntlich ein illegitimer Halbbruder 
Napoleons — einer ganz exzeptionellen Stellung. Kiselev durfte 
von Mornys Einfluß, seiner Mäßigung und Friedensliebe $) und 
seinem feinen Takt Besseres erwarten als von Drouyn de l’ Huys’ 

1) Zaiontkovskij, Anlagen Nr. 84. 

2) Zaiontkovskij, Anlagen Nr. 85. 

3) In Kiselevs Relation ist sie nicht näher geschildert; aber wir 
besitzen einen Bericht von Drouyn de !’Huys darüber. Er steht in einem 
Briefe an Castelbajac (bei d’Harcourt, Les quatre ministeres de 
M. Drouyn de l’Huys [1882] S. 64 ff.). Der Bericht laßt erkennen, daß 
Kiselev in der Verhandlung die Ratschläge Nesselrodes (‚faire un peu 
d’archeologie;‘“ s. oben S. 360 Anm. 1; Zaiontkovskij, Anlagen 
Nr. 79) ziemlich genau befolgte. 

4) Deren Grundlagen freilich nicht die idealsten waren. Hübner 
I, 57 charakterisiert ihn in der übrigens unvollständigen Erzählung der 
Vorgänge vom Anfang Januar als den ‚Staatsmann, der stets die Börse 
im Auge hat“. 
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beleidigter Empfindlichkeit. In der Tat gelang es dem russischen 
Gesandten durch einen beträchtlichen Aufwand von Rhetorik, 
Morny auf seine Seite zu ziehen, ihm plausibel zu machen, daß 
der kleine Schönheitsfehler des Kreditivs im Grunde keine 
unfreundliche Gesinnung bezeuge, sondern sich nur aus der 
konsequenten Anwendung des Legitimitätsprinzips ergebe; daß 
es in Frankreichs Interesse liege, darüber hinwegzusehen, um 
so mehr, als der Car für sich nicht mehr verlange, als er seiner- 
seits zu geben gewillt sei. Morny ließ sich bestimmen, eine 
Einwirkung auf den Entschluß des Kaisers zu versuchen. 

Und in der Tat erzielte seine Intervention — durch einen 
Brief vom 3. abends und ein längeres Tischgespräch am 4. Ja- 
nuar — den gewünschten Erfolg. Napoleon ließ gegen Drouyns 
Willen seine ursprüngliche Absicht fallen, und am 5. Januar 
morgens erhielt Kiselev durch den englischen Gesandten die 
vertrauliche Mitteilung, daß ihn der Kaiser zur Überreichung 
seines Kreditivs empfangen werde. Die offizielle Einladung 
folgte unmittelbar, und so fand noch am gleichen Tage die 
Audienz in den Tuilerien statt. Napoleon redete mit Offenheit 
und Würde; er sprach ohne Scheu davon, daß er sich unter 
den gegenwärtigen Verhältnissen mehr an das Tatsächliche als 
an die Form halten müsse !). 

Eine oft wiederholte Anekdote berichtet, der Kaiser habe 
den russischen Gesandten durch die verblüffende Wendung 
überrascht: „Die Freundschaft des Caren sei ihm wertvoller, 
als die Bruderschaft es hätte sein können; denn seine Brüder 
müsse man hinnehmen, seine Freunde wähle man sich nach 
freiem Ermessen.“ Ich kann dem Ursprung der Anekdote nicht 
nachgehen ?); Kiselevs recht eingehender Bericht weiß jeden- 
falls nichts davon. Der ganzen Sachlage nach hat die Geschichte 
wenig Wahrscheinlichkeit; das Bonmot hat in seiner Pointe 
entschieden etwas Beleidigendes für den Caren, dessen persön- 
liche Empfindlichkeit Napoleon gerade jetzt schonen mußte. 
Dazu kommt, daß die angebliche Äußerung in schroffem Wider- 
spruch zu den sicher bezeugten Worten „tenir plus au fond qu’à 


1) Tenir plus au fond qu’à la forme. 
23) Zaionč ko vs kij zitiert sie nach Girandeau, ‚Napoleon III 
intime. 
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la forme“ steht. Der Kaiser versprach über die Form hinweg- 
zusehen; die Anekdote stellt gerade den formellen Mangel des 
Briefes in den Vordergrund 1). 

Drouyn de l’Huys war bei der Audienz zugegen; er ver- 
harrte in grollendem Schweigen. Er war bei seiner Meinung 
geblieben und hatte unmittelbar vor dem Empfange seine 
Demission eingereicht, doch war sie nicht angenommen worden?). 

Der Empfang des österreichischen und des preußischen 
Gesandten sowie der Vertreter einer Anzahl von kleineren 
= deutschen Staaten folgte in den nächsten Tagen. Die Aner- 
kennung Napoleons war vollzogen, der mühevolle diplomatische 
Feldzug von 1852 beendet. 

Was hatte Rußland erreicht? Kiselev stimmte in der 
berechtigten Freude über seinen Erfolg einen wahren Hymnus 
auf die Macht und Herrlichkeit der russischen Krone an). 
Er sah in Rußland den Retter Europas, der allein den An- 
sprüchen des Usurpators mit Energie entgegenzutreten gewagt 
habe, er meinte in dem Caren den wahren Herrscher von ganz 
Mitteleuropa zu erkennen, dessen alleiniger Wille über An- 
erkennung oder Nichtanerkennung des zweiten Kaiserreiches 
durch die deutschen Staaten entschieden, „das Signal oder die 
Erlaubnis zur Anerkennung gegeben“ habe. ,,Füruns‘, so schloB 
er stolz, „ist die Partie gewonnen, und nicht Frankreich, sondern 
Rußland mit seinem kraftvollen und ruhmreichen Herrscher 
steht gegenwärtig auf der Höhe der Größe, der Macht und der 
Ehren.“ 

Ähnliche Gedanken, wenn auch nicht ganz so über- 
schwänglich, entwickelte Nesselrode in seinem für den Caren 
bestimmten diplomatischen Jahresbericht 4). Auch er meint 


1) Übrigens waren ähnliche, wenn auch weniger scharf pointierte 
Wendungen dieser Art schon vorher von der russischen Diplomatie selbst 
gebraucht worden; in Kiselevs Instruktionen fanden sich Ausdrücke wie 
„on peut être frère sans être ami“ u. 4 (Zaionèékovskij, Anlagen 
S. 286). 

2) Hübner I, 57. 

3) Am Schlusse seiner Relation; Zaiontkovskij, Anlagen 
Nr. 86. 

t) Zaiontkovskij, Anlagen Nr. 87; bes. 8. 317 f. 
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Napoleon gedemütigt, ihm einen Teil seiner „force fictive“ 
genommen zu haben; er konstatierte bei dem neuen Herr- 
scher bereits ein bitteres „Gefühl von Ohnmacht, eine Art 
Entmutigung“, und hoffte von der Solidarität der drei Ost- 
mächte auch für die Zukunft die sicherste Garantie für die 
Ruhe Europas. Über das Schicksal des Vertrages vom 20. No- 
vember 1815 wußte er seinen Herrn und sich selbst zu trösten. 
Dem Buchstaben nach habe der Traktat ja nicht aufrecht er- 
halten werden können, aber sein Geist sei gerettet und der 
territoriale Zustand Europas von Napoleon anerkannt. 

In Wahrheit war der Sieg, dessen sich die russischen Di- 
plomaten freuten, ein Phantom, ein Erfolg von sehr zweifel- 
haftem Werte. Mehr als das „animam salvavi‘ hatte der Car 
nicht durchgesetzt. Und selbst das war nur durch Anwendung 
wenig würdiger Mittel erreicht. Rußland hatte sich nicht ge- 
scheut, der französischen Regierung gegenüber seine eigenen 
Proteste zuletzt als ziemlich bedeutungslos hinzustellen, sie als 
pièce pour les archives‘ zu charakterisieren!), — nur um über- 
haupt die Annahme durchzusetzen. In der Sache war ganz 
Europa unterlegen und Rußland mit ihm. Der Bund der Mächte, 
auf den Nesselrode optimistisch genug seine Zukunftshoffnungen 
setzte, hatte gerade im entscheidenden Moment versagt. Na- 
poleon war Kaiser, sein Prestige festigte sich, die Erblichkeit 
seiner Herrschaft war trotz der Proteste proklamiert, seine 
Friedensgarantien galten gerade so lange, als es ihm gefiel. 
Rußland hatte in einer eigensinnig durchgeführten Formen- 
frage wohl die Oberhand behalten; die ursprüngliche tiefere 
Bedeutung der Frage war durch den Abfall der Verbündeten 
illusorisch geworden. Der politische Schaden, den Rußland 
sich durch diesen äußerlichen Erfolg zufügte, war unermeBlich. 
Der russische Eigensinn in Verbindung mit der geschmeidigen 
Schwäche der Verbündeten trug die Schuld an der neuen poli- 
tischen Gruppierung Europas, die in kurzer Zeit den Caren 
in einen verderblichen Krieg geführt hat. 


1) Zaiontkovskij, Anlagen S. 287, 300. 
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Die Anfänge des ukrainischen Kosakentums. 
Von 
Miron Korduba. 


Mychajlo Hrusevskyj. Istorija Ukrajiny-Rusy [Geschichte 
der Ukraine] Bd. VII. Kozacki časy do r. 1625 [Zeitalter 
der Kosaken bis z. J. 1625]. Kiev-Lemberg 1909. (X + 6248S.) 

Materialy do istoriji ukrajinskoji kozaccyny vydani pid zahalnoju 
redakcijeju M. Hrusevskoho [Materialien zur Geschichte 
des ukrainischen Kosakentums, hrg. unter Leitung des 
Prof. Hrusevskyj] Bd. I. Dokumenty po rik 1631 zibrav i 
vydav Ivan Krypjakevyé [Dokumente bis zum J. 1631, 
gesammelt und hrg. von J. Krypjakevyëé], Lemberg 1908. 
(46 + 407 S.) [Vol. VIII der Fontes historiae ukraino-russicae. ] 

Das ukrainische Kosakentum, dieses eigenartige politisch- 
soziale Gebilde der osteuropäischen Neuzeit, welches den ritter- 
lichen Romantismus des Mittelalters in demokratischer Um- 
formung bis in das dritte Viertel des XVIII. Jh. hineintrug 
und ein modernes Heldenzeitalter in der Geschichte des ukraini- 
schen Volkes eröffnete, lenkte von alters her die Aufmerk- 
samkeit der einheimischen und fremden Forscher auf sich. 

Seit den letzten Dezennien des XVI. Jh. erscheint eine statt- 

liche Reihe von größeren und kleineren Abhandlungen, von 

Versuchen, die Anfänge, die Organisation, oder die einzelnen 

Episoden der Entwicklung des Kosakenwesens zu erklären 

und zu schildern. Obwohl wir infolgedessen uns über Dürftig- 

keit der Literatur über interessantere Einzelfragen nicht 
zu beklagen haben, herrscht auffallenderweise auf diesem 

Gebiete ein großer Mangel an zusammenhängenderen Dar- 

stellungen, an Arbeiten, welche uns das Gesamtbild der Ge- 

schichte des Kosakentums darböten. Abgesehen von populären 

Kompilationen, weist die moderne historische Literatur über- 

haupt nur eine derartige Darstellung von einigem Werte auf, 

die „Geschichte der Zaporoger Kosaken“ 

von D. Evarnyckyj (Bd. I—II, erschienen 1892—1895). 
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Doch diese Arbeit kann wegen ihrer methodischen Mängel 
(vgl. Besprechung von Lazarevskij im X.Bd. der 
Kiever Ctenija und meine in Mitteil. der Sevè.-Gesellsch. 
Bd. VIII) selbst bescheidenen Ansprüchen kaum genügen. Um 
so mehr ist es zu begrüßen, daß sich endlich ein Forscher vom 
Rufe des Prof. Hru3evskyj entschlossen hat, den Versuch 
zu unternehmen, diesem empfindlichen Mangel abzuhelfen 
und eine kritische Schilderung der Gesamtgeschichte der 
ukrainischen Kosaken zu liefern. 

Der vorliegende Band beschäftigt sich mit der Entstehung 
und den Anfängen des ukrainischen Kosakentums und setzt 
dann seine Geschichte bis zu den Kurukover Vereinbarungen 
(1625) fort. Die sozial-wirtschaftliche, kulturelle und politische 
Lage des ukrainischen Volkes im XV. und XVI. Jh. und hiermit 
auch den Hintergrund, vor dem das Kosakentum empor- 
wuchs, hat der Verfasser in den zwei vorhergehenden Bänden 
seines Werkes eingehend geschildert. 

Das Kosakentum ist ein Produkt der ganz eigenartigen 
Lage, in welcher sich die Ukraine unter der polnisch-litauischen 
Herrschaft befand. In unmittelbarer Nachbarschaft der Tar- 
tarengebiete gelegen, war sie immer den Einfällen der wilden 
tatarischen Horden ausgesetzt. Seit Erstarkung des Krimer 
Chanats in den letzten Dezennien des XV. Jh., seit Mengli- 
Girejs Zeiten, häufen sich diese Einfälle ganz besonders. Jahr- 
aus, jahrein erscheinen größere und kleinere Plünderungsbanden, 
welche oft bis Peremy3l und bis zum Flusse Pripet’ vordringen 
und dann mit reicher Beute beladen in ihre Heimat heim- 
kehren. Die von der polnisch-litauischen Regierung ergriffenen 
Verteidigungmaßregeln waren ganz unzureichend Sie be- 
schränkten sich auf den Bau von wenigen mangelhaft aus- 
gerüsteten, oft ohne jedwede Besatzung gelassenen Burgen, 
welche Zufluchtstätten für die umwohnende Bevölkerung sein 
sollten. Die Ukraine verödete immer mehr und Mitte des XVI. Jh. 
galten Kiev, Bila Cerkva, Kamenec Podilskyj und Braclav 
als Vorposten gegen die Tataren. Die gesamte spärliche Be- 
völkerung lebte fortwährend auf dem KriegsfuBe und war 
mit Handhabung der Waffen wohl vertraut. Unter diesen 
Umständen konnte sich selbst in der nächsten Nähe der Burgen 
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kein geordnetes wirtschaftliches Leben entwickeln. Die Haupt- 
beschäftigung der Bevölkerung bildete der Fisch- und Biber- 
fang, die Bienenzucht und der Salzhandel. Wegen der fort- 
währenden Tatarengefahr konnten alle Betriebe nur von 
kriegerisch organisierten Bauernverbänden in Angriff genommen 
werden. Solche Bauernverbände wagten sich oft weit in die 
Steppe hinein, behufs Exploitierung ihrer natürlichen Schätze, 
und waren stark genug, sich einzelner tatarischer Abteilungen 
zu erwehren; ja sie griffen manchmal selbst die tatarischen 
Lagerplätze an. Ab und zu wurden von der ukrainischen Grenz- 
bevölkerung, sei es auf eigene Faust, sei es auf Initiative und 
unter Führung der polnischen Verwaltungsbeamten (Starosten 
von Cerkasy, Chmelnik usw.) größere Unternehmungen gegen 
die tatarischen Siedlungen ins Werk gesetzt. Seit 1492 be- 
gegnen wir unausgesetzt Beschwerden der Chane der Krim 
über derartige Einfälle dr Kosaken in ihr Gebiet. Das 
Wort „Kosak“ ist türkisch-tatarischen Ursprungs; es be- 
zeichnete bei den Türken einen irregulären Soldaten, bei den 
Tataren einen militärischen Abenteurer, Spießgesellen. Die 
älteste urkundliche Nachricht von den ukrainischen 
Kosaken befindet sich in einem Briefe des Großfürsten Alexander 
von Litauen an den Tataren-Chan vom J. 1492. Doch 
aus diesem Briefe erhellt zugleich, daß die Bezeichnung der 
kriegerischen ukrainischen Grenzbevölkerung als Kosaken zu 
dieser Zeit bereits allgemein bekannt war und keiner näheren 
Erklärung bedurfte. 

Bei Untersuchung der Entwicklung des Kosakentums 
unterscheidet der Verfasser zwischen dem Kosakentum als 
sozialer Erscheinung und dem Kosakentum als organisierter 
sozialer Schicht, wobei er die Anfänge der letzteren erst an das 
Ende des XVI. Jh. setzt. Wenn er aber in Brodnyky, Berlad- 
nyky, Kurjany, den alten Chroniken, ja in den Bolochover 
Fürsten die Urtypen der späteren Kosaken, das Kosakentum 
als soziale Erscheinung sieht, so scheint uns eine so weitgehende 
Analogisierung übertrieben. Es sind uns doch von allen jenen 
Gruppen kaum mehr als bloße Namen überliefert, weshalb auch 
notwendige Stützpunkte für einen Vergleich fehlen, und opposi- 
tionelle Bewegung gegen die fürstliche Gewalt an und für sich 
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allein ist in verschiedenen Ländern und zu verschiedenen Zeiten 
eine allzu häufige Erscheinung, um bloß daraufhin die Analogie 
zu konstruieren. Viel nähere Analogien würde hingegen ein 
Vergleich des Kosakentums mit der Organisation der türkischen 
Grenzler oder der siebenbürgischen Hayduken ergeben. Nicht 
ganz klar und einwandfrei sind auch seine Ausführungen über 
das Wesen des Kosakentums bis Mitte des XVI. Jh. Es ist 
wohl ganz richtig, daß die Kosaken damals noch keine besondere 
soziale Schicht bildeten, aus dem einfachen Grunde, weil die 
gesamte damalige Bevölkerung der Ukraine, alle sozialen 
Schichten (Bauern, Bürger und die wenigen Adeligen, die sich 
dort aufhielten) das oben geschilderte „Kosakenleben‘ führten. 
Doch eben deshalb darf man nicht behaupten, daß man zu jener 
Zeit unter dem Kosakentum lauter ,,verwahrloste Elemente‘, 
„besitzloses Gesindel‘“ verstand (S. 100). Wenn man sich viel- 
leicht noch nicht gern mit diesem Namen identifizierte, so ändert 
das nichts an der Tatsache, daß — wie der Verfasser selbst ge- 
legentlich (S. 83) sagt — der Name „Kosak“ zur Bezeichnung 
der gesamten ukrainischen kriegerischen Grenzbevölkerung in 
offiziellen Kreisen und wohl auch in der öffentlichen Meinung 
schon Ende des XV. Jh. gang und gäbe war. Wenn er dann 
(S. 100) wiederum behauptet, daß das Kosakentum als soziale 
Erscheinung und insbesondere als Terminus außerhalb der 
lokalen ukrainischen Kreise noch wenig bekannt war, so wider- 
spricht er sowohl den Tatsachen wie auch sich selbst. 

In der kosakischen Überlieferung und in der Historiographie 
wurde wohl bis in die neueste Zeit einzelnen polnischen Ver- 
waltungsorganen (Grenzstarosten) die Rolle der ersten Organisa- 
toren und Führer des Kosakentums zugeschrieben. Insbe- 
sondere werden Ostafij Daëkovyë, Starost von Cerkasy, und 
Predslav Lanckoroński, Starost von Chmelnik, als derartige 
Schirmherren gefeiert, ja sie gelten allgemein noch immer als 
die ersten Hetmane der Kosaken; der Widerspruch, den Barto- 
szewicz gegen eine solche Auffassung seinerzeit erhoben hat, 
wurde wenig beachtet. Nun ist es zu begrüßen, daß Prof. Hru- 
Sevskyj mit jener Überlieferung gründlich aufräumt und die 
Bedeutung der beiden genannten Starosten für die Entwicklung 
des Kosakentums auf das viel bescheidenere MaB einfacher 
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Leiter von einzelnen Unternehmungen gegen die Tataren re- 
duziert. Ob man diese Rolle auch dem Kiever Wojwoden 
Georg Pac zuschreiben darf, muß dahingestellt werden. Wohl- 
verdiente Würdigung findet beim Verfasser die Person des 
dritten von der Überlieferung gepriesenen Kosakenhelden De- 
meter WySneveckyj, dessen Tätigkeit in die Mitte des XVI. Jh. 
fällt. Während man in ihm gewöhnlich bloß einen tollkühnen 
Abenteurer sieht, erblickt Hr. in seiner Tätigkeit ein zielbe- 
wußtes Streben, dem inzwischen weit über die ersten Anfänge 
emporgewachsenen Kosakentume eine unabhängige, internatio- 
nale Stellung unter den osteuropäischen Mächten zu verschaffen 
und zuzusichern, was ihm — wenigstens vorübergehend — auch 
tatsächlich gelang. Er steht ja bereits, wie ein unabhängiger 
Herrscher, in eifrigen diplomatischen Verhandlungen mit 
Moskau, Litauen, der Moldau und mit dem Tataren-Chan und 
schwingt sich hiermit zu einer Stellung empor, welche sich erst 
ein Jahrhundert später ein Chmelnyckyj erkämpft hat. 

Zu dieser Zeit, um die Mitte des XVI. Jh., beginnt das 
Kosakentum sich zu einer besonderen sozialen Schicht umzu- 
formen. Mit der gesteigerten Sicherheit infolge der tatkräftigen 
Abwehr der tatarischen Plünderungszüge vermehrt sich die Be- 
völkerung der Ukraine rasch, und es tritt so zu sagen eine Teilung 
der Arbeit ein; ein Teil der Bevölkerung besorgt die Bewirt- 
schaftung des Bodens, ein anderer die Verteidigung des Landes. 
Die Scheidung ist selbstverständlich nicht scharf durchgeführt, 
und es finden Übergänge statt. Die Sonderstellung der Ko- 
saken als sozialer Schicht äußert sich vor allem darin, daß sie 
sich der Jurisdiktion der staatlichen Organe sowie der Zahlung 
von Steuern und Abgaben entziehen und hiermit eine privi- 
legierte Stellung, eine Immunität für sich in Anspruch nehmen. 
Eben in diesen Emanzipationsbestrebungen von der Jurisdik- 
tion der Starosten sehen wir den deutlichsten Beweis, daß zu 
jener Zeit, Mitte des XVI. Jh., die Kosaken ihre eigene, 
wenn auch primitive Organisation undihreeigene Vor- 
steherschaft bereits besaßen. Wenn wir in den Quellen 
nur dunkle Andeutungen davon finden, so ist das bei der Spär- 
lichkeit des vorhandenen Quellenmaterials sowie bei dem un- 
offiziellen Charakter dieser Vorsteherschaft und beim Bestreben 
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der polnischen Regierung, die Existenz des Kosakentums völlig 
zu ignorieren, nicht auffallend. Wenigstens scheint es uns zu 
weitgehend zu sein, wenn der Verfasser das Vorhandensein der 
kosakischen Atamane (Führer) selbst für das dritte Viertel des 
XVI. Jh. in Abrede stellt (S. 133, Anm.). Hat doch zu jener 
Zeit die polnische Regierung die besondere kosakische Organisa- 
tion bereits zu verstaatlichen getrachtet. 

Die Anfänge der dauerhaften Organisation erfolgten freilich 
nicht in den Städten, sondern draußen in der Steppe. Die 
Ausbeuter von Naturprodukten der Steppe, welche anfangs 
beim Eintritte der rauhen Jahreszeit in die Städte zurück- 
kehrten, zeigen bald die Tendenz, sich dauernd in der Steppe 
anzusiedeln. Sie errichten schon seit Beginn des XVI. Jh. 
an besonders geeigneten Orten kleinere Befestigungen, die ihnen 
teils zur Verteidigung gegen die Tataren, teils als Niederlage der 
gewonnenen Produkte dienten. Die staatliche Grenzverwaltung 
sah die Entstehung solcher Festungen nicht gern, aber ihre Ver- 
bote hatten keine Wirkung. Bald wird das Gebiet des unteren 
Dnöpr von einem Netze solcher Feldlager bedeckt, und die 
von Vysneveckyj 1550 errichtete Festung (Sič) auf einer der 
Dnöpr-Inseln unterhalb der Stromschnellen (Porohy — deshalb 
„Zaporoiska Sič“) wird zum Mittelpunkte des ganzen Systems, 
zur Metropole des Steppen- und später auch des städtischen Ko- 
sakentums. Daß dieses nur beim gleichzeitigen Vorhandensein 
einer geordneten Organisation zustande kommen konnte, ist 
selbstverständlich; ohne sie wären alle diese Sicherungs- 
maßregeln, ja jeder weitergehende Vorstoß behufs Ausbeutung 
der Steppe schier undenkbar. Wenn also Prof. Hr. auch hier 
keine festere Organisation bemerken will und auch bezüglich 
der J J. 1560—1580 bloß von einer „an Organisierung streifenden 
Konsolidierung“ (S. 138) spricht, so befindet er sich entschieden 
im Irrtume. In den Schilderungen des Lebens und der Ein- 
richtungen in dem Zaporoger Sič aus den 90er Jahren des 
XVI. Jh. (v. Lasota, Paprocki) treten uns bereits fest ausge- 
bildete Organisationsformen entgegen, die eine längere Ent- 
wicklung voraussetzen und nicht über Nacht eingeführt werden 
konnten. Der Behauptung, daß erst die polnische 
Regierung aus militär-polizeilichen Gründen den Ko- 


Die Anfänge des ukrainischen Kosakentums. 373 


saken höhere Organisationsformen gegeben 
und aus denselben Gründen auch besondere kosakische Vor- 
steherschaft und kosakische Gerichtsbarkeit geschaffen habe 
(S. 134), widerspricht die Tatsache, daß — wie der Verfasser 
selbst bei anderer Gelegenheit hervorhebt (S. 267) — die Ko- 
saken schon in den Jahren 1570-—1600 ihre eigene Vorsteher- 
schaft hatten und in den von den Königen bestellten Vorstehern 
bloß offizielle Vermittler mit der polnischen Regierung erblickten. 

Sehr zutreffend hingegen schildert und charakterisiert der 
Verfasser die Politik der polnischen Regierung dem Kosaken- 
tume gegenüber. Zunächst versucht sie, die Kosaken gänzlich 
zu ignorieren, dann tritt sie an die Lösung der Kosakenfrage 
in der Richtung heran, aus ihnen eine im Dienste der polni- 
schen Republik stehende Grenzwache zu bilden. Zum ersten- 
mal in den Jahren 1568—1572, — ob nicht infolge der gleich- 
zeitig verhandelten und abgeschlossenen Lubliner Union (1569), 
welche die ukrainischen Gebiete dem Polen endgültig einver- 
leibte? Die Folge war die von dem Großhetman Georg Jazlo- 
wiecki durchgeführte ,, Reform“, welche alle Kosaken von der 
Jurisdiktion der Starosten eximierte und dem polnischen GroB- 
hetman unmittelbar unterstellte. Diese Verordnung Jazlo- 
wieckis wurde von dem Könige im J. 1572 bestätigt. Unmittel- 
bar daran schließt sich die von der Überlieferung zu außer- 
ordentlichen Dimensionen aufgebauschte ‚Reform‘ des Königs 
Stephan Bäthory vom J. 1578. Gegen die übertriebene Be- 
wertung dieser Reform trat in der neuesten Historiographie 
ein Rückschlag ein, wobei Jarosz und Storozenko ihr jede 
Bedeutung absprachen; Prof. Hr. wählt wohl den richtigen 
Mittelweg und lehnt sich an die von Krypjakevyt& (s. unten) 
vertretene Auffassung an. Doch die Versuche, auf diese Weise 
die kosakische Frage zu lösen, hatten nicht den erwünschten 
Erfolg, und das emporwachsende Kosakentum war für die 
polnische Regierung und für den Reichstag Gegenstand fort- 
währender Sorgen. 

Warum alle jene Versuche scheiterten und scheitern mußten, 
zeigt der Verfasser in seinen weiteren Ausführungen. Wegen 
ihres eigenmächtigen Vorgehens gegen die türkisch-tatarischen 
Nachbarländer bildeten die Kosaken für die polnische Regierung 
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eine ständige Gefahr, indem diese jeden Augenblick ernsterer 
diplomatischer Konflikte, ja kriegerischer Verwicklungen mit 
den Türken und Tataren gewärtig sein mußte. Seit den Zeiten 
Wysäneveckyjs vergeht kaum ein Jahr, ohne daß die Kosaken 
wenigstens einen Überfall auf die Küsten des Schwarzen Meeres 
ausgeführt hätten. Alle diese Unternehmungen schildert der 
Verfasser mit minutiöser Genauigkeit. Oft mischen sich die 
Kosaken in die moldauischen Thronstreitigkeiten ein, indem 
sie einzelne Prätendenten tatkräftig unterstützen. Die Ta- 
taren und Türken erheben infolgedessen bei den polnischen 
Königen drohende Beschwerden und verlangen kategorisch 
Bändigung, ja Vernichtung des Kosakentums; nicht selten 
unternehmen sie Rachezüge bis weit in das Innere der polnischen 
Republik, wodurch der Adel in Mitleidenschaft gezogen wird. 
So hört man in den polnischen Landtagen unaufhörliche Klagen 
über die Unbotmäßigkeit der Kosaken; es werden bewaffnete 
Kommissionen ausgesandt, welche die Kosaken zügeln und vor 
allem durch strenge Handhabung des Registrierungsgesetzes 
die Zahl derselben auf ein Minimum reduzieren sollten. Das 
war die eine Seite. Die andere war die, daß die Kosaken der 
polnischen Regierung auch unentbehrlich wurden. Die von 
Stephan Báthory inaugurierte und von Siegmund III. fortge- 
setzte Eroberungspolitik des Reiches stellte an die militärischen 
und vor allem an die finanziellen Kräfte der Republik hohe 
Anforderungen. Bei der bekannten Abneigung des polnischen 
Adels, neue Steuern zu bewilligen und die bewilligten zu 
zahlen, litt der Staatsschatz an chronischer Leere. Nun re- 
präsentierten die Kosaken eine ansehnliche, kriegserfahrene, und 
was wohl am wichtigsten war, äußerst billige Militärmacht, deren 
sich die polnische Regierung nur allzu gern bediente. So hütete 
sie sich auch, auf strenge Einhaltung der Beschlüsse der Kom- 
missionen Zu dringen, ja sie begünstigte zur Zeit der Not direkt 
das Anwachsen des kosakischen Elementes und förderte die 
außerordentlich rasche Entwicklung der kosakischen Macht. 
Diese Politik der Regierung im Vereine mit der äußerst unvoll- 
kommenen Exekutivgewalt und der geringen Autorität des 
polnischen Staates in jenen vorgeschobenen östlichen Gebieten 
erklären zur Genüge, wieso es den Kosaken möglich war, jahr- 
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zehntelang alle Beschlüsse der Landtage und Bestimmungen 
der Kommissionen völlig zu ignorieren und sich als unabhängiger 
Staat im Staate einzurichten. 

Diese Entwicklung der Dinge trug in sich Keime schwerer 
Konflikte zwischen den beiden Autoritäten in der Ukraine, der 
offiziellen staatlichen und der unoffiziellen kosakischen. Be- 
schleunigt und verschärft wurden diese Konflikte durch soziale, 
nationale und religiöse Gegensätze. Die polnische Historio- 
graphie stellt die Kolonisierung der südöstlichen Gebiete des 
Reiches so dar, daß das Hauptverdienst an der Besiedelung 
der öden Steppen und an der Sicherung derselben vor den Tataren 
dem polnischen Adel zukomme; die polnischen Geschicht- 
schreiber und Publizisten werden bis auf den heutigen Tag nicht 
müde, diese aus der Luft gegriffene Behauptung zu wiederholen 
und das polnische Element als Kulturträger in der Ukraine zu 
preisen. An der Hand von historischen Tatsachen zeigt Prof. 
Hr. die Dinge in ganz anderem Lichte. Die polnischen Histo- 
riker haben in einem Recht: der Adel veranlaßte tatsächlich 
die Besiedelung der öden Steppen der Ukraine, aber auf eine 
ganz andere Weise, als sie es darstellen — nämlich gegen seinen 
eigenen Willen. Der unerträgliche Druck, den die Grundherren 
auf ihre Leibeigenen ausübten, zwang die Bevölkerung von 
Polisje, Pobuze, Galizien, Wolhynien zur massenhaften Flucht 
in die östliche Ukraine, wo sie sich zwar der Tatarengefahr 
aussetzte, doch frei und unabhängig fühlte. Diese Flüchtlinge 
besiedelten im Laufe des XVI. Jh. die Steppen derart, daß süd- 
östlich der Linie Kiev-Braclav, wo es noch Mitte des XVI. Jh. 
keine feste Siedlungen gegeben hat, zu Beginn des XVII. Jh. 
Städte nach Dutzenden, Dörfer nach Hunderten gerechnet wurden. 
Erst nachdem die östliche Ukraine von Bauernflüchtlingen be- 
siedelt und vor Kosaken gesichert war, begann der polnische 
Adel dorthin vorzudringen. Zunächst waren es vorwiegend 
Magnaten, die sich von den Königen große Gebiete ver- 
leihen ließen; ihnen folgte dann der Kleinadel als Dienstleute, 
Beamten, Pächter der Magnaten. Die Ukraine wird in kurzer 
Zeit zum klassischen Lande der Latifundien und die Inhaber 
derselben trachten, die ortsansässige Bevölkerung in das Ver- 
hältnis der Leibeigenschaft zu bringen. Anfangs nur sehr schüch- 
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tern; sie richteten noch keine grundwirtschaftlichen Betriebe 
ein, sondern begnügten sich zunächst bloß mit der Raubwirt- 
schaft und den Einkünften von ihren Leibeigenen: Schank- 
abgaben, Gerichtsgefällen, Honigzehnten u.dgl. Aber auch diese 
leichten Formen der Untertänigkeit stießen auf heftigen Wider- 
stand der bäuerlichen Bevölkerung; die Flüchtlinge, frühere 
Leibeigene aus westlicheren Gebieten, wußten nämlich zu gut, 
was hinter diesen Abgaben steckte, und betrachteten die Sache 
vom prinzipiellen Standpunkte. Da aber das polnische Recht 
kein freies Bauerntum kannte, blieb ihnen nur ein rechtlicher 
Ausweg, der Beitritt zu den Kosaken, offen, und diesen Ausweg 
benutzten sie auch massenhaft. Dadurch erklärt sich das 
außerordentlich rasche Anwachsen des Kosakentums in den 
letzten Dezennien des XVI. Jh. Dieses drohte aber, die wirt- 
schaftlichen Pläne der Magnaten im Keime zu vernichten, und 
veranlaßte diese zu Gegenmaßregeln, sei es auf eigene Faust 
durch Anwendung von Gewalt, sei es durch Druck auf die 
Regierung, die Zahl der Kosaken einzuschränken und nur den 
in das amtliche Register eingetragenen die Immunität zu ge- 
währen. In Jahren relativer Ruhe, sobald kein auswärtiger 
Feind den Staat bedrohte und die Kosaken entbehrlich wurden, 
unternimmt die polnische Regierung ernstere Versuche, dem 
Wunsche der Magnaten zu entsprechen. Daraus ergibt sich 
zwischen den ukrainischen Bauern und Kosaken einerseits und 
den polnischen Magnaten und Administrationsorganen anderer- 
seits eine Reihe von Konflkten, welche zu inneren Kämpfen, 
den sogenannten Kosakenkriegen führen. Die Reihe derselben 
eröffnet der Kampf des Kosakenführers Christoph Kosynskyj 
gegen den Fürsten von Ostrog im Jahre 1592 und die weiteren 
folgen dann in kürzeren oder längeren Zeitabständen nach. 
Wir können hier nicht dem Verfasser in das Gewirr der 
Einzelheiten jener Kämpfe nachsteigen. Es darf aber noch eine 
Frage nicht unerwähnt bleiben, die er bei dieser Gelegen- 
heit berührt, nämlich die Frage nach der Entstehung von 
politischen Parteien unter den Kosaken und ihr Verhalten 
zur polnischen Regierung. Die inneren Gegensätze und 
Kämpfe, die unmittelbar nach der Katastrophe am Flüß- 
chen Solonycja unter den Kosaken ausbrachen, geben dem 
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Verfasser Anlaß, zu jener Zeit und auch im Laufe der nächsten 
Dezennien zwei politische Kosakenparteien zu unterscheiden. 
Eine gemäßigte, welche durch loyale Haltung gegen die Re- 
publik das Kosakentum zu retten trachtet, allen Konflikten 
mit der polnischen Regierung aus dem Wege geht und sich mit 
dem faktischen Besitzstande abfindend auf seine gesetzliche 
Sicherstellung kein Gewicht legt — und eine radikale, welche 
den Urhebern des Feldzuges vom J. 1596 zu vergelten trachtet 
und ungescheut, offen und prinzipiell die kosakischen ,,Frei- 
heiten“ zu verteidigen entschlossen ist. Doch diese Theorie 
findet wenig Begründung in den Tatsachen. Daß es unter den 
häufig wechselnden Kosakenhetmanen jener Zeit Leute der 
milderen und schärferen Tonart in der Politik gegeben hat, kann 
niemand bestreiten, doch daraus auf das Vorhandensein von 
zwei ausgeprägten Parteien, einer gemäßigten und einer radi- 
kalen, zu schließen und in einzelnen Hetmanen offizielle Ver- 
treter dieser Parteien zu sehen, kommt uns zu gewagt vor. 
Jede politische Parteibildung setzt doch das Vorhandensein 
eines mehr oder weniger klaren Programms, eines gemeinsam 
anzustrebenden Zieles wenigstens bei der Parteileitung und 
beim aufgeklärteren Teile der Parteimänner voraus. Wenn 
aber der Verfasser selber seine Betrachtungen über die Ko- 
sakenbewegungen der Jahre 1593—1596 dahin zusammenfaßt, 
daß sie ganz chaotisch waren, nicht eine Spur von Plan- 
mäBigkeit aufweisen, kurz und gut, daß kein politisches Pro- 
gramm als Spiritus movens dieser Bewegungen angesehen 
werden dürfe (S. 307), so konnte sich nach einem Jahre die 
politische Schulung der Kosaken nicht derart entwickelt haben, 
daß der Streit über die der polnischen Regierung gegenüber 
einzuschlagende Taktik zur Spaltung in Parteien Anlaß geben 
konnte, daß man berechtigt wäre, z. B. in den Kämpfen Baj- 
buzas mit Polous einen Kampf zwischen einer gemäßigten und 
einer radikalen Partei zu sehen. Wir können auch beim besten 
Willen im Vorgehen der beiden letztgenannten Anführer keinen | 
prinzipiellen Unterschied bemerken: beide beschuldigten sich 
gegenseitig vor der polnischen Regierung, beide riefen die In- 
tervention der Staatsorgane an, diese zogen es aber vor, alle 
beide ihrem eigenen Schicksal zu überlassen. Auch muß der 
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Versuch des Verfassers, in den nächstfolgenden Hetmanen Re- 
präsentanten der einen oder der anderen Partei zu erkennen, 
als gescheitert angesehen werden. Es ist durchaus nicht ein- 
leuchtend, warum z. B. Samuel Kiska zum Vertreter der ge- 
mäßigten, opportunistisch gesinnten Kosaken gemacht wird, 
da er doch von der polnischen Regierung vollständige Re- 
stitution und Legalisierung aller Privilegien der Kosaken ganz 
energisch verlangte, ja eine Art von Ultimatum an den König 
richtete (J. 1600); auch sein sonstiges Verhalten, seine kühnen 
Plünderungszüge in die Türkei, geben keinen Anlaß, ıhn für 
einen Opportunisten zu halten. Ebensowenig ist Grund vor- 
handen, den Hetman Demeter Barabas für einen Radikalen zu 
halten, da von seiner Tätigkeit uns nichts bekannt, ja seine 
Existenz nicht ganz sicher beglaubigt ist. Schließlich, bei Be- 
sprechung des raschen Wechsels der Hetmane in den Jahren 
1624—1625 ist der Verfasser doch gezwungen, einzugestehen, 
daß der Gegensatz zwischen der gemäßigten und radıkalen 
Partei kein allzu scharfer gewesen zu sein scheint, da alle abge- 
setzten Hetmane dann in führender Rolle an dem Kampfe 
gegen Koniecpolski teilnahmen (S. 527). 

Seit Beginn des XVII. Jh. nehmen die Kosaken auch zur 
Religionsfrage Stellung und treten als Verteidiger der ortho- 
doxen Kirche auf. Es war ja die Zeit, in welcher es der polni- 
schen Regierung gelang, fast die gesamte griechisch-orthodoxe 
Hierarchie für die Union mit Rom zu gewinnen (1596), und sie nun 
äußerste Anstrengungen machte, auch alle Bekenner der griechi- 
schen Kirche zum Übertritte zu zwingen. Der Verfasser deckt 
die ersten Fäden auf, welche die ukrainische orthodoxe Intelli- 
genz mit dem Kosakentume verbanden und das letztere in den 
Kampf für den Glauben hineinzogen; zugleich schildert er, 
welche Rolle das Trechtemirover Kloster und sein Vorsteher 
E. Kurcevyë dabeı spielten. Die Wiederherstellung der grie- 
chisch-orthodoxen Hierarchie durch den Patriarchen von 
Jerusalem Theophan (1620) gegen den Willen der polnischen 
Regierung war die Frucht jener Verbindung. Dann entwirft 
er ein anschauliches Bild der Kulturbestrebungen einzelner ortho- 
doxer Institutionen und Mäcene, zu denen auch der berühmte 
Hetman Konasevyt-Sahajdaönyj gehörte. Zu seiner Zeit gelten 
die Kosaken bereits als Vorkämpfer der Orthodoxie, und die 
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Forderung auf Bestätigung der neuen Hierarchie tritt in den 
Verhandlungen mit der polnischen Regierung der Frage der 
kosakischen Immunität ebenbürtig an die Seite. 

Das sind die Hauptrichtungslinien, in welchen sich die 
Schilderung des Verfassers bewegt. Auf die Hervorhebung von 
neuen Einzelheiten mußten wir leider verzichten, sonst würde 
die Besprechung unheimlich anschwellen. Denn Prof. Hru- 
Sevskyj beschränkt sich nicht auf die Zusammenfassung von Er- 
gebnissen der Spezialliteratur — diese ist im ganzen und großen 
noch wenig brauchbar und würde ihn in vielen Fragen im Stiche 
lassen —, sondern prüft selber überall nach, füllt die bisher vor- 
handenen Lücken durch selbständige Forschung aus und schichtet 
das gesamte Tatsachenmaterial nach eigenen Gesichtspunkten. 
So liefert er uns eine durchaus originelle Konzeption, welche 
die bisherigen Versuche dieser Art in den Schatten stellt und 
den Eckstein aller künftigen wissenschaftlichen Forschung auf 
diesem Gebiete bilden wird. Einzelne unbedeutende Mängel 
der Komposition, die als unausbleibliche Folge der erstaun- 
lichen Raschheit, mit welcher der Verfasser an seinem Werke 
arbeitet, angesehen werden müssen, wie Wiederholungen (z. B. 
S. 57—59, auf S. 82—-83, dann teilweise noch einmal auf S. 90), 
Anführung von allzu langen Zitaten (aus Lasota S. 287—292, 
Starowolski S. 295—297, Benuplan S. 297—302) u. dergl. können 
bei der nächsten Auflage leicht beseitigt werden. 

Die andere oben angeführte Publikation bringt in der Ein- 
leitung eine Untersuchung: „Das Kosakentum und 
die Baäthoryanischen Freiheiten“ von Ivan 
Krypjakevy£. Die von der Überlieferung und Historiographie 
vielgepriesene Bäthoryanische Reform des Kosakentums wurde 
zuerst von, Kuliš kritisch untersucht; die späteren Arbeiten von 
Hruëevskyj, Jabłonowski, Storozenko und Jarosz haben er- 
wiesen, daß eine Reform von der Art, wie sie zum erstenmal 
von Pjasecki in seiner Chronica gestorum (1645) geschildert 
wird und dann durch spätere Zutaten bis zu der von Hrabjanka 
(1710) überlieferten Fassung anschwillt, von Bäthory überhaupt 
nicht in Angriff genommen wurde. Nun stellt sich Krypjakevyè 
die Frage, wie Bäthory dazu gekommen ist, daß ihm eine 
so wichtige Rolle in der Entwicklung des Kosakentums ange- 
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dichtet wurde. Die Antwort darauf findet er in einer von ihm 
selbst in der Czartoryskischen Bibliothek aufgefundenen Kopie 
der Urkunde Bäthorys de dato Riga, 19. April 1582, in welcher 
der König seine Grenzbeamten ermahnt, über die Kosaken keine 
Gerichtsbarkeit auszuüben, von ihnen keine Abgaben zu ver- 
langen und ihre Verlassenschaften nicht anzutasten. Die 
Authentizität dieser Urkunde beweist der Verfasser aus inneren 
Merkmalen, es würde sich aber, bei ihrer eminenten Wichtig- 
keit wohl lohnen, zum besseren Beweise auch die Kron- 
matrikel heranzuziehen. Um die Bedeutung jener Verordnung 
besser hervortreten zu lassen, schildert Krypjakevyt kurz die 
Entwicklung des Kosakentums, wobei er die Anfänge einer 
besonderen Organisation und der Vorsteherschaft bei den Ko- 
saken, wohl mit Recht, in frühere Zeiten, als es Prof. Hruševśkyj 
tut, setzt. Freilich verfällt er dabei in ein entgegengesetztes 
Extrem, indem er die Erzählung Paprockis von Samuel Zbo- 
rowski zu wörtlich nimmt und auf Grund einer einzigen Nach- 
richt in der Lustration von Kanev vom J. 1552 von einem 
Gegensatze der Interessen und von Feindschaîft zwischen Bür- 
gern und Kosaken in den ukrainischen Städten spricht, wovon 
sich doch nirgends etwas bemerken läßt. Zum eigentlichen 
Thema übergehend, lenkt er die Aufmerksamkeit auf die ,, Reform“ 
des Königs Sigmund August vom J. 1572, durch welche die 
Kosaken von der Jurisdiktion der Grenzbeamten befreit wurden, 
erblickt aber in dieser seltsamerweise einen Versuch, den 
Gegensatz zwischen den Kosaken und der übrigen ukrainischen 
Bevölkerung auszugleichen! An jene Reform reiht er die er- 
wähnte Verordnung von Stephan Bäthory und leitet aus dem 
Vergleiche der beiden ab, daß die Bäthoryanische Verordnung 
den Kosaken zwei weitere Konzessionen, nämlich Befreiung 
von Abgaben und Zusicherung von Verlassenschaften, machte, 
daß es folglich eine ‚Reform‘ Bäthorys gegeben hat, doch 
nicht, wie die Chronisten glaubten, auf dem Gebiete der 
militärischen Organisation, sondern auf dem Gebiete der rech- 
lichen Stellung des Kosakentums. 

Die Aktensammlung selbst beginnt eine besondere Serie 
der Fontes H. Ukr.-Russ., nämlich die,, Acta historica res gestas 
Kosakorum Ukrainiensium illustrantia‘“ und umfaßt die Jahre 
1531—1632. Die hier veröffentlichten Akten entstammen der 
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Czartoryskischen Bibliothek, der Bibliothek der Krakauer Akad. 
d. Wiss. und der Össolinskischen Bibliothek zu Lemberg; es 
sind größtenteils Kopien und Übersetzungen aus dem XVII. 
bis XIX. Jh., die Zahl der Originale ist sehr gering (21, darunter 
wohl einige Autogramme, was leider nicht besonders kenntlich 
gemacht wird). Inhaltlich bestehen sie aus folgenden Gruppen. 
Zunächst kommt eine Reihe von Beschwerden der türkischen 
Regierung aus den Jahren 1531—1572 über den „Mutwillen“ 
der ukrainischen Grenzbevölkerung, über die Überfälle der- 
selben auf tartarische Schafhirten sowie über die Streifzüge 
gegen Očakov, Akerman, Tehinja und die Moldau; sie werfen 
interessantes Licht auf die Umstände, aus denen sich das Ko- 
sakentum entwickelte (Nr. 1—33). Dann folgt die oben er- 
wähnte Verordnung Bäthorys aus dem J. 1582, welche Gegen- 
stand der einleitenden Abhandlung bildet (Nr. 34). Eine Reihe 
von Beschlüssen der Provinziallandtage schildert neue Unter- 
nehmungen der Kosaken und den Eindruck, welchen sie 
auf den Adel machten; sie bringt auch Vorschläge, wie das em- 
porwachsende Kosakentum einzudämmen wäre (Nr. 35—50) und 
liefert ein reiches Material zur Geschichte des Kampfes des 
litauischen Adels gegen die Kosaken (Nr. 51—62). Zwei Briefe 
bringen neue Schilderungen der Schlacht am Flusse Solonycja 
(Nr. 63—64). Neben weiteren Klagen des polnischen Adels und 
der türkischen Regierung über den Mutwillen der Kosaken finden 
wir Beiträge zu den Verhandlungen der polnischen Regierung 
mit Samuel Kiška (Nr. 72—74) sowie zur Geschichte des be- 
“rühmten Feldzuges gegen Sinope im J. 1614 und seiner 
Folgen (Nr. 102—109). Eine Reihe von Briefen bezieht sich 
auf den Chotiner Feldzug vom J. 1621 (Nr. 143—153) und die 
daran sich anschließende Kommission gegen die Kosaken 
(Nr. 154—173). Die Sammlung schließt mit neuen Beiträgen 
zur Tätigkeit des Hetmans Michael Dorošenko (Nr. 187—192, 
202) und des Bündnisses der Kosaken mit Sahin-girej (Nr. 
206—211). Die Edition ist sehr sorgfältig durchgeführt und 
entspricht allen modernen Anforderungen; die Daten der un- 
datierten Akten werden mit möglichster Genauigkeit bestimmt, 
nur bei Nr. 157 ist statt 1622 1621 zu setzen. Sorgfältig zu- 
sammengestellte Regesten und Register erleichtern die Orien- 
tierung wesentlich. 
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Rechid pacha et la réforme ottomane. 
Par 
Nicolas Milev. 


Quand l’on jette un coup d’eeil sur l’histoire de l’Empire otto- 
man, on constate un fait digne de remarque: durant plusieurs 
siècles, — pendant toute sa période de grandeur, — cet immense 
corps politique a vécu à ombre de la constitution que lui 
avaient donnée ses fondateurs et les grands conquérants qui 
ont assis sa puissance dans le monde. L’Etat d’Osman naît 
et se développe sous les auspices de la loi religieuse et des or- 
donnances d’Alaeddin; et de Mohamed II a Suleiman, l’histoire 
ne mentionne aucun sultan législateur et la Turquie ne connait 
d’autres institutions que celles prévues par l’Islam et par le 
conquérant de Constantinople. Suleiman dote l’Empire de 
nouvelles lois d’administration dont ses successeurs se pré- 
valent dans leur gouvernement. Puis, avec le recul de la puis- 
sance ottomane en Europe, la situation se modifie; les chan- 
gements se succèdent et l’on peut dire qu’en Turquie le nombre 
des réformes et le radicalisme des réformateurs croissent en 
proportion de la décadence du pays et des périls du dehors. 
Déjà le sultan Mourad IV (1632—1640) se signale par son zèle 
renovateur et sans parler des premiers Keuprulus, le troisième 
de cette dynastie de grands visirs, dit le Vertueux (1689 
—1691), est l’auteur d’un Nizam-i-djédid,— un mot 
qui reviendra souvent à la surface aux époques de grande 
crise menaçant l’avenir de la domination turque en Europe. 

Mais ces dispositionsnouvelles, si nombreuses 
qu'elles fussent et si audacieuses qu’elles parussent au peuple 
turc dont elles heurtaient les habitudes de nonchalance et d’ar- 
bitraire, laissaient intacts les fondements de l’Etat qui conserva 
son caractère de féodalité militaire jusque vers le milieu du dix- 
neuvième siècle. En effet l’esprit qui présidait à ces innovations 
n’était rien moins que révolutionnaire; tous les hommes d'Etat 
de la vieille Turquie dont l’activité tendait à redonner aux 
ressorts du gouvernement leur première vigueur et à combattre 
les causes de décadence ont été, d’après une spirituelle défi- 
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nition de Victor Bérard, des réformateurs à la turque pour qui 
«la discipline dans l’armée et l’argent dans la caisse» constituent 
l’unique souci !). 

Bientôt cependant une nouvelle orientation s’imposa à la 
politique du divan. Les défaites successives des armées turques 
dans les guerres du dix-huitième siècle, la supériorité mani- 
feste des Etats chrétiens firent sentir aux conseillers du sultan 
la nécessité d’une réforme à l’européenne, de plus grande en- 
vergure. C’est ce que tenta de faire le sultan Sélim III. On 
considère généralement ce souverain comme le premier réfor- 
mateur turc à l’européenne et les Jeunes Turcs honorent en 
lui un lointain précurseur. Sélim entreprit cette œuvre avec 
plus de bonne volonté que de talents et après quelques années 
d'efforts demeurés stériles, il succomba à la grande force de 
resistance qu’offrait la vieille Turquie. Son successeur Mah- 
moud II, plus habile, fut aussi plus heureux: en écrasant les 
janissaires il anéantit cette résistance. Ainsi la première ten- 
tative sérieuse d’imiter l’Europe, la réforme militaire, réussit 
grâce à un procédé purement vieux-turc. 

Mais le progrès n’était pas appréciable: «Mahmoud restait 
turc avec le désir de ne plus l’être»?). La suppression des 
janissaires assurait à l’arbitraire du sultan une liberté d’action 
qu'aucun de ses prédécesseurs n’avait connue. Telle est Pim- 
pression des contemporains: «Jamais l’arbitraire n’avait été 
porté à un tel excès que sous le règne du sultan défunt», écrit 
le baron de Stürmer au prince de Metternich, au lendemain de 
la cérémonie de Gulhané. «Les attentats à la vie des personnes 
étaient devenus plus rares, sans toutefois avoir cessé entière- 
ment..... Quant à la propriété, le sultan en disposait sans égard 
ni scrupule, dépouillant les uns au profit des autres. Les con- 
cussions des fonctionnaires publics devenaient plus fortes à 
mesure que l’on se croyait moins sûr de conserver ce que lon 
avait acquis, chacun cherchant du moins à sauver quelques 
épargnes faites à la dérobée pour se mettre à l’abri des événe- 
ments et se garantir contre les coups du sort. Le besoin d’une 


1) Voir l’excellente étude de M. Victor Bérard sur la Réforme 
ottomane dans la Revue de Paris, 1er septembre 1908. 
3) Engelhardt, La Turquie et le Tanzimât, I, p. 23. 
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armée régulière rendait les recrutements plus fréquents qu’ils 
ne l’avaient jamais été et ceux-ci n’ayant été réglés par aucune 
loi, se faisaient sans discernement et devenaient désastreux pour 
le peuple» 1). 

Le jugement de l’histoire confirme en tous points l’opinion 
des contemporains: «Vers la fin du règne de Mahmoud II et 
surtout à l’époque troublée qui a précédé l’avenement d’Abdul- 
Medjid, dit Engelhardt, la Turquie, travaillée tout à la fois à 
l’intérieur et au dehors par d’actives et nombreuses causes de 
dissolution, atteinte de toutes parts dans les sources mêmes de 
sa vie nationale, semblait condamnée à périr et l’éventualité 
de sa chute s’imposait aux plus graves préoccupations de la 
diplomatie.contemporaine» ?). 

Les préoccupations des patriotes turcs n'étaient pas moins 
graves. Et c’est pour conjurer le péril d’une déchéance irré- 
médiable qu’ils arrêtèrent le programme de réformes promulgué 
le 3 novembre 1839 et connu dans l’histoire sous le nom de 
Hatti-chérif de Gulhané, «la première charte des libertés et des 
garanties octroyées aux peuples ottomans»?). 

Cette charte était bien modeste. Elle n’octroyait, à pro- 
prement parler, aucune liberté aux sujets du sultan dont elle 
ne voulait qu’assurer «une parfaite sécurité quant à leur 
vie, à leur honneur et à leur fortune». Elle annonçait en outre 
une réforme fiscale et une réforme militaire. En somme Puni- 
que changement consistait dans l’abandon, par le sultan, de 
son pouvoir discrétionnaire à l’égard des officiers de la Porte 
et c’est la seule bureaucratie ottomane qui gagna à cet adoucisse- 
ment de l’absolutisme. Ce côté du problème semble avoir 
échappé à l'attention des historiens, et l’écrivain et patriote 
bulgare Rakowsky (t 1867) me paraît être le premier qui ait 
envisagé l’acte de Gulhané comme une conquête de la classe des 
fonctionnaires en Turquie. 

Néanmoins, si insignifiantes que soient les concessions qu’il 
accordait, le Hatti-cherif de Gulhané constitue un événement 


1) Dépêche du 6 novembre 1839 (Haus-, Hof- und Staatsarchiv, 
Vienne). 

2) Engelhardt, L c. I. p. 1. 

3) Id. p. 36. 
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très important dans la vie de l’Empire ottoman et c’est avec 
raison qu’on y voit la fin de l’ancien régime. 

L’honneur de cette réforme revient, comme on sait, à 
Réchid pacha, un des plus grands esprits qui aient dirigé les 
affaires turques au dix-neuvième siècle. Son nom domine la 
première période des réformes, celle qu’on pourrait qualifier 
de période internationale, comme la figure de Midhad pacha, 
le père de la constitution ottomane, brille d’un éclat incom- 
parable dans la seconde période, la période nationaliste. Le 
temps, d’une part, et d’autre part le triomphe des principes 
de Midhad pacha dans la politique ottomane ont aujourd’hui 
fait oublier quelque peu le souvenir de Réchid pacha, mais 
celui-ci n’en demeure pas moins une personnalité historique de 
premier ordre. 

Connaître les idées de cet homme qui, le premier, tenta la 
régénération du corps vieilli de l’empire osmanli avec le con- 
cours de l’Europe; les principes directeurs de sa politique; les 
moyens qu’il croyait propres à assurer le succès de ses efforts; 
ses vues sur lavenir du pays qu’il a servi avec dévouement, 
— tout cela est d’une importance incontestable pour l’histoire. 
Certes l’étude de son œuvre nous fournirait à cet égard des 
indications utiles; mais elles seraient nécessairement incom- 
plètes et insuffisantes. Car en Orient plus qu'ailleurs il existe 
entre les conceptions et les reälisations un écart souvent con- 
sidérable dont il faut toujours tenir compte quand on veut 
juger à sa valeur un homme politique. Réchid lança le premier 
projet de réforme moderne en Turquie et c’est son mérite; mais 
l'exécution de son projet ne lui appartenait pas ou du moins 
ne lui appartenait pas en entier. Il a eu des collaborateurs 
dont l’appui lui fut précieux; mais quand on connaît les vi- 
cissitudes de sa fortune politique, on s’aperçoit que le nombre 
de ses adversaires fut autrement considérable. Du reste le Hatti- 
chérif est une mesure d’opportunité, répondant à une nécéssité 
de circonstance et en fait de principes n’en formule que de très 
vagues. Or il est permis de croire que l’auteur de l’ordonnance 
du 3 novembre, destinée à engager le pays dans une voie nouvelle, 
s’inspirait dans son activité d’idees générales et avait un plan 
d’action déterminé, fruit de son expérience et de son génie. 

Zeitschrift f. osteurop. Geschichte. TII. 25 
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Ses idées Réchid pacha les a couchées dans un document 
dont nous essayerons de faire dans les lignes qui suivent une 
analyse succinte. Ce document est un mémoire remis par 
l’homme d’Etat turc au baron de Stürmer, internonce d’Autriche 
à Constantinople, et destiné au prince de Metternich !). 

La diplomatie autrichienne exergait à cette époque, à 
Constantinople, une influence prépondérante et à lire les rela- 
tions du baron de Stürmer on voit que la parole du prince 
chancelier avait à la Porte un très grand poids. Rifaat pacha, 
successeur de Réchid aux affaires étrangères, mais non pas 
adepte de ses idées politiques, se déclarait non sans quelque 
ostentation l’élève du célèbre diplomate. Réchid lui même qui, 
dès le début de sa carrière politique, voulait s’assurer l’appui 
des puissances ?), attachait un prix particulier au suffrage de 
Metternich; et c’est apparemment dansl’intention de dissiper chez 
lui tout soupçon sur les origines et le caractère de la réforme 
ottomane qu’il fit parvenir à Vienne ces considérations. 

Le mémoire est écrit après le règlement de la question 
d'Egypte. Déjà au mois de septembre 1839, à son retour d’Eu- 
rope, Réchid voyait dans l’arrangement avec Mehmed Ali, par 
l’entremise des puissances (la Porte étant incapable de résoudre 
les difficultés par ses propres moyens), une condition nécessaire 


1) Voir la dépêche du 10 mars 1841 (Haus-, Hof- und Staats- 
archiv). — L’internonce accompagne l'envoi de la note suivante: «Rechid 
pacha est enfin parvenu à achever son travail pour Votre Altesse. Il con- 
siste en un mémoire sur la situation actuelle de l’Empire et en trois projets 
d'organisation intérieure qu’il a soumis au sultan et que Sa Hautesse n’a 
point goûté se Les projets en question annexés au mémoire traitent en 
détail de l’organisation des différents services de la Porte. Le mémoire est 
traduit en français par le baron Henri de Testa. 

3) Il disait à l’internonce, au lendemain de Gulhané, qu'il avait 
besoin «du suffrage des principaux membres du corps diplomatique pour 
justifier auprès du sultan les conseils qu’il lui avait donnés». — Le baron 
de Stürmer au prince de Metternich, dépêche du 6 novembre 1839. — 
En février 1841, sa position devenant précaire et voyant la réforme com- 
promise après sa retraite, il revenait sur la nécessité de l’appui étranger 
et laissait éclater sa douleur et son désespoir devant le baron de Testa: 
«Ne vous ai-je pas toujours dit que les choses iraient ainsi et que sans 
un secours puissant de dehors nous retomberions dans la barbarie et 
l’ignorance?...s Dépêche du 3 mars 1841. 
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à la réorganisation de la machine gouvernementale turque, «dont 
tous les ressorts sont détraqués?)». Maintenant la crise était 
passée. Grâce à l'intervention européenne, la Turquie avait été 
soustraite au protectorat exclusif de la Russie et voyait l’inté- 
grité de son territoire assurée. Il était donc temps d’entreprendre 
la tâche de la réorganisation. C’est par cette pensée que débute 
le mémoire. L'indépendance de la Turquie, dit le ministre de 
la Porte, étant indispensable à l’équilibre politique de l’Europe, 
les puissances ont assuré l'intégrité de l’Empire par le règlement 
convenable de la question égyptienne. Si maintenant la Porte 
parvient à raffermir la paix intérieure, cela donnera de la force 
au gouvernement et assurera le bien-être de la nation. Si, au 
contraire, elle repousse les principes nécessaires à un bon gou- 
vernement, elle ira à sa ruine, causera de grands embarras aux 
puissances et pourra amener une guerre générale. C’est pour 
prévenir cette issue fatale que fut rendue l’ordonnance du 
3 novembre 1839 dont l’objet était «d'organiser, s’il était pos- 
sible, la marche des affaires intérieures et de tirer la Sublime 
Porte de la situation périlleuse où elle se trouves. 

L'auteur énumère ensuite les causes qui ont donné naissance 
au Hatti-chérif et cet exposé des motifs qui ont présidé à l’élabo- 
ration de la première charte ottomane offre le plus vif intérêt. 
Le caractère opportuniste de l’ordonnance du 3 novembre y 
apparaît clairement, et aussi la prévoyance du ministre qui l’a 
conçue. En effet, ce qui a déterminé Réchid pacha à agir c’est, 
d’après son propre aveu, en premier lieu l’avénement d’un nou- 
veau sultan, jeune et sans expérience, qu'il était facile de mettre 
sur la bonne voie; c’est ensuite l’espoir que la marche malheu- 
reuse de la guerre avec Mehmed Ali, la pénurie du trésor et 
d’autres difficultés feraient travailler un peu les ministres turcs 
en vue du bien public; c’est enfin l'espoir que, la ques ion 
égyptienne obligeant le gouvernement de Constantinople «à 
avoir des égards pour les puissances européennes, cette cir- 
constance fournirait les moyens de combattre et d’extirper le 
fanatisme». 

. On voit de ces lignes l’étroite relation qui existe entre 


1) Dépêche du 18 septembre 1839. 
25° 
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les affaires égyptiennes et les origines de la réforme ottomane. 
Le point de départ de cette réforme est donc un péril extérieur. 
La connexion entre ces deux faits, évidente pour les contem- 
porains, comme on peut en juger par la correspondance diplo- 
matique du temps, n’a pas échappé à l'œil sagace de l’historien 
du Tanzimat!); seulement dans l'esprit de Réchid pacha 
il ne s’agissait pas que de «contrebalancer la faveur dont jouis- 
sait Mehemed-Ali dans l'opinion libérale de l’Europes; il fallait 
surtout contrecarrer l'influence du rebelle vice-roi parmi les 
sujets du grand-seigneur; en octroyant les concessions annoncées 
dans le Hatt, le sultan rivalisait ainsi de promesses avec son 
vassal et lui enlevait une arme dangereuse. C’est ce qui explique 
que, le danger une fois surmonté, Abdul-Medjid devint moins 
traitable et plus jaloux de son pouvoir absolu. 

Dans la suite de son mémoire Réchid définit l'esprit et 
l’objet des nouvelles institutions dont il était l’auteur. Mais 
il se hâte de faire remarquer que celles-ci ne sont qu’un essai: 
l’avantage serait incontestable si elles réussissaient; mais si elles 
venaient à échouer rien «ne serait ni gâté ni empirés. Il est 
facile de voir dans ces mots un aveu de faiblesse, le plus grand 
malheur des novateurs en Turquie. Entourés de difficultés de 
toute sorte, privés du soutien d’un élément social capable de 
comprendre l'utilité des innovations et de les défendre, obligés 
aux plus grands ménagements pour ne pas froisser des sus- 
ceptibilités, des intérêts ou des préjugés nationaux, ils ont tou- 
jours manqué de l’énergie et de l’assurance qui font réussir. Déjà 
sous Sélim III, alors qu’il ne sagissait que de créer une armée 
moderne, le découragement avait suivi bientôt après le premier 
élan. Et dans une conversation avec le voyageur français 
Olivier, le capudan-pacha Husséin, favori du sultan, avouait 
en 1795 que «Sélim et son divan étaient convaincus de la néces- 
sité d’organiser une armée à l'instar de celles d'Europe; mais 
qu’ils éprouvaient tant d'obstacles de la part du peuple, des 
grands et surtout des ulémas, qu'ils étaient sur le point d’aban- 
donner leurs projets #). Réchid qui inaugurait la nouvelle ère 


1) Engelhardt, 1. c. I, p. 37. 
3) G. A. Olivier, Voyage dans l’Empire othoman, l'Egypte et 
la Perse. Pari:, an 9, t. IV, p. 9. 
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dans son pays dans les meilleures conditions, compte déjà, à une 
année de distance, avec la possibilité d’un échec. Il faut con- 
naître cet étrange état d’esprit pour mieux comprendre l’histoire 
moderne de la Turquie. | 

Le ministre réformateur s'élève ensuite contre le soupçon 
de connivence avec le constitutionnalisme occidental. Il est 
faux, déclare-t-il, que le fonctionnaire qui a suggéré le Hatt 
ait voulu imiter les gouvernements constitutionnels d'Europe, 
«vu qu’il serait de toute impossibilité de gouverner dans les 
voies constitutionnelles un peuple aussi ignorant que le nôtre 
et aussi incapable de comprendre ses véritables intérêts». 

L'objet que se propose l’acte de Gulhané est plus modeste. 
Ses principales dispositions ne tendent qu’à introduire une 
complète sécurité de la vie, des biens et de l'honneur des par- 
ticuliers, de régler les dépenses intérieures et militaires de la 
Porte et les autres branches de l’administration et «nommément 
les impôts à prélever sur le peuples. En Turquie non seulement 
le souverain et ses visirs, «mais de simples musselims, voivodes 
etc. infligent à leur gré la peine capitale et portent atteinte 
à la fortune et à l’honneur de leurs administrés». Au début le 
sultan avait adopté ce programme, mais la situation n’était 
plus la même. L’attitude du souverain à l’égard des innovations 
avait changé. Rechid attribue ce revirement à quatre causes 
principales: 1° à ce que le sultan n’était plus dans la position 
critique où il se trouvait au début de son règne; 2° au «goût 
qu’il prend peu à peu à faire tout ce qui lui vient à Pesprit sans 
réfléchir et sans consulter personne»; 3° aux paroles trompeuses 
de ceux qui «ne pensent. qu’à leurs intérêts et qui flattent le 
souverain», comme aussi aux insinuations des ulémas et 4° enfin 
à l'influence des femmes. Le ministre avait bien vu. Au moment 
où 1l rédigeait son intéressant mémoire, le baron de Stürmer 
informait son gouvernement du changement qui s’etait opéré 
dans l’esprit d’Abdul-Medjid; il mandait à Vienne: «Le sultan 
est dominé par les femmes et par un hodja nommé Ak-schehirli 
Omer efendi qui lit avec lui le coran et les livres saints et cherche 
à faire une espèce de fanatique. Le sultan fait croire aux chré- 
tiens qu’il protège la réforme, mais ceux qui l’approchent habi- 
tuellement disent qu'il est faux et dissimulé comme son père 
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et que, contenu longtemps par la peur que celui-ci lui inspirait 
et par les dangers et les difficultés dont il était entouré au 
commencement de son règne, il n’en devient que plus despote 
et plus arbitraire à mesure qu'il se sent plus libre, et rejette 
tout ce qui peut limiter son pouvoir et ce que ses flatteurs ne 
manquent pas de lui présenter comme autant de crimes commis 
envers sa personne» |). 

L'opposition du souverain apportait une force nouvelle et 
inattendue à la puissante coalition d'intérêts et d’intrigues qui 
voulait la ruine de la réforme. Quel sort était-il réservé à cette 
dernière ? Et si elle venait à être renversée, la Porte pourrait- 
elle continuer de gouverner le pays comme par le passé? Le 
ministre se pose ces questions et se hâte d’y répondre: «La forme 
cohérente, dit-il, et la force irrégulière qu’on supposait à cet 
Empire à une époque où les Etats européens n’etaient ni aussi 
forts ni aussi bien organisés qu’ils le sont aujourd’hui, ont, en 
raison des abus, éprouvé une décadence progressive depuis en- 
viron quatre-vingts ans et maintenant les forces vitales de ce 
pays sont menacées d’un anéantissement complet. Par consé- 
quent si on n’etablit pas une force légale de nature à contenir 
le peuple et à empêcher en même temps tout acte d’injustice 
ou d’oppression envers qui que ce soit», il sera impossible à la 
Porte de sortir de la situation critique où elle se trouve. Alors 
qu’en Europe même on avait éprouvé la nécessité de lois tuté- 
laires, peut-on raisonnablement nier qu’elles soient nécessaires 
en Turquie ? 

Nous voyons ici Réchid pacha constater avec amertume 
la décadence de son pays et insister sur la nécessité d’un gou- 
vernement légal. Il fait remonter le recul de la puissance otto- 
mane au commencement de la seconde moitié du dix-huitième 
siècle et l’on songe au traité de Kutschuk-Kainardji; tandis 
que le Hatti-Chérif de Gulhané place les origines de la décadence 
du pays dans une époque plus reculée qui remonterait à la paix 
de Karlowitz. Ces deux dates sont également vraies en ce qu’elles 
marquent deux grandes étapes dans la retraite des Turcs vers 
Byzance: la première, le début de la décadence et la seconde, 
l’ère de la véritable faiblesse de l’Empire. 


1) Dépêche du 21 février 1841. 
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La nécessité d’un gouvernement légal découle, pour Réchid 
pacha, de plusieurs circonstances. Et d’abord parce qu’un 
retour au despotisme des premiers siècles lui paraît impossible: 
les conséquences en seraient désastreuses pour le pays. Le 
temps est passé, d’après lui, «où tout le monde supportait 
aveuglément les caprices d’un régime oppressif. L’absence de 
lumières parmi les musulmans pourrait faire supporter encore 
quelque temps un tel régime, mais il est certain que des troubles 
éclateront tantôt sur un point de l’empire tantôt sur un autres. 
On en avait une preuve récente dans la levée de bouclier du 
pacha d'Egypte: les premiers pas de Mehmed-Ali n'étaient 
dictés que par l'insécurité où il était pour sa personne et «par 
l’absence de principe d'organisation dans le gouvernement de 
la Sublime Portes. Réchid ne croit donc pas, à l’instar des 
hommes qui avaient avant lui exercé le pouvoir au divan, qu’il 
suffit de combattre les rebelles ou de traiter avec eux avec le 
désir secret de les surprendre et de les anéantir, pour assurer l’au- 
torité du souverain et la force de l’Etat; il cherche à établir 
sur des bases plus solides les rapports entre le monarque et 
ses sujets, entre le gouvernement central et ses organes en pro- 
vince, en fixant par la loi les prérogatives du premier et les 
responsabilités des seconds. 

Un danger plus grave menacerait cependant la Turquie si elle 
s’attardait dans la routine du passé, et notamment l’attitude des 
populations chrétiennes de l’Empire.«En outre, écrit Rechid pacha, 
les sujets chrétiens de la Porte acquièrent tous les jours plus 
de lumières; ils ont devant les yeux, d’un côté le Royaume 
hellenique, de l’autre les principautés de Valachie, de Moldavie 
et de Servie qui ont obtenu de grands privilèges et se sont 
affranchis de l'esclavage. Dans cet état de choses, comment 
les sujets chrétiens pourraient-ils supporter la continuation d’un 
régime tyrannique et les traitements avilissants dont ils sont 
l’objet ? Et surtout, si les musulmans continuent à croupir dans 
l'ignorance, tandis que les populations chrétiennes s’éclairent 
nécessairement de plus en plus, si ces populations étaient de 
plus encouragées et excitées par quelque puissance étrangère, 
le peu de force qui reste au gouvernement ottoman pourrait-il 
résister longtemps? N’est-1l pas, d’ailleurs, con- 
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traire à la saine raison qu'une nation igno- 
rante puisse dicter la loi à des nations po- 
licées et instruites ?« i 

Voilà posé le grave problème de la rénovation ottomane, 
le plus grave peut-être, celui de la condition des chrétiens en 
Turquie. Car en somme la question d’Orient, dans l'acception 
actuelle du terme, n’est autre chose que la question des rapports 
entre la race dominante et les peuples conquis de l’Empire. 
Réchid pacha traite ce problème avec une loyauté et une largesse 
de vues remarquables. Il reconnait la supériorité morale des 
sujets chrétiens de la Porte sur les musulmans et en tire toutes 
les conséquences pour l’avenir du pays. Les chrétiens sont plus 
civilisés que les musulmans et, par suite, plus sensibles à l’op- 
pression des maitres; si le gouvernement néglige de les satis- 
faire par des réformes raisonnables et des concessions légitimes, 
leur mécontement offrirait bientôt un grand péril pour 
Pexistence de l’Empire, puisque, forts des sympathies qu’ils 
rencontreraient au dehors, les opprimés pourraient facilement 
se laisser séduire par l’exemple des provinces déjà émancipées 
et rejeter un joug barbare. Du reste, à supposer même que 
le danger, de ce côté, ne soit pas imminent, le ministre se 
demande si les gouvernements d’Europe ne croiraient pas 
incompatible avec leur dignité d'abandonner à leur sort tant 
de populations qu’il serait si facile de sauver. 

Au bout des souffrances chrétiennes, une Europe pour en 
demander la cessation, telle est la marche que prendront les affaires 
turques et que Réchid prévoit. Cependant l'intérêt des puis- 
sances pour le sort des rayas ne lui inspire aucune inquiétude, 
au contraire, il l’appelle de tous ses vœux. Il se demande 
en effet: Si les puissances entreprennent de régler les institutions 
de la Turquie, ne sera-ce pas une immixtion dans ses affaires 
intérieures ? — Oui, répond-il, si intervention est de nature à 
porter préjudice au pays. «Mais quand on juge nécessaire 
l'existence d’un gouvernement incapable de comprendre ses 
propres intérêts et qu’on intervient dans ses affaires intérieures 
à son avantage incontestable, on agit, selon nous, d’une manière 
tout à fait conforme aux droits des gouvernements et des 
nations.« Et séduit par la phraséologie orientale, il compare 
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le gouvernement de Constantinople à un homme en démence 
que l’on doit mettre dans les chaînes pour le rendre inoffensif 
et pour le guérir. 

L'intervention étrangère une fois admise, reste à en régler 
les modalités. De quelle manière se manifestera-t-elle ? Sera-ce 
simplement une assistance morale, sous la forme de conseils, 
sera-ce une pression matérielle, une tutelle ? Pour Rechid pacha, 
le doute n’existe pas. Il est persuadé que les conseils et même 
des menaces légères ne feraient rien; aussi veut-il une interven- 
tion active. Mais la Turquie réglant ses affaires d’après 
la loi de l’Islam, si les puissances interviennent activement et 
même si le sultan accepte les nouvelles institutions, cette dé- 
marche ne sera-t-elle pas interprêtée par la nation musulmane 
comme un acte d’hostilité? — «La loi religieuse de l’Islam, 
explique Réchid, offre à ceux qui sont appelés à l’interprêter 
une immense latitude, 1l n’est rien qu’on ne puisse faire adopter 
... Bref, les sultans ne se soucient pas de la loi religieuse dans 
les choses qui leur conviennent; ils prétextent seulement cette 
loi pour empêcher et écarter plus facilement les choses qui ne 
leur plaisent pas. L’intérêt du sultan est de ménager les ulémas, 
mais les ulémas de leur côté, «désireux de se rendre nécessaires 
et de se donner de l’importance, s'appliquent à flatter les sultans 
et à adapter à leurs goûts et à leurs penchants les dispositions 
de la loi religieuse.« Il suffit que les nouvelles mesures soient 
proposées avec énergie et appuyées de menaces, elles seront ac- 
ceptées, sinon dès le principe, du moins après coup, parce qu’on 
n’a pas des moyens de résistance. Du reste ce quele peuple 
ne veut pas, ce sont les dispositions qui ne consistent qu’en 
paroles et aboutissent à de nouvelles vexations; mais s’il s’agit 
d’améliorations réelles, le peuple les recevra comme un grand 
bienfait »et les sujets chrétiens nommément, non seulement ne 
 8’y opposeront d’aucune manière, mais, dès qu’ils comprendront 
qu’ils vont enfin être admis à la jouissance de droits égaux, 
ils seconderont de leur mieux les efforts des grandes puis- 
sances. 

Il résulte clairement de ce qui précède qu’en proclamant 
la nécessité des réformes, Réchid pacha comptait sur deux 
forces principales pour en assurer le succès: l’Europe pour stimu- 
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ler le gouvernement de Constantinople dans la voie nouvelle 
et les chrétiens indigènes pour seconder de tous leurs moyens 
une entreprise tendant à améliorer leur condition sociale. Cette 
coalition des forces de la chrétienté, mise au service du Sultan, 
le facteur décisif dans la vie publique ottomane, paraissait, à 
l’auteur de ce projet, de taille à combattre victorieusement l’oppo- 
sition du clergé et de la masse ignorante des musulmans et à 
faire triompher les principes du nouveau régime. 

La voie tracée par la clairvoyance du réformateur n’a pas 
été suivie par ses successeurs et ses adeptes. Au lendemain 
même de sa chute, après la lettre célèbre de Metternich qui 
donnait aux Turcs le conseil de rester Turcs, le ministre des 
affaires étrangères Rifaat pacha disait: «Nous prendrons volon- 
tiers les conseils du dehors; mais nous nous opposerons à toute 
intervention dans nos affaires intérieures» 1). Cette opposition 
augmente à mesure que la situation s’aggrave et le rejet de 
l'intervention européenne devient un principe essentiel de la 
politique ottomane. Quant à la collaboration des nations 
chrétiennes du pays, elle n’a Jamais été recherchée et à une 
époque plus voisine de nous, elle a été même repoussée comme 
un danger national. Les résultats de cette politique sont notoires; 
il ne nous appartient pas, toutefois, de chercher la tournure 
qu’auraient prise les choses en Turquie si la méthode préconisée 
par Réchid avait reçu une exécution sérieuse. 

Les conditions propres à garantir l’existence des réformes 
une fois posées, l’homme d’Etat ottoman se trace un programme 
de travail. Cinq sont, d’après son projet, les points qu’il serait 
important de régler avant tout: 

19 Renforcer, par des lois sévères, les articles du Hatt de 
Gulhané qui établissent la sûreté de la vie, de la propriété et 
de l’honneur. | 

2° Proclamer que désormais la difference entre toutes les 
classes de sujets ne consistera que dans le diversité de leur culte 
et des lieux où ils feront leurs dévotions; abolir entièrement le 
haradj qui aliène à la Sublime Porte les cœurs des populations 
chrétiennes et faire jouir ainsi toute la nation de droits égaux. 


') Engelhardt, l. c. I, p. 49. 


Réchid pacha et la réforme ottomane. 395 


3° Regler la fixation et la perception des impöts d’une 
manière satisfaisante et propre à prévenir toute vexation, et 
déterminer les dépenses pour l’armée et l’administration inté- 
rieure en les proportionnant aux besoins et à la position géo- 
graphique de l’Empire ottoman; 

4° Appeler de l’étranger des instructeurs financiers; 

5° Créer des écoles afin que la Porte ne soit pas obligée 
de recourir aux services des étrangers et afin que ses sujets ne 
croupissent pas dans l’ignorance et le fanatisme. 

En conclusion, Réchid constate que le gouvernement autri- 
chien convient le mieux à la Turquie, naturellement avec quel- 
ques modifications «réclamées par les mœurs et les habitudes 
des musulmans. 

Ce programme comporte, en somme, une extension des 
principes proclamés à Gulhané. Ce qu’il contient de plus im- 
portant, c’est l’égalité de toutes les classes de sujets expressément 
stipulée et sanctionnée par l’abolition du haradj. Cette dernière 
réforme, d’un intérêt vital pour la Turquie, a mis plus de cin- 
quante ans à mürir; ébauchée à Gulhané, solennellement an- 
noncée par le Hatti-humayoun de 1856 et inscrite dans la con- 
stitution de 1876, elle n’a été que partiellement réalisée de 
nos jours. 

Réchid s’occupe aussi de l'établissement d’un budget des 
recettes et des dépenses dont l’absence engendrait dans les 
finances ottomanes un désordre inextricable. Mais sur ce point 
aussi la tradition est plus forte que la volonté du réformateur 
et la Turquie traversera tout le dix-neuvième siècle au milieu 
de la confusion, sans toucher à la «mangerie» et à la vénalité 
que la bureaucratie nouvelle hérita de l’ancien régime. Bien 
plus, le mal ne fera qu’empirer parlesessais de réorganisation dans 
ce ressort de l’administration, tout se réduisant en dernière 
analyse à une surcharge d’impôts que la misère du contribuable 
ne lui permettait pas d’acquitter. Et l’on verra dès le prin- 
temps de 1841 éclater sur deux points opposés de l’Empire, en 
Bulgarie et en Syrie, des troubles sérieux, provoqués par les 
extorsions des nouveaux agents du fisc. 

L'auteur du projet avait sans doute un sentiment très net 
des difficultés qui se dressaient devant lui. Aussi réclame-t-il 
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avec instance le concours de l’Europe. Il écrit en effet que si 
les puissances sont d’accord pour une action réformatrice dans 
les limites qu'il a tracées, on devra réunir une conférence en 
Europe (afin de soustraire les délégués turcs à la pression du 
milieu et de leur conférer une plus grande liberté d’action). A 
cette conférence la Porte se ferait représenter par deux com- 
missaires éclairés; ainsi l’indépendance de l’Empire serait re- 
spectée et, de plus, les commissaires ottomans seraient utiles à 
leurs collègues par leurs connaissances locales. Les décisions de 
la conférence devraient être appuyées avec instance par les 
ambassadeurs et si la Porte s’y opposait, on devrait la menacer 
du partage de l’Empire. Mais il est à espérer, ajoute le mémoire, 
que les affaires ne prendront pas cette tournure critique et que 
ces points fondamentaux seront facilement acceptés à Constan- 
tinople. Seule l'abolition du haradj pourrait être rejetée par 
les ulémas comme contraire à la loi religieuse, mais ils finiront 
par céder sur ce point aussiet le sultan, dès qu’il entendra parler 
de partage, «se hätera de céder». Mais l’adoption de ce pro- 
gramme salutaire n’est pas tout; l'essentiel est d’en assurer 
l'exécution et de consolider les nouvelles institutions. Pour cela 
al nous semble nécessaire, écrit Rechid pacha, que, durant huit 
ou dix ans, les légations des grandes puissances (à Constan- 
tinople) soient chargées de surveiller toutes les affaires, et même 
que ces puissances, pour assurer leur ascendant, fassent stati- 
onner dans le Bosphore chacune un ou deux bâtiments de 
guerres. 

Ainsi, ce west pas seulement le concours, c’est encore le 
contrôle de l’Europe que réclame le fondateur du nouveau ré- 
gime en Turquie pour garantir son œuvre et la faire vivre. 
Cette mesure de précaution lui paraît de toute nécessité. (Car, 
si les réformes ne sont pas réalisées, si on laisse le pays dans 
l’état où il se trouve, «il y aura prochainement et de tous côtés 
de la confusion et des troubles de tout genre...» et les puis- 
sances, outre les grandes difficultésauxquelles elles devront faire 
face, seront responsables devant Dieu «de la prolongation des 
maux et des souffrances qui affligent de si nombreuses popu- 
lations». 

Deux semaines après avoir élaboré ce plan, Réchid tombait 
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sous le poids du mécontentement que l’exécution des réformes 
avait soulevé dans le pays et son projet est allé grossir les 
archives diplomatiques.. Entraîné par la grandeur du but qu’il 
s'était proposé dans sa carrière politique, il comptait trop sur 
le sentiment du devoir chezles grands de l’Empire et sur le secours 
de l’étranger; il négligeait trop l'inconvénient qui résultait, pour 
lui, de l’absence, au sein de la nation turque, d’éléments ca- 
pables de prendre sur eux la défense des institutions nouvelles. 
Il voulait tracer des limites au despotisme du sultan, seul contre 
de nombreuses forces agissant en sens contraire. Son successeur 
Rifaat pacha, libre de tout entraînement, voyait clairement les 
défauts de cette politique: «Quelle chance, disait ce ministre 
au baron de Stürmer, en parlant de son prédécesseur, quelle 
chance aurait-il d’y parvenir? Nous n'avons ni opinion poli- 
tique, ni noblesse, ni aucun corps assez puissant dans J’Etat 
pour en imposer au sultan». Et reprenant le mot de Metternich, 
il ajoutait: «pour réussir, en Turquie, il faut rester turc»!). 
Cependant le retour pur et simple à l’ancien état de choses 
étant impossible, l’œuvre de Réchid lui survécut, plus ou moins 
méconnaissable. Elle avait un double but à réaliser: rapprocher 
la société musulmane du monde chrétien dont elle était mora- 
lement et politiquement séparée depuis des siècles ?) et opérer 
l'émancipation politique et sociale des sujets chrétiens de la 
Porte. Réchid voulait, par une action combinée, poursuivre 
parallèlement ce double objet. Mais telle était la force des 
préjugés qui se dressaient sur son chemin qu’il n’est jamais 
sorti de la théorie. Après lui le mal ne fit qu’empirer: «Le 
Hatti-chérif de Gulhané avait émancipé les rayas de leur con- 
dition servile ou plutôt il les avait autorisés à prétendre à cette 
émancipation sans leur en assurer la jouissance effective. L’on 
ne pouvait s'attendre à une transformation instantanée d’un 
régime qui avait ses racines dans la foi d’un peuple fanatique 
et que le temps avait consacré. Mais s’il était naturel que le 
maître conservât le sentiment intime de sa supériorité et ne se 
resignät pas sous le coup d’une charte octroyée à l’abandon de 


1) Dépêche du 7 avril 1841. 
$) Engelhardt, 1. c. I, p. 3. 
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ses anciens privileges, il n’etait pas moins naturel que ceux 
auxquels la liberté avait été promise, aspirassent à la voir 
triompher et prétendissent en jouirs !). 

Cette contradiction entre les aspirations légitimes des 
chrétiens et la jalousie avec laquelle les musulmans tiennent 
à leurs privilèges séculaires est la véritable pierre d’achoppement 
de la rénovation ottomane. Elle deviendra de plus en plus 
irréductible avec les progrès matériels et intellectuels des rayas, 
et le développement du nationalisme turc lui imprimera une 
violence aiguë. Et c’est là qu’il faut évidemment chercher les 
causes de ces «troubles de tout genres dont Réchid pacha évoque 
la vision et qui remplissent l’histoire de la Turquie depuis les 
premiers pas du nouveau régime jusqu’ à nos jours. | 


1) Id. I, p. 53. 
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Aus russischen Archiven. 
Von 
Karl Stählin. 


I. 
Aus den Papieren Jakobs von Stählin. 


Über das merkwürdige Leben Jakobs von Stählin, der aus 
einer Memminger kleinbürgerlichen Familie stammt und ‘ein 
halbes Jahrhundert — von 1735 bis zu seinem Todesjahr 1785 
— dem russischen Hof und Staat wie vor allem der russischen 
kulturellen Entwicklung eine vielseitige Tätigkeit gewidmet 
hat, habe ich im Jahre der 200 jährigen Wiederkehr seiner 
Geburt im Feuilleton der Memminger Zeitung vom 24. und 
28. Dezember 1909 Aufschluß gegeben. Den Sommer 1910 
brachte ich mit dem Studium und der Sammlung seiner zahl- 
reichen Papiere zu, die mir zur Grundlage einer eingehenderen 
Lebensbeschreibung dienen sollen. Sie finden sich in Peters- 
burg in der Öffentlichen Bibliothek, im Staatsarchiv (Mini- 
sterium des Auswärtigen), in der Akademie der Wissenschaften, 
in Moskau im Staatsarchiv (Ministerium des Auswärtigen) und 
in der dortigen Abteilung des gemeinsamen Archivs des Hof- 
ministeriums, endlich zu Kazan in der dortigen Universitäts- 
Bibliothek. Nur ein verschwindend kleiner Teil dieses vor 
allem aus einer enormen Briefmasse bestehenden Materials, die 
Aufzeichnungen Stählins über Peter III., dem er als Groß- 
fürsten Unterricht gab, und auch sie keineswegs lücken- und 
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fehlerlos, wurde in russischer Sprache gedruckt: zunächst in 
den , reHis BB HMIEPATOPCKOMB OÓLECTBĖ HCTOPIH MH ApeB- 
HOCTEH POCCiACKHXB Hp MocKoBCKOMbB ŸHnBepcurerb“, 
1866, 4. Band, S. 67—123, dann im ,,Utro‘‘, der von Pogodin 
herausgegebenen Zeitschrift, 1868, S. 309—362. Hier schlieBt 
sich ein Bericht Pogodins, des ehemaligen Besitzers der Stählin- 
schen Papiere, über die Art und Weise an, wie diese Papiere 
aus den Händen der Nachkommen Stählins in seine Samm- 
lungen übergingen und sein Freund, der Kunstkenner und 
-historiker Rovinskij unter ihnen viele Jahre später die für die 
Geschichte Peters III. wichtigen Aufzeichnungen entdeckte. 
Der größere Teil dieser letzteren liegt heute im Petersburger 
Staatsarchiv (Ministerium des Äußeren am Dvorcovy-Platz): 
es ist ungeordnetes, vom Verfasser offenbar für eine Biographie 
des Kaisers, seines ehemaligen Zöglings, bestimmtes Roh- 
material, mit vielen Wiederholungen, einiges ausführlich, ande- 
res in bloßen Notizen, alles in deutscher Sprache niederge- 
schrieben. Der Originalbericht über die Thronumwälzung von 
1762, die Stählin im Gefolge des Kaisers miterlebte, ist leider 
verschwunden. Indessen findet sich in der Hôchsteigenen 
Bibliothek des Kaisers im Winterpalais eine handschriftliche 
Übersetzung dieses Berichts durch Graf M. Korff, und im 
9. Band der Werke DerZavins (Petersburg 1883) ist diese 
Übersetzung publiziert. 

Ein Teil der Bemerkungen über den Unterricht an den 
Großfürsten und nachmaligen Kaiser Peter ist jedoch unter den 
Stählinschen Papieren in der Öffentlichen Bibliothek liegen ge- 
blieben (Illremunp No. 8): er umfaßt die letzte Zeit dieser 
Information von Anfang 1744 bis in den Mai 1745. Aus 
ihm veröffentliche ich hier den Anfang und den Schluß als 
charakteristische Proben: es ist im ganzen ein Material, das 
nicht nur für den Biographen Peters III., sondern auch für 
die Geschichte des Erziehungswesens im 18. Jahrhundert seinen 
Wert hat. 

Das zweite von mir hier veröffentlichte Stück, das ich der 
gleichen Sammlung in der öffentlichen Bibliothek verdanke 
(IlIremmp No. 45), ist ganz anderer Art. Stählin war ein 
außerordentlich fleißiger Sammler, der sich während seines 
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fünfzigjährigen Lebens in Rußland die verschiedensten Dinge 
notierte. Einiges davon wurde bekanntlich zu seinen Leb- 
zeiten in Form von Aufsätzen und Nachrichten in deutschen 
Büchern gedruckt, so seine Beiträge „zur Geschichte desTheaters“, 
seine „Nachrichten von der Tanzkunst und Balleten und von 
der Musik in Rußland‘ in „Haigold’s Beylagen zum Neuver- 
änderten Rußland“ (1769 und 1770). Gar manches andere ist un- 
vollendet oder doch nicht druckreifliegen geblieben. Dazu gehören 
die unten folgenden Listen und Porträts der mit ihm gleich- 
zeitigen Gesandten aus allen europäischen Staaten am russi- 
schen Kaiserhof. Mit sehr vielen von ihnen ist er selbst in 
persönliche Berührung gekommen. Ihre Namen treten, so- 
weit sie dem letzten Jahrzehnt seines Lebens angehören, fast 
ausnahmslos auch in seinen Briefen an den damals im Haag 
weilenden Sohn Peter v. Stählin auf. Was er zur Charakte- 
risierung der einzelnen Persönlichkeiten in den folgenden Ver- 
zeichnissen mitteilt, ist freilich, wie fast alles, was der Feder 
des Verfassers der „Originalanekdoten von Peter dem Großen“ 
entstammt, anekdotisch gehalten. Trotzdem wird es als Bei- 
werk der ernsten Geschichtschreibung nicht ganz unwillkommen 
sein. Und der Vollständigkeit der Gesandtenlisten an sich, wie 
sie hier über ein halbes Jahrhundert hin gegeben ist, wird viel- 
leicht noch größerer Wert innewohnen. Für die vorliegende 
Publikation bemühte ich mich, in den Anmerkungen aus Wer- 
ken, die mir hier zur Hand waren, vor allem die nicht immer 
stichhaltigen Daten wie die Schreibweise der Namen richtigzu- 
stellen, wobei sich dieNamensverzeichnisse der Pol.Korrespondenz 
Friedrich d.Gr.und unter den allgemeinen Biographien das,, Dansk 
Biografisk Lexikon“ und das englische ,, Dictionary of National 
Biography“ in hervorragender Weise bewährten. Die Ge- 
sandtennamen und Daten, die ohne Zitat anmerkungsweise vor- 
getragen sind, wurden indes den Papieren Stählins selbst ent- 
nommen, die auch hier Wiederholungen aufweisen. Die sonstigen 
Hinweise beziehen sich auf die einschlägigen Briefsammlungen 
und Darstellungen. Die Angaben über die russischen Veröffent- 
lichungen sind in der Hauptsache aus dem umfassenden Werk 
von Ikonnikov, Opyt russkoj istoriografij (Kiev 1891 f.) ge- 
schöpft. 
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Probeaus den Lektionen desGroBfürsten 


1744 


Tag Stunden 


Vom 1. 


Peter Feodorowitsch. 


Continuation 


Jenner 


bis 


den 20. 


den 21. 
Febr. bi 
zu Ende 
dieses 
Monaths 


den 
4. März 


Febr. 


Lections Censur Vacanzen 


Nachdem S®. Kaysl. Hoht. am Neu- 
Jahrstag zum erstenmal wieder in Kleidern 
erschienen, u. Öffentl. Audienz gegeben ist 
Denenselben auf Deroinständiges Verlangen 
biß zur Ankunfft in Moscau, theils zu 
beBerer Erholung der verlohrnen 
Leibes-Kräffte, theils wegen kurz bevor- 
stehender Reise, gäntzl®. dispensation vom 
studiren zugestanden worden. Nach glückl. 
Ankunfft in Moscau giengen abermals eti® 
Wochen mit sogenanten Ausruhen u. Ein- 
richtung, d. i. mit Spielwerck u. MüBiggehen 
ohne alles Studiren u. Application vorbey. 
Zusammen 

Wurde nach u. nach mit We- 
nigem das Vornehmste von eh- 
mals im vorigen Jahr vor der 
Kranckheit erlerntem auß histo- 
ricis, geographicis, politicis, philo- 
sophicis u. mathematicis repetirt, u. 


7Wochen 
Vacanzen 


dabey befunden daß die 4. Monathl. angehaltene 


Kranckheit u. Vacanz das meiste 
im Gedächtniß u. Gemüth S. K. 
Hoh®. wider ausgelöscht hatte, 
und nur das vornehmste davon mit 
Mühe u. Verdruß wider erinnert 


V.M. 
11—12 


N.M. 
V4 —5 


u. erweckt werden müßen. 


In der Historie der Staaten fort 
gefahren, u. Gelegenheit genom- 
men, die Natur u. Eigenschaflten 
öflenti?. tractaten u. Instrumenten gut. u. 
ex Jure gentium u. Publico zu er- attent. 
klären 

Um das ganze Systeme der For- 
tification nach u. nach durchzu- 
gehen, wurde das Buch: Le Par- Zieml. 
jait Ingenieur François zum Grund gut. 
gelegt, u. heute angefangen, daßel- 
be auf eine besondere compendi- 
euse Methode practice zu tractiren. 
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1945 
Tag Stunden 
€ 6. V.M. 
May 


Ausländische Minister am Ruß. Kays. Hoff. 
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In den Fortificat. Principien 


fortgefahren, u. des Proportional- Sans 
reproche Kirchen 


Zirckels Gebrauch tractirt 


devotion 
in der 


Lections 

Bey Gelegenheit eines Artickels 
in d. Zeitung, die Mittel abgehan- 
delt, durch welche eine löbl®. Lan- 
des-Regierung manchmal zu Be- 
streitung außerordentl?. u. doch 
nothwendiger Ausgaben ohne die 
geringste Beschwehrung der Un- 
terthanen, eine außerordentl®. Bin- 
nahme machen kan. Z. E. die 
Lotterien in England u. Holland, 
die Comödien in Amsterdam, u. d. 
gl. m. etc. 

Item von der Nothwendigkeit, 
guten Einrichtung, u. Unterhal- 
tungs-Geldern der Hospitäler u. 
Waysen Häuser etc. — ferner von 
Encouragirung einer Nation zu 
nützl. Erfindungen u. Wißen- 
schafften, Künsten u. Handwer- 
cken durch außgesetzte Geld- u. 
Ehren -Premien. 


Nichts 


Nichts 


Nichts 


Rôm. Kayserl. 


1730. Graf Wratislau!) 
War magnifique in Aufzug u. Taffel, steiff u. etws. 


1735. Graf Ostein. 


Sehr 
gut 


Censur Vacanzen 


Ausge- 
geritten 
drey 
Kirchen- 
feste 
Wegen 
Einzug 
im 
Sommer- 
Palais 


1) Vgl. Waliszewski, L'Héritage de Pierre le Grand (Paris 1900), 
passim (s. Namensverzeichnis): Graf Wratislaw. 
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einbildisch wie ein Reichs Graf. sprach gern von der Österreich. 
Glorie, verdarb es zuletzt gräsl. | ?] mit dem Herzog von Curland, 
der ihm bey Gelegenheit des zu Belgrad geschloßenen Friedens mit 
den Türken 1739. sagte, daß d. Röm. Kayser von seinem Ministerio 
u. Generalität sich wie ein Pohln. Bäaär an d. Nase führen ließe: 
worauff er dem Herzog antwortete, daß in Europa alle Bauren höff- 
licher vom Oberhaupt des Röm. Reichs zu sprechen pflegten etc. etc. 
Als der Herzog hierüber auffuhr, u. im Zorn zu ihm sagte: was 
Teuffel sprechen Sie Herr Graf? wißen Sie wer ich bin? Nein ich 
weiß nicht, wer Sie seyn, antwortete d. Graf, aber ich weiß wer 
ich bin, des Churfürsten von Maynz Bruder), u. gevollmächtigter 
Minister des Röm. Kaysers. Hatte damit bey dem hiesigen Hoff 
ausgedient u. bekam bald darauff seinen Rappell. 
Seine Gemahlin starb 1. Jahr zuvor an der Schwindsucht. u. wurde 
in einem bleyernen Sarg nebst einem todten Kind nach Deutsch- 
land transportirt. 
Resident Hr. v. Hohenholtzer®), ein guter ehrlicher Mann, 
so vom Schreiber auf gedient hatte. AB u. tranck gerne sehr gut, 
aber unappetitl. Sprudelte einem d. Gesicht voll, wenn er mit 
einem sprach. Wurde offt von d. Kayserin Anna vexirt. 
Secretär Hr. Philip Bäfler, nachmahls geadelt, mit dem 
Nahmen v. Eichenfeld reisete 15. Jahr lang in Gedancken, u. im 
Frühling 1764. wirckl. nach seinem Vaterlande. 

1738. Marq. Botta d’ Attorno?), als gecommitirter General wegen der 
Plans des Operations in damahligem Türckenkrieg. 
Nachmahls Ambassadeur in plenißa. forma bey d. Printz". Anna, 
Vermählg. woselbst er unter dem Thron in großen Saal bey d. 


1) Dieser Bruder, Johann Friedrich Karl von Ostein, wurde erst 
4743 Kurfürst von Mainz (vgl. Hennes, Die Erzbischöfe von Mainz, Mainz 
1879, S. 324 f.). Biron aber war um diese Zeit bereits im dritten Jahre 
in Sibirien. Daraus wird die Unzuverlässigkeit in dem Beiwerk der Anek- 
dote klar. 

3) Hochholtzer. Nach der Pol. Korrespondenz Friedrichs d. Gr. 
(Berlin 1879 ff.) Nicolaus Sebastian Edler von Hohenholtz. Vgl. auch 
Waliszewski, La Dernière des Romanoo (Paris 1902), passim. Depeschen 
von ihm wie vieler anderer Gesandten im Sbornik der kaisl. Gesellsch. für 
russ. Geschichte, auf welches große Sammelwerk ein für allemal hin- 
gewiesen sei. 

3) Marchese Botta d’ Adorno. Vgl. Waliszewski, a. a. O., besonders 
S. 317 ff., und Allg. Deutsche Biographie, 47. Bd. S. 139 ff.: Anton Otto 
Marchese Botta d’Adorno. Der Schluß bei Stählin bezieht sich auf die 
angeblich von Botta ausgehende Verschwörung, die in Wahrheit 1743 von 
L’Estocq erfunden war, um den Vizekanzler Bestutev zu stürzen und 
zugleich den französischen Einfluß über den österreichischen triumphieren 
zu lassen. 
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Kayserin Anna publique Audienz hatte, u. dabey den Hut, nicht 
nur aufsetzte, sondern auch mit der Hand in Kopf drückte, en bon 
officier. Bey d. ReichsVerwaltung d. Prinzeßin Anna sehr an. 
gesehen u. intime. Nachmahls dch. denselben alles für den Wien- 
Hoff verdorben, bey glorreicher Regierung d. Kayserin Elisabeth. 

1744. Graf Rosenberg!) (AmbaBdr.) solte es wider gut machen. 

1745. Baron Bretlack*) (Bottschaffter) reussirte beBer. 

1746. Graf Bernes?) (Bottschaffter) folgt ihm. 

1750. Pretlack löst ihn wid. ab. 

1753. Graf Esterhasi +t) (Bottschaffter). 

1761. Graf Mercy) (Bottschaflter). 

1763. Fürst Lobkowitz 6) (Ministr. plenipotent.) Reiscte im Febr. 
1770. auf etl. Monathe nach Wien, u. hinterließ als Chargé d’affaires 
Mr. de Zedeler. Kam d. Jahr darauff wied. zurück. Reisete 
gäntzl. ab im Frühling 1777. 
NB. Unter des Fürsten Lobkowiz Flügeln ein Deputirter der Re- 
publik Ragusa Graf Rag n in a (hinckend), kam 1772. anhero, solli- 
citirte den Erlaß einiger Ragus. Schiffe, so die Ruß. Flotte im Archi- 
pel weggenommen hatte, weil sie den Türcken Proviant u. Munition 
zu führen müßen. Er wolte als Minister v. 32. Rang angesehen 
werden; erhielt es aber nicht, u. nahm deshalben auch d. Depu- 
tirten [ ?] Geschenck nicht an. 


1) Vgl. Pol. Korr. Friedr. d. Gr.: Philipp Graf v. Rosenberg-Orsino. 
S. auch Waliszewski, La Dernière des Romanov, passim. 

2) Vgl. Pol. Korr. Friedr. d. Gr.: Johann Franz Frhr. v. Pretlack. 
Waliszewski, a. à O., passim. 

3) Vgl. Pol. Korr. Friedr. d. Gr.: Joseph Graf v. Bernes. Waliszewski, 
a. a. O., passim. 

4) Vgl. Pol. Korr. Friedr. d. Gr.: Nicolaus Graf v. Esterhazy. Wali- 
szewski, a. a. O. Correspondance de Catherine Alexéievna et de Sir Charles 
H. Williams, hrgb. v. der Kaisl. Gesellschaft für russ. Geschichte u. Alter- 
tümer an der Univ. Moskau (1909). 

6) Vgl. v. Wurzbach, Biogr. Lexikon des Kaiserthums Österreich, 
17. Bd., S. 391 f.: Florimund Graf v. Mercy d’Argenteau, der spätere 
vertraute Ratgeber Marie Antoinettes; seine russische Mission ist indessen 
hier nicht erwähnt. Seine Depeschen über Peter III. sind von A. Brückner 
unter anderm in ,,Drevnaja i novaja Rossija“ 1878, III, S. 177 ff. ver- 
wertet. Vgl. ferner Russkij vöstnik 1886, No. 5 (Mercy d’A. am russ. Hof), 
Histor. Zeitschrift, 36. Bd., 1876 (A. Schaefer: Aus den letzten Tagen der 
Kaiserin Elisabeth), Correspondance secrète entre Marie Thérèse et le comte 
de Mercy-A., hg. v. Arneth u. Geffroy (Paris 1874). 

= 6) Vgl. Allg. Deutsche Biographie., 19. Bd. S. 50 ff.: Joseph Maria 
Karl Fürst v. Lobkowitz. Nach diesem Artikel begab sich L. erst 1764 
an den Petersburger Hof. 
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1777. Graf Kaunitz!): gieng ab im Aug. 1779. u. ließ zum Chargé 
d'Affaires Hr. vrSedeler. 
1779. Graf Cobenzl!). 


Königl. frantzösische?°) 


Niemand außer ein u. anderm frantz. Emissaire, e. gr. D'Allion‘). 
4737. Marquis Chetardie®) (AmbaBad. in plena forma, nachmals ®) 
Ministre Plenipoteni.) hatte seine erste Audienz bey der Kayserin 
Anna auf dem Thron. Während seiner Rede (bei welcher er pro 
forma den Huth aufsetzte u. wied. abnahm) brach der Kayserin 
Anna eine PerlenSchnur, die sie um die Hand gebunden hatte. 
Die Perlen rollten ihm um die Füße; er ließ sich aber nichts irren: 
u. als er seine Cavaliers zum Handkuß präsentirte, fegte er die 
Perlen mit seinem Huth zur seiten, daß sie nicht zertreten würden. 
Erôffnete allzeit den Ball mit d. Printz®. Elisabeth. 
War 1742. mit bey der Krönung der Kayserin Elisabeth zu Moscau 
u. reisete in großem faveur, mit dem Andreas-Alexand.- u. St. Anna- 
Orden auf eine Zeit lang nach Franckreich. Kam a°. 1744. wieder 
zurück nach Moscau, u. von dar durch des Grafen Bestuscheff 


1) Vgl. v. Wurzbach, a. a. O., 11. Bd., S. 65: Joseph Clemens Graf 
Kaunitz, der viertgeborene Sohn des Fürsten Wenzel Anton, war Bot- 
schafter zu Petersburg und Madrid und starb, nachdem er sich in Spanien 
eingeschifft hatte, auf dem Meere Anfang 1785. 

3) Vgl. ebda., 4. Bd., S. 355: Johann Ludwig Joseph Graf Cobenzl. 
Zwanzig Jahre lang blieb Petersburg der Mittelpunkt seiner Tätigkeit. 

3) Für die ganze Reihe ist La Cour de la Russie 1725—1783 (Berlin 
1858), ferner Flassan, Histoire générale et raisonnée de la diplomatie fran- 
caise (Paris 1808) zu vergleichen. Mancherlei französische wie englische 
Berichte hat schon Raumer für seine ‚Beiträge zur neueren Geschichte“ 
(Leipzig) 1836 ff. benutzt. 

4) Vgl. La Cour de la Russie, S. 400, und Pol. Korr. Friedr. d. Gr.: 
D’Usson d’Aillon. Waliszewski, La Dernière des Romanov, passim. 

5) Vgl. ebda. u. L’ Héritage de Pierre le Grand, ferner Vandal, Louis XV 
et Elisabeth de Russie (Paris 1882), Corr. de Cath. Al. et de Sir Ch. H. 
Williams, passim. Pekarski, Markiz de-la Setardi v Rossii (Peters- 
burg 1862: seine Berichte 1740—1742), Hoefer, Nouvelle Biographie 
générale, 10. Bd. S. 251 f. u. Lalanne, Dictionnaire Historigüe de France, 
S. 521 f.: Joachim-Jacques Trotti, Marquis de La Chétardie. Er trug 
bekanntlich zum Sturz Münnichs und der Regentin und zur Thronerhe- 
bung Elisabeths bei, erlag aber 1744 in dem hartnäckigen Kampf gegen 
Bestużew, der seine die Persönlichkeit Elisabeths stark kompromittie- 
renden Relationen abfangen ließ und der Kaiserin vorlegte. Seine erste 
Ankunft erfolgte im Dezember 1739. Seine zweite Anwesenheit dauerte 
vom Dezember 1743 bis zum Juni 1744. 

€) 1738. 
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Entdeckung seiner boßhafften Relationen, garstig weg, so daß er 
über die Gräntzen biB Riga geschafft, u. ihm noch daselbst das 
von Ihro Majt. erhaltene Portrait, auB der brillantenen Einfaßung 
außgebrochen u. abgenommen worden. 

1743. Mr. Dallion!), war vormahls in frantz. Hofdiensten an der Ottom. 
Pforte, Ein sehr filtziger Mann, der für hiesige Kauffleuthe, einige 
hundert Oxthofe frantz. Weine [kommen ließ?], die auf seinen 
Nahmen als eigene Provision Zollfrey paßirten u. verursachte da- 
durch die Aufhebung der bißherigen Zollfreyheit der außländ. 
Minister. 

4744. Marg. Chetardie zum zweyten mal (ohne Characf.) als 

Königl. frantz. Brigadier, hatte aber sein Creditiv in der Tasche, 
welches ihm bey seinem Fall zu Moscau, nicht zustatten kam, weil 
er es nicht vorher producirt hatte, u. von ihm nun, als arretirten 
nicht angenommen werden konte. 
Consul M. Saint Sauveur?*), war vorher frantz. Consul 
zu Amsterdam gewesen. Ein sehr angenehmer Compagnon, gour- 
man u. gewöhnl. Vorschneider an der Taffel des Ambaßadeur M ar œ. 
d’hopiıtal. 

1757. Nach langer Vacanz frantzs!. Minister MT. Douglas?) od. Mac- 
kinsy, ein Irländ. Vermuth}'. Jesuit. Erst nur Emißaire. Nach- 
mals accreditirter Minister. 

Marg. Dhopitäl‘) (Ambassadr.) Ein charmanter Herr, u. 
vortrefflr. Traiteur. Stund in bestandigen hohen Gnaden bey der 
' Kayserin, die ihm noch beym Anfang ihrer letzten Kranckheit 1761. 
wenige Wochen vor ihrem Ende, eine Abschieds-Audienz in ihrem 


1) Vgl. Waliszewski, La Dernière des Romanov, passim. 

3) Vgl. Pol. Korr. Friedr. d. Gr.: Jean-Baptiste de Saint-Sauveur. 
Er übernimmt Ende 1747 die Geschäfte von d’Aillon, der zum zweiten 
Mal seit März 1745 in Rußland geweilt hatte. 

3) Vgl.Corr. de Cath. AL et de Sir Ch. H. Williams u. Waliszewski, 
a. a. O., passim: Chevalier Douglas Mackenzie. Über seine erste unter 
abenteuerlichen Umständen ausgeführte Mission, die er 1755 übernahm, 
S. 399 fl. Sein zweiter Petersburger Aufenthalt beginnt April 1756 und 
dauert bis 1757. Seine Instruktion ist schon vom 1. Juni 1755 datiert 
bei Broglie Le Secret du Roi (Paris 1878), 1. Bd. S. 445. Auch Vandal 
gibt a. a. O. über ihn wie über die folgenden Persönlichkeiten Aufschluß. 

t) Vgl. Corr. de Cath. A. et de Sir Ch. H. Williams, Waliszewski, 
a. a. O., S. 430 u. passim und Corberon, Journal intime (Paris 1901) 1. Bd., 
S. 32, Anm. 1: Paul-Francois de Galluccio de l Hôpital, genannt Marquis 
de l'Hôpital, außerordtl. und bevollmächtigter Minister bei der Kaiserin 
Elisabeth 1756—1760. (Er kommt jedoch erst im Juli 1757 nach einer 
Reisezeit von 6 Monaten an.) S. auch ,,Le Marquis del Hôpital ambassa- 
deur de France en Russie en 1757“ in Séances et travaux de l’ Ac. des Sciences 
mor. et pol. (Petersburg 1882) 
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innersten Apartemt. auf dem Canapé ertheilte u. zum Andencken 
eine kostbare Tabattiere mit ihrem Portrait en mignature, von 
Sampsois gemahlt, verehrte. 

Sein erster Secretaire d’ambassade, der artige spirituelle Capitaine 
M". d Eon!). Nachmals in eben derselben fonction zu London 
bey dem frantz: Ambaßadeur MT. de Guerchy u. eine Zeitlang 
frantz. Ministre plenipof. wovon seine Memoires in 4. nachzusehen 
sind. Endl. 1776. gar als Mademoiselle D’ Eon entdeckt u. publicirt. 

1762. Baron Breteuil?) (Minist!. plenip.) 

1764. Marg. Bausset?) (Ministr. plenip.) f 1767. zu Peterbg. ein 
Jahr vor ihm seine junge Gemahlin Tochter eines reichen fermier 
general Hinterließ 1. Töchtergen v. 2. Jahren. 

Nach ihm blieb als chargé d’affaires der frantz. Genl. Consul M". 
Rossignolt). 

Nach demselben kam im Herbst 1769. MT. Sabatier deCabre!) 
als Chargé d’affaires. 

1772. M". Durant‘), Ministre plenipotent. 


1) Vgl. Nouvelle Biographie générale, 16. Bd., S. 100 fl. u. Diction- 
naire historique, S. 708: Charles-Genevieve-Louis-Auguste-Andr6-Timo- 
thée de Beaumont d’Eon. Die zuletzt von Guillardet (Paris 1836) heraus- 
gegebenen Memoiren sind unecht. Seine Werke erschienen unter dem 
Titel: »Loisirs du Chevalier d'Eont, Amsterdam 1775. 

5) Vgl. Nouvelle Biographie générale, 7. Bd., S. 340 f. u. Dict. histo- 
rique, S. 380: Louis-Auguste Le Tonnelier, Baron de Breteuil. Hier ist 
das Jahr 1760 als Jahr seiner Ankunft genannt. Damit stimmt La Cour 
de la Russie, S. 405 fl. überein. Doch blieb L’Höpital zunächst noch in 
Petersburg. Breteuil verließ Rußland, bei dem Umschwung der Ver- 
hältnisse unter Peter III. kaltgestellt, am 25. Juni 1762 (n. St.), kelırte 
aber nach dem Sturz des Kaisers noch einmal zurück. Nach seiner end- 
gültigen Abreise am 16. Mai 1763 war sein bisheriger Sekretär Beranger 
zwei Jahre lang Geschäftsträger, den Stählin nicht erwähnt. Auch bei 
Katharina hatten diese wie alle die folgenden Diplomaten keinen Einfluß. 

3) Vgl. Pol. Korr. Friedr. d. Gr.: Matthias-Nicolas Marquis de 
Beausset, Corberon, a. a. O., 1. Bd., S. 32, Anm. 3: 1763 (in Wirklichkeit 
1765) —1767. Als sein Todestag ist der 28. April 1767 angegeben. 

1) Vgl. neben dem Secret du Roi noch das (russ.) Journal des Mini- 
steriums f. Volksaufklärung, 1889, No. 4. 

3) Vgl. Pol. Korr. Friedr. d. Gr.: Honoré-Auguste Sabatier de Cabré 
(richtig: Cabre). Corberon, a. a. O., 2. Bd., S. 168, Anm. 2: hiernach 
dauerte sein Aufenthalt in Petersburg vom 5. August 1769 bis zum Scp- 
tember 1772. Er schrieb ein Memoire: sCatherine II et sa Cour et la Russie 
en 1772e (Berlin, Asher 1869). 

6) Vgl. Pol. Korr. Friedr. d. Gr.: Frangois-Michel Durand de Distroff. 
Corberon, a. a. O., seine Instruktion ist vom 24. Juli 1772 datiert. 
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1775. Marg*. de Juigny!). Reisete im Frühjahr 1778. nach Franckr. 
u. lieB zum Chargé d'affaires den frantz. Capitain Cheval. Cor- 
beron*) zurück. 

1780. im Sommer kam als ministre plenipot. M’.leMarg°®.deVerac?) 
mit demselben sein Sohn u. sein verlobter SchwiegerSohn. Reist 
nach Hause in seinen häusl. Angelegenheiten 1783. im ?ber, läst 
als Ch. daf”. MT. Calliard*). Dieser reisete 1784. im Herbst 
ab, u. ließ an seiner Stelle MT. Coliniere. 


Königl. Großbrittan. 


1930. Mylord Forbes) (Envoyé). 

1735. Resident Msi". Rondeau*), ein guter Bürger nebst seiner dürren 
langen Frau die nach seinem Tod sich schwanger angab u. Erbin 
wurde. 


1) Vgl. ebda., 1. Bd., Einleitung, u. 2. Bd., S. 420: Jacques-Gabriel- 
Louis Le Clerc, Marquis de Juigné; er langte mit Corberon am 12. August 
1775 bei Katharina II. in Moskau an und reiste wegen seiner erschütter- 
ten Gesundheit am 23. November 1777 von Petersburg nach Paris zurück. 

2) Der Verfasser des wichtigen » Journal intimes, in dem auch Jakob 
Stählin und sein Sohn Peter wiederholt erwähnt sind. Er verließ Peters- 
burg am 21. Oktober 1780. 

3) Vgl. ebda., 2. Bd., S. 421 u. 432: Olivier de Saint-Georges, Marquis 
de Vérac; sein Sohn Anne-Louis-Joseph-César-Olivier de Saint-Georges, 
Graf de Vérac; sein Schwiegersohn Benjamin-Eléonor-Louis Frotier, 
Marquis de La Coste. S. auch Rouge, Le Marquis de Vérac et ses amis 
(Paris 1890). 

t) Vgl. Corberon, a. a. O., 1. Bd., S. 4, Anm. 6: Calliard, Sekretär 
Véracs. (Bei Waliszewski, Autour d’un Trône. Cathérine II de Russie 
[Paris 1894] heißt er S. 150 u. im Namensverzeichnis irrtümlicherweise 
Caillet.) 

+) Vgl. Stephen u. Lee, Dictionary of National Biography, 19. Bd., 
S. 393 ff.: George Forbes, 3. Graf von Granard. War 1733—34 außer- 
ordtl. Gesandter u. bevollmächtigter Minister bei Kaiserin Anna -und 
schloß einen Zallvertrag, den ersten Vertrag des Petersburger Hofes mit 
einem westeuropäischen Staat. 

5) Vgl. Jacob v. Stählin, Originalanekdoten von Peter dem Großen 
(Leipzig 1785), S. 410: Rondeau, Großbritannischer Resident in den letzten 
Lebensjahren Peters des Großen und unter den nachfolgenden Regierungen 
bis zum Anfang der Kaiserin Elisabeth. Er starb zu Petersburg 1741. 
Hier ist auch in einer Anmerkung von seiner Gemahlin, einer sehr witzigen 
Frau, erzählt. Sie ist die Verfasserin der “Lettres d’une dame angloise”. 
die viele Anekdoten von Kaiserin Anna, dem Herzog von Kurland und 
der mecklenburgischen Prinzessin Anna enthalten. Aufzeichnungen des 
Residenten Rondeau selbst über einige Große des russischen Hofes 1730 
sind u. a. in den Ötenija der Moskauer kaisl. Gesellschaft für russ. Ge- 
schichte (1861, II, S. 1 ff.) gedruckt. 
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4740. Mylord Finch 1) (Envoyé) nach ihm, galt sehr viel. 

4742. Chevaľ. Baronet W o i tsc h?) (Envoyé) Virtuose auf dem Clavecin: 
hatte einen Kammerdiener bey sich, der zugleich 1° u. 2% corno 
auf 2. an die beyden Mundwinckel angesetzte Waldhorne spielte, wie 
ich selbst gesehen und zugehört habe zu Moscau. 

1744. Mylord Tiralei?) (AmbaBad.) ein steiffer etwas trotziger Engl. 
General, hinckte mit dem linken Fuß. Hatte seine 17.jährige schöne 
Tochter u. eine auch hübsche Gouvernante bey ihr. 

4746. Milord Hindfort*) (Ambassad.) 

1952. Ms". Guydikens?°) (Envoyé). 

1755. Chevaï. Hanbury Williams‘) (AmbaBæ&.) 

4958. Mst". Kith (Keith) Envoyé’). 

1763. Graf Buckingham (Ambassd.)') 

1765. Cheva. Macardney") (Envoyé) 


1) Vgl. Nat. Biog., 19. Bd., S. 20: Edward Finch-Hatton. Wurde 
‘41. Januar 1739 Gesandter in Rußland und blieb dort bis 1742. 

3) Vgl. Pol. Korr. Friedr. d. Gr.: Cyril Wich, Baronet. Waliszewski, 
La Dernière des Romanov, passim. 

3) Tirawly. Vgl. Nat. Biog., 42. Bd., S. 62 f.: James O’Hara, Baron 
Kilmaine u. 2. Baron Tyrawley. Wurde bei Malplaquet schwer ver- 
wundet. Von November 1743 bis Februar 1745 außerordtl. Gesandter 
in Rußland. 

4) Vgl. ebda., 9. Bd., S. 130 f.: John Carmichael, 3. Graf von Hynd- 
ford. 1744 in Spezialmission nach Rußland; seine geschickten Verhand- 
lungen beschleunigten den Friedensschluß von Aachen. Verließ Moskau 
am 8. Oktober 1749. 

5) Guidickens. Vgl. Pol. Korr. Friedr. d. Gr.: Melchior Guy Dickens, 
und folgende Anmerkung. 

+) Vgl. ebda., 61. Bd., S. 379 fl. und v. Ruville, William Pitt (Stutt- 
gart u. Berlin 1905), 1. u. 2. Bd. passim: Sir Charles Hanbury Williams: 
Anfang 1755 als Nachfolger dse unfähigen Guy Dickens bis Sommer 1757 
in Rußland. Schließt 30. Sept. 1755 einen Vertrag gegen Friedrich II., 
der jedoch infolge des Umschwungs in England (Westminster-Convention 
und Berufung Pitts) nicht zur Geltung gelangt, und stirbt in Verzweiflung 
über sein Mißgeschick 1759 durch eigene Hand. Seine Korrespondenz 
mit der Großfürstin Katharina (s. o.) umfaßt die Jahre 1756 und 1757. 

?) Vgl. Nat. Biog., 30. Bd., S. 328 f.: Robert Keith, 1758 bis zur 
Thronbesteigung Katharinas II. 1762 in Rußland. 

°) Vgl. ebda.: John Hobart, 2. Graf v. Buckinghamshire, 1762—65 
Gesandter in Rußland. 

*) Vgl. ebda., 34. Bd., S. 404 f.: George Macartney, 1. Graf Ma- 
cartney. 22. August 1764 zum außerordlt. Gesandten in Petersburg er- 
nannt, schließt einen Handelsvertrag und kehrt im Juni 1767 nach Eng- 
land zurüzk. Sein ,, Account of an Embassy to Russia‘‘ ist mit seinen andern 
Berichten bei Barrow, Some account of the public life of Earl Macartney 
(London 1807) gedruckt. 
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1768. Lord Cathcart'), Genl. Lieu. Ambaßadeur. 

4772. Hr.v. Gunning*) 1773 bekam er den Orden v. Bath zu Peter- 
hoff von d. Kayserin umgehangen. Reißet 1775. nach Engelland. 
In seiner Abwesenheit war Chargé d'Affaires MY. Oaxe*). 

4777. Mstr. Harris‘), bekam 1779 den Orden von Bath, den ihm die 
Kayserin selbst umhängfe u. zugl. einen brillantirten Degen schenck- 
te, womit sie ihn zum Ritter geschlagen hatte. 

4783. Fitzherbert®). Vor seiner Ankunfft seit d. Abreise des 
Chevaë. Harris war Chargé d’affaires M". Scherp, des Engl. Consuls 
Sohn. 


Königl. Pohln. u. Chur Sächs®). 


1730. Baron Lefort). 

1734. Graf Lynar*), treffl. angesehen bey d. Kayserin u. dem Ober 
KammerHr. Endl. dch. Klatschereyen bey d. Fr. OberKammerHin. 
Biron etwas verschwärtzt daß er in Sachsen zurückbehalten wurde. 


1) Vgl. ebda., 9. Bd., S. 285: Charles Cathcart, 9. Baron Cathcart. 
War 1768—71 Gesandter in Rußland. 

2) Vgl. ebda., 23. Bd., S. 348 f.: Sir Robert Gunning, Baronet. 
Wurde 13. Dezb. 1771 zum außerordtl. Gesandten und bevollmächtigten 
Minister für Rußland ernannt, wo er Anfang Juni 1772 ankam. Die 
Belehnung mit den Insignien des Bathordens fand am 9. Juli 1773 auf 
Ersuchen Georgs III. durch die Kaiserin statt, die Gunning stets mit 
besonderer Auszeichnung behandelte. Nach dem Scheitern der Verhand- 
lungen über russische Truppenunterstützung in Amerika wurde er im 
November 1775 abberufen. 

3) Vgl. Corberon, Journal intime, 2. Bd., S. 132, Anm. 3: Minister 
Oakes. 

4) Vgl. Nat. Biog. 25. Bd., S. 8f.: James Harris, 4. Graf von Mal- 
mesbury. 1777 bis August 1783 in Rußland. Die Ordenszeremonie fand 
am 20. März 1779 statt. 

+) Vgl. ebda, 19. Bd., S. 166 fl.: Alleyne Fitzherbert, Baron 
St. Helens. Wurde im Sommer 1783 als außerordtl. Gesandter nach 
Rußland geschickt und begleitete 1787 die Kaiserin auf ihrer Krimreise. 
Ende 1787 kehrte er nach England zurück. 

°) Die meisten der folgenden Diplomaten figurieren mit ihren Be- 
richten bei Herrmann, Geschichte des russischen Staats, 4.—6. Bd., 
Hamburg, bzw. Gotha 1849 ff.) 

7) Der ,,ehedessen in des Zars Diensten gestandene Commercien- 
rath Ze Fort“ wurde schon 1721 als Legationsrat nach Petersburg ge- 
schickt, vgl. Herrmann, a. a. O., 4. Bd., S. 346 Anm. S. auch Waliszewski, 
L'Héritage de Pierre le Grand, passim. 

°) Vgl. Pol. Korr. Friedr. d. Gr.: Moritz Karl Graf v. Lynar. Wali- 
szewski, a. a. O., passim, besonders 8. 314 ff. 
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1735. Nach ihm Envoyé Hr. v. S u h m!) ein schlauer Teuffel der mit dem 
Braunschw. Geheimd. Rath u. ErtzPedant. Kayserling, mehr 
Preußisch als Sächs. gesinnt war, u. viel bey d. Herzogin galt. 
Großer Delicatulus u. haemorroidalis. Starb auf d. Rückreise zu 
seinem Glück. Autor an der Dolgoruck. Execution zu Nowogrod ?) 

1741. Ly nar, wiederum bey der Printz. Anna ihr u. der Fräul. Julia °) 
Favorit reisete verlobt noch Dresden. In seiner Abwesenheit seine 
Braut nach Siberien. 

Resident Hr. v. Pezold*)— + zu Wien 4783: im Sommer, alt 80 
Jahre. 

1943. Baron Gersdorff?) (Envoyé). 

1745. Graf Vizdom (Envoyé) °). 

1748. General Arnim (Envoyé) ?). 

1746. Hr. v. Funck’), ein gebohrner Sachse war erst Ruß. Kays. 
Legat. Secretair in Schweden bey dem Grafen Mich. Petr. Bestu- 
scheff. Kam mit Sr. Excllz. nach Moscau 1742. Erhielt seinen 
Abschied auß Ruß. Kaysl. Diensten 1743. Blieb erstl. bey dem 
Sächs. Residt. Pezold als Gehülffe, Succedirte ihm nachmals. Wurde 
endl. Königl. Pohln. u. Chursächs. Envoyé extraord. 

— Secretair bey ihm war Mr. Pra B°) — Nach demselben wäh- 
rendem Krieg von 1756— biß 1764. nur allein 
M'. PraBß, erst als chargé d’affaires nachmals als Resident. 


1) Vgl. Bjölov über die Beziehungen Friedrichs II. zum russ. Hof 
bis zu seiner Thronbesteigung (nach der Correspondenz mit Suhm 1737 
bis 1740) in Drevnaja i novaja Rossija 1875, II, S. 370 fl. 

3) Diese Exekution der Dolgoruki fand am 8. November 1739 
statt (vgl. u. a. Russkij Biografiteskij Slovat Bd. Dabelov-Djad’kovskij 
S. 522). 

3) Julie Mengden, die Hofdame der Regentin Anna, ist gemeint; 
sie war auch seine Braut. 

4) Vgl. Pol. Korr. Friedr. d. Gr.: Johann Sigmund v. Pezold. Die 
von Herrmann benutzten Berichte Pezolds gehen bis Januar 1737 zurück. 
Er war damals Legationssekretär. 

s) Vgl. Pol. Korr. Friedr. d. Gr.: Nicolaus Willibald Frhr. v. Gers- 
dorf. 

¢) Vgl. ebda.: Ludwig Siegfried Graf Vitzthum v. Eckstädt. 

?) Vgl. ebda.: Karl Sigmund v. Arnim. Seine Gesandtschaft fallt 
jedoch erst in die Jahre 1750 und 1751. 

°) Vgl. ebda: Johann Friedrich August v. Funck (oder Funcke). 
Waliszewski, La Dernière des Romanov u. Corr. de Cath. Al. et de Sir Ch. 
H. Williams, passim. 

9) Vgl. Pol. Korr. Friedr. d. Gr.: Johann Moritz Prasse. Seine Be- 
richte bei Herrmann, a. a. O., 5. Bd., S. 216 ff. Stählin vergißt hier den 
„kgl. polnischen Czernik“ Grafen Brühl anzuführen, der unter der Re- 
gierung Peters III. anwesend war; s. Herrmann, a. a. O., 5. Bd. S. 249 ff. 
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1764. Graf Sacken?°), Ritter v. Alex. Newsky Reisete mit Abschied 
v. hiesig. Hofe nach Dreßden 1768. woselbst er premier Minister 
der außwärtigen Affaires wurde. 

1769. Baron v. Sacken ®), Chursächs. Genl. Major u. Envoyé am 
Ruß. Kaysl. Hof. |; 


Königl. Pohln. u. von der Republic. 


Graf Og y ns k y —1738. Envoyé nebst seiner Gemahlin, die mehr Mi- 
nister war als er: eine vortrffl®. Bettlerin bey d. Kayserin Anna. 
NB. War eigentl. nicht Minister, sondern von der Republic Pohlen 
außerordentl. als Abgesanter geschickt, die Kayserin zu bitten, daß 
Sie dem Feldmarsch. Münnich den Rückmarch mit der Armee durch 
Pohlen nicht erlauben möchte. Derselbe war aber schon è’) eher 
geschehen als Ogynsky anhero gekommen. 


Vom König Stanislaus August. 
1765. Graf ... — 
Dr. Residt. Mr. Psarsky geht ab 1773. 
Minister. Graf Rschewutschky geht ohne Abschied im 
ersten Jahr des Kriegs ab. 17694). 
Resident M". Deboly) — 1777 


Königl. Schwedische. 


1735. D. alte Bar. Dithmar*) Envoyé (Zugleich ein Schwed. Com- 
missions -Secretaire MT. Morian.) 


1) Vgl. Pol. Korr. Friedr. d. Gr.: Karl Graf von der Osten-Sacken. 
Corberon, a. a. O., 1. Bd. S. 49 u. 59. Später sächsischer Minister des 
Auswärtigen. | 

2) Vgl. Pol. Korr. Friedr. d. Gr. und. Herrmann, a. a. O., 6. Bd. 
S. 471: Johann Gustav Frhr. v. d. Osten-Sacken, ein Neffe des vorigen. 
Corberon, passim, besonders 4. Bd. S. 136. Er ist noch in der zweiten 
Hälfte der 80 er Jahre am russischen Hof, vgl. Waliszewski, Autour d’un 
trône, S. 350. 

$) ein Jahr. 

t) Vgl. Pol. Korr. Friedr. d. Gr.: Franz Graf v. Rzewuski, polnischer 
Kronfeldcommissarius. Der von Stählin erwähnte Krieg ist der erste 
Türkenkrieg Katharinas II., den Polen im Verein mit Frankreich und 
Österreich veranlaßt hatte. 

5) Vgl. Corberon, Journal intime, 2. Bd., S. 148: Deboli oder de 
Boli war noch 1791 am russischen Hof und heiratete die Prinzessin Kath. 
Petrovna Golicyn. 

+) Vgl. Biografiskt Lexikon öfver namekunnige svenske mån (1843 fI., 
einige Bände in neuer Auflage 1875 f., andere als ,, Neue Folge“ 1858 ff.), 
4. Bd., S. 420 f.: Joachim Dittmer; außerordtl. Gesandter in Rußland 
1729—1738. 
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1738. Nach ihm Bar. Nolcke!) (Envoyé), der kurtz vor Ausbruch des 
Schwed. Kriegs sich retirirte. 1740. Läst sich vom Hertzog v. Cur- 
land verbliffen. 

4744. Nach geendigt. Krieg u. geschloß. Frieden Baron Zedern- 
kreutz?) Ambassad'. zu Moscau. 

1746. Baron Barck?) (Envoyé). 

1748. Baron Wolfferstiernat*) (Envoyé). 

1952. Baron H ð p ken ë) (Envoyé) starb 1753. zu Moscau. 

4954. Baron Greiffenhayn®), ein Pommer (Envoyé). 

1755. Baron u. Oberst" PoBe?) (Envoyé). (Mr. Jancke.) 

1764 ®). Graf Düben. Envoie. 

1766. Oberst”. Bar. Ribbing?) Envoie. 

4773. Baron Nolken!?) (bei dem d. König als Graf v. Gothland 1777 
zu St. Petburg. logirte) ein Sohn des ehmaligen Envoyé am hiesigen 
Hoffe. Reisete 1777. auf ein Jahr nach seinem Hoffe, u. hinterließ 
zum Chargé d’ Affaires den (Tabattieren-Händler od. Maußer)Inge- 


1) Nolken, Nolcken. Vgl. ebda., 9. Bd., S. 379 ff.: Erik Matthias 
Nolcken. 1738 zum außerordtl. Gesandten am russischen Hof ernannt, 
„welchen heiklen Posten er mit allgemeinem Beifall innehatte‘. Er unter- 
zeichnete als Kommissar den Frieden von Åbo 17. Juni 1743. Wird als 
außerordentlich zerstreut geschildert. 

2) Cedercreutz. Vgl. ebda., 3. Bd., S. 210 f.: Herman Cedercreutz, 
War vorher ebenfalls Bevollmächtigter beim Abschluß des Friedens von 
Abo, dann außerordentl. Gesandter in Rußland. 

2) Ebda., 1. Bd. (N. F.). S. 323 ist ein Nils Barck genannt, der 1748 
außerordtl. Gesandter am röm. kaisl. Hof. wird Einer vorhergehenden 
Gesandtschaft nach Rußland ist hier zwar nicht Erwähnung getan, doch 
wird diese von der Pol. Korr. Friedr. d. Gr. bezeugt. 

4) Wolffenstierna. Vgl. ebda.: Gustav v. Wulfwenstjerna (seit Ende 
1750 in Berlin). 

+) Höpcken. Vgl. ebda.: Gustav Wilhelm Frhr. v. Höpken, schwed. 
Oberst (schon seit Herbst 1748 genannt). 

8) Greiffenheim. 

7) Posse. Biogr. Lex. ö. svenske män, 11. Bd., S. 345 f.: Oberst 
Mauritz Posse; als Anfangsjahr einer außerordtl. Gesandtschaft in Ruß- 
alnd ist hier aber 1752 genannt. 

8) 1763. Vgl. ebda., 3. Bd. (N. F.), S. 224 ff.: Graf Carl Wilhelm 
von Düben. Wurde zur Beglückwünschung Peters III. bei dessen Thron- 
besteigung entsandt, blieb aber noch 1763 außerordentlicher Gesandter 
in Rußland. 

9) Vgl. ebda., 12. Bd., S. 102 ff.: Graf Fredrik Ribbing, Oberst 1764. 
Indes ist keine russische Mission erwähnt. 

10) Vgl. ebda., 9. Bd., S. 381: Johan Fredrik von Nolcken, auBei - 
ordentl. Gesandter in Petersburg und Wien. 
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mann!) Nach deßen nächtlichem Abtritt, d. ehrlichen Hr. vs 
Biornstierna. Alsd. Bar. Nolken 1782. im Frühjahr zum 
zweyten mal nach Hauße reisete, blieb als Chargé d’afjaır. der Bar. 
Albedihl°), biB 8ber. 1783. da der Bar. Nolcke wieder kam. 


Königl. Preuß. d 


Bey Peter dem GroBen Catharina 1. u. Peter II. 
Bar. Mardefeld, der alte ?), ein vortrefflf. Miniatur Mahler 
der die gantze Kaysl. Familie auf Elfenbein vortreffl. gemahlt u. 
getroffen. 

Bey d. Kays. Anna Prinzeßin Anna u. Kayserin Elisabeth 
Bar. Mardefeldt*), des vorigen Neveu, deßen Actien bey d. 
Kayserin Anna sehr gefallen wegen Stanislaus u. andere Streichen 
seines Königs. Ein geiler Bock, mit 4 Rubl. in d. einen u. offenen 
Schlaffrock ohne Hosen in d. andern Hand gegen sein benachbartes 
Frauenzimmer. 


1) Vgl. ebda., 5. Bd. (N. F.), S. 321 ff.: Carl Johan Ingmann (Man- 
derfeldt). Vizelegationssekretär in Petersburg 1776. Der Artikel zitiert 
ein Gnadengesuch Ingmans aus Petersburg an seinen König, das sich in 
den ,,Gustavianska Papperen‘“‘ zu Upsala befindet, und einen Brief König 
Karls XJII. an Georg Adlersparre vom 15. August 1809 mit der Mit- 
teilung, daß Ingman wegen offenkundigen Diebstahls in Schweden ver- 
urteilt wurde. Über die näheren Umstände des Vergehens weiß der Ar- 
tikel indessen nichts zu berichten. Vielleicht hängt es mit einer An- 
gelegenheit zusammen, über die Corberon, Journal intime, 2. Bd., S. 172 
berichtet und bei der es sich um eine sboite d'ore mit 500 Dukaten Inhalt 
handelte: ein angebliches, aber vor Nolcken verborgen gehaltenes Ge- 
schenk seines aus Rußland wieder abgereisten Monarchen. (Hier wird er 
übrigens Ingelman genannt.) 

2) Vgl. Biogr. Lexikon ö. svenske män, 1. Bd., S. 122 ff.: Gustaf 
d’Albedyhll. Kommissionssekretär bei der schwedischen Gesandtschaft 
in Petersburg 1778; Geschäftsträger daselbst während der Abwesenheit 
des Gesandten 1780, 1783 u. 1784; er war in dieser Eigenschaft auch bei 
der Zusammenkunft Gustavs III. mit Katharina Il. in Fredrikshamn 1783 
zugegen. Wurde dann zum außerordtl. Gesandten am spanischen Hof er- 
nannt. Albedyhll war mit Stählin sehr befreundet und wohnte in seinem 
Haus, wie aus Jakob v. Stählins Briefen an seinen Sohn Peter hervorgeht. 

3) Vgl. Allg. Deutsche Biographie, 20. Bd., S. 308 ff.: Gustav v. Mar- 
defeld. 

4) Vgl. ebenda: Axel v. Mardefeld. Wurde schon 1723 zum Adlatus 
seines Oheims designirt und unterbrach seine 23 jährige Mission nur zwei- 
mal (1725 und 1733) durch eine Reise in die Heimat. Ein sehr geschickter 
Diplomat. Seine Depeschen von 1740 sind von Esipov in Drevnaja i Novaja 
Ro :sija 1876, I. u. II. mitgeteilt. Selbstverständlich ist von hier än die 
Pol. Correspondenz Friedrichs d. Gr. besonders heranzuziehen. 
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NB. Sein Schnupftuch sein Verräther. Läst sich Geld für das 
Petrbg. [?] Präsent geben. gieng ab 1748. 

Sein Leg. Secretair M". Vockeroth?) ein zieml. offenbarer Deiste 
ward vom König Frid. Wilh. plötzlich von Peterbg. rapellirt, u. 
zum InforMlator seiner Enckel angesetzt. Wurde bey dem König 
Friedrich wirckl. GehRath u. Cabinets-Secretair. 


1748. Graf Finckenstein?) hatte seine Gemahlin bey sich. Von 
ihm sagte der Kanzler Bestuscheff er sey der gelehrteste u. feinste 
Minister. 


4753. Baron Goltz?) starb zu Moscau. 

1954. M". Wahrendorff*) ÆEnvoié vormahliger Secretair — 

Bey Peter III. 1762. Baron Goltz°) — Envoié Gieng als Oberster in 
d. Uniform. 
Leg. Secret. M". Distel®) 


1763. Graf Solms’). Bekomt 1770. den Alexand. Newsky Orden 
1772. den schwartzen Adler-Orden (wegen glückl. geendigter Nego- 
ciation der Repartition Pohln. Provinzen.) 

1779. Graf Görtz*®), Königl. Geh. StaatsMinister u. Ritter des Röm. 


1) Vgl. Herrmann, Rußland unter Peter d. Großen. Nach den 
handschr. Berichten Johann Gotthilf Vockerodt’s u. Otto Pleyer’s (Zeit- 
genössische Berichte zur Gesch. RuBlands, Leipzig 1872). An diese Ver- 
öffentlichung knüpfte sich bekanntlich ein lebhafter Streit zwischen Herr- 
mann und Brückner, in den auch Koser eingriff. 

2) Vgl. Allg. D. Biogr., 7. Bd., S. 22 ff.: Karl Wilhelm Graf Fink 
v. Finkenstein. Die Jahre seiner Gesandtentätigkeit in Rußland sind 
1747 und 1748. 

3) Vgl. Pol. Korr. Friedr. d. Gr.: Balthasar Ludwig Frh. v. Goltz. 
Er wurde wegen Krankheit 1750 abberufen. Kam er wieder zurück ? 

t) Vgl. ebda.: Konrad Heinrich Warendorf. Waliszewski, La 
Derniere des Romanov, S. 378 u. 386. Er war schon 1746 als Gesandt- 
schaftssekretär, u. z. damals als einziger Vertreter Preußens, in Petersburg. 

s) Vgl. Pol. Korr. Friedr. d. Gr.: Bernhard Wilhelm Frhr. v. d. Goltz, 
preuß. Oberst, Flügeladjutant u. Wirkl. Kammerherr. Seine Korrespondenz 
bei Stebalskij, Politië sistema Petra III (Moskau 1870). 

6) Vgl. P. Korr. Friedr. d. Gr.: Heinrich Peter Diestel, seit April 
1762 Legat.-Rat in Petersburg. 

7) Vgl. Allg. Deutsche Biogr., 34. Bd., S. 585 f.: Victor Friedrich 
Graf v. Solms-Sonnenwalde. Als Ernennungsdatum ist hier der 20. Sep- 
tember 1762 angegeben. Ein sehr geschickter Diplomat, der 17 Jahre 
lang ununterbrochen auf dem damals besonders wichtigen russischen 
Gesandtschaftsposten verblieb. 

+) Vgl. ebda. 9. Bd., S. 393 ff.: Johann Eustach Graf von Schlitz, 
genannt Goertz. Blieb sechs Jahre auf dem Petersburger Posten. Aus 
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ReichsOrden (blau mit schwartzer EinfaBung)}. Im Stern der 
doppelte ReichsAdler. 


Königl. Dänische. 


1734. Hr. v. Westphal?) starb zu Moscau. Hinterließ den Legat 
Secret". Kuhfut. 

1736. Graf Dehn?), Envoié (Vormahliger Premier Minister am Herzog]. 
Braunschweig. Hofe), eine skeletische Marionette, voll Romanesken. 
NB. Sein Auctions-Catalogus- u. die rotharige Prinzeßin, Kammer- 
diener Oldenbrock. 

1738. Baron Bacon?) EÆEnvoié. auch noch unter der Regentschaft der 
Prinzeßin Anna, 1741. ein gelehrter u. schmutziger Wäscher, spielte 
ein starck Clavicin. 

1742. Graf Holstein‘), Ambassad. zu Moscau. 

1745. Baron Cheuse?°) Envoié Konte kaum 1. Jahr das hiesige WaBer 
ertragen, u. muste deshalben seinen Rappell verlangen. 

1747. Graf Linar®), Envoié Ein sehr gelehrter etwas pedant. Herr, 
d. in Gesellschafft gern docirte u. bey Hofe mit den Archireis 


seinem Nachlaß wurden 1827 f. seine ,,Historischen und politischen Denk- 
würdigkeiten‘ veröffentlicht, in deren erstem Band über seine Peters- 
burger Zeit Aufschluß gegeben wird. 

1) Vgl. Bricka, Dansk Biografisk Lexikon, 18. Bd., S. 464 ff.: Hans 
Georg Westphalen (Westphal). War nach einer außerordentlichen Mission 
nach Petersburg seit 1722 ordentl. Gesandter dortselbst und starb 22. Dezb. 
1733. Dänische Gesandtenberichte vom Hof der Kaiserin Anna sind dem 
Werk von Korsakov, bocarenie Anny I. (Kazan 1880), beigefügt. 

2) Vgl. ebda., 4. Bd., S. 232: Conrad Ditlev Reichsgraf v. Dehn; 
braunschweigisch-lüneburgischer Geheimrat, 1731 dänischer Geheimrat, 
1734—36 dänischer Gesandter in Petersburg. 

3) Vgl. ebda., 1. Bd., S. 393: Johan Friedrich Bachoff v. Echt: 
nach diesen Angaben ist er seit 1736 Resident in Petersburg und von 
1740 bis 1743 Gesandter dortselbst. Der Name Bacon dürfte auf einer 
Verwechslung beruhen: so hieß ein Emissär des Herzogs Moriz von Sachsen 
1728; freilich fällt dies vor die Zeit der Anwesenheit Stählins in Rußland. 
(Vgl. Waliszewski, L Héritage de Pierre le Grand, S. 63.) 

+) Hollstein. Vgl. Dansk Biogr. Lexikon, 8. Bd., S. 23 f.: Carl von 
Holstein: nach diesen Angaben geht er 1744 als Ambassadeur nach Peters- 
burg und schließt 10. Juni 1746 ein Bündnis mit Rußland. 

s) MT. de la Cheuse. Vgl. ebda., 3. Bd., S. 446 ff.: Frederik Henry 
de Cheusses. War nach diesen Angaben vom November 1746 bis Sep- 
tember 1749 der Nachfolger Carl von Holsteins. 

+) Vgl. ebda., 10. Bd., S. 525 ff.: Rochus Friedrich Graf Lynar. 
Die Zeit seiner Petersburger Wirksamkeit ist hiernach Ende 1749 bis 
Ende 1751. Von hier an ist die Correspondance ministerielle du comte 
Bernstorff (hg. v. Vedel, Kopenhagen 1882) heranzuziehen. 


Zeitschrift f. osteurop. Geschichte. III. 27 
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Latein. sprach. War in der Negoriation der zuvertauschenden Groß- 
fürstl. Holstein. Lande gegen Oldenburg u. Delmenhorst, mit dem 
Kanzler Grafen Bestuschefl soweit gekommen, daß er seinen Hof 
bereits versicherte, die Sache habe ihre Richtigkeit: weshalben der 
König ihm auch die Staats Minister-Stelle bestimmt hatte. Da 
aber die Sache zum Unterschreiben kommen solte, erklärte sich der 
Großfürst auf einmal unvermuthet, daß er nimmermehr seine Lande 
an die Dänen abtreten wolle. Der ganze Handel gieng also ohne 
alle Hoffnung zurücke, u. d. Baron Bernsdorff erhielt die Staats 
MinisterStelle am Dän. Hofe: Graf Lynar aber wurde bald darauff 
rappellirt, u. nach Oldenburg zum Statthalter verordnet. 

4953. Baron Malzan!) Envoi& (ihm zugegeben Bar. v. Osten) 
+ 1756. Baron v. Osten?) Envoie. 

4761 — Graf Haxthausen?) 

4763. Baron v. Osten zum zweyten mal Envoié kam auB Pohlen, wo- 
selbst er bißher Dänischer Minister gewesen. . 

4766. Bar.vonderABeburg*) (Nachmalsin Ruß. Kaysl. Diensten 
als Geh.rath u. Minister plenipot. zu Regensburg.) 

1768. Graf Schel®) starb zu Peterbg. 1771. in seinem 29%, Jahr, war 
bey Hof u. allgemein bedauert. Seine Wittwe (eine gebohrne von 
Raab) deren Bruder dänischer Minister zu Berlin war, bekam von 
d. Kayserin ein kostbares paar Ohrbehänge von Brillanten zum 
Abschied geschenckt. 

M'. Dreyer*) Chargé d'affaires — 


1) Vgl. Dansk Biogr. Lex., 11. Bd., S. 437: Johann Lotharius Friede- 
rich v. Moltzahn (Maltzahn): 1751 bis zu seinem Tod, 31. Dezember 1756. 
Auch er richtet nichts in dem beabsichtigten Tauschhandel aus. S. auch 
Corr. de Cath. Al. et de Sir Ch. H. Williams, passim. 

1) Vgl. Dansk Biogr. Lex., 12. Bd., S. 450 ff.: Adolph Siegfried 
Graf v. d. Osten: erster Aufenthalt in Petersburg November 1755 bis 
1761; zweiter Aufenthalt Sommer 1763 bis November 1765. S. auch 
Corr. de. Cath. Al. et de Sır Ch. H. Williams, passim. 

3) Vgl. Dansk Biogr. Lex., 7. Bd., S. 180 f.: Gregers Christian Graf 
Haxthausen; er vertrat Dänemark am russischen Hof in den kritischen 
Jahren 1761—63, seit 1762 als bevollm. Minister. 

4) Vgl. ebda., 1. Bd., S. 364 ff.: Achatz Ferdinand v. d. Asseburg: 
1765 bis Febr. 1768. Unterzeichnete am 22. April 1767 den vorläufigen 
Tauschvertrag. Von 1773 bis zu seinem Tod, 13. März 1797, war er russi- 
scher Gesandter in Regensburg. 

+) Vgl. ebda., 16. Bd., S. 22 f.: Christen Graf Skeel (Scheel), 1768 
bis zu seinem Tod, 18. November 1771. Seine Witwe Caroline Eleonora 
Agnes Raben. 

°) Vgl. ebda., 4. Bd., S. 349 ff.: Christopher Wilhelm Dreyer, war 
in Petersburg vom August 1764 bis Juni 1771, wurde damals nach Stock- 
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1772. Hr. v. Numsen!), Königl. Genl. Adjut. Envoyé. 

1777. Genl. Maj. v. Ahlefeld — Gieng 1779. nach Dänemarck, u. 
hinterließ zum Chargé daf. Mt. Schumacher?) vormaligen 
Consul zu Maroco: wird 1783. Envoyé. 


König]. Span. 


1730. Duc de Liria?) der sehr prächtig gelebt hat. 
Nach demselben keiner mehr biß 

1761. Mar. D’almodabar*) (Envoyé) Erst AmbaBadeur, nachmals 
mit seiner charmanten kleinen lustigen Gemahlin. 

1763. Vicomte d’ Ereria°) (Ministre plenip.) Verlohr seine liebens- 
würdige Gemahlin, deren Famil. Nahmen er angenommen hatte, 
zu Moscau 1767 — Reiste mit seinen Kindern auf eine Zeit lang 
nach Spanien 1768 — 

Mr. le Capit. de Rio. blieb als chargé d’affaires. 

1769. Vicomte Ereria kommt zurück mit seiner 2%® jungen schönen 
Gemahlin. 

1771. Geht mit Rappell ab nach dem Haag. 

Mr. Delitala Chargé d’affaires $). 


holm versetzt, aber bei Graf Scheels plôtzlichem Tod als Geschäftsträger 
nach Petersburg zurückbeordert, das er erst ein halbes Jahr nach des 
neuen Gesandten Gesandten Grafen Numsen Ankunft, im April 1773, 
wieder verließ. 

1) Vgl. ebda., 12. Bd., S. 330 f.: Christian Frederik Numsen, 1772 
bis 1776 in Petersburg, wo er 1773 die Verhandlungen über den Aus- 
tausch von Oldenburg und Delmenhorst gegen den herzogl. holstein- 
gottorpschen Anteil an Holstein zum Abschluß brachte. 

3) Vgl. ebda., 15. Bd., S. 388 f.: Peter Christian Schumacher. 1771 
Konsul in Marokko, 1777 als Legationssekretär nach Petersburg und bei 
Oberst H. A. Ahlefeldts Heimkehr 1779 Geschäftsträger, 1781 Minister- 
resident, 1782 Gesandter. Schloß 1780 ein dänisch-russisches Bündnis 
während des nordamerikanischen Unabhängigkeitskrieges. Wurde 4. Juni 
1784 abberufen. 

3) Vgl. Waliszewski, L’ Héritage de Pierre le Grand, passim. Lirias 
Depeschen sind bei Barteniev, Vosemnadc. V&k (Bd. 2 u. 3), seine Auf- 
zeichnungen Zapiski in russischer Übersetzung von Jasykov (Peters- 
burg 1845), in französischer Sprache von Sacharov im ,,Syn Oteëestva‘* 
(1839, VII u. XII) veröffentlicht. Er war der erste spanische Gesandte 
in Rußland: Mai 1727 bis November 1730. 

4) Almodavar. 

s) Vgl. Pol. Korr. Friedr. d. Gr.: Don Alvarez de Navia Vicomte 
Herreira. 

8) Nach Zreria ist an anderer Stelle ein Cheval. Novarra an- 
gegeben. 


27° 
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1772 (— im Herbst) Graf Lacy?) ein Irländ. Feldzeugm'. gieng zur 

Belagerg. nach Gibraltar. 
in seiner Abwesenheit 1776 biß im Sommer 1777. ward Charge 
d’affaires M'. Normandes*). u. zum zweyten mal 1778. 

1782. Marq de la Torres ?). ein sehr verständiger, alter kränckl". Mann. 
Reisete wegen Kräncklkt. 1783. HinterlieB als Charge d'af. MY. 
le Capit. € Azanza. 


Portugal. 
1779. Cheval. de Horta‘) reisete 1783. Ch. daf. M". Olinciras. 


Italiän. Gesanten. 


Vom König beyder Sicilien oder Napoli 

1776.) Duca di San Nicola (mit seiner Gemahlin u. 1. 12jährig. 
Sohn). Hatte für sich zu Napoli die Ruß. Sprache studirt, u. zu 
Peterbg. soweit getrieben daß er Lomonossofls Lobrede auf Peter 
d. Großen u. Cheraskofls großes Gedicht ins Ital. übersetzt. Hielt 
keine Gesellsch. mit den andern Außländ. Ministern ®). Gab nie- 
mals weder diners noch soupers. Bekam öflters Ruß. Bücher von 
Ihro Maj. geschenckt, u.zum Abschied eine Tabattiere mit d. Chiffre 
Ihro Maj. v. Brillanten. Seine Gemahlin hat niemand, als ich 
einmal auß besonderer Freundschaftl. zu sehen u. zu sprechen be- 
kommen. Erhielt seinen Rappell 1783. im Sommer. Reisete ab 
im Herbst 1783. 
A sa place. 

1783. Im 7ber.?) Duca di Serra Capriola®) nebst seiner char- 
manten Gemahlin einer Piemonteserin u. seinem Bruder dem Capi- 
tain in Sardin. Diensten. 


1) Vgl. Dict. of Nat. Biography, 31. Bd., S. 372 f.: Francis Antony 
Lacy. Er befehligte bei der Belagerung von Gibraltar die spanische Ar- 
tillerie als Generalleutnant. Von einer vorherigen Gesandtentätigkeit 
ist hier jedoch keine Rede, dagegen heißt es, nach dem Frieden von 1783 
sei er als bevollm. Minister Spaniens an die Höfe von Stockholm und 
Petersburg gesandt worden. Diese Angaben erscheinen fehlerhaft. 

2) Vgl. Corberon, Journal intime, 1. Bd., S. 87 Anm.: de Normandez. 
Wurde 1788 wahnsinnig und durch Chevalier de Galvez ersetzt. 

3) 1781. Marg’. de la Torre. So auch bei Corberon, Journal intime, 
2. Bd., S. 323 Anm.: ging im Frühjahr 1781 nach Petersburg. 

4) Vgl. ebda., 2. Bd., passim. 

$) 1779. 

+) Vgl. Corberon, Journal intime, 2. Bd., S. 345. 

7) im Aug. 

$) Vgl. Garollo, Dizionario Biografico Universale. 2. Bd., S. 1784: 
Antonio Maresca Donnorso Herzog von Serracapriola aus Neapel, seit 
1782 in Rußland, starb 1822 in Petersburg. 
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von Sardinien. 


1783. im 8ber. Marchese di Perela!) Capitain des GardeRegim®, Drae 
goner. 
Von Venedig. 


1783. im 8ber. Der Nobile di Venezia Foscari?) mit seiner reitzend 
schönen Gemahlin die d....9ber. bey der Cour zum erstenmal prä- 
sentirt wurde. Bald darauff aber in eine Art von Mania verfiel. 


Von Genova. 
1783 im 9ber. Der Genoveser Patrizio, Marchese Rivarola. 


Röm. Pabst Pio VI. 


1783. Päbstlf. Ambaßadeur Monsg'. Marchese Archetti°) Erzbischoff 
von Calcedonien, kam im Sommer 1784. von Warschau an, allwo 
er als Päbstlt. Nuncius etl. Jahre lang gestanden. Weihete die 
hiesige Neue Cathol. Kirche ein, u. creirte nachmals in derselben 
den Pohln. Bischoff Sestrentschewitz zum Ertzbischoff über alle 
Röm. Cath. Kirchen im Ruß. Reich, wie auch deßen Coadjutor 
Beneslawsky zum Bischoff. Dem erstern ertheilte er zugl. d. auß 
Rom überschickte Pallium. — Am 28 Pfingstfeststag 1784. er- 
hielte er seine AbschiedsAudienz bey Ihro Maj. u. ein 10/m rbl. 
wehrtes Kreutz von Smaragden u. Brillanten nebst einem kost- 
baren schwartzen FuchsPelz u. eine schöne Parthie Zobeln. Wegen 
seiner auf Ihro Maj. recommendation erhaltenen Ernennung zum 
Cardinal nahm er noch allhier gratulation an. 

Sein fattore *) u. Legt. Rath der aufgeräumte u. schlaue Abbate 
Guglielmi. 


Holländisch. 
Hr. dedieu®). 
Resident v. Swart*) ein trockener feiner stiller Mann, der bey 


1) Nach Ikonnikov, Russ. Historiographie I, 2, S. 1444 Marchese de 
Parella: sein Bericht über die russischen Großen von 1783 unter anderm 
im Russ. Archiv 1875, Il, S. 113 ff. von Grigorovič mitgeteilt. 

3) Foscarini. 

3) Vgl. ebda., 1. Bd., S. 117, u. Moroni, Dizionario d’Erudizione 
storic-ecclesiastica, 4. Bd., S. 275: Giannandrea Archetti aus Brescia. 

*) auditore. 

5) Vgl. Waliszewski, La Derniere des Romanov, S. 358: de Dieu, ein 
Diplomat von großem Ruf kommt um 1744 an. 

+) Vgl. Jacob v. Stählin, Originalanekdoten von Peter dem Großen, 
S. 415 f.: Cornelius von Swart „war in den letzten zwölf Jahren der 
Regierung Peter des Großen Legations-Secretair bey dem holländischen 
Gesandten Hr. de Wilde, den der Monarch, welchem das holländische 
Wesen vor allem andern gefiel, seiner besondern Gnade, öftern Besuchs 
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Hoff wol gesehen war u. nicht viel Figur machte. bey der Kayserin 
š Elis®, nachmals verhaßt [ ?] 
Mainerishagen‘). 


Braunschw. 


Baron Cram?) ein ehrl' alter Schulmeister hatte öffentl. Audienz an 
den Stuffen des Throns. Eilte nach dem Beylager seines Printzen 
Anton Ulr. wied. nach Hause so viel er konte. 


Mecklenburg. 


Iwan Iwanow. Ostermann ein Ruß. Pensionaire, der monathl. 
seine pension im ReichsCollegio abholte u. sie mit guten Freunden 
nach schlechtem goüt verzehrte: weiter aber nichts zu thun noch 
zu sorgen hatte. 


zu ganzen Stunden und vertraulichen Umgangs würdigte. Nach dem 
im Jahre 1733 erfolgten Ableben dieses Ministers, wurde der Herr von 
Swart, der die Schwester des Hr. de Wilde geheirathet hatte, von den 
Herrn Generalstaaten zu ihrem Residenten am Rußisch Kaiserlichen 
Hofe, und unter der Regierung der Kaiserin Elisabeth zum Envoyé er- 
nannt. Seine kränkliche Umstände nöthigten ihn im Jahr 1758 um seinen 
Rappel bey der holländischen Regierung anzuhalten; den er auch erhielt, 
und bald darauf nach seinem Vaterlande zurück reisete, wo er einige Jahre 
hernach starb. Er sprach und schrieb die Rußische Sprache sehr wohl, 
hatte viel aus derselben in die Holländische und Französische übersetzt, 
besaß eine ansehnliche Sammlung Rußischer Manuscripte, und war ein 
Augenzeuge vieler Begebenheiten unter der Regierung Peter des Großen 
gewesen.“ 

1) Vgl. die Berichte des außero. Gesandten u. bevoll. Ministers der 
Generalstaaten v. Meinertzhagen und seines Sekretärs J. J. de Swart in 
der Russischen Revue, Bd. XXIII (Petersburg 1883), von Kleinschmidt 
unter dem Titel: „Vom Tode Peters III. bis zum Tode Iwans VI.“ ver- 
öffentlicht; ferner Ist. V&stn., 1884, Bd. 18, S. 1 ff., ein Aufsatz Brück- 
ners über die ersten Jahre der Regierung Katharinas. Nach der Pol. 
Korr. Friedr. d. Gr. (Bd. 13, S. 602) ist J. J. van Swart eine Nefle des 
Cornelis v. Swart. 

3) Vgl. Stählin, Originalanekdoten, S. 391 f.: Baron Cram, ‚‚Herzogl. 
Braunschweig-Wolfenbüttelscher Geheimderrath‘, zum erstenmal 1715 
bei Gelegenheit der Vermählung des Carevié Aleksdöj mit der Prinzessin 
von Braunschweig-Wolfenbüttel nach Petersbrug gesandt, zum zweiten- 
mal bei der Vermählung des Herzogs Anton Ulrich von Braunschweig- 
Wolfenbüttel mit Anna Leopoldovna [14. Juli 1739]. „Er war ein ält- 
licher, sehr umgänglicher und überall beliebter Herr, lebte auf den Fuß 
eines ausländischen Ministers zu Petersburg, und reisete nach etlichen 
Monaten seines Aufenthalts 1739 wieder vergnügt nach Hause.“ 
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11. 


Ein Qualifikationsbericht des Grafen 
Münnich. 


Nur in zufälligem Zusammenhang mit meinen Archivstudien 
über Stählin steht der Fund des hier an letzter Stelle veröffent- 
lichten Stücks, welches das Portefeuille von A. F. Malinovskij: 
Materialien zur Geschichte von 1725 bis 1762 N 9/b: Nr. 37 
im Staatsarchiv (Ministerium des Auswärtigen) zu Moskau ent- 
hält. Es ist ein sehr origineller, während des Türkenkriegs aus 
Kiev 28. Januar 1739 eingesandter Qualifikationsbericht des 
Generalfeldmarschalls Burkhard Christoph Grafen von Mün- 
nich über eine Reihe von Untergeneralen, die dem für die Unter- 
stützung der Österreicher bestimmten Hilfskorps überwiesen 
waren. Dieses Korps kam indessen nicht mehr zur Tätigkeit, 
da Karl VI. 1739 eiligst den Belgrader Frieden abschloß (vgl. 
v. Sax, Geschichte des Machtverfalls der Türkei, S. 95). Über 
die einzelnen Persönlichkeiten ist der ,CnHCcoKE BoeH. TeHe- 
palI0oBb Co BpemMexx MHmnep. llerpa I ao Hmnep. Ekarepran II“ 
zu vergleichen. Über Bachmetev gibt auch das (bekanntlich noch 
inmer nicht vollendete) Russische Biographische Lexikon Auf- 
schlug: Bd. 2, S. 603, Artikel Ivan Ivanovič Bachmetev. 
„Loewendahl“ ist mit dem spätern französischen Marschall 
Ulrich Friedrich Woldemar Grafen von Löwendal identisch, der 
seit 1713 nacheinander im kaiserlichen, dänischen, dann noch- 
mals im kaiserlichen, weiter im genuesischen, sächsisch-polni- 
schen und russischen Heer Dienste genommen hatte und sich 
1739 bei Oëakov und Chotin auszeichnete. Seine zweite 
Frau, die lange nicht als seine Ehegattin anerkannt wurde, 
war vorher die Gemahlin des polnischen Generalfeldzeugmeisters 
Joh. Clemens Graf v. Branicki Barbara Magdalena Elisabeth 
geb. Szembeck (vgl. Dansk Biogr. Lexikon, 10. Bd. S. 593 ff.). 
Stählin war 1735 in Sachsen eben im Begriff gewesen, die Stelle 
eines Reisebegleiters bei Löwendals Sohn anzunehmen, als er 
den Ruf an die Akademie nach Petersburg bekam. 

Ein früherer Qualifikationsbericht Münnichs (vom Jahr 
1737), länger und meist andere Persönlichkeiten betreffend, ist 
im ,,Sèverny Archiv“ 1822, Februar, No. 3 veröffentlicht. 
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„Pflichtmäßiges Erachten wegen der bey dem kaiserlichen Hilfscorps 
benennten Generalitäten. 


1) Der General Ruman:of. 

Er ist einer gesunden und starcken Leibesconstitution. Er ist Soldat 
und gehet dem Feind unter Augen. Er hat Verstand und einen guten 
Umgang mit den Offizieren; Er hat ein überaus gutes Gedächtnuße und 
viehle Einsicht in den innerlichen umständen des Reiches. 

Wie Er aber im Ministerio ist gebrauchet worden, so hat Er seine 
Gedancken mehr darauf gerichtet, als auf das Soldat-Handwerck; Er 
ist dabey wohllüstig, trincket des Morgens gerne ein Schälchen und des 
Mittags ein Pokal Wein. Spiehlet bis in der Nacht, und stehet des Morgends 
späthe auf: — Er ist demnach beßer unter Commando zu stehen, als 
geschickt gegen den Feind en chefe zu commandiren. 

Er ist sehr Polit wann er nüchtern ist, aber sehr Brutal und nicht 
Meister von seiner Zunge, wann er besoflen ist. Kann keine fremde Spra- 
chen. bey einer fremden Armee muß er sich in Discurs, conferens, conseil 
und commando auf einen Dollmetscher verlaßen: manche üble Conse- 
quenzen möglich. 

2) Generallieutenant Baron Loewendahl. 

Jung, gesund, starck. Soldat und General, im Commando Conduit 
und Bravour. Nüchtern und mäßig, vigilant, sein Umgang macht ihn 
beliebt bey der Armee. Für sein Alter viel Erfahrungen im Soldat-Hand- 
werck. Dient mit ambition. Kann viele Sprachen, kennet Kaiserliche 
Generalität und Kaiserlichen Dienst. Kann also den H. General Ruman- 
zoff sehr nützlich sein, aber die Humeurs kommen nicht überein, und ist 
kein Verständniß und Vertrauen unter ihnen. 

Deß bew. Loewendahl Unglück seine jetzige Heirat, die polnische 
Frau Ursache, daß er oft nicht weiß, wo ihm der Kopf steht. 

3) Generalmajor Bachmetoff. 

Alt und hat lang gedient. Ist aber nicht Soldat und nicht General. 
Der Feind muß ihm im Bette suchen: Er ist reich und denket an nichts, 
als Geld zu samlen, Er hat einen stillen Humor und spricht weder im 
Commando noch im Conseil, Er ist so faul, daß er keinen dujour bey seiner 
Division gehalten und ist Ursache an deB Sagräsky seinem Undlück. Sein 
Geiz machet ihm ungeschicket zu allen Civil und militairDienste. 

4) Generalmajor Knäs Repnin. 

Jung, aber ungesunt, Verstandt, führth eine gute Conduite, dient mit 
ambition. braf und kann ein guter General aus ihm werden. Kann aus- 
ländische Sprachen und ist von jedermann beliebt, aber so kränklich.. 
daß er mehr im Schlaff-Wagen Sich führen laBen muß als zu Pferde sitzen 
und commandiren kann. 

5) Generalmajor Prinz von Holstein. 

Von mittleren Jahren, jung, starck und gesund, rechter guter Oberster 
und gibt sich Mühe in seinem Regimente. Dient mit Lust und ist Soldat. 
Hat aber kein großes Genie und seine Conduite ist in allen sehr nieder- 
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trächtich. Er ist ambaraBirt im commando und kan die Rußische Sprache 
nicht. Armer Prinz und hat nebst 2000 Rbl. Pension nur die Obersten 
Gage, so daß ihm bey der Kaiserlichen Arme das General-Major traktament 
sehr nöthig sein wird. 

Solchen nach wäre eine Vermehrung der Generalität bey dem mehr- 
erwehnten Hülfscorps um so viel nöthiger, als von der benenten Gene- 
ralität in einem gefährlichen Clima leicht jemand sterben oder krank 
werden, bleBirt oder bleiben oder sonst commandieret werden kan, deßen 
Abgang in der weiten Entfernung nicht bald zu ersetzen ist. 

Kief 

28. Jannoar 
a? 1739. C® Münnich“. 


(gut geschrieben. Original? Russische Übersetzung liegt bei.) 


II. Kritiken, Referate, Selbstanzeigen. 


Livländische Güterurkunden (aus den Jahren 1207 bis 1500). 
Herausgegeben von Hermann von Bruiningk und Nicolaus 
Busch. Mit 9 Tafeln. Riga, 1908. Kommissionsverlag von 
Jonck und Poliewsky. Druck von W. F. Häcker (L u. 788 S.). 

Den großen Quellenpublikationen zur livländischen Ge- 
schichte, dem Urkundenbuch und den ‚Akten und Rezessen 
der livländischen Ständetage‘“, hat sich ein neues Werk er- 
gänzend zur Seite gestellt. Lag die Notwendigkeit dazu vor, 
die Zeit zweier der besten livländischen Historiker für weit 
mehr als ein Jahrzehnt, und die Mittel der livländischen Ritter- 
schaft ın den Revolutionsjahren 1905 und 1906 für die Edition 
von 694 Urkunden mit 186 Seiten Beiwerk und 9 Tafeln mit 

Siegelreproduktionen zu beanspruchen ? Es handelt sich zum 

allergrößten Teil ja um „Privaturkunden‘: Lehnbriefe, Ur- 

kunden über Kauf und Verkauf, über Tausch und Verpfändung, 

Testamente, Eheberedungen, Erbschlichtungen und Erbtei- 

lungen, Erbverträge, vermögensrechtliche Transakte, Urkunden 

über kirchliche Stiftungen, über gerichtliche Verhandlungen 
und dergl., aus den Jahren 1207—1500, im engen Rahmen 
der heutigen Provinz Livland, unter Ausschluß der im Mittel- 
alter mehr zur estländischen Wiek hingehörigen Insel Ösel, 
aber unter Hinzuziehung von Polnisch-Livland (Kreise Düna- 
burg, Rositen, Ludsen), dessen alte Ruinen noch heute von 
der einstigen Zugehörigkeit zum alten Ordenslande Livland 
zeugen. Ist durch das, was in den ,,Livl. Güterurkunden“ 
geboten wird, der Aufwand an Arbeit, Zeit und Mitteln ge- 

rechtfertigt oder nicht? — Als die meisten Gutsbesitzer Liv- 

lands 1905/06 von ihren Gütern, die in Flammen aufgingen, 

vertrieben waren, bewilligte der aus denselben Gutsbesitzern 
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bestehende Landtag die Mittel zum Druck. Nur aus der in- 
timsten Heimatliebe heraus läßt sich dieser Schritt der Selbst- 
besteuerung verstehen, — aus der Liebe zu Haus und Hof, 
der Grundlage der weiteren Heimatliebe. — Die Besitzer der 
Güter sind auf ihre Rechnung gekommen. Die „Güterurkunden“ 
ermöglichen es ihnen, die Geschichte und die Geschicke jedes 
Gutes so weit zurückzuverfolgen, als das Quellenmaterial es 
gestattet und sich so den von den Vätern ererbten Besitz in 
idealstem Sinne wirklich zueigen zumachen. So sind die ,,Güter- 
urkunden“ ein patriotisches Werk, das in dem räumlichen 
Kreise, aus dem heraus es entstanden ist, die Liebe zur eng- 
sten wie zur weiteren Heimat wie kaum ein zweites zu fördern 
berufen ist. Dieser Zweck allein hätte aber mit weniger Arbeit 
und einfacheren Mitteln erreicht werden können und recht- 
fertigt noch nicht die Art und Weise der Edition. — Auch die 
Genealogen kommen auf ihre Rechnung. Sie scheiden sich 
bekanntlich in zwei Teile: den sehr kleinen der wissenschaft- 
lich Gebildeten und den sehr großen der Ahnenjäger usw., — 
die Schreckgespenste der Archive. Beide Teile finden, wenn 
sie die großartigen Register zur Hand nehmen und durch die 
gleichartigen Hilfsmittel des Urkundenbuches und der ‚Akten 
und Rezesse‘“ vervollständigen, das ganze in Livland vorhan- 
dene, auf Livland bezügliche genealogische Material bis 1500 
(und darüber hinaus) gesammelt und geordnet vor, und dieses 
Material hat, wie schon ein flüchtiger Blick lehrt, nicht nur 
Wert in den baltischen Provinzen, sondern verdient auch in 
Deutschland die größte Beachtung. Aber der Vorteil für die 
Genealogen — und die Archiverwaltung! — rechtfertigt auch 
noch nicht die Edition; ebensowenig, wie es der Gewinn tut, 
den die Ortsnamenforschung und die Sprachkunde aus den 
„Güterurkunden“ ziehen können. Erstere wird für Livland 
eigentlich erst durch dieses Werk auf eine streng wissenschaft- 
liche Basis gestellt, findet in ihm den eigentlichen Ausgangs- 
punkt zu weiterem Fortschreiten. Dazu tragen sehr viel bei 
die für die ersten 76 Urkunden (bearbeitet von N. Busch) 
besonders ausführlichen topographischen Untersuchungen. Es 
könnte scheinen, als ob hierin des Guten vielleicht zu viel ge- 
tan sei; wer jedoch die Arbeitsbedingungen der kleinen deut- 
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schen Historikergemeinde in den russischen Ostseeprovinzen 
kennt, wird verstehen, daß keine Gelegenheit unbenutzt bleiben 
darf, um Fortschritte der historischen Erkenntnis durch den 
Druck festzulegen, denn es ist einerseits fraglich, wann und wo 
sich eine passendere Gelegenheit bieten würde, und anderer- 
seits wissen die Benutzer des Werkes, und nicht nur die Fach- 
genossen, den Herausgebern Dank für ihre Mühe. 

Die Rechtfertigung für diese neue Edition liegt aber, unserer 
Ansicht nach, nicht in dem Vorteil, den die historischen Hilfs- 
und Nebenwissenschaften daraus ziehen könnten, sondern in 
dem Vorteil für die livländische Geschichte und die livländische 
Geschichtsforschung selbst. Für die Kulturgeschichte des liv- 
ländischen Ordensstaates liegt hier zum ersten Male ein Ma- 
terial vor, das gestattet, das Kultur-, Rechts- und Wirtschafts- 
leben der mittelalterlichen Bevölkerung Livlands nicht mehr 
auf Grund von Mutmaßungen, gelegentlichen Quellen und 
mehr oder weniger unvollständigen Ergebnissen mühsamer 
und nur Wenigen zugänglicher Archivforschung aufzubauen, 
sondern hier kann bequem aus dem Vollen geschöpft werden; 
und wenn früher Urkundenbuch und „Akten und Rezesse“‘ 
die kulturgeschichtlichen Hauptquellen für Livland bildeten, 
so müssen sie nun diese Rolle den „Güterurkunden‘“ abtreten. 
Wer aber alle drei großen Werke benutzt, hat nun, abgesehen 
von Quellen chronikalischen Charakters, das Material für eine 
Kultur-, Rechts- und Wirtschaftsgeschichte des livländischen 
Ordensstaates vollständig vor sich, — wenigstens für den Um- 
fang des heutigen Livland. — Aber auch die politische Ge- 
schichte kann gewaltigen Vorteil aus den „Güterurkunden“ 
ziehen, wenn auch weniger direkt. Dazu gehört eine feine Hand, 
aus dem in den „Güterurkunden‘“ uns entgegentretenden Leben 
der Bevölkerung des Ordensstaates den Pulsschlag der Politik 
der Herren und Gebieter herauszufühlen. Wer aber über eine 
solche Hand verfügt, wird in der Lage sein, seiner Schilderung 
der politischen Geschichte Livlands, der eigentlich gänzlich 
das belebende biographische Material mangelt, eine Gestalt zu 
geben, durch welche sie auch für das Laienpublikum von größe- 
rem Interesse und für den Historiker von größerer Wahrheit 
wird, weil das soziale Element nunmehr hervorgehoben wer- 
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den kann. — Jedenfalls muß in allen Fragen, in denen das 
Urkundenbuch oder die „Akten und Rezesse‘‘ benutzt werden, 
das neue Werk ergänzend herangezogen werden. Und oft nicht 
nur ergänzend. Es ist bekannt, daß der sich mit livländischer 
Geschichte beschäftigende Historiker nur mit einem gewissen 
Widerwillen an die Benutzung der ersten sechs Bände des Livlän- 
dischen Urkundenbuches herantritt, wenngleich er sie doch nicht 
missen kann. Daß wir diese sechs Bände haben, ist gewiß schön, 
aber wie wir sie haben, ist ebenso gewiß nicht schön. Nicht 
nur, daß ohne Bd. III die beiden ersten, und ohne Bd. VI die 
fünf ersten nicht benutzt werden können; sondern auch alle 
sechs Bände können nicht ohne das Hansische Urkundenbuch 
und die Hanserezesse richtige Resultate in sehr vielen Fragen 
ergeben. Daraus allein folgt schon, daß die ersten sechs Bände 
des Urkundenbuches, ganz abgesehen von der Mangelhaftig- 
keit der Texte und Register, über kurz oder lang neu ediert 
werden müssen. Die Herausgeber der „Güterurkunden‘ haben 
völlig Recht, wenn sie (vgl. S. IX der Einleitung) die Urkunden 
des XIII. Jahrhunderts einer besonders gründlichen Bearbei- 
tung unterzogen haben, um der Neuherausgabe von Bd. I des 
Urkundenbuches vorzuarbeiten. — Was von den ersten sechs 
Bänden des Urkundenbuches gilt, kann mit gleichem Rechte 
auch von der „Est- und Livländischen Brieflade‘“ (hrsg. von 
F. G. von Bunge und R. Baron Toll, 1856—1887, 4 Bände) 
gesagt werden. Diesem Werke, daß sich einst für Est- und 
Livland das gleiche Ziel gesetzt hatte, wie die „Güterurkunden“ 
für Livland, läßt der Herausgeber der letzteren, Baron H. von 
Bruiningk, volles Recht widerfahren, — aber, wie uns scheint, 
etwas zu sehr vom Standpunkte der Zeit des Erscheinens der 
„Brieflade“. Heute ist die „Brieflade‘“ nur mit allergrößtem 
Vorbehalt zu benutzen; für Livland, nach Erscheinen der ,,Güter- 
urkunden“, darf die „Brieflade‘‘ bis 1500 nicht mehr zitiert 
werden. Ihre hochdeutschen ungenauen Übersetzungen und 
Regesten entstellen häufig nicht nur den Sinn der Urkunden, 
sondern auch die Namen sind sehr oft fehlerhaft wiedergegeben. 
Immerhin bleibt die ,,Brieflade“ für Estland noch das einzige 
Werk, das mit den ‚„Güterurkunden“ allerdings nicht verglichen 
werden kann, sie auch nicht ersetzt, sondern nur ähnliche Ziele 
verfolgt. 
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Durch das Gesagte dürfte das Erscheinen der „Güter- 
urkunden schon vollauf gerechtfertigt, dürfte ihre Bedeutung 
für die Geschichtschreibung und ihr Verhältnis zu den bis- 
herigen gleichartigen Quellen genügend charakterisiert sein. 
Aber noch mehr. Nicht nur durch den Inhalt, sondern auch 
durch die Art und Weise der Edition rechtfertigen sich die 
„Güterurkunden‘. In einem Vorwort von 50 Seiten haben die 
Verfasser, vor allem Baron H. von Bruiningk, den Gang der 
Arbeit genau geschildert, ihre Editionsprinzipien, ihre Quellen, 
chronologischen und sphragistischen Bemerkungen allgemeine- 
ren Inhalts dargelegt. Ein Materialextrakt, wie er dem „Liv- 
ländischen Urkundenbuch“ seit Bd. VII als Einleitung vor- 
ausgeschickt wurde — ob mit Recht, bleibe dahingestellt —, 
findet sich hier nicht vor, wäre wohl auch kaum möglich gewesen ; 
aber für diese 50 Seiten Einleitung muß den Verfassern beson- 
ders gedankt werden. Ganz abgesehen von den wissenschaft- 
lichen Resultaten, die in der Einleitung niedergelegt sind, 
kann aus ihr ein jeder Herausgeber von Urkundenwerken 
lernen, wieviel Akribie, Selbstbeherrschung, Material- und Orts- 
kenntnis notwendig ist, um solch ein mustergültiges Werk zu 
leisten, wie dieses. Und es kann wohl hinzugefügt werden: wie 
viel Selbstlosigkeit dazu nötig ist. Gerade in der Einleitung 
haben die Verfasser sich Dankbarkeit für ihre Arbeit gesichert, 
denn auf lange hinaus wird diese Einleitung gewissermaßen 
ein Leitfaden sein für alle jüngeren livländischen Historiker, 
die sich an Urkundeneditionen machen. 

Die Urkunden sind im Originaltext gegeben, verhältnis- 
mäßig selten im Regest. Die Verfasser haben dieses Verfahren 
überzeugend in der Einleitung, S. XI f., gerechtfertigt. Im 
übrigen entspricht die Edition recht genau derjenigen der 
neueren Bände des Urkundenbuches, abgesehen von den viel 
ausführlicheren archivalischen, topographischen und chrono- 
logischen Bemerkungen. Es erübrigt noch, auf die erschöpfen- 
den Register hinzuweisen: Ortsregister, Personenregister nach 
Vor- und Zunamen, nach Ständen, und ein herrliches Sach- und 
Wortregister machen die Benutzung des Werkes zu einem 
wahren Vergnügen. — Der größte Teil der Urkunden stammt 
aus Güterarchiven, aus den sogenannten Briefladen. Die Kon- 
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zentrierung dieser Briefladen, die auf dem Lande allerlei Fähr- 
lichkeiten ausgesetzt sind, im Archiv der Livländischen Ritter- 
schaft war die Vorarbeit zur Edition. Wie nötig diese Kon- 
zentrierung war, bewiesen die Revolutionsjahre 1905/06. In 
Livland ist beim Aufgehen der Gutshäuser in Flammen nur 
wenig an Archivalien vernichtet worden, weil die Sammlung 
schon vorher durchgeführt war; in Kurland dagegen recht 
viel, in Estland geradezu archivalische Schätze, wie die Guts- 
archive von Schloß Fickel, Selli und Hallinap. Diese Archive 
haben auch einiges zu den „Güterurkunden‘ beigesteuert, und 
es muß hervorgehoben werden, daß die interessanten Originale 
der Nrn. 103, 333, 518,524, und 529, nicht wie in den Anmerkun- 
gen gesagt ist, mit dem ganzen übrigen Fickelschen Archiv 
verbrannt sind, sondern durch einen Zufall — sie befanden 
sich mit einigen anderen Archivalien in Petersburg — erhalten 
geblieben und nun seit dem Sommer 1910 im Estländischen 
Ritterschaftsarchiv deponiert sind. — In Nr. 119 sind in den 
Namen einige Buchstaben verlesen oder verdruckt worden: 
statt Leuder v. Lechtes lies Lender v. Lechtes, statt Sarrego, 
resp. Sarrega, — Sarrogo, Sarroga; statt „olde Caicke“ ist, 
wie in Anmerkung 6 gesagt, jedenfalls Conike zu lesen. — 
Von Nr. 130 befindet sich eine ältere Kopie im Estländischen 
Ritterschaftsarchiv, woselbst jetzt ebenfalls die Parmelsche 
Brieflade deponiert ist. Die beiden Kopien weichen in der 
Schreibweise der Namen etwas voneinander ab; mit beiden 
aber stimmt der Abdruck in der ,,Brieflade“, hrsg. von Baron 
‘Toll, I, S. 57, und darum auch in den „Güterurkunden“, nicht 
überein. — Das Original von Nr. 223 befindet sich schon sehr 
lange ım Estländischen Ritterschaftsarchiv, doch hat sich die 
Brieflade von Alt-Herküll erst vor kurzer Zeit wieder, gelegent- 
lich der Neuorganisation des Archivs, aufgefunden (vgl. Zu- 
sätze S. 784). Ähnlich ging es der Brieflade des Gutes Kidepäh, 
die ebenfalls seit Jahrzehnten in die Archivalien des Est- 
ländischen Ritterschaftsarchivs hineingeordnet war, und 
leider so gründlich, daß sie in ihrem ursprünglichen Be- 
stande nicht mehr zu restaurieren ist. Daher befindet sich 
im Archiv auch das vom Regest Nr. 325 stark abweichende 
Original. 
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Wie aus dem nur als Manuskript gedruckten Bericht des 
Direktors des alten Archivs der Livländischen Ritterschaft, 
H. Baron Bruniningks, hervorgeht, hat sich keine einzige 
übersehene Urkunde seit dem Erscheinen der ,,Güterurkunden“, 
d. h. seit 21, Jahren, aufgefunden. Das zeugt von der großen 
Vollständigkeit des Materials, muß aber doch mit einer gewissen 
Einschränkung hingenommen werden. Das alte Ordensland 
Livland war, abgesehen von der Politik, doch zu sehr ein Gan- 
zes, als daß sich nicht in den Nachbarprovinzen Kurland und 
Estland noch Material finden lassen sollte, wenn die Konzen- 
tration und Registrierung der Briefladen dort so hervorragend 
durchgeführt sein wird, wie das in Livland der Fall ist. Für 
Estland kann jedenfalls behauptet werden, daß sich einige 
Nachträge finden werden, da durch die in Angriff genommene 
Zentralisation der Briefladen im Ritterschaftsarchiv bisher 
schon ungeahnte Schätze zutage gefördert sind. Sie harren 
nur noch der Bearbeitung. 

Das alte Ordensland Livland war aber, trotz allen Haders, 
zu sehr ein Ganzes, als daß die ,,Livländischen Güterurkunden“ 
nicht auch für Kurland und Estland mahnend und maßgebend 
sein sollten. Dieses mustergültige Werk, in jeder Hinsicht, 
wie mit Recht gesagt worden ist, ein Standard-work heimischer 
Geschichtsforschung (A. v. Tr. im ,,Jahrb. f. Genealogie, He- 
raldik und Sphragistik‘‘, Mitau 1910, S. 233), bleibt nur ein 
Stückwerk, erfüllt seine Bestimmung nur unvollständig, so- 
lange nicht ,,Kurländische Güterurkunden“ und „Estländische 
Güterurkunden‘ in gleicher Mustergültigkeit ihm an die Seite 
treten. Die ,,Kurländischen Güterchroniken und die ,,Est- 
und Livländische Brieflade‘“ sind — gewissermaßen moralisch 
— durch die „Livländischen Güterurkunden‘ totgemacht. 
Diese sind andererseits aber ein Weckruf zu besserem Leben, 
und was die Livländische Ritterschaft in schlimmsten Zeiten 
möglich gemacht hat, werden die Schwester-Ritterschaften in 
Kurland und Estland (mit Ösel) doch wohl in besseren Zeiten 
leisten können ? 

Reval. P. v. d. Osten-Sacken. 


IV. Zeitschriftenschau. 


Abkürzungen der Zeitschriften, über die berichtet wird: 
AltpreuBische Monatsschrift (AM) 
Archiv für slavische Philologie (AslPh) 
Baltische Monatsschrift (BM) 
Baltische Studien (BSt) 
Biblioteka Warszawska (BW) 
Byzantinische Zeitschrift (BZ) 
Bulletin International de l’Académie des Sciences de Cracovie, classe de 
Philologie, classe d’Histoire et de Philosophie (B) 
Český Časopis Historický (Č) 
Forschungen zur brandenburgischen und preußischen Geschichte (F) 
Hansische Geschichtsblätter (HG) 
Historische Vierteljahrsschrift (HV) 
Historische Zeitschrift (HZ) 
Istoričeskij Věstnik (IV) 
Izvöstija und Zapiski der Kaiserl. Akademie zu Petersburg (IA bez. ZA) 
Journal des Ministeriums der Volksaufklärung (J) 
Kwartalnik Historyczny (KwH) | 
Mitteilungen der S2véenko-Gesellschaft der Wissenschaften (MS) 
Mitteilungen des westpreußischen Geschichtsvereins (MWpr) 
Mitteilungen der literarischen Gesellschaft Masowiens (MMas) 
Monatsblätter des Pommerschen Geschichtsvereins (MPom) 
Monatsblätter der historischen Gesellschaft der Provinz Posen (MPos) 
Oberländische Geschichtsblätter (OG) 
Pommersche Jahrbücher (PJ) ` 
Przegląd Historyczny (PH) 
Revue historique (RH) 
Rocznik tow. przyjaciół nauk poznańskich (Rtp) 
Rocznik tow. naukowego w Toruniu (RtT) 
Russkaja Mysl’ (RM) 
Russkaja Starina (RSt) 
Russkij Archiv (RA) 
Sitzungsberichte der Gesellschaft für Geschichte und Altertumskunde der 
Ostseeprovinzen RuBlands in Riga (SBRig) 
Véstnik Evropy (VE) 
Vierteljahrsschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte (VSW) 
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Zapiski towarzystwa toruńskiego (ZapTT) 

Zeitschrift des Vereins für die Geschichte Schlesiens (ZSch) 

Zeitschrift des historischen Vereins für den Regierungsbezirk Marien- 
werder (ZMar) 

Zeitschrift der historischen Gesellschaft der Provinz Posen (ZP) 

Zeitschrift des Vereins für Geschichte und Altertumskunde des Erm- 
landes (ZE) 

Zeitschrift des Westpreußischen Geschichtsvereins (ZWpr) 


Die Chiffern der Mitglieder bedeuten: 
. B. = Landesarchivdirektor Prof. Dr. Bertold Bretholz in Brünn. 
G. = Prof. Dr. Leop. K. Goetz in Bonn; 
. H. = Prof. Dr. Otto Hötzsch in Posen; 
. K. = Prof. Dr. M. Korduba in Czernowitz; 
= Oberlehrer Arthur Luther in Moskau; 
TA = Prof. Dr. U. Lehtonen in Helsingfors; 
P. = Archivrat Dr. J. Paczkowski in Berlin; 
O. S. = Ritterschaftsarchivar Dr. Paul Baron v. d. Osten-Sacken in 
Reval; 
. R. = Dr. Walter Recke in Berlin: 
. S. = Dr. Richard Salomon in Berlin; 
. G. S. = Prof. Dr. Schybergson in Helsingfors; 
. Ue. = Prof. Dr. H. Uebersberger in Wien; 
. Z. = Dr. Erich Zechlin in Danzig. 


3 vTec>eort 


HR sw 


I. Allgemeines. 
II. Vormongolisches Rußland. 
II. Die Moskauer Periode. 


Les marchands anglais en Russie au 
XVI° siècle. 


Revue historique. Bd. 109. Januar-Febr. 1912, S. 1—26. 

Inna Lubimenko gibt auf Grund von bisher zum Teil noch unbe- 
kanntem archivalischen Material eime eingehende lehrreiche Darstellung 
der ersten Handelsbeziehungen zwischen England und Rußland. Im 
Jahre 1553 wurde eine aus drei Schiffen bestehende Expedition ausge- 
sandt, um einen nordöstlichen Seeweg nach China zu finden. Zwei Schiffe 
jedoch wurden von einem Sturm ins weiße Meer verschlagen, wo sie im 
Eise zugrunde gingen; das dritte rettete sich unter Richard Chancellor 
in die Dvinamündung. Der Car Ivan IV., der von den fremden Ankömm- 
lingen erfuhr, ließ sie vor sich bringen; er erkannte mit klarem Blick den 
großen Vorteil, den sein Land aus Handelsbeziehungen mit England ge- 
winnen konnte. Aus dem Jahre 1555 datiert das erste englische Privileg 
für die englisch-russische Handelsgesellschaft, die sich nach dem Muster 
der übrigen organisierte. An der Spitze stand ein governor, dem vier 
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Konsuln und 24 auf ein Jahr ernannte assistants zur Seite standen. Die 
Interessen der Gesellschaft dem russischen Caren gegenüber wurden von 
zwei oder drei Agenten vertreten, die in Moskau, Vologda und Narva 
saßen. Die von J. Lubimenko angeführten Quellenstellen machen es 
wahrscheinlich, daß die neue Gesellschaft nicht mehr dem sonst im 16. Jahrh. 
üblichen Typus der ‚regulated company“ (bei der jedes Mitglied mit sei- 
nem besonderen Kapital arbeitete) angehörte, sondern sich mehr der 
„joint stock company‘ — unserer heutigen Kommanditgesellschaft — 
näherte. Die Mitgliederzahl betrug bei der Gründung 155, stieg dann 
innerhalb von 10 Jahren auf 400, um gegen Ende des 16. Jahrh. auf 80 
zusammenzuschmelzen. Neben den höchsten Staatsbeamten und ange- 
sehenen Aristokratenfamilien gehörten der Gesellschaft bekannte Lon- 
doner Kaufherren, Ärzte, Advokaten, ja sogar einige Witwen an. IvanIV. 
brachte der Gesellschaft große Sympathien entgegen, so daß ihn nach 
seinem Tode Celkalov ironisch den englischen Caren nennen konnte. Wie 
weit er den Engländern entgegengekommen ist, zeigt das carische Privileg 
von 1569. Die Gesellschaft bekommt das ausschließliche Recht des Han- 
delsverkehrs mit Rußland auf der nördlichen Zufahrtsstraße (Dvina- 
mündung), wogegen der Car sich das Recht vorbehält, den übrigen Na- 
tionen den Handelsverkehr mit Rußland über Livland zu gestatten. Jeder 
andere Engländer, der nicht der Gesellschaft angehörte, soll vom Handel 
mit Rußland ausgeschlossen sein. Die rechtlichen Befugnisse der Gesell- 
schaft waren sehr ausgedehnt: sie durfte die Eisenminen am Flusse 
Vyéegda ausbeuten, neue Häuser bauen, englische Münze in Rußland 
prägen, die russische Postverbindung benutzen und russische Arbeiter 
beschäftigen; außerdem bekamen sie Grundstücke in der Stadt Vologda 
geschenkt. Die Compagnie durfte sich über ganz Rußland verbreiten, 
wobei ihr eigene Gerichtsbarkeit bei Streitigkeiten der Engländer unter- 
einander zugestanden wurde. Die Konflikte zwischen Engländern und 
andern Ausländern und Russen sollten der russischen Gerichtsbarkeit 
unterstehen, aber auch nur dem Gerichtshof der Opriönina, d. h. unmittel- 
bar dem Caren. Ivan IV. bedang sich seinerseits das Recht aus, unter 
allen englischen Waren das, was ihm gefallen sollte, zu kaufen und ferner 
machte er Anspruch auf das Eisen, das von den Engländern in Rußland 
hergestellt werden würde. Die 60 er und 70 er Jahre des 16. Jahrh. sind 
die Blütezeit der Gesellschaft, d. h. soweit überhaupt davon gesprochen 
werden kann. Mit dem Tode Ivans IV. beginnt die absteigende Entwicke- 
lung, die über das schon viel weniger günstige Privileg von 1586 ihren 
Abschluß findet in dem Privileg Boris Godunovs von 1598. Dieser Car, 
der allen Ausländern wohlgesinnt war, hob die Ausnahmestellung der 
Engländer auf und öffnete der für sie gefährlichenKonkurrenz durch die 
Holländer die Tür. Den Holländern, welche die gleichen Zufahrtsstraßen 
benutzten wie die Engländer, gelang es dann im 17. Jahrh., die Engländer 
aus dem Felde zu schlagen. Hand in Hand damit ging der zersetzende 
Einfluß, den die Tätigkeit der sog. ‚‚interlopers‘‘ (der Engländer, die neben 
der Gesellschaft trotz dem carischen Verbote Handel trieben) ausübte. 
28° 
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Diese Interlopers, zu denen selbst ungetreue Beamte der Gesellschaft ge- 
hörten, konnten um so freier ihr Handwerk ausüben, je weniger sich die 
Nachfolger Ivans IV. geneigt zeigten, der Gesellschaft gemäß dem Pri- 
vileg von 1569 ihren Schutz zu leihen. Die Feindschaft der Interlopers 
ging sogar soweit, daß sie systematisch die englisch-russische Handels- 
gesellschaft bei den andern Mächten zu diskreditieren suchten, wobei 
sie günstigen Boden vorfanden, da man schon lange in Westeuropa mit 
der Tätigkeit der englischen Gesellschaft unzufrieden war, weil sie die Russen 
mitWaffenund Munition versorgte. Kaiser Ferdinand, der nach dem Siege 
der Russen über den Deutschherrenorden in Livland ein förmliches Verbot 
der Waffeneinfuhr in Rußland erlassen hatte, wandte sich an die Königin 
Elisabeth und verlangte von ihr Unterstützung in dieser Maßregel. Cöln 
und Hamburg hielten englische Schiffe, die Munition geladen hatten, fest 
unter dem Vorwande, die Munition sei für Rußland bestimmt. Die Köni- 
gin Elisabeth bestritt zunächst jegliche Schuld der englischen Kaufleute, 
erließ aber doch bald darauf ein förmliches Verbot der Waffeneinfuhr 
in Rußland. Die Versorgung mit Munition war übrigens bei weitem nicht 
Hauptgegenstand des englischen Exporthandels nach Rußland. Der 
wichtigste Handelsartikel war das englische Tuch, dessen Bedeutung daraus 
zuerkennen ist, daß die Russen es nach seinem Hauptexportorte schlecht- 
weg „Lundid“ nannten. An zweiter Stelle stand Baumwolle. Rußland 
führte aus: Butter, Fett, Wachs, Pelze, Leinwand und Hanf. Besonders 
der letzte Artikel sollte für die englische Gesellschaft sehr gewinnbringend 
werden. Sie errichtete in Cholmogory und Vologda Seilereien, deren 
Schiffstaue die Konkurrenz mit den Danzigern nicht nur aushielten, son- 
dern sogar schlugen. Bald war die ganze englische Flotte mit russischen 
Tauen versehen, und stolz rühmte sich die englisch-russische Handels- 
gesellschaft nach der Vernichtung der Armada, daß nur ihren Tauen der 
Sieg zu verdanken sei, die so gut seien, ,,wie sie nie ein anderer Herrscher 
gehabt hat“. — Die Frage, wer schließlich den Vorteil von den gegen- 
seitigen Handelsbeziehungen gehabt, beantwortet J. Lubimenko dahin, 
daß der Vorteil ohne Zweifel auf seiten Rußlands war. Wenn die Ge- 
sellschaft auch hohe Preise fordern durfte, so hatte sie doch gewaltige 
Unkosten durch Havarien, ungetreue Beamte, nicht einzutreibende Schul- 
den. Gegen Ende des 16. Jahrh. war sie stark verschuldet: im Jahre 
1589 berechnet sie ihre Verluste auf 60 000 Rubel, was nach dem gegen- 
wärtigen Kurse einer Summe von drei Millionen Rubel gleichkommt. 
Der wichtigste Gewinn für die Russen war der englische Kultureinfluß. 
Die Handelsverbindung brachte Erzeugnisse der englischen Industrie 
nach Rußland, russische Arbeiter wurden in den von den Engländern 
angelegten Fabriken und Bergwerken unterwiesen, englische Ärzte, 
Apotheker, Ingenieure und Architekten kamen nach Rußland, und nicht 
zum wenigsten: die russische Kriegskunst erfuhr mit englischer Hilfe 
einen gefährlichen Aufschwung, eine Erkenntnis, welcher der polnische 
König Sigmund August in seinen Briefen an Elisabeth von England 
beredten Ausdruck gibt. W. R. 
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Die Sachsenkirche in Moskau und das 
erste Theater in Rußland. 


Neues Archiv für sächs. Geschichte und Altertumskunde. Bd. 32, 
Heft 3 u. 4, S. 270 f. 


Ernst Koch gibt auf Grund bisher schon bekannten Materials, das 
er aber durch Angaben über Persönlichkeiten usw. wünschenswert ergänzt, 
eine eingehende Darstellung der Geschichte der Sachsenkirche in 
Moskau und der Anfänge des russischen Theaterwesens. In der 1652 
gegründeten Sloboda bildeten sich unter den Lutheranern zwei Gemeinden 
aus: die alte — zum großen Teil aus Kaufleuten bestehende — Gemeinde 
und die neue, deren Hauptkontingent die im russichen Kriegsdienst 
stehenden ausländischen Offiziere bildeten. Einer dieser Offiziere, der 
Däne Baumann, der es bis zum russischen Generalleutnant brachte, hat 
sich um die neue Gemeinde sehr verdient gemacht. Er stellte selbst größere 
Geldsummen zur Verfügung und berief die Prediger: zunächst den Johann 
Dietrich Vockerodt aus Thüringen und bald darauf, da dieser die Seel- 
sorge nicht allein versehen konnte, den aus Merseburg gebürtigen Johann 
Gottfried Gregorii. Dieser ist für die neue Gemeinde und überhaupt für 
die deutsche Sloboda von großer Bedeutung gewesen. Er machte zwei 
Reisen nach Deutschland; auf der ersten beendete er seine theologischen 
Studien, und die zweite ist deshalb bemerkenswert, weil er seinen Stief- 
vater, den Mülhausener Stadtphysikus Dr. Andreas Blumentrost bewog, 
in carische Dienste zu treten. Dessen Enkel war der berühmte erste Präsi- 
dent der Akademie der Wissenschaften zu Petersburg. Als Hauslehrer der 
Blumentrostschen Kinder ging mit nach Rußland der Leipziger Student 
der Medizin Laurentius Rinhuber, dem wir den bekannten Bericht über 
Rußland verdanken. Von besonderer Bedeutung ist aber Gregorii für 
die russische Kulturgeschichte dadurch geworden, daß auf ihn die ersten 
Theateraufführungen in Rußland zurückzuführen sind. Von Matvéev 
beauftragt, schrieb Gregorii nach dem biblischen Buche Esther die Tra- 
gödie ,,Ahasverus und Esther“, die er dann mit Hilfe der slavonischen 
Bibel ins Russische übersetzte. Im Dorfe PreobraZensk wurde ein be- 
sonderes Theaterhaus aufgeführt und mit gemalten Dekorationen versehen. 
Die Schauspieler nahm Gregorii aus seiner Kirchenschule und ließ sie durch 
„den Studenten Rinhuber den Text in deutscher und russischer Sprache 
einüben; nicht weniger als 64 Mann sollen mitgewirkt haben. Die erste 
Vorstellung, die am 17. Oktober 1672 stattfand und zehn Stunden ge- 
dauert haben soll, brachte Gregorii vollen Erfolg. Der Car war so ent- 
zückt von den Vorführungen, daß er den Pastor reich belohnte und im 
folgenden Jahre sogar, was noch nie geschehen war, mit seiner ganzen 
Truppe zum Handkuß zuließ. Im gleichen Jahre wurde Gregorii beauf- 
tragt, eine Theaterschule einzurichten, in der junge Russen unterrichtet 
werden sollten. 
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Und so haben wir das eigenartige Bild, daß der lutherische Pastor 
zugleich Theaterdichter und Theaterdirektor war. Er starb aber schon 
im Alter von 44 Jahren (1675), und mit dem Tode des Caren Aleksěj 
(1676) verfiel auch das Theater. W. R. 


StaroZyl’stvo und Leibeigenschaft. 


J 1912, I, 75—119. 


Die Entstehung der Leibeigenschaft in Rußland ist ein Problem, 
das die russische wirtschafts- und verfassungsgeschichtliche Forschung 
noch lange beschäftigen wird. Nur durch streng systematische Einzel- 
untersuchungen über die wirtschaftliche und rechtliche Lage der Bauern 
im 15. und 16. Jahrh. wird man der Lösung der Frage nahekommen. 
Im vorliegenden Aufsatz unternimmt P. Michajlov den sehr dankens- 
werten und ergebnisreichen Versuch, die Einwirkung einer Institution, 
des sog. „‚staroZyl’stvo‘, auf die Ausbildung der Leibeigenschaft zu unter- 
suchen. Er legt ihr, in Übereinstimmung mit der überwiegenden Ma- 
joritaät der russischen Forscher (u. a. Djakonov, Lappo-Danilevskij, 
Vladimirskij-Budanov, Kljutevskij, Platonov und Miljukov) einen ent- 
scheidenden Einfluß in dieser Frage bei, während die Minorität, die sich 
um Sergéevië schart, die Entstehung der Leibeigenschaft von einem ge- 
setzgeberischen Akte der Regierung ausgehen läßt. Das große Verdienst 
Michajlovs liegt darin, daß er für eine strenge Scheidung der Begriffe 
‚„starozyl’stvo‘“ und ‚‚serebrenitestvo‘ eintritt, was von fast allen For- 
schern mit Ausnahme von Miljukov unterlassen worden ist. Djakonov 
ist im Vermengen beider Begriffe besonders weit gegangen, so daß Lappo- 
Danilevskij bemerken konnte, daß die Bedeutung der ‚Verjährung‘ 
(starina) für den Prozeß der Leibeigenschaft auch nach Djakonovs Aus- 
führungen noch reichlich dunkel bleibe. Die ‚serebrenidestvo‘“ (Verschul- 
dung) und die „staroZyl’stvo‘“ sind Parallelerscheinungen, die beide für 
sich die Entstehung der Leibeigenschaft beeinflußt haben. Der ,,Sere- 
brenik“ ist faktisch berechtigt, fortzuziehen, falls er nicht durch ein 
Schuldverhältnis dem Herrn gegenüber gebunden ist. Er wird frei, so 
bald er die Schuld getilgt hat oder ein anderer Gutsbesitzer ihn loskauft. 
Um die Lage des ‚‚staroZylec‘‘ zu verstehen, ist es von Nutzen, das römi- 
sche Kolonat zum Vergleiche heranzuziehen, wie es Michajlov tut. Die 
römische Leibeigenschaft ist bekanntlich auf die Rechtsanschauung zu- 
rückzuführen, daß jemand, der dreißig Jahre hindurch auf demselben‘ 
Grund und Boden gesessen hat, an die Scholle gebunden ist. Nun tritt 
der Staat hinzu und sanktioniert die gewohnheitsrechtliche Institution. 
Den gleichen Vorgang nimmt Michajlov bei Ausbildung des Instituts 
des ,,staroZylstvo“ an. 

Der ,,staroëylec“ ist ein ursprünglich vollkommen freier Bauer, 
der auf gepachtetem Grund und Boden sitzt, den schon eine Reihe von 
Vorfahren vor ihm in Pacht gehabt hat. Das langjährige, durch Gene- 
rationen dauernde Pachtverhältnis einem Grundherren gegenüber in Ver- 
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bindung mit dem ebenso langjährigen Ansässigsein auf demselben Grund 
und Boden bewirken schon zunächst subjektiv für den Pächter ein ge- 
wisses Verwachsen mit dem Boden und der Familie des Grundherrn. 
Von da ist bis zur Objektivierung dieses Instituts nur ein Schritt: die 
Gebundenheit an die Scholle wird Gewohnheitsrecht. Dies ist der Zustand 
im 14. und 15. Jahrh. Ende des 15. Jahrh. beginnt aber die große ökono- 
mische Krisis, die das ganze 16. Jahrh. hindurch andauert. Die neuen 
Erwerbungen des Moskauer Staates im Süden und Osten verschlechtern 
die Lage der Gutsbesitzer, da ein gewaltiges Abströmen der Bevölkerung 
in diese zum großen Teil sehr fruchtbaren Gegenden erfolgt. Die Grund- 
herren verlangen dagegen Hilfe vom Staate, der durch Verbot der Frei- 
zügigkeit ihnen die Bauern erhalten und sie so vor wirtschaftlichem Ruin 
schützen soll. Nun ergibt sich die eigenartige Tatsache, daß die früheste 
Beschränkung der Freizügigkeit gerade die ‚‚staroZyl’cy“ trifft (Urkunde 
für das Troickykloster etwa 1455—1462). Michajlov weist die Vermutung 
Lappo-Danilevskijs, daß hierbei Verschuldung der Pächter mitgewirkt 
habe, zurück und zeigt an Hand von Urkunden, wie gegen Ende des 
45. Jahrh. auch schon bis in die Regierung die Anschauung durchge- 
drungen ist, daß derjenige, welcher eine bestimmte Zeit lang auf einem Stück 
Land gesessen hat, dadurch an die Scholle gebunden ist. So trifft die 
ökonomische Krisis des ausgehenden 15. Jahrh. mit dem ausgebildeten 
gewohnheitsrechtlichen Institut des staroZylstvo zusammen und der Staat 
sanktioniert nur den faktischen Zustand. Gerade durch die Bindung 
der „‚staroZyl’cy‘‘ konnte wirksame Hilfe gebracht werden, denn sie waren 
wohlhabend, arbeitsfähig und kapitalkräftig. Die Leibeigenschaft ist nicht 
entstanden zum Schutze von Privatinteressen, sondern im Interesse der 
Volkswirtschaft; nur so konnte die im 16. Jahrh. drohende Krisis wenig- 
stens abgeschwächt werden. W. R. 


IV. Peter der Große und die Nachfolger bis 1762. 


Lomonosov als Historiker. 


RA 1911, III 559—566. 


Über Lomonosov als Historiker handelt ein mit A. P. K. gezeich- 
neter Aufsatz. Befremdlich wirkt die Behauptung, daß L. „in seinen 
Oden Historiker sei“. Als Beweis dafür folgt eine Zusammenstellung 
von Stellen aus L.s Dichtungen, die zu zeitgeschichtlichen Ereignissen 
irgendwie in Beziehung stehen. Besser ist der zweite Teil der Arbeit, der die 
wirklichen historischen Arbeiten des großen Polyhistors kurz charakterisiert, 
seine Stellung als eines der Häupter der Antinormannisten kennzeichnet 
und auch den darstellerischen Mängeln der ,,Altrussischen Geschichte‘ 
Ls. gerecht wird. Wie weit der Aufsatz von Solov’evs Arbeit über die 
„Russ. Geschichtsschreiber des 14. Jahrh.“ abhängig ist, kann ich nicht 
sagen, da mir diese nicht zugänglich ist. R. S. 
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Paul I. und Stanislaus II. Poniatowski. 


' RA 1912, I 21—46. 


Stanislaus Poniatowski hat ein außerordentlich reiches autobio- 
graphisches Material hinterlassen. Ein Teil davon ist seit langer Zeit 
gedruckt (Mémoires sécrets, Leipzig 1862, vollständiger in einer polni- 
schen Ausgabe von Zaleski, Posen 1870), doch scheint der unedierte Teil 
noch weit umfänglicher zu sein. Ein Tagebuch besitzt die Öffentliche 
Bibliothek in Petersburg, acht Bände handschriftlicher Aufzeichnungen 
hat das Petersburger Reichsarchiv, und weitere Bestände befinden sich 
im Moskauer Hauptarchiv des Ministeriums des Äußeren. Auf diesen 
Moskauer Akten fußt die hier zu besprechende kleine Publikation von 
S. M. Gorjainov. Stanislaus pflegte — ich gebe hier Gorjainovs einleitende 
Darstellung im wesentlichen wieder — einen ganzen Stab von Sekretären 
mit sich zu führen, denen er seine Gedanken über die Tagesereignisse 
diktierte und die für ihn Briefe und Aktenstücke, soweit sie ihn inter- 
essierten, ins Französische zu übersetzen und abzuschreiben hatten. Der 
meistbeschäftigte war ein gewisser Christian Friese, der schließlich nach 
33jähriger Tätigkeit im Dienste des Königs als Kollegienrat in russische 
Dienste übernommen wurde. Die Redaktion der ständig anwachsenden 
Kollektaneen gehörte zu den dauernden Beschäftigungen des Königs, 
und besonders in seinen letzten Petersburger Jahren (1795—1798) nach 
der Abdankung hat er ihnen seine Sorgfalt zugewandt. Gerade aus den 
letzten Jahrgängen gibt Gorjainov eine Probe, einen Auszug aus um- 
fanglichen Aufzeichnungen des Königs über Gespräche mit Paul I. aus 
dem Jahre 1797. Sie bieten zur Charakteristik des Caren manches Inter- 
essante; vor allem aber geben sie einen anschaulichen Begriff von der 
prekären Stellung des Exkönigs am russischen Hofe. | 

Bekanntlich nahm Paul I. in den Fragen der polnischen Politik 
einen wesentlich anderen Standpunkt ein als seine Mutter. Eine allge- 
meine Amnestie für Polen war einer seiner ersten Regierungsakte; und 
sehr bald darauf berief er den gestürzten König aus seinem Exil in Grodno 
an den Petersburger Hof. Die Beziehungen zwischen den beiden Fürsten 
entwickelten sich, wie man an der Hand der Aufzeichnungen des Königs 
verfolgen kann, zunächst recht herzlich; Paul machte auch Stanislaus 
gegenüber kein Hehl aus seiner MiBbilligung der Teilungspolitik; und 
als das Gespräch zufällig auf Diebstahl kommt, meint er: Zu dem gestoh- 
lenen Gut, dessen man sich in Rußland erfreue, gehöre auch Polen (S. 25). 
Er beklagt sich rückhaltlos über die Härten und Ungerechtigkeiten, die 
er bei Lebzeiten Katharinas ertragen mußte; gelegentlich verlangt er 
dann von Stanislaus mit einer offenkundigen Anspielung auf die Liebes- 
affären seiner Mutter Auskunft über ‚seine Erlebnisse in Oranienbaum 
und Petersburg“ — ein Ansinnen, das den König zu der (deutsch nieder- 
geschriebenen) Bemerkung veranlagt: „Das war gottlos.‘‘ Einen breiten 
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Raum nehmen in den Gesprächen die Unterhandlungen über Persönlich- 
` keit und Charakter einzelner Offiziere und Beamten ein; Paul sucht sich 
besonders über polnische Untertanen, die in russische Dienste getreten 
sind, zu informieren. Auch religiöse und kirchliche Gegenstände werden 
besprochen; besonders merkwürdig sind die Hoffnungen, die der Car 
auf Grund von Prophezeiungen auf das Jahr 1800 setzt; er denkt an 
Einigung der christlichen Kirchen; und fast tragisch wirkt es, wenn er den 
König versichert, er werde binnen drei Jahren (also 1800) „der Zeuge 
großer Ereignisse sein“. 

Die freundlichen Beziehungen zwischen Paul und Stanislaus dau- 
erten den ganzen Sommer 1797 hindurch; dann trat im Oktober auf ein- 
mal ein vollkommener Stimmungswechsel ein. Der König sah sich plötz- 
lich der beleidigendsten Nichtachtung ausgesetzt. Pauls bekannte Launen- 
haftigkeit reichte zur Erklärung dafür nicht aus; man mußte annehmen, 
daß die Aufdeckung verschiedener Komplotte in den ehemals polnischen 
Landesteilen den Caren mißtrauisch gemacht hatte. Stanislaus mußte, 
obwohl ganz unschuldig, dafür büßen; und die Bitterkeit seiner Stellung 
als roi en exil mag ihm erst jetzt voll zum Bewußtsein gekommen sein. 
Die Beziehungen zum Caren sind anscheinend bis zum Tode des Königs 
kühl geblieben. R. S. 


Memoiren der Kaiserin Katharina Il. 


J 1912, I, 37—74. 

Der im Jahre 1907 erschienene zwölfte Band der großen Akademie- 
ausgabe der Werke Katharinas II. brachte für die wissenschaftliche Welt 
eine große Überraschung. Noch im Jahre 1906 hatten der Istoriteskij 
V&stnik und die Russkaja Starina Übersetzungen der in London 1859 
durch Herzen veranlaßten Ausgabe gebracht und selbst Bil’basov hatte 
energisch die von P. Bartenev 1868 im Osemnadcatyj Věk gemachten An- 
deutungen über eine zweite Redaktion (die der Gräfin Bruce gewidmete) 
energisch bestritten, als auf ein mal sieben französische Redaktionen und 
mehrere Bruchstücke in russischer Sprache erschienen. Sie waren nach 
Autographen der Kaiserin gedruckt worden, die im Staatsarchiv (in dem 
sogenannten ,,versiegelten Pakete‘), in den Bibliotheken des Kaisers, 
in der Kaiserlichen öffentlichen Bibliothek und im Moskauer Rumjancev- 
Museum beruhten. Die nächste Aufgabe der Forschung mußte es sein, 
die Entstehungszeit der zum Teil undatierten Redaktionen zu bestimmen 
und ferner, ihren Wert als historische Quelle festzustellen. Zu der Da- 
tierung sind schon im Vorwort von Ja. Barskov (Pypin starb während 
der Drucklegung) Fingerzeige gegeben worden, die von O. Kornilovic, 
über dessen Aufsatz wir referieren, tiefer fundiert und bestätigt worden 
sind. Schon im Alter von 15 Jahren schrieb Katharina ihre erste Biogra- 
phie unter dem Titel ,, Ebauche d’un brouillon du caractère du Philosophe 
de quinze ans“ für den Grafen Gyllenborg, verbrannte sie aber nach der 
Gefangennahme BestuZevs. Als älteste erhaltene Redaktion hat nach 
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Barskov und Kornilovi£ die fünfte zu gelten. Es ist die einzige Redaktion, 
deren Erzählung bis zum Augenblicke der Niederschrift reicht. Verf. 
verlegt ihre Entstehungszeit in die Jahre 1754—1756 und vermutet als 
Adressaten wegen der Erklärung einzelner russischer Benennungen, z. B. 
Krasnoe Kryl’co, einen Ausländer, der Katharina in jenen Tagen nahe- 
stand. Es können nur Poniatowskij und der englische Gesandte Sir Char- 
les Williams in Frage kommen, von denen u. E. Williams die größere 
Wahrscheinlichkeit für sich hat. Auf die fünfte folgt die sechste Redak- 
tion, die wahrscheinlich während oder kurz nach der Regierung Peters III. 
geschrieben worden ist. Kurz nach der Ermordung Peters ist die Redak - 
tion niedergeschrieben, die in der Akademieausgabe als siebente bezeich- 
net wird. Sie enthält eine kurze Charakteristik Peters III. und eine aus- 
führliche Erzählung der Palastrevolution von 1762 mit ‚‚Anecdotes de 
cet événement“. Die Vermutung Korniloviës, daß diese Redaktion der 
von Stebal’skij (Zarja 1869) erwähnte Brief Katharinas an Poniatowskij, 
der später in französische Zeitungen gelangte, sei, hat sehr große Wahr- 
scheinlichkeit für sich. Kornilovië weist mit Recht auf Stellen hin, die 
darauf deuten, daß die Schreiberin ein fremdes Publikum vor Augen ge- 
habt habe, wenn sie z. B. schreibt ,,Il fit donc dans 24 heures 73 verstes, 
qui fait dix lieues et demi d’Allemagne“‘, oder wenn sie nicht von ihren 
Untertanen, sondern von ,,les Russes‘ oder ,,cette nation‘ spricht. 
Die Redaktionen I—IV gehören sämtlich einer späteren Zeit an. Die erste 
Redaktion trägt die Aufschrift ,, Mémoires commencé: le 21 d’avril1771“; 
die zweite „continués en 1791“, die dritte ist wieder undatiert, bildet 
aber ohne Zweifel eine Fortsetzung der zweiten. Im Jahre 1794 entschloß 
sich Katharina zu einer vollkommenen Umarbeitung. Während die Re- 
daktionen I—III einen intimeren Ton anschlagen, soll die vierte einen 
möglichst objektiven Bericht geben, den jeder der Nachkommen lesen 
kann. Die Kaiserin spricht von sich nicht mehr in der ersten, sondern in der 
dritten Person. Diese besonders tendenziöse und kunstvolle Redaktion 
ist die durch Herzen bekannt gewordene. Leider bricht die Erzählung 
mit dem Jahre 1758 ab und auch der angefügte ‚„‚Canevas“ führt die 
Ereignisse nur ein Jahr weiter. — Die zweite Aufgabe, welche der For- 
schung durch die Publikation gestellt war, nämlich den historischen 
Quellenwert der einzelnen Redaktionen festzustellen, ist von Kornilovië 
der Lösung ein gutes Stück Weges genähert worden; ein endgültiges 
Urteil glaubte er noch nicht fällen zu können. Aber auch so ist seine 
Zusammenstellung von Textvarianten zu einzelnen wichtigeren Ereignissen 
sehr wertvoll. Nach dem allgemeinen Eindruck des Verf. scheint die am 
meisten zuverlässige Fassung die der Gräfin Bruce gewidmete (I und als 
Ergänzung II und III) zu sein. Daß Irrtümer in Daten und Zahlenan- 
gaben vorhandensind, ist zu natürlich, zumal wenn man mit Kornilovië an- 
nimmt, daß Katharina an einer neuen Redaktion schrieb, ohne die alte 
vor Augen zu haben. Verf. zeigt an mehreren Beispielen, wie auf diese 
Weise selbst unbedeutende Ereignisse eine Änderung erfahren. Viel wich- 
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tiger sind aber die bewußten Änderungen. So wird der Glaubenswechsel 
in der Redaktion V in einigen Sätzen erwähnt, in IV, welche für ein größe- 
res Publikum bestimmt war und die Kaiserin als Russin darstellen sollte, 
eben gestreift, in I dagegen, welche für einen intimeren Kreis bestimmt 
war, ausführlicher erzählt. Ähnliche Varianten lassen sich nachweisen 
für die Charakterisierung einiger Jahre, Schilderung des Zusammenstoßes 
mit der Kaiserin Elisabeth, die Annäherung an BestuZev und den Selbst- 
mordversuch. Am markantesten sind die Varianten über das erste Zu- 
sammentreffen mit Peter III., auf die auch schon Barskov in den An- 
merkungen zur Akademieausgabe hingewiesen hat. In Redaktion V 
(1754—1756, entstanden in den Zeiten des besten Einvernehmens der 
Ehegatten) heißt es über den Thronfolger: ,,Je vis pour la premiere foi le 
Gr. Duc, qui réellement étoit beau, aimable, bien élevé; enfin l’on crioit 
au miracle de cet enfan d’onze ans ...“. Zu Beginn der siebziger Jahre 
(Redaktion I) lautet das Urteil schon weit kritischer über den ersten Ein- 
druck: „„Je vis ce prince pour la premiere fois: il paroissait alors bien élevé 
et spirituel, cependant on lui remarquoit déjà de l’inclination pour le 
vin et beaucoup d’humeur contre tout ce qui le gênoit“. Und in der 
letzten Redaktion, in der sie ihr Verhalten im Jahre 1762 vor aller Welt 
rechtfertigen wollte (Redaktion IV = Herzen) berichtet sie: ,,... c’est 
alors que j’ai entendu dire ... que le jeune duc inclinoit à la boisson et 
que ses entours avoient de la peine à l'empêcher de se griser à table; qu’il 
etoit rétif et fongueux, qu’il n’aimoit point ses entours ... qu’il etoit 
d’une complexion délicate et valétudinaire. Réellement la couleur de son 
visage étoit pâle et il paraissoit être maigre et d’une constitution déli- 
cate“. 

Katharina war bei der Abfassung ihrer Memoiren vor allem an dem 
Eindruck gelegen, den sie auf die Leser machen wollte. So hält Korni- 
lovič auch ihre Erzählung über die durch das eifrige Studium der russi- 
schen Sprache verursachte Krankheit und ihr passives Verhalten bei 
ihrer Verheiratung für tendenziös entstellt. 

Und so bestätigt die vorliegende Publikation durchaus das negative 
Urteil, das ein Kenner wie Bil’basov über Katharina als Memoirenschrei- 
berin fällte, und gemahnt zu noch größerer Vorsicht bei Benutzung der 
Memoiren als historischer Quelle. Die angeführten Quellenstellen über 
Katharinas Charakteristik Peters III. rechtfertigen in glänzender Weise 
die Bemerkung Schiemanns (Geschichte Alexanders I., S.3), der die 
Memoiren Katharinas gerade für die Beurteilung Peters III. als unglaub- 
würdig zurückwies. Ä W. R. 


VI. Rußland im 19. Jahrhundert. 


1812. Friedensvorschläge Napoleons. 

RSt 1912, I, 59—61. 

Bekanntlich hat Napolen von Moskau aus zweimal versucht, mit 
Kaiser Alexander Frieden zu schließen. Sowohl die ersten Friedensvor- 
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schläge, die er durch einen russischen Gardekapitän Jakovlev überbrin- 
gen ließ, wie auch die zweiten, die ebenfalls ein Russe, der Kommissar 
Ruchin vom Findelhause in Moskau, überbrachte, ließ Alexander unbe- 
achtet. Über die Schicksale, die dem zweiten Sendboten auf seiner Reise 
zum russischen Kaiser widerfuhren, berichtet X. R. aus Familienpapieren. 
Ruchin war von Tutolmin, dem Direktor des Findelhauses, dem Napoleon 
den Auftrag gegeben hatte, einen zuverlässigen Mann auszusuchen, zu 
Murat geschickt worden und hatte dort französische Depeschen an Kaiser 
Alexander bekommen mit der Weisung, sie nur dem Kaiser persönlich 
einzuhändigen. Tutolmin schrieb seinerseits einen Bericht an den Kaiser; 
in der Eile siegelte er sowohl seinen Bericht wie auch den Paß für Ruchin 
mit seinem Petschaft. So kam es, daß Ruchin für einen französischen 
Spion gehalten wurde. Als er von der französischen Eskorte den russi- 
schen Vorposten übergeben worden war, wurde er zum General Ilovajskij 
geführt, der ihn gefangen setzen ließ und durch Aushungern zwingen 
wolite, sein Geheimnis zu verraten. Nach einigen Tagen schickte Ilo- 
vajskij ihn zum Grafen Winzingerode, der die gleiche Methode mit dem- 
selben MiBerfolge anwandte. Er ließ die Kleider und das Gepäck Ruchins 
nach den Depeschen durchsuchen, fand aber nichts, denn Ruchin trug 
die Depeschen im Kragen seiner Uniform eingenäht bei sich. Inzwischen 
hatte Winzingerode den Fall dem Kaiser gemeldet und erhielt den Befehl, 
den Boten Napoleons unverzüglich nach Petersburg zu schicken. So 
konnte Ruchin, allerdings mit großer Verzögerung, seinen Auftrag dem 
Kaiser persönlich ausrichten. Die Kaiserin-Mutter, Maria Feodorovna, 
ließ ihm 300 Rubel aushändigen zur Anschaffung einer neuen Uniform 
mit dem Befehl, „nicht die Uniform zu tragen und den Inhalt der De- 
peschen geheim zu halten“. Wahrscheinlich ist damit die Uniform gemeint, 
in deren Rockkragen die Depeschen versteckt waren. W. R. 


Kutuzov. 


J 1912, I 1—36. 

G. Georgievskij veröffentlicht 36 Briefe Kutuzovs an seine Töchter, 
die mit Ausnahme von 6 Briefen, die aber durch Auslassungen oder Zu- 
sätze entstellt sind, bisher noch nicht veröffentlicht worden sind. Sie 
stammen aus den Jahren 1798—1812. Wir vermögen den Briefen nicht 
die Bedeutung beizulegen, die der Herausgeber ihnen beimißt. Der Histo- 
riker wird besonders von den zehn Briefen aus den Jahren 1812 ent- 
täuscht sein. Hervorzuheben ist aber, daß Kutuzov in diesen Briefen 
vom rein menschlichen Standpunkte aus ungleich sympathischer er- 
scheint, als in den Memoiren seiner Zeitgenossen. 


1847. Die Kyrillus-Methodius-Gesell- 
schaft zu Kiev. 


RSt 1911, XII, 692—696. 
Im Jahre 1847 war zu Kiev eine wissenschaftliche Gesellschaft ge- 
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gründet worden, die sich nach den beiden Slavenaposteln oder auch ,,ukrai- 
nisch-slavische Gesellschaft‘ nannte. Sie bestand fast nur aus Klein- 
russen und zählte zu ihren Mitgliedern Männer wie Kostomarov, Ševčenko, 
Kuliš, Navrackij u. a. Auch diese Gesellschaft war in den Augen des 
Kaisers Nikolaus nicht frei von revolutionärem Geiste. J. Pavlovskij schil- 
dert auf Grund von archivalischem Material das Schicksal dreier Mit- 
glieder: Navrackij, Bölozerskij und Markovič. Es ist immer das gleiche 
Verfahren: Die unglücklichen Opfer werden mit rauher Hand aus ihrer 
Laufbahn gestoßen. Und dabei glaubte wohl der Kaiser noch mit be- 
sonders väterlicher Fürsorge zu verfahren, wenn er sie in einem ihrer 
bisherigen Beschäftigung widersprechenden Berufe solange beschäftigen 
ließ, bis sie ,,die Unschädlichkeit ihrer Weltanschauung bewiesen hatten 
durch eifrigen Dienst und maßvolles Betragen“. W. R. 


1848. Aus dem Leben N. J. Kostomarovs 
in Saratov. 


RSt 1911, XII, 509—514. 

Kostomarov war wegen seiner Teilnahme an der Kyrillo-Methodius- 
Gesellschaft nach Saratov verschickt worden, wo er auf allerhöchsten 
Befehl beschäftigt werden sollte, „aber nicht auf dem Gebiete des Unter- 
richts oder wissenschaftlich“. Zunächst bekam er einen kleinen Posten 
als Gehilfe des ersten Sekretärs der Gouvernementsverwaltung. Später 
wurde er Beamter bei dem statistischen Komitee des Gouvernements, 
was ihm den Zutritt zu allen Archiven verschaffte. Eine Frucht dieser 
Jahre sind die Materialsammlungen zu ‚Stefska Razin“ und der Puga- 
čevěčina. W. R. 


Jugend Alexanders Íl. 


RSt 1911, XI, 283—297; XII, 556—864. 

M. K. veröffentlicht Schriftstücke aus dem Nachlasse des General- 
adjutanten A. A. Kavelin, der von 1834—1841 Erzieher des nachmaligen 
Kaisers Alexander If. war. Schon Ende der zwanziger Jahre hatte Kaiser 
Nikolaus ihm, der sich im Türkischen Kriege als Kommandant des Kaiser- 
lichen Hauptquartiers verdient gemacht hatte, den Posten als Erzieher 
bei seinem Sohne angetragen, Kavelin jedoch hatte abgelehnt, da er die 
große Verantwortung nicht glaubte auf sich nehmen zu können. : Nach- 
dem er aber während seiner Tätigkeit als Direktor des Pagenkorps (1830 
bis 1834) seine erzieherischen Eigenschaften glänzend bewährt hatte, 
konnte er sich einer neuen Aufforderung des Kaisers nicht mehr entziehen. 
Kavelin begleitete den Cesarevië auf drei großen Reisen: im Jahre 1837 
machte der Thronfolger seine große Reise durch Rußland; 1838 nach Eu- 
ropa und besonders nach Ems zum Gebrauche der Bäder und 1840 nach 
Darmstadt, um sich mit der Tochter des Großherzogs von Hessen zu ver- 
loben. Die abgedruckten Materialien beziehen sich gerade auf diese drei 
Reisen. Für die Reise des Cesarevié hatte Nikolaus I. eine eingehende 
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Instruktion ausgearbeitet, in der auch die kleinsten Fragen berührt wer- 
den. Die Kosten der Reise beliefen sich auf fast eine Million Rubel. Die 
Materialien über die Reise nach Ems sind weniger wichtig; um so inter- 
essanter sind aber die Tagebuchaufzeichnungen und Berichte, die Ka- 
velin von der dritten Reise an den Caren sandte. W. R. 


Zemstvo und Leben. 


JV 1912, I, 126—186; II, 588—614. 

Die Memoiren des Zemstvovorsitzenden V. A. Aveskij bieten ein 
interessantes, lebensvolles Bild von der Tätigkeit des Zemstvo in den 
letzten zwanzig Jahren. Bekanntlich sind die entscheidenden Daten in 
der Entwickelungsgeschichte dieser russischen Selbstverwaltungsinsti- 
tution die Jahre 1864 und 12. Juni 1890. Während die Zemstvo von 
1864 als rein wirtschaftlicher Selbstverwaltungsverband gedacht war, 
wurde ihr 1890 die Erledigung aller lokalen Angelegenheiten übertragen. 
Auf der andern Seite aber schränkte die Reform von 1890 die Rechte 
des Zemstvo wesentlich ein und machte sie zudem auf der einen Seite 
durch Schaffung der Landeshauptleute vom gutsbesitzenden Adel ab- 
hängig und schuf auf der andern Seite eine stärkere Bevormundung 
durch den Minister des Innern und den Gouverneur. Aveskij zeigt an 
einzelnen Beispielen, mit wieviel Schwierigkeiten die Zemstvo bei der 
Durchführung der ihr durch die Reform von 1890 auferlegten Arbeiten 
zu kämpfen hatte. Besonders interessant sind die Abschnitte, welche 
die Tätigkeit der Zemstvo während des russisch-japanischen Krieges 
und der Revolution behandeln. Merkwürdig ist das Bestreben der ein- 
zelnen Zemstvoversammlungen, sich zu kleinen Parlamenten auszubilden, 
die von sich aus die Geschicke des Landes entscheiden wollen. Hart stoßen 
hier die aus Unkenntnis und Phantasterei genährten kommunistischen 
Bestrebungen der Bauern, die von jugendlichen Hitzköpfen vertreten 
werden, mit den Tendenzen des Gutsbesitzeradels zusammen. Sehr wichtig 
sind die vom Verf. mitgeteilten, von den Bauernvertretern zu Protokoll 
gegebenen Forderungen, die alle in dem Schrei nach Land gipfeln. Da- 
neben wird verlangt: Abschaffung der Bauernbank, Schutz vor der Ver- 
schuldung gegenüber den Juden, allgemeine Volksbildung. Wertvolle 
Beiträge zur Psyche des russischen Bauern liefert die Schilderung 
der ersten Rekrutenaushebung nach Verleihung der Verfassung, der eine 
antimilitaristische Agitation vorausgegangen war. Ebenso drohte ein 
Irrtum der Volost’schreiber, die alle Familienvorstände — die Bauern, 
welche ihr Land mit Hilfe der Bauernbank gekauft hatten, waren nicht 
wahlberechtigt — zur Wahl aufgefordert hatten, verhängnisvoll zu werden. 
Der Branntwein ließ jedoch die zu Unrecht geladenen bald ihre Staats- 
bürgerrechte vergessen. W. R. 


P. L. Lavrov. 


JV 1912, I, 116—141. 
A. A. Vinickaja veröffentlicht interessante Erinnerungen an ihren 
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Aufenthalt in Paris zu Beginn der achtziger Jahre des vergangenen Jahr- 
hunderts. Von J. S. Turgenev an den berühmten Revolutionär Peter 
Lavroviëé Lavrov empfohlen, wurde sie von diesem in den Pariser Nihi- 
listenkreis eingeführt. Sie entwirft in ihren Erinnerungen ein äußerst 
sympathisches Bild von diesem Manne, der in seiner Aufopferung und 
Bescheidenheit so sehr abstach von dem eitlen Egoisten Turgenev. Er- 
greifend ist die Schilderung der Szene, da sie von dem durch den Minister 
Freycinet ausgewiesenen Lavrov Abschied nimmt. Von dem Eindrucke 
der ihm von allen Kreisen der Pariser Bevölkerung bereiteten Sympathie- 
kundgebung und von Erinnerungen an sein Vaterland und seine Familie 
überwältigt, sinkt Lavrov, der noch eben, mit seiner aufrechten Bojaren- 
gestalt und dem feierlich verklärten Blick, einen imposanten Anblick ge- 
boten hat, mutlos in einen Sessel, ergreift leidenschaftlich die Hände der 
jungen Freundin und nimmt ihr das Versprechen ab, nie einer revolu- 
tionären Organisation beizutreten. 

Auf ihre Frage, ob er seiner Sache müde sei, antwortet er: „Ich 
bin der Bannerträger und muß für meine Sache sterben; anderes gibt es 
nicht für mich.“ A. Vinickaja verspricht zum Schlusse ihrer Erinnerungen, 
ihre spätere Korrespondenz mit Lavrov zu veröffentlichen. W. R. 


VD. Rußland im 20. Jahrhundert. 
Meine Begegnungen mit Georgij Gapon. 


JV 1912, II, 543—582. 

M. J. Sizovs Erinnerungen tragen in erwünschter Weise dazu bei, 
die Kenntnis dieses problematischen Charakters zu vertiefen. Und doch 
bleibt noch so vieles rätselhaft an diesem Revolutionär im Priesterrock. 
Zum ersten Mal tritt er ins öffentliche Leben im Oktober 1903 als Vor- 
sitzender des von ihm gegründeten „Vereins russischer Fabrikarbeiter‘“. 
Ein Jahr später beginnt er mit systematischer Propaganda für seine 
Ideen; er verbindet die ökonomischen Forderungen der Arbeiter mit den 
allgemein-politischen, die von der vom 6. bis 9. November 1904 tagenden 
Zemstvoversammlung und der Intelligenz aufgestellt worden sind. Das 
Datum der Übergabe Port Arthurs ist ein Wendepunkt in seinem poli- 
tischen Leben; von nun ab steht er der Intelligenz freundlich gegenüber. 
Die Vorgänge des 9. Januar 1905 haben ihn dann zum Volkshelden ge- 
macht, der am 15. Januar 1905 den berühmten ‚‚Aufruf an das christ- 
liche Volk“ erließ. In drei Gruppen gliederte er seine „Bitten“: 

1. Maßregeln gegen die Not des Volkes. (Das Volk soll mehr Land 
haben; keine indirekten, sondern direkte progressive Steuern; Lieferungen 
für Heer und Marine sollen im Inlande vergeben werden; Beendigung 
des Krieges nach dem Willen des Volkes.) 

2. MaBregeln gegen die Unbildung und Rechtlosigkeit des russi- 
schen Volkes (Freiheit der Person, des Wortes; Preß-, Versammlungs- 
und Bekenntnisfreiheit; allgemeine obligatorische Volksbildung auf 
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Staatskosten; Verantwortung der Minister vor dem Volke; Trennung 
von Kirche und Staat). 

3. Maßregeln gegen die Knechtung der Arbeit durch das Kapital 
(Änderung des Fabrikinspektionswesens, Koalitionsfreiheit, Achtstunden- 
tag, Freiheit für den Kampf der Arbeit mit dem Kapital, Normallohnsatz, 
staatliche Arbeiterversicherung). 

Bald nach diesem Aufruf flüchtet er nach Genf, wovon zuerst die 
deutsche Zeitung ‚Vorwärts‘ und dann erst die „Iskra“ berichtet. 

Äußerst lebensvoll weiß Sizov das plötzliche Auftreten Gapons in 
einer Versammlung zu schildern, die im Café Handwerk in der Genfer 
Vorstadt Carouge abgehalten wurde, wie er versucht, die Massen durch 
glutvolle rhetorische Darstellung der Ereignisse des 9. Januar zu erregen, 
seine Rede aber im großen Ganzen ihren Eindruck verfehlt. Den ganzen 
Sommer über reiste Gapon in Westeuropa umher; inzwischen war er, der 
ursprünglich keiner Partei angehören wollte, mit den Sozialdemo- 
kraten in Berührung gekommen, um bald darauf von diesen zu den So- 
zialrevolutionären überzugehen. Im Mai 1905 ist er jedoch auch schon 
mit diesen zerfallen. Vergebens macht er den Versuch, alle Parteien zu 
einigen. Er wendet sich jetzt wieder seinem Hauptplan, der Arbeiter- 
organisation, zu. Im Oktober 1905 lernte Sizov ihn persönlich kennen; 
er charakterisiert Gapon als einen phantastischen Romantiker und sieht 
in seiner Phantasterei den Grund dafür, daß er es bei keiner Partei lange 
aushielt. Sein ewiges Schwanken und Paktieren, verbunden mit einer 
gewissen vielsagenden Heimlichtuerei, rief allgemeinen Argwohn gegen 
ihn hervor und führte zu seinem Untergang. Mit welch phantastischen 
Gedanken er umging, läßt ein von Sizov mitgeteiltes Gespräch erkennen. 
Am Tage vor seiner Abreise nach Rußland im Herbst 1905 ist Gapon 
zu einer befreundeten russischen Familie in Genf geladen. Während des 
allgemeinen Gesprächs sitzt er nachdenklich teilnahmslos da; plötzlich 
wendet er sich an den Hausherrn mit der Frage: „Wer ergriff eigentlich 
die Gewalt während der französischen Revolution und wie machte er es?“ 
Der Gefragte schildert ihm einige der großen Männer der Revolutions- 
zeit. Gapon verschlingt förmlich jedes Wort und meint schließlich: ,,Mit 
einem Wort, wer den Stock nimmt, der ist Korporal.“ Auf die Frage, 
ob er in dieser Absicht nach Rußland fahre, verstummt er und erklärt 
plötzlich, gehen zu müssen. 

Am 28. März 1906 wurde er auf einer einsamen Datsche in der Nähe 
Petersburgs von Anhängern gerade der Partei, welcher sein Lebenswerk 
gelten sollte, der Arbeiterpartei, wegen ‚‚Verrates‘ gchenkt. W. R. 


VIII. Ukraine. 
IX. Baltische Provinzen. 
X. Finnland. 


GeschichtederStadt Tammerfors (Finn- 
land). Ergebnisse und Erfahrungen. 
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! ' HA 1911, V, 343—353. 

| In diesem Artikel gibt der Verfasser der kürzlich erschienenen 
dreibändigen (309 + 490 + 911 S.) Geschichte der Stadt Tammerfors, 
Dr. Vainö Voronmae, einen Überblick über die Ergebnisse seiner Arbeit 
und erörtert dabei seine Ansichten über die wissenschaftliche Behandlung 
der neueren Stadtgeschichte im allgemeinen. Tammerfors ist nämlich in 
jeder Hinsicht eine ,,neue‘ Stadt. Der schwedische König Gustav III., 
der 1779 die Stadt gründete, hat als Freund der Physiokraten mit dieser 
Gründung das wirtschaftliche Leben des früher fast gänzlich stadtlosen 
inneren Finnlands zu beleben und die wirtschaftlichen Freiheitsideen 
u. a. durch Beseitigung des Zunftzwanges in der neuen Stadt zu ver- 
wirklichen versucht — freilich mit vollständigem MiBerfolge: die Stadt 
ist die ganze schwedische Zeit durch ein winziger, ländlicher Handwerker- 
winkel geblieben. 

Die zweite, weit merkwürdigere . Epoche fing für die Stadt nach 
Finnlands Vereinigung mit Rußlandan. Dem Beispiele Gustavs III. folgend, 
verlieh Alexander I. i. J. 1821 Tammerfors Freistadtprivilegien, die der 
Stadt große Vorteile in Handel, Arbeitsverhältnissen, Zöllen usw. bringen 
sollten und bis 1905 bestanden haben. Nicht durch diese Privilegien, son- 
dern auf andere Weise wird Alexander I. der Gründer der Tammerforser 
GroBindustrie. Engländer lenkten seine Aufmerksamkeit auf den großen 
Wasserfall bei Tammerfors. Ein schottischerQuäker James Finlayson konnte, 
mit allen denkbaren Privilegien und reichlichster Staatshilfe versehen, 
i. J. 1820 eine Fabrikanlage in Tammerfors gründen, die bald der Baum- 
wollenindustrie sich widmend und unter Leitung einiger religiöser St. Peters- 
burger Finanzleute anfangs mit ihrem Garne, später mit ihrem Gewebe 
das ganze Land eroberte und die Gründung anderer Baumwollfabriken 
in anderen Gegenden zur Folge hatte und somit der Großindustrie in 
Finnland die Bahn brach. Der Verf. zeigt aber in seiner Darstellung, 
daß die Produktionsverhältnisse auf den meisten Gebieten noch lange 
genug auf der Stufe der Manufaktur und des Handwerks blieben, und 
daß die Handwerker bis in die Mitte des 19. Jahrh. sich als die zahlreichste 
und leitende Klasse in Tammerfors behaupteten. VerhältnismäBig spät 
ist Tammerfors eine eigentliche Fabrik- und Arbeiterstadt geworden und 
hat den entsprechenden sozialen Charakter erhalten. 

Besonders interessant war die Entwickelung der Stadt in den letzten 
Jahrzehnten. Der Verf. geht der fortschreitenden Nationalisierung, 
Lokalisierung, Berufsteilung und übrigen inneren Entwickelung der 
Fabrikindustrie in Tammerfors umständlich nach. Durch die Forschun- 
gen Schmollers ist er angeregt worden, seine Aufmerksamkeit besonders 
auf das Handwerk zu richten, und zeigt, daß das neuere Handwerk der 
Stadt, nach einer lähmenden Zeit der Reaktion, sich den neuen wirt- 
schaftlichen Verhältnissen angepaßt und wieder zu blühen angefangen 
hat; von einem Heruntersinken des Handwerks kann keine Rede sein, 
wenn auch viele einzelne Zweige des Handwerks verschwunden sind. 
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In der Art Sombarts hat der Verf. eine spezielle Untersuchung dem Handel 
und dessen Entwickelung in Tammerfors gewidmet. Auch der Entwicke- 
lung der Bevölkerungsverhältnisse und des Wohnungswesens ist Auf- 
merksamkeit geschenkt. Der Verf. zeigt, daß die i. J. 1875 beginnende 
neue Kommunalverwaltung ihre interessante historische Vorbereitung ge- 
habt hat; ebenso daß das kommunale Steuerwesen, dessen Entwickelung 
er genau untersucht hat, ein Spiegelbild der inneren sozialen Reibungen war. 
Mit ihrer Vielseitigkeit und Kompliziertheit stellt die neuere und 
neueste Stadtgeschichte an die historische Darstellung sehr große An- 
forderungen. Die Überfülle der Quellen bietet eine Gefahr für die For- 
schungen dieser Art, welche leicht zu ufer- und resultatlosen Beschrei- 
bungen anschwellen können. Der Verf. aber behauptet, daß man mit kri- 
tischer Benutzung der Quellen und mit strenger Anpassung der histori- 
schen Methode auch die allerneueste städtische Geschichte mit allen ihren 
Erscheinungen der Gemeindepolitik, Parteikämpfe und Volksbewegungen 
mit Erfolg beleuchten kann und darf. U. L. 


Die Kanzlerfrage der Universität Äbo 
in den Jahren 1814—1816. 


HA 1912, I, 1—36. 

Das erste Heft dieses Jahrgangs der Historiallinen Aikahauskirja 
wird eingeleitet durch den Aufsatz des Professors J. R. Danielson-Kalmari 
„Die Kanzlerfrage der Universität Abo in den Jahren 1814—1816‘. 
Das Thema ist von Interesse nicht nur für die Universitäts-, sondern 
auch für die allgemeine politische Geschichte Finnlands. Im Jahre 1816 
ernannte nämlich Kaiser Alexander I., die Bitte des akademischen Kon- 
sistoriums genehmigend, seinen Bruder, den GroBfürsten Nikolaj Pavlovič 
zum Kanzler der finnländischen Universität. Nikolaj verwaltete dies 
Amt bis zu seiner Thronbesteigung, und nach ihm hat jeder russische 
Monarch bis auf den jetzt regierenden Kaiser als Thronfolger die Inter- 
essen der im Jahre 1828 nach Helsingfors verlegten Universität bei 
dem kaiserlichen Landesherrn vertreten. Hierdurch sind sie sämtlich 
schon bei jungen Jahren mit der staatsrechtlichen Sonderstellung Finn- 
lands vertraut geworden, eine Tatsache, deren Bedeutung für die Ge- 
schichte des Großfürstentums im Laufe des 19. Jahrh. kaum hoch genug 
angeschlagen werden kann. 

Nach der Eroberung Finnlands im Jahre 1808 hatte Kaiser Alexan- 
der das in den Satzungen der Universität anerkannte Recht des aka- 
demischen Konsistoriums, den Kanzler unter den Magnaten des Reichs 
zu wählen, bestätigt. Im folgenden Jahre war der mit dem Vortrag der 
finnländischen Angelegenheiten bei dem Kaiser beauftragte Staatssekretär 
Michail Speranskij zu jenem Posten ausersehen worden, und nach seinem 
Sturze im Frühling 1812 wurde der Präsident des in St. Petersburg er- 
richteten Komitees für die finnländischen Angelegenheiten, der bekannte 
Finnländer Graf G. M. Armfelt vom Konsistorium zum Kanzler gewählt 


Zeitschriftenschau. 451 


und vom Kaiser in dieser Würde bestätigt. Die Darstellung Professor 
Danielson-Kalmaris fängt mit dem Tode Armfelts im August 1814 an 
und führt den Leser durch die Verhandlungen und den Briefwechsel, 
welche nach einer Zwischenzeit von mehr als anderthalb Jahren am 6. April 
1816 mit der Ernennung des Großfürsten Nikolaus zum obersten Leiter 
der Universität Abo endigten. Als ergiebigste Quelle für die Kenntnis 
der ganzen Angelegenheit erweisen sich die zahlreichen von D.-K. jetzt 
zum ersten Male benutzten Briefe des damaligen jungen Kanzlersekretärs, 
später zu einem der bedeutendsten Staatsmänner Finnlands gewordenen 
Freiherrn L. G. von Haartman, mit dem Prokanzler der Universität 
Bischof Jacob Tengström. 

Der Wunsch, einen auch in den höchsten Kreisen einflußreichen 
Leiter der Universität zu haben, bewog nach dem Tode Armfelts die 
Professoren, ihre Stimme einem Russen, dem Reichskanzler Grafen Nikolaj 
Petrovič Rumjancov, zu geben. Rumjancov war ja als großer Mäzen 
berühmt und hatte auch schon mit der Universität zu Abo, namentlich 
mit dem Prokanzler, literarische Beziehungen angeknüpft. Die Wahl 
aber lehnte er ab. Er hatte kurz vorher, verstimmt darüber, daß der 
Kaiser während des ganzen Krieges gegen Napoleon ihm, dem Minister 
des Auswärtigen, die Leitung der russischen Diplomatie tatsächlich ent- 
zogen hatte, den erbetenen Abschied aus dem Staatsdienste erhalten 
und wünschte sich nunmehr, wie er an Tengström schrieb, „une vie tran- 
quille et retirée et degagé: de toutes relations avec le Ministère de Sa. 
Majesté‘. Jetzt wandten sich die Hoffnungen der leitenden Finnländer, 
vor allem Tengström: und des Staatssekretärs Baron Rehbinder, dem 
Großfürsten Nikolaus zu; man dachte sich ihn nicht nur als Universitäts- 
kanzler, sondern auch als künftigen Generalgouverneur Finnlands. Im 
Februar 1816 nach der Rückkehr Alexanders legte Rehbinder ihm die 
untertänige Bitte des Prokanzlers und des Konsistoriums wegen der 
Ernennung Nikolajs vor. Tengström bekam den Befehl, sich in St. 
Petersburg einzustellen, und nach einigen Audienzen bei dem Kaiser, 
dem Großfürsten und der Kaiserin-Witwe wurde die Sache erledigt. 

Unter den Aktenstücken, welche der Verf. seinem Artikel in russi- 
scher oder französischer Originalsprache beigefügt hat, sind zwei besonders 
beachtenswert. 

Das Schreiben des neuen Kanzlers an das Konsistorium vom 31. März 
1816 a. St. enthält folgenden Passus: „La Finlande heureuse sous le 
gouvernement paternel de Sa Majesté l’Empereur, heureuse par sa con- 
stitution et par les progrès de la civilisation.“ Diese Worte „heureuse 
par sa constitution‘ wirken gewiß verblüffend im Munde desjenigen 
Mannes, der als die eigentliche Inkarnation des russischen Selbstherr- 
schertums im 19. Jahrh. gelten kann. Professor D.-K. hebt hervor, wie 
die darin ausgesprochene politische Auffassung des jungen Groß- 
fürsten gewiß nicht ohne Einfluß auf die Haltung des zum Manne gereiften 
Herrschers Finnland gegenüber gewesen ist. Auch bringt er sie in Verbin- 
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dung mit der Tatsache, daß Kaiser Alexander nur einige Wochen früher 
in einem Manifest vom 9./21. Februar seine schon auf dem Landtage in 
Borgå 1809 feierlich gegebene Versicherung, die Konstitution Finnlands 
unverbrüchlich aufrecht zu erhalten, erneuert hatte, diesmal mit der 
ausdrücklichen Erklärung, die Versicherung sei gegeben für ewige Zeiten, 
für ihn und seine Nachfolger. | 

Schon die Zeitgenossen konnten nicht umhin, einen gewissen Zu- 
sammenhang zwischen diesem Manifest und der Ernennung des Nikolaj 
Pavlovič zum Kanzler der Universität des jüngst erworbenen Landes 
anzunehmen. Dies ergibt sich u. a. aus der an den Monarchen gerichteten 
Adresse, in der das akademische Konsistorium in beredter Weise seinen 
untertänigen Dank abstattete, zuerst allerdings für die der finnländi- 
schen Hochschule zuteil gewordene kaiserliche Gnade, dann aber auch für 
die in jenem Manifest gegebene erneute Versicherung, die Verfassung 
und die Grundgesetze Finnlands in Kraft zu erhalten. Nach einem Hin- 
weis auf die Gefühle der Freude und Dankbarkeit gegenüber der Vor- 
sehung, mit welcher das finnische Volk die Rückkehr des Kaisers vom 
Kriegsschauplatz als Sieger und Friedensstifter begrüßt hatte, führt 
die Adresse fort: „Mais quels seront à présent leurs sentiments d’admiration 
et de la plus vive reconnaissance en voyant V. M. Imp. quoique comblé 
d’une nouvelle gloire et d’un pouvoir à tout tenter, ne s’en servir qu’à 
assurer et affermir non pas ses propres droits en Monarque et Autocrateur 
de toutes les Russies, mais plutôt à confirmer les droits du peuple et des 
Loix et de la Constitution d’une nation conquise et par cet acte solemnel 
de la plus noble et la plus liberale générosité faire entendre aux Souverains 
des Peuples que les fondements de leur Thrônes ne courraient jamais risque 
de s'ébranler s’ils sont posés sur les principes éternels de la justice et de 
l'équité, sur Pamour des sujets et sur l’intime persuation de chaque citoyen 
que le Monarque est son pére, son meilleur ami, le garant le plus fidèle 
de ses droits et que chaque individu de l'Etat doit à lui et à ses soins pa- 
ternels tout son bonheur, toute son existence comme citoyen et la jouis- 
sance inviolable et la plus sûre de tous les avantages et de tous les pri- 
vilèges sanctionnés par une Constitution libérale à la faveur d’un peuple 
loyal et eclaire.“ 

Bischof Tengström, der das Schriftstück entworfen hatte und dem 
die Gesinnung des Kaisers durch mehrere Unterredungen bekannt war, 
hegte die Überzeugung, daß eben der Freimut, mit welchem die Profes- 
soren sich darin aussprachen, dem Monarchen gefallen werde. Der Aus- 
gang zeigte, daß er Grund genug zu dieser Überzeugung gehabt hatte. 

U. L. 


XI. Folen—Litauen bis 1572. 


Deutsche in Polen. 
KwH 1911, XXV, 429—454. 
Oswald Balzer liefert eine eingehende, im allgemeinen anerkennende 


Zeitschriftenschau. 453 


Besprechung des zweibändigen Werkes von Kaindl, Geschichte der Deut- 
schen in den Karpathenländern. 


Polnische Diplomatik im 12. Jahrhundert. 


KwH 1911, XXV, 363—428. 

Olgierd Görka gibt eine sehr eingehende diplomatische Untersuchung 
über folgende fünf Urkunden: 14. Über die in Gnesen erlassene, bisher 
auf den 2. März 1146 verlegte Urkunde des päpstlichen Legaten Humbald 
(Cod. dipl. Maioris Poloniae I Nr. 12, Krzy2anowski, Monumenta Poloniae 
palaeographica, fasc. I tab. III). 2. Über die Urkunde des Legaten Ray- 
nald, die eine Entscheidung trifft in Sachen des Zehntenstreits des Dorfes 
Laurenczic. Ihre bisherige Datierung schwankt zwischen 1166—1185 
(Cod. dipl. cathedr. cracov. ed. Fr. Piekosinski S.5; Grünhagen, Re- 
gesten I. 2 A. 1884 Nr. 44; Mon. Pol. palaeographica ed. Krzyżanowski 
fasc. I tab. XI). 3. Über die interpolierte Urkunde Boleslaws IV. vom 
22. Juni 1149 (Staatsarchiv Breslau: Metrica des hl. Vincenz D. 96 fol. 1; 
Haeusler, Urkundensammlung zur Geschichte des Fürstentums Öls 8.1; 
Grünhagen, Regesten 2. A. Nr. 33; Piekosinski, Studya..z dziedziny 
hist. pol. i prawa polskiego S. 300). 4. Über die gemeinhin 1149/50 datierte 
Urkunde des Bischofs Walter von Breslau (W. Schulte, Die Anfänge des 
Marienstifts auf dem Breslauer Sande. Groß-Strehlitz 1906 S. 62 ff.). 
5. Über die Urkunde des Bischofs Jaroslaw vom 6. April 1200 (Breslau, 
Staatsarchiv, Ältestes Kopialbuch von Leubus D. 209. 43 v.), Görka 
druckt diese Urkunde hier ab (KwH S. 422—423). Seine Untersuchun- 
gen gelten hauptsächlich der Datierung der angeführten Urkunden und 
der Frage ihrer Echtheit. Bei einer diplomatischen Arbeit wäre die 
Korrektur sorgfältiger durchzuführen gewesen. Der berühmte französische 
Archivar und Historiker Mas Latrie wird versehentlich ständig Mas 
Laitrie genannt, sechsmal davon hintereinander auf einer Seite (S. 365). 

J. P. 


XII. Polen bis 1795. 


1587—1593 Innere Rechtsverwaltung 
in einer polnischen Magnatenherrschaft. 


BW 1912, CCLXXXV, 362—367. 

Ignacy T. Baranowski teilt brüchige Urkundennachrichten mit über 
die Rechtsverhältnisse und das gutsherrliche Gericht in der Herrschaft 
Wegröw und Sokolöw in Podlachien. Sie gehörte einem Magnaten Jan 
Kiszka an. Nach seinem Tode überkam sie seine Witwe Halszka z Ostroga 
an, die indessen bald darauf sich mit Christoph Radziwill, dem Wojewoden 
von Wilna, wiedervermählte. Baranowski zieht nun eine Parallele zwischen 
den staatlichen Gerichtsexemtionen, die die litauisch-polnischen Mag- 
naten im allgemeinen und der Eigentümer der Herrschaft Węgrów und 
Sokolöw im besonderen vom Staate erlangt haben und den herrschaft- 


454 Zeitschriftenschau. 


lichen Gerichtsprivilegien, die adligen Hintersassen in den Magnaten- 
herrschaften von ihren Gutsherrn zuteil wurden. Die Magnaten hatten 
das Bestreben, sich von der gewöhnlichen Gerichtsbarkeit der adligen 
Grod- und Landgerichte zu befreien und einen privilegierten Gerichts- 
stand am königlichen Hofe, bei den Räten des Königs für sich zu er- 
langen. Eine solche Gerichtsexemtion hat auch 1558 die Herrschaft 
Wegröw erhalten, ohne sich aber dieses Privilegs lange erfreuen zu können. 
Durch den Beschluß des Reichstages von Wilna 1565—1566 wurden 
nämlich sämtliche Exemtionen der Magnaten von der landesüblichen 
Gerichtsbarkeit aufgehoben. 

Nun kann einer wissenschaftlichen Betrachtung kaum eine inter- 
essantere Aufgabe gestellt werden, als die Vergleichung der Entwicke- 
lungs- und Erscheinungsformen in dem Bereich des staatlichen Lebens 
und dem einer staatähnlichen Magnatenherrschaft, vorausgesetzt, daß 
dafür hinreichendes Quellenmaterial vorliegt. Indem Baranowski einen 
solchen Vergleich anstrebt, spannt er die Erwartungen aufs höchste. Um 
darzulegen, ob er das Interesse des Lesers nun tatsächlich befriedigt oder 
nicht, ist es notwendig, auf seine Quellen kurz einzugehen. Ein Anwalt 
adliger Herkunft, Sikorski, wird von dem Herrschaftsbesitzer Jan Kiszka 
zum ständigen Verteidiger in Prozessen der Herrschaft bestellt. Er er- 
hält ein Stück Land angewiesen, ebenso ein Jahresgehalt, Naturalien- 
deputat, freie Fahrt und Vorspann bei seinen dienstlichen Reisen u. a. 
Er wird aber auch eximiert von der Gerichtsbarkeit des gutsherrlichen 
Vogtes und der von dem Gutsherrn eingesetzten Gerichtsbeamten. Dafür 
wird er einzig dem Hofgericht unterstellt, dessen Verhandlungen in der 
Regel von der Herrschaft persönlich geleitet wurden. Ähnliche Exemtionen 
mögen aus ähnlichen Anlässen wiederholt Edelleuten in der Herrschaft 
Wegröw erteilt worden sein. Da fügte es der Zufali, daß der Gutsherr 
starb und seine Frau durch ihre Wiederverheiratung und die Verwaltung 
ihrer weit entlegenen Güter von der Herrschaft Węgrów und Sokołów 
lange Zeit ferngehalten wurde. Somit gab es auch keine Möglichkeit, 
Hofgerichtstage in dieser Herrschaft abzuhalten. Ein auf dem herrschaft- 
lichen Grund und Boden angesessener Edelmann, der auch für seine Per- 
son eine Exemtion von den gewöhnlichen gutsherrlichen Gerichten in 
Anspruch nahm, erlaubte sich unerträgliche Übergriffe und konnte, da 
das Hofgericht nicht zusammentrat, gar nicht zur Ruhe gebracht werden. 
Die Klagen über diesen Mißstand kamen der Besitzerin der Herrschaft 
zu Ohren und sie hob durch einen Erlaß von 1593 sämtliche Befreiungen 
von der Gerichtsbarkeit der gutsherrlichen Gerichte unter Bezugnahme 
auf die erwähnten Übergriffe und mit der Begründung auf, daß es ihr 
bei ihrer langen Abwesenheit von der Herrschaft Wegröw unmöglich wäre, 
jene Übergriffe im Hofgericht rechtzeitig zu ahnden. Baranowski bemerkt, 
daß ihm weitere urkundliche Beiträge über die Vorgänge in der Herrschaft 
Wegröw fehlen. Uns scheint, so anziehend wir auch das Problem einer 
morphologisch vergleichenden Betrachtung der Erscheinungsformen des 
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Rechtslebens im Staate und in einer Magnatenherrschaft jener Zeit halten, 
die Quellenunterlage in diesem Falle inhaltlich zu knapp zu sein. — Dem 
Abschreiber der den Rechtsanwalt Sikorski betreffenden Urkunde vom 
18. Dezember 1587 ist ein Lesefehler untergelaufen. Die Urkunde spricht 
von einem „ungarischen“ Getreidemaß (,, Korce żyta miary wegierskiej‘‘). 
Da die Maße sich gewöhnlich nach einem nahe gelegenen Marktort rich- 
teten, so ist unter Zugrundelegung des Maßes von Węgrów statt wę- 
gierskiej wegrowskiej zu lesen. J. P. 


XIII. Polen im 19. Jahrhundert. 


1807. Errichtung des Herzogtums War- 
schau. 


HA 1911, IV, 241—269. 

In dem schon früher von uns erwähnten Aufsatze „Die Errichtung 
des Herzogtums Warschau in Tilsit 1807“ äußert U. L. Lehtonen seine 
Ansicht über diese letzthin viel erörterte Frage. Nachdem er die 
sich auf die bisherige Forschung gründenden Auffassungen in einer kurzen 
Übersicht vorgeführt und sowohl Napoleons als Alexanders Verhältnis 
zu Polen im Beginn des Jahrhunderts in den Hauptzügen geprüft 
hat, faßt er, teils auf gedruckte Literatur, teils auf Archivstudien ge- 
stützt, die verschiedenen Stadien der Polenfrage in Tilsit näher ins Auge. 
In der Hauptsache kommt er zu ungefähr denselben Resultaten wie 
Hans Delbrück in einer neulich veröffentlichten Schrift (vgl. diese Ztschr. 
Bd. 1, Heft 1, S. 112—113). Napoleon hat, in der Absicht, Preußen zu 
vernichten, Kaiser Alexander die polnischen Länder bis zur Weichsel 
angeboten — darüber kann kein Zweifel bestehen — und später, als 
Alexander nicht sofort auf seine Pläne einging, höchst wahrscheinlich 
ganz Preußisch-Polen. Doch sind die Mitteilungen über dieses zweite 
Anerbieten im Vergleich zum ersten zu spärlich, um eine absolut bestimmte 
Auffassung darüber und über die Grenzen des Rußland angebotenen Neben- 
gebietes zu erlauben. Es ist u. a. zu bemerken, daß der dänische Ge- 
sandte in St. Petersburg, Graf Otto Blome, der im allgemeinen über die 
Ereignisse in Tilsit gut unterrichtet war, in seinen Rapporten kein einziges 
Mal eine andere, für Rußland in Frage stehende Grenze als die Weichsel 
erwähnt. Vielleicht ist diesem Anerbieten nicht einmal unter den Russen 
je größere Aufmerksamkeit geschenkt worden. — Alexander hat für 
seinen Teil Preußen retten und es in so großer Ausdehnung, wie damals 
nur möglich, wiederherstellen wollen. Das war für ihn wichtig, nament- 
lich aus staatlichen Gründen. Gerade er bedurfte Preußens als eines 
Zwischengebiets, um Rußland von Frankreich zu trennen, und durchaus 
nicht Napoleon, der bei seiner Ankunft in Tilsit danach strebte, das unter 
französischer Herrschaft stehende Gebiet bis zur russischen Grenze aus- 
zudehnen, und der auch späterhin diese Grenze durch die Polen schützte; 
gerade Alexander war sich dieses politischen Bedürfnisses lebhaft bewußt, 
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und zwar nicht erst in Tilsit. Wenigstens seit 1803 war in der russischen 
Regierung viel und ernsthaft die Rede von der Gefahr, daß Frankreichs 
Einfluß sich allzu sehr der russischen Grenze nähere. Deshalb und damit 
Preußen in genügender Größe wieder hergestellt würde, um Rußland 
in dieser Beziehung nützlich zu sein, scheint Alexander anfangs — wenig- 
stens vorübergehend — die Bitte des Königs von Preußen, daß Polen 
auch hinfort mit Preußen verbunden bleiben dürfte, unterstützt zu haben; 
aus demselben Grunde achtete er später insbesondere darauf, daßSchle- 
sien wieder an Preußen kam, weil das Reich Sachsen-Warschau damit 
eine Schwächung erlitt. Wie brennend diese Frage in Tilsit gewesen ist, 
geht u. a. daraus hervor, daß Napoleon erst verhältnismäßig spät, näm- 
lich am 4. Juli, seine Lieblingsidee, selbst Schlesien zu behalten, aufge- 
geben hat. — Unter solchen Verhältnissen ist es auch unmöglich, daß 
Alexander Jeröme zum Oberhaupt der verbundenen Reiche Sachsen- 
Warschau vorgeschlagen hätte, wie oftmals angenommen worden ist. 
Da diese Vermutung sich speziell auf die Note Napoleons vom 4. Juli 
stützt, wird ihr vom Verf. besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Die 
Pläne zur Vermählung Jérômes verknüpfen sich nicht mit Alexanders 
Schwester, sondern mit der Tochter des sächsischen Königs, was u. a. 
in Blomes Rapport vom 31. Juli 1807 ausdrücklich als vom Fürsten 
Lobanov-Rostovskij mitgeteilt bezeichnet wird; und wenn man den 
Wortlaut dieser Note, Napoleons Noten an Alexander vom vorhergehen- 
den Tage und Alexanders Schreiben an Napoleon vom 4. Juli in Betracht 
zieht, so kann man nicht die Auffassung aufrecht erhalten, daß Alexander 
diese Vermählung oder irgendeine andere politische Handlung vorgeschlagen 
hätte, deren Unklugheit etwa später von Napoleon in jener Note nach- 
gewiesen werden mußte. In Erwägung des Verhältnisses, welches vor 
und nach Tilsit zwischen Napoleon und Alexander überhaupt bestand, 
ist der Verf. im Gegenteil der Ansicht, daß die Note den Zweck gehabt 
habe, die endlich darin mitgeteilte Abtretung Schlesiens als eine Forderung 
weiser Politik aus Rücksicht für das geplante Bündnis zwischen Ruß- 
land und Frankreich darzustellen. Zu diesem Zweck, und um zugleich 
in Alexander ein immer größeres Vertrauen zu Napoleon zu erwecken, 
ist diese Note so meisterhaft verfaßt worden, daß sie faktisch gerade 
diejenigen Gedanken enthält, welche Napoleon von Alexander am aller- 
besten verstanden wußte. Denn tatsächlich legt die Note keineswegs 
überall Napoleons eigene politische Bestrebungen dar, auch hat er sie 
späterhin nicht einmal zu verwirklichen versucht. 

Folglich ist Alexander, nach der Meinung des Verf., nicht — wie 
Schilder es behauptet hat — als Begründer des Herzogtums Warschau 
in einer anderen Richtung anzusehen, als daß er auf die von Napoleon 
vorgeschlagene Einverleibung polnischen Gebiets in Rußland nicht ein- 
gegangen ist. Unter den damaligen Verhältnissen vermochte er das nicht 
in einer für Rußland genügend vorteilhaften Weise durchzusetzen. Zwar 
war Alexander stets einer Neuerrichtung Polens geneigt gewesen, doch 
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wollte er seinen Plan erst dann verwirklichen, wenn er selbstan der 
Spitze dieser Reorganisationsarbeit stehen und sie in einer Weise aus- 
führen konnte, die seinem Reiche genügende Sicherheit bot. Deshalb 
war auch Alexanders Standpunkt in der Polenfrage in Tilsit für die 
Schöpfung des neuen polnischen Reiches von mehr hemmender als för- 
dernder Wirkung, in dem Maße, wie dieser Standpunkt sich mit dem da- 
mals in Bildung begriffenen Freundschaftsbündnis mit Napoleon vereini- 
gen ließ. Als er nun seine Zustimmung zu der Errichtung des Herzog- 
tums Warschau gab, suchte er gleichzeitig darauf hinzuwirken, daß seinem 
Reiche daraus so wenig Gefahr wie möglich erwuchs. Deshalb konnte auch 
der österreichische Gesandte, Graf Merveldt, am 2. August 1807 aus 
Petersburg melden: ‚Un article sur lequel l'Empereur Alexandre se 
glorifie beaucoup d’avoir tenu avec fermeté, c’est contre le rétablisse- 
ment d’un Royaume de Pologne. Ce Monarche ne croit pas que ce Duché 
de Varsovie, établi avec tous les privilèges de l’ancienne Pologne, sera 
une source intarissable d’inquiètudes pour les Etats voisins“ usw. Und 
eben deshalb konnte wiederum Napoleon über die Wahl des polnischen 
Herrschers an den König von Preußen sagen: ‚Il faut voir de trouver 
à y placer quelqu’un qui ne porte ombrage ni à la Russie ni à l’Autriche.““ 
U. L. 


1831—1833 Galizien. 


KwH. 1911, XXV, 478—484. 

Klara Mehrer druckt einige Urkunden über den Ausgang des gegen 
den Grafen Johann Drohojowski angestrengten Hochverrats- 
prozesses ab. Er wurde beschuldigt, österreichische Soldaten zur 
Desertion verleitet zu haben, um sie den aufständischen Truppen in 
Polen zuzuführen. J. P. 


1863. Polnische Studentenbewegungen in 
Kievund dieAnfänge desAufstandesinPolen. 


BW 1912, CCLXXXV, 14—55, 239—274. 

Henryk Wiercienski liefert in seinen ,, Wspomnienia z niedalekiej 
przeszłości“ (Erinnerungen aus einer nicht weit zurückliegenden Vergan- 
genheit) einzelne Angaben und Aufzeichnungen über die Rolle des polni- 
schen Elements an der im Jahre 1834 von Kaiser Nikolaus gegründeten 
Universität Kiev. Ihr wurden die Fonds, Bibliotheken und Sammlungen 
des Lyceums zu Krzemieniec und späterhin die der aufgelösten Univer- 
sität Wilna überwiesen. So kamen bei ihrer Begründung auch beschäf- 
tigungslos gewordene polnische Universitätslehrer hin. In den Anfängen 
sollen nach Wiercienski die Mehrzahl der Professoren und etwa drei Viertel 
der Studenten Polen gewesen sein. Dies letztere Zahlenverhältnis hat 
sich in der Folgezeit wenig geändert. Noch bis zum Aufstand von 1863 
sollen die polnischen Studenten die Mehrzahl an der Hochschule gebildet 
haben. Um 1860 herum war die 800 bis 900 Köpfe zählende polnische 
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Studentenschaft in sich vollständig organisiert. Sie bestand aus fünf ,,Ge- 
meinden‘‘ oder landsmannschaftlichen Gruppen. Die Gemeinde von 
Litauen und Weißrußland hatte etwa 300 Mitglieder, die von Wol- 
hynien, von Podolien und aus der Ukraine je 200, die aus 
der „Krone“, d.h. dem eigentlichen Polen etwa 100. Die russischen 
und kleinrussischen Studenten der damals insgesamt gegen 1500 Hörer 
zählenden Universität hatten wiederum ihre eigenen Organisationen. Die 
polnischen Studenten standen in ihren politischen Sympathien teilweise 
unter dem Einfluß der „ukrainischen Schule“ in der polnischen Literatur, 
namentlich unter dem von Czaykowski (Sadyk Pascha). Sie schwärmten 
von einem ungetrübten Zusammengehen, von einer poetisch verklärten, 
brüderlichen Freundschaft zwischen Polen und Kleinrussen oder Kosaken. 
Da nun auch der Türkenkaiser als Schutzherr des vom katholischen Be- 
kenntnis zum Mohammedanismus übergetretenen Czaykowski, des Führers 
der türkischen Kosaken, galt, so ließen sie auch den Großherrn in ihren 
Liedern hochleben und sangen: 

Wiec gdy czasza nam dolana, 

Dolewajmy czaszy, 

Pijmy za zdrowie Sultana 

I Sadyka Paszy. 
(Wir wollen immer aufs neue unsere Gläser füllen und sie auf das Wohl 
des Sultans und Sadyk Paschas leeren.) Ebenso schwärmten die Studenten 
für den im ganzen revolutionären Europa bekannten Ludwig Miero- 
slawski, dessen Unwert, wie Wiercienski entschuldigend mitteilt, ihnen 
damals bei den jede Aufklärung über die polnische Emigration aus- 
schließenden Zensurverhältnissen nicht zum Bewußtsein gelangen konnte. 

Besonders charakteristisch für die Beziehungen der polnischen Stu- 

dentenschaft in Kiev zu den kleinrussischen war die eigentümliche Stellung 
des späteren dortigen Universitätsprofessors Vladimir Antonowicz, der 
mit der Zeit ein ausgesprochener Gegner des polnischen Einflusses in 
Kleinrußland wurde. Wiercieñski erzählt hier Dinge, dje einige Jahre 
vor seiner Ankunft in Kiev zurückliegen. Antonowicz stand damals an 
der Spitze einer polnischen Studentengruppe, der „ukrainischen Gemeinde‘, 
als deren „‚Repräsentant‘‘, wie die Vorsitzenden hießen. Nachfolger von 
Antonowicz in dieser Würde wurde sein Vertrauter Tadeusz Rylski. 
Es entsprach jener Stimmung, wenn Leonhard Sowinski in seinen „Studya 
nad ukraińską literaturą dzisiiejsza‘ die polnischen Studenten mit Sev- 
&enko bekannt machte. Die Scheidung der beiden nationalen Elemente 
innerhalb der Kiever Studentenschaft ist aber bald zum Durchbruch 
gekommen. Im Jahre 1861, als Wiercienski Kiew verließ, war die Feind- 
schaft der Polen auf der einen und der Klein- und Großrussen auf der 
enderen Seite so stark, daß die russische Studentenschaft die Entfernung 
ihrer polnischen Kollegen von der Universität verlangte, weil sie in ihren 
Studien durch jene gestört würde. So endete der Völkerfrühling der Stu- 
denten in Kiev. | 
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In diesen studentischen Kämpfen war die Stellung der Universi- 
tätsbehörden sehr schwierig. Wiercienski erklärt hierbei seine größte 
Anerkennung für den berühmten, 1861 von seinem Amte zurückgetre- 
tenen Kurator des Lehrbezirks Pirogov, einen der Mitarbeiter Kaiser Alexan- 
der II., und für den Rektor Bunge. Von den witzigen Anekdoten über den 
rötlichen Anstrich des Universitätsgebäudes in Kiev, dessen Wahl auf 
die Willensmeinung des Kaisers Nikolaus I. zurückgeführt wird, gibt 
Wiercieñski eine weitere Version. Seine Erinnerungen über die Kiever 
Studentenzeit, denen eine klarere Erfassung der Vorgänge und Menschen 
zum Vorteil gereichen würde, bieten manche Ergänzung zu einem russi- 
schen Buche von Jozefowicz, das gleichfalls Aufzeichnungen über jene 
Verhältnisse bringt. 

Geschichtlich bedeutsamer sind die Mitteilungen W.s über die Vor- 
gänge, die dem Ausbruch des Aufstandes in Kongreßpolen im Jahre 1863 
unmittelbar voraufgingen. Die Lage des historischen Quellenmaterials 
und die Kenntnis der Ereignisse jener Zeit ist der Art, daß sie eine kritische 
Stellungnahme gegenüber den einzelnen Angaben kaum ermöglicht. 
Wiercieñski sympathisiert nicht mit der Erhebung von 1863. Wenn er 
aber bei der Erörterung der Frage nach der Urheberschaft des Aufstandes 
die polnische Gemeinschaft von der Verantwortung freizusprechen ge- 
neigt ist, so wirdmanihm darin nicht folgen können. Vor allem hätte er den 
maßgebenden Einfluß der Emigration nicht übersehen dürfen. Vor der 
kritischen Nacht, in der das polnische Zentralkomitee — Komitet Centralny 
— die Entscheidung für die bewaflnete Erhebung traf, versammelten sich 
die Studenten der Warschauer Hochschule, um über die Frage Beschluß 
zu fassen, ob man sich gegen die russische Herrschaft erheben solle oder 
nicht. Wiercieñski berechnet die Menge der versammelten Studenten auf 
500 bis 600. Nach mehrstündigen Beratungen entschied sich die polnische 
Hochschuljugend, die eine gewichtige Stellung inmitten der politischen 
Bewegung einnahm, ‚einstimmig‘ gegen den Aufstand. W. rechtfertigt 
den Ausdruck’ ‚‚einstimmig‘‘, denn es hätten nur einige Wenige sich ab- 
seits von der allgemeinen Stimmung gehalten. Und diese hätten nur er- 
klärt, sie trügen Bedenken, überhaupt eine Entscheidung zu treffen, da 
ihnen die Kenntnis und die Übersicht über die Sachlage fehle. Gegen 
41 Uhr nachts gingen die Studenten auseinander mit der Parole, gegen den 
Aufstand zu wirken. Aber in der gleichen Nacht versammelte sich das 
Zentralkomitee W. berichtet, er habe gehört, daß sich die Teil- 
nehmer der Komiteesitzung mit Pistolen bedroht und sich gegen- 
seitig wegen Spionage verdächtigt haben. Als das Zünglein an 
der Wage hin und her schwankte, da habe ein gewisser Ignacy Chmie- 
lifski durch sein Auftreten der Aktionspartei zum Siege verholfen. Dieser 
Chmieliäski war dem Verf. der Aufzeichnungen von Kiev her bekannt. 
Auf der Kiever Universität galt er als sehr zurückhaltend und wortkarg. 
Eine Neigung zu revolutionären Handlungen sei bei ihm nie zutage ge- 
treten. Unter den aufgeregten Teilnehmern der studentischen Versamm- 
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lungen fielerstets durch seine kühle Zurückhaltungauf. Da man ihn aber 
nach seiner äußeren Erscheinung für einen Dreißiger hielt, betrachtete 
man sein Schweigen als den Ausdruck eines gereiften Geistes, der in seiner 
Überlegenheit die Wortkämpfe der jugendlichen Hitzköpfe innerlich be- 
lächeln mochte. — Als darauf Wiercienski im Herbst 1861 nach Warschau 
an die Hochschule kam, verlor er Chmieliñski aus den Augen. Weder er 
noch seine Freunde haben ihn je gesehen. Dann brachte er sich aber 
unvermittelt bei dem auf den Großfürsten Konstantin im Herbst 1862 
vor dem Theater in Warschau unternommenen Attentat wieder in Er- 
innerung. Seine Flucht, ,,das Vorschieben eines unschuldigen Opfers“ 
und Einzelheiten im Jaroszynski-Prozesse erregten wegen ,,der unrühm- 
lichen Rolle“, die er hierbei gespielt, eine gewisse Verstimmung gegen ihn. 

Der Beginn der Insurrektion ließ nach dem Entschluß des Zentral- 
komitees nicht lange auf sich warten. Amtliche Zeitungen berichteten 
schon bald von dem Ausbruch der Kämpfe. Eine Woche war kaum nach 
der Sitzung des Zentralkomitees vergangen, da befand sich schon W. 
Ende Januar 1863 im Lager des Insurgentenführers Langiewicz. Am 
27. Februar des gleichen Jahres wurde er von russischen Soldaten gefan- 
gen genommen und dann nach Sibirien deportiert. J. P. 


XIV. Deutscher Osten, 


Slavische Götterbilder in Sachsen. 


Neues Archiv für sächsische Geschichte und Altertumskunde. Bd. 32, 
Heft 3 u. 4, S. 350 f. 

Otto E. Schmidt berichtet unter Beifügung einer Photographie von 
einer im zweiten Turmgeschoß der Kirche von Zadel (bei Meißen) einge- 
mauerten rohen Skulptur. Es ist dies eine Figur aus gelblich grauem 
Elbsandstein, die auf einem breiten menschlichen Rumpf und Hals einen 
löwenähnlichen Kopf mit zwei großen Glotzaugen und weitgeöffnetem 
Rachen zeigt. Die Herkunft des Steinbildes, das im Jahre 1841 beim 
Umbau der Kirche an der bezeichneten Stelle eingemauert worden ist, 
hat sich nicht ermitteln lassen. Möglich ist ein Zusammenhang mit der 
slavischen Burg Zadil, von der man annimmt, daß sie auf der gleichen 
Stelle gestanden hat, auf der jetzt die oben erwähnte Kirche steht. Neben 
der Burg soll ein slavisches Heiligtum gestanden haben, aus dem das 
steinerne Götterbild wohl stammen könnte. — Ferner berichtet der gleiche 
Verf., ebenfalls unter Beifügung einer Photographie, von einem im Schloß- 
garten des Schlosses Trebsen (an der Mulde) beim Graben in der Erde 
gefundenen 60 cm hohen löwenähnlichen Steinbilde aus rötlichem Stein, 
das aber schon als Werk einer fortgeschrittenen Kultur anzusehen ist. 

W. R. 


Herkunft der Masuren. 


OG XIII, S. 242—380. 
Eine sehr umsichtig gearbeitete und deshalb auch recht ertrag- 
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reiche Arbeit hat Dr. A. Döhring mit einer Studie über die „Herkunft 
der Masuren“ geliefert. Der Verf. beschränkt sich dabei auf die west- 
lichen Kreise Masurens, Neidenburg und Osterode, also auf den Haupt- 
teil des altpreußischen Gaues Sassen. Die älteste Ordensburg in dieser 
Gegend war vermutlich Gilgenburg, die schon 1316 erwähnt wird; 
hier begann auch die systematische Kolonisierung. 1321 verlieh der 
Landmeister von Preußen drei Rittern und ihren ‚Freunden‘ einen 
Landkomplex von 1440 Hufen (also mehr als 4 Quadratmeilen) östlich von 
Gilgenburg und bewilligte ihnen die ungewöhnlich hohe Zahl von 20 Frei- 
jahren. Zahlreiche Verschreibungen folgten; besonders viele rühren von 
dem Christburger Komtur und späteren Hochmeister Herzog Lüder von 
Braunschweig her. Als der Gau Sassen (das bisherige, dem Christburger 
Komtur unterstellte Pflegeamt Osterode) in einen selbständigen Kom- 
tureibezirk Osterode verwandelt wurde (gegen 1340), war die Besiedelung 
der Kammerämter Osterode und Gilgenburg schon abgeschlossen; die des 
Kammeramts Hohenstein erfolgte — wenn die Kolonisation zu dem Termin, 
von wo ab keine Freijahre mehr gewährt wurden, im wesentlichen als 
abgeschlossen gelten darf — etwa von 1341—1359; die von Soldau etwa 
von 1343—1380; die von Neidenburg zwischen 1347 und 1381; die von 
Willenberg etwa in der gleichen Zeit: also in der Zeit von zwei Menschen- 
altern hat der Deutsche Orden die Kolonisation dieser Gebiete durchge- 
führt. 

Was nun die Nationalität der Ansiedler betrifft, so finden sich zu- 
nächst direkte Beweise dafür, daß in dem fraglichen Gebiet preußische, 
polnische und deutsche Ansiedler vorhanden waren. Von indirekten Zeug- 
nissen kommt das Besitzrecht nicht sehr in Betracht: nur das ,,preuBische 
Recht“ spricht für die preußische Nationalität des Belehnten; zu kulmi- 
schem Recht wurden in diesen Grenzgebieten Ländereien an Deutsche 
und Polen ausgetan. „Preußische Dienstgüter‘‘ waren nach einer Zusammen- 
stellung von 1419 besonders in den Ämtern Neidenburg, Hohenstein und 
Willenberg in großer Zahl vorhanden; ein Teil dieser preußischen Dienst- 
güter ist auch zweifellos zu preußischem Recht ausgetan, ein anderer 
aber auch zu kulmischem Recht, und da ist die Nationalität zweifelhaft. 
Am wichtigsten sind von den indirekten Zeugnissen zweifellos die Orts- 
und Personennamen. Auf sie gestützt, hat ja Ketrzynski bekanntlich 
behauptet, die Ansiedler in Masuren seien der Hauptsache nach Polen 
gewesen. Er hat aber dabei sehr viele Namen einfach als polnisch an- 
genommen, die teils preußisch sind, teils ebensogut polnische wie deutsche 
Träger haben können, z. B. alle die, die christlichen Ursprungs sind. 
Andererseits beweisen auch häufig gebrauchte deutsche Namen nichts. 
Es bleiben aber noch genug Vornamen übrig, deren Träger mit größter 
Wahrscheinlichkeit als Deutsche, Polen oder Preußen zu bezeichnen 
sind. Entsprechend ist mit den Familiennamen zu verfahren. Döhring 
stellt nach diesen Kriterien, unter Beiseitelassung aller zweifelhaften 
Namen, die in den Besitzurkunden vorkommenden deutschen, polnischen 
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und preußischen Namen in Tabellen zusammen. Wenn sich daraus auch 
kein Schluß auf das Stärkeverhältnis der Nationalitäten ziehen laßt, 
so ergibt sich doch, daß die deutsche Bevölkerung in den Kreisen Osterode 
und Neidenburg stark vertreten gewesen ist. Daß die aus dem Kulmer 
Lande und Pomesanien nach Masuren eingewanderten Kolonisten nicht 
sämtlich, wie Ketrzynski meint, Polen gewesen seien, hat schon Plehn 
erwiesen; Döhring bestätigt das; doch sind sichere Schlüsse über die Be- 
völkerung dieser Gebiete nicht möglich. Hinsichtlich der Ortsnamen 
schaltet Döhring deshalb alle aus, die von den Kolonisten aus dem Kulmer- 
lande und Pomesanien herrühren; ferner alle, die von Appellativen herge- 
leitet sind; nur die von Personennamen abgeleiteten seien z. T. verwendbar. 
Unter ihnen ergeben sich wieder zahlreiche, die man mit Sicherheit deut- 
schen, preußischen oder polnischen Kolonisten zuweisen kann. Als Resultat 
ergibt sich, daß sich die Bevölkerung der Landschaft Sassen zur Ordens- 
zeit aus Preußen, Polen und Deutschen zusammensetzte und daß die Zahl 
der Preußen relativ sehr bedeutend war. Bis Mitte des 15. Jahrh. war 
von einem Übergewicht der Polen über Preußen und Deutsche noch keine 
Rede. Der PolonisierungsprozeB Masurens ist dann wohl so vor sich ge- 
gangen, daß nach der Tannenberger Schlacht die deutsche Einwanderung 
stockte; die preußische Bevölkerung, die anfangs des 16. Jahrh. erloschen 
war, und zum Teil auch die deutsche verschmolz mit der polnischen, 
die sich durch Nachschub fortwährend verstärkte. Eine Siedelungskarte 
der Kreise Osterode und Neidenberg zur Ordenszeit ist der wertvollen 
und für andere Gebiete nachahmenswerten Arbeit beigegeben. E. Z. 


1410. Schlacht bei Tannenberg. 
OG XIII, S$. 387—399. 


E. Krollmann wendet sich gegen die Ausführungen, die S. Kujot 
in der „Altpreußischen Monatsschrift“ Bd. 48 Heft 4 über die Schlacht 
von Tannenberg gelegentlich der Besprechung der Schrift von M. Oehler 
über den „Krieg zwischen dem Deutschen Orden und Polen-Litauen 
1409—1411“ gemacht hat und die in Kürze die Hauptresultate seiner 
Abhandlung im 17. Jahrgange des ,,Rocznik towarzystwa naukowego 
w Toruniu“ (vgl. diese Ztschr. Bd. 1 S. 291 ff., 452) zusammenfaßten. 
Krollmann lehnt zunächst die Meinung Kujots ab, daß der Hochmeister 
bei Kauernik eine Offensiv-Defensivschlacht habe schlagen wollen; es 
hätte, wie auch Delbrück meint, nicht zur Schlacht kommen können, 
wenn man die Polen nicht über die Drewenz ließ. Der Orden habe — 
nach Krollmann — trotzdem hinreichende Gründe gehabt, zunächst den 
Übergang bei Kauernik für die Polen zu sperren; er hätte wahrscheinlich 
einmal Zeit gewinnen wollen, Truppen, die noch bei Neidenburg standen, 
heranzuziehen, und zweitens beherrschte den Orden immer der Gedanke, 
die Drewenzlinie nicht preiszugeben. 1414 prallte an ihr der polnische 
Angriff ab, und 1422, als sie zwar durchbrochen, aber nicht ganz bewältigt 
wurde, entschloß sich Władysław anscheinend deshalb zu dem für den 
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Orden ziemlich glimpflichen Frieden am Melno-See. Es war also immerhin 
begreiflich, daß der Orden 1410 die Drewenzlinie nicht preisgab, sondern 
Władysław davon auf einen der beiden anderen Wege ins Innere Preußens 
abdrängte, nämlich entweder auf den südlich der Passarge auf Allenstein 
zu oder auf den über Hohenstein-Mohrungen, den das polnische Heer 
dann ja auch einschlug. 

Kujot hat weiter nachzuweisen gesucht, daß das Ordensheer nicht 
eilig nach Tannenberg marschiert sei, daß der Hochmeister sich vielmehr 
das Schlachtfeld sorgsam ausgewählt habe, um dort die Offensiv-De- 
fensivschlacht zu schlagen, die bei Kauernik von den Polen abgelehnt 
war. Krollmann weist demgegenüber m. E. ganz zutreffend darauf hin, 
daB Kujot den Beweis für diese Ansicht schuldig geblieben 
und daß sein weitgehender Skeptizismus gegen Johann von Posilge nicht 
gerechtfertigt ist. Der Hochmeister hätte am 14. Juli nicht schon wissen 
können, daß der König über Tannenberg ziehen würde, er hätte auch 
weiter östlich über Thurau-Waplitz nach Hohenstein marschieren können. 
Außerdem hätte das Ordensheer, wenn es am 14. schon nach Tannenberg 
marschiert wäre, angesichts des in Gilgenburg stehenden Feindes die 
gefährliche Enge bei Seemen passieren müssen. Es liegt also nicht der 
geringste Grund vor, zu bezweifeln, was alle Quellen übereinstimmend 
melden, daß nämlich das Zusammentreffen der beiden Heere ein zu - 
falliges gewesen sei. Ebensowenig gibt es, soweit wir sehen, 
einen Grund, den Verrat der kulmischen Ritterschaft zu bezweifeln; auch 
da haben die Ausführungen der Kujotschen Abhandlung das Gegenteil 
nicht bewiesen. Es sei auch glaubwürdig, daß der Orden nicht länger auf 
den Beginn des Kampfes habe warten wollen; die alte Parallele mit der 
Schlacht bei Nikopolis treffe höchstens auf die polnische Taktik zu. 
Die Frage, woher die 15 Banner genommen wurden, die der Hochmeister 
noch zuletzt in die Schlacht führen konnte, läßt Krollmann offen; die 
Möglichkeit, während der Schlacht die 15 Banner zu sammeln, die Kujot 
bestreitet, betont er aber mit Recht nachdrücklich. E. Z. 


Deutscher Orden: Münzkunde. 


Mitt. d. Coppernicus-Vereins für Wissenschaft u. Kunst, Heft 19. 
S. 21—45. 


R. Dorr beschreibt die am 4. Juni 1910 in Elbing gefundenen Münzen. 
Es sind 13 Halbschoter, 294 Schillinge und 2 Hohlpfennige des Deutschen 
Ordens, hauptsächlich aus der Zeit der Hochmeister Winrich v. Kniprode 
und Konrad III. v. Jungingen. (Diese Münzbeschreibung von Prof. 
Dorr ist besprochen von E. Bahrfeldt in ,, Berliner Münzblätter“, XXXII. 
Jahrg. Nr. 119, November 1911; Dorr hat darauf entgegnet: Mitt. d. 
Coppernicus-Vereins, Heft 19 S. 79—86). — Ein Nachtrag zu der Arbeit 
über die „Münzmeister der Stadt Thorn 1630—1768“ in Heft 17 der 
Mitt. d. Coppernicus-Vereins findet sich auf S. 60 des 19. Heftes. 

E. 2. 
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Kunstgeschichte: Gotische Bilder in 
Thorn. 


Mut. d. Coppernicus-Vereins für Wissenschaft u. Kunst in Thorn, 
Heft 19 S. 2—12. 

B. Schmidt bespricht die gotischen Bildwerke in der St. Johannis- 
kirche in Thorn; es seien dort, wie überhaupt in Preußen, noch mehr 
Kunstwerke aus der Ordenszeit vorhanden, als man gewöhnlich annehme. 
In der Johanniskirche sind außer dem Hauptaltar noch sechs der alten 
Nebenaltäre teilweise erhalten. Das vollendetste Kunstwerk der Kirche, 
ein steinernes Muttergottesbild, stammt wahrscheinlich aus der ersten 
Hälfte des 15. Jahrh.; der Faltenwurf, Haltung und Gesichtsausdruck schei- 
nen für die Herkunft aus einer mittelrheinischen Werkstatt zu sprechen. 

Ferner berichtet B. Schmidt ebd. S. 76—79 über einige kürzlich 
wieder entdeckte Gewölbe- und Wandmalereien in der Thorner Jakobs- 
kirche, die wahrscheinlich aus dem 14. Jahrh. stammen. E. 2. 


Herzogtum Preußen: Oberräte. 

AM 49, Heft 1 S. 1—64. 

Felix Arndt handelt über die ,,Oberräte in Preußen 1525—1640 “. 
Wann die Oberratsstube eingerichtet ist, läßt sich nicht sagen; der Verf. 
meint, die Einrichtung sei „nicht gleich nach der Säkularisation‘ erfolgt; 
in der Landesordnung von 1526 sei in der Endesunterzeichnung von den 
Oberräten nichts zu finden, und der Bischof von Samland werde noch als 
oberster Kanzler bezeichnet. Auf der anderen Seite war sie aber doch 
seit 1526, wenn auch vielleicht noch in unvollständiger Form, bereits 
in Tätigkeit; damals beginnen schon ihre Protokolle. Es fehlt der Arbeit 
in diesen ersten Ausführungen und auch sonst etwas die Präzision; man 
hörte gern noch einige nähere Angaben, z. B. die Daten der ersten Pro- 
tokolle, wann die Bezeichnungen ‚„Oberratsstube“, ‚Oberräte‘‘ auftauchen, 
die sich in den ältesten Bestallungen noch nicht finden, usw. Nach den 
Protokollen nahm die Rechtsprechung die Oberratsstube am meisten in 
Anspruch. Seine gesetzliche Grundlage erhielt das Kollegium der Oberräte 
durch die Regimentsnotel vom 18. 11. 1542. Sie wird von Arndt ausführ- 
lich besprochen. Sie regelte nicht nur die Obliegenheiten der Oberräte 
in der Zentralverwaltung, sondern weist ihnen auch Aufgaben in der 
Lokalverwaltung, in der Haushaltung des Herzogs zu; eine lediglich beauf- 
sichtigende Instanz fehlt also, was in den Zeiten, wo den Oberräten nach 
der Regimentsnotel die Statthalterschaft bzw. die Regentschaft oblag, 
manchmal zu schweren Mißständen führte. Die Oberräte konnten die 
ihnen nach der Regimentsnotel zukommende Stellung zunächst nicht 
behaupten; sie wurden durch Abenteurer wie Skalich und seine Helfer 
in den Hintergrund gedrängt; erst das Eingreifen polnischer Kommissare 
(1566) gab ihnen ihre frühere Stellung zurück. Zugleich war das ein 
sehr bedenklicher Präzedenzfall; die Oberräte drohten auch später, ihre 
Beschwerde durch die polnischen Gesandten entscheiden zu lassen. Ihre 
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größte Selbständigkeit besaßen die Oberräte zur Zeit der Herrschaft 
des geisteskranken Herzogs Albrecht Friedrich und als die Administration 
auf die Kurfürsten von Brandenburg überging; eine Beaufsichtigung 
der Regimentsräte von Berlin aus stellte sich als unmöglich heraus. Das 
Indigenat wurde für die vier Oberratsstellen und die vier bevorzugten 
Hauptmannsstellen von Tapiau, Schaaken, Brandenburg und Fisch- 
hausen grundsätzlich schon 1542 anerkannt. Aus diesen vier Hauptleuten 
wurden die Oberräte ernannt, bzw. ergänzten sie sich aus ihnen, im Falle 
der Herzog außer Landes war, durch Zuwahl. Zu diesen vier Hauptmanns- 
stellen sollte niemand gelangen, der nicht schon vorher ein anderes Haupt- 
mannsamt innegehabt hatte. Freilich wird diese Ämterfolge nicht genau 
beachtet; insbesondere für den Kanzler galten Abweichungen als zu- 
lässig, da dazu besondere Kenntnisse gehörten; dieses Amt ist auch noch 
nach der Regimentsnotel durch Bürgerliche bekleidet worden. Für die 
Ernennung der genannten bevorzugten Hauptleute war das Vorschlags- 
recht der Oberräte geradezu Bedingung; eine neue Präsentation zu fordern, 
stand dem Kurfürsten nicht zu. — Im letzten Viertel des 17. Jahrh. hat 
sich eine Reihenfolge der Oberämter (nämlich: Landhofmeister, Ober- 
burggraf, Kanzler und Obermarschall) herausgebildet. — Die Arbeit be- 
spricht dann noch die Besoldung der Oberräte, ihren Urlaub, ihre Dienst- 
stunden und den Geschäftsgang. — Die Krone Polen hat oft zugunsten 
der Stände eingegriffen: sie bestimmt, daß sich Fremde, auch kurfürst- 
liche Abgesandte, nicht in die ,,preuBischen consilia .. immisciren“ sollten; 
sie tritt für die Innehaltung der Ämterfolge, für das Präsentationsrecht 
der Oberräte zu jenen vier Hauptmannsstellen ein, sie überwacht die 
Einhaltung der Privilegien durch den Herzog; sie hat sogar, allerdings 
erfolglos, verlangt, daß neue Oberräte nicht ohne ihre Zustimmung ernannt 
würden. Man sieht auch daraus, wieviel dem Großen Kurfürsten daran 
liegen mußte, von der polnischen Lehnshoheit loszukommen. E. 2. 


Herzogtum Preußen: Domänenwesen 
1525—1568. 


M Mas 17, S. 74—120. 

G. Schweichler handelt über ‚Das Domänenwesen unter Herzog 
Albrecht in Preußen“. Der Aufsatz schildert zunächst kurz die Organisation 
der Domänenverwaltung, die Beamten, ihre Tätigkeit und die Geschäfts- 
führung. Der Schwerpunkt der Arbeit liegt dann in der Zusammenstellung 
der Nachrichten aus jener Zeit über die einzelnen Domänenämter, zumeist 
aus der gedruckten Literatur, über ihre Inhaber, ihre Größe, über die 
dazu gehörigen Vorwerke und das sonstige Zubehör, die Zahl der Feuer- 
stellen, der ansässigen Bauern und über die Einnahmen, die der herzog- 
lichen Kammer aus ihnen zuflossen. Dankenswert ist der Anhang: eine 
Tabelle der Einnahmen der herzoglichen Domänenämter von 5 zu 5 Jahren, 
in der auch angegeben ist, welche Ämter verpfändet sind und welche zahlen. 

E. Z. 
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Koschneiderei. 

Mut. d. Coppernicus-Vereins für Wissenschaft und Kunst zu Thorn, 
Heft 19 S. 6 —75. 

Aus einem Aufsatze von P. Panske „Zur Familienkunde der sog. 
Koschneiderei‘‘ heben wir hervor, daß zu Anfang des 18. Jahrh. die 
sieben Dörfer bei Konitz, die die eigentliche „Koschneiderei‘‘ bilden, 
innerhalb der Starostei Tuchel als ,,die deutschen Dörfer‘ einen besonderen 
Bezirk ausmachten; freilich tauchen etwa gleichzeitig dort die ersten pol- 
nischen Namensformen auf. Nach dem zweiten schwedischen Kriege 
(1655—60) fand dort eine größere Ansetzung von ,,Freibauern“ statt, 
die von Scharwerk und sonstigen Dienstleistungen frei waren und bald 
mit den Lehnmännern verschmolzen. E. 2. 


Thorn. 

Mitt. d. Coppernicus-Vereins für Wissenschaft u. Kunst in Thorn, 
Heft 19 S. 13—18, 48—59. 

Prof. Kolberg druckt zwei ,,Thorner Ratsurkunden aus dem bischöf- 
lichen Archiv zu Frauenburg‘‘ ab, beide aus dem Jahre 1537 und an den 
damaligen Kulmer, später ermländischen Bischof Johannes Dantiscus 
gerichtet. In der einen wendet sich der Rat gegen das einem Ehebrecher 
und Mörder vom „schwarzen Kloster“ gewährte Asylrecht; die zweite 
erbittet Zustimmung zur Errichtung einer dritten Apotheke. 

B. Schmidt druckt ab, was von den Grabsteinen in der Thorner Ja- 
kobskirche noch zu lesen ist. Von polnischen Beamten kommen vor der 
subdapifer Albert Rosinowski (1697); von polnischen Wappen Grzymata, 
Leszczyc, Godziemba, Lubicz (Familie Orlowski), Natecz, Dombrowa, 
Lis; von deutschen die Familie Cöllmer. , E. Z. 


1806—1810. Napoleonische Kriege: 

RTT XVIII, $. 1—78. 

St. Kujot setzt den Abdruck des Tagebuches des Landschafts- 
direktors v. Wolski aus der Zeit von 1806—1810 fort (vgl. 16. Jahrg. 
S. 104—176). Es behandelt die letzten Tage der Danziger Belagerung, 
die Kapitulation, und gibt einen genauen Nachweis der Stärke der preußi- 
schen und russischen Armee in Danzig sowie der Zernierungsarmee beim 
Beginn der Belagerung. Im übrigen bilden den Hauptinhalt des Tage- 
buchs Zusammenstellungen dessen, was v. Wolskis Gut Nestempohl 
während der Kriegszeit zu tragen hatte: er berechnet sich den Schaden 
während der Zeit vom 12. März bis zum 10. Juni 1807 für Gut und Dorf 
Nestempohl auf 4500 Taler. Im Jahre 1808 folgten weitere Durchzüge; 
der schlimmste Tag war der 10. Juli, der dem Gute allein über 1000 Taler 
kostete. Im ganzen bezifferten sich seine Verluste an weggenommenen 
Gegenständen, an Lieferungen und Einquartierungen bis Anfang 1810 
auf fast 8000 Taler. E. Z. 


XV, Böhmen und Mähren. 
XVI. Südslaven und Balkanstaaten. 


V. Bibliographie ). 


I Allgemeines. 


Kljutevskij, V. O., Charakteristiki i vospominanija. — Charakteristiken 
und Erinnerungen. Moskau 1912. 
Aleëäincev, J., Istorija gimnazileskago obrazovanija v Rossii 18. i 19. 


vöka. — Geschichte des Gymnasialunterrichts in Rußland im 18. u. 
49. Jahrh. Petersburg 1912. 
Ivanov, M., Istorija musikal’nago razvitija Rossii. — Geschichte der 


musikalischen Entwickelung Rußlands. II. Petersburg 1912. 
Rusov, N., Pomësüié ja Rossija po zapiskam sovremennikov. — Das 
gutsherrliche Rußland nach Aufzeichnungen der Zeitgenossen. Peters- 
burg 1912. 
Dovnar-Zapol’skij, Istorija russkago narodnago chozjajstva I. — Ge- 
schichte der russischen Volkswirtschaft. Moskau 1911. 
Oganovskij, Zakonomörnost’ agrarnoj evoljucii II. Oëerki po istorii 


zemel’nych otnoëenij v Rossii. — Die Gesetzmäßigkeit der agrari- - 


schen Entwickelung II. Skizzen zur Geschichte der ländlichen Ver- 
hältnisse in Rußland. Saratov 1911. 


I. Vormongolisches Rußland. 


III. Die Moskauer Periode. 


Sta3evskij, K., Zemlevladönie moskovskago dvorjanstva v pervoj polo- 
vině 17 vöka. — Der Landbesitz des Moskauer Adels in der ersten 
Hälfte des 17. Jahrh. Moskau 1911. 

Pankov, V., L’gotnoe zemlevladönie v Moskovskom gosudarstvdö do konca 
XVI. věka i ego političeskoe i ekonomičeskoe značenie. — Der 
Landbesitz im Moskauer Staat bis zum Ende des 16. Jahrh. und seine 
politische und wirtschaftliche Bedeutung. Petersburg 1911. 

Pierling, Smutnoe vremja i oteéestvennaja vojna. I. — Die Zeit der 
Wirren und der Vaterländische Krieg. I. Dmitrj der Usurpator. 


1) Zur Erreichung möglichster Vollständigkeit bitten wir die Herren 
Verfasser, ihre auf die Geschichte Osteuropas bezüglichen Schriften, seien 
sie nun selbständig oder in Zeitschriften erschienen, an die Redaktion 
zur Verzeichnung und Besprechung in den Abteilungen: Kritiken — 
Zeitschriftenschau — Bibliographie — Wissenschaftliche Chronik ge- 
langen zu lassen. — * bedeutet: Zur Besprechung eingegangen. 
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Budyëov, N., Opyt klassifikacii melkich mödnych monet carja Aleksdja 


Michajloviëéa. — Versuch einer Klassifikation der kleinen Münzen 
des Caren Aleksdj Michajlovič. Moskau 1911. 
Veselovskij, S. B., Novye akty smutnago vremeni. — Neue Akten zur 


Zeit der Wirren. 1912. 

Stratonov, J., Zamötki po istorii zemskich soborov Moskovskoj Rusi. 
— Bemerkungen zur Geschichte der Zemskie Sobory des Moskauschen 
RuBlands. Kazań 1912. 

*Kapterev, N. F., Patriarch Nikon i cat Aleksëj Michajlovič. II. Sergiev 
Posad 1912. VIII + 547 + LX S. 


IV. Peter der Große und seine Nachfolger bis 1762. 


Val’denberg, V., Gosudarstvennyja idei Krizaniéa. — Die politischen 
Ideen Krizanids. Petersburg 1912. 

Filippov, A., Zurnaly pravitel’stvujuëtago senata za 1737. god. — Die 
Journale des dirigierenden Senats seit 1737. 2. Teil (Schriften des 
Moskauer Archäologischen Instituts XII). Moskau 1911. 

Valißevskij, K., Proizchozdenie sovremennoj Rossij. — Der Ursprung 
des gegenwärtigen Rußlands. T. 4: Elisabeth Petrovna. Moskau 1912. 


V. Katharina Il. 


*Taranovskij, F. V., Sud’ba nakaza Imperatricy Ekateriny vtoroj vo 
Francii. — Das Schicksal des Nakazes der Kaiserin Katharina II. 
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Petrov, A., Materialy dlja istorii Ugorskoj Russi. — Materialien zur Ge- 
schichte des Ugorschen Rußland. VI: Die Grenzen des ugrorussi- 

schen Dialektes 1773 nach offiziellen Daten. Petersburg 1911. 


VI. Rußland im 19 Jahrhundert. 


*Gorjainov, S., 1812. Dokumenty gosudarstvennago i S. Petersburgs- 
kago Glavnago Archiva. Her. vom Ministerium der Ausw. Angelegen- 
heiten. Petersburg 1912. 562 + 184 S. (s. die Anzeige diese Zeitschr. 
II, S. 316). 

*Semevskij, V., Liberal’nye Plany v pravitel’stvennych sferach v pervoj 
polovině carstvovanija imp. Alexsandra I. — Liberale Pläne in den 
Regierungssphären in der ersten Hälfte der Regierung Kaiser Alexan- 
ders I. 42 S. (S. A. aus dem Jubiläumswerk: Der vaterländische Krieg 
und die russ. Gesellschaft. Her. von A. K. Déibalagov, S. N. Me- 
loščov u. V. J. Pičet. Il. Moskau 1911. 

*Ders., Padenie Speranskago. — Der Fall Speranskijs. 25 S. Ebenda. 

Zamotin, J. J., Romantizm 20 ch godob XIX. stol. v. russkoj literaturě. 
— Die Romantik der 20 er Jahre des 19. Jahrh. in der russ. Literatur. 
Petersburg 1911. I. 2. Aufl. 388 S. 
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*Na zarë žizni. — Im Morgenrot des Lebens. Erinnerungen von E. N. 
Vodobozova: Leben in der Provinzeinsamkeit, das Institut vor und 
nach der Reform, unter der Jugend der 60er Jahre. Petersburg 
1911. XII u. 608 S. 

Dovnar-Zapol’skij, Na zarë krestjanskoj svobody. — Am Morgen der 
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Gadenko, A., Naslödnik Cesarevié Nikolaj Aleksandrovič 1843—1865. 
Erinnerungen an Krankheit und Lebensende von Augenzeugen. 
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VII. Rußland ım 20. Jahrhundert. 


Gosudarstvennaja déjatel’nost’ predsédatelja Sov. Min. Stats-Sekr. P. A. 
Stolypina. — Die politische Tätigkeit des Staatssekretärs P. A. 
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Gribrovskij, V., Gosudarstvennoe ustrojstvo i upravlenie Rossijskoj 
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Rostovcev, F., 4ja Donskaja Kazaë’ja divizija v Russko-Japonskuju 
voinu. — Die 4. Donsche Kazakendivision im russ.-jap. Kriege. 
Kiev 1910. 


VIII Ukraine. 


Wasilewski, L., Ukraina i sprawa ukrainska. Krakau 1911. XII + 219 S. 

*Zitepis Osipa Jurija Gordinskogo-Feď’koviča. — Biographie von Osip 
J. Gordinskij-Fed’kovië. Von O. Makovej. — Ukrainisch -russ. 
Bibliothek, her. von der philolog. Sektion der Ševčenko -Gesellschaft. 
VIII. Lemberg 1911. VI u. 589 S. 

Florovskij, Iz materialov po istorii prikröplenija krestjan v Južnoj Rossii. 
Odessa 1911. — Aus den Materialien zur Geschichte der Leibeigen- 
schaft im südlichen Rußland (Sonderabdr. aus den Zapiski Imp. 
Obščestva Istorii i Drevnostej XXIX). 


IX. Baltische Provinzen. 
X. Finnland. 
*Danielson-Kalmari, J. R., Viipurin Läänin Palanttaminen Muun Suomen 
Ynteyteen. Porvoossa s. a. 161 S. 
*Annales Academiae Scientiarum Fennicae. Ser. B. T. II, 4. Helsing- 
fors 1910. 329 S. Enthält: H. Biaudet, Les Nonciatures aposto- 
liques Permanentes jusqu’en 1648. 
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* Annales Academiae Scientiarum Fennicae. Ser. B. T. II, 2—10. Helsing- 
fors 1914 Enthält: 2. Liisi Karttunen, Grégoire XIII comme po- 
liticien et souverain. 3. M. Biaudet, Sixte-Quint et la candidature 
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werk in künstler. Ausführg. m. gestochenem Titelblatt zur Feier 
. der 25jähr. Wirksamkeit Ulanowskis als Universitätslehrer. Krakau: 
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Chodysski, Stan., Szkoła reformatéw w Włocławku. — Archival. Unter- 
suchg. über die Reformatenschule in Włocławek. 1911. 48 S. 

Schipper, Ign., Studya nad stosunkami gospodarczymi Żydów w Polsce 
podczas średniowiecza. — Wirtschaftl. Verhältnisse der Juden in 
Polen im Mittelalter. Lemberg 1911. 379 S. 

Wolyniak, Bazylianie w Włodzimierzu i Tryhorach. — Die Basilianer- 
mönche. Krakau 1912. 172 S. 


Slaski, Bolesław, Słownictwo rybackie i Żeglavskie u Kaszubów nadmorskich. 
— Kassubischer Wortschatz an Fischerei- und Schiffereiausdrücken. 
S.-A. aus Prace filologiczne Bd. 8. Warschau 1911. 77 8. 

Lozinski, Wład., Zycie polskie w dawnych wiekach. — Das poln. Privat- 
leben in alter Zeit. 3. A. Lemberg 1912. 259 S. 

Wierzbowski, Teod., Wiersze polityczne, satyry i paskwile z 16. wieku. 
— Polit. Gedichte aus dem 16. Jahrh. Warschau 1907. VII u. 96 S. 

Choroszewski, Winc., Mapa Galicyi. — Karte der sprachlichen und kon- 
fessionellen Verhältnisse in Galizien. Lemberg 1941. | 

Górka, Ogierd., Studya nad dziejami Slaska. Najstarsza tradycya opac- 
twa cystersów w Lubiążu. — Studien zur Geschichte Schlesiens. 

Die älteste Tradition der Cisterzienser-Abtei in Leubus. Veröffent- 
lichungen des histor, Seminars an der Universität Lemberg, redig. 
von Stan. Zakrzewski, Nr, 4 Lemberg 1911. 231 S., 2 Schrifttaf. 


Nowicki, Eustachy. Studya nad kancelarya koronna Kazimierza Jagieł- 
tonczyka. — Studien üb. d. Kronkanzlei König Kasimirs 1447—1492. 
Veröff. des histor. Seminars in Lemberg. Nr. 2. Lemberg 1912. 
175 S., 4 Schrifttaf. 

Chlebowski, Bronislaw, Pisma. — Schriften. 2 Bde. Histor. -kritische 
Studien über poln. Kultur und Literatur. Warschau 1912. 391, 383 S. 

Konopczynski,. Wł., Mrok i świt. — Histor. Studien. Warschau 1911. 
442 5S. 


Balzer, Oswald, Skartabelat w ustroju szlachectwa polskiego. — Der 
Scartabellatus im poln. Adelswesen. Krakau 1911. 361 S. 

Boniecki, Adam, Herbarz polski. — Polnisches Wappenbuch. Bd. 14. 
Heft 7. Buchstabe L. 1912. 

Forst, O., Kritische Bibliographie der poln. Literatur über Genealogie. 
Mitteil. d. österr. Gesch. XXXII, 697—724. 

Radzimiński, Z Z., Monografia książąt Sanguszków. — Monographie 
des fürstl. Hauses Sanguszko. Bd. II Teil I. Lemberg 1911. 356 S. 

Księgi referendarskie. — Urteile in Streitsachen der poln. Domänenbauern. 
Bd. I. 1582—1602. Hrsg. von I. T. Baranowski. Warschau 1910. 
173 S. 
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Giedroyë, Fr., Żródła biograf.-bibliograficzne do dziejów medycyny w 
dawnej Polsce. — Quellen zur Gesch. der Heilkunde im alten Polen. 
Warschau 1911. XXIV, 942 S. 

Abraham, Wlad., Zalozienie biskupstwa łacinskiego w Kamieńcu Podols- 
kim. — Gründung eines latein. Bistums in Kamieniec. Krakau 
1911. 39 S. 

Chodyński, Stan., Trybunalisci kapitały włocławskiej. — Archival. Unter- 
suchungen über die Vertreter des Kapitels von Wloclawek am 
Reichstribunal. 19414. 82 S. 

Kornreich, Henryk, Gutsherr und Bauer in Polen und insbesondere in 
Galizien bis zur Grundentlastung. Posen 1912. XIV, 74 S. 

Słupski, Zygmunt, Atlas ziem polskich — Atlas der polnischen Lande. 
Band I, Teil I. Prov. Posen, 45 Karten u. Pläne. Mit Wappen- 
farben und Wappen der Wojewodschaften, Diözesen u. Städte 
Posen, Warschau und Krakau 1912. 


XII. Polen bis 1795. 

Bernsohn, Matthias, Dyplomataryusz dotyczący żydów w dawnej Polsce 
na zrödlach archywalnych osnuty. 1388—1782. — Urkunden über 
die Juden im alten Polen aus archivalischen Quellen. Warschau 
1911. XXXVII u. 266 S. 

Kujot, St., Das Thorner Blutgericht. Hamm 1911. 

Rek, Joseph, Die Mädchenerziehung in Westpreußen vor 1772. Beitrag 
zur Geschichte der Mädchenbildung. Beilage zum Programm 1910/11 
der Marienschule in Danzig. Danzig 1911. 36 S. 

Morawski, K. M., Ignacy Potocki I. 1750—1788. Krakau 1911. XX u. 
144 S. 

Handelsman, M., Warszawa w r. 1806—1807. — Das Herzogtum Warschau. 
Warschau 1911. 78 8. 

Kukiel, Maryan, Dzieje oręża polskiego w epoce napolenskiej. — Gesch. 
der poln. Waffengänge in der Napoleonepoche. Posen 1912. 399 8. 

Rostworowski, Michal, Rada ministröw i rada stanu ksiestwa warszaw- 
zkiego. — Beitrag zur Gesch. des Ministerrats und des Staatsrats 
im Herzogtum Warschau. Krakau 1911. 78 8. 

Lubienska, Cecylia M., Sprawa dyssydencka 1764—1766. — Die Dissi- 
dentenfrage. Krakau 1911. 193 S. 

Wierzbowski, Teodor, Komisya edukacyi narodowej 1773—1794. — Die 
Edukationskommission 1773—1794. Historische Monographie. Bd. I- 
Warschau 1911. 186 S. 

Skarga, P., Kazania sejmowe. — Reichstagspredigten nach d. Urdruck 
von 1597 hrsg. von J. Chrzanowski. 2. A. Warschau 1911. 377 S. 

Pilat, Roman, Historya literatury polskiej. lII. 1632—1740. Lem- 
berg 1911. 276 S. 

Annales de la Société Jean Jacques Rousseau. Tome 7. Genf 1911. 226 S. 
(Enthalten drei Briefe Rousseaus an Wielhorski, für den 
Rousseau den Entwurf einer poln. Verfassung ausgearbeitet hat.) 
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Minim (Fr. Namyslowski), Spiszczy Spiż. — Histor.-philologische Unter- 
suchung über den Namen des Zipser Landes. Krakau 1911. IV, 
76 S., 2 Karten. 


XIII Polen im 19. Jahrhundert. 


Radzivill Antoine princesse Louise de Prusse. 45 années de ma vie 
(1770 à 1815). Publié avec des annotations et un index biographique 
par la princesse Radzivill née Castellane. Ille éd. Paris 1914. 
XII u. 453 S. | 

Kraushar, A., Miscellanea historyczne. XLIX: Raptularz notatek o 
uniwersytecie królewskim w Warszawie 1816—1834 (z rękopisu). — 
Konzeptbuch von Anmerkungen über die Kgl. Universität Warschau 
1816—1831. (Aus der Handschrift.) Warschau 1911. 19 S. 

Grabowski, T., Juliusz Słowacki. Jego żywot i dzieła na tle współczesnej 
epoki. — Leben und Schriften auf dem Hintergrund seiner Zeit. II. 
Krakau 1912. 324 S. 

Bieliáski, J., Królewski unywersytet warszawski (1816—1831) II. 
Warschau 1944. VIII + 877 S. (Fontes et commentationes historiam 
scholarum in Polonia illustrantes XI). 

Gajkowski, Kasimir, Die Mariavitensekte, Blätter aus der Kirchengesch 
Russ.-Polens. Krakau 1911. 99 S. 

Brückner, A., Jana hr. Potockiego prace i zaslugi naukowe. — Des Grafen 
Joh. Potocki wissensch. Arbeiten und Verdienste. Warschau u. 
Krakau 1911. 

Gawroński, Fr. Rawita, Wlodzimierz Antonowicz. — Abriß seiner wis- 
sensch. und polit. Tätigkeit. Lemberg 1912. 144 S. 

Posner, Stanislaw, Ludwik Gumplowicz. — Biographie von L. Gum- 
plowicz. Warschau 1912. 203 S. 

Hilchen, Henryk, Historya drogi żelaznej warszawsko- wiedeńskiej. 
1335 —1848—1898. — Geschichte der Warschau - Wiener AisenbaBn 
1835—98. Warsch. u. Krakau 1912. 207 S. 

Kraushar, — Alexander, Miscellanea historyczne. Miniszewki. — Er- 
innerungen an einen poln. Publizisten in Warschau a. d. J. 1861—63. 
Warschau 1912. 31 S. 


XIV. Deutscher Osten. 


Strauch, Ph., Die Deutschordensliteratur des Mittelalters. Halle a. S. 
1910. 33 S. 

Scherler, K., Hans v. Baisen, der erste Gubernator in Preußen. Greifs- 
walder Dissertation. Danzig 1911. 110 S. 

*Wendt, G., Die Germanisierung der Länder östlich der Elbe. I. 780— 
4137. Liegnitz s.a. 76 S. 


XV. Böhmen und Mähren. 


*Novotny, V., České Dejiny I. 4. Od nejstarších Dob do smrti Knižete 
Oldřicha. — Čechische Geschichte von den ältesten Zeiten bis zum 
Tode des Fürsten Oldrich. Prag 1912. XIV.u. 782 S. 
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*Libri Citationum et Sententiarum VII. 1490—1503. Ed. B. Bretholz. 
Brünn 1911. XLIX u. 315 S. 

Jasinskij, A., Padenie zemskago stroja v Cechskom gosudarstvë. — Der 
Verfall der Landorganisation im £echischen Staat. Jufev 1912. 


XVI. Südslaven und Balkanstaaten. 


Jablonowski Alexander, Pisma (Schriften) 5. Bd.: Die südslavischen 
Länder, sowie die Walachei u. Albanien. Warschau 1911. 

Poprovië, P., Obzor istorii serbskoj literatury. — Überblick über die 
Geschichte der serbischen Literatur. Petersburg 1911. 


XVII Hilfswissenschaften und Werke der russi. 
schen Geschichtschreibung über Westeuropa. 


Kulakovskij, Jn., Istorija Vyzantii. II. Kiev 1912. 

Turaev, B., Istorija drevnjago vostoka. — Geschichte des alten Ostens. 
Teil II. Petersburg 1912. 

*Goltz, Freiherr Fritz v. d., Die gelbe Gefahr im Lichte der Geschichte. 
2. Aufl. Leipzig 1914. V u. 120 S. 

Bartol’d, V., Istorija izuéenija vostoka v Ebropë i v Rossii. — Geschichte 
der Erforschung des Ostens in Europa und in Rußland. Peters- 
burg 1911. 

Karëev, N., Istorija s filosofskoj točki zrönija. — Geschichte vom philos. 
Standpunkt (Gesammelte Werke I). Petersburg 1911. 

Kruglikov-Gre£anij, L., Metodika istorii. 2. Aufl. Kiev 1912. 


VI. Wissenschaftliche Chronik. 


a) Stand der Forschung. 


N. P. Zagoskin f. 


In Petersburg ist am 6. (19.) Februar Professor Doktor des Staats- 
rechts Nikolaj Pavlovič Zagoskin gestorben. Er wurde 
1852 geboren, studierte an der Universität Kazañ und habilitierte sich 
dort 1875 als Privatdozent für Geschichte des russischen Rechts. Seine 
akademische Lehrtätigkeit übte er in Kazań bis zum Herbst des vorigen 
Jahres aus, worauf er als von der Akademie der Wissenschaften und den 
Universitäten gewähltes Mitglied des Reichsrates nach Petersburg über- 
siedelte. In den letzten Jahren war Zagoskin Rektor der Universität 
Kazań. Außer seinen Vorlesungen über russische Rechtsgeschichte hat 
der Verstorbene zahlreiche andere Arbeiten aus diesem Gebiet veröffent- 
licht, so: ,,0 pravě vladënija gorodskimi dvorami v Moskovskom gosu- 
darstvd“, ,,Metod: i sredstva sravnitel’nago izuéenija drevnéj$ago obyč- 
nago prava Slavjan voobëëe i Russkich v osobennosti“, ,,Stoly razrjad- 
nago prikaza“, „Uloženie carja Aleksëja Michajloviëa i Zemskij sobor 
1648—1649 g.“‘, „‚Verchovniki i šljachta“‘, ,,Oëerk istorii smertnoj kazni“ 
usw. Auch eine Bibliographie der russischen Rechtswissenschaft ist ihm 
zu verdanken. Mehrere Abhandlungen Zagoskins sind der Geschichte des 
Volgagebiets gewidmet, wie: ,,Kazanskij kraj v smutnoe vremja“ und 
„Materialy istoričeskie i juridičeskie rajona byvšago Kazanskago dvor- 
ca“. Im ,„Istoričeskij Věstnik“ erschien von ihm ein Aufsatz über die 
Studentenzeit Leo Tolstojs, der in Kazań orientalische Sprachen und 
Rechtswissenschaft studierte (,,Studenéeskie gody gr. L. N. Tolstogo“). 
1883 gründete Zagoskin die Tageszeitung ,, Volëskij Véstnik‘, deren erster 
Chefredakteur er acht Jahre war. Das von ihm in fortschrittlichem Geist 
geleitete Blatt deckte viele MiBstände auf und Zagoskin mußte sich wieder- 
holt vor Gericht verantworten, wurde aber stets freigesprochen. Von 
seinen zahlreichen populären Vorträgen ist u. a. ein Vortrag über die 
Ärzte im alten Rußland (,,Vraëi i vraëebnoje dělo v staroj Rossii‘‘) im 
Druck erschienen. In dem unruhigen Jahr 1905 nahm Zagoskin eifrig 
am politischen Leben teil und trat der konstitutionell-demokratischen 
Partei bei. u C. 
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E. Golubinski f. 


Am 20. (7.) Januar 1912 starb der Kirchenhistoriker Professor 
Dr. theol. Evgenij Golubinskij im Alter von 77 Jahren Er war von 
1860—1895 Professor für Geschichte der russischen kirche an der 
geistlichen Akademie in Moskau. Sein Hauptwerk ist die zwei- 
bändige „Geschichte der russischen Kirche“ (Istorija russkoj cerkvi). 
Golubinski hat ferner einen Abriß der Geschichte der bulgarischen, ser- 
bischen und rumänischen Kirche (Kratkij ocerk istorii pravoslavnych 
cerkvej bolgarskoj, serbskoj, rumynskoj ili moldavanskoj, Moskau 1871), 
ein Werk über die Slavenapostel Konstantin und Methodius (Sv. Konstan- 
tin i Mefodij, pervouëiteli Slavjan, Moskau 1885), eine Geschichte der 
Kanonisation der russischen Heiligen (Istorija kanonizacii svjatych v 
russkoj cerkvi, Moskau 1903) und zahlreiche andere kirchengeschicht- 
liche Arbeiten veröffentlicht. 1903 wählte ihn die Akademie der Wissen- 
schaften in Petersburg zu ihrem ordentlichen Mitgliede. C. 


b) Organisation der Forschung. 


Die von der Krakauer Akademie der Wiss. nach Schwe- 
den ausgesandten Herren, die die Aufgabe hatten, die dortigen Archive 
und Bibliotheken in bezug auf Polonica zu durchforschen, sind mit reichen 
Fundergebnissen heimgekehrt. Ermittelt wurden u. a. unbekannte dis- 
sidentische Katechismen (Nieswie® 1565, Wilna 1594) 
eine polnische Grammatik von Jac. Charvinius (Posen 1589), ein Kopiar 
von Erlassen der Kurie 1423—1427 in dem Streit zwischen dm Orden 
und König Wladislaw, eine kurzeChronik des Klosters Oliva 
bis 1466, Akten betr. die Vereinigung der preuß. Lande mit Po- 
len 1454—1475, Briefwechsel von Hosius, Kromer, Dantis- 
cus, ein Kopiar der Kanzlei Sigismund Augusts von 1561—1568, eine 
große Sammlung von Briefen an Sigismund August, zwei Handschriften 
Materialen zur Geschichte des Krieges mit Moskau 1609 — 
1612, Briefwechsel König Sigismunds III., Joh. Zamoyskis, Peter Ty- 
lickis, des Primas Andreas Leszczynski. Die ermittelten Stücke sind in 
der Zeit der Schwedenkriege aus ermländischen, Posener u. a. Bibliotheken, 
zum Teil auch aus dem damaligen polnischen Kronarchiv als Kriegsbeute 
entführt worden. J. P. 

Im reichhaltigen Archiv der Stadt Krakau, das dem 
Prof. St. Krzy2anowski unterstellt ist, wird an einem Katalog 
der Handschriften und Akten, welche mit einem Schöffenbuch von 1301 be- 
ginnen, gearbeitet. Die Verwaltung des Archivs veröffentlicht plan- 
mäßig wertvolle Teile ihrer Bestände, wie die Schöffenbücher von Krakau 
und von Kazmierz. Sie hat auch zur Jahresfeier der Bildung des Frei- 
staates Krakau eine Publikation der öffentlichen Rechts-Denk- 
mäler des Krakauer Freistaates a. d. J. 1815—1819 
in Angriff genommen. J. P. 
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Die bei der Krakauer Akademie bestehend Kommission 
zur Erforschung der Geschichte der Kunst in Polen hielt 
unter dem Vorsitz von Tomkowicz am 31. Oktober 1911 eine Sitzung 
ab, in der Felix Kopera über seine gemeinsam mit Cercha unter- 
nommenen Nachforschungen über Cinis künstlerische Wirksamkeit 
in Krakau (1518—1529 und 1531—1562) berichtete. Auf ihn sei, wenig- 
stens teilweise, die Ausschmückung der Sigismund-Kapelle in Krakau 
zurückzuführen, die Züge aufweise, welche an die Dekorationsweise in 
Siena erinnern. Ihm schreiben die beiden Forscher die Medaillen König 
Sigismunds I. in Baselund Christoph Szydtowieckis in Petersburg zu. In 
der zweiten Periode seines Aufenthaltes in Krakau bis zu seinem Tode 
(1531—1562) führte Cini u. a. den Sarkophag König Sigismunds I. in der 
Krypta auf dem Wawel, die Grabdenkmäler Gasztolds in Wilna und 
Krzyckis in Gnesen aus. Stephan Komornicki berichtete in 
der Sitzung über die Inventarisierung der Denkmäler der großen 
polnischen Gutsherrschaft Zamość (Majorat der Grafen Zamoyski) im 
Gouvernement Lublin. J. B. 

Die polnische Gesellschaft der Freunde der Wis- 
senschaften in Wilna hat im letzten Berichtsjahre folgende 
Bereicherungen an Handschriften und Archivalien er- 
fahren: die Witwe des auf dem Gebiete der Geschichte, Volkskunde und 
Sprachforschung rühmlichst bekannten Jan Karłowicz hat der 
Gesellschaft die wissenschaftliche Korrespondenz ihres Mannes über- 
wiesen, Frau Kostrowicka Urkunden über Poniewiez 
u. a. Güter, Graf Ign. Ledóchowski als Depositum 39 eigenhändige 
Schreiben von Kościuszko an Joseph Sierakowski, ferner Briefe 
des Kardinals Georg Radziwitt, der Könige Joh. Sobieski 
und Stan. August Poniatowski, sowie Anschreiben von verschie- 
denen Monarchen an König Sigismund Ill.und Wladislaus IV. 
von Polen. Die Gesellschaft zählte nach dem letzten Bericht 357 Mit- 
glieder. Vorsitzender ist Jan Kurczewski und Vizepräsident, sowie 
zugleich Hüter der Sammlungen Dr. Wladyslaw Zahorski. J. P. 

DieHistorische Gesellschaft (Towarzystwo historyczne) 
in Lemberg konnte im vorigen Jahr ihr 25 jähriges Jubiläum begehen. 
Sie wurde 1886 von Professor Liske begründet, der bis zu seinem Tode 
(1891) ihr Vorsitzender war. Die Gesellschaft gibt seit ihrem Bestehen 
den „Kwartalnik historyczny“ heraus. Redakteur dieser Zeitschrift war 
zuerst Liske. Ihm folgten Balzer, Korzeniowski und Pape. Jetzt erscheint 
sie unter der Redaktion von Semkowicz. Der Kwartalnik hat in 25 Jahren 
insgesamt 232 Aufsätze, 168 kleinere Beiträge und 3110 Rezensionen 
gebracht. Die Lemberger Gesellschaft hat ferner ,,Materyaly historyczne“* 
(2 Bde.) und ,,Fontes rerum polonicarum in usum scholarum‘“ (1 Bd.) 
herausgegeben und zwei Historikerkongresse veranstaltet. 

Der Verein zur Förderung der polnischen Wis- 
senschaft (Towarzystwo Popierania Nauki Polskiej) in Lemberg 
zählte im vorigen Jahr 1148 Mitglieder gegen 980 im Jahre 1910. Das 


478 Wissenschaftliche Chronik. 


Vereinsvermögen beläuft sich auf 70000 Kronen. Der Verein, dessen 
Zweck die Aufbringung von Mitteln zur Unterstützung polnisch -wissen- 
schaftlicher Forschung ist, hat im vergangenen Jahre den zweiten Band 
des Polnischen Privatrechts von Dabkowski (Prawo prywatwne polskie), 
Heft 10 des ,, Bulletin de la societé polonaise de l’avancement des sciences“, 
„Ciężary publizcne duchowienstwa w Polsce w drugiej połowie XV iz 
początkiem XVI wieku“ von Ohanowicz, sowie den von Professor Brück- 
ner in Berlin herausgegebenen ‚‚Wirydarz poetycki“ von Tremtecki ver- 
öffentlicht. Das Bulletin bringt genaue Inhaltsangaben der veröffent- 
lichten Schriften in französischer oder deutscher Sprache. Die Samm- 
lungen des Vereins bestehen aus einer Bibliothek von 31 070 Bänden, 
126 Kartenwerken, 24 Handschriften, 87 Kupferstichen und 232 Münzen 
und Medaillen. Eine Geschichte des Lemberger Vereins, der am 2. März 1911 
sein zehnjähriges Jubiläum beging, ist kürzlich von Dr. P. Dąbkowski 
erschienen (Pierwsze dziesięciolecie Towarzystwa Popierania Nauki 
Polskiej). C, 
Der heraldische Verein (Towarzystwo heraldyczne) in 
Lemberg hielt am 19. Januar seine vierte Jahresversammlung ab. 
Dem Verein gehören fast 200 Mitglieder an; sein wissenschaftliches Organ 
ist der ,,Miesiecznik heraldyczny“. Die Zeitschrift wird von Dr. Wla- 
dystaw Semkowicz redigiert und bringt heraldische und genealogische 
Abhandlungen. Im vorigen Jahr hat der Verein den zweiten Band seines 
Jahrbuchs (Rocznik) veröffentlicht, in welchem zwei nachgelassene Ar- 
beiten von Professor Dr. Fr. Piekosinski erschienen sind. Praktischen 
heraldischen Zwecken dient das heraldische Bureau des Vereins, dessen 
Leiter Dr. Norbert Michalewicz in Lemberg ist. C. 


Die Petersburger Akademie der Wissenschaften beabsichtigt, einen 
Verband der slawischen Akademien ins Leben zu rufen. 
Die von ihr entworfenen Satzungen des Verbandes werden der konsti- 
tuierenden Versammlung, die am 20. Mai in Petersburg stattfindet, vor- 
gelegt werden. Die Akademien in Belgrad, Agram und Sofia wollen dem 
Verbande beitreten und werden auf der konstituierenden Versammlung 
vertreten sein. Der Verband soll Slawistenkongresse veranstalten und 
gemeinsame Unternehmungen der Akademien organisieren. C. 


Anläßlich des 250 jährigen Bestehens der Universität Lemberg 
hat die dortige Stadtversammlung im Dezember 1911 die Errichtung 
eines Lehrstuhls für osteuropäische Geschichte an 
der Universität beschlossen. Der Professor muß ein Pole sein und die 
Vorlesungen in polnischer Sprache halten. Falls der Lehrstuhl am 1. Fe- 
bruar 1913 noch unbesetzt sein sollte, erhält die Universität von der Stadt 
ein Stipendium von 5000 Kronen jährlich zur Ausbildung einer geeigneten 
Persönlichkeit, welche später die neue Professur erhalten soll. C 

Zum 16. russischen archäologischen Kongreß, 
der im Jahre 1914 stattfinden soll, fanden schon am 3. und 4. Januar 1912 
die ersten vorbereitenden Beratungen in Moskau statt. Hauptgegenstand 
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war die Festsetzung des Tagungsortes. Anfänglich schien der Vorschlag, 
Moskau zu wählen, sehr viel Aussicht auf Erfolg zu haben, um so mehr, da sich 
zahlreiche Gelehrte, u.a. Pokrovskij, Goradcev, Dolgov und D. V. Cvétaev 
lebhaft für Moskau aussprachen. Man wollte das 50jährige Jubiläum 
der Moskauer archäologischen Gesellschaft, das auch 1914 gefeiert wird, 
mit dem Kongreß vereinigen. Aber gerade dieser Umstand führte bei 
der Gegenpartei zur Ablehnung Moskaus. Die Moskauer Archäologische 
Gesellschaft habe schon mit den Vorbereitungen zum Jubiläum genug 
zu tun und könne sich nicht auch noch der gewaltigen Arbeit, den Kon- 
greB vorzubereiten, unterziehen. Dieser Meinung schloß sich dann auch 
die Gräfin Uvarova an, die Pskov als Tagungsort vorschlug. Da keine 
Einigung zu erreichen war, mußte ballotiert werden, wobei sich für Pskov 
eine überwiegende Mehrheit ergab. Der 16. archäologische Kongreß 
wird also den Juli über in Pskov tagen und im August nach Novgorod 
übersiedeln. Rudakov (Ist. Vöstnik 1912, Il, 662), dem wir diese Notizen 
verdanken, spricht, wohl mit Recht, die Befürchtung aus, daß der Kongreß 
in Pskov leicht einen überwiegend lokalgeschichtlichen Charakter annehmen 
könne. W. R. 
In Petersburgistein,,Institut français‘ gegründet worden, 
das unter der Leitung des Professors Réan von der Universität Nancy steht. 
Für das Jahr 1912 sind Vorlesungen in französischer Kunstgeschichte, 
französischer Geschichte (die französische Zivilisation des 18. Jahrh.) und 
byzantinischer Geschichte (Konstantinopel im Mittelalter. Der Hof und 
die Stadt) angezeigt. Daneben soll das Institut aber auch die slavischen 
Studien durch Franzosen fördern. Es ist eine Bibliothek der Hauptwerke 
über Rußland vorhanden; ferner ist eine Publikationsserie von Arbeiten 
aus dem Institut geplant, welche den Namen RER de l’Institut 
français de Saint-Petersbourg“ tragen soll. W. R. 


c) Notizen. 


Der vierzehnte Band der Sammlung ,,Starina i Novizna‘‘ (Moskau 
1911) enthält wichtige Materialien zur Geschichte Peters des Großen und 
der ,,Smutnoe Vremja“. V. N. Smoljanov hat aus dem Archiv des Fürsten 
F. A. Kurakin (es umfaßt 1400 Folianten mit 380 000 Seiten Text) zur 
Ergänzung der bis jetzt 10 Bände umfassenden Sonderpublikation aus 
diesem Archive u. a. die Papiere des Petrinischen Staatsmannes Fürsten 
B. J. Kurakin publiziert. Wertvoller sind die von V. N. Aleksandrenko 
veröffentlichten Materialien aus der Zeit der Wirren. Es sind dies u. a. 
englische Gesandtschaftsberichte aus der Jahren 1602—1609; italienische 
Akten von 1604—1606; Briefe von Jesuiten nach Rom (1603—1606); 
Briefwechsel des Pseudodemetrius, Tagebuch des Arianers Valentin 
Schmalz, Briefwechsel Marina Mni$eks mit Papst Paul V, der die Katho- 
lisierung RuBlands behandelt. Auf Grund dieses Materials ist Prof. Alek- 
sandrenko in einem schon vor einigen Jahren geschriebenen Bericht zu 
dem Resultat gekommen, daß der Pseudodemetrius entweder der Car 
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wirklich war, oder wenigstens wie ein künftiger Car erzogen worden ist. 
Auf keinen Fall aber war er ein bewußter Betrüger. W. R. 

Die im Jahre 1908 zu Moskau gegründete Kaiserlich russische 
kriegsgeschichtliche Gesellschaft (Moskovskij otdel Impera- 
torskago russkago voenno-istoričeskago ob$destva)hat als ersten Band ihrer 
Publikationen im Jahre 1911 eine von dem Archivar S. J. Běljaev besorgte 
Ausgabe der sogenannten ,,Rospisnoj spisok‘‘ der Stadt Moskau aus dem 
Jahre 1638 erscheinen lassen. Es ist dies einelistenartige Aufzeichnung der 
in Moskau vorhandenen wehrfähigen Bevölkerung unter Angabe der Be- 
waffnung, mit deren Herstellung ein besonderer Prikaz des Bojaren Fürst 
A. Iu. Sickij beauftragt worden war. Das Material ist in 14 Heften im 
Moskauer Archiv des Justizministeriums erhalten; leider fehlen aber 
44 Blätter, auf denen gerade die Listen der Bewohner des Kremlis und 
des Stadtteils jenseits der Moskva (Zamosk var&die) gestanden haben müssen. 
Deshalb kann die Gesamtsumme der waffenfähigen Bevölkerung nur 
schätzungsweise angegeben werden. In den vorhandenen Listen werden 
7672 Höfe mit 10 787 waffenfähigen Männern gezählt. Böljaev rechnet 
hierzu für den Kreml’ noch 5000 und für die übrigen nicht registrierten 
Gebiete 15 000, so daß er als Gesamtsumme 30 000 Mann annimmt. Diese 
Zahl ist — und wohl mit Recht — bedeutend geringer als die von Herber- 
stein, Fletcher und Olearius mitgeteilten Zahlen. Die Listen enthalten 
ferner die Angabe des von dem einzelnen Mann betriebenen Gewerbes 
und, was noch wichtiger ist, über seine Bewaffnung. 5508 waren mit 
Büchsen bewaffnet, 2070 mit Spießen, 306 mit Büchsen und Säbeln, 
103 mit Büchsen und SpieBen, 99 mit Lanzen, 49 mit Hellebarden, 30 
mit Musketen; 2616 Männer hatten überhaupt keine Waffen. W. R. 

Zu korrespondierenden Mitgliedern der Akademie der Wissenschaf- 
ten in Petersburg wurden der Historiker Professor Gabriel Monod in 
Paris und der Sprachforscher Professor Rozwadowski in Krakau 
gewählt. 

In St. Petersburg erscheint seit diesem Jahr eine der Erforschung 
der mohammedanischen Völker und Länder gewidmete Vierteljahrs- 
schrift „Mir Islama“ (Die Welt des Islam). Die neue Zeitschrift 
ist auf Initiative des Vorsitzenden der Petersburger Gesellschaft für Orient- 
forschung (Obstestvo vostokov ëdénija), Gen.-Leut. N. K. Svedov be- 
gründet worden. Redakteur der Zeitschrift ist der Petersburger Univer- 
sitätsprofessor Bartold, korrespondierendes Mitglied der Akademie der 
Wissenschaften in Petersburg; Mitarbeiter sind die Petersburger Univer- 
sitätsprofessoren A. Schmidt, Kraëkovskij, A. N. Samojlovi& und andere 
russische Orientalisten. 


Polen und die Königswahl von 1697. 
Von 
R. Scheller-Steinwartz. 


Am Ende des Jahrhunderts, das den Absolutismus und das 
europäische Gleichgewicht gebar, brachten zweiFragen diese neuen 
Errungenschaften in Gefahr: die Thronfolge in Spanien und die 
Thronfolge in Polen. Beiden Fragen war gemeinsam, daß 
Frankreich die Lösung in die Hand nehmen und alle anderen 
Mächte es daran verhindern mußten. Aber während um das 
Erbe des unseligen zweiten Karl ein langer und blutiger Kampf 
auf den verschiedensten Kriegsschauplätzen geführt wurde, 
führte die polnische Frage nur zu einem ungeheuerlichen 
Intrigenspiel, das die Politik der europäischen Kabinette nicht 
ernstlich beinflußte, aber doch alle deren großen Entwicklungs- 
linien und verschlungenen Seitenwege beleuchtete. 


I. Die äußere Lage. 


Der 30jährige Krieg und die Friedensschlüsse von Münster 
und Osnabrück hatten eine tiefgehende Veränderung der 
politischen Lage Europas herbeigeführt. 

Die Pläne einer katholischen Reaktion und das Streben 
nach der Vormachtstellung in Europa waren dem spanisch- 
österreichischen Hause Habsburg durch die protestantischen 
Reichsfürsten mit Frankreichs und Schwedens Hilfe zunichte 
gemacht worden. 

Ausländische Mächte wurden Teilnehmer des Reichs. Sein 
Haupt hatte sich durch habsburgische Hauspolitik die ger- 
manischen Staaten entfremdet; das Römische Reich deutscher 
Nation trat in seinen 160jährigen Auflösungsprozeß ein und 
nahm keinen Teil mehr an der Lösung der schwebenden und neu 
erstehenden politischen Fragen. 
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Dem Gewirr der verschlungenen Wege einer intriganten, 
kleinlichen und oft beschränkten Diplomatie, den stets wech- 
selnden und komplizierten Kombinationen von Kabinetten und 
Dynastien, die die Geschichte der zweiten Hälfte des 17. Jahr- 
hunderts zu einem historischen Labyrinth gestalten, liegt 
ein leitendes Prinzip zugrunde: der Gegensatz zwischen dem 
romanischen Katholizismus und dem protestantischen Ger- 
manentum 1). Aber neben diesen dynastischen und religiösen 
Beweggründen, die bis dahin die Politik der Kabinette geleitet 
hatten, begann von jetzt an die Handelspolitik einen immer 
größeren Einfluß auf die Kämpfe der Nationen auszuüben. 

Das Reich zeigte also hippokratische Züge und war fürder 
nicht mehr Träger auch nur eines der Grundgedanken, die 
die Epoche beherrschen sollten. Das Haus Habsburg wechselte 
die Rolle. Während die Kriege gegen die Türken und die Er- 
oberung Ungarns es von den rein deutschen Fragen loslösten 
und seinen Schwerpunkt nach dem Orient verschoben — seine 
auch heute noch lange nicht vollendete welthistorische Auf- 
gabe bezeichnend —, glitt die Hegemonie in der katholischen 
Welt, die es bis dahin ausgeübt hatte, nach Frankreich hinüber, 
also daß sich das Rassenprinzip des Romanentums dem reli- 
giösen des Katholizismus zugesellte. Dieser Vorgang fiel zu- 
sammen — nicht ohne Kausalnexus — mit einer staatlichen 
Entwicklung Frankreichs, die es zu einer gewaltigen poli- 
tischen und militärischen Macht hatte werden lassen. Das 
System der Präponderanz einer Macht, auf dem die Politik 
Europas seit zweitausend Jahren beruht hatte, war damit 
aufgegeben. Und da Frankreich seine Bundesgenossen — 
Türken, Magyaren, Polen — im Rücken des Konkurrenten 
suchte, wurden die Staaten Europas genötigt, sich so zu 
gruppieren, daß ein Gegengewicht sich bildete: so entstand das 
System des europäischen Gleichgewichts. 

Unter Cromwell erschien auch England in der großen 
europäischen Politik. Eine protestantische Weltpolitik lag in 
seiner Absicht, als Antwort auf Philipps II. Traum von einer 


1) Der syntaktische Chiasmus ist absichtlich gewählt; in jenem 
dominierte das konfessionelle, in diesem das ethnische Prinzip. 
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katholischen Universalmonarchie, der die Armada gebar und 
mit ihr zerstob. Als nun die Restauration der Stuarts den 
Plan zerstörte und der Ehrgeiz Karls II. England den 
Aspirationen des Bourbonischen Königtums dienstbar machte!), 
sah sich Europa noch einmal in der Entwicklung seiner reli- 
giösen, bürgerlichen und nationalen Freiheit bedroht. Zehn 
Jahre lang lag dieser Alp auf dem germanischen Europa, und 
erst die Besteigung des Thrones von St. James durch den 
Oranier befreite es davon. 

Frankreichs Politik, positiv und praktisch, stützte sich 
auf ein Heer und einen Verwaltungsapparat, wie ihn in solcher 
Vollendung und einheitlicher Organisation kein anderer Staat 
besaß, und, außer dem Römerreich, kaum ein anderer je be- 
sessenhatte. Dasgab der auswärtigen Politik einemächtige Stütze, 
der wirtschaftlichen Entwicklung einen starken Ansporn; und 
die solidarischen Wechselbeziehungen zwischen auswärtiger 
Politik und Handelspolitik trugen die besten Früchte. Um 
nur ein Beispiel zu nennen: Frankreich beteiligte sich in keiner 
Weise am Türkenkrieg, der den übrigen Teil des Kontinents 
beschäftigte; aber es benützte ihn, um ein gut Teil des levan- 
tinischen Handels an sich zu ziehen. 

Handelspolitische Gründe waren es ebenso wie macht- 
politische, die Frankreich veranlaßten, im Nordosten Europas 
Fuß zu fassen, indem es seine Operationen auf Polen lenkte. 
Bekam es dieses in seine Hand, so eröffneten sich die besten 
Aussichten für eine expansive Weltpolitik: eine Zweignieder- 
lassung im Rücken Deutschlands, von der.aus man Österreich 
und den Orient ebensogut bedrohen konnte, wie Rußland und 
die nordischen Reiche; dazu die Möglichkeit, in den Kampf 
um die Vorherrschaft auf der Ostsee aktiv einzugreifen. 

Natürlich, daß die bedrohten Mächte ihre Hauptaufgabe 
darin sahen, diesen gegen das mühsam hergestellte Gleichge- 
wicht geführten Stoß zu parieren: weitsichtige Staatsmänner — 
so viel oder wenig es deren gab — trafen Vorsichtsmaßregeln. 

So kam es, daß Polen der Brennpunkt der Politik fast 
aller europäischen Kabinette wurde und der Gegenstand 


1) Durch den Geheimvertrag von Dover, Mai 1670. 
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heftigster diplomatischer Kämpfe. Nur ein Land nahm 
keinen tätigen Anteil an diesen Kämpfen und trug in keiner 
Weise zur Lösung der darum schwebenden Fragen bei: Polen 
selbst. 

Immer geschoben, gestoßen, geschleppt, allen Begehrlich- 
keiten sich preisgebend, war es nur der Spielball der fremd- 
ländischen Diplomatien. Der König war ohnmächtig, der Adel 
in so viel Parteien zerfallen, als zahlungsfähige Vertreter fremder 
Mächte in Warschau residierten; selbst wenn es eine polnische 
Politik gegeben hätte, es hätte ihr das Organ gefehlt. In dieser 
Paralyse des nationalen Lebens der einst großen Nation zeigen 
sich nur wenig lichte Momente, und nach jeder Konvulsion 
der noch immer kräftigen Glieder verschärfen sich die hippo- 
kratischen Züge: Polen war der kranke Mann jener Epoche !). 

Sein Verhältnis zu den nordischen und östlichen Nachbarn 
hatte sich mit dem Westfälischen Frieden geändert. Schweden 
war als Großmacht daraus hervorgegangen, als Faktor in der 
europäischen Politik. Aber seine Größe war künstlich und 
beruhte mehr auf der abenteuernden Tatkraft seiner Herrscher, 
als auf der wirklichen Kraft der Nation; die Größe der Armee 
stand zu der letzteren in keinem gesunden Verhältnis. Um 
die Armee zu beschäftigen und zu ernähren, brauchte Schweden 
den Krieg. In der Person seines Königs Karl Gustav 
besaß es einen kühnen Feldherrn — exaltiert, toll, aber genial 
als Stratege. Er stürzte sich auf Polen, das sicher den be- 
quemsten Gegner abgab. 

Hier regierte — wenn man es so nennen will — der König 
Johann Casimir. Abgelebt, weichlich, feige und bizarr schwankte 
erbeständig zwischen asketischenNeigungen,wollüstigenAnwand- 
lungen und ehrgeizigen Träumen. Sein Griesgram und Eigensinn 
schuf überall Schwierigkeiten, ohne daß er sie auf andere Art 
zu lösen versuchte, als durch Wallfahrt zu diesen oder jenen 
Reliquien. Der Adel haßte ihn, und immer neue miBliebige 
Eheprojekte und Erbfolgepläne hielten dies Gefühl lebendig. 
Sein Protest gegen Karl Gustavs Regierungsantritt gab den 
gesuchten Vorwand zum Kriege. Die schwedische Armee 


1) „Il est de nous comme d’un Malade....“ ‚Observations‘ des 
Exkönigs Stanislaus Leszczynski, 1749, S. VII. 
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nahm Polen ein, fast ohne Widerstand zu finden: die meisten 
Adligen, getreu ihren Traditionen, verrieten das Vaterland, 
um sich Sondervorteile zu sichern. Der König floh nach Oppeln, 
und die Großen des Landes, an der Spitze der Großhetman 
Potocki mit dem Heer von 11 000 Mann, das er noch hatte, 
huldigten Karl Gustav und schwuren den Treueid. 

Polen schien verloren !). Aber die Lage veränderte sich. 
Die schwedische Armee war siegreich, aber zu klein, um eine 
effektive Beherrschung des Landes zu vermögen, dessen unge- 
heure Ausdehnung dem Verkehr und der Verpflegung unüber- 
windliche Schwierigkeiten bot. Mangel, Krankheiten und Er- 
schöpfung schwächten das Heer; zahlreiche Söldner, die darin 
dienten, neigten zu Ungehorsam und Meuterei. Auf polnischer 
Seite hingegen vollzog sich ein Umschwung zum Besseren, der 
mehr der Wankelmütigkeit als dem Patriotismus entsprang. 
Der Adel, der auf die Freigebigkeit der Schweden gerechnet 
hatte, fand sich enttäuscht; rasch benutzte der Klerus diese 
Stimmung, um eine katholische Reaktion gegen die protestan- 
tischen Eroberer anzufachen. Karl Gustav wagte dagegen 
einen Gewaltstreich: er ließ die Freiheit der Bauern erklären. 
Mag er nun beabsichtigt haben, eine soziale Revolution zu 
entfesseln oder nur die untersten Schichten des Volkes mit dem 
freiheitlichen Geist des Protestantismus zu beleben: für keins 
von beiden zeigte sich der unterdrückte, elende Bauernstand 
reif. Revolutionen müssen von innen kommen, und die Saat 
des tiefen Gedankeninhalts des Protestantismus gedeiht nur 
auf wohlvorbereitetem Kulturboden. Die Bauern versagten 
völlig, und die katholische Priesterherrschaft hielt die stumpfen 
Geister leicht danieder. Im Adel aber erwachte der Patriotismus, 
und der Mai 1656 sah einen Heerhaufen von 100 000 Mann 
zum Entsatz auf Warschau marschieren. 

In diesem kritischen Augenblick erschien eine neue Per- 
sönlichkeit auf dem Plan, die außerordentlichste und bedeu- 
tendste des ganzen Jahrhunderts: der Große Kurfürst rückte 
gegen Polen. 

Friedrich Wilhelm, Kurfürst von Brandenburg, hatte bei 


1) „Ich sehe für den König keine Rettung, wo Gott nicht ins Mittel 
tritt.“ (Bericht des Brandenburgischen Gesandten von Ende 1656.) 
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seinem Regierungsantritt eine schwierige Lage vorgefunden. 
Seine Besitzungen an der Westgrenze des Reiches setzten ihn 
allen Intrigen und Gefahren aus, die aus der Nachbarschaft 
Frankreichs und der Seemächte entstehen mußten. Auf der 
anderen Seite zog ihn sein Herzogtum Preußen, das noch 
unter polnischer Oberhoheit stand, in die Wirrsale der diplo- 
matischen und militärischen Kämpfe, die sich um die Vorherr- 
schaft auf der Ostsee abspielten. Eine Politik des genialsten 
Lavierens begann: ein zielbewußter scheinbarer Zickzackkurs, 
dessen meisterhafte Führung erst aus der Ferne ersichtlich 
wird. 

Um sich auf der einen Seite Luft zu schaffen, schloß er 
im Februar 1656 eine Defensivallianz mit Frankreich, der ein 
Vertrag mit den Generalstaaten der Niederlande vorausging. 
Dieser Vertrag berührte bereits die baltische Frage insofern, 
als Schweden diese Entente zwischen einem tatsächlichen 
Feind und einem möglichen Gegner mit Mißtrauen sah. Im 
Norden war die Lage des Kurfürsten bedenklich. Zu schwach, 
sie von Anfang an aus eigener Kraft zu beherrschen, mußte 
er lavieren zwischen den beiden Mächten, die ihn zu zermalmen 
drohten: Schweden und Polen. Wie gesagt, war es eine außer- 
ordentlich komplizierte und subtile Politik, die hieraus folgte: 
eine Politik, die man schwankend und schwach nennen könnte, 
wenn nicht von Anfang an die großen Linien und Ziele erkenn- 
bar wären, nach denen sie sich bewegte: sich demjenigen 
notwendig machen, der gerade am meisten zu fürchten war, 
und seine Hilfe möglichst teuer verkaufen; als Ziele die Un- 
abhängigkeit des Herzogtums Preußen und die Aufrichtung 
einer norddeutschen Großmacht. 

Der Kurfürst versuchte zuerst Preußen vor der schwe- 
dischen Umklammerung dadurch zu schützen, daß er dessen 
Verteidigung gemeinschaftlich mit dem polnischen Preußen 
organisierte (Vertrag von Rimek). Aber bald sah er, daß 
Polen zu schwach sei, als daß er im Bunde mit ihm einen ernsten 
Konflikt mit Schweden riskieren konnte. Er mußte also mit 
Schweden gehen. Geschickt aber wählte er den Augenblick 
des Übergangs und bot seine Hilfe erst dann an, als Schweden 
wegen der polnischen Erhebung im Winter 1655/56 gezwungen 
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war, einen Preis dafür zu bezahlen: in den Konventionen von 
Königsberg (17. Januar 1656) und Marienburg (25. Juni 1656) 
trat er auf Schwedens Seite, das ihm seinerseits wertvolle Vor- 
teile für das Herzogtum Preußen einräumte. 

So kam es, daß die wiedererstandene polnische Armee im 
Sommer 1656 sich zwei Gegnern gegenüberfand, die nicht ver- 
fehlten, ihrem alten Kriegsruhm Ehre zu machen: Ende Juli 
schlugen die 18 000 Brandenburger und Schweden die 100 000 
Polen vor Warschau. Es war die späte Revanche für Tannen- 
berg. Die Waffentat war glorreich, aber die Früchte blieben 
aus 1). Wie im Jahre vorher, war die Lage der siegreichen 
Armee eine schwierige. Auf diese weiche Masse eines unorgani- 
sierten Volkes machten Schläge keinen Eindruck. Ein Sieg 
war wie ein Degenstoß in einen Sandhaufen; das Loch schloß 
sich beim Herausziehen. Es gab weder ein Heer zu schlagen, 
noch eine Regierung zum Verhandelm Guerillakrieg überall, 
bedrohte Verbindungslinien, geringste Verpflegungsmöglich- 
keiten machten die Lage der Armee gefahrvoll. So gefahrvoll, 
daß Schweden sich die weitere Unterstützung durch den Kur- 
fürsten in einem Vertrage sicherte, der diesem einen großen 
Gewinn brachte und so zu beiderseitigem Vorteil diente: im 
Vertrag von .‚Labiau (20. November 1656) garantierte Schweden 
den souveränen Besitz am Herzogtum Preußen. 

In der politischen Lage hatte sich inzwischen eine bedeut- 
same Wandlung vollzogen, die am 1. Dezember ihren äußeren 
Ausdruck fand: Kaiser Ferdinand ward Polens Alliierter. Der 
Wiener Hof hatte endlich seine zaghafte und unentschiedene 
Politik aufgegeben und griff in den Werdegang der Dinge ein. 
Es war der Einfluß Fr. von Lisolas, des Kaiserlichen Botschafters 
in Polen, eines der geschicktesten Diplomaten jener Epoche, 
der den Kaiser zu dieser Wendung gebracht hatte. Mißtrauen 
gegen Frankreich lag dem Entschluß zugrunde; die Türkennot 
beschleunigte ihn, die drohende Haltung Schwedens brachte 
ihn zur Reife. Vielleicht, daß auch die stille Hoffnung, eines 
Tags die Krone Polens für das Erzhaus zu gewinnen, nicht 


1) „Minor victoriae fructus quam pro gloria fuit.‘ (Pufendorf, 
Historia Sueciae.) 
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ganz unbeteiligt daran war. Jedenfalls entsprang er tieferen 
Gründen, als einer persönlichen Stimmung Kaiser Ferdinands. 
Als dieser am 2. April 1657 die Augen schloß, ratifizierte sein 
Nachfolger in Österreich, Leopold, am 27. Mai den Bündnis- 
vertrag. Eine zweite ungeahnte Erleichterung kam für Polen 
von einer anderen Seite: Dänemark erklärte Krieg an Schweden, 
und Karl Gustav sah sich gezwungen, seine Streitmacht eiligst 
aus Polen zurückzuziehen und nach Norden zu werfen, wo ihr 
glänzende militärische Erfolge beschieden sein sollten. Und 
um das Maß des Glückes voll zu machen, führte diese Gestaltung 
der Dinge den Polen einen neuen Verbündeten zu: der Kurfürst 
von Brandenburg ging über Stag und stellte sich auf ihre 
Seite. 

Es war mehr als eine kalte Realpolitik, die diese Wendung 
herbeiführte, die zunächst diktiert war von richtig erkannter 
eiserner Notwendigkeit.. Schweden war nicht mehr zu fürchten 
und als Freund nicht mehr in der Lage zu helfen. Da es seine 
Armee aus Polen zurückgezogen hatte, wäre der Kurfürst 
allein der Rache Johann Casimirs ausgesetzt geblieben, der 
sich auf das österreichische Bündnis stützte und dessen 
Armee sich erholt hatte. Schon die Gefahr einer polnischen 
Invasion hätte den Kurfürsten zu seiner Wendung bestimmen 
können. 

Die Stellung auf seiten Polens bedeutete und bezweckte 
Wiederannäherung an das Haus Habsburg, die durch das 1658 
gegebene Versprechen besiegelt wurde, Leopold zum Kaiser 
zu wählen. Nicht nur Rücksichten auf persönlichen Nutzen 
bestimmten diese Politik, sondern zugleich der Wille, die 
Interessen des Deutschtums und des Reiches zu fördern. Durch 
seine Stimme bewahrte Friedrich Wilhelm das Reich vor der 
unmittelbaren Gefahr der Wahl Ludwigs XIV. oder eines seinem 
Interessenkreis angehörigen Fürsten zum Deutschen Kaiser. 

Es war ein Triumph seiner Diplomatie, daß er, indem er 
seine Lande vor unmittelbarer Gefahr schützte und der deutschen 
Sache einen Dienst leistete, damit zugleich ohne Opfer das 
langersehnte Ziel erreichte: die Souveränität über Preußen. 
Was er dafür aufgab, waren einige eroberte polnische Pala- 
tinate, deren Wert mehr als zweifelhaft schien. Es war der 
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Vertrag von Wehlau (19. September 1657), der die Allianz 
mit Polen aussprach und das souveräne Preußen schuf 1). 

Wie sehr diese neue Konstellation im deutschen Interesse 
lag, erwies sich alsbald dadurch, daB Ludwig XIV. sie scheelen 
Auges ansah. Ihm mußte daran liegen, daß Polen nirgends 
anders Hilfe fand, als bei Frankreich. Als die neuen Alliierten 
Sehweden geschlagen hatten, soweit es der sehr empfindliche 
Mangel einer deutschen Flotte zuließ, legte sich Frankreich ins 
Mittel, und die üblen bons offices seiner Vertreter in Oliva 
nahmen dem Brandenburger die eroberten Odermündungen 
und verhinderten die Schwächung des alten Freundes Schweden. 
Immerhin waren die Erfolge von 1660 wertvoll und für Polen 
günstig. Es behielt Westpreußen und Kurland; sein alter Feind 
Schweden fand ein Gegengewicht in Dänemark und sein deutscher 
Verbündeter hatte sich eine vorherrschende Stellung in Nord- 
deutschland und an der Ostsee erworben. Und wenn die Ost- 
seefrage noch nicht gelöst war, so war sie geklärt, vereinfacht 
und der Lösung näher gerückt worden. 

Wenn so Polens Nord- und Westgrenzen stetig bedroht 
waren, so sah es sich im Süden und Osten nicht weniger An- 
griffen ausgesetzt. 

Noch hatte die Macht, die sich hinter all den sich stetig 
wandelnden Machtverhältnissen an der Ostsee erheben sollte, 
ihren Eintritt ins europäische Konzert nicht erkämpft, und 
abermals hatte sie der Frieden von Oliva von der Ostsee ab- 
geschlossen. Aber um so öfter hatten russische Armeen bei 
jeder sich bietenden Gelegenheit polnisches Gebiet über- 
schwemmt und gebrandschatzt, mehr von allgemeinem Ex- 
pansionsbedürfnis getrieben und geleitet, als von zielbewußter 
Politik. Kosaken hatten 1649 sogar Krakau besetzt und waren 
nur mit Mühe und unter dem Versprechen einer Tributzahlung 
entfernt worden. 1656, als die schwedische Armee das Land 
eingenommen hatte, operierten darin auch moskowitische 
Truppen, ohne Zusammenhang mit den Schweden, und diese 
eher mißtrauisch beobachtend. Sieben Jahre später konnte 
der Großfeldherr Sobieski das Land nur durch eine lange Gue- 


1) „Jure supremi dominii cum summa atque absoluta potestate.“ 
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rilla vor einer russisch-tatarischen Invasion schützen und den 
Feind schließlich nur dadurch zum Abzug bewegen, daß er 
Geiseln in den Händen der Führer ließ. Aber schon 1669, 
während des unruhigsten Interregnums, bedrohten 200 000 
Mann moskowitischer Truppen ernstlich die Grenzen. Es lag 
zwischen beiden Völkern latent eine Rassenfeindschaft vor, 
die sich mit dem südöstlichen Nachbar seit langem akut äußerte: 
die Türken waren Polens eigentliche Erbfeinde. Um 1670 
aber begannen sie dem Bestande des Reiches unmittelbar 
gefährlich zu werden: sie gewannen überall Boden, und die 
große polnische Armee lief angesichts des Feindes auseinander 
und schrie Verrat, anstatt sich zu schlagen. Der Verlust von 
Kamienec schlug dem Nationalstolz eine tiefere Wunde als alle 
Nackenschläge der euröpäischen Politik. Nur mit Mühe ver- 
mochte Sobieski das Land gegen die türkische Invasion zu 
verteidigen, bis endlich der Offensiystoß auf die Belagerer von 
Wien die polnischen Grenzen von dem hundertjährigen Druck 
dauernd befreite. 


II. Die innere politische Lage bis zum Tode 
| Sobieskis. 


Man sollte meinen, die dauernde Gefahr der äußeren 
politischen Lage und der ständige Druck auf alle Grenzen 
hätten bewirkt, daß die Nation im Innern ihre Kräfte zusammen- 
faßte. Im Gegenteil: die innere Zersetzung der Nation machte 
reißende Fortschritte; die Gefahr hatte sie nicht aufgehalten, 
und die zufällige Erleichterung der äußeren Lage, wie sie die 
europäischen Geschehnisse nach der Mitte des Jahrhunderts 
gebracht hatten, beschleunigte sie. 

Es ist bekannt, daß die mißbräuchliche Ausübung des 
Liberum Veto und des Rechts der Konföderation, d. h. der 
bewaffneten Revolte einer Minderheit, die Funktionen der 
Staatsorgane mehr und mehr unmöglich gemacht hatte. Dazu 
kam, daß der König Johann Casimir ganz unfähig war, auch 
nur einigermaßen die Parteien zu beherrschen und die Ordnung 
aufrecht zu erhalten. Schon zu seinen Lebzeiten beschäftigte die 
Frage seiner Nachfolge daher nicht nur die Polen, sondern 
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auch die europäischen Kabinette. Allen voran versuchte 
Frankreich, mit Hilfe der Königin Louise Marie, die bereits 
Witwe zweier Könige von Polen war, zum zweiten Mal einen 
französischen Prinzen auf Polens Thron zu setzen. Auch hier, 
wie seinerzeit im Reiche, war es der Kurfürst von Brandenburg, 
der es verhinderte: in einem Vertrag mit Ludwig XIV.!) ver- 
pflichtete er diesen, auf den polnischen Thron zu verzichten 
gegen Überlassung seiner Rechte in den Niederlanden ?). Es 
war Zeit. Kurz darauf wurde der Thron frei: Johann Casimir, 
der Letzte vom Geschlechte der Wasa und der Jagellonen, zog 
sich nach Frankreich zurück, wo ihm Ludwig XIV. 150 000 
Franken Rente und mehrere Abteien zur Verfügung stellte, 
und heiratete eine Wäscherin °). 

Eine bewegte Wahlzeit folgte. Zwei ernste Kandidaten 
standen sich schließlich gegenüber: Herzog Karl von Lothringen 
und der Herzog von Pfalz- Neuburg. Dieser wurde vom 
Kaiser, von Brandenburg, von Frankreich *), Schweden und 
Sachsen gestützt; das wog schwer; er galt für unermeßlich 
reich und versprach goldene Berge: das wog schwerer. Jener 
hatte außer einer schönen Erscheinung wenig in die Wagschale 
zu werfen; auch keine andere einflußreiche Verwandtschaft 
als angeblich 300 Heilige unter seinen Vorfahren, was die 
Jesuiten zu seinen Gunsten geltend machten. 


— 


ı) Vom 15. Dezember 1667, mit dem Botschafter Milet in Berlin 
geschlossen. 

2) Obwohl Lehnsträger der Krone Polens, hatte der Kurfürst von 
Brandenburg früher keine Stimme bei der Königswahl gehabt. Ein Ver- 
such, sie zu erzwingen, scheiterte (1632). ,,In his comitiis Elector Branden- 
burgiensis, qua dux Prussiae, per legatum quaestus quod praeteritus, 
postulavit ut ad electionem accesseretur: quod ipsi autoritati perpetuae 
consuetudinis negatum fuit.“ (Lengnich, Historiae Poloniae Amplior 
Tractatio, cap. IV S.1.) 

3) Marie Mignot aus Grenoble, Witwe des Hausmeisters des Hospitals 
von St. Germain des Près, wo Casimir residierte. 

4) Offiziell. Der französische Botschafter aber hatte Auftrag, da- 
neben heimlich eine Kandidatur des Prinzen von Condé zu begünstigen, 
die auch von vielen Polen unterstützt wurde. Vgl. „Instructions“ a. a. O. 
und das ,,Mémoire du Roy au Sieur Evêque de Béziers Retournent en 
Pologne“ vom 15. Oktober 1665. Recueil S. 89 ff. 
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Die Wahlkampagne war lebhaft. Die Parteien lieferten 
sich Schlachten; man schoß in den Versammlungen, schon in 
der ersten Konvention gab es zwei Tote, und jede Nacht Mord 
und Totschlag. Schließlich bemerkte der Palatin von Kalisch, 
Opalinski, sehr richtig, es sei zwecklos, sich gegenseitig umzu- 
bringen zugunsten zweier fremder Prinzen, die man nicht 
einmal je gesehen hatte. Das schlug durch. Des langen 
Haders müde, einigte man sich auf einen KompromiBkandi- 
daten; aus dem Kloster, wo er sich aus Angst vor dem Schießen 
versteckt hatte, holte man einen armen, gänzlich unbekannten 
Edelmann hervor, der angeblich von den Piasten abstammte: 
Michael Wiśniowiecki. Man zwang den Primas mit vorge- 
haltenen Pistolen, ihn zum König auszurufen. Kaiser Leopold 
aber gab, um seinen Einfluß zu festigen, diesem jämmerlichsten 
aller ephemeren Zaunkönige seine Schwester Eleonore zur Ge- 
mahlin. Er war unmöglich. Man beschloß, ihn davonzujagen, 
und verhandelte darüber mit dem Kaiserlichen Schwager. 
Dieser machte keine Schwierigkeiten; er verlangte nur, daß die 
Ehe des Königs wegen Impotenz geschieden und ein neuer 
König gewählt würde, der seine Schwester heiraten könne. In- 
zwischen starb König Michael, mit oder ohne Nachhilfe, „après 
quatre ans de règne ou plutôt d’agitation, de fletrissures, de 
troubles et d’horreurs‘“ !). | 

Dem Wunsche des Kaisers gemäß sollte der neue Kandidat 
für Thron und Ehebett Junggeselle, potent und weder Fran- 
zose noch Protestant sein. Sechs Kandidaten meldeten sich 
und boten zwischen 3 und 15 Millionen Taler für die Krone. 
Der Kandidat des Kaisers war diesmal Karl von Lothringen. 
Aber keiner von allen wurde bekannt und beliebt; und noch 
einmal schob man die Fremden beiseite zugunsten eines Ein- 
geborenen: in einem lichten Augenblick wählte die Nation 
einen braven, tüchtigen Mann zum König: Johann Sobieski, 
Großfeldherrn der Krone. 

Seit 25 Jahren erfüllte der Ruhm seiner Kriegstaten die 
Welt. Er besaß mehr als sein Feldherrngenie: eine Herrscher- 


1) L'abbé Coyer, Histoire de Jean Sobieski, Roy de Pologne. Var- 
sovie 1761, S. 432. 
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natur von ruhiger Kraft, Macht über die Menschen, außer- 
ordentliche Rednergewalt; ehrlich und vornehm im Grunde 
seines Wesens, hatte er sich allen Intrigen gegenüber zu halten 
vermocht, die Neider und Hasser gegen ihn zu zetteln nicht 
aufgehört hatten. 


Jahre der Ruhe und des Gedeihens folgten seinem Re- 
gierungsantritt. Aber nach der Großtat von Wien sank seine 
überanstrengte Energie zusammen, und die Macht entglitt 
den Händen des alternden und kränklichen Königs. Eine 
Schwäche hatte er immer gehabt; der Mann, der ein Männer- 
beherrscher par excellence war, stand selbst unter der Herrschaft 
einer Frau: der Königin Marysienka. 


Alle Pacta Conventa enthielten gleichmäßig eine Be- 
stimmung: „Regina nunquam se immiscebit in negotia aulae, 
nec alia foemina“ 1). Nicht immer wurde dieser Artikel wörtlich 
genommen. Erst waren es die Reginae, die sich oft einmischten; 
unter den fremden Königen kamen dann auch aliae foeminae 
an die Reihe. Schon unter Johann Casimir spielte die Königin 
Louise Marie, eine Gonzaga, eine bedeutsame Rolle. Sie war es, 
die durch ihren Geist und Charme nicht nur eine persönliche 
Freundschaft, sondern auch das politische Bündnis mit dem 
Großen Kurfürsten geschlossen hatte. Mehrere Jahre hindurch 
hat der große Mann mit ihr in regem Briefwechsel gestanden. 
Sie war es auch, die später das Organ der französischen Aspi- 
rationen wurde. Die Rolle der Königin Eleanor, der Schwester 
des Kaisers, mit ihren Ehewirrnissen ist oben erwähnt worden. 
Von größter Bedeutung aber wurde Sobieskis Gemahlin, die 
Königin Marie Casimira, eine Französin von Geburt ?), be- 
sonders als dem alternden Gatten die Zügel der Regierung ent- 
glitten. Sie beherrschte den König fast vollkommen. Aber nicht 
nur durch ihn machte sich ihr Einfluß geltend; auch hinter 
seinem Rücken, gegen seine Absichten und seinen Willen, 


1) Z. B. Art. II der P. C. August II. 

3) Tochter des Marquis d’Arquyan. So wenigstens unterzeichnet 
ihr Vater in den zahlreichen Briefen an Polignac, die mit dessen Papieren 
von den Sachsen beschlagnahmt wurden und im Dresdner Archiv ruhen. 
Ludwig XIV., in zwei ebenfalls dort befindlichen Briefen, schreibt Arquein. 
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ließ sie ihre von Ehrgeiz und Leidenschaft eingegebenen In- 
trigen spielen, die dem Reich verderblich werden sollten. 


Marysienka war mit außerordentlichen Gaben ausgestattet 
und von Jugend auf in der Hofintrige geschult. Ehrgeizig, 
sinnlich und leidenschaftlich, stark aber bizarr, heftig und unge- 
zügelt, ermangelte sie ruhiger Beharrlichkeit und war stets 
plötzlichen Sinneswendungen und Kollapsen ausgesetzt. Sie 
war die Witwe des Palatins von Sandomir, Zamoyski, und 
Hofdame!) der Königin Marie Louise, als Sobieski ,,persuadé 
que la faveur aide le mérite“ ?) sie im Jahre 1665 zunächst 
heimlich heiratete. Die Königin hatte diese Heirat gestiftet 3). 
Die große Bedeutung, die Sobieski gewinnen mußte, voraus- 
sehend, wollte sie ihn unter französischen Einfluß bringen. 
Ihr Plan gelang vollständig. Als ihr Gatte den Thron bestiegen 
hatte, ließ sich der Einfluß der einstigen Hofdame alsbald 
spüren. Am 11. Juni 1675 schloß Sobieski einen geheimen 
Bündnisvertrag mit Ludwig XIV., der ihn verpflichtete, sofort 
nach Beendigung des Türkenkriegs gegen Brandenburg zu 
marschieren, um Preußen zurückzuerobern 4). Frankreich 
suchte Alliierte. Wie jetzt Polen, hatte es schon Schweden 
gewonnen, das sich durch den Vertrag von Stockholm (14. April 
1672) verpflichtet hatte, 16 000 Mann gegen jeden deutschen 
Fürsten marschieren zu lassen, der den Holländern zu Hilfe käme. 


Ehe aber der casus foederis gegeben war, geschah etwas, 
das die euröpäische Lage veränderte. Der Große Kurfürst 
ging zu Frankreich über. Von Feinden umdrängt und von den 
Alliierten im Stich gelassen, tief verletzt durch die Verträge 
von Nymwegen und St. Germain (5. Februar und 29. Juni 
1679), blieb dem Realpolitiker keine Wahl, und der kühne 
Entschluß hat sich im Verlauf der Dinge als weitsichtig und 


1) Nach verbreiteter Ansicht der Zeit auch natürliche Tochter 
der Königin, da diese sie als vierjähriges Kind mit nach Polen genommen 
hatte, als sie zur Hochzeit mit König Ladislaus reiste. 

2) Coyer a. a. O., S. 222. 

3) Der Schwiegervater, dem man erst die vollendete Tatsache mit- 
teilte, schrieb einen sehr entrüsteten Brief. Coyer a. a. O., S. 222. 

t) Den Text des Vertrages s. Mörner, Staatsverträge, S. 701 ff. 
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nützlich erwiesen. Die „Engere Allianz“ vom 25. Oktober 
1679 begründete „une amitié sincère et parfaite intelligence“ 
zwischen ihm und Ludwig XIV. Unter den Versprechungen, 
die er dem neuen Allierten gab, befand sich auch die, seinen 
Einfluß geltend zu machen zur Sicherung der Nachfolge des 
Sohnes Sobieskis auf den Thron Polens. 

Es schien somit, als sei der französische Einfluß in Polen 
fester begründet als je, als ein Zwischenfall ihn ernstlich ge- 
fährdete. 

Die Belagerung Wiens durch die Türken bedrohte ganz 
Europa mit unmittelbarer Gefahr. Wie erwähnt, war es allein 
Frankreich, welches den Feind der Christenheit gern sah, weil 
er die Streitkräfte des Reiches beschäftigte und vom Rhein 
abzog. Stets hatte daher auch die französische Diplomatie 
sich alle Mühe gegeben, die 1657 geschlossene Alianz zwischen 
Polen und dem Kaiser zu stören und Polen zu verhindern, 
dem Kaiser gegen beider alten Erbfeind zu Hilfe zu kommen. 
Diesmal aber gelang es ihr nicht. Die österreichische Diplomatie 
trug in Warschau den Sieg davon: Sobieski schloß einen Ver- 
trag mit dem Kaiser, in dem er sich verpflichtete, selbst 40 000 
Mann auf den Kriegsschauplatz zu führen. Starken Einfluß 
hatte hierbei die päpstliche Diplomatie zugunsten der öster- 
reichischen ausgeübt. Im Vatikan stand man sehr schlecht 
mit Frankreich und war über die der Christenheit drohende 
Gefahr in schwerer Besorgnis!). So kam es, daß Innocenz XI. 
die Bemühungen des österreichischen Agenten in Warschau 
mit aller Macht unterstützte. | 

Was beiden in die Hände arbeitete, war aber ein letztes 
nationales Erwachen des alten kriegerischen Hasses gegen den 
Erbfeind. Der Held von Chodzim, der Ruhm und Glück im 
Kampfe gegen die Türkei erobert hatte, stand auf gegen die 
frankophilen Intrigen seiner Gemahlin. 

Der Pariser Hof war enttäuscht. Ludwig XIV. versuchte 
einen anderen Plan. Er bot dem Reich einen Waffenstillstand 
an und versprach sogar Hilfe gegen die Türken, knüpite aber 


1) „Non potrebbemo difendere Roma, se Vienna si perdesse‘‘ schrieb 
der Nuntius Buonaviti in einem Bericht. 
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Bedingungen daran, die ihm ungefähr alles auslieferten, was 
für Frankreich noch irgendwo zu holen war. Kurfürst Friedrich 
Wilhelm unterstützte den Plan und verweigerte dem Kaiser 
Hilfstruppen, wenn er ihn nicht annähme. Gewiß war es nicht 
blinde Gefolgschaft Frankreichs, die ihn dazu veranlaßte!). 
Er hielt wohl für Deutschland ein Ende der ewigen Kriege, die 
es aufrührten, für vorteilhafte Und schließlich schickte er 
doch dem König von Polen 1200 Reiter, die der deutschen 
Sache dienen sollten. 

Der Kaiser war weise genug, auf Ludwigs Vorschlag nicht 
einzugehen. Wien ward mit Hilfe der Polen und vor allem durch 
die glänzenden Waffentaten des Kurfürsten von Sachsen und 
seiner Armee entsetzt; Polen und Sachsen machten in der 
ruhmreichen Schlacht am Kahlenberge zum erstenmal eine 
Bekanntschaft, die alsbald recht nahe werden sollte. Zum 
letztenmal aber zeigte sich hier auch der glänzende Krieger- 
geist der Polen im hellsten Lichte, und es ist eine seltsame 
Ironie der Geschichte, daß die Kultur Westeuropas mit durch 
die letzte Waffentat einer sterbenden Nation gerettet worden ist. 

Der französische Einfluß gewann aber trotz allem alsbald 
wieder die Oberhand am Hofe von Warschau. Sobieski hatte 
seine letzte Energie verbraucht. Müde und krank kam er heim, 
schwächer gegen die Intrigen einer Frau als gegen die Janit- 
scharen Kara Mustaphas. In Polen hatte man den geringen 
Dank vom Hause Österreich, den Polens Waffentat fand, übel 
vermerkt; eine starke Partei, die Sapieha und Jablonowski 
an der Spitze, arbeitete gegen das österreichische Bündnis. 
Frankreich hatte zu erhöhter Bemühung um die Neigung Polens 
um so mehr Grund, als die jüngsten Veränderungen in der poli- 
tischen Lage Europas ihm wenig förderlich waren. 1681 hatten 
der Kaiser, Österreich, Spanien, Holland und Schweden einen 
geheimen Bund geschlossen zur Aufrechterhaltung des Friedens 
von Nymwegen. Nach dem „Mirakel von Wien“ gab die Gründung 


1) Erdmannsdörffer, Prutz a. a. O., O. Klopp („Das Jahr 1683‘) 
gehen scharf mit ihm ins Gericht. Droysen (III. 3. 507) nimmt edlere 
Gründe an. Der einzig Wissende, Pufendorf (XVIII, $ 96), schweigt 
fast ganz darüber. 
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der Heiligen Liga durch Kaiser, Papst, Polen und Venedig 
dem Krieg gegen die Türken neue Kraft und eine solide Basis. 
Frankreich, das einzig an den Lorbeeren der Türkenbesiegung 
keinen Teil hatte, verlor dadurch nicht nur sein Prestige, son- 
dern auch seinen besten Alliierten, die Türkengefahr. In 
Deutschland mehrten sich beunruhigende Zeichen des Wieder- 
erwachens von deutschem und protestantischem Gefühl: 1686 
(am 9. Juli) enstand die Liga von Augsburg, der der Herzog 
von Savoyen beitrat. Kritisch aber wurde Frankreichs Lage, 
als der Große Kurfürst infolge der Aufhebung des Edikts von 
Nantes sein Bündnis mit Frankreich zerbrach und die große 
deutsche und protestantische Politik ins Werk zu setzen be- 
gann, die Ziel und Krönung dieser gewaltigen Lebensarbeit 
sein sollte. 

Der große Augenblick, der diese Wendung sah, bezeichnet 
auch den Beginn des Niedergangs der Allmacht Frankreichs, 
die gerade damals ihren Höhepunkt erreicht hatte. Er bezeichnet 
zugleich den Beginn des unaufhaltsamen Aufsteigens des Hauses 
Brandenburg, zu dessen Vorbereitung die gewundene Politik 
des Kurfürsten gedient hatte, und das es an die Spitze der 
germanischen Völker führen mußte. 

Das arbitrium rerum in Europa schickte sich an, aus einer 
Hand in eine andere überzugehen. Überall organisierte sich 
der Widerstand gegen Frankreichs unerträgliche Übergriffe. 
Die Niederlande, das durch den Oranier von den Stuarts 
befreite England, Spanien, der Heilige Stuhl schlossen sich 
gegen die französische Expansion zusammen. Außer dem 
Großtürken blieb Frankreich kein möglicher Bundesgenosse als 
Polen, und mit äußerster Kraft mußte es versuchen, sich an 
der Weichsel einen Stützpunkt zu schaffen. Mit äußerster 
Kraft auch mußten seine Gegner versuchen, ihm diesen streitig 
zu machen — daher die europäische Bedeutung der Kämpfe 
um die Krone Polens, die sich nun vor unsern Augen abspielen 
werden. 

Wie schon erwähnt, war das einzige Land, das keine 
ausgesprochene Polenpolitik hatte, Polen selbst. Schon waren 
die zentripetalen Kräfte, die die große schwammige Masse 
zusammenhielten, schwächer und schwächer geworden. Die 

Zeitschrift f. osteurop. Geschichte. II. 39 


498 R. Scheller-Steinwartz, 


Gravitation der kraftvolleren Staatsgebilde, die es umgaben, 
mußte früher oder später zu einer ZerreiBung des Gebietes 
führen, das kaum noch durch nationale und sicher nicht durch 
staatliche Einheit zusammengehalten wurde. Die Zersetzung 
im Innern, die Zerstörung der zentripetalen Kräfte, machte 
durch die mit den Königswahlen verbundenen Unruhen reißende 
Fortschritte. 

Der alternde Sobieski, mit dem politischen Zwiespalt im 
eigenen Hause, konnte den Zusammenhalt nicht mehr schaffen. 

Persönlich hielt er am österreichischen Bündnis gegen die 
Türken fest; Mißtrauen erfüllte ihn gegen die allzu stürmischen 
Werbungen der Franzosen, die er fürchtete, et dona ferentes. 
Außerdem hoffte er mit Hilfe des Kaisers seinem ältesten 
Sohn Jakob die Nachfolge zu sichern; denn dessen Gattin, 
eine Prinzessin von der Pfalz-Neuburg, war des Kaisers Schwä- 
gerin 1). Aber die Königin Marysienka, durch und durch 
französisch gesinnt, wollte die Thronfolge einem ihrer jüngeren 
Söhne sichern. Ihr Schwager, der Marquis de Béthune, außer- 
ordentlicher Gesandter Frankreichs in Polen, sekundierte ihr 
dabei ebenso energisch wie geschickt. Im Einverständnis mit 
der Königin, aber ohne Vorwissen des Königs, hatte er 1691 
einen polnisch-französischen Vertrag entworfen. Dieses sehr 
merkwürdige Dokument ?) sieht folgende Bestimmungen vor: 
Durch Vermittlung des französischen Botschafters in Kon- 
stantinopel sollte ein Separatfrieden geschlossen werden zwischen 
Polen und der Türkei. Polen sollte sich verpflichten, weder dem 
Kaiser noch dem Kurfürsten von Brandenburg Hilfe zu leisten; 
es sollte diesen letzteren bei dem Reichstag verklagen, eine 
Armee an der brandenburgischen Grenze mobilisieren und ver- 


1) Frankreich hatte diese Heirat zu verhindern gesucht; „le mariage 
S'étant conclu malgrès les oppositions que j’y avois apportées“ schreibt 
der französische Botschafter Béthune (L’Information de l'Estat où j'ai 
laissé les Affaires de Pologne, 1691). 

2) Es findet sich in den Papieren des Abbé de Polignac und seiner 
Vorgänger, die von den Sachsen in Oliva weggenommen wurden und jetzt 
im Dresdener Archiv aufbewahrt sind. (M. W. nicht herausgegeben.) 
Waliszewski, ,,Marysienka‘ a.a.O., erwähnt 8.340 ganz allgemein 
Böthunes Pläne. 
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suchen, Preußen zurückzuerobern. Alle wichtigen Staatsämter 
sollten mit franzosenfreundlichen Männern besetzt werden 
und die polnischen Kardinäle bei dem nächsten Konklave für 
den französischen Kandidaten stimmen. Dagegen verpflichtete 
sich der König von Frankreich, in Polen die Wahl eines dem 
König angenehmen Nachfolgers durchzusetzen, Polen gegen 
jeden Feind zu verteidigen und jährlich 150 000 Franken aus- 
zugeben zur Gewinnung des polnischen Adels. Béthune war 
aber zu weit gegangen und mag unvorsichtig gewesen sein. 
Der Geheimagent des Kaisers, der Beichtvater des Königs 
Pater Vota S. J., bekam Wind von der Sache; er erreichte, 
daß BethunesStellung unhaltbar und er nach Stockholm versetzt 
wurde. Sein Nachfolger, der Sieur Vidame d’Esneval, erhielt von 
König Ludwig eine Instruktion, die als ein Meisterstück ränke- 
voller und gewissenloser Diplomatie geltenkannt). Der Botschafter 
sollte die Ratifikation des oben erwähnten Vertrages durchsetzen 
und alles aufbieten, um Polen vom Kaiser loszulösen, damit die 
Türken diesem gegenüber in die Übermacht kämen und Vorteile 
gewännen. Der Rex Christianissimus wünschte und förderte den 
Sieg der Osmanen, den er für die Sicherheit seiner Untertanen 
und der christlichen Kirche für nötig hielt?). König Ludwig, der 
seine Leute kannte, empfahl dem Botschafter dringend, der 
Königin den Hof zu machen, die kleinen Geschenke nicht zu 
sparen und den König bei guter Laune zu erhalten, indem er 
ihn im Spiel gewinnen ließ. D’Esneval scheint trop de zöle 
gezeigt zu haben. Die schlaue Königin merkte das und erhöhte 
ihre Preise: sie verlangte noch eine jährliche Subsidie von 
300 000 Franken zur Bestechung des Adels und ein hübsches 
Perlenhalsband im Werte von 30 000 Franken für sich. König 
Ludwig ging auf alles ein; er unterzeichnete den Vertrag vom 
9. November, erklärte aber, keinen Pfennig herzugeben, ehe 
nicht der Friede Polens mit den Türken geschlossen sei. 


1) „Mémoire du Roy pour service d’instruction au Sieur Vidame 
d’Esneval, en allant au Pologne en qualit& d’ambassadeur ordinaire de 
S. M.“ vom 12. April 1692. Recueil l. c. S. 116. 

2) Als im Jahre 1694 ein allgemeiner Friede mit den Türken im 
Werke war, erklärte der französische Kardinal Forbin dies für „un grand 
malheur pour nous et pour la religion catholique“. 
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In diesem Stadium des Dramas trat ein bedeutsamer 
Wechsel in der Rollenverteilung ein; d’Esneval starb plötzlich 
in Grodno!) und an seine Stelle trat eine außerordentliche 
Persönlichkeit, der Protagonist im fürderen Spiele; der Abbe 
de Polignac. 

Der Abbé de Polignac war noch nicht 32 Jahre alt, als er 
(1693) zum ordentlichen Botschafter Frankreichs in Polen 
ernannt wurde. Er hatte einen glänzenden Befähigungsnach- 
weis geliefert gelegentlich der Wahl Alexanders VIII. zum 
Papst, bei welcher sein Geschick und der Einfluß seiner ge- 
winnenden Persönlichkeit sich überraschend gezeigt hatte. 
Geistvoll als Causeur, Weltmann von literarischem Geschmack 
und tiefer aber nicht aufdringlicher Bildung, verbarg er ein 
vulkanisches Temperament unter glatten Formen und liebens- 
würdigen Wesen. Der eigentümliche Magnetismus seiner Per- 
sönlichkeit stellte alte Päpste ebenso unter seinen Zauber, wie 
Weiber jeder Klasse und Damen jeden Alters ?). 

Kein Wunder, daß ein solcher Damenheld, getreu der In- 
struktion seines Königs an den Vorgänger, alsbald die Gunst 
der Königin Marysienka eroberte; wie weit er sich hierbei 
für Gehorsam und Pflichteifer aufopferte — denn die Königin 
war weder jung noch schön —, steht nicht aktenmäßig fest. 
Man hielt ihn für den Geliebten der Königin: die geradezu 
wilde Eifersucht, mit welcher diese eine Frau von Bielinska 
wegen des Abbes verfolgte und die rein weiblich, gar nicht 
diplomatisch war, spricht nicht dagegen. Sicher ist, daß die 
Königin vollständig unter seinem Einfluß stand #). 

Der König führte das Dasein eines Sonderlings. Nach 


ee 


1) Am 15. Februar 1693. 

2) „Le jeune Abbé est un séducteur“ hatte Alexander VIII. ge- 
außert; Ludwig XIV. selbst bewunderte ihn; Madame de Sévigné, in 
einem Brief an Coulanges (vom 18. März 1690), nennt ihn den angenehmsten 
Geist der Welt; der Hofklatsch sagte noch dem 45jährigen intime Be- 
ziehungen zu der ganz jungen Herzogin von Burgund nach. (St. Simon 
und de Vogue, le Duc de Bourgogne.) 

3) „Il était de tous les conseils secrets; on l’eut pris pour le premier 
Ministre de Pologne.“ (Coyer a. a. O., III, S. 264), s. a. Topin a. a. O., 
S.56 und Helbig S. 396. 
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seinem letzten ruhmlosen Feldzug hatte er sich in das Schloß 
zu Willanow zurückgezogen. Dort lebte er procul negotiis, 
so müde des politischen Treibens, daß er sich ins Gebüsch 
versteckte, um einer Audienz zu entgehen. Nur wenig Menschen 
waren um ihn: der Jude Betsal, ein Finanzmann und Groß- 
spekulant in Domanialgütern, und der bereits genannte Pater 
Vota, von dem man behauptete, er schliefe selbst auf dem 
Boden zu Füßen von des Königs Bette, um sein Beichtkind 
sicherer zu hüten ?). 

Pater Vota arbeitete mit Mitteln, die denen Polignacs 
entgegengesetzt waren: immer im Schatten, verborgen und 
beharrlich minierend, glitt er lautlos durch die Scharen der 
geräuschvollen Intriganten, wußte aber alles, was vorging, 
und hatte bereits bedeutende Erfolge erzielt. Er war es, wie 
erwähnt, der die Versetzung Bethunes durchgesetzt hatte, 
indem er ihn mit seinem königlichen Schwager entzweite. Als 
Gcheimagent des Kaisers war er zweifellos der gefährlichste 
Gegner, den Polignac vorfand. Wo kam er her, wem diente er 
in letzter Linie? Er war Piemontese ?), und seiner Ergebenheit 
an das Haus Habsburg lag sicher weder Patriotismus noch 
Herzensgüte zugrunde. Der Kardinal de Janson-Forbin, Ver- 
treter Frankreichs in Rom und früherer Botschafter in Polen, 
nennt ihn „fourbe, malin, menteur“, tut ihm aber die Ehre an, 
ihn als „den größten und grausamsten Feind Frankreichs“ zu 
bezeichnen ?). | 

Das Verhältnis zwischen den Königlichen Ehegatten war 
durch diese entgegengesetzte politische Beeinflussung ebenso 
wie durch die Verschiedenheit der Naturen und Interessen 
ganz schlecht geworden. Wenn Marysienka früher den König 
beherrscht hatte, so mußte sie nun ihre immer eigennützigeren 
ehrgeizigen Pläne auf eigene Faust verfolgen. Sobieski war 
eine Ruine, aber er blieb der ehrliche und vornehm denkende 
Edelmann, der mit Ekel die niedrigen Ränke sah, die schon bei 
seinen Lebzeiten um die curée sich abspielten. Marysienka 


1) Vgl. K. Waliszewski, Marysienka, Reine de Pologne, S. 342. 

3) Dies geht aus einem Brief Augusts II. an den Papst aus dem 
Jahre 1715 hervor. (Konzept im Archiv zu Dresden.) 

3) Vgl. Helbig a. a. O. S. 388. 
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dagegen lebte und webte in gewagten Intrigen. Ihre Sucht 
nach Macht, Vergnügen und Gewinn nahm immer häßlichere 
Formen an. Sie heimste für sich und ihre Familie ein, was sie 
nur irgend ergattern konnte: Geld, französische Abteien, 
Schmuckstücke, Adelstitel, Plünderungsgüter, Kriegsbeuten. 
Ihr immer unleidlicher gewordenes Temperament aber schuf 
ihr allenthalben Feinde!), und ihre Erfolge wurden immer 
geringer. 

Ihr ältester Sohn Jakob, ein überall mißliebiger Tunicht- 
gut, erschien wenig geeignet, den Gedanken der erblichen 
Thronfolge populär zu machen. Die Mutter war ihm feindlich 
gesinnt und arbeitete zugunsten ihrer jüngeren Söhne, von 
denen sie besonders Alexander — wahrscheinlich ein Sohn 
Jablonowskis — leidenschaftlich liebte; ihr, der leidenschaft- 
lichen Franzosenfreundin, war der älteste Sohn schon wegen 
seiner verwandtschaftlichen und politischen Verbindung mit 
Österreich verhaßt. Als sie aber die Stellung des Ältesten 
schließlich ganz unmöglich gemacht hatte, setzte sie sich plötz- 
lich für ihn ein: nicht aus mütterlicher Liebe, sondern weil 
sie sich von Frankreich getäuscht sah und des Kaisers Kan- 
didaten unterstützen wollte. Frivol klingt in diesem Zusammen- 
hang ihre Erklärung: „Il faut être sa mère pour pouvoir lui 
pardonner tous ses défauts", mit der sie den erstaunten Vor- 
würfen ihrer Parteigänger begegnete. Sie hatte insofern recht, 
als gewiß niemand anders dem Prinzen seine Fehler verzieh 
und sein Ruf auch außerhalb des Landes übel war. Kurfürst 
Friedrich III. von Brandenburg nennt ihn heimtückisch und 
eigensinnig ?), und auch an dem verwandten Wiener Hofe hatte 
er keine Freunde. Die jüngeren Söhne Alexander (genannt 


1) Ludwig XIV. hatte frühzeitig einen Hauch ihres Geistes ver- 
spürt; er schreibt in einem eigenhändigen Briefe vom 17. Juli 1669 an 
M. de Bouzy: „Je vous avoue que la manière d’agir de la Grande Maré- 
chale (Marie Sobiesky), qui est née ma sujette et qui m’a très-fort tenu 
le pied sur la gorge, et toutes ses indiscrètes, imprudentes et audacieuses 
expressions, me sont demeurées dans l’esprit et dans le cœur.“ 

2) „Bey dem prinz Jacob würde die Republic Unseres Ermessens 
nicht so woll fahren, wegen seiner opiniatren und vindicativen humeur.“ 
(Instruktion an den Gesandten Hoverbeck, d. d. Coelln 6./16. Oktober 
1696.) 
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 Fanfanie) und Konstantin waren leidlich gute, etwas verzogene 
Jungen !), die in Paris Kokotten und reichen Partien nach- 
liefen und für die politischen Aspirationen der Mutter wenig 
Sinn hatten ?). 

Der polnische Adel zeigte keine Neigung, einem der drei 
Söhne die Nachfolge zu sichern. Grundsätzlich war er gegen 
jeden Schein von Erbmonarchie, und praktisch bot keiner der 
Prinzen besondere Vorteile, ja die Aussicht auf eine weitere 
Regierung der Königin Mutter schreckte ab. 

Im übrigen aber waren die Sympathien der tonangebenden 
Großen geteilt. 

Die Sapieha, die der antifranzösischen Partei angehörten, 
boten Polignac an, zu ihm überzugehen gegen Zahlung von 
400 000 Franken: Polignac lehnte auf Rat des Kardinals de 
Janson-Forbin ab, der ihn darauf hinwies, sie würden sich, 
wenn das Geld ausbezahlt wäre, sofort dem Kaiser zum Kauf 
anbieten. Sie blieben also bei ihrer Opposition gegen Frankreich 
und die Königin. Die Lubomirski hingegen hatten ihren Einfluß 
an Frankreich verkauft?). Die übrigen hatten keine bestimmte 
Politik. Die Magnaten mißgönnten sich gegenseitig die Königs- 
krone; der kleine Adel fürchtete den großen. Alle brauchten 
sie Geld. Der Gedanke, die Königswahl zu benutzen, um Polens 
auswärtige Politik und Stellung im Rate der Völker zu be- 
festigen, kam niemandem. 

Die österreichische Partei gewann einen Vorteil: die 
Tochter des Königs heiratete den Kurfürsten Max Emanuel 
von Bayern, Witwer von des Kaisers Tochter Maria Antonia. 
Polignac versuchte sofort, den Kurfürsten für die französische 
Partei zu gewinnen, indem er ihm durch den Bischof von 
Plock den Beistand Ludwigs XIV. bei seinen Aspirationen 
auf den spanischen Thron versprach. Max Emanuel mißtraute 
mit Recht der Großmut des Sonnenkönigs und lehnte ab. 


1) Ein Bericht Polignacs an Ludwig XIV. schildert Alexander als 
still und nachdenklich. 

2) Ihr Begleiter Sapieha war „retenu par une maladie de galanterie‘ 
(Brief vom 22. Februar 1692). 

3) In der von den Sachsen beschlagnahmten Korrespondenz Polignacs 
finden sich zahlreiche Mahnbriefe dieser Familie wegen Bezahlung. 
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Die österreichische und die französische Partei hielten sich 
ungefähr die Wage. | 

So standen die Dinge, als am 17. Juni 1696 König Johann 
Sobieski die Augen schloß. Mit dem Sonnenuntergang des 
Fronleichnamstages, am Jahrestage seiner Geburt und seiner 
Wahl zum König, endete dies Leben, dessen Inhalt gewesen 
war: „allen Menschen Dienste zu leisten, aber Lohn nur von 
Gott zu erwarten‘ !). 

Solange man auch das Ereignis im voraus hatte diskon- 
tieren können, es kam für Frankreich doch unerwartet. 

Trotz des höchsten äußeren Glanzes war Frankreichs Lage 
und Zustand noch ungünstiger als vor 10 Jahren. Seine Hilfs- 
mittel näherten sich der Erschöpfung. Unausgesetztes Kriegs- 
führen hatte erschreckende Mengen von Menschen und Geld 
verschlungen. Schwerste politische Fehler schufen immer neue 
Sorgen. Anstatt mit aller Macht die Thronbesteigung des 
Oraniers zu hindern, hatte man Deutschland 1688 den sinn- 
losen und brutalen Krieg aufgenôtigt. Es kam hinzu, daß 
die Krankheit Karls II. die Frage der spanischen Erbfolge 
akut machte. Daher war um so notwendiger, den Kaiser mit 
einer Diversion nach Nordosten bedrohen zu können. Hierzu 
genügte es nicht, ein politisches Bündnis mit Polen zustande 
zu bringen; bloße Allianzen hatten sich als ebenso unsicher 
erwiesen wie Familienverbindungen, deren Einfluß nur zu leicht 
neutralisiert wurde. Um in Polen festen Fuß zu fassen, mußte 
eine französische Dynastie dort errichtet werden. 

Frankreichs Diplomatie, die in Warschau an dieser Auf- 
gabe arbeitete, ermangelte weder des überlegenen Geschicks, 
noch der beharrlichen Betriebsamkeit. Wenn sie dennoch 
scheiterte, so zeigt dies, daß weder der Geist der Instruktionen, 
noch die Gewandtheit der Organe die diplomatischen Erfolge 
im Ausland allein herbeiführt. Es ist die innere Kraft der Nation, 
die Lebensenergie ihrer Zentralorgane, die ihre entferntesten 
Glieder mit der Kraft zum Erfolge durchdringt und über den 
Sıeg entscheidet. 


1) Brief Sobieskis aus dem Lager an die Königin vom 18. September 
1683. 
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HI. Das Interregnum. 


Der Thronkandidaten, die zur Nachfolge Sobieskis sich 
erboten oder angeboten wurden, waren viele, und es dauerte 
einige Zeit, bis sich die stärksten Interessengegensätze um 
einzelne wenige Persönlichkeiten kristallisierten. 

Ludwig XIV. hatte zunächst beabsichtigt, den vertriebenen 
Jakob IT. für den Verlust der englischen Königskrone mit der 
polnischen zu entschädigen. Aber der Exkönig lehnte ab, wohl 
weil er nicht durch Annahme der neuen Kandidatur die Ver- 
zichtleistung auf den englischen Thron erklären wollte. Die 
dem französischen Botschafter am 26. Juli durch den König 
gegebene Instruktion !) gibt folgende Liste der französischen 
Kandidaten: in erster Linie die jüngeren Söhne des verstorbenen 
Königs; in zweiter den künftigen Gatten der Königin-Witwe, 
als welchen man ihren alten Geliebten, den Großfeldherrn 
Stanislaus Jablonowski, ansah: diese jedoch nur unter der Be- 
dingung, daß die Königin-Witwe Frankreich ganz ergeben 
bliebe und sich nicht mit ihrem ältesten Sohn Jakob aus- 
söhnte, der als österreichischer Kandidat ausschied. In dritter 
Linie stellte er drei französische Prinzen zur Auswahl, den 
Prinzen von Condé, den Herzog von Bourbon und den Prinzen 
von Conti. 

Merkwürdigerweise war die Anregung zu dieser letzteren 
Kandidatur 25 Jahre vorher von Sobieski selbst ausgegangen. 
Der damalige Krongroßfeldherr, der die Entthronung des 
unfähigen Wisnowiecki beabsichtigte, bat 1672 König Lud- 
wig XIV.?), er möge ihnen entweder Turenne oder Conde 
oder einen noch im Kindesalter stehenden Conti unter Turennes 
Vormundschaft zum König geben. Die beiden großen Feldherren 
waren jetzt tot, Conti erwachsen; Ludwig XIV. mag sich aber 
jetzt der Sobieskischen Anregung erinnert haben °). 

Polignac, der Lage und Persönlichkeiten genauer kannte 
und schärfer beurteilte als der Hof von Versailles, nahm die 


1) Recueil des Instructions donnees aux Ambassadeurs de France 
en Pologne, par L. Faryes, S. 244. 

2) Brief vom 14. Juli 1672. 

3) Topin a. a. O., S. 64. 
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ganze Liste nicht allzu ernst. Kaum hatte er bemerkt, daß die 
Königin keine Popularität mehr besaß, als er sich von ihr 
abwandte. Zunächst heimlich, indem er sie noch immer an 
seinen Beistand glauben ließ. Als sie aber den doppelten Betrug 
ihres Bundesgenossen und Geliebten entdeckte, wurden die 
Feindseligkeiten von beiden Seiten offen und erbarmungslos 
geführt. Für Polignac war von der ganzen Liste nur Conti 
als Kandidat möglich. Er war dem Namen nach in Polen daher 
bekannt, daß er sich im Türkenkrieg der Kaiserlichen Armee 
hatte attachieren lassen; bei Nerwinden hatte er sich mili- 
tärisch ausgezeichnet. Er war dem großen Condé, seinem Oheim, 
ähnlich, nur liebenswürdiger. Da er außerdem für sehr reich 
galt, war er der einzige der drei Kandidaten, der unter den 
Polen einigermaßen populär gemacht werden konnte. Es ist 
sogar nicht unwahrscheinlich, daß auch jetzt wieder die Idee 
seiner Kandidatur überhaupt von polnischer Seite aus beim 
König angeregt worden war!). Jedenfalls bestimmte Polignac 
den König, einzig die Kandidatur Contis aufrecht zu erhalten, 
und in einem an den Bischof von Cujavien gerichteten und 
in 4000 Exemplaren im Lande verbreiteten Brief erklärte er 
Conti ohne Vorbehalt als offiziellen Kandidaten Frankreichs. 

Er trat dann unausgesetzt bei den Polen mit glänzendster 
Beredsamkeit und allen Mitteln einer klugen Dialektik für seine 
Wahl ein. Nur eines fehlte: der ernste Wille Contis selbst. 
Der verwöhnte Prinz gab sich zu dem Abenteuer nur höchst 
widerstrebend her. Eine Liebschaft?) und die Behaglichkeit 
eines glänzenden Lebens hielten ihn in Paris zurück. Er tat 
selber alles, um seine eigene Wahl zu erschweren. 

Das Wiener Kabinett, zögernd wie immer und vielleicht 
über die Lage in Warschau nur mangelhaft unterrichtet, unter- 
stützte in erster Linie Jakob Sobieski; in zweiter den Schwager 
des Kaisers, Karl von Pfalz-Neuburg; in dritter den Herzog 


1) „Les principaux chefs des différentes factions qui partagent le 
royaume parurent se porter eux-mêmes à désirer M. de Conti pour roi.“ 
(Mémoire pour servir d’Instruction au Sieur de Forval allant en Pologne, 
Recueil S. 235 al. 4.) 

3) Mit der PrinzeB von Bourbon, legitimierter Tochter Ludwigs 
XIV. und der Frau von Montespan. Vgl. Topin a. a. O., S. 86. 
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von Lothringen, Sohn der Schwester des Kaisers, die in 
erster Ehe dem König Michael Wisniowiecki vermählt ge- 
wesen war. Die Auswahl war keine glückliche. Jakob Sobieski 
war verhaßt und völlig aussichtslos. Der Herzog von Neuburg 
war arm. Der von Lothringen unbekannt und ohne jeden An- 
hang. Von allen Submittenten hatte der Kaiser das am 
schwächsten assortierte Lager. 

Die Polen selbst stellten keinen Kandidaten. 

Der Reichstag,‘ der nach des Königs Tode einberufen 
worden und wie gewöhnlich alsbald gesprengt worden war 1), 
hatte feierlich beschlossen, daß kein Pole kandidieren dürfe 2). 
Die Wahl wurde auf den 15. Mai des nächsten Jahres verlegt. 

Außer den genannten offiziellen Kandidaten der Groß- 
mächte standen zwei sozusagen neutrale Kandidaten zur Ver- 
fügung: Kurfürst Max Emanuel von Bayern und Markgraf 
Ludwig Wilhelm von Baden. Jener zog alsbald seine Kandi- 
datur zurück, da er die bedeutendere Krone von Spanien 
erstrebte. Der Markgraf von Baden aber, eine der sympathisch- 
sten Persönlichkeiten der ganzen Epoche, vereinigte in seiner 
Person alle Vorzüge und Eigenschaften, die für den Posten des 
Königs von Polen notwendig waren. Wenn anders persönliche 
Geeignetheit entscheidend gewesen wäre, hätte kein Zweifel 
obwalten können, wer zu wählen war. Bezeichnend für beide 
Ludwige sagte der von Frankreich: „cette candidature est 
tellement dangereuse, parce quil n’y a absolument rien à 
redire”. 

Markgraf Ludwig hatte durch seine glänzenden Türken- 
feldzüge europäischen Ruhm gewonnen: Polen und die ganze 
Christenheit konnten von ihm Befreiung von dem Alp er- 
warten, der sie fortgesetzt ängstete. Dazu war er Ehrenmann 
durch und durch, von schöner Erscheinung und untadeligem 
Charakter. Tatsächlich wagte sich auch von keiner Seite 


1) Ein gewisser Nuntius Horodinsky hatte — von wem ist nicht 
zu ermitteln — 600 Taler bekommen, um den Reichstag zu sprengen. 
Da keine der Parteien zur Wahl bereit war, ist die Urheberschaft der 
Sprengung gleichgültig. 

2) „Hostem patriae habendum, qui ex civibus regnum ambierit, aut 
civem in regem commendaverit.“ (Lengnich, Hist. Polon. a. a. O., I, 8. 274.) 
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offener Widerstand gegen ihn zu operieren; der Papst hoffte 
auf ihn; auch der Kaiser war ihm günstig gestimmt worden 
durch seinen Beichtvater, den Jesuiten Ederer, und den Pater 
Vota, der ihm berichtete, daß man auch in Polen die Kandi- 
datur des Markgrafen wohlwollend ansehe. Der Jude Oppen- 
heimer in Wien bot — ein vorzügliches Symptom — eine Million 
Gulden als Darlehen an für die Kosten. Nur der Markgraf 
selbst entschloß sich schwer, sich in das Abenteuer zu stürzen. 
Was ihn schließlich zur Annahme der Kandidatur bestimmte, 
war die ehrliche und kräftige Unterstützung, dıe Kurfürst 
Friedrich III. von Brandenburg ihm bot. 

Außer persönlichen Gründen waren für diesen in seiner 
Polenpolitik zwei Punkte maßgebend: er wünschte keinen 
König, der Polen zur Zweigniederlassung eines Weltreichs 
machte, sei es bourbonisch oder habsburgisch; und andererseits 
sollte ihm der neue König ein Bundesgenosse sein bei der end- 
gültigen Regelung der Ostsecfrage. Die Instruktion, die der 
Kurfürst seinem Gesandten in Polen, dem Frhrn. von Hoverbeck, 
gab !), zeichnet klar die Linien seines Gedankenganges: kein 
Kandidat, der von Österreich oder Frankreich abhängt; wünscht 
Polen einen Polen, dann allenfalls ein Piast oder einer der 
jüngeren Söhne Sobieskis, da der älteste zu schlechten Cha- 
rakters ist; will man einen fremden, dann ist Ludwig von 
Baden in jeder Hinsicht geeignet, ein Volk glücklich zu 
machen. | 

Unter all den diplomatischen Dokumenten ränkevoller, 
eigensüchtiger dynastischer Intrigen und kleinlicher Politik, 
die diese Epoche in den Archiven zurückließ, ist dieses Schrift- 
stück, das den eigenen Stil des Kurfürsten zeigt, erfreulich und 
bewunderswert: es zeigt weiten Blick, Ehrlichkeit der Ge- 
fühle und Vornehmheit der Auffassung ?). 


1) Vom 6./16. Oktober 1696. Sie ist ,,Fuchs“ gegengezeichnet. 

2) „Danhero Wir den gäntzlich versichert wehren, wan diser Prinz 
zu der Pollnischen Krohn kommen sollte, er der nation interesse gewiß 
nicht der convenienz der Kayser oder der Krohn Frankreich nachsetzen, 
sondern derselben waares beste und die retablirung ihrer alten repu- 
tation und glorie mit allem Eiffer und application suchen würde. Wir 
sagen dieses nicht dem Prinz Louis zu gefallen, welcher, wie wir hoch 
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Die Unterstützung durch den Kurfürsten war um so wert- 
voller, als eine Anzahl polnischer Magnaten diesen um Rat 
gefragt und versprochen hatte, ihm zu folgen. Der Großfeld- 
herr Casimir Sapieha erklärte, ganz Litauen werde den vom 
Kurfürsten vorgeschlagenen Kandidaten wählen, sei es wer es 
sei!). Auch die Lubomirski, Radziwill und Potocki hatten 
dem brandenburgischen Gesandten Hoverbeck versichert, daß 
er auf sie rechnen könnte. 

Es war falsches Spiel. Während die Magnaten den Mark- 
grafen Ludwig ıhrer Ergebenheit versicherten und ihn wie 
Hoverbeck in den Glauben wiegten, seine Wahl sei gesichert, 
während sie beiden ein Versprechen nach dem anderen ent- 
lockten, hatten sie sich bereits heimlich mit Polignac über die 
Wahl Contis geeinigt. Man hatte ein richtiges Budget aufge- 
stellt: 800 000 Franken für die Bestechungen; 3 Millionen für 
die Offiziere der Armee; 150 000 Taler für die drei preußischen 
Woiwoden; 6 Millionen Franken für den rückständigen Sold 
der Armee; Bezahlung der an Brandenburg geschuldeten 
Summen; endlich Zurückeroberung von Kamienec auf 
Kosten Contis Am 24. Oktober wurde all dies in einem 
formellen Vertrag festgelegt, den Polignac einerseits, ande- 
rerseits die Magnaten unterzeichneten, unter diesen der Groß- 
schatzmeister Lubomirski, Sapieha und der Kardinal-Primas 
Radziejowski. 

Die Herbeiführung dieses Vertrages war für Polignac nicht 
billig gewesen. Der Großjägermeister Potocki, der eben 
25 000 Taler von Jakob Sobieskis Seite genommen hatte, war 
mit 6000 Talern zufrieden; die anderen waren teurer. 10 000 
Taler an Sapieha, 2000 seinem Sohn; 30 000 und eine Rente 
von 3000 dem Großschatzmeister Lubomirski, 10 000 seiner 
Gattin; 20 000 seinem Bruder, dem Großmarschall; ein Ring 
im Werte von 4000 Talern der Madame Terwienska, einer 


beteuren können, Uns nicht mit einem einzigen Wordt um Unser recom- 
mandation ersucht hatte,.... sondern Wir hatten einzig und allein 
amore rei publicae et boni publici aus derselben Unsere reflexion gewonnen, 
weil Wir ihn vor den würdigsten, capablsten und anständigsten hielten, 
die Pollnische Krohn zu tragen.‘ (Instr. v. 6./16. Oktober 1696.) 

1) Bericht Hoverbecks vom 15. September 1696. 
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einflußreichen Dame; und 60000 Taler nebst einer franzö- 
sischen Abtei dem Kardinal-Primas!). 

Polignac hatte mit seinen Versprechungen aber den Mund 
zu voll genommen und erregte mit seinem Erfolge in Paris 
wenig Freude. Wie schon angedeutet, hatte König Ludwig 
in den letztvergangenen Jahren viel von seinem Glück und 
damit viel von seiner Sicherheit verloren. Er war nicht in der 
Stimmung, einer unsicheren Sache unbegrenzte Opfer zu bringen. 
Er scheute die Kosten und die Gefahr der Bloßstellung durch 
einen möglichen Mißerfolg ?). Das Versprechen des Türken- 
kriegs beunruhigte ihn besonders. Die Intrigen, die die Königin- 
Witwe Casimira in Paris durch die Marquise de Bethune gegen 
ihren Feind Polignac spann, benutzten geschickt und schürten 
diese Stimmung. Polignac fiel in Ungnade, und da man nicht 
wagte, ihn abzuberufen, schickte man den Abbé de Châteauneuf 
nach Polen, um ihn zu beobachten. Polignac aber wickelte 
den Beobachter derartig um den Finger, daß er sein ergebenster 
Freund wurde und dementsprechend nach Paris berichtete. 

Nun aber wandten sich die Magnaten, die bei dem Fran- 
zosen Geldknappheit witterten, von ihm ab und sahen, was 
sich aus dem Markgrafen von Baden etwa herausschlagen 
ließe. 

Dieser war in Warschau wenig glücklich vertreten. Auf 
Empfehlung Hoverbecks hin hatte er den Abbé Gonzel ent- 
sandt, auch Graf Gonzales genannt, eine Persönlichkeit von 
einigermaßen dunkler Herkunft und geringem Geschick, die 
nur zu leicht das Opfer des polnischen Doppelspiels wurde. 
Die Magnaten boten ihm einen Vertrag an. Ganz geheimnis- 


1) Vgl. Bastard, Negotiations de lľabbé de Polignac en Pologne, 
Auxerre 1864, S. 102 fl. 

2) Ein chiffrierter Brief des Chevalier d'Angoulême, Contis Groß- 
kämmerer und Neffe Polignacs, an diesen vom 6. Januar 1697 sagt u. a.: 
„J'espère qu’à la cour on est un peu plus calmé sur votre conduite. Vos 
ennemis sont en si grand nombre dans ce pays que vous devez observer 
particulièrement plus que jamais la dispersion d’argent“ und ein chiffrierter 
ErlaB von Pontchartrin an Polignac vom 20. Februar 1697 sagt; „L'argent 
est plus précieux que vous le pensez.... il est à désirer que vous eussiez 
fait autrement pour faire réussir avec plus sureté la grande affaire dont 
il s’agit. .... “ Beide Stücke im Königl. Sächs. Hauptstaatsarchiv. 
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voll, unter Verkleidungen, kamen in der Nacht zum 11. April 
1697 Lubomirski nebst seinem Anhang mit Gonzel und Hover- 
beck überein, daß sie die Wahl Ludwigs von Baden durchsetzen 
wollten gegen Zahlung von 200000 Talern bar!). Gonzel 
glaubte zu triumphieren; es fehlten leider nur die 200 000 Taler. 
Weder der Markgraf, noch der Kurfürst von Brandenburg 
konnten sie schaffen. In ganz Europa herrschte eine Geld- 
knappheit, die selbst die reichen Kaufherrenkreise Hollands 
und Englands traf. Das Badener Land war durch die Kriege 
ausgesogen; die böhmischen Güter trugen nur wenig; die Sold- 
zahlungen des Reiches an die Armee des Markgrafen gingen 
nur spärlich ein. Woher also die 200 000 Taler nehmen ? Ver- 
gebens versuchte der brandenburgische Minister Danckelman, 
sie in den Niederlanden zu borgen. Er wandte sich an die 
Agenten des Fürsten Odescalchi, die ihm alles versprachen, 
aber nicht zahlten ?). Oppenheimer in Wien schützte Geld- 
knappheit vor; der große Bankier Schmettau in Breslau be- 
hauptete, nur auf Anweisung des Wiener Hofes Vorschüsse 
machen zu dürfen. Beide scheinen Wind davon gehabt zu haben, 
daß der Kaiser dem Markgrafen neuerdings seine Unterstützung 
entzog: dies war kein Irrtum. Die Jesuiten Ederer und Vota 
verweigerten in letzter Zeit jeden Schritt zugunsten des Baden- 
sers; der Kaiser sei verstimmt, gaben sie an, daß der Markgraf 
ihm nicht früher von seinen Unterhandlungen Mitteilung ge- 
macht hätte 3). 

Es war ein Vorwand: der Kaiser ließ den Markgrafen fallen. 
Ohne viel Beflissenheit zu zeigen, blieb der Wiener Hof bei 
seinen alten Kandidaten: die jüngeren Söhne Sobieskis, Neu- 
burg, Lothringen. Der einzige Entschluß, den man gefaßt hatte, 


1) Bericht Gonzels vom 13. April 1697 (Archiv zu Karlsruhe). 

3) Dieser unermeßlich reiche Fürst, Neffe Innocenz’ XI., hatte 
Agenten nach Polen entsandt, um selbst seine Kandidatur vorzubereiten. 
Sie kam nie in Frage. 

3) „Es seye Eine schlechte Conduite und Politique von Ew. Hoch- 
fürstl. Durchlaucht daß Sye Irer Majestät dem Kaiser Ihre intention 
und geführte negotiation nicht eher haben wissen lassen.“ (Diarium 
des Baron Greiffen an Markgraf Ludwig vom 26. Mai 1697 [Archiv zu 
Karlsruhe]. ) 
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war, Contis Wahl zu bekämpfen. Betreffs Brandenburgs hatte 
der österreichische Botschafter in Warschau geheimen Auf- 
trag, jedes Abkommen zu verhindern, durch welches sich der 
Kurfürst etwa zu militärischen Expeditionen in Polen ver- 
pflichten könnte, damit er nicht seine Truppen von der fran- 
zösischen Grenze zurückziehe !). 

Warum aber ließ der Kaiser den Markgrafen von Branden- 
burg fallen, da seine eigenen Kandidaten doch nur geringste 
Aussicht hatten? Es will fast scheinen, als ob der Anfang 
einer gewissen Eifersucht von Wien auf Berlin sich hierbei 
fühlbar machte. Man wollte wissen ?), daß zwischen Ludwig 
und Friedrich III. von Brandenburg ein Geheimvertrag bestand, 
wonach jener sich verpflichtete, dem Kurfürsten, wenn er ihm 
zur Wahl verhülfe, Ostpreußen abtreten und ihm zum Königs- 
titel verhelfen sollte. 


IV. Die Kandıdatur des Kurfürsten von 
Sachsen. 


Die Lage der Dinge am Vorabend der Wahl wird hübsch 
gekennzeichnet durch eine Aufzeichnung von der Hand des 
österreichischen Ministers von Kinsky ?), der also schreibt: 
„Prinz Jakob halte ıch für verloren, den Prinzen von Lothringen 
in parva, den von Neuburg in nulla spe; Prinz Conti adhuc 
metuendum, den Kurfürsten von Bayern oblitum, den Mark- 
grafen von Baden non contemno sed non metuo, denn Eng- 


1) Bezeichnend für damalige Verhältnisse ist der Kreislauf, in dem 
diese geheimen Instruktionen in das Wiener Archiv zurückgelangt sind: 
sie wurden in Warschau durch Bestechung an Polignac verraten; dieser 
sandte Abschrift davon mit seinen Berichten nach Frankreich; diese 
Berichte wurden wieder durch östereichische Reiter abgefangen und 
nach Wien eingeliefert. 

2) Der Bericht Hoverbecks vom 6. April 1697 erwähnt das Gerücht. 
Deutlicher noch Baron Greiffen, Diarium an Markgraf Ludwig vom 26. Mai 
1697: „indeme schon vor 6 Monaten seye bekandt gewesen (dem Kaiser), 
daß Ew. Hochfürstl. Durchlaucht einen Tractat mit Chur-Brandenbnrg 
gemacht, daß zum Fall S. Churf. Durchlaucht Ewrer H. Durchlaucht 
zur Krohn Polen helfen werden, Sye Ihme Herrn Churfürsten das König- 
liche Preußen in die Hand spielen wollten“. 

3) Vom 4. Mai 1697. Archiv zu Wien. 
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land und Holland werden das Behörige nicht beitragen und 
dürften nudis promissis nicht zur rechten Zeit angeritten 
kommen. Ich bleibe bei meiner Meinung, glaubend, daß sors 
endlich super Piastum !) ausschlagen dürfte.‘ 

Dem Schicksal blieb dieser Notbehelf erspart; in der all- 
gemeinen Verwirrung und Verlegenheit tauchte plötzlich eine 
außerordentliche Persönlichkeit auf, die alle Berechnungen 
über den Haufen warf: August der Starke kandidierte für den 
Thron Polens. 

Friedrich August III., Kurfürst von Sachsen, war eine 
der markantesten Persönlichkeiten Europas. Übersprudelnd von 
Kraft und Temperament, liebenswürdig und wild, hatte er schon 
in früher Jugend auf Volk und Fürsten faszinierende Wirkung 
geübt. Stark und schön wie ein Herakles, aber stets mehr geneigt, 
irgendeiner Omphale die Spindel zu drehen als schwere Arbeiten 
im Dienst der Menschheit zu verrichten, müßte ihn strenges 
Urteil als einen großen Blender bezeichnen, wenn nicht hie und 
da immer wieder Anzeichen wirklich großer, aber irregeleiteter 
und ungebändigter Kraft hervorbrächen. Nur daß der Wille zur 
Macht insofern nichtecht war, als er sich mit den Äußerlichkeiten 
der Macht zufrieden gab: ‚regieren und zugleich genießen“, und 
über dem Genießen vergaß er oft des Regierens. Das Übermaß 
von Genuß und Glanz, das die animalischen und künstlerischen 
Instinkte dieses Riesentemperaments verlangten und sich 
schufen, verbrauchte die freiwerdenden Energien fast völlig; 
für Arbeit blieb nichts übrig. Dies war um so mehr zu be- 
dauern, als glänzende Anlagen vorhanden waren: rasche Kühn- 
heit im Entschluß, drängendes Draufgehen, politischer Instinkt 
und gesunder Menschenverstand verliehen ihm oft Erfolge, die 
die subtilste Diplomatie nicht errungen hätte. Aber neben der 
Fähigkeit, großangelegte Pläne zu fassen, fehlte die Stetigkeit, 
sie auszuführen: neben einer durchdringenden Verschlagenheit, 
die in Macchiavellis Geist geschult war ?), fehlte die schlichte 


1) Als Piast wurde damals allgemein jeder nationale polnische Kan- 
didat im Gegensatz zu den Ausländern bezeichnet (Topin S. 77). 

3) „Anguilla est, elabitur“, sagte von ihm Pater Wolff in Wien 
zu dem Gesandten Bartholdi (Bericht Bartholdis vom 29. Mai 1700, 
Berliner Archiv, bei Waddington S. 165). 
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Klugheit, deren Seele die Ehrlichkeit ist. Alles in allem doch 
eine gewaltige Persönlichkeit, die auch in ihren Fehlern Größe 
und Kraft nicht verleugnet. | 

Die Eigenschaften wie die Lücken seines Wesens machten 
ihn geneigt, sich in gewagte Abenteuer zu stürzen. Der Mode 
der Zeit folgend, focht er zunächst gegen die Türken. Aber 
der Türkenkrieg, den er als Oberbefehlshaber der Kaiserlichen 
Truppen 1696 mitmachte, verlief wenig befriedigend, und nach 
dem Gefecht von Temesvar, das den Krieg beendete, befand 
sich der Kurfürst in Wien in keiner angenehmen Lage. Hof 
und Armee sahen ihn scheel an, der Kaiser wünschte seine 
Entfernung aus Furcht, seine Leichtlebigkeit könnte üblen 
Einfluß auf die Wiener Gesellschaft und besonders den jungen 
König Josef ausüben. Der Kurfürst mußte sich nach ander- 
weitiger Betätigung seiner überschüssigen Kraft umsehen: da 
bot das polnische Wagnis eine willkommene Abwechselung. 
Von wem die Idee stammte, ist nicht festzustellen. Sie mag 
ihm selbst gekommen sein, denn gerade damals war die Ge- 
winnung ausländischer Kronen für deutsche Fürsten nichts 
Außergewöhnliches: Zweibrücken in Schweden, Oranien in 
England, Habsburg in Böhmen und Ungarn, Brandenburg in 
Preußen, Bayern in Spanien hatten es getan oder versucht. 
Für Sachsen lag nichts näher. Nach einigen Quellen !) wäre 
ihm der Gedanke von polnischer Seite suggeriert worden. Im 
Februar 1697 hätte der Kastellan von Culm, Johann Przeben- 
dowski, ein intriganter Streber, von dem keine Partei in Polen 
recht etwas wissen wollte, sich heimlich nach Dresden begeben 
und durch Vermittlung eines Verwandten seiner Frau, des 
Chevaliers von Flemming, dem Kurfürsten ermutigende Schil- 
derungen der Lage in Polen gemacht ?). Flemming weiß davon 
nichts. Nach anderer Lesart wäre ein Lubomirski heimlich 
zum Kurfürsten gereist. Nach einer dritten hätte der polnische 
Agent in Wien, der Abbé Berens, die Sache eingefädelt. Sicher 
ist, daß August bereits lange vorher Schritte getan hatte, um 


1) So la Bizardiere, Histoire du Cardinal de Polignac, und Bastard 
a. a. O., S. 152. 
2) Bastard a. a. O. gibt diese Annahme mit allen Einzelheiten wieder. 


Polen und die Königswahl von 1697. 516 


das Gelände zu prüfen. Eine Depesche des bereits genannten 
franzôsischen Vertreters in Rom, Kardinal de Janson-Forbin, 
an den König Ludwig vom 19. Februar 1697 meldet, daß ein 
sächsischer General von Rose sich in Rom aufhalte, um den 
Vatikan sowohl wie den französischen Kardinal zu sondieren. 
Die Ergebnisse von Roses Sendung scheinen befriedigend ge- 
wesen zu sein, denn alsbald wird er auch nach Kopenhagen 
und nach Ryswick gesandt, um mit dem französischen Bevoll- 
mächtigsten de Caillere zu verhandeln. Der Kurfürst machte 
hierbei dem König von Frankreich bereits ganz bestimmte 
Vorschläge, um ihn zur Unterstützung seiner Kandidatur zu 
bewegen. Er erbot sich, seine Truppen aus Ungarn zurück- 
zuziehen, eine sächsische Armee von 20 000 Mann dem König 
zur Verfügung zu halten, der die Hälfte der Kosten tragen 
sollte; er würde den Kaiser in Böhmen angreifen; endlich bot 
er eine allgemeine Offensiv- und Defensiv-Allianz mit Frank- 
reich an. 

Ludwig lehnte ab 1). 

Es sei zu spät, schrieb er an Caillere, um die Kandidatur 
noch aufzustellen: er habe sich für Conti festgelegt, und die 
verlangten Subsidien seien zu hoch. An den Kardinal Forbin 
in Rom schrieb er die wahren Gründe: die Anerbietungen dee 
Kurfürsten schienen ihm wenig vertrauenswürdig, und nie 
könne er einen Kandidaten unterstützen, den so vielerlei Bande 
mit Österreich verknüpften ?). 

Noch ehe aber der Kurfürst in Kenntnis von der fran- 
zösischen Ablehnung sein konnte, hatte er einen weiteren 
entscheidenden Schritt getan. 

Eines Tages, am 7./17. April erbat der Oberst eines Dra- 
gonerregiments, von Flemming, Urlaub zu einer Vergnügungs- 
reise nach Polen, um dem seltsamen Schauspiel einer Königs- 
wahl beiwohnen zu können. Zur äußersten Überraschung des 
Obersten teilte ihm der Kurfürst, nicht ohne einige Verlegenheit, 


1) Brief vom 29. April 1697 an Caillere und Brief vom 14. März 
1697 an de Janson-Forbin in Rom. 

2) Die später (7. April 1700) an Heron gegebene Instruktion erwähnt 
alle diese Verhandlungen. Recueil a. a. O., S. 248. 
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mit, daß er selbst beabsichtige, in aller Stille seine Kandidatur 
vorzubereiten und gegen Ende der Wahlkampagne überraschend 
damit hervorzutreten. Flemming sollte dafür in Polen die vor- 
bereitenden Schritte tun. | 

Der Zweck seiner Reise wurde, da in Sachsen niemand von 
dem Plan wissen sollte, ganz geschickt verschleiert: der Kur- 
fürst schlug ihm den Urlaub ab; anscheinend erst auf Ver- 
wendung einflußreicher Mitglieder des sächsischen Hofes ge- 
lang es dem Obersten, vom Kurfürsten den Urlaub zu seiner 
Vergnügungsreise zu erhalten. 

In Warschau angekommen, sucht er zunächst seinen Ver- 
wandten Przebendowski, den Kastellan von Culm, auf; nach 
Flemmings Darstellung wußte dieser noch von nichts. Wenn 
Bastard annimmt, daß Przebendowski selbst Anfang 1697 ın 
Dresden dem Kurfürsten den Gedanken suggeriert habe, und 
daß daraufhin General von Rose nach Rom entsandt worden 
sei, so steht dem m. E. die physische Unmöglichkeit entgegen: 
Kardinal Forbin berichtet am 19. Februar bereits an seinen 
König über die Verhandlungen mit General von Rose. Sollten 
die Erwägungen in Dresden, dieVorbereitungen der Entsendung 
Roses, dessen Reise im Winter nach Rom und die Verhand- 
lungen mit dem Vatikan und dem Kardinal Forbin, alles ın 
5 bis 6 Wochen haben bewerkstelligt werden können ? Flem- 
mings Darstellung ist schon deshalb glaubwürdiger, weil seine 
geheime, noch heute unveröffentlichte Aufzeichnung!) nicht 
wie die Darstellungen des wichtigtuenden, eigennützigen 
Kastellans von Culm durch Tendenz gefärbt werden konnten; 
sie erscheinen ehrlich und wahrheitsgetreu. 

Nach Flemmings Darstellung also erzählt ihm Przeben- 
dowski, daß er mit der französischen Partei sich nur liiert habe, 
um zu sehen, was vorginge; daß ihm die Kandidaten der beiden 
Großmächte ungeeignet erschienen wegen der politischen Kon- 
sequenzen ihrer Wahl; Sobieskis Sohn sei unmöglich als Mensch; 
bleibe also nur der Markgraf von Baden, der jedoch kein Geld 


1) „Memoires de ce qui s’est passe en Pologne à l’Election du Roy 
August II Electeur de Saxe en 1697“, Ecrit „par un serviteur de Fl. 
à une dame“. 
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habe, schlecht vertreten sei und die Kandidatur nicht mit der 
nötigen Energie betreibe. Der Primas, Lubomirski und Sapieha 
gingen mit Polignac, nicht aus Liebe zu Frankreich, sondern aus 
Haß gegen die Sobieskis. Diese Darstellung der Sachlage 
macht freilich den Eindruck, als habe der schlaue Kastellan von 
dem sächsischen Plan insgeheim gewußt und es darauf ange- 
legt, den Unterhändler zu dessen Bekennung und Durchführung 
zu ermutigen. Flemming teilt ihm nun die Absichten des 
Kurfürsten mit, und beide eilen zum Primas. Der hört kaum 
die Botschaft, als er die Hände zusammenschlägt und, die 
Augen gen Himmel gerichtet, ausruft; „a Deo datus!“ Sofort 
macht er die Sache des Kurfürsten zu der seinen. „Wir sind 
alle von Frankreich gekauft,“ gesteht er freimütig; „wir müßten 
also zunächst dem Botschafter Polignac seine Auslagen wieder- 
erstatten oder, noch besser, ihn selbst für uns gewinnen.“ 
Die Lubomirski und Sapieha, die Flemming sondierte, freuten 
sich der dritten zu melkenden Kuh, die da auftauchte, und 
erklärten, sie hätten sich nur widerwillig an Frankreich ange- 
schlossen und würden die Wahl des Kurfürsten gern betreiben, 
wenn er zahle. 

Polignac, den Flemming nun ins Vertrauen zog, war offen- 
bar vom Primas bereits vorbereitet worden und hatte sich über 
die zu befolgende Taktik schlüssig machen können. Er tat, 
als leuchte ihm die Absicht des Kurfürsten völlig ein und als 
sei er geneigt, die französische Unterstützung dafür zu schaffen !). 


1) Erst ein langer chiffrierter Bericht Polignacs an den König vom 
31. Mai 1697 erwähnt die Angelegenheit. Bis auf die Andeutung der 
französischen Unterstützung, die Polignac vielleicht. nur dem König ver- 
schwieg, bestätigt er die Richtigkeit der Flemmingschen Darstellung. 
Er ist interessant genug, um hier mitgeteilt zu werden: ,,Ces jours passez 
un certain chevalier Fleming envoyé secretement ici par 69 gi (?) vint 
me trouver et me rendit une lettre de son maitre dont j’envoye la copie 
à Votre Majesté. Je lui demandoit de quelle affaire il s’agissoit il ne voulu 
pas s’expliquer d’abord croyant que je deusse être aussi informé par Mons. 
456 (Janson-Forbin?) mais dans une seconde conférence il m’avoua 
franchement que cette (sic!) 69 songoit à la couronne de Pologne, qu'il 
souhaitait d’y parvenir par la protection de Votre Majesté en cas que le Mon- 
seigneur le Prince Conti ne put réussir, qu’il avait pour cela fait faire 
quelques propositions à Mons. 456 (Forbin ?) par le Baron de Rose à Rome. 
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Sehr befriedigt kehrt Flemming nach Dresden zurück: er 
überbringt seinem Herrn ein Schreiben des Primas und Polignacs, 
die die Kandidatur des Kurfürsten billigen und ihm ihre Unter- 
stützung versprechen, sobald er den Beweis des Übertritts 
zum Katholizismus geliefert hätte. 

Alle diese Verhandlungen hatten in größter Heimlichkeit 
stattgefunden. Flemming maskierte sogar geschickt seine 
vorzeitige Rückkehr nach Sachsen, indem er behauptete, zu 
seinem Regiment zurückbeordert zu sein; er zeigte überall die 
militärische Order vor und fluchte kräftig über die Willkür 
des Generals, der ihm seinen angenehmen Urlaub verdürbe. 

Als Flemming mit seiner guten Botschaft Polen verlassen 
hatte, fand er den Kurfürsten in Baden bei Wien, wo er sich 
von den Entbehrungen des Türkenkrieges ausgiebig erholte !), 

Beide machen nun dem Kaiser sowie dessen Minister 
Kinsky Mitteilung von dem Projekt. Es findet deren Billigung: 
der Kaiser hofft, wie er sagt, dadurch Contis Wahl zu ver- 
hindern, und gibt dem Obersten von Flemming unter fliegenden 
Siegel eine Instruktion mit an den österreichischen Botschafter 
in Polen, den Grafen Lamberg, Bischof von Passau, in welcher 
dieser angewiesen wird, der Kandidatur des Kurfürsten jede 
mögliche Unterstützung zuteil werden zu lassen. 


Je lui dit que cette pensée de son maître n’était pas aussi venue à ma 
connaissance et qu’elle avoit selon moi deux principales difficultéz l’une 
à cause de la religion et l’autre parcequ’il était trop tard pour y établir 
une concurrence. Sur la pre(mière ?) il me dit que son maître offroit de se 
faire catholique et sur la seconde qu’il esperoit au contraire profiter du 
débat entre les concurrents et venir à proposition sur la fin pour les mettre 
d'accord. Je lui demanday s’il avait de l’argent il me répondit que non 
mais que 69 s’accorderoit la dessus avec Votre Mé: en vertu des grands 
avantages qu'il pourroit procurer à la France en chagrinant 140 (den 
Kaiser?) du côté de la Silésie. Et il parut mesme surpris que je n’eusse 
là-dessus aucun ordre. Mr. l’abbé de Châteauneuf l’entretint avec moy. 
Dans une troisième conservation nous lui conseillämes de s'ouvrir au 453 
(Primas von Gnesen?) il la fait assez (aussi?) bien qu’à 2 ou 3 autres 
qui n'ont pas fait que (grand?) cas de sa proposition. Il est ensuite 
parti pour Vienne avec la réponse ci-jointe (ist nicht da) que je lui ay 
donné. Je suis... etc.“ 

1) Er fand ihn in dem großen Badebassin, umgeben von einem 
Schwarm schöner Frauen, die sein Bad teilten. 
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Was bewog den Kaiser zu dieser Politik ? 

Wie bereits erwähnt, wünschte man in Wien des Kur- 
fürsten Entfernung; bedeutender aber waren rein politische 
Gründe. Österreich gewann durch die Konversion des Haupt- 
hauses Sachsen; dieses wurde dadurch von den protestantischen 
norddeutschen Mächten losgelöst und für die große europäische 
Politik auf Seite Österreichs gezogen. 

Wenn man also in Wien allen Grund hatte, den Kurfürsten 
in das polnische Abenteuer zu drängen, so war man doch auch 
fest entschlossen, alles zu tun, damit es nicht gelinge. Man 
war ihm viel Geld schuldig, und sein Erfolg hätte einen Gläu- 
biger stärker gemacht. Der Kurfürst hatte, außer seinem 
Kontingent, dem Kaiser zumTürkenkriege inUngarn 10 000 Mann 
geliehen und deren Sold vorgeschoseen; für diese Summen 
waren die Herzogtümer Brieg, Wohlau und Liegnitz an Sachsen 
verpfändet: man hoffte in Wien, daß der Kurfürst sich in Polen 
in solche Schwierigkeiten verrennen werde, daß es leicht sein 
würde, ihm nicht nur diese Länder wieder abzunehmen, sondern 
auch die Lausitz, die Österreich nur ungern an Sachsen ab- 
getreten hatte ?). 

Es ist deshalb anzunehmen, daß geheime Instruktionen 
von Wien ausgegangen sind, die den dem Kurfürsten gegebenen 
Versicherungen und der seinem Agenten für den österreichischen 
Botschafter eingehändigten Instruktion entgegenliefen. Jeden- 
falls hat der österreichische Vertreter in Warschau der Wahl 
des Kurfürsten entgegengearbeitet. ‚Das Land wird mit ihm 
versehen sein wie das Dorf mit dem tollen Pfaffen“, sagt Graf 
Lamberg einmal zu einigen Polen ?). Kein Pfennig ward vom 
Kaiser gezahlt, der dem Kurfürsten Millionen schuldete. Man 
wird sehen, wie im kritischen Augenblick der Wahl Lamberg 
jeden Beistand offen verweigert. 

Leider sind die Wiener Archive über diese ganze Ange- 
legenheit stumm. Es finden sich dort nur fünf Berichte von 
Lamberg ohne Bedeutung, aus denen jedoch hervorgeht, daß 
ihrer mindestens ein Dutzend vorhanden waren. Nachfor- 


1) Bastard a. a. O., Chap. XX S. 162. 
2) Flemming S. 125. 
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schungen in den Archiven der Familie Lamberg auf dem Schloß 
Steyr (seitens des Geheimrat Hassel) blieben ohne Erfolg. Es 
scheint, daß viele unbequeme Dokumente vernichtet worden sind. 
Aber auch die bereits erwähnte Unsicherheit der Beförderung 
schriftlicher Erlasse oder Berichte veranlaßte dazu, wichtige 
Dinge, eventuell durch Boten, nur mündlich zu behandeln. 
Es ist zunächst auffallend, erklärt sich aber hieraus, daß oft 
gerade in den kritischen Momenten die Botschafter ihren 
Posten verlassen und nach Hause reisen. Von Polignacs Be- 
richten wurde ein großer Teil von den Brandenburgern, Öster- 
reichern und Sachsen aufgefangen. Chiffrierung wurde zwar 
viel benutzt !), aber man kannte meistens die fremden Chiffren. 
In Polen benutzte man für die politische Privatkorrespondenz 
— die oft viel wichtiger war als die offizielle diplomatische — 
vielfach Kryptogramme, d.h. nur die Persönlichkeiten und 
Länder wurden in Schlüsselworten verborgen, gewissermaßen 
als Schäfer verkleidet, um sie unkenntlich zu machen °). 

Mag das Wiener Kabinett nun wirklich eine Politik mit 
doppeltem Boden von Anfang an gehabt haben, die Flemming- 
sche war nicht viel ehrlicher. Als dieser Mitte Juni nach War- 
schau zurückkehrte, war er überzeugt, ein erfolgreiches Doppel- 
spiel zu spielen: Österreich im Glauben zu halten, es könne 
Sachsen gegen Frankreich ausspielen, und Frankreich veran- 
laßt zu haben, Sachsen zu unterstützen, um Österreich zu 
schlagen. Nur daß ihm die Rolle des betrogenen Betrügers 
vorbehalten war, ahnte er nicht. Lamberg sowohl wie Polignac 
waren instruiert oder doch entschlossen, den Sachsen im letzten 
Augenblick fallen zu lassen. 


1) Vgl. die Korrespondenz des Duc de Bourgogne mit dem Dut 
de Beauvilliers, siehe Marquis de Voguë S. 158 und passim. 

2) Ein Beispiel aus einem Briefe der Königin Marie Louise, Gattin 
Johann Casimirs, an ihre Freunde in Chantilly vom 28. Februar 1664: 
„L’envoye de Clotilde (der Kaiser) ne s’empêche de faire paraitre son 
peu de satisfaction. Il faut qu’il y voie quelque liberté de l'Engouée 
{Ludwig XIV.) de faire les doux yeux à Valérius (Polen). Il me semble que 
Cossiopée (Prinz Conti) ne connait pas bien l'humeur de Valérius (Polen). Je 
ne peux pas m'empêcher de vous dire un procédé de Clarée (Lubomirski): 
dans le même temps qu’elle a envoyé Saturne ( ?) visiter Procris (die Königin 
selbst), elle a envoyé Huon (Radziwill) usw. usw.“ (Waliszewski S. 81.) 


ie a ein L | 
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Polignac scheint übrigens, in auffallender Verkennung der 
Verhältnisse, die Kandidatur des sächsischen Kurfürsten gar 
nicht ernst genommen !), dagegen noch bis zum letzten Augen- 
blick an eine Gefahr geglaubt zu haben, die von seiten des 
Markgrafen von Baden drohte. Daß von dieser Kandidatur 
überhaupt nicht mehr die Rede war, hielt er gerade für ein An- 
zeichen dafür, daß man damit ganz überraschend im ent- 
scheidenden Augenblick erst hervortreten wolle ?). Tatsächlich 
war der Markgraf, der weder Geld noch Agenten hatte, aus- 
geschieden aus dem Rennen, und war Kurfürst August als 
Kandidat der Mittelparteien an seine Stelle getreten. 

Was Flemmings Bemühungen förderte, war der Umstand, 
daß alle fremden Vertreter Weisung hatten oder geneigt waren, 
im Fall der Aussichtslosigkeit ihres eigenen Kandidaten jeden 
anderen als den französischen zu unterstützen. Zweifelhaft 
aber blieben zwei wichtige Mächte: der Vatikan und Branden- 
burg. 

Hoverbeck hatte seinen Kurfürsten durch Bericht vom 
17. Juni von der neuen Kandidatur unterrichtet. Am 23. weist 
ihn der Kurfürst aus Königsberg an ê), sie als nicht vorhanden 
zu betrachten. Hoverbeck aber sah klar genug, um den Um- 
ständen gemäß zu handeln: wenige Tage vor dem Beginn der 
Wahlhandlung äußerte er vor einer Gesellschaft von Polen: 
„in Gottes Namen, tut alles Mögliche, um Contis Wahl zu 
verhindern: nehmt lieber jeden anderen, den Kurfürsten von 
Sachsen, ja den Teufel selbst, wenn ihr wollt...“ 4). Der 
Kurfürst von Sachsen steht hier recht nah beim Teufel; dennoch 
erkannte Brandenburg bald, welche Vorteile ihm die Wahl 
Augusts bringen konnte. Zwar wurde Sachsen dadurch auf die 
österreichische Seite gezogen, aber es verlor dann auch das 
Präsidium des corpus evangelicorum im Reiche, das auf niemand 
anders als Brandenburg übergehen konnte. Zudem war es nicht 


1) Vgl. den S.517 Anm. 4 mitgeteilten Bericht an Ludwig XIV. 
vom 31. Mai 1697. 
2) Bericht des Abbe von Chäteauneuf an den König vom 18. Juni 
1697. 
3) Archiv zu Berlin. Waddington S. 161. 
t+) Mémoire von Flemming. 
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unerwünscht, Sachsen sich in ein Abenteuer stürzen zusehen, das 
ihm unendlich viel Kosten machen und sein Expansionsbedürfnis 
auf lange Zeit befriedigen würde. Hoverbeck zögerte somit 
nicht, Sachsen direkt zu unterstützen, sobald er sah, daß dies 
das einzige Mittel blieb, Frankreich zu schlagen. Nachträglich 
gutgeheißen wurde sein Verhalten durch eine Instruktion, die 
am 4. Juli!) an ihn erging: der Kurfürst hatte sich kaum von 
seiner Verwunderung über die Wahl Augusts erholt, als er seinen 
Gesandten anwies, sich dem Sachsen gegenüber das Verdienst 
daran zuzuschreiben, als habe er dazu beigetragen. Und dieser 
konnte es mit gutem Gewissen tun. 

Unklarer bleibt die Stellung, die der Vatikan dem Wahl- 
kampf gegenüber einnahm. Wenn Kurfürst August übertrat, 
war der Vorteil klar; andererseits war die vatikanische Politik 
mit der österreichischen eng verbunden, schon durch die Tätig- 
keit der Patres Ederer, Vota, Wolff u.a.; der Nuntius d’Avia 
in Warschau verhielt sich sehr zurückhaltend, folgte aber im 
allgemeinen der österreichischen Politik; sicher ist nur, daß 
er Augusts Wahl nicht direkt bekämpfte, und daß er nach 
erfolgter Wahl die heftigsten Vorwürfe seitens Polignacs dafür 
zu hören bekam, der ihn beschuldigte, die Sache Frankreichs 
verlassen zu haben. 

Kurfürst August hatte mittlerweile alle Anstrengungen 
gemacht, Geld zu beschaffen. An Hannover hatte er seine An- 
sprüche auf das Herzogtum Lauenburg für 500 000 Taler ver- 
kauft; für 340 000 Taler trat er an Brandenburg die Rechte 
an Quedlinburg sowie mehrere kleine Territorien ab. In Sachsen 
wurden, angeblich für den Krieg in Ungarn, außerordentliche 
Steuern erhoben. Endlich, da der Kaiser von den geschuldeten 
Millionen nichts zahlte, verpfändete der Kurfürst Silber und 
Edelsteine im Werte von über einer Million Taler bei den 
Jesuiten zu Wien, die ihre Brüder in Polen davon zu verstän- 
digen versprachen. Der Bischof von Raab, Fürst von Sachsen- 
Zeitz, gab einen Wechsel über 6000 Taler auf den Bankier 
Schmettau in Breslau. 

Als Flemming ‚wieder nach Warschau ging, begleitete ıhn 


!) Archiv zu Berlin. Waddington S. 162. 


Polen und die Königswahl von 1697. 523 


der sächsische Hofjude Wertheimer Samson mit 300 0000 Talern 
bar. Dies gab ihm einen bedeutenden Vorteil vor Polignac, 
der zunächst nur Wechsel auf Danzig mitbekommen hatte; 
denn die Königin-Witwe benutzte ihren Einfluß auf die Danziger 
Finanzleute, um die Honorierung der Wechsel zu hintertreiben, 
und wo sie doch geschah, fingen Sobieskische Reiter die Barsen- 
dungen zwischen Danzig und Warschau auf. Auch Polignac mußte 
schließlich Säcke mit Talern aus Frankreich kommen lassen. 

Flemming glaubte zunächst 200 000 Taler zu brauchen, 
um dem kleinen Adel unter die Arme zu greifen; dieMagnaten 
hatten versprochen, sich bis nach der Wahl gedulden zu wollen. 
Er war um so freigebiger in seinen Versprechungen, als er sie 
nur für den Fall einstimmiger Wahl gab und somit hoffen konnte, 
daß er sie nicht würde zu halten brauchen. Zwar war sein Bar- 
vorrat dennoch rasch erschöpft, und er selbst behauptet, im 
Besitz von 11 Briefen des Kurfürsten zu sein, in denen dieser 
umsonst verspricht, Geld zu schicken. Aber die geschickte und 
rechtzeitige Verwendung seiner Mittel sicherte dem sächsischen 
‚Agenten doch einen Vorsprung vor allen Mitbewerbern, die 
sich schon längst verausgabt hatten. 

Wichtiger als das Geld war ein anderes Erfordernis, 
weil seine Erfüllung dem ganzen polnischen Abenteuer die 
tiefstgreifenden und dauerndsten Wirkungen verleihen sollte: 
die Konversion des Kurfürsten. 

„Rex sit Romanae orthodoxae religionis“ war der erste 
Satz aller Pacta Conventa. Bereits General von Rose hatte 
daher bei seinen Verhandlungen in Rom im Februar des Jahres 
1697 die Bereitwilligkeit des Kurfürsten zum Übertritt in 
Aussicht gestellt 1) und damit dem Papst gegenüber den Plan 
des Kurfürsten besonders anziehend gemacht. Freilich hatte 
er diesem nur den Übertritt des Kurfürsten nach erfolgter 
Wahl zum König in Aussicht gestellt: dahin wenigstens lauteten 
Roses Mitteilungen an Janson-Forbin, dem er sogar eine Blanco- 
Unterschrift des Kurfürsten zeigte, welche für ein solches 
Abkommen mit dem Papst bestimmt war. 


1) Vgl. den bereits erwähnten Bericht des Kardinals de Janson- 
Forbin vom 19. Februar 1697. 
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Nach den Bastardschen Quellen !), deren Darstellung, wie 
bereits erwähnt, mit derjenigen Flemmings nicht überein- 
stimmt, wäre es Przebendowski gewesen, der bei seiner An- 
wesenheit in Dresden Anfang 1697 den Kurfürsten mit Mühe 
bewogen habe, zu dem Übertritt als einer bloßen Formsache 
sich bereit zu erklären. Er hatte zu diesem Zweck sich vor allem 
auf einen historischen Präzedenzfall gestützt; nicht den Hein- 
richs IV., dem Paris eine Messe galt, sondern den eines eigenen 
frommen Vorfahren des Kurfürsten, des Kurfürsten Johann 
Friedrich. Diesem hätte Karl V. auf dem Reichstag zu Augs- 
burg im Jahre 1530 gedroht, er werde ihn der Kurwürde ent- 
kleiden, wenn er an einem feierlichen Hochamt nicht als des 
Reiches Erzmarschall teilnehme, und daraufhin hätten die 
protestantischen Theologen, Luther einbegriffen, ihm diese 
Teilnahme gestattet. Przebendowski hätte gemeint, die säch- 
sischen Theologen würden in dem vorliegenden Fall, wo es sich 
um eine Krone handele, ebenso weitherzig sein wie ihre Vor- 
gänger ?). 

Wie dem auch sei, der Kurfürst war bereit zum Übertritt. 
Der folgenschwere EntschluB hat die verschiedensten Er- 
klärungen gefunden. Verdammt von den Einen als Ausfluß 
des krassesten politischen Opportunismus, gepriesen von An- 
deren als Sieg reinster innerer Überzeugung, wird er fast all- 
gemein als ein Beispiel angesehen, wie persönliche Willkür 
eines Einzelnen der Völker Schicksal beeinflußt. 

Nichts von alledem ist richtig. Subjektiv genommen hat 
August weder aus innerer Seelennot den Glaubensinhalt der 
römischen Kirche gesucht, noch leichtfertig aus rein prak- 
tischen Gründen die Glaubensform gewechselt wie ein Hemd. 
Und objektiv wirkten hundert Komponenten in dem Werde- 
gang der Dinge dergestalt, daß die Resultierende nach der 


1) Das Bastardsche Buch, das Erdmannsdörffer (a. a. O.) nicht 
zugänglich war, liegt mir in einem numerierten (83), mit Widmung eines 
Bastard versehenen Exemplar der ersten 200 Drucke der Originalausgabe 
von 1864 vor. 

2) Ich muß dem schlauen Polen die Verantwortung für die höchst 
unwahrscheinliche Nachricht überlassen. Es gelang mir nicht, etwas 
darüber zu finden. 
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Konversion hindrängen mußte. Die Begier nach der Krone 
von Polen mag ihr Anlaß gewesen sein; sicher war sie weder 
ihre Ursache, noch ihr Grund. 

Die Ursachen waren persönlich-seelischer, der Grund 
sachlich-geschichtlicher Natur. 

Seit früher Jugend hatte Prinz August häufigen und langen 
Aufenthalt in Italien genommen. Seine elementare Sinnlich- 
keit, sein Hang zum Romantischen und Mystischen fand 
hier passendere Nahrung als in dem kalten, überschlichten 
und eher puritanischen Zeremoniell der heimischen Predigt- 
kirchen. Er trat mit dem Papst Innocenz XII. und vielen 
katholischen geistlichen und weltlichen Würdenträgern in 
engen persönlichen Verkehr, und diese werden nicht ver- 
säumt haben, die Neigungen des jungen Fürsten in dieser 
Richtung zu kultivieren. Auf der anderen bot der damalige 
Protestantismus auch dem religiösen Bedürfnis wenig An- 
ziehendes. Von dem großen Zug nach Licht und Freiheit, 
der Seele und Kraft des echten Luthertums gewesen war, 
fand sich wenig mehr in der sächsischen Kirche. Ein starres 
Pharisäertum hatte den Geist unterdrückt und den Buch- 
staben erhoben 1). Die heftigen Fehden der protestantischen 
Sekten untereinander, die Greuel der Kryptokalvinisten- 
riecherei und das Andenken, das die letzten Schweden im 
großen Religionskrieg hinterlassen hatten, ließen die Früchte 
des evangelischen Geistes in keinem guten Licht erscheinen. 

Während aber ‚die in Erstarrung befangene lutherische 
Kirche mehr und mehr die Fähigkeit verlor, ihre Glieder mit 
der innerlichen Kraft zu erfüllen“ 2), hatte die katholische 
Religion sich im Tridentinum innerlich regeneriert und durch 


ı) Böttiger-Flathe, Sächsische Geschichte, Bd. 2 S. 305 (2. Aufl.): 
„Seitdem Kurfürst August durch den Gewaltakt von 1574 mit dem 
lebendigen Geist des Protestantismus gebrochen hatte und sich der einer 
Weiterentwicklung unfähigen Orthodoxie in die Arme geworfen hatte, 
waren er und seine Nachfolger mit erschreckender Folgerichtigkeit dem 
Ziele entgegengeführt worden, vor welchem jetzt Friedrich August stand.“ 
Dem Kurfürsten August wird hier eine Schuld zugeschoben, die vielmehr 
die lutherische Geistlichkeit trifft und deren Wurzeln bis nach Marburg 
zurückführen. 

3) Böttiger-Flathe a. a. O. 
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Einheitlichkeit der Organisation äußere Kraft gewonnen. 
Auch in den protestantischen Fürstenhäusern führte diese 
Entwicklung zu Konversionen: Braunschweig, Hessen, Pfalz, 
selbst Brandenburg hatten Konvertiten. Vom Hause Sachsen 
war Albrecht von Sachsen-Weißenfels 1695 übergetreten — 
freilich fast in extremis — und kurz vorher Christian August 
von Sachsen-Zeitz, der, kaum 30jährig, als Bischof von Raab 
am Wiener Hof eine bedeutende Rolle spielte und dort Einfluß 
auf Kurfürst August gewann. Unzweifelhaft ist es aber, daß 
auch im Hause Kursachsen seit geraumer Zeit ein Zug zum 
Katholizismus sich bemerkbar gemacht hatte. Schon 1677 
berichtet die Relation eines Jesuiten aus Dresden, daß der 
Kurfürst zur römischen Kirche neige, und daß es angebracht 
sei, geschickte Leute zu entsenden, diesen Boden zu beackern. 
Der genannte Bischof von Raab zeigte dem Vetter einen Brief 
seines Vaters Johann Georg Ill. an den Kaiser, worin dieser — 
kurz vor seinem Tode — von dem Übertritt spricht. Mag der 
Brief echt gewesen sein oder nicht: es ist kaum zweifelhaft, 
daß die Atmosphäre, in der August erwuchs, stark mit katho- 
lischen Dünsten geschwängert war. 

= Es kam hinzu, daß August eng mit dem Wiener Hofe ver- 
bunden war, dessen Luft er viel geatmet hatte, an dem er sich 
heimisch fühlte. Aber hier spiegelte die persönliche Neigung 
eine tiefer begründete Erscheinung wider: Österreichs Schwer- 
kraft zog Sachsen an, weit stärker als es annoch der nördliche 
Nachbar hätte tun können, auch wenn der schlichte, strenge, 
ernste brandenburgische Charakter dem genußfreudigen Kur- 
fürsten nicht so durchaus wesensfremd hätte sein müssen, wie 
er damals war. 

Sicher also gab es viele Gefühle, Anregungen und Erwä- 
gungen, die dem jungen Kurfürsten den Gedanken des Über- 
tritts nahelegen und den Entschluß dazu erleichtern konnten. 
Immerhin ist er nicht ohne Gewissenkämpfe dazu gelangt. 
Flemmings obenerwähntes Manuskript enthält eine bezeich- 
nende Korrektur. Als er erzählt, daß er dem Kurfürsten bei 
dessen erster Eröffnung seines Planes den Einwand des Glaubens 
gemacht habe, läßt er ihn erwidern, „daß er bereit wäre, die 
katholische Religion anzunehmen“. Vorher hatten die — nun 
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durchstrichenen — Worte dagestanden: „daß er geneigt sei, 
über das sacrificium conscientiae hinweg zu kommen“. Dies 
mögen die wirklichen Worte gewesen sein, die Flemming ver- 
änderte, um die Bedeutung des Übertrittes geringer erscheinen 
zu lassen. Im Theatrum Europäum !), dessen Darstellung 
anscheinend von Flemming stammt, heißt es: „Wegen der 
Religion wären auch schon Mittel vorhanden, daß darüber 
nicht eben einige Schwürigkeit bleiben sollte.“ 

Wie tief das religiöse Gefühl und Bedürfnis ging bei einem 
Menschen so komplexer Gemütsart wie es August der Starke 
war, vermag niemand sicher zu sagen; von der „völligen In- 
differenz des weltmännischen Freidenkers‘ ?) scheint es mir 
ebenso weit entfernt wie von einer Tiefe der Überzeugung, die 
zur Bekehrung drängte 3). Sein persönlicher Bekannter Loe 
meint, er habe nicht die Religion gewechselt, er, der noch keine 
hatte, habe eine angenommen. Ein englischer Historiker sagt: 
„ich bin nicht von den Tories zu den Whigs übergegangen, 
aber ich war, als ich die Augen über mich öffnete, ein Whig“. 
So mag August, als er die Augen über sich öffnete, wirklich ein 
Katholik gewesen sein. | 

Umstritten wie die innere ist die äußere Geschichte des 
Übertritts. 

Als Flemming Ende Juni nach Warschau zurückkehrte, 
brachte er eine Bescheinigung des genannten Bischofs von 
Raab mit, wonach Kurfürst August die Kommunion nach katho- 
lischem Ritus empfangen hatte. Die Bescheinigung enthielt 
kein Datum — oublié à la hâte, sagt Flemming — und er selbst 
erzählte in Polen, daß sie schon zwei Jahre alt sei®). Dies 
war zweifellos falsch, denn, wie oben gesagt, stellte General 


1) Fünfzehnter Teil S. 295. 

3) Erdmannsdörffer a. a. O., der dabei das treffende Wort spricht; 
„Der Geist des 18. Jahrhunderts kündigte sich in ihm an.“ (Bd. II, 5. Buch 
S. 90.) 

3) So die späteren Darstellungen jesuitischer Historiker: A. Theiner, 
Die Rückkehr der Häuser Braunschweig und Sachsen in den Schoß 
der katholischen Kirche (1843). Soldau und Raeß, Die Konvertiten seit 
der Reformation (1845). 

*) Bestätigt durch eine Depesche des brandenburgischen Gesandten 
Hoverbeck vom 7./17. Juni (Archiv zu Berlin). 
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von Rose im Februar 1697 dem Papst nur in Aussicht, der 
Kurfürst wolle übertreten, wenn ergewählt werde, und Flemming 
selbst erzählt im Eingang seiner Aufzeichnung, daß der Kurfürst 
im April nur seine Bereitwilligkeit aussprach, überzutreten. 

Man setzt die Messe allgemein auf den 2. Juni an, gehalten 
vom Bischof von Raab — dem Prinzen von Sachsen-Zeitz — 
in Baden bei Wien. Im Widerspruch damit steht scheinbar 
ein Schreiben des Kurfürsten an den Primas Radziejowski 
vom 4. Juni!): „Comme V. Eminence a voulu être assurée, 
par moi-möme, touchant la religion catholique, je lui dis que 
l’affaire se pourroit achever de la manière que je pourrois être 
élevé sur le trône de Pologne: je ne ferois point de difficultés, 
alors, de professer la religion catholique, ceque je ne saurois 
faire avant, pour les grandes raisons connues à V. Eminence, 
en voilà ceque je crois suffire pourl’assurance de la religion, dont 
Elle peut encore prendre plus exacte information par celui qui 
vous rend celle-ci." 

Der Schlußsatz besonders weist darauf hin, daß der Bote 
mündlich den bereits erfolgten Übertritt bestätigen konnte, 
und daß sich die Scheu des Kurfürsten nur noch auf das professer, 
nicht auf das embrasser la religion catholique erstreckt. 
Mögen die Gründe zweifelhaft sein, die ihn zur römischen 
Kirche trieben: unzweifelhaft ist, daß August ein eifriger 
Katholik geworden ist. Der bereits früher genannte Pater Vota 
wurde sein Beichtvater; August hielt so viel auf ihn, daß er 
ihn gegen alle Intrigen in Schutz nahm, die sich später, in Rom 
wie in Dresden, auch von katholischer Seite aus gegen ihn rich- 
teten. Der Jesuit wurde der erste Apostolische Vikar Sachsens 
und mit der Einrichtung des katholischen Gottesdienstes ın 
Dresden beauftragt. Der Kurfürst versuchte sogar, ihn zum 
Kardinal zu machen und schrieb deshalb 1715 an den Papst: 
„L’ouverture des établissements de l’Eglise en Saxe, dans ma 
propre Royale maison, où Luther avait fixé le siège principal 
du Lutheranisme, ne sont pas seulement Mes ouvrages, mais 
du dit Père, qui lui attirèrent haine et l’envie“ ?). 


1) Bastard a. a. O., S. 165. 
3) Konzept im Archiv zu Dresden. 
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Die Geld- und die Religionsfrage waren gelôst. Der Kur- 
fürst, energisch und geschickt in der Verfolgung des einmal 
gefaßten Planes, wandte ein drittes Mittel an, das ihm den Vor- 
sprung vor allen Mitbewerbern sichern sollte: er sammelte 
8000 Mann seiner Truppen, die für den Krieg in Ungarn und am 
Oberrhein bestimmt waren, bei Bautzen, stellte sie unter den 
Befehl des österreichischen Feldmarschalls Grafen Traut- 
mannsdorff und ließ sie auf Polen rücken, zum größten Er- 
staunen ganz Brandenburgs, das noch nichts ahnte. 


V. Die Königswahl. 


In Polen hatte sich die Lage zugunsten Sachsens zu- 
gespitzt. 

Am 45. Juni hatte sich die Wahlversammlung konstituiert, 
die aus dem Senat, der Kammer der Nuntien und dem Plenum 
der Adelsversammlung bestand. Die ganze Wola, die weite 
Ebene bei Warschau, auf der seit alters die Wahlen statt- 
fanden, glich einem einzigen riesigen Biwak. An die 200 000 
Mann müssen versammelt gewesen sein!): Magnaten mit 
prächtigem Gefolge und Tausenden von Söldnern, und her- 
untergekommene Schlucker mit einer Sichel statt des blanken 
Säbels an der Seite, wer irgend konnte, zu Pferde. 

Ein ganzer Monat ging mit fruchtlosem Gezänk über die 
Wahl des Marschalls dahin, der der Wahlhandlung präsidieren 
sollte. Endlich, am 15. Juni, wurde der Kandidat der Fran- 
zosenpartei, Bielinski, gewählt, mit 12 000 von 17 000 Stimmen. 
Er mußte schwören, nur den zum König zu proklamieren, 
der omnibus interrogatis et nemine contradicente gewählt 
wurde: das unglückliche System des Liberum Veto also auch 
hier, wo Einstimmigkeit fast ausgeschlossen war, wo die große 
Menge einen Pöbel von heruntergekommenen, halbverrückten, 
betrunkenen, bestochenen Wählern darstellte, die bereits be- 
gonnen hatten, um Nichtigkeiten mit Säbel und Pistolen zu 
streiten und stets nach dem Mehrbietenden ausschauten. 


1) Bastard a. a. O., Chap. XXI, schätzt ihre Zahl sogar auf über 
400 000, widerspricht sich aber durch die Angabe, es seien 250 Kom- 
pagnien (Untereinteilung der Palatinate) zu je 200 bis 900 Mann gewesen. 
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Am 20. Juni begannen die Vorträge der fremden Ge- 
sandten, die der Reihe nach vor der Versammlung ihre Kandi- 
daten nennen und empfehlen mußten. 

Der Nuntius d’Avia machte den Anfang; aber er kam mit 
keinem eigenen Kandidaten und vermied es auch, sich für einen 
der anderen zu engagieren. Er ermahnte nur die Wahlver- 
sammlung, niemanden als einen katholischen König zu wählen, 
der der Kirche wie Polen nützlich sein könne. 

Als zweiter Redner trat des Kaisers Vertreter auf, Graf 
Lamberg, Bischof von Passau. Ohne glänzendes Gefolge machte 
er eine ziemlich trübselige Figur; durch Etiquettenfehler hatte 
er schon vorher die Stimmung der Versammlung verdorben. 
Sein Kaiserliches Akkreditiv, das er überreichte, trug die 
Adresse inclytae rei publicae, was als beleidigende Nicht- 
achtung aufgefaßt wurde, und man zwang ihn, das anstößige 
Wort selbst in ‚serenissimae‘“ umzuändern und des Kaisers 
nachträgliche Genehmigung dazu einzuholen. Als er nun gar 
in seiner Rede die hohe Versammlung mit vos anredete, erhob 
sich Murren und Widerspruch; der Lärm schwoll so stark an, 
daß der Bischof seine Rede abbrechen mußt£, ehe er noch des 
Kaisers Kandidaten, Jakob Sobieski, hatte empfehlen können: 
ein diplomatisches Nasenbluten war der Vorwand, unter dem 
sich der Kaiserliche Botschafter zurückzog. Natürlich waren 
es die Franzosenfreunde gewesen, die den Skandal inszeniert 
hatten, und die Anhänger der kaiserlichen Partei drohten an 
dem Franzosen dafür Rache zu nehmen. Polignac, an den am 
nächsten Tag die Reihe kam, entzog sich der Unannehmlichkeit 
und verzichtete ganz darauf, seine Rede zu halten; statt dessen 
ließ er sie auf Flugblätter drucken und auf dem Wahlfelde in 
den Palatinaten verteilen. 

Noch immer war die Kandidatur des Kurfürsten von 
Sachsen weiteren Kreisen unbekannt und offiziell nicht ver- 
kündigt. Am 24. Juni veranstaltete die französische Partei 
eine Generalprobe: man rief plötzlich Conti aus, und ein furcht- 
barer Lärm entstand, ein angeblicher Widersacher wurde tot- 
geschlagen. Jemand rief „Sachsen“ aus, und alles blieb still. 
Der Primas, der immer noch Flemming in dem Glauben hatte, 
er unterstütze ihn, riet ihm, die Truppen des Kurfürsten möchten 
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weiter vorrücken und dieser selbst so schnell wie möglich kom- 
men, damit im Fall der Szission er auf dem Platz sei und sich 
vor dem Mitbewerber krönen lassen könne. Der Rat war aus- 
gezeichnet. Seiner Befolgung war, wie wir sehen werden, zum 
guten Teil der Erfolg zu danken. 8000 Mann sächsischer Truppen 
rückten an; der Kurfürst selbst eilte nach Oppeln und später 
nach Tarnowitz, um im kritischen Augenblick bei der Hand 
zu sein. Seine Maßnahmen zeigen sämtlich die aus einem 
kräftigen Willen zum Erfolg quellende impulsive Energie und 
die Klugheit eines gesunden Menschenverstandes. Die super- 
klugen Intriganten in Warschau ahnten nicht, wie nahe die 
starke Hand war, die ihre Fäden zerreißen sollte, aber sie be- 
gannen doch in letzter Stunde die Gefahr zu würdigen, die 
ihnen von Sachsen drohte. Der Primas sowohl wie Polignac 
ließen endlich die Masken fallen, mit denen sie Flemming zu 
täuschen geglaubt hatten. Am Abend vor dem Wahltage, dem 
25. Juli, kommt Polignac plötzlich zu Flemming, macht ihm 
heftige Vorwürfe, daß er eine Szission herbeiführen wolle, und 
bietet ihm Geld, wenn er die sächsische Kandidatur aufgebe. 
Der Franzose verlor mehr und mehr die Haltung: er ging so 
weit, sich mit dem Sachsen darüber streiten zu wollen, welcher 
Kandidat, Conti oder der Kurfürst, von älterem Adel sei. Flem- 
ming dagegen behielt überlegene Ruhe. Der äußerst wichtige 
Vorteil der besseren Nerven und der größeren Selbstbeherschung 
war völlig auf seiten des Sachsen. Als er ganz kühl dem immer 
heftiger sich gebärdenden Franzosen anbot, ihm auf der Stelle 
in bar seine Unkosten zu ersetzen, da war es mit der Fassung 
des Botschafters vorbei: außer sich vor Schrecken schrie er 
dreimal: „Vous avez de largent?!“ und stürmte dann hinaus, 
um den Kastellan von Kulm mit einer Flut von Vorwürfen und 
Beschimpfungen zu überschütten. Schließlich zog er sich in 
sein Haus zurück und tobte weiter gegen die Sachsen, die ihn 
in zwei Tagen um die Früchte fünfjähriger Arbeit zu bringen 
drohten. 

Auch der Kardinal-Primas bekannte endlich Farbe: zu 
spät, denn seine unsichere Haltung Flemming gegenüber hatte 
am meisten dazu beigetragen, die Partei der Contisten zu 
desorganisieren. Nun suchte er den Schaden wieder gut zu 
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machen. Er erklärte Flemming, seine Unterstützung desSachsen 
sei nur für den Fall versprochen gewesen, daß Conti gar keine 
Aussichten mehr hätte; er zog ausdrücklich alle Zusagen zurück 
und tat am nächsten Tage was er konnte, um die Wahl des 
Kurfürsten unmöglich zu machen. 

Flemming selbst hatte an jenem Abend wenig Hoffnung 
auf Gelingen. Es ist seltsam, daß im entscheidenden Augenblick 
die ganze vorausgegangene Arbeit der Agenten bedeutungslos 
und der Erfolg von dem unsichersten aller Elemente, einer 
momentanen Stimmung der Massen, abhängig schien. Weder 
Polignac noch Hoverbeck hatten bis zur letzten Stunde an 
Sachsens Aussichten geglaubt: jetzt, wo jene demoralisiert 
waren, war es Flemming, der am Erfolg verzweifelte. 

Aber beide Teile fochten bis zum letzten Augenblick. 

Flemming verbreitete eine Proklamation, die des Kurfürsten 
Kandidatur erklärte und seine Versprechungen enthielt. Da 
Polignac und der Primas Hand auf alle Druckereien der Stadt 
gelegt hatten, ließ der findige und energische Sachse sie von 
400 Jesuiten-Schülern mehrmals abschreiben. Während die 
Proklamationen der anderen lateinisch erschienen waren, 
schrieb Flemming die seinige auf polnisch, so daß sie der Masse 
des ungebildeten kleinen Adels verständlich war. Przeben- 
dowski bearbeitete die Versammlungen der Palatinate; fast 
wäre er dabei einem Pistolenschuß erlegen, den der wütende 
Kastellan von Marienburg auf ihn als Antwort abfeuerte. Die 
Magnaten beschuldigten einander des Verrats, der kleine Adel 
begann leidenschaftlich Partei zu ergreifen, Agitatoren hetzten, 
Redner donnerten, Agenten flüsterten, Geldmänner lockten — 
eine unbeschreibliche Aufregung herrschte in den Massen, 
als am 26. Juli die Wahlhandlung mit einem Hochamt begann. 

Als der Primas sodann die offizielle Liste der Kandidaten 
verkündete, fand sich des Kurfürsten August Namen nicht 
darunter. Der Kardinal bemerkte nur, ehrenhalber wolle 
er auch ihn erwähnen, er scheide jedoch als Kandidat aus, da 
er Lutheraner sei. Sofort bringt Flemming die Bescheinigung 
des Bischofs von Raab zum Vorschein, nach welcher der Kur- 
fürst die katholische Messe gehört hatte. Man bestreitet die 
Echtheit der Urkunde. Flemming dringt in den österreichischen 
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Botschafter, den Bischof von Passau, ihre Echtheit zu be- 
stätigen; der aber weigert sich und erklärt, selbst nicht an die 
Konversion zu glauben. Nun wird der Nuntius bearbeitet, 
der sich schließlich dazu herbeiläßt, die Echtheit der Unter- 
schrift des Bischofs von Raab zu beglaubigen. Bleich vor Wut 
versucht der Primas ein anderes Mittel: er bestreitet Flemmings 
persönliches Akkreditiv und behauptet, Sachsen sei nicht offi- 
ziell vertreten. Flemming zieht seine Beglaubigung aus der 
Tasche und läßt sofort das Wappen seines hohen Herrn an 
seinem Hause befestigen. Als Gegenstoß aber produziert er 
gleichzeitig den Brief, in dem der Primas seinerzeit den Kur- 
fürsten seiner Unterstützung versichert hatte. Da war der 
Primas am Ende seines Witzes, und um Zeit zu gewinnen, ver- 
tagte er die Wahl auf den folgenden Tag. 

Niemand aber rührte sich vom Platze; man verbrachte die 
Nacht zu Pferde, auf dem Feld. Die Wähler hatten sich in zwei 
Hauptgruppen gesondert, die einander gegenüberstanden, die 
Contisten und die Sachsen, und die ganze Nacht über wurden 
alle Mittel der Überredung, Drohung, Bestechung und Gewalt 
angewendet, um die Leute von der einen auf die andere Seite 
zu ziehen. Der Kastellan von Kulm, zu Pferde, durchzog un- 
aufhörlich das Wahlfeld und zeigte das Bekehrungszeugnis des 
Kurfürsten. Auf der anderen Seite galoppierte der Kastellan 
von Kalisch umher, Säbel und Kruzifix schwingend, und rief 
unaufhörlich: „Vivat Deus! vivat Conti!“ Polignac und seine 
Leute verbreiteten die Nachricht, Conti sei bereits unterwegs 
und mit Millionen von Talern in Danzig eingetroffen !). Aber 
während er nur noch mit Verleumdung, Lügen und Versprech- 
ungen arbeiten konnte, verteilte Flemming in aller Stille im 
Dunkel der Nacht 40 000 Taler, die gerade zurecht am Abend, 
von Beichling und dem Hofjuden geleitet, in Fässern angelangt 
waren. Dem kleinen Adel ließ er pro Mann ein Fläschchen 


1) „Vostre Majesté jugera aisément qu’il a fallu bien des artifices 
pour persuader à nos amis la réalité des Millions de Dantzick et la prochaine 
arrivée de M. gr. le Prince de Conti. Nous tâcherons de les retenir par 
cette même espérance et en empruntant de largent de tous côtés. C'est 
un miracle si nous pouvons nous dispenser d’en venir à la preuve.“ (Be- 
richt des Abbé de Châteauneuf an Ludwig XIV. vom 29. Juni 1697.) 
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Branntwein und einen blanken Taler zuwenden und wirkte 
damit mehr, als die von Polignac vorgespiegelten Danziger 
Millionen vermochten !). 

So fand der Morgen des 27. eine veränderte Lage. Fast 
alle Anhänger Jakob Sobieskis und der anderen Kandidaten 
des Kaisers waren für Sachsen gewonnen; viele Contisten waren 
auch übergelaufen ?). Der Großfeldherr Sapieha hatte sich 
für Sachsen erklärt, das somit auch über den größten Teil der 
Armee verfügte. 

Ein plötzlicher Querzug der französischen Partei schlug 
fehl: die contistischen Magnaten, an dem Erfolg Contis ver- 
zweifelnd, schlugen den sachsenfreundlichen Magnaten vor, 
sich auf den Markgrafen von Baden zu einigen. Aber die 
sächsischen Magnaten sowohl wie der kleine contistische Adel 
lehnten ab ?°). 

Die Wahlagitation war auf einem toten Punkt angelangt. 
So unentwirrbar war die Lage, daß an eine reguläre Wahl- 
handlung, eine Abstimmung gar, nicht mehr zu denken war: 
noch einige Stunden und eine allgemeine Metzelei mußte aus- 
brechen. 

Da tat der Primas einen Gewaltstreich: ohne eine Abstim- 
mung vornehmen zu lassen, proklamierte er Conti als König 
von Polen. Ehe sich die Gegenpartei besinnen konnte, eilte 
er mit der seinigen, die kaum die Hälfte der Versammelten aus- 
machte *), nach Warschau und stimmte dort in der Kathedrale 
St. Johann das Tedeum an. 


1) Begreiflicherweise gibt Flemming in der Denkschrift diese Be- 
stechungen nicht zu; er behauptet ausdrücklich, die erwähnten 40 000 Taler 
seien zwar am 26. abends angelangt, die Fässer hätten jedoch erst später 
ausgepackt werden können. 

3) „Nous perdimes cette nuit là une partie de quelques Palatinats, 
parceque nous manquions d’argent et qu’ils (die Sachsen) en avayent.“ 
(Bericht Polignacs und Chäteauneufs an Ludwig XIV. vom 28. Juni 1697.) 

3) Bericht Polignacs vom 28. Juni. St. Simon 4, 492. 

4) Das Zahlenverhältnis steht nicht fest. Nach der französischen 
Lesart, die in Europa verbreitet wurde, hätten die Contisten die Mehrheit 
ausgemacht. Nach Flemmings Angaben betrug ihre Zahl nur ein Drittel 
der Versammelten. Die geschilderten Vorgänge in der Wahlnacht machen 
die letztere Angabe wahrscheinlich. 
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Kaum hatten sie das Wahlfeld verlassen, als der Bischof 
von Kujavien und der Krongroßfeldherr Sapieha August von 
Sachsen zum König proklamierten und auf dem Wahlfeld selbst 
das Tedeum anstimmen ließen, das sie dann in der Johannis- 
kathedrale wiederholten. 

Mag die Majoritätsfrage gestanden haben wie sie will — 
sie hat wahrscheinlich zugunsten von Sachsen gestanden —, 
vom staatsrechtlichen Gesichtspunkt aus muß die Wahl des 
Königs Augusts legaler erscheinen als die Contis. Sie allein 
erfüllte die sachliche Hauptbedingung, daß sie omnibus inter- 
rogatis et nemine contradicente zustande gekommen war. 
Sämtliche Gegner der Wahl hatten ja mit dem Primas das Wahl- 
feld verlassen, und eine ausdrückliche Vorschrift besagte, daß 
absentium non sit habenda ratio. Auch eine wichtige formelle 
Bedingung erfüllte sie, im Gegensatz zu den Wählern Contis: 
das Tedeum für August ward auf dem Wahlfelde gesungen, 
wie es das Gesetz vorschrieb, das für Conti in der Stadt. Es 
ist also kein bloßer Gewaltakt, der dem Kurfürsten die Königs- 
krone gab, wenn auch erst sein rasches tatkräftiges Eingreifen 
ihren Besitz entschied. Während von Conti nichts zu hören 
und zu sehen war, stand Kurfürst August mit 8000 Mann an der 
Grenze Polens: vor einer Deputation aus Warschau und dem ver- 
sammelten Volk nahm er die katholische Kommunion und inmitten 
eines blendenden fürstlichen Glanzes zog er in Krakau ein. 

Noch waren aber in Warschau manche Schwierigkeiten 
zu überwinden. Flemming war der Gegenstand der unwürdig- 
sten Erpressungen, und da der Statthalter des Kurfürsten in 
Dresden, Fürst Fürstenberg, gegen ihn intrigierte, kamen die 
Gelder nur spärlich und selten an. Kaum hatten die guten 
Dienste des Grafen Lewenhaupt in Hannover den Kaiser ver- 
anlaßt, die für die Abtretung Lauenburgs geschuldete Summe 
zu zahlen, als der Wiener Hof dem Kurfürsten eine Entschä- 
digung von 200 000 Talern an Jakob Sobieski auferlegte. Die 
Königin Witwe Casimira forderte ungeheure Summen für 
imaginäre Dienste; die Magnaten wurden von Tag zu Tag 
anspruchsvoller. Die polnische Armee, obwohl in elendestem 
Zustand, blieb immer unsicher und verschlang gewaltige Sum- 
men zur Bestechung der Führer und Soldaten. 
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Die contistische Partei, ohne Kônig und ohne Geld, be- 
fand sich in voller Auflösung. Aber hatte sie nicht die Kraft, 
sich selbst zu festigen, so vermochte sie doch der Konsoli- 
dierung der sächsischen Partei ernste Schwierigkeiten zu 
bereiten. Man fürchtete eine Konföderation der Armee 
unter französischer Führung, und nur der Geldmangel hat sie 
verhütet 1). Polignac zeichnet in einem Privatbrief an den 
Marquis de Torey vom 1. Juli die Lage folgendermaßen: „Wäre 
der König (Conti) hier oder in der Nähe und wären die Millionen 
der Republik in bar vorhanden gewesen, wie ich es immer ver- 
langt hatte, hätte die Doppelwahl nicht stattgehabt oder doch 
nicht lang bestanden. Statt dessen sitzen wir jetzt mit unserem 
unanfechtbaren Titel ohne König und ohne Geld da, während 
der Kurfürst von Sachsen vor den Toren steht mit Truppen 
und mit der Unterstützung aller der Nachbarstaaten, die an 
seiner Erhaltung Interesse haben.“ 

Die letztere Besorgnis war begründet. 

Der Car hatte aus Königsberg ein Schreiben an den Primas 
gerichtet, in dem er droht, in Litauen einzumarschieren, wenn 
Conti als König eingesetzt würde. Der mit der Überbringung 
des Briefes betraute Jablonowski öffnete ihn und veröffent- 
lichte seinen Inhalt, lange ehe er den Adressaten erreichte. 

Schwieriger war es für Brandenburg, seine Haltung zu 
bestimmen. Am 30. Juni ergeht eine ausführliche Instruktion 
vom Kurfürsten an Hoverbeck mit dem Auftrag, anscheinend 
Sachsen zu unterstützen, tatsächlich aber die Parteien mög- 
lichst so zu verfeinden, daß sie beide auf die Wahl eines Dritten 
gedrängt würden ?). 


1) „Nulle possibilité d'empêcher le couronnement de M. de Saxe, 
qui est aux portes du royaume, si nous n’avons de l’argent pour faire 
confédérer l’armée.“ (Bericht des Abbé de Châteauneuf an Ludwig XIV. 
vom 29. Juni 1697.) 

3) „Weshalb Wir Euch denn nochmahlen anbefehlen, unvermerckt 
und unter der Handt allen möglichsten FleyB anzukehren, daß des Kur- 
fürsten Wahl traversieret, Seyne und des Prinzen de Conti Parthey gegen- 
einander animirt.. . auch dergestaldt wider einander aufgeführt werden, 
daß sie nothwendig auf einen Dritten fallen müssen, denn es komme auch 
zue der Krone wer da wolle so soll es Uns lieb sein, wenn es nur nicht 
Eyner von diesen Beyden ist, wiewohl Wir wündschen daß Selbige vor 
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Am 1. Juli aber, als die Nachricht von den Ereignissen 
des Wahltages zum Kurfürsten von Brandenburg gedrungen 
war, rät eine Depesche dem Gesandten, sich die Ehre der 
Wahl des Sachsen zuzuschreiben, als ob er dazu beigetragen 
hätte. Am 7. und 10. Juli folgen andere Instruktionen !). 
Man hat der brandenburgischen Politik vorgeworfen, daß sie 
nicht wußte, was sie wollte?); soviel scheint sicher, daß man am 
Königsberger Hofe die Gefahren aus Augusts Wahl zuhoch und die 
Stärke seiner Position zu niedrigeinschätzte. Man glaubte fest, daß 
ein geheimer Vertrag zwischen August und dem Kaiser jenem die 
Krone und diesem die Macht über ihn gegeben habe. Darin 
sah man eine Gefahr für Preußen und für den großen Plan, 
der die ganze Politik Brandenburgs beherrschte: die Erwerbung 
der Königskrone in Preußen. Alsbald aber klärte Hoverbeck 
seinen Herrn über die Sachlage auf °): ein Vertrag zwischen 
dem Kurfürsten von Sachsen und dem Kaiser konnte nicht 
wohl bestehen, da Graf Lamberg die Wahl des ersteren keines- 
wegs gefördert hatte. Die Aussichten der Contisten waren 
gering, die aller andren Kandidaten null. Es blieb also nichts 
übrig, als August zu stützen, um sich seine Dankbarkeit zu 
sichern, und die Polen zu gewinnen, um sich bequeme Nach- 
barn zu schaffen. Hoverbeck hatte bereits begonnen, sich 
Freunde unter den Magnaten zu erwerben, indem er ihnen in 
Friedrich III. von Brandenburg den geborenen Schützer der 
polnischen Freiheit zeigte ®). 

Er arbeitete von nun an an der Stärkung von August II. 
Herrschaft und an der Versöhnung der feindlichen Parteien. 
Da der großpolnische Adel, mehr saxophob wie gallophil, 
einen rokosz organisiert und sich in den Besitz War- 
schaus gesetzt hatte, schien der Bürgerkrieg zu drohen. Aber 


Anderen entweder Einem Printzen aus dem Königlichen Hauße oder dem 
Markgraffen von Baden zue Theil werde.... Euch sonst äußerlich gegen 
die Sächsischen Ministers zu stellen, als ob Wir ebenso wie vorhin des 
Churfürsten Wahl favorisierten...“ (d. d. Mümmel, den 30. Juni.) 

1) Ausführlich bei Waddington a. a. O., S. 162 ff. 

2) Schulte a. a. O. 

3) Relation vom 16. Juli. 

t) Relation vom 8. Juli. 
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die innere Schwäche der contistischen Partei verhinderte ein 
Aufraffen. Chäteauneuf war zaghaft und entmutigt; Polignac 
noch immer tätig, aber ohne Rückhalt in Paris. Der Prinz von 
Conti, anstatt herbeizueilen und seine Partei zu organisieren, 
wartete in Paris auf die Lösung der Szission und auf eine 
feierliche Gesandtschaft, die ihm die Krone brächte 1). Kein 
Wunder, daß seine Parteigänger ihn der Lauheit und Gleich- 
gültigkeit bezichtigten und Geduld wie Vertrauen verloren. 
Und als er endlich ?) von Dünkirchen aufbrach, da war es zu 
spät: August hatte energisch seine Anhänger organisiert, war 
mit einer Kriegsmacht, die stark genug war, um friedlich vor- 
dringen zu können, nach Krakau gezogen und am 15. September 
dort mit nie gesehener Pracht gekrönt worden. Dem Kongreß 
von Ryswick hatte er seine Thronbesteigung offiziell noti- 
fiziert ®). 

Die Wirkung war entscheidend. Danzig erklärte sich 
für ihn, die preußischen Städte folgten dem Beispiel. In 
Warschau machte die gezeigte Tatkraft so großen Ein- 
druck, daß die Contisten die Stadt verließen aus Furcht 
vor der Eroberung, und der rokosz sich auflöste; ein Ver- 
such der Contisten, den Reichstag einzuberufen, scheiterte 
kläglich. 

Am 28. September erschien Conti vor Danzig; der Empfang 
war derart, daß er es vorzog, draußen auf der Reede zu harren. 
Aber statt der erwarteten Armeen seiner Anhänger erschien 


1) Brief Châteauneufs an Polignac vom 4. August 1697. Man muß 
dem Prätendenten freilich zugute halten, daß er gar nicht wußte, wie 
die Dinge lagen, da alle Korrespondenzen zwischen ihm und Polignac 
aufgefangen wurden: „‚‚l’application que les ennemis ont à inter- 
cepter toutes vos lettres a tellement interrompu le commerce entre 
nous...“ und „je suis dans une parfaite: ignorance de tout ce qui 
se passe en Pologne, hormis quelques nouvelles qui viennent par des 
banquiers.“ (Briefe Contis an Polignac und den Primas vom 30. Juli 
1697, Francois Louis de Bourbons gezeichnet, im Königl. Sachs. Haupt- 
staatsarchiv. ) 

3) Am 7. September. Depesche des M. de Torey an Polignac vom 
8. September. 

3) Actes et Mémoires des Négociations de la Paix de Ryswick, La 
Haye 1725, III 55—57. 
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plötzlich ein sächsisches Korps!) unter Flemming in Danzig, 
nahm die Franzosen fest, zerstreute die Contisten in alle Winde 
und zwang selbst den Botschafter Polignac zu so rascher Flucht, 
daß er Wagen, Diener, Akten und Gepäck in den Händen der 
Sachsen ließ und sich auf die Bark Alcyon rettete. Conti machte 
kehrt und segelte heim. 

Ein Magnat nach dem anderen erkannte den König August 
an — nach monatelangen kostspieligen Verhandlungen, im 
Mai 1698 auch der Primas Radziejowski. 

Frankreich hatte das Spiel verloren. 

Wer aber hatte gewonnen ? Frankreichs Fernhaltung war 
für die anderen Mächte mehr ein damnum cessans als ein lucrum 
emergens: drohender Schaden war abgewendet, aber kein posi- 
tiver Gewinn erzielt. Sachsen gewann eine Krone für seinen 
Herrscher, aber ein Riesenaufwand an Geld und Arbeit war 
nötig, um sie zu halten. Polen hätte gewinnen können: ein 
kraftvoller glänzender Herrscher, auf eine große Hausmacht 
gestützt, war ihm gegeben, der ganz ohne die Unterstützung 
anderer, also auch ganz ohne Verpflichtungen gegen andere, 
die Krone gewonnen hatte. Aber es verdarb selbst alles. 

Brandenburg: hatte allein großen Vorteil, nicht aus kluger 
` Berechnung, sondern weil sich die Dinge so zutragen mußten, 
daß es seiner welthistorischen Mission wieder einen Schritt 
näher kam: das Präsidium im Corpus Evangelicorum; der große 
Rivale in Norddeutschland für lange Zeit abgelenkt und mit 
einer Kugel am Bein beschwert; Frankreichs Prestige schwer 
beeinträchtigt. 

Polen, wie gesagt, verdarb sich selbst die gewonnene große 
Chance vollständig. Es trieb unaufhaltsam der Vernichtung zu. 

Kurfürst August hatte die besten Absichten, dem pol- 
nischen Staat durch Reformen wieder Lebenskraft und Zu- 
sammenhalt zu geben. Schon die von seiner Hand entworfenen 
Bedingungen, an die er die Annahme der Kandidatur knüpfen 


1) Ein polnisches Korps begleitete das sächsische, um die polnische 
Empfindlichkeit zu schonen: aber „les compagnies Polonaises n’avaient 
été que ce que l’ombre est au corps;..... Elles étaient si mal disciplinées 
que M. de Galetzky (der Kommandeur) ne savait la plupart du temps 
où elles rôdaient.“ (Mémoire im Archiv zu Dresden, S. 201.) 
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wollte !), zeigen, daß er sah, wo die Fehler lagen, und daß zu- 
nächst Wiederherstellung und Umgrenzung der Zentralgewalt 
nottat. Es finden sich noch weitere Reformentwürfe und 
Denkschriften über die polnischen Verhältnisse im Säch- 
sischen Archiv. Aber gegen die Verrottetheit der sittlichen 
und parlamentarischen Zustände war kein Mittel mehr stark 
genug. Gegen jeden Versuch der Krone, irgendeine Maßregel 
durchzusetzen, lehnte sich aktiver und passiver Widerstand 
seitens des Adels auf: schmutzige Intrigen am Hofe, Obstruk- 
tion im Parlament und Rebellion im Heere und in der Verwaltung 
wüteten grundsätzlich gegen den König. Kein Reichstag kam 
überhaupt je über die Verlesung der Pacta Conventa, d. h. 
über die allererste Eröffnungsformalität hinaus, ohne bereits 
unter Mord und Totschlag gesprengt zu werden. 

So mußte das Land zugrunde gehen und früher oder 
später die Nation als solche aufhören zu existieren, weil sie 
nicht mehr existenzfähig war. Der Gedanke der Teilung lag 
in der Luft. Schon 111 Jahre vorher hatte König Johann 
Kasimir die Ereignisse von 1772 vorausgesagt, nicht als Prophet, 
sondern als praktischer Staatsmann, der sein Volk kannte. 
= Die kraftvollen geschlossenen Staaten, die an Polen grenzten, 
mußten früher oder später auf die in Zersetzung begriffene Masse 
ihre Gravitation ausüben. Eine zentripetale Kraft, die dem ent- 
gegenarbeitete, war nicht mehr vorhanden. Auch die gewaltige 
Persönlichkeit Augusts des Starken vermochte sie nicht zu 
erwecken, trotzdem er, gerade auch mit seinen Fehlern, be- 
sonders geeignet schien, die Polen zu gewinnen und zur Auf- 
raffung anzuspornen. Man wirft ihm vor, er habe das Land in 
unnötige Kriege gestürzt, die es ganz vernichteten. Aber selbst 
wenn es möglich gewesen wäre, mit einem Nachbarn wie Karl XII. 
in Frieden zu bleiben, so wäre ein ernster Krieg das stärkste 
Mittel gewesen, die nationale Kraft Polens zusammenzufassen 
und das Volk zur Regeneration zu zwingen. Es zeigte sich, daß 
die nationale Kraft erloschen war. Und so bezeichnet, nicht 
wegen, sondern trotz seiner Herrschaft, die Königswahl von 
1697 den Anfang vom finis Poloniae. 


1) Eigenhändiger Entwurf im Archiv zu Dresden. 
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Staat und Gesellschaft in Polen im Urteil 
des Jesuiten Skarga. 


Von 
J. Paczkowski. 


Das in säkularem Kreislauf jetzt zum dritten Male wieder- 
kehrende Todesjahr des polnischen Jesuiten Skarga (gest. 1612) 
bringt, wenn nicht die bedeutsamste, so doch die eigenartigste 
und temperamentvollste Persönlichkeit unter den politischen 
Reformatoren und Warnern Polens in Erinnerung. Wohl galt 
seine Wirksamkeit, wie es der allgemeinen Strömung und 
seinem Stande entsprach, in hervorragendem Maße der Er- 
füllung kirchlicher Aufgaben. Er war hierin ein Kind seiner 
unduldsamen Zeit und paßt in ihren Rahmen schlecht und 
recht hinein. Was aber für uns im Vordergrund der Betrach- 
tung steht, ist seine politische Stellung gegenüber dem empor- 
wuchernden, das Staatsgefühl zersetzenden und das soziale 
Gleichgewicht störenden Vordringen des übermächtigen Adels. 
In dieser Richtung hat er seine Ideen mit einer Kraft und einem 
zivilen Mut vertreten, wie kein Theoretiker oder Staatsmann 
in Polen nach ihm. Als ein seiner Zeit weit voraus- 
eilender, fast moderner Geist erscheint er uns durch die Art. 
wie er sich des polnischen Bauernstandes annimmt. Um für 
das Landvolk, das, wie in diesem Zusammenhang hervorgehoben 
werden muß, von der Flut der religiösen Reformation kaum 
berührt war, eine freiere Stellung zu erkämpfen, ihm Rechts- 
schutz und eine angemessene wirtschaftliche Entwicklung 
zu sichern, fand Skarga die flammendsten Worte in seinen 
Reichstagspredigten. Ein durch Mietsvertrag geregeltes Arbeits- 
verhältnis sollte an die Stelle der ausgedehnten Rechtsunsicher- 
heit in den gutsherrlich-bäuerlichen Beziehungen treten. 

Das Studium seiner Persönlichkeit wie seines Wirkens ist 
für den Historiker darum so besonders anziehend, weil sie 
sich einer generalisierenden oder schablonenhaften Beur- 
teilung fast vollständig entzieht. Charakteristisch in dieser 
Richtung sind die ihm von allen Seiten zuteil gewordenen 
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Anfeindungen, von katholischen Geistlichen, wie von Dissi- 
denten, vom Adel, wie aus höfischen Kreisen. 

Die wissenschaftlichen Untersuchungen, die über Skarga 
vorliegen, können, trotz ihrer großen Verdienste im ein- 
zelnen, doch nicht als eine irgendwie angemessene Lösung 
des großen psychologischen, wie allgemein geschichtlichen 
Problems betrachtet werden, das durch seine Persönlichkeit 
gestellt wird. Der Stand der Forschung und der Quellen- 
publikationen erlaubt nicht einmal, Skargas großzügige poli- 
tische Predigten mit wünschenswerter Bestimmtheit in den 
Verlauf der geschichtlichen Vorgänge einzufügen und chrono- 
logisch zu fixieren. So bleibt der wissenschaftliche Unterbau 
für eine Erkenntnis der Tätigkeit Skargas eine lohnenswerte 
Aufgabe der polnischen Geschichtsforschung. Wir dürfen 
wohl erwarten, daß die angekündigte Monographie über Skarga 
von Tadeusz Grabowski diese Lücke ausfüllen wird. Was aber 
bereits seit den Forschungen Dzieduszyckis als ein eiserner 
Fonds Bestand hat, das ist der Aufbau der Theorien und Auf- 
fassungen Skargas über Staat, Gesellschaft und Religion in 
Polen. Seine Ideen, die namentlich in den Reichstagspredigten 
zum Ausdruck gelangen, verdienen eine weit über die Grenzen 
seiner Heimat hinausgehende allgemeine Beachtung. Die 
Predigten sind auch zugleich. eine hervorragende historische 
Quelle, deren Inhalt und Wert sich allerdings nur einer behut- 
samen Forschung erschließt. 

Skarga vertritt den streng katholischen Standpunkt. Die 
Andersgläubigen, die „dissidentes in religione“, welche in der 
Warschauer Konföderationsakte von 1573 den staatsrecht- 
lichen Schutz für ihre Religionsübung erlangt hatten, hielt er 
für eine Ausgeburt der Hölle. Das meiste Unheil, das in Polen 
und sonst in der Welt seinen Augen entgegentritt, gilt ihm als 
durch sie veranlaßt. Aber obgleich die Erfolge, die er errang, 
sich fast ausschließlich auf die Rekatholisierung Polens be- 
schränkten, war die Dogmatik seine Stärke doch nicht. Was 
er in seinen wuchtigen Ausführungen in erster Reihe erstrebte, 
war eine Wiedergenesung der polnischen Gesellschaft und 
des polnischen Staates aus der alles unterwühlenden politischen 
Anarchie. Daß er in dieser Richtung nichts erreicht hat, daß 
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das polnische Königtum in der Person des seiner schwierigen 
Aufgabe gar nicht gewachsenen Vasasprosses Sigismunds III. 
hierbei gänzlich versagte, war das tragische Geschick Skargas. 
Es ist kaum ein größerer Gegensatz zu denken, als der zwischen 
diesem tief veranlagten Feuerkopf und seinem königlichen 
Herrn. Hatte doch ein so gewiegter Menschenkenner wie der 
Kanzler Jan Zamoyski den jungen polnischen König bei dem 
ersten persönlichen Zusammentreffen als einen „stummen 
Teufel“ bezeichnet. Der Vorgang ist um so lehrreicher, da 
gerade Zamoyski dem mit so unzureichenden Herrschertalenten 
ausgestatteten Schwedenprinzen als seinem Kandidaten zum 
Throne verholfen hat und somit geneigt sein mußte, bei seinem 
Schützling Vorzüge festzustellen. Die Enttäuschung des 
Kanzlers muß sehr groß gewesen sein, wenn sie in so kräftigen 
Worten Ausdruck fand. Wir wissen, daß König Sigismund III. 
den Predigten Skargas mit äußerer Korrektheit zugehört hat. 
Ein seinem Herzen nahestehender Gewissensberater war jedoch 
Skarga nicht. f 

Das Ergebnis des Lebenswerkes Skargas hat einen bezeich- 
nenden literarischen Ausdruck gefunden. Als er gegen das Ende 
seiner nahezu fünfzig Jahre zählenden öffentlichen Laufbahn da- 
ran ging, seine Predigten neu herauszugeben, da unterdrückte er 
die Ausführungen über die Notwendigkeit einer starken Staats- 
verwaltung und eines starken absoluten Königtums. Er hat 
das Heft verzagt aus der Hand gelegt und die Anarchie walten 
lassen. So ist er sich selbst nicht treu geblieben, wenn man auch 
als Erklärung für sein Zurückweichen vor der Flut sein Greisen- 
alter gelten lassen mag. 

Bemerkenswert für Skargas Auffassung von Königtum 
und Staat sind seine gebietenden Vorschläge an König Sigis- 
mund über die Erziehung des eben erst aus der Ehe mit 
Anna von Österreich geborenen Prinzen Wladislaw. Sie sind 
enthalten in der an Sigismund gerichteten Vorrede zu seinem 1595 
erschienenen großen homiletischen Werke (Predigten auf Sonn- 
und Feiertage des ganzen Jahres). Er verheißt dem vor einigen 
Wochen geborenen Prinzen eine glückliche Regierung unter der 
Voraussetzung, daß er vom König eine Erziehung erhält, 
die ihn befähigt, zu allererst die Pflichten als Mensch zu er- 
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kennen. Erst später mag er über ‚seine Rechte als Herr 
und Königssohn‘“ unterwiesen werden. ‚Er soll wissen, daß er 
Staub und Erde ist, unterworfen aller menschlichen Not. 
Seines jungen Herzens soll sich nie kecke Überhebung bemäch- 
tigen. Er möge angeleitet werden, sein Volk zu lieben, das er 
einst regieren würde. Alle Arbeitskraft und allen Fleiß 
müsse der Prinz anspannen, um die Kenntnisse zu erwerben, 
die zur Aufrechterhaltung einer geordneten und friedlichen 
Staatsverwaltung nötig sind, desgleichen solle er seinen ritter- 
lichen Mut stählen zum Schutz des Landes. Er soll sich daran 
gewöhnen, nur auf Grund eingehender Ratschläge zu handeln, 
auf den Verstand nicht zu pochen, sich den Affekten nicht 
willenlos hinzugeben, sowie aller tändelnden Weichlichkeit sich 
frühzeitig zu entschlagen.‘“ Diese Mahnungen Skargas galten 
in ihrer verblümten Form mehr dem jungen, damals(1595) erst 29 
Jahre alten König. An einer anderen Stelle erinnert er, daß zum 
Königsamt viel Verstand und viel Erleuchtung von oben ge- 
höre, wie bedenklich es sei, die schwere Aufgabe des Königtums 
denen anzuvertrauen, die unbesonnen und unwissend sind. 
Jedes Handwerk müsse erlernt werden, um wie viel mehr das 
mit viel Verantwortung verknüpfte Handwerk eines Leiters 
des Staates; wie solle es der kennen, der es nie erlernt habe! 
Die Regierungskunst sei nicht wie die Philosophie oder Theo- 
logie in der Stille des Gelehrtenkabinetts zu erlernen. „Denn 
das Regieren der Menschen ist wie die Axt und der Hammer, 
wie das Roß, das Schwert und das Heer. Wenn du nicht selbst 
Hand mit anlegst, wirst du sie nicht führen können. Nicht 
so sehr durch Nachdenken als durch praktisches Handeln und 
durch die Berührung mit der Wirklichkeit erreicht man ın 
langer Erfahrung die zur Staatsleitung unerläßlichen Eigen- 
schaften.“ Gegenüber den Zuständen des polnischen Adels- 
staates wollte Skarga das Ansehen des Königtums gehoben 
wissen; das absolutum dominium gehöre dem Träger der Krone, 
der, ein Gesalbter des Herrn, eine gottähnliche Stellung ein- 
nehme. 

Die Eigenart Skargas wird sehr gekennzeichnet durch 
das Fehlen jeder kosmopolitischen Anwandlung in seiner Be- 
trachtung des Staates und der Pflichten der Bürger gegenüber 


Staat und Gesellschaft in Polen im Urteil des Jesuiten Skarga. 545 


dem Gemeinwohl. Die uneingeschränkte Hingabe an den 
Staat und die Liebe zum Vaterlande bildet den Grundton 
seiner Auffassungen. Der Staats- und Vaterlandsbegriff ver- 
einigt sich bei ihm zu einer untrennbaren Einheit mit der reli- 
giösen Idee. Vaterland und Religion sind, führt er in seiner 
oben erwähnten, an den König Sigismund gerichteten Vor- 
rede von 1595 aus, wie zwei Mütter einer Volksgemeinschaft. 
Die Religion und der Staat bzw. der König sind wie das Herz und 
das Gehirn im menschlichen Körper. Wer mit den Waffen 
in der Hand zum Feinde übergeht, handelt nicht verwerflicher, 
als der, der seinen Glauben verläßt. Der katholische Glaube 
stellt die Autorität dar, der protestantische den Geist der Auf- 
lehnung, darum sei die Einheit des Glaubens eine Staats- 
notwendigkeit. Die Interessen des Individuums decken sich 
vollkommen mit denen des Staatsganzen. „Dem Staate dienen, 
heißt sich selbst dienen‘ sagt Skarga zu wiederholten Malen, 
und wer seinen persönlichen Interessen in der Weise dient, 
daß der Staat dabei Einbuße erleidet, schädigt in eitler Ver- 
blendung sich selbst. Stets kehrt bei ihm der Gedanke wieder, 
daß man dem Staate ohne Entgelt dienen müsse, und zwar 
aus dem Grundsatz heraus, daß Staatsdienst Eigendienst sei. 
Es ist unbillig, bemerkt er in seiner „Aufforderung zur Buße“, 
sich für dem Vaterlande geleistete Dienste bezahlen zu lassen: 
„gleich als wenn man sich nicht selbst fördere, wenn man dem 
Vaterlande, das alles in sich einschließt und zusammenhält, 
diene.“ 

Bei der Forderung der Unentgeltlichkeit der der All- 
gemeinheit geleisteten Dienste bewegt sich Skarga in Abstrak- 
tionen, die jedoch in den Eigentümlichkeiten der polnischen 
Staatsverwaltung begründet waren. Der Grundsatz, daß man 
dem Staate umsonst dienen müsse, war in der Republik Polen 
im allgemeinen auch durchgeführt, aber nur in der Theorie. 
In der Praxis wurden alle öffentlichen Dienstleistungen und 
alle Bemühungen, die man zum allgemeinen Besten unter- 
nahm, in der Regel reichlicher entlohnt als anderwärts in Staaten 
mit einer festen Besoldung der Staatsdiener. Die verschleierte 
Form der Bezahlung durch den panis bene merentium, durch 
Zuweisungen aus den gewaltigen Staatsdomänen und sonstigen 
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Hilfsquellen des Staates hat weit größere Summen verschlungen, 
als es je eine auf der Remuneration der Beamten beruhende 
Verwaltung getan hätte. Dem Staate und vor allem der öffent- 
lichen Moral wäre somit eine offenkundige Entlohnung der 
Staatsdienste weit zuträglicher gewesen. 

Skargas Sinn für die Erfassung der Realitäten hat ihn 
den ganzen Abstand, der zwischen seinen Forderungen und 
der politischen Wirklichkeit zutage trat, erkennen lassen. 
Es ergreift den Bußprediger angesichts der Zwietracht und der 
Anarchie eine Verzagtheit, die ihn in einem ekstatischen Zustand 
seiner Seele ein der staatlichen Selbständigkeit entkleidetes 
Polen als Wirklichkeit erschauen läßt. Düstere Weissagungen 
enthält die dritte Reichstagspredigt, der Skarga den Titel 
gegeben hat „über den inneren Frieden“. „Es wird der Grenz- 


nachbar unter Ausnutzung eurer Uneinigkeit sich gegen euch 


wenden und sagen: entzweit sind die Herzen, darum werden 
sie untergehen, sie liegen jetzt am Boden und so werden sie 
sich unserer Macht nicht erwehren können. Und eure Zwie- 
tracht wird die Knechtschaft über euch kommen lassen, in 
der eure Freiheiten verschwinden und dem Gespött preisge- 
geben werden. Ihr alle werdet mit Haus und Hof und eurem 
Leben in der Zwingherrschaft derer stöhnen, die euch hassen. 
Die Lande und Fürstentümer, die mit der Krone Polen zu 
einem Staatskörper zusammengewachsen sind, müssen wegen 
eurer Une nigkeit auseinanderfallen. Ihr werdet eure polnische 
Sprache und euer Volk vernichten. . . und euch in ein anderes 
Volk wandeln, das euch haßt. Ihr werdet keinen eigenen Herrn 
mehr haben von eurem Stamme, ihr werdet auch keinen König 
mehr wählen dürfen.‘ Ohne Vaterland und ohne Staat werdet 
ihr wie armselige und verachtete Flüchtlinge ohne Obdach 
sein, die man mit Füßen tritt, wo man sie früher geachtet. 
Werdet ihr je ein solches Vaterland erlangen können, wie 
dieses mit seinem Ruhm, seinen Schätzen, Schönheiten und 
Zierden ? Wird euch und euren Söhnen je eine zweite Mutter 
von solchem Wert erstehen können ? Habt ihr diese eure Mutter 
verloren, so werdet ihr auf eine zweite nicht mehr zu hoffen 
haben. Zu solchen Verlusten und zu solcher Verdammnis 
werden euch eure Zwietracht und eure inneren Fehden bringen. 
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Ihr werdet nicht durch Krieg und den Angriff eurer Grenznachbarn 
so schnell und traurig untergehen, wie durch eure Zwietracht.“ 

Seine drohenden Weissagungen steigern sich noch in ihrer 
Kraft in der achten Reichstagspredigt, die über „die Straf- 
losigkeit offenkundiger Sünden“ handelt. „Was soll ich mit 
dir tun, du unglückliches polnisches Königreich? Wer hier — 
so ruft er seinen Zuhörern, den Landboten und Senatoren zu — 
auf euch, die ihr aus allen Gegenden des Reiches versammelt seid, 
schaut, und eure sittliche Aufführung und eure Geschäfte 
kennt, der kann entnehmen, was für Gottlosigkeiten und 
Sünden in dem ganzen Staate herrschen. Wenn ich Jesaias 
wäre, würde ich barfüßig und halb nackt einhergehen und 
euch Wollüstigen und euch Übertretern des göttlichen Gesetzes 
zurufen: es wird euch eure Schlechtigkeit sein wie eine hohe 
riesige Mauer, die zu der Zeit, wo ihr es gar nicht erwarten 
werdet, einstürzen wird. Die Mauern der Republik bekommen 
immer neue Risse, und ihr sagt verblendet, es hat nichts auf 
sich, Polen hat Bestand durch seine Anarchie, seine Regierungs- 
losigkeit („Polska nierzadem stoi“). Aber in ihrem Sturze 
wird die Mauer euch mit verschütten und begraben.“ !) 

„Und wenn ich Jeremias wäre — fährt er fort — würde 
ich Fesseln meinen Füßen anlegen und um meinen Hals eine 
Kette tun und ich würde zu euch Sündigen rufen, wie er gerufen 
hat: so wird man die Herren fesseln und wie die Schafe in 
fremde Gegenden jagen. Ich würde ein vermodertes Kleid euch 
zeigen, würde es schütteln und in kleinste Teile zerfallen lassen 
und dann zu euch sprechen: so wird zunichte werden euer Ruhm 
und euer Besitz. Ich würde einen irdenen Topf nehmen und 
euch alle zusammenrufen und künden, indem ich ihn vor euren 
Augen an der Mauer zerschelle: so wird Gott euch zerschellen, 
wie ich diesen Topf zerbreche, dessen Scherben nicht mehr 
zusammengefügt werden können.“ 

„Und wenn ich Ezechiel wäre, würde ich meinen Kopf 


1) Zur Erläuterung der von Skarga angeführten Redewendung von 
dem durch die Anarchie gesicherten Bestande Polens sei hier bemerkt, 
daß sie ein bei politischen Erörterungen sehr häufig angewandtes, ge- 
flügeltes Wort war, mit dem man sich über die traurige Verfassung des 
Landes hinwegtrüstete. 
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und mein Gesicht kahl scheren lassen und würde das abge- 
schorene Haar in drei Teile teilen. Den einen Teil würde ich 
verbrennen, den anderen zerschneiden und den dritten mit dem 
Winde fortfliegen lassen. So werden die einen von euch vor 
Hunger vergehen, die anderen durchs Schwert umkommen und 
die übrigen sich in der Welt verstreuen.... Und wenn ich Jonas 
‘wäre, würde ich durch die Straßen ziehen und rufen, in vierzig 
Tagen wird dieses euer Königreich zugrunde gehen. Fürchtet 
euch vor diesen Drohungen. Ich habe eine besondere Offen- 
barung von Gott nicht erhalten, weder über euch noch über 
euren Untergang, aber ich habe eine göttliche Botschaft euch zu 
melden und habe den Auftrag, euch vorzuhalten eure Bosheit 
und die eurer harrende Rache Gottes, die euch sicher treffen 
wird, wenn ihr euch nicht ändert.“ Darauf schildert Skarga den 
Ständen in ergreifenden Worten seine Vision: ,,0 wie verwaist 
bist du volkreiches und fruchtbares Königreich. Du weinst die 
Nächte hindurch und Tränen netzen deine Wangen. Niemand 
gibt dir Trost. Von deinen lieben Freunden verachten dich alle, 
da sie sich in Feinde gewandelt haben. Deine Würdenträger 
treibt man in die Gefangenschaft, wie widerstandslose Schafe. 
Das ganze Volk jammert und sucht Brot. Gott selbst verläßt 
seine Altäre und gibt die Kirchen in feindliche Gewalt. Unser 
Erbe ist den Feinden in die Hände gefallen, und in 
unseren Häusern wohnt der Fremde. Niemand rettet uns aus 
ihren Händen. Die Freudigkeit ist aus unseren Herzen gewichen, 
unser Singen hat sich in Wehklagen gewandelt. Die Königskrone 
ist uns vom Haupte gefallen. Wehe uns ob unserer Sünden! 
Es ist unser Ende gekommen, unsere Tage haben sich erfüllt.“ 
In der „Aufforderung zur Buße“ richtet Skarga, in Anlehnung 
an den biblischen Vergleich von dem Feigenbaum, an Gott 
die Bitte, den Baum zu vernichten. „Keine Nachsicht mehr 
verdient dieser undankbare Baum. Schlage ihn herunter, 
o Herr, schade um den Boden, den er einem besseren Baum 
entzieht. Nimm ihnen das Königreich und alles Eigentum, das 
in ihren Händen ist, und gieb sie einem Volke, das die Erträg- 
nisse deiner Weinberge dir getreulich abführen wird. Pflanze 
hier einen anderen fruchtbaren Baum auf einem so guten 
Boden deines Gartens.“ 
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Skarga beklagt in tiefem Kummer, daß der Adel sich 
anmaße, allein das Vaterland zu verkörpern unter Ausschluß 
der bürgerlichen Berufstände. In dem Augenblick, wo sich 
ein Stand mit erdrückender Übermacht über die anderen 
Stände erhebe, werde der Keim zur Zwietracht im Staate und 
zu seinem Untergange gelegt. Ebenso verurteilt Skarga die 
Überhebung des Adels: „grundlos und hohl ist der Stolz auf 
die Herkunft, denn alle, auch die mächtigsten Könige werden 
auf einerlei Weise wie die Bauern geboren.“ „Und wenn 
jemand — fügt er hinzu — die Reihe seiner Vorfahren durch- 
geht und darunter so viele schlechte, häßliche und offenkundige 
Sünder, unreine Seelen und Räuber findet, unter den Männern 
nicht minder, wie unter den Frauen, da wird der Anspruch 
auf einen Vorrang eitel.“ Aber Skarga ist, treu seiner inter- 
sozialen Stellung, entfernt kein Adelshasser. Er räumt dem Adel 
die historisch ihm zukommende bedeutsame Stellung im Staats- 
leben ein. Der Adel ist ihm wie die hohen Berge, denen be- 
fruchtende Quellen entspringen, um den ausgebreiteten Ebenen 
des sozialen Tieflandes befruchtende Lebenskraft zuzuführen. 
„Ihr seid zusammengekommen, — ruft er im Eingange seiner 
ersten Reichstagspredigt den versammelten Adelsdeputierten 
zu — um als Häupter des Volkes, eurer Brüder, um als Wächter 
der Schlafenden und als Führer der Unwissenden, sowie als 
Leuchten der Nichtaufgeklärten und als Väter einfacher, 
schlichter Kinder über ihr Wohlergehen und ihr friedliches 
Fortkommen zu beraten.“ Der Vorrang beruhe aber auf 
Pflichterfüllung und nicht auf Überhebung. Darum müsse 
der Adel nach Bildung streben und sich durch literarische 
Kultur auszeichnen. Das Buch müsse zu einem gern gesehenen 
Gast in adligen Häusern werden. In der Predigt für das Fest 
Mariae Geburt sagt er, daß der Einfältige, der von der Ver- 
gangenheit nichts weiß, „wie ein Tier auf der Erde lebt, das 
seinen Verstand und Geist nicht übt. Daheim aufgewachsen, 
bleibt er, ohne etwas gelernt zu haben, im engen Bannkreis 
seiner Umgebung und wähnt, daß es nichts Größeres gebe, 
als ihn und sein Geschlecht. Er stirbt und hinterläßt keine 
Spur seines Wirkens, gleich als wenn er überhaupt nicht auf der 
Welt gewesen wäre... Die Unklugen, die sich von Klügeren 
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nicht belehren lassen und keine Kenntnis der Geschichte sich 
aneignen, vergeuden die Zeit ihres Lebens mit sinnlosen Erzäh- 
lungen, bleiben im Nebeldunst ihrer Beschränktheit befangen 
und bauen nach Kinderart Luftschlösser. Den adligen Herren 
und wohlhabenden Familien kann ich den schweren Vorwurf 
nicht ersparen, daß sie die Vergangenheit nicht kennen, weder 
die des eigenen Volkes, noch die der fremden Völker.... 
Daß die armen Leute, die unausgesetzt ihrem Broterwerb nach- 
gehen müssen, dieses Ziel nicht erreichen, nimmt mich nicht 
wunder. Aber für die Wohlhabenden ist es höchst schmachvoll, 
wenn man in ihren Häusern, in denen Trinkgeschirr und Tonnen, 
schöne Gläser und Spielkarten reichlich vorhanden sind, keine 
Bücher findet und auch keinen Geschmack an ernsten Unter- 
haltungen wahrnimmt. Ich würde gern unsere Edelleute dazu 
vermögen, Freude zu finden an historischen Darstellungen, an 
juristischen Büchern, an der Erbauungs- und guten Erzählungs- 
ħteratur.“ Auch das Kriegshandwerk sollte vom Adel, nach 
Skargas Wunsch, mehr geübt werden, leider aber bekomme 
man, so klagt er, auf den adligen Gutshöfen immer weniger 
Kriegsrüstungen und Waffen und dafür immer mehr Prunk- 
kleider aus Samt und Seide zu sehen. 

Skarga erklärt an einer anderen Stelle, daß sämtliche 
Tugenden und Vorzüge des Menschen nichts gelten ohne die 
Herzensgabe des Mitempfindens und des Mitgefühls mit den 
Schwachen. Ohne Mitleid sind die Tugenden ‚eine Rede ohne 
Wahrheit, eine Speise ohne Salz, ein äußerer Glaube ohne guten 
Lebenswandel". Aus diesem Empfinden heraus ist sein mann- 
haftes, warmherziges, seine Schutzbefohlenen vielfach ideali- 
sierendes Eintreten für den Bauernstand zu verstehen. Die 
Bauern sind für ihn die Gerechten, die vielleicht noch den Aus- 
bruch des göttlichen Zornes gegen Polen abwenden werden. 
So faßt er einmal, bei aller Verzagtheit über die Zukunft seines 
Landes, die Hoffnung, Gott würde vielleicht noch Gnade walten 
lassen über Polen wegen ‚der vielen unschuldigen Bauern und 
schlichten Gutsuntertanen‘. Wenn Skarga die Lage der Bauern, 
sowohl der auf königlichen Domänen als auch der auf adligen 
Privatgütern, in gleichem Maße schlecht findet, so nimmt er, 
um auf seine Hörer, den Adel und die beamteten Würdenträger, 
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eine einheitliche Wirkung auszuüben, keine Rücksicht auf 
bestehende Unterschiede und Abstufungen erheblicher Art. 
Daß die Geistlichkeit bei Zehntstreitigkeiten mit den Guts- 
herren die schuldlosen Bauernschaften mit, Bannflüchen belegt, 
geißelt er als einen argen Mißbrauch geistlicher Gewalt und als 
eine Gemütsroheit gegenüber den religiösen Empfindungen 
und Bedürfnissen des Landvolkes. In der Reichstagspredigt 
über „die ungerechten Gesetze‘ geißelt er die polnische Bauern- 
gesetzgebung, die den Bauern der Willkür des Gutsherrn ohne 
die geringste Einschränkung ausliefere: „Man muß auch jenes 
schlechte Gesetz berühren, sagt er, durch welches Kmeten 
(d.h. Bauern), freie polnische Leute und arme Untertanen 
zu Sklaven gemacht. werden, gleich als wenn sie gekaufte 
Manzipien oder in einem rechtmäßigen Kriege gefangene 
Feinde wären. Man verfährt mit den Bauern nach Belieben, 
verfügt über ihr Vermögen, ihre Gesundheit und ihr Leben, 
ohne ihnen die Möglichkeit eines Rechtsschutzes zu belassen“. 
Der Adel übe gegenüber dem Bauernstande, sagt er in einer 
spitzen Redewendung, ein supremum dominium aus, gegen das 
er selbst aber in seinem Verhältnis zum König sich so heftig 
sperre. „Wenn die polnischen Bauern weder gekaufte Sklaven 
noch Kriegsgefangene sind, wenn sie Polen von demselben Blute 
sind und keine Türken oder Tataren, wenn sie Christen sind, 
weshalb sollen sie die Knechtschaft erdulden ? Weshalb wollen 
wir sie als Sklaven und nicht als Mietsleute auf den 
Gütern zu ländlichen Arbeiten verwenden ?“ „Wenn der Bauer, 
redet Skarga den Adel an, auf seinem Acker angesessen ist und 
sich schlecht aufführt, so magst du ihn aus dem bäuerlichen Hof 
entfernen, aber du darfst ihm nicht seine angeborene und christ- 
liche Freiheit nehmen... Wir zwingen mit Gewalt treue und 
heilige Christen unseres Volkes, die nie vordem Sklaven gewesen 
waren, ohne irgend ein Recht unter das Joch der Sklaverei... 
Wie sollen wir, mit so tyrannischen Übergriffen belastet, vor 
das Antlitz Gottes treten?“ „Das Blut unserer Untertanen 
und Bauern, das unaufhörlich ohne Schonung fließt, welch 
eine Strafe beschwört es herauf über das ganze Königreich!“ 

Der Weg, den Skarga zu einer Besserung der Lage der 
Landbevölkerung weist, hätte die breite Masse der geistlichen, 
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adligen und fiskalischen Gutsuntertanen in Polen einer größeren 
persönlichen Bewegungsfreiheit entgegengeführt. Aber da er 
dem Gutsherrn das ausschließliche Eigentumsrecht an dem 
Bauernland zuzusprechen geneigt ist und ihm die Befugnis 
einräumt, einen mißliebigen Bauer von der Scholle zu ver- 
treiben, hätte die Verwirklichung seiner Wünsche eine irgendwie 
angemessene Lösung der schwierigen bäuerlichen Frage im 
damaligen Polen kaum bringen können. Die persönliche Be- 
freiung des bedrückten Bauernstandes wäre eine rein äußer- 
liche geblieben. Sie hätte den Bauern nur um eine bei den 
damaligen Verhältnissen recht wertlose Illusion reicher gemacht, 
während sie auf der anderen Seite sein Besitzrecht an dem 
ererbten Hof gelockert hätte. Mag nun dieses Besitzrecht 
auch ganz unbefriedigend gesichert gewesen sein, so war e8 
immerhin die unentbehrliche materielle Unterlage, ohne die 
es für die Bauernklasse keine geordneten wirtschaftlichen 
Verhältnisse, kein Familienleben und keine Gesittung geben 
konnte. 

Man wird bei der Forderung Skargas, die Regelung der 
bäuerlichen Verhältnisse auf einen Mietsvertrag zu begründen, 
an die Zustände erinnert, wie sie zwei Jahrhunderte später 
das Herzogtum Warschau erlebt hat. Die Verfassungsurkunde 
des Herzogtums erklärte die bäuerlichen Hintersassen für frei 
von allen Zwangsverpflichtungen dem Gutsherrn gegenüber. 
Jedes persönliche Abhängigkeitsverhältnis der Bauern wurde 
durch die von Napoleon dem Lande gegebene Verfassung auf- 
gehoben. An Stelle der hergebrachten gutsherrlich-bäuerlichen 
Rechtszustände trat ein Vertragsverhältnis. Das vorüber- 
gehende Ergebnis war eine nicht zu verkennende Stärkung 
des persönlichen Unabhängigkeitsgefühls der Bauern. Der 
Vorteil, der hieraus erwuchs, kam aber nicht recht zur Geltung, 
da einerseits der Gutsherr als der ausschließliche Eigentümer 
an dem von den bäuerlichen Wirten besessenen Land anerkannt 
wurde, andererseits der Bauer darauf angewiesen war, auf 
Grund eines Pachtvertrages sich die weitere Nutzung seines 
Hofes und Ackers zu sichern. Bei der wirtschaftlichen Rück- 
ständigkeit der Landbevölkerung ergab sich als Folge der neuen 
gesetzlichen Bestimmungen eine allgemeine Verwirrung der 
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Wirtschafts- und Rechtsverhältnisse des platten Landes. Um 
so viel weniger hätten zu den Zeiten König Sigismunds III. 
die gutgemeinten Reformvorschläge seines Hofpredigers durch 
die Verleihung persönlicher Freiheit ohne gleichzeitige Sicherung 
einer festen wirtschaftlichen Unterlage dem polnischen Bauern- 
stande irgend welche Vorteile gebracht; sie hätten vielmehr 
die schwierigen sozialen Verhältnisse des Landes nur noch 
verschlechtert. | 

Aber wir wollen nicht mit ihm rechten. Es kam ihm auf 
die Wirkung seiner Worte an. Jedenfalls mag nach seinen 
damaligen Beobachtungen die persönliche Entrechtung des 
Bauernstandes durch die Gutsherrschaft bedenklichere Fort- 
schritte gemacht haben als die materielle Schädigung der 
bäuerlichen Vermögens- und Erwerbsverhältnisse. 

In welchem Maße unabhängig von den vorübergehenden 
Erscheinungen und wie tief sich das seelische Innenleben des 
tragischen Warners vollzog, ist auch in seiner Vortragsweise 
zu erkennen. Wie verbürgt wird, ließ er seine warnenden Worte 
mitunter in Situationen vernehmen, bei denen man jubelnde 
Töne erwartet hätte. Während man um ihn herum über eine 
große Siegesnachricht tosend frohlockte, drang zu seinem Ohr 
viel mächtiger der rauschende Wogengang des dem Verderben 
zueilenden Schicksals Polens. 

„Ich habe meinen Landsleuten gedroht, sagt er in einem 
Gebet, wie du es, mein Herr, befohlen hast, daß sie untergehen 
und von ihren Feinden gefressen würden, daß ihr Königreich 
untergehen und auf andere Völker übertragen würde... 
Ich habe sie gebeten, sich aus ihren schweren Sünden zu er- 
heben. Was soll ich noch mehr tun, o Herr? Ich habe sie 
in Sorge um ihr Heil herzlich zur Einkehr und Besserung 
aufgefordert und du weißt es, daß ich gern mein Leben daran 
setzen würde, um ihr und des Vaterlandes Wohlergehen doch 
noch zu ermöglichen . .. Ich weiß nicht, wie es kommt, daß 
ihnen deine Sendung und meine Worte nicht helfen. Die Arbeit 
auf einem so harten Boden hat mich altes Zugtier erschöpft 
und die Kraft von mir genommen, ohne daß ich den Segen 
einer guten Ernte schaue... . In eine üble Zeit bin ich hinein 
geraten, in die Zeit des Herbstes, der sprossende Keime nicht 
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mehr treibt. Die listigen Fische fliehen vor deinem Netze und 
lassen sich nicht fangen . . . Ihnen ist dein Wort wie Sang 
und Klang, aber ihren Wandel bessern sie nicht. Wer ist schuld 
daran, o Herr? Dein Gericht ist furchtbar. Vielleicht bin ich 
die Ursache? Durch Furchtsamkeit oder Sorglosigkeit oder 
Unkenntnis verderbe ich deine Saat! Aber, o Herr, nimm eine 
Entschuldigung deines Sendboten an und erbarme dich seiner 
gemäß der Verheißung. Wenn der Wächter auf dem Turme 
rufen wird: dort kommt der Feind, und wenn die Bürger sich 
-trotzdem nicht warnen lassen, so tragen sie selbst die Schuld, 
und der Wächter wird von Strafe freibleiben.“ 

Der vorherrschend pessimistische Grundzug von Skargas 
Kanzelberedsamkeit beeinflußt naturgemäß bei ihm in erheb- 
lichem Maße die Schilderung der Zustände. Er zeichnet in 
großen Zügen und legt grelle Farben auf zur Hervorhebung 
der Gegensätze. Ein ausgeglichener, sorgsam feilender Stilist 
etwa nach klassischem Vorbild ist Skarga nicht, obwohl er eine 
umfangreiche Kenntnis der klassischen Literatur besaß. Er 
spricht eine eigene Sprache, scharf und wuchtig, bald stockend, 
dann wieder mächtig ausladend mit neuen Wortformen, neuen 
Wortbildern und Vergleichen. Das erste ist ihm der Inhalt 
und die Wirkung. Den gewaltsamen Wendungen und Vor- 
stößen seiner Gedanken gibt er Ausdruck in einem felsartig 
aufeinander getürmten und zerklüfteten Satzgefüge, an dem 
eine rein formale Stillehre keine Freude haben mag. Darum 
sind seine Predigten für denjenigen, dem die Sprache nicht 
voll vertraut ist, keine leichte Lektüre. Aber eine künstlerische 
Wirkung üben die Predigten trotz des alle Konvention durch- 
brechenden Aufbaues doch. Mit vielem Recht hebt Adam 
Mickiewicz in den am College de France gehaltenen Vor- 
lesungen über ‚die slavische Literatur‘ als einen inneren Vorzug 
hervor, daß Skargas politische Predigten nie an Ereignisse 
und Vorfälle persönlicher Art anklingen. Bei dem lebhaft 
pulsierenden öffentlichen Leben in Polen und bei dem Tem- 
perament des Hofpredigers war dies jedenfalls eine anerkennens- 
werte Eigenschaft. Seine immerhin vereinsamte und wenig 
geschützte Stellung veranlaßte manche mit seinen Predigten 
unzufriedene Gegner, die aus allen Lagern kamen, gegen ihn 
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mit körperlichen Insulten und Verbalinjurien vorzugehen. 
Er pflegte in solchen Fällen für diese Widersacher seine Für- 
sprache einzulegen und sie von der Strafe des Gesetzes zu 
befreien. Bei den gegen ihn gerichteten Angriffen bewahrte 
er die beste Laune. Als man ihm vorwarf, daß er durch seinen 
Einfluß auf König Sigismund Bewerbern Ämter, Pensionen und 
Würden zuwende oder versage, gab er zu, sich einmal in seinem 
Leben einer solchen Handlungsweise schuldig gemacht zu 
haben. Für seinen altgewordenen Hofkutscher, der ihn jahre- 
lang gefahren und nie mit dem Wagen umgeworfen habe, sei 
er bei König Sigismund eingetreten und habe ihm aus den 
Salzeinkünften eine Altersrente von 20 Groschen wöchent- 
lich erwirkt. 

Vergleicht man Skarga mit dem großen Hofprediger 
Ludwigs XIV., so tritt nicht nur in der äußeren Form der 
Predigten, sondern vor allem in ihrem Inhalt ein starker Gegen- 
satz zutage. Am bezeichnendsten ist ihr Verhältnis zum Träger 
der Krone und zu den Großen. Bossuet bezeichnet von der 
Kanzel herab den König als Louis le Grand, le plus grand, 
le plus sage, le plus religieux de tous les rois. Ihm „erschien 
Gott gewissermaßen größer“, wenn sich zu den Anbetern aus 
dem gewöhnlichen Volke auch Mitglieder der besseren Gesell- 
schaft gesellten. Die Kirchenandacht schien ihm an Wert zu 
verlieren, wenn „die Prinzen und die Großen sie vernach- 
lässigen“. Skarga blieb von solchen Anschauungen frei. Er 
kündet dem König Sigismund: „Doch ich wende mich an dich, 
mein gnädiger König, indem ich gestehe, wie sehr ich mich 
vor Gott fürchte, wenn ich vielleicht aus menschlicher Furcht 
vor Ew. Majestät das nicht zum Ausdruck gebracht habe, 
was mir Gott befohlen.“ Ebenso sachlich und unvoreingenommen 
war die Stellung Skargas zu den vornehmen Ständen im Reich, 
denen er einen Vorrang in ihrem Verhältnis zu Gott und zur 
Religion nie eingeräumt hat. 

In dem Kampf mit dem in der polnischen Staatsverwaltung 
und in der polnischen Gesellschaft herrschenden anarchischen 
Geist ist er gegen den Abschluß seines Lebens erlahmt. Trotz 
der ganzen Wucht seines Temperaments und der Kraft seiner 
Überzeugung war ihm ein Erfolg nicht beschieden. Die Masse 
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erwies sich als stärker als der geläuterte Einzelwille einer über- 
ragenden Persönlichkeit. Dadurch wird aber das Interesse 
an dem mutigen Streiter, der den Siegespreis nicht errang, 
nicht geringer. Es ist ein von Ranke betontes Vorrecht der 
Historie, auch derjenigen Bestrebungen und Persönlichkeiten 
zu gedenken, die sich wegen der Ungunst der Verhältnisse 
nicht haben durchsetzen können. 


II. Miszellen. 


Eigenhändige Aufzeichnung Kaiser Nikolais I. 1848 
unmittelbar vor Ausbruch derFebruarrevolution.s. d.!) 


Mitgeteilt von 
Th. Schiemann. 


Si je considère l’état actuel de l’Europe, vaste tableau 
d’ecroulement progressif de l’ordre social, consacré par des 
traités à la suite de luttes si longues si sanglantes, il m'est 
impossible de ne pas en rechercher la première cause dans 
l’inconcevable aveuglement, dans la peur qui en 1830 fit recon- 
naître et par là consacra un acte inoui, subversif du principe 
de notre existence, l’usurpation de Louis Philippe, à la suite 
d’une révolte contre le souverain légitime. Il n'entre pas 
dans mes intentions de relever ici les causes qui aménèrent 
cette première revolution dont on cherche à creuser la gravité, 
en rejettant tout le tort sur Charles X. Je ne l’ai jamais excusé, 
je ne l’excuserai non plus maintenant, car il avait forfait à 
sa parole de Roi. Mais ses torts ne pouvaient retomber sur le 
souverain légitime qui devait lui succéder et qui doit rester 
tel à nos yeux. Je le repète donc, en transigeant avec ce prin- 
cipe sacré, en consacrant l’usurpation par notre reconnais- 
sance, nous avons sappé nous mêmes le principe de l’ordre social 
— la légitimité. Depuis ce triste et à jamais honteux acte, il 
a suffi aux cocquins, aux révolutionnaires pour tenter plus; 
bientôt un second succès tout aussi honteux et déplorable est 
venu couvrir de succès leur hardiesse et la Belgique fut sé- 
parée de la Hollande. La Pologne voulut suivre cet exemple, 
et Dieu permit qu’un exemple de résistance fut donné par 


1) Original in der höchsteigenen Bibliothek S. Maj. des Kaisers 
von Rußland. 
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la Russie, cette tentative la Pologne l’a payée de son existence 
— que n’en fut-il de même partout! A cette époque se rattache 
un grand et pitoyable acte de faiblesse de nos voisins: la Prusse 
et l'Autriche donnent azyle à mes troupes polonaises révol ées 
et refusent de me livrer des misérables, qui avaient forfait 
à l'honneur, trahi leur souverain et porté les armes contre 
lui! Exemple désastreux; qui nous fit juger du dégré d'intimité 
qui pouvait desormais exister entre nous, mais qui porta ses 
fruits à ceux mêmes qui s’en rendèrent coupables. La Prusse 
orientale et la Hongrie, infectées par la présence prolongée 
de ces misérables en ont emprunté le mauvais esprit, et la Prusse 
surtout s’en ressentira longtemps. Depuis cette triste époque, 
notre intime union a disparue; l’apparence seule est restée 
et la défiance est venue se mêler à toutes nos relations, car 
évidemment nos principes n'étaient pas les mêmes. Cependant, 
la générosité fut toujours le rôle de la Russie, et fidèle à ce 
principe que l'Empereur Alexandre m’a légué, je crois pouvoir 
affirmer que jamais cette défiance, bien juste de ma part, n’a 
rejailli sur nos affaires. Cette même influence désirée que les 
réfugiés polonais avaient exercée sur la Prusse, se communiqua 
à leur passage à taute l’Allemagne et vint augmenter le mauvais 
esprit qui germait partout, grace à la détestable organisation 
de la pluspart des universités, qui depuis des années pervertissaient 
les générations croissantes. Depuis lors, ce mauvais esprit, 
jusqu'alors caché, devint une espèce de puissance, et la licence 
de la presse, toujours impunie, vint y mettre le comble. Dans 
ce même temps, l’Angleterre, conduite par des mains impru- 
dentes, commença son suicide par des réformes qui ont détruit 
son ancienne organisation, qui avait traversé des siècles, et 
ces reformes ont amené une telle confusion en tout ce pays, 
que l’on peut affirmer que l’ancienne Angleterre a disparu, 
remplacée par une Angleterre qui n’a conservé de son ancien 
état que ses vices, mais qui pour se soutenir, se met hardiment 
comme protectrice avouée de tout ce qui est désordre, révolution 
ou bouleversement. Il est singulier à dire qu’un gouvernement, 
créé par la plus infâme des révolutions, ayant en tête un usur- 
pateur, donne à ce moment l’exemple d’une lutte constante 
de ce même pouvoir avec le principe qui l’a créé et, ici qu’hon- 
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neur soit rendu a L. Ph., il ne lutte pas sans succès. Mais il 
est impossible à croire que pour cela même il puisse être admis 
au nombre des souverains conservateurs, car s’il l’était même 
de bonne foi, il n’en peut avoir le pouvoir. Sachons lui gré 
de sa lutte constante, mais n’exigeons pas plus et surtout 
ne comptons pas sur lui et sachons nous en passer dans nos 
propres affaires. 

Les derniers évènements d’Italie qui se déroulent encore, 
mais dont il est aisé de prévoir l'issue, depuis que la faiblesse 
est la consigne de tous les souverains, ne sont que le fruit 
dès longtemps prévu d’abus intolérables et d’une indifférence 
déplorable qui dépasse toute croyance. Ici, l’Autriche a de 
grands torts à se reprocher, tant par son ingérence souvent 
blessante, que par sa bigoterie qui la faisait taire, quand elle 
devait parler. L'affaire suisse est aussi un des scandales qui 
caractérisent notre triste époque, j'ai maintefois dit ce que 
j'en pensais. 

Cette affaire éminement allemande est devenue une affaire 
soumise aux convenances parlementaires de Mr. Guizot; elle 
finira bien ou mal, un fait restera patent, c’est que l’Allemagne 
n’a pas su la mener à fin, comme il lui convenait de le faire. 
C’est ici le lieu d’établir que le fantôme de l’union de l’Alle- 
magne n'est qu'un mot vide de sens dès que l’occasion se 
présente pour en faire foi, cela touche au ridicule et ne trompe 
plus personne. | 

Enfin la Prusse et l’Autriche se trouvent dans une position 
toute particulière, toutes deux; la première sous un régime 
nouveau, créé par l'imagination du Roi, donnant une consti- 
tution et niant que s’en soit une; l’autre sans souverain, 
s’efforgant de jouer au maître et présidée par un triumvirat. 
Voilà quels sont nos alliés. Que nous convient- il donc à faire 
en telles circonstances ? Pour repondre à cette question, il faut 
d’abord poser en principe que la Russie a deux positions différentes. 
1) comme alliée, comme membre des états, l’autre 2) celle qui 
lui convient pour ses intérêts directes. 

Nul doute que tant que la Russie est liée par des traités 
à d’autres puissances avec les quelles elle est solidaire de 
l'ordre public en Europe, elle doit accomplir sa tâche, tant 
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que c’est exécutable. Dans le moment actuel, il ne peut être 
question sous ce rapport que de terminer ce qui doit en devenir 
en Italie. Notre position dans l’affaire suisse est déjà prise; 
nous n'y avons plus rien à dire pour le moment. L/affaire 
Italienne est plus délicate, car nous sommes dans l’indéfini, 
car en effet que peut on prévoir dans desévènements semblables, 
si non telle ou telle forme de destruction du passé, il est donc 
trop tôt de se prononcer sur des résultats qui n’ont pas encore 
été accomplis — mais il est de notre devoir de poser en 
principe ce que nous pouvons admettre ou non, 
ainsi donc un changement de domination ou d’étendue de tel 
ou tel état et leur indépendance sont des points qui peuvent 
dès ce moment être déclarés par nous comme des principes conclus 
par le droit public, sans que nous nous immiscions dans les 
affaires intérieures des pays. Je pense que l’Angl. elle même 
ne peut se refuser d’y accéder, car elle est signataire des traités. 
Hors de là je ne vois rien à faire au moment. 

Si la guerre éclatait entre Autriche et le Piemont, nous 
n’avons rien à y faire, à moins que l'Autriche eut la France 
sur le bras, chose qui ne paraît pas probable et auquel cas la 
guerre serait générale. Mais envoyer des contingents de troupes 
dans des contrées aussi lointaines, je ne le ferai jamais. 

Mais il est possible que l'esprit révolutionnaire en Alle- 
magne, encouragé par ce qui a réussi en Suisse, par ce qui se 
fait en Italie, et fort mal contenu par des souverains faibles 
ou incapables, vienne subitement à éclater, gagnant d’État 
en État, comme une trainée de poudre, alors je crains fort 
qu’il ny aura guère de (resistance) dans toute l’Allemagne, et 
même s'il y a lutte, que cette lutte ne tourne à l'avantage 
des révolutionnaires. 

Alors il faudra se décider, dans notre intérêt bien entendu, 
de marcher hardiment à la rencontre du mal, qui nous menacerait 
nous mêmes, et à rallier à notre bannière tout ce qui restera 
d’amis à l’aider. Ce rôle convient à la Russie, je l’accepte, 
j'irai au devant du danger, m’appuyant sur le bon droit et 
mettant ma confiance en Dieu. Jusqu'à ce moment là notre 
intérêt nous commande de rester tranquilles spectateurs et 
prêts à tout évênement. 


III. Kritiken, Referate, Selbstanzeigen. 


Velikij Knjaz Nikolaj Michajlovič. Peter- 
burgskij Nekropol’. T. I. A— G. Petersburg 1912. XX 
+ 715 S. 


Im Auftrage des Großfürsten Nikolaj Michajlovič hat 
V. Saitov sich der dankenswerten, aber überaus mühsamen 
Arbeit unterzogen, die Grabinschriften der Kirchhöfe und 
Kirchen von Petersburg und der nächsten Umgebung der Stadt 
zu sammeln und herauszugeben, soweit sie seit Gründung 
St. Petersburgs bis ins XX. Jahrhundert erhalten sind oder 
an der Hand von Kirchenbüchern nachweisbar waren. Herr 
Saitov hat aber bei der überwältigenden Fülle des Materials 
eine Auswahl getroffen. Vollständig wiedergegeben sind mit 
Geburt und Todesdatum die Namen der Edelleute und der 
schwarzen Geistlichkeit, die der weißen Geistlichkeit hinab bis 
zu den Popen. Von den Kaufleuten die „namhaften Familien“ 
und die Vertreter großer Firmen. Von den anderen Ständen 
nur Persönlichkeiten, die sich hervorgetan haben oder Stamm- 
väter des Beamtenadels geworden sind. Erzählende Inschriften 
literarischen oder historischen Charakters werden in Ausnahme- 
fällen mitgeteilt. 

In Betracht kamen 20 noch benutzte Kirchhöfe, 14 ge- 
schlossene, 32 aus der nächsten Umgebung Petersburgs und 
62 Kirchen. An die Spitze der Edition ist die Grabstätte der 
Kaiserlichen Familie in der Kathedrale der Peterpaulsfestung 
gesetzt. Da der erste Band nur 4 Buchstaben umfaßt, haben 
wir eine Reihe von Bänden zu erwarten, die als Ergänzung 
zu der gleichfalls im Auftrage desGroßfürsten Nikolaj Michajlovič 
edierten ‚Moskauer Nekropolis“ ein überaus kostbares bio- 
graphisches Material bieten. Wir haben gegen die Editions- 
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prinzipien des Editors nur die eire Einwendung zu machen, 
daß da, wo die fremdländischen Namen russisch transkribiert 
werden, Ungenauigkeiten und Unklarheiten entstehen, sobald 
es sich um den im Russischen nicht vorhandenen Buchstaben H 
handelt, der ebenso wie das G durch russisch I wieder- 
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Morawski, Kazimierz Maryan. Ignacy P ot o ck i. Część I. 
- 4750—1788. Warszawa 1911. 145 S. (Band XXI der von 
. Askenazy hrsg. Monographien zur neueren Geschichte). 


Professor Askenazy aus Lemberg ist der betriebsamste Or- 
ganisator der historischen Forschung auf dem Gebiete der 
neueren und neuesten Geschichte Polens. Er hat vor allem dem 
jüngeren Nachwuchs der Historiker seine starke Werbekraft 
zugewandt und sie zur Bearbeitung von Themen veranlaßt, die 
meist in die Zeit um 1800 fallen. Von ihm wird auch die Wahl 
des geschichtlichen Stoffes ausgegangen sein. Man kann sie 
im allgemeinen nur billigen, wird aber andererseits auch die 
Bedenken nicht unterdrücken, daß manche Themata doch recht 
umfassend sind und in methodischer Beziehung die Gefahr in 


sich bergen, daß die Untersuchung nicht in der Tiefe schürft. 


Ein solches Thema ist die Darstellung der vielseitigen kultu- 
rellen und politischen Tätigkeit von Ignaz Potocki. Es hat 
aber ein besonderes Glück darüber gewaltet, daß eine solche 
Aufgabe einem Bearbeiter zufiel, dessen reger und lebendiger 
Orientierungssinn, geschult und gestärkt durch fleißig eindrin- 
gende Arbeit, den Schwierigkeiten gewachsen war. Indem wir 
uns ein näheres Eingehen auf die vorliegende Untersuchung bis 
zum Erscheinen des zweiten Teils aufsparen, bemerken wir 
nur, daß der erste Teil der Darstellung die Jugendzeit Ignaz 
Potockis (von 1750—1773) umfaßt, der zweite seiner Tätigkeit 
in der Edukationskommission (1773—1788) gewidmet ist, der 
dritte die für ihn sehr lehrreiche, zusammen mit Branicki im 
Jahre 1776 unternommene Reise nach Petersburg schildert, der 
vierte endlich seine Tätigkeit im „Immerwährenden Rat“ be- 
handelt. Wünschenswert wäre in dem ausstehenden Schlußteile 
der Untersuchung eine andere Anordnung des ganzen Apparats 
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der Anmerkungen. Der Text umfaßt 67 Seiten, ohne daß irgend- 
ein Zahlzeichen auf Erläuterungen hinwiese, und daran schließen 
sich die Anmerkungen, die erst auf S. 135 ihren Abschluß finden. 
Die einheitliche Wirkung der wissenschaftlichen Leistung wird 
dadurch in ganz ungewöhnlichem Maße gestört. Man hat zwei 
serienweise gesonderte Arbeiten vor sich, von denen jede für 
sich gelesen werden muß. Es wäre ratsam, die Anmerkungen 
— soweit möglich — in den Text zu verarbeiten und was dann 
noch übrig bliebe, als Fußnoten zu drucken. Die Urkunden- 
beilagen sollten allein in den Anhang kommen. Ohne äußer-. 
lich sichtbare, Text und Anmerkungen verbindende Hinweise 
findet man im Nachtrage am Anfang der einzelnen Absätze 
Vermerke wie: „S. 9sq., S. 47 sq.“ u.ä. Das reichliche Druck- 
fehlerverzeichnis verrät eine mangelhafte Korrektur. Bei einer. 
geänderten Anordnung würde auch die etwas starke Über- 
ladung mit Erläuterungen vermieden werden können. 


Berlin. J. Paczkowski. 


Korzon,Tadeusz. Dzieje wojen i wojskowości w Polsce. 
(Geschichte der Kriege und des Kriegswesens in Polen.) 
Krakau 1912. 3 Bände. Bd. I (VIII, 387 S. 1 Karte), 
II (532 S.), ILI (461 S.). 

Der Verfasser, dessen Hauptwerk eine sehr umfangreiche 
Darstellung der inneren Verhältnisse Polens unter dem letzten 
Könige Stanisław August Poniatowski ist, liefert in drei starken’ 
Bänden vornehmlich eine Erzählung des Gesamtverlaufs der 
Kriegsgeschichte in Polen. Die Schilderung der Kriegs- und 
Heeresverfassung tritt dagegen, obwohl auch ihr einige Be- 
trachtungen gelten, zurück gegenüber der breitfließenden chrono- 
logischen Darstellung. Das Werk Korzons ist der erste Versuch 
ın der polnischen Historiographie, die Gesamtheit der Kriegs- 
ereignisse des Landes im Zusammenhange zu behandeln. Darum 
bekennt auch der Verfasser mit anerkennenswerter Offenheit, er 
sei sich klar, daß seine Darstellung, die dem Leser ein allgemeines 
Bild bieten solle, notwendigerweise mit vielen Mängeln und 
Lücken behaftet sein müsse. Jedenfalls hat er aber eine Grund- 
lage geliefert, auf der seine Nachfolger in der Forschung werden 


36 * 


564 Kritiken, Referate, Selbstanzeigen. 


weiterbauen können. Korzon selbst gibt eine Erzählung der 
Kriegsereignisse in Polen bis zum Untergange des Staates. 
Die Zeit nach den Teilungen bis 1831 ist von Gembarzewski 
behandelt. Der Hauptanteil fällt der Zeit von 1572 bis 1683 zu. 
Der ganze zweite 532 Seiten umfassende Band ist ihr gewidmet. 

Der Verfasser unterscheidet fünf Perioden der Entwicklung 
der polnischen Kriegsgeschichte. Die erste umfaßt die Jahre 
992—1386 (Seite 16—106 des ersten Bandes), die zweite die 
Jahre 1386—1572, also die Zeit der Jagellonen (S. 107—382), 
die dritte geht von 1572—1699 (Bd. II S.1—532, Bd. III 
S. 11— 75), die vierte von 1700—1764 (S. 76—117 des III. Bandes 
und endlich die fünfte 1764—1794 (S. 118—252). Eine Über- 
sichtskarte des gesamtpolnischen Kriegsschauplatzes im Maß- 
stab von 1 : 2000000 ist dem ersten Bande beigegeben. Von 
dem Verfasser selbst entworfene Schlachtenpläne, die die 
Stellungen und Bewegungen der Truppen veranschaulichen 
würden, sind in dem Werke nicht enthalten. Dagegen finden 
sich vereinzelt Kopien alter Schlachtenbilder. Eine der Schilde- 
rung des Entsatzes von Wien von 1683 beigefügte Planskizze 
(Maßstab 1 : 75000, Bd. II S. 512) bietet die Namen der Ort- 
schaften, Wasserläufe und Berge und außerdem noch Höhen- 
linien. Sie orientiert nur allgemein über die Ortslage, ohne über 
die Aufstellung der beiden Armeen kartographisch einen Auf- 
schluß zu geben. Hervorgehoben zu werden verdient die Schilde- 
rung der russisch-polnischen Kämpfe und der kriegerischen 
Vorgänge auf dem östlichen Kriegsschauplatz. Überhaupt 
bildet die reichliche Heranziehung der verstreuten russischen 
Literatur, die dem greisen Verfasser, einem Schüler der Moskauer 
Universität, von alters her vertraut ist, einen Vorzug seines 
Werkes. 

Berlin. J. Paczkowski. 


R. Jecht, Der Oberlausitzer Hussitenkrieg und das Land der 
Sechsstädte unter Kaiser Sigmund I. 

Der bedeutsamen Publikation im ‚Codex diplomaticus. 
Lusatiae superioris II.“, enthaltend die „Urkunden des Ober- 
lausitzer Hussitenkrieges und der gleichzeitigen die Sechs- 
lande angehenden Fehden“, die R. Jecht im Auftrage der 
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Oberlausitzer Gesellschaft der Wissenschaften in zwei starken 
Bänden (I. Band umfassend die Jahre 1419—1428, IL Band 
die Jahre 1429—1437) in den Jahren 1896—1903 heraus- 
gegeben hat, ist nunmehr die Darstellung oder wenigstens ihr 
Anfang nachgefolgt, in einem schönen Buche, das die Ober- 
lausitzer Gesellschaft der Wissenschaften im Verein mit der 
Stadt Görlitz der Universität Breslau zum 100jährigen Jubel- 
tage im vergangenen Jahre 1911 gewidmet hat. 

| Die Oberlausitz besaß in dem von Görlitz, Bautzen, Zittau, 
Löbau, Lauban und Kamenz im Jahre 1346 geschlossenen 
Sechsstädtebund eine politisch und kriegerisch sehr wirksame 
Organisation, die J. einleitend sehr gut und anschaulich charak- 
terisiert. Die ständischen Verhältnisse lagen in der zweiten 
Hälfte des 14. Jahrhunderts und zu Beginn des 15. so, daß 
die Städte den Ton angaben, der Landadel mit den Städten 
Hand in Hand ging, die Kirche zwar großen Einfluß besaß, 
aber in vollster Eintracht mit der Bevölkerung auf streng 
katholischem Standpunkt stand, der untertänige Bauernstand 
sich im allgemeinen nicht schlecht befand. Handel und 
Industrie blühte, von dem fern in Prag lebenden Oberherrn 
König Wenzel wußte man nicht viel; sein Statthalter, der 
Landvogt Hinko Berka von der Duba genannt Hlawatsch 
(1410—1420), war annehmbar. Die Lausitzer hatten ebenso 
wie die Schlesier durchaus keinen Grund, der Nachfolge Sig- 
munds nach Wenzels Tod (16. August 1419) irgendwelche 
Schwierigkeiten zu bereiten und ihm Hilfe gegen die hus- 
sitischen Böhmen zu verwehren. Sie halfen ihm im verun- 
glückten Feldzug des Jahres 1420, sie schlossen sich am 24. Juni 
1421 dem Reichsbund gegen die Hussiten an, kämpften im Herbst 
mit vor Saaz und anderwärts, nur an den blutigen und für Sig- 
mund so unglücklichen Kämpfen um Kuttenberg und Deutsch- 
Brod (21. Dezember 1421 bis 10. Januar 1422) nahmen sie 
nicht mehr teil. Schon zu Beginn 1422 mußten dann die Ober- 
lausitzer in der Niederlausitz und in Schlesien gegen einge- 
brochene böhmische Hussiten helfen und im Oktober an dem 
mißglückten Zug des Kurfürsten Friedrich von Sachsen als 
Heerführer Sigmunds zur Befreiung der Burg Karlstein teil- 
nehmen. 
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Die erste der oberlausitzer Städte, die von den Hussiten 
angegriffen wurde, war Zittau und Umgebung (Februar 1424), 
und von da an wächst die Gefahr an des Landes Grenzen die 
nächsten Jahre fast ununterbrochen fort und zwingt die ganze 
‚Oberlausitz in den Jahren 1424—1427 zu fortwährenden 
Rüstungen und Aussendung von Hilfsvölkern, sowie zu wich- 
tigen Verhandlungen mit den Nachbarn: an der blutigen 
Schlacht vor Aussig (16. Juni 1426) waren sie mitbeteiligt; 
die Not der Zeit veranlaßt sie, mit Meißen und Schlesien (6. Juli 
4426) Bündnisse zur Abwehr des eventuell eindringenden 
Feindes zu schließen; Gesandtschaften an den König nach 
Ungarn und von ihm waren an der Tagesordnung; die Be- 
festigungen wurden erneuert und verstärkt. Das Jahr 1427 
brachte dann wirklich den Einbruch der Hussiten in das Land 
Zittau und die Erstürmung von Lauban (16. Mai), begleitet von 
fürchterlicher Verwüstung eines großen Teils des Oberlausitzer 
flachen Landes; das folgende 1428 zuerst den Hussiteneinbruch 
von Ungarn aus nach Schlesien, dem Görlitz und die anderen 
Städte Hilfe zusandten, dann im Oktober/November den An- 
griff auf Löbau, der allerdings abgeschlagen wurde, ja sogar 
einen kleinen Sieg über die Hussiten bei Kratzau-Machendorf 
(16. November) zur Folge hatte. Im Jahre 1429 aber er- 
schienen die Hussiten dreimal in der Oberlausitz, verwüsteten 
das freie Land, nahmen Kamenz und Lauban, griffen allerdings 
vergeblich Zittau und Görlitz an, bestürmten Bautzen und 
zwangen es zu einem Vertrag; und als durch den Abzug der 
Tschechen nach der Niederlausitz die größte Gefahr im Herbst 
überstanden schien, erhob sich die nicht minder arge, daß man 
Grund hatte, im Lande selbst allenthalben Hinneigung zu den 
Feinden zu vermuten. Mit dieser düsteren Aussicht am 
Ende des Jahres 1429 schließt der erste Band. 

In diesen großen Rahmen des äußeren Verlaufs des Ober- 
lausitzer Hussitenkrieges fügt J. die mannigfachsten Nach- 
richten historischer und kulturhistorischer Art. Die inneren 
politischen Vorfälle, Kämpfe, Streitigkeiten der Oberlausitzer, 
die nicht oder wenigstens nicht unmittelbar mit den Hussiten- 
kriegen zusammenhängen, werden am Schlusse jedes Jahres 
übersichtlich dargestellt; die Verfassungsverhältnisse, die Ent- 
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wicklung des Privilegienrechtes der einzelnen Orte berücksichtigt. 
Sehr viel und äußerst Interessantes erfahren wir über Bewaff- 
nung, Ausrüstung, militärische Organisation, über rechtliche 
und wirtschaftliche Zustände. Prof. Jechts Buch ist für diese 
Periode nicht nur für die Geschichte der Lausitz, sondern 
ebenso auch für die Landesgeschichte Böhmens und Mährens 
von ganz außerordentlicher Bedeutung; und kein heimischer 
Forscher, der auf diesem Gebiete arbeitet, wird es ohne argen 
Schaden übersehen dürfen. Bei Prof. Jechts Fleiß kann man 
den zweiten Band wohl bald erwarten, und an dessen Er- 
scheinen erlauben wir uns die Bitte zu knüpfen, ein Register 
beizugeben: nicht nur Personen- und Ortsverzeichnis, sondern 
ein Sachregister. Im Buche finden sich eine solche Unzahl 
von Gerätbezeichnungen aller Art jener Zeit, daß eine alpha- 
betische Zusammenstellung uns geradezu als Pflicht erscheint, 
damit man diese Einzelheiten gegebenenfalls rasch auffinden 
könne. Das Buch war eine ebenso bedeutsame als würdige 
Festgabe für die Breslauer Universität! 


Brünn. B. Bretholz. 


Mitteilungen aus der livländischen Geschichte. Einundzwanzig- 
sten Bandes erstes Heft. Mit 8 Tafeln u. 3 Abbildungen im 
Text (99 S.). Riga 1911. 


Das Heft bringt drei Abhandlungen, aus drei verschie- 
denen Gebieten, aus Archäologie, Geschichte und Denkmal- 
pflege, und legt somit für die vielseitigen Bestrebungen der 
Herausgeberin, der Gesellschaft für Geschichte und Altertums- 
kunde der Ostseeprovinzen Rußlands in Riga, ein ehren- 
volles Zeugnis ab. Dr. med. Ernst Kiwull beschreibt 
„Gewandreste und Bronzefunde auseinem 
lettischen Gräberfelde der jüngeren Eisen- 
zeit bei Wenden‘. Nachdem schon 1888 beim Bau 
der Riga-Pleskauer Eisenbahn zufällige und nachher zum Teil 
verschleppte Funde gemacht worden waren, wurden erst 1910 
durch systematisches Vorgehen acht Gräber aufgedeckt, die 
sehr interessante Funde ergeben haben. Der erste Teil der Ar- 
beit, der Fundbericht, erzählt von den Schwierigkeiten der 
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Ausgrabungen und gibt eine systematische Übersicht und Be- 
schreibung der Fundstücke aus den acht Gräbern. Leider sind 
nicht alle Fundstücke in den Besitz der Gesellschaft für Heimat- 
kunde in Wenden gekommen, sondern von Privatpersonen 
zurückbehalten worden; einige sind sogar gestohlen. Hoffent- 
lich gelingt es, die in Privatbesitz gelangten Altsachen aus 
diesem reichen Gräberfunde dem übrigen Teile doch noch an- 
zugliedern, um so den ganzen Fund nicht nur vollständig an 
einem Ort zu vereinigen, sondern auch den dem öffent- 
lichen Besitz entzogenen Teil vor allen den großen 
Gefahren zu bewahren, die solchen im Privatbesitz befind- 
lichen Sachen drohen. Höchst interessant ist an diesen 
nicht livischen, sondern lettischen Gräberfunden, daß sich 
unter ihnen eine ganze Anzahl von sonst recht seltenen 
Gewandresten erhalten hat, und der Beschreibung dieser 
Gewandreste, ihrer Vergleichung mit finnischen und an 
deren Funden, sowie der Skizzierung von Typen der Gewebe 
ist der zweite Teil der Arbeit gewidmet. Durch fünf Tafeln 
und einige Skizzen im Text wird die Arbeit zu einem 
sehr dankenswerten Beitrag zur Archäologie der Ostseepro- 
vinzen. 

Harald Lange gibt auf Grund von Königs- 
berger Archivalien einen außerordentlich wertvollen Beitrag 
zur Geschichte des Unterganges der Selbständigkeit Altlıv- 
lands. Seine Darstellung behandelt den Streit zwischen 
dem Erzbischof Wilhelm und dem Riga- 
schen Domkapitel wegen der erledigten 
Propstei 1564. Hervorzuheben sind vor allem die sehr 
wesentlichen Abweichungen der Darstellung Langes von der- 
jenigen A. Bergengrüns in ‚Herzog Christoph von Mecklen- 
burg, letzter Coadjutor des Erzbistums Riga” (Reval 1898). 
Der Mittelpunkt der Erzählung Langes ist der Rigasche Dekan 
Jakob Meck, im Jahre 1561 der einzige anwesende Vertreter 
des Domkapitels. Er erscheint nach der Darstellung Langes 
nicht nur als der tüchtigste und ehrenhafte Vorkämpfer der 
Rechte des Kapitels, sondern auch der Erzstiftischen Ritter- 
schaft. Lange bemüht sich mit bestem Erfolge, Meck von den 
Verdächtigungen und Schmähungen, die ihm der Erzbischof 
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Wilhelm von Brandenburg in reichstem MaBe hat angedei- 
hen lassen, reinzuwaschen. — Der Zerfall des livländischen 
Konföderationsstaates war seit 1559 zur Notwendigkeit ge- 
worden: nur über das Wie waren die ausschlaggebenden Fak- 
toren sich noch nicht einig. Ein jeder suchte soviel als möglich 
für sich herauszuschlagen; Polen wollte sich Livland ganz an- 
gliedern, und für die beiden Häupter des Landes, den Erz- 
bischof und den Ordensmeister, handelte es sich darum, wer 
von ihnen als künftiger Landesherr aus ihrem Rivalitätsver- 
hältnis hervorgehen werde. Dem Bestreben des Erzbischofs, 
im Erzstifte Riga die Rechte des Domkapitels zu ignorieren 
und als Landesherr dessen Besitzungen durch zeitweilige Be- 
setzung in Erwartung der Säkularisation des Stiftes wider- 
rechtlich einzuziehen, widersetzte sich der Dekan Meck. Ganz 
uneigennützig handelte wohl auch Meck dabei nicht; vielleicht 
hätte auch dieser Umstand in der Schilderung etwas mehr be- 
tont werden müssen. Immerhin war aber Meck im vollsten 
Recht, der Erzbischof im Unrecht. Nicht durch „Verdächti- 
gungen und Verleumdungen aller Art” (Bergengrün, a. a. O., 
S. 150), sondern in Erkenntnis der den Rechten des Dom- 
kapitels und der Ritterschaft drohenden Gefahr und in Verfol- 
gung seines guten Rechtes und seiner klar erkannten Pflicht 
verstand es Meck, den polnischen, preußischen und mecklen- 
burgischen Hof auf seine Seite zu ziehen; sie alle verurteilten, 
das ungerechte, leidenschaftliche und unverständige Vorgehen 
des Erzbischofs und seines Koadjutors. Es ist sehr erfreulich, 
daß es Lange gelungen ist, in dieser trübsten Zeit livländischer 
Geschichte eine Persönlichkeit zu finden, die an Recht und 
Pflicht festhält, und sie herauszuschälen aus dem Schmutz, mit 
dem sie von erbärmlichen Zeitgenossen — zu diesen gehören 
vor allen anderen der Erzbischof Wilhelm von Brandenburg 
und sein Koadjutor Herzog Christoph von Mecklenburg — bis 
zur Unkenntlichkeit beworfen worden war. Wünschenswert 
wäre es gewesen, wenn der Verf. versucht hätte, auch an Jakob 
Meck dunkle Seiten nachzuweisen. Denn man willesnicht glauben, 
daß es in diesem Wust von Verrat, Verleumdung und Ver- 
brechen eine so makellose Persönlichkeit gegeben haben sollte. 
Eine persönliche, positive und negative Seiten berücksich- 
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tigende Charakteristik hätte den Mann vielleicht noch sym- 
pathischer gemacht, — doch ist sie wohl an dazu unzuläng- 
lichem Quellenmaterial gescheitert. 

Dr. Wilhelm Neumann druckt einen von ihm 
gehaltenen Vortrag ab, betitelt:. „Der Stadtplan 
als geschichtliche Urkunde“ In der Ein- 
leitung gibt der Verf. eine kurze Übersicht über einige ein- 
schlägige Forschungen Deutschlands und hebt hervor, daß er 
die Anregung zu seinem Thema den Professoren Dr. J. P. 
Meier und Dr. Warschauer verdanke. In allgemeiner Ausfüh- 
rung schildert er die einzelnen Typen mittelalterlicher Städte- 
‘anlagen und geht darauf zu einer genauen Schilderung des 
mittelalterlichen Planes der 1201 erbauten Stadt Riga sowie 
ihrer Gründung über. Neumann nimmt an der Stelle des zu 
erbauenden Riga die Existenz einer älteren, erst später in die 
Stadtanlage hineingezogenen „Livenansiedlung“ an, und weist 
nach, daß die Ummauerung der Stadt erst sehr viel später 
stattgefunden haben müsse, — zuerst begnügte man sich mit 
Graben und Pallisaden. Die „Livenansiedlung‘ ist sicherlich 
nicht nur Ansiedlung der Liven gewesen; die seeartige Er- 
=- weiterung des Rigebaches wird den doch schon längere Zeit 
hier verkehrenden Kaufleuten nicht nur als Hafen gedient, 
sondern sie auch zur Aufführung von mehr oder minder festen 
Gebäuden, z. B. Speichern, Verkaufsstätten und dergl., ver- 
anlaßt haben. So war also Riga oder der Ort, wo später die 
Stadt hinkam, wohl schon Marktplatz, bevor Bischof Albert 
ihn offiziell zu einem solchen erklärte, d. h. hier die Stadt- 
anlage begann. Die Wichtigkeit dieses Platzes hatte übrigens 
schon Bischof Bertold eingesehen; Bischof Albert führte in 
Hinsicht der Begründung Rigas wohl nur seines Vorgängers 
Gedanken aus (vgl. Mettig, Geschichte der Stadt Riga. Riga 
1897. S. 4). Sehr gut gelungen ist Neumann die Ausscheidung 
des ältesten Teiles der Stadt, und der beigefügte Plan illustriert 
das ausgezeichnet. — In ähnlicher Weise behandelt dann der 
Verf. die Anlage Revals, über dessen Entstehen keine schrift- 
lichen Nachrichten solchen Charakters vorhanden sind, wie für 
Riga. Vielleicht hätte bei der Charakteristik von Revals Stadt- 
plan etwas mehr die eigentümliche Lage zwischen dem hohen 
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Domberge und dem Meere prägnanter hervorgehoben werden 
müssen, — denn beides, Berg wie Meer, sind doch sicher von 
zwingendem Einfluß auf die Anlage gewesen. Zum Schluß 
werden noch Dorpat, Pernau, Mitau und Friedrich- 
stadt (in Kurland) berücksichtigt; das letztere ist beson- 
ders interessant, da die beiden Gründungsentwürfe aus den 
Jahren 1644 und 1646 erhalten sind. Der eine dieser Pläne ist 
als dritte Tafel der Arbeit beigegeben. Bemerkt zu werden ver- 
dient, daß bei allen drei großen Städten Altlivlands, bei Riga, 
Reval und Dorpat, nachgewiesen wird, daß das Zisterzienser- 
Nonnenkloster sich ursprünglich außerhalb der Mauern be- 
funden habe und erst später in die Stadtanlage hineingezogen 
wurde. In Reval kam es dieserhalb zu Streitigkeiten mit der 
Stadt und im Zusammenhange damit zu mehrfachen Urkunden- 
fälschungen, die einer genauen Untersuchung noch harren, aus 
der sich aber auch neues topographisches Material ergeben 


könnte. P. v.d. Osten-Sacken. 


Jenny of Forselles, Elias Lönnrots Svenska Skrifter. I, Upp- 
satser och öfversättningar, 354 S. 1908; II, Bref, upp- 
teckningar och reseskildringar XXX 580 S. 1911. Sven- 
ska Litteratursällskapet i Finland. 


Das vorliegende Werk, dessen Ausführung aus Anlaß der 
Säkularfeier Elias Lönnrots (1802—1884) beschlossen wurde, 
gibt in Auswahl die früher gedruckten schwedischen Schriften 
Lönnrots (T. I) und ungedruckte Briefe, Reiseerzählungen und 
Tagebuchaufzeichnungen (T. II). Als Bezirksarzt in Kajora 
(1832—1853) war Lönnrot von seinen literarischen Freunden 
entfernt, aber hielt seine Verbindungen mit ihnen durch einen 
sehr lebhaften Briefwechsel aufrecht. Die Briefe beleuchten 
sein tägliches Leben, seine Umgebung und auch den Fortgang 
seiner literarischen Pläne. Die Erzählungen über seine sehr um- 
fassenden Reisen, besonders im finnländischen und russischen 
“ Karelien geben gutes Material zur Kenntnis des Lebens der 
Bauern, ihrer oft noch halb heidnischen Auffassung und ihrer 
Verhältnisse. Die sprachlichen Beobachtungen sind weniger 
bedeutend. Die fromme, anspruchslose Persönlichkeit Lönnrots 
tritt sehr charakteristisch hervor. 
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Der Herausgeber erzählt in der Einleitung in Kürze die 
Lebensereignisse Lönnrots besonders mit Rücksicht auf 
seine Reisen. 


Helsingfors. M. G. Schybergson. 


Sigurd Nordenstreng, Fredrikshamns stads historia I 1653 — 
1742, II 1742—1811, III 4814—1910. Auf Kosten der Stadt 
Fredrikshamn herausg. 1908—1914. XIX. 999 S. Il. 


Die Stadt Friedrikshamn hatte ihre geschichtliche Be- ` 
deutung als Grenzort zwischen Schweden und Rußland, nach- 
mals als Sitz der militärischen Lehranstalt Finnlands, des 
finnländischen Kadettenkorps. Nach dem Frieden von Nystad 
(1721) wollte die schwedische Regierung aus dem kleinen Orte 
eine bedeutende Stapelstadt und Grenzfestung schaffen. N. 
gibt viel zur Erkenntnis jener Bemühungen. Der Krieg 1741 bis 
1743 und der Friede von Åbo 1743 gaben der Stadt die Stellung 
eines Vorpostens RuBlands. Verf. schildert die niederdrückende 
Wirkung der barbarischen Verwaltung auf alle Verhältnisse. 
Nach der Einverleibung des Gouvernements Wiburg in das 
Großfürstentum Finnland 1812 trat eine Zeit besserer Ver- 
hältnisse ein, und auch das geistige Leben gewann eine höhere 
Entwickelung unter der Leitung der Lehrer des Kadetten- 
korps. Das Werk, das eine sehr gewissenhafte Leistung ist, 
wurde im Auftrag der Stadt Friedrichshamn ausgeführt. 


Helsingfors. M. G. Schybergson. 


Historiska uppsatser tillegnade Magnus Gottfried Schybergson. 
Svenska Litteratursällskapet i Finland. Nr. 100, 242 S. 8°. 


In einem Prof.M.G.Schybergson zu seinem 60. Geburtstage 
(26. November 1911) von seinen Schülern gewidmeten Sammel- 
werk gibt Carlv. Borsdorff aus der Briefsammlung J.Teng- 
ströms Notizen über den Eindruck, den Speranskijs unerwar- 
teter Fall 1812 in Finnland machte (Finska uttalander” 
om Mikael Speranskys fall). Es geht daraus her- 
vor, wie hoch Speranskij in Finnland geschätzt wurde. Bischof 
J. Tengström, sein Mitarbeiter seit 1808, stellte sich schon 
anfangs mißtrauisch gegen das Gerücht vom verräterischen 
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Verhalten Speranskijs, und seine Zweifel wurden durch einen 
Brief G. M. Armfelts nicht gehoben. Armfelt, der in der Intrige 
gegen Speranskij mitgewirkt hatte, kann nichts als allgemeine 
Worte über Speranskijs Ehrgeiz, seine Intimität mit Magnickij 
usw. geben. — Arvid Hultin bespricht den Brief, den der 
als Dichter bekannte G. F. Creutz aus Spanien an J. F. Mor- 
montel schrieb (Gustaf Filip Creutz’ Lettre sur 
1’Espagne). Creutz, der 1763—1766 sich in Spanien als 
schwedischer Botschafter aufhielt, gab seinem französischen 
Freunde treffende Mitteilungen über die spanischen Verhält- 
nisse. — Axel Mickwitz (Spräkfragran Fins- 
ka deputationen vid riksdagen 1746 — 47) 
betont, daß die Frage der amtlichen Anwendung der finni- 
schen Sprache beim Reichstage 1746—1747 rein praktisch, 
gar nicht politisch oder national gefaßt wurde. Mit dem auf- 
geregten politischen Leben des Reichstags hatte das Wirken 
der finnländischen Reichstagsdeputation gar nichts gemeinsam. 
— Gabriel Rein (Populära föreställningar 
om Gustav II. Adolfitrettivariga Krigets 
flygskrifts litteratur) fand in der Flugschriften- 
literatur des 30jährigen Krieges interessante Beiträge zur Kennt- 
nis der Hoffnungen, welche Gustav Adolfs II. Auftreten in 
Deutschland erregte. Er war der in der Heiligen Schrift ver- 
heißene Retter, der die Macht Antichrists (des Papstes) ver- 
nichten sollte. Die Stimmung des Volkes war somit eine ganz 
andere, als die der protestantischen Fürsten. — G. Gran- 
felt (Finlands storfurstliga krona) nimmt 
die Frage vom großfürstlichen Titel und von der Krone Finn- 
lands auf. König Johann III. nannte sich 1581 aus Rivalität 
Großfürst von Finnland, um den gleichen Titel mit seinem 
Feinde Ivan IV. zu tragen. — Alwa Söderhjelm 
(Stämningen i Sverige inför 1788 års 
krig, bedömt af em farsman) holte aus dem 
französischen Nationalarchiv (,Affaires Etrangeres: corre- 
spondance de Suède“) Material zur Kenntnis der Stim- 
mung in Schweden vor dem Ausbruch des Krieges mit 
Rußland 1788. Umsonst bemühte sich der französische 
Chargé d’affaires in Stockholm, Gausten, dem kriegerischen 
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Eifer Gustav III. entgegenzuwirken. — P. O. v. Törne 
(De finska medeltidsbiskoparnas besök 
vid den päftiga kurian) gibt neues zur Kenntnis 
der Reisen der Bischöfe von Äbo nach Avignon und Rom. 
—J.W.Runth (Nägra ord om de äldsta dons- 
ka medeltidsannaler, som innehalla upp- 
gifterom tågen till Finland 1191 och 1202) 
findet den dänischen Kreuzzug nach Finnland 1191 durch die 
dänischen Annalen beglaubigt (vgl. Zeitschrift für osteurop. 
Geschichte II S. 278). Die Angabe vom Kreuzzug 1202 ist 
nicht ebenso sicher, dürfte aber nicht ganz verworfen 
werden. — Torsten Hartman, Gabriel Nikan- 
der, J. Qvist, Tor Carpelan, P. Nordmann, 
K. K. Meinander behandeln verschiedene Fragen aus 
dem inneren geschichtlichen Leben Finnlands. — J. Sund- 
wall bespricht das Neueste in der Etruskerfrage. 


Korttonen, K. J., Jean III. et Stefan Bathory. Études sur 
les relations politiques entre la Suède et la Pologne de 1576— 
1583. Ak. Diss. Helsingfors 1911. XVI u. 190 S. 


Verf. fand im Vatikanischen Archiv, Schwedischen Reichs- 
archiv und anderen Sammlungen Neues zur Kenntnis der 
eifrig geführten Unterhandlungen zwischen den Schwager- 
Königen Johann III. und Stefan Bathory. Mit der ein- 
schlägigen polnischen Literatur ist er nicht ganz vertraut. Er 
kennt z. B. nicht die Abhandlung Witold Nowodworskis (vgl. 
Zeitschr. für osteurop. Gesch. Bd. II). 

Im Anfang der Darstellung schiebt K. die Schuld des 
Mißlingens der Versuche, einen Bund zwischen Schweden und 
Polen gegen Rußland zu schließen, wesentlich auf kleinliche 
Motive und Hindernisse. Bei Johann III. ist die Durchführung 
der Ansprüche auf die Erbschaft Katarina Jagellonicas, be- 
sonders in Italien das Endziel (S. 84). Im folgenden betont er 
mit richtigem Gefühl die allgemeine politische Lage, den Wett- 
eifer Schwedens und Polens um den Besitz Estlands und Liv- 
lands als Grund der wachsenden Spaltung. 


Helsingfors. M. G. Schybergson. 


IV. Zeitschriftenschau. 


Abkürzungen der Zeitschriften, über die berichtet wird: 


Altpreußische Monatsschrift (AM) 

Archiv für slavische Philologie (AsIPh) 

Baltische Monatsschrift (BM) 

Baltische Studien (BSt) 

Biblioteka Warszawska (BW) 

Byzantinische Zeitschrift (BZ) | 

Bulletin International de l’Academie des Sciences de Cracovie, classe de 
Philologie, classe d’Histoire et de Philosophie (B) 

Český Časopis Historický (C) 

Forschungen zur brandenburgischen und preußischen Geschichte (F) 

Hansische Geschichtsblätter (HG) 

Historische Vierteljahrsschrift (HV) 

Historische Zeitschrift (HZ) 

Istorileskij Véstnik (IV) 

Izvöstija und Zapiski der Kaiserl. Akademie zu Petersburg (IA bez. ZA) 

Journal des Ministeriums der Volksaufklärung (J) 

Kwartalnik Historyczny (KwH) 

Mitteilungen der Sevèenko-Gesellschaft der Wissenschaften (MS) 

Mitteilungen des westpreußischen Geschichtsvereins (MWpr) 

Mitteilungen der literarischen Gesellschaft Masowiens (MMas) 

Monatsblätter des Pommerschen Geschichtsvereins (MPom) 

Monatsblätter der historischen Gesellschaft der Provinz Posen (MPos) . 

Oberländische Geschichtsblätter (OG) 5 

Pommersche Jahrbücher (PJ) 

Przegląd Historyczny (PH) 

Revue historique (RH) 

Rocznik tow. przyjaciół nauk posnanskich (Rtp) 

Rocznik tow. naukowego w Toruniu (RtT) 

Russkaja Mysl’ (RM) 

Russkaja Starina (RSt) 

Russkij Archiv (RA) 

Sitzungsberichte der Gesellschaft für Geschichte und Altertumskunde der 
Ostseeprovinzen Rußlands in Riga (SBRig) 

Véstnik Evropy (VE) 
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Vierteljahrsschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte (VSW) 

Zapiski towarzystwa torunskiego (ZapTT) 

Zeitschrift des Vereins für die Geschichte Schlesiens (ZSch) 

Zeitschrift des historischen Vereins für den Regierungsbezirk Marien- 
werder (ZMar) | 

Zeitschrift der historischen Gesellschaft der Provinz Posen (ZP) 

Zeitschrift des Vereins für Geschichte und Altertumskunde des Erm- 
landes (ZE) 

Zeitschrift des WestpreuBischen Geschichtsvereins (ZWpr) 


Die Chiffern der Mitglieder bedeuten: 
Landesarchivdirektor Prof. Dr. Berthold Bretholz in Brünn. 


B. B. = 

L. G. = Prof. Dr. Leop. K. Goetz in Bonn; 

O. H. = Prof. Dr. Otto Hoetzsch in Posen; 
: M. K. = Prof. Dr. M. Korduba in Czernowitz; 
A. L. = Oberlehrer Arthur Luther in Moskau; 

J. P. = Archivrat Dr. J. Paczkowski in Belin; 
P. O. S. = Ritterschaftsarchivar Dr. Paul Baron v. d. Osten-Sacken in 

Reval; 

W. R. = Dr. Walter Recke in Berlin: 

R. S. = Dr. Richard Salomon in Berlin; 

M. G. S. = Prof. Dr. Schybergson in Helsingfors; 
H. Ue. = Prof. Dr. H. Uebersberger in Wien; 

E. Z. = Dr. Erich Zechlin in Danzig. 


I. Allgemeines. 


Die deutsch-slavische Sprachgrenze 
als kulturgeographische Scheidung. 


VSW X, 70—95. 

W. Tuckermann wendet sich unter dem Titel: „Bedingt die deutsch- 
slavische Sprachgrenze eine kultur-geographische Scheidung?“ gegen 
den Aufsatz von E. Hanslik in derselben Zeitschrift VIII, 103 ff., 445 ff. 
(s. den Bericht darüber unsere Zeitschrift I 105 ff.). Hanslik bejahte die 
ausgesprochene Frage. Tuckermann kommt, indem er die einzelnen 
Thesen Hansliks durchnimmt, zu dem Schluß, daß sich diese beinahe 
sämtlich bei tieferem und allseitigem Erfassen des Stoffes angreifen 
lassen. Seine kritischen Bemerkungen zur Auffassung der Sprachgrenze, 
des Klimas, der Volksdichte, der größeren Sterblichkeit der östlichen 
Völker, der Bodenverteilung, der Hausformen, des Städtewesens, der 
Urproduktion, des geistigen Lebens, der Religion und Bildung werden, 
meist an der Hand der Statistik, kritisch beleuchtet und angegriffen. 
Tuckermann kommt zu dem Schlusse: Man wird selbstverständlich 
den großen kulturellen Unterschied eines bedeutenden Teiles der slavischen 


Zeitschriftenschau. 577 


Welt etwa von der germanischen nicht leugnen können. Aber diese Unter- 
schiede sind nicht der gesamten slavischen Welt als solcher eigen. Ein 
großer Teil der Westslaven und auch der Südslaven steht auf ziemlich 
der gleichen Kulturstufe wie der Durchschnitt der westeuropäischen 
Völker. Auf sehr vielen Kulturgebieten sind Übergänge von den west- 
slavischen zu den ostdeutschen. Gegenden vorhanden. In mehr als einem 
Punkte ähneln die Verhältnisse im ostdeutschen Sprachengebiet denen 
im westslavischen. Ja, es kommt sogar vor, daß der Zustand im ersteren 
dem im letzteren nachsteht. Von einer kulturgeographischen Scheidung 
der deutsch-slavischen Sprachgrenze kann infolgedessen kaum die Rede 
sein. Es geht aber auch an und für sich nicht an, die romanisch -germanische 
Welt in gegensätzliche Auffassung zu der osteuropäischen zu bringen. 
Namentlich in den romanischen Staaten finden sich häufig Zustände, 
die trotz des Vorzuges, auf einer alten Kultur fußen zu können, den slavi- 
schen in keiner Weise überlegen sind. Die These Hansliks geht von dem 
hohen Stand der Kultur im germanischen Europa aus, an dem das roma- 
nische Europa nur in sehr geringem Maße teilnimmt. Die Vollkultur ist 
nicht Gemeingut der abendländischen Welt, zu dem man die osteuropäische 
Kultur als eine andersgeartete und geringwertige in Gegensatz bringen 
könnte. Die Verhältnisse eines Vollkulturgebietes, etwa der romanisch- 
germanischen Grenzlande im Rheingebiet, kann man nicht ohne weiteres 
auf das ganze abendländische Europa übertragen, und deshalb können 
die Lichtseiten nicht als typisch für Westeuropa herausgearbeitet werden. 
Die Ausführungen Tuckermanns sind zweifellos sehr beachtlich, genügen 
freilich aber noch nicht, das von Hanslik sehr interessant angelegte Problem 
endgültig zu lösen. O. H. 


Nik. P. Pavlov-Silvanskij und seine 
Anschauungen über die russische Ge- 
schichte. 

Č. XVIII (1912), 145—182. 


Im Gegensatz zu der bei den meisten russischen Historikern geltenden 
Grundansicht, daß der Entwicklungsgang der russischen Geschichte von 
jenem der westeuropäischen Länder ganz verschieden sei, etwas sui generis 
darstelle, gibt es in Rußland auch Gelehrte, die einen anderen Standpunkt 
einnehmen. Es ist die naturgemäße Opposition gegen die slavophile 
Geschichtsschreibung und Geschichtsauffassung der 40er Jahre des vorigen 
Jahrhunderts, die bereits mit Granovskij und Solovev (Gesch.Rußlands 
I. Bd., 1851) einsetzte, aber noch lange Zeit auf das entschiedenste be- 
kämpft wurde. Man konnte sich nicht von der Vorstellung frei machen, 
„die Anfänge der Nation als etwas geheiligtes zu betrachten, gleichsam 
als das Fundament, das die Struktur der Geschichte für ewige Zeiten 
bestimmt, als den Samen, in dem von vornherein beschlossen ist, wie der 
Baum beschaffen sein wird‘. Solovev führte die Verschiedenheiten zwischen 
Osten und Westen, von Buckle beeinflußt, auf geographische Verhältnisse 


Zeitschrift f. osteurop. Geschichte. II. 37 


678 Zeitschriftenschau. 


zurück und ihm folgten, im allgemeinen wenigstens, Miljukov, Kljuëevskij 
u.. a. — Auf ganz anderem Standpunkt steht nun Silvanskij, insbesondere 
was die Bedeutung des Feudalismus für das mittelalterliche Rußland 
anlangt :). Solovev und seine Nachfolger bestritten das Vorkommen 
der Feudalverfassung in Rußland entweder ganz oder betonten wenigstens 
die großen Differenzen zwischen den Verhältnissen in Rußland gegenüber 
jenen im Westen. Nach Silv. ist aber die russische Bojarenschaft (bo- 
jarščina) dasselbe, was in Frankreich die „seigneurie“, in England der 
„manor“, in Deutschland die Grundherrschaft, und auch aus gleichen 
Ursachen erwachsen. Ebenso entspricht nach Silv. der weitere Gang der 
Entwicklung jenem im Westen. Die Entstehung der zentralen Macht der 
Moskauer Fürsten untergrub die politische Stellung der übrigen Fürsten 
und Bojaren und unter Ivan dem Schrecklichen war sie ebenso vollkommen 
vernichtet, wie 100 Jahre früher die des französischen Adels durch Lud- 
wig XI. Der politische Feudalismus sinkt, es bleibt nur noch der soziale. 
Auch Rußland bildet bis auf Peter d. Gr. eine ständische Monarchie mit 
den drei bekannten Ständen: Adel, Geistlichkeit und Bürgertum, und 
unter ihnen herrschen dieselben Spannungen und Kämpfe, wie im Westen. 
Den Landtagen in Deutschland, den états généraux in Frankreich ent- 
spricht in Rußland der „zemskij sobor“. Kurz, Silv. sieht in der Geschichte 
Rußlands vor Peter d. Gr. nichts, was in entschiedenem Gegensatz zu den 
westlichen Verfassungszuständen stünde. Die Reformperiode Peters d. Gr. 
wurde auch schon vor Silv., z. B. von Miljukov, nicht als so umstürzend 
betrachtet, wie ehedem. 

Wichtig ist schließlich noch die Periodisierung der russischen Ge- 
schichte nach Silv. Die erste Periode, von den ältesten Zeiten bis 1169 
(Einnahme des Kiever Großfürstentums durch Andreas Bogoljubskij) 
ist charakterisiert durch die Mir-Verfassung und die souveränen National- 
versammlungen (věče), die ihre Macht auch nach Ankunft der Waräger- 
Fürsten beibehalten. In der zweiten Periode (bis zur 2. Hälfte des 16.Jahrh.) 
ist der Grundzug das Vorherrschen des fürstlichen und bojarischen Groß- 
grundbesitzes, unter dem die Macht des Mir und V£&£e sinkt und in die 
Hände der Fürsten und Bojaren übergeht. In der dritten Periode (bis 
49. Jahrhunderts) erhebt sich allmählich immer stärker die Macht des 
Herrschers. 

Dies in kurzem die Ausführungen J. Slaviks in dem eingangs ge- 
nannten Aufsatz. B. B. 


Adel und Lehnswesen in RuBland und 
Polen und ihr Verhältnis zur deutschen 
Entwicklung. 

HZ 108, 541—592. 

In diesem Aufsatze, der zum Teil als Vortrag auf der X. Versamm- 


1) N. P. Sivanskij, „Feudalismus im russischen Teilfürstentum‘, 
erschien als Teil III seiner „Gesammelten Schriften“ und schon früher 
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lung des Verbandes deutscher Historiker in Braæënschweig vorgetragen 
wurde, versuche ich auf Grund einer begrifflich möglichst klaren Schilde- 
rung des Adels und Lehnswesens im mittelalterlichen Rußland und Polen 
die Frage zu beantworten, inwieweit darin eine parallele Entwicklung 
zu der westeuropäischen, besonders deutschen vorliegt. Dabei setze ich 
mich besonders mit den Arbeiten von Parlov-Silanskij auseinander. 
Soweit ich sehe, sind die Elemente des ausgebildeten Feudalstaates in 
Rußland auch vorhanden: 1. die Schwäche bzw. Zersplitterung der obersten 
Gewalt; 2. der seigneuriale Aufbau, d. h. die Immunitätsgrundherrschaft ; 
3. die Vasallität und ihre Hierarchie; 4. das Benefizium als bedingter 
Landbesitz — im ganzen die für den Feudalismus bezeichnende Ver- 
mischung von privatem Landbesitz mit ôffentlich-rechtlichen Ansprüchen 
und Berechtigungen. Auch der Grund der Entstehung ist der gleiche, 
der Zwang des Übergangs zu einem Reiterheere, der im Westen Karl Martell 
durch die Arabereinfälle auferlegt war und in Moskau durch die Tataren- 
einfälle wirkte. Aus beiden Zwangslagen wissen sich die beiden Gewalt- 
haber in dieser Zeit der Naturalwirtschaft nicht anders zu helfen, als durch 
diese Verbindung von persönlichem Dienstverhältnis und Landnutzung, 
die für das Lehnsrecht charakteristisch ist. Auf beiden Seiten sehen wir 
als weitere Folge, daß dieses nur zu zeitlicher Nutzung verliehene Gut 
erblich wird. Das Streben nach Erblichkeit der Lehen ist in Deutschland 
seit dem 11. Jahrhundert zum Siege gekommen, in Moskau ist das Prinzip 
der Erblichkeit des Dienstgutes im 16. Jahrhundert durchaus anerkannt. 
Aber diese Erblichkeit führt doch zu verschiedenen Konsequenzen und 
Unterschieden zwischen russischem und deutschem Lehnswesen. 

Die Unterschiede sehe ich zunächst darin, daß die ‚Kormlenie‘ in- 
Deutschland ein Gegenstück eigentlich aicht hat. Wichtiger ist, daß in 
dem Lehnsverhältnis das persönliche Mement, das was von der Idee der 
Gefolgschaft im ausgebildeten Lehnsstsat Deutschlands fortlebt, in Ruß- 
land viel stärker zurücktritt. Der deutsche Lehnsherr und Lehnsträger 
stehen sich in einem Verhältnis der Schutz- und Treupflicht gegenüber. 
Diese Gegenseitigkeit, in der auch ein sittliches Element liegt, fehlt in 
Rußland, wo der Car den Dienst verkengt und dafür die Nutzung des Gutes 
in genauer Relation gewährt, ein anderes Verhältnis zum Dienstmann 
und auch andere Pflichten gegen iha nicht kennt. Ich finde deshalb auch 
den Bruch der Lehnstreue, die Felonie, im deutschen Sinne in Moskau 
nicht. Es ist etwas anderes, wenn der Abzug eines russischen Dienstfürsten 
nach Litauen als solche betrachtet werden soll. Überhaupt ist in den 
russischen Verhältnissen das Me@menk der Dienstverpflichtung des Lehns- 
mannes viel stärker und einseitiger ‘betont als im Westen. Es kommen 
schließlich nicht die unfreien Dienstmannen herauf auf die Höhe der freien 
Edlen, sondern es sinken die Bojaren in eine Schicht mit den dienenden 


(1907) in der Sammlung „Geschichte Europas im Mittelalter und in der 
Neuzeit,“ her. von N. J. Kardev und J. V. Luëickij. 
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Leuten herunter. Anders und noch etwas zugespitzter ausgedrückt: In 
Deutschland wird der unfreie Dienstmann zum Ritter im vollen Wortsinn 
des hohen Mittelalters, in Moskau wird auch der freie Ritter zum unfreien 
Dienstmann. Im römischen Reich (und auch in Polen, hier noch stärker 
als in Deutschland) treibt die Durchführung des dienst-lehnsrechtlichen 
Prinzips zu einer immer stärkeren Lockerung des Verhältnisses zwischen 
Fürst und Ritterstand, zu einer Übermacht des Ritter- und Adelsstandes 
über den Staat, den er auflöst und sprengt. Dagegen endet der Prozeß 
in Moskau mit einer erstaunlich weitgehenden Unterwerfung der Ritter- 
persönlichkeit unter die Forderungen des Staates oder, was dasselbe ist, 
des Caren, dessen Absolutismus hier früher ausgebildet ist. Ferner sind 
aus dem ausgebildeten Lehnsstaat in Moskau nicht selbständig werdende 
Territorien entstanden. Indes zeigt der Vergleich gerade für die Zeit 
voller feudaler Entwicklung in Moskau (14. und 15. Jahrhundert) eine 
starke Übereinstimmung in den allgemeinen Formen, innerhalb deren 
allerdings die einzelnen Elemente von verschiedener Bedeutung sind. 
Wir können die Unterscheidung Miljukovs von einem generellen und 
individuellen Feudalismus annehmen und die Frage zunächst nur auf- 
werfen, ohne sie zu beantworten, ob diese Verwandtschaft der Formen 
des mittelalterlichen Ritter- und Lehnsstaates in Rußland durch Über- 
nahme aus dem Westen über Polen und Litauen erklärt werden kann. 


Die Entwicklung des litauischen Adels zeigt erst eine Russifizierung, 
dann eine Polonisierung dieses Adels, in dem sich Elemente aus beiden 
mischen, aber die polnischen stärker hervortreten. So sind die Züge des 
Adels in Litauen bis zur Union von Lublin 1569 gegeben: kein Zwang 
zum Dienst vom Erbgut, Dienst vom Dienstgut, das erblich wird, Ent- 
schädigung für die Kriegsdienste außerhalb der Grenze, volles Eigentums- 
recht der Pane und dann der unteren Szlachta am Grund und Boden. 
Wie es kam, daß sich Litauen und Moskau auf der ursprünglich gemein- 
samen Grundlage nach entgegengesetzter Richtung entwickelt haben, 
ist ein noch nicht vollständig aufgeklärtes wissenschaftliches Problem. 
Ein wesentliches Moment liegt in der nationalen Schwäche des litauischen 
Adels und Großfürstentums, die sich der verhängnisvollen Verbindung 
mit Polen ohne Widerstand hingaben. 

Die darauf folgende Schilderung der Geschichte des polnischen 
Adels zeigt eine Entwicklung, die trotz mancher der deutschen und russi- 
schen verwandten Züge eine selbständige Eigenart hat. Der Zweck des 
jus militare ist ja derselbe wie der des Lehns- und Dienstgutes in Deutsch- 
land und des Dienstgutes in Rußland. Aber schon der Ausgang, daß, 
wenigstens anscheinend, nur Freie in dieses Verhältnis traten, zeigt eine 
Verschiedenheit von der deutschen und russischen Entwicklung. Dann 
erscheint allerdings der wirtschaftliche Charakter, die militärische Auf- 
gabe, die Sonderstellung durch die Immunität ebenso wie westlich und 
östlich von Polen, ebenso wie der allmähliche Übergang in ein tatsächlich 
nicht beschränktes Recht der Verfügungsfreiheit über das Land, wie die 
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Umbildung der aus verschiedenen Wurzeln entstehenden Adelsklasse 
in einen besonderen politischen Stand und wie das allmähliche Zurück- 
treten und Verblassen der Kriegs- und Amtsverpflichtung, die doch den 
Anstoß zu der ganzen Entwicklung gegeben hatte. Schließlich kommt 
auch der Adel in Polen wirtschaftlich und sozial zu demselben Ziel wie in 
Rußland und Deutschland. | 

Ganz anders aber ist, wie bekannt, die politische Stellung des Adels, 
seine Stellung zum Staate in den drei Gebieten entwickelt worden. Sie 
hat in Polen zur völligen Identifizierung von Staat und Adelsstand geführt 
und zu dem bekannten Ende von 1772. Im römischen Reiche deutscher 
Nation ist der alte Reichsadel zum Teil erstarrt und verkommen, zum 
Teil zum territorialen Fürstentum geworden; vergleichbar ist dann nur 
noch der Landadel, und zwar vor allem der Landadel des kolonialen Ostens 
Deutschlands. Hier ist, wie bekannt, in der Hauptsache die politische 
Stellung des Adels unter die Gewalt der Fürsten wieder herabgedrückt 
worden, die freilich zum Preis dafür die bekannten wirtschaftlichen und 
sozialen Vorrechte gewähren mußte. Hier konnte ein absolutes Fürstentum 
den Adel mit mehr oder weniger Erfolg in den von ihm geschaffenen Staat 
einfügen. In Moskau hat ein aus anderen Wurzeln und früher entstandenes 
absolutes Fürstentum trotz vorübergehender Zeit der Schwäche die 
politische Abhängigkeit des Adels vom Fürsten bis auf das äußerste aus- 
gedehnt. 

Die wissenschaftliche Gesamtfrage, in welchem Verhältnis die so 
herausgearbeiteten Züge der Entwicklung in Rußland und Polen zur 
westeuropäischen stehen, kann noch nicht vollständig sicher beantwortet 
werden, trotz der sehr nützlichen Arbeiten von Pavlov-Silvansky. Die 
Frage wird zum Schluß aufgeworfen, ob die Unterschiede nur solche des 
zeitlichen Abstandes der Entwicklung oder auch solche der Art sind. 
Die generell gleichen Züge rechtfertigen, daß Polen und Moskau in den 
Gesamtbereich der europäischen Entwicklung hereingezogen werden, 
während Züge singulärer Entwicklung der drei östlichen Staaten gegenüber 
Europa gleichfalls deutlich geworden sind. Die Frage, worauf letzteres 
sich gründet, muß noch genauer untersucht werden, und zwar nach dem 
Gang der äußeren Geschichte, dem Prozeß der Staatenbildung, sodann 
nach dem verschiedenen Grad der allgemeinen Kulturhöhe und schließlich 
danach, ob die nationale Veranlagung mit herangezogen werden darf. 

O. H. 


19. Jahrhundert. Das staatsrechtliche 
Verhältnis von Österreich- Ungarn. 

Österreichische Rundschau, Band 30, Heft 3—4, 18 Seien. 

Über diese Frage, ,,Die rechtliche Natur des österreichisch -ungari- 


schen Staates“ ist ein interessanter, zum Teil wissenschaftlicher Streit 
entbrannt zwischen Harald Steinacker und Tezner einerseits und dem 
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Grafen Apponyi andererseits. Ersterer hat in Bd 23 der „Österreichischen 
Rundschau“ die rechtliche Natur der Gesamtmonarchie behandelt, worauf 
Apponyi in Bd 28 geantwortet hat. Seine Anschauungen sind knapp die 
folgenden: Erstens war Ungarn bis 1529 souverän; es ist kein legaler Akt 
da, durch den es auf die Souveränität verzichtet hätte; daher müssen 
alle Beziekungen Ungarns zu Österreich juristisch wie Beziehungen 
souveräner Staaten beurteilt werden, d.h. völkerrechtlich, soweit die 
Form des Vertrages vorliegt, und rein politisch, wenn sie nur die Form 
einer freiwilligen Reziprozität haben. Zweitens: alle Merkmale, die gegen 
Ungarns Vollsouveränität und für das Dasein des „Reichs“ angeführt 
werden, sind nicht rechtliche, sondern politische Tatsachen; die Ver- 
wechslung praktischer Zweckmäßigkeitsmaßregeln mit staatsrechtlichen 
Einrichtungen ist der Grundfehler der Teznerschen Schule. Darauf faßt 
in obigem Aufsatze Steinacker seine Anschauungen wie folgt zusammen: 
Das dauernde Prinzip des Reichs ist die durch die pragmatische Sanktion 
begründete Realunion; die wechselnden Elemente sind jene Organisations- 
formen, die im Rahmen dieses Prinzips das Verhältnis zwischen den ein- 
zelnen Reichsteilen je nach Zeiten und Umständen geregelt haben — 
also die Organisation des Reichs und der Reichsbehörden im Zeitalter 
der ständischen Sonderexistenz der einzelnen Ländergruppen, die Ver- 
fassungen von 1848 und 1849 sowie der folgenden Zeit, endlich der Aus- 
gleich von 1867. Das Rechtsprinzip des Reichs, die Reichsidee im juristi- 
schen Sinn, darf also nicht aus der Analyse der wechselnden Verfassungen, 
auch nicht der vorläufig letzten Verfassung, des Ausgleichs, bestimmt 
werden, sondern nur aus der pragmatischen Sanktion selbst. Graf Apponyi 
sieht in dieser keine wesentliche Änderung des Verhältnisses zwischen 
Ungarn und den übrigen habsburgischen Ländern, das er auch nach 1723 
noch immer für eine Personalunion hält. Dagegen aber ergibt sich als 
Folge der pragmatischen Sanktion eine Realunion, d.h. eine durch 
die unaufhebliche Gemeinsamkeit des Monarchen notwendig gegebene 
und im Staatsrecht beider Hälften gesicherte dauernde wechselseitige 
Beschränkung der beiden Souveränitäten, die sich in einer, jeder ein- 
seitigen Änderung entzogenen, gegenseitigen Abhängigkeit der äußeren 
und — soweit der Bestand der Union in Betracht kommt — inneren 
Politik beider Staaten äußert. Damit allein sind die Thesen Apponyis 
widerlegt, daß Ungarns Souveränität eine unbeschränkte war und ist, 
daß folglich das Verhältnis der Reichshälften eine ,,Allianz“ souveräner 
Staaten ist, welche nur die auf gewisse internationale Fragen beschränkte 
„Möglichkeit eines gemeinsamen Auftretens“ bedeutet und deren jeweilige 
Form von jedem der beiden Teile einseitig geändert oder aufgehoben 
werden könne. Steinacker betont, daß diese der Apponyischen direkt 
entgegenstehende Lehre, daß nämlich der Dualismus (besonders in seiner 
magyarischen Auslegung) die Lebensbedürfnisse der Monarchie in der 
Gegenwart nicht befriedigt, weil er ihrer Vergangenheit, ihrem historischen 
Lebensgesetz widerspricht, und daß nur im Rahmen einer strafleren 
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Reichseinheit alle Völker der Monarchie die Stellung erlangen können, 
welche ihnen nach ihrem kulturellen und staatlichen Wert zukommt. 
O. H. 


I. Vormongolisches Rußland. 


Die altrussische Volkswirtschaft. 
VSW X, 58—69. 


Unter dem Titel ,,Die altrussische Volkswirtschaft nach den ältesten 
literarischen und Rechtsquellen Altrußlands (vom 6. bis 14. Jahrhundert) 
ein Beitrag zur Wirtschaftsgeschichte Osteuropas, besonders des Siedlungs- 
gebietes altslavischer Stämme“ beginnt Johannes Kinkel eine Unter- 
suchung, über die wir erst berichten können, wenn sie abgeschlossen ist. 
Vorläufig wird geschildert die Stellung der altrussischen Volkswirtschaft 
in der europäischen Wirtschaftsgeschichte und die Periode der Jagd- 
wirtschaft. O. H. 


II. Die Moskauer Periode. 


Selbstherrschaft der Carevna Sophia 
Alekséevna. | 
RSt 1912, II, 425—445; III, 538—547. 


Am 3. April 1766 fragte Graf Panin beim Kollegium der Auswärtigen 
Angelegenheiten in Moskau an, ob sich dort Dokumente über die gemein- 
same Regierung Sophiens mit ihren beiden Brüdern Ivan und Peter be- 
fanden. M. G. Sobakin, der Vorsteher des Moskauer Kontors des Kolle- 
giums der Auswärtigen Angelegenheiten, schickte am 13. April und 8. Mai 
des gleichen Jahres zwei archivalische Gutachten, das eine vom Sekretär 
Stukin, das andere vom Übersetzer Bantyë-Kamenskij verfaßt, an den 
Grafen. 

Aus den Angaben, die durch umfangreiche Zitate aus Urkunden 
gestützt werden, geht hervor, daß Sophie schon seit dem November 1682 
(nach Ščukin erst seit 1684) tätigen Anteil an der Regierung nahm, aber 
erst seit 1685 offiziell in amtlichen Schriftstücken als Mitregentin auftrat. 
Während in den amtlichen Schriftstücken, die für fremde Höfe bestimmt 
waren, die Mitregierung Sophiens überhaupt verschwiegen wird, verlangte 
sie, daß die fremden Gesandten auch ihr die Aufwartung machten, wobei 
sie im carischen Ornat auf dem Thronsessel saß. Ihre Mitregierung nahm 
bekanntlich im September 1689 ein gewaltsames Ende; von da ab ver- 
schwindet auch ihr Name aus allen amtlichen Schriftstücken. Interessant 
ist, daß sich sogar ein Geldstück erhalten hatte, das auf der einen Seite 
die Köpfe der beiden Caren und auf der anderen das Bild der Carevna 
trug. — Schon wegen des mitgeteilten Materiales ist die Veröffentlichung 
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von E. Lermontova sehr zu begrüßen. Denn es ist möglich — leider scheint 
die Verfasserin darüber keine Nachforschungen angestellt zu haben —, 
daß die Originale, von denen im Jahre 1766 die Kopien genommen wurden, 
heute überhaupt nicht mehr vorhanden sind, da schon damals über ihren 
schlechten Zustand (Fäulnis) geklagt wurde. Nicht minder bedeutungsvoll 
scheint uns aber der Umstand zu sein, durch den Graf Panin zu seiner 
Anfrage veranlaßt wurde. Bekannt ist, daß Panin der Partei angehörte, 
welche den Großfürsten Paul Petrovič auf den Thron setzen und seiner 
Mutter Katharina bis zu seiner Großjährigkeit die Regentschaft über- 
tragen wollte. Nun liegt zwischen der Anfrage Panins und dem Manifest 
Katharinas vom 14. Dezember 1766 über die Einberufung der großen 
Kommission kein großer Zwischenraum. Es ist sehr wohl möglich, daß 
Panin schon im April von der Absicht der Kaiserin wußte und nun beab- 
sichtigte mit Hilfe der zusammenberufenen Abgeordneten Katharina 
abzusetzen und unter Beschränkung des Absolutismus Paul Petrovič 
auf den Thron zu setzen. Besonders willkommen mußten ihm da die 
Stellen in den alten Urkunden sein, in denen von der Mitwirkung der 
Bojaren (prigovor) bei den Regierungshandlungen der Caren die Rede ist. 
W. R. 


IV. Peter der Große und die Nachfolger bis 1762. 


41744. Gesandtschaft Kurakins. 
RA 1912, II, 1—29. 


g S. Kedrov, ,,Die Gesandtschaft des Fürsten B. J. Kurakin in Holland 
im Jahre 1744“, gibt auf Grund des im ,,Archiv des Fürsten Kurakin“ 
veröffentlichten Aktenmaterials eine Darstellung weniger der Gesandt- 
schaft selbst als ihrer Vorgeschichte. Kurakin, der seine diplomatische 
Geschicklichkeit im Dienste Peters des Großen damals schon mehrfach 
bewiesen hatte, wurde im Oktober 1711 von Torgau aus, wo die Hochzeit 
des Carevič Alexdj gefeiert wurde, mit einer ganzen Reihe schwieriger 
Aufträge nach dem Haag entsandt. Die eigentliche Veranlassung dazu 
muß wohl, was Kedrov nicht erkannt hat, die durch den Tod Kaiser 
Josephs I. (April 1711) hervorgerufene völlige Veränderung der politischen 
Weltlage gegeben haben. Der spanische Erbfolgekrieg ging seinem Ende 
entgegen; die „Große Allianz“ der Seemächte Holland und England mit 
dem Kaiser hatte ihre Daseinsberechtigung verloren, und eine neue 
Gruppierung der westeuropäischen Mächte war vorauszusehen. Der Car 
mußte fürchten, bei einer derartigen Umwälzung in Mitleidenschaft gezogen 
zu werden; er hatte eben erst durch den Frieden am Pruth (Juli 1711) 
freie Hand gegen Schweden bekommen und wünschte sich jetzt nicht, 
durch etwaige Maßnahmen der Westmächte zugunsten Karls XII. in seinen 
seit Poltava errungenen Erfolgen beeinträchtigen zu lassen. Eine Neigung 
zur Einmischung in die nordischen Händel hatten die Westmächte schon 
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durch das Haager Konzert von 1710 zu erkennen gegeben, das die: Neu- 
tralität der deutschen Provinzen Schwedens im nordischen Kriege herzu- 
stellen suchte. So war es die vornehmste Aufgabe Kurakins, die russische 
Regierung vor Eingriffen der Westmächte zu sichern, und seine Instruktion 
verlangte von ihm sogar den Abschluß eines schriftlichen Traktates, in 
dem sich jene zu strikter Neutralität verpflichten sollten. Als Gegen- 
leistung wollte Peter der Großen Allianz Waffenhilfe gegen Frankreich 
anbieten. Übrigens war der Car vorsichtig genug, gleichzeitig auch mit 
dem Gegner der Allianz, mit Frankreich zu unterhandeln, um sich auch dessen 
neutrale Haltung zu sichern. 

Weiterhin gehörte zu Kurakins Aufträgen der Ankauf von Kriegs- 
schiffen. Die Vergrößerung der Flotte betrieb Peter jetzt nach Beendigung 
des türkischen Feldzuges mit aller Energie. Verbindungen wurden dafür 
nach allen Seiten angeknüpft: in Dänemark, in England und nun durch 
Kurakin auch in Holland. Fünf Schiffe sollte er mindestens kaufen, lieber 
jedoch englische als holländische, und zur Bedingung machte der Car, 
daß sie ,,nicht so sehr alt sein dürften“. Der Preis für ein mit 50 Kanonen 
armiertes Fahrzeug solite etwa 24000 Rubel betragen. 

Von den sonstigen Aufgaben, die die Instruktion enthielt, ist noch 
die Inspektion der russischen Seeleute zu erwähnen, die sich zur Aus- 
bildung in Holland befanden. Das Urteil Kurakins über sie stand freilich 
schon von früher her fest; er hatte 1706 gesagt, sie seien „‚Faulpelze und 
Säufer, mit denen man nur schwer fertig werden könnte“. 

Leider verliert sich Kedrovs Aufsatz gegen den Schluß hin in die 
Erörterung zeremonieller Formalitäten und weitschweifige und ziemlich 
nebensächliche Betrachtungen über das Verhältnis, in das Kurakin als 
auBerordentlicher Gesandter und bevollmächtigter Minister zu dem bereits 
im Haag akkreditierten Gesandten Matveev (dem späteren Grafen) trat; 
wichtiger wäre es gewesen, über den tatsächlichen Verlauf der Mission 
Kurakins einiges zu erfahren. R. S. 


Heinrich Huyssen. Ein Essener Stadt- 
kindalsGelehrterundDiplomatimDienste 
Peters des Großen. 


Beüräge zur Geschichte von Stadt und Stift Essen, Heft 33, 1911, 
S. 135— 161. | 


Die unter Peter dem Großen einsetzende energische ,,Europäisierung 
Rußlands“ lockte viele Ausländer, in der Mehrzahl Deutsche, nach Ruß- 
land. Man hat einen besonderen Typus der ‚‚Glücksritter‘ aus ihnen 
konstruiert, und tendenziöse Geschichtsschreibung war bemüht, sie als 
Elemente zu charakterisieren, die in der Heimat nichts zu verlieren hatten 
und denen es weniger durch Kenntnisse und Tüchtigkeit, als durch die 
Gunst des Augenblicks gelang, zu Rang und Würden zu kommen. Sie 
kamen nicht, um Rußland zu dienen, sondern um es auszubeuten. Daß 
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diese Ausländer in russischen Diensten aber nicht nur abenteuernde 
Schmarotzer, sondern daß unter ihnen Männer waren, welche der Drang 
zum Wirken im Großen, zur Arbeit auf historischem Neuland aus der Enge 
der Heimat trieb, zeigt das Beispiel eines Staatsmannes unter Peter dem 
Großen. 

Im Jahre 1703 reisten zwei Söhne Westfalens nach Rußland: Heinrich 
Johann Friedrich Ostermann und Heinrich Huyssen. Der eine ein blut- 
junger, wegen Totschlags flüchtiger Student, der andere ein viel gereister, 
wissenschaftlich hochgebildeter Mann in der Blüte der Jahre. Während 
der eine langsam, sicher und zielbewußt — nicht immer auf geradem 
Wege — zur höchsten Stelle im russischen Reiche emporstieg, blieb der 
andere immer weiter hinter ihm zurück, um schließlich in Not und Ver- 
gessenheit zu sterben. Vielleicht war es für Ostermann entscheidend, 
daß ihn das Schicksal früh, ehe die Menge theoretischen Wissens ihm den 
Blick für das Reale und den praktischen Sinn trübte, aus der ruhigen 
Bahn warf und ihn zwang, auf eigenen Füßen zu stehen. 


Heinrich Huyssen dagegen schien durch seine ganze Erziehung 
und Ausbildung schon von vornherein zu den höchsten Ämtern prädesti- 
niert zu sein. Aus alter, wohlhabender Patrizierfamilie stammend (geb. 
1668 zu Essen), hatte er eine äußerst gründliche und harmonische Aus- 
bildung erhalten. Von 1682—1688 trieb er an den Universitäten Duisburg, 
Köln und Leipzig juristische und historische Studien, die von kleineren 
Reisen und Sprachstudien unterbrochen wurden. Kaum 20 Jahre alt, 
begleitete er zwei sächsische Kavaliere als Gouverneur nach Straßburg. 
Hier regte ihn die Zerstörung des Kammergerichts zu Speier zu einer 
Dissertation über den Gerichtsstillstand an, die er vier Stunden lang so 
rühmlich verteidigte, daß man ihm eine Professur anbot. Doch ihm stand 
der Sinn nach Höherem; er lehnte ab. Von Straßburg aus wandte er sich 
nach Italien, wo ihn Rom über ein Jahr lang fesselte. Früchte des Aufent- 
haltes sind die 1694 in Köln in französischer Sprache erschienene Ge- 
schichte der Konklaven von Clemens V. bis auf Innocenz XII. und eine 
1695 anonym erschienene umfangreiche Reisebeschreibung. Über Wien, 
wo er noch juristische und Wirtschaftsstudien trieb, kehrte er nach Deutsch- 
land zurück. Auf der Reise in seine Heimat wird er Leibniz kennengelernt 
haben. Von 1693—1695 war er Hofmeister der beiden Söhne des preußischen 
Ministers v. Danckelmann. Seine Hoffnung, in preußische Dienste treten 
zu können, wurde durch den Sturz des Ministers vereitelt. Nachdem er 
vom August 1698 bis zum März 1699 in Paris gewesen war, trat er als Hof- 
und Regierungsrat in den Dienst der Fürstin von Waldeck. Noch im 
gleichen Jahre begab er sich im Auftrage seiner Fürstin nach Berlin zum 
brandenburgischen Hofe, reiste von dort nach Kopenhagen und begab 
sich 1704 zur Krönung nach Königsberg. Im Auftrage des Hofes beschrieb 
er die Feierlichkeiten in französischer und italienischer Sprache. Kenn- 
zeichnend für ihn ist, daß er es hier versuchte, für seinen gestürzten Gönner 
Danckelmann einzutreten, wodurch er sich endgültig jede Aussicht, in 
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den preußischen Dienst zu gelangen, verscherzte. Als Generaladjutant 
des Kursächsischen Generals v. Flemming trat er in enge Beziehungen 
zur polnischen Gesellschaft. Besonders nahe stand er dem Kronmarschall 
Fürsten Stanislaus Lubomirski, dessen Traktat ,,de veritate et vanitate 
consiliorum“ er „einigen Pohlnischen Dames zu gefallen“ ins Französische 
übersetzte. Eine Frucht dieser Zeit sind auch die 1703 herausgegebenen Briefe 
König Sigismund Augusts von Polen und die Ausgabe des Długosz (1712). 


Wir haben diese Angaben der eigenhändigen Aufzeichnung Huyssens 
entnommen, die H. oe. Glümer in dem oben angeführten Aufsatze auf Grund 
_archivalischen Materials (das übrigens nicht, wie er angibt, im Staats- 
archiv zu Petersburg, sondern in der Akademie der Wissenschaften beruht) 
mitteilt. Dieser erste Teil der Aufzeichnungen bis zum Eintritt in den 
russischen Dienst ist bisher nicht bekannt gewesen. Der zweite Teil ist 
in Büschings Magazin für die neuere Historie Bd. X 317 fl. abgedruckt. 


In der Publikation dieses unbekannten Teiles der Selbstbiographie 
liegt der Wert des vorliegenden Aufsatzes. Die Darstellung von Huyssens 
Tätigkeit im russischen Dienst kann nicht befriedigen, da Verf. — wohl 
aus Unkenntnis der russischen Sprache — sich mit den Arbeiten Guerriers 
und Brückners begnügt hat, ohne auf Ustrjalovs ,,Geschichte Peters des 
Großen“, die gerade für Huyssen viel archivalisches Material birgt, zurück- 
zugreifen. Von russischen Quellen wäre auch noch zu benutzen gewesen: 
die „Pisma i bumagi Petra Velikago‘ (Briefe und Papiere Peters d. Gr.) 
und die Protokolle und Journale des Obersten Geh. Rates und des Kabinetts 
(im Sbornik). Ferner haben wir bei Cistovid, Th. Prokopovič S. 627 einen 
Brief Huyssens gefunden, aus dem hervorgeht, daß er in engen Beziehungen 
zu Theophan gestanden hat. Von deutschen Quellen hätte das 1909 er- 
schienene Werk von Dukmeyer ,, Korbs diarium“ benutzt werden müssen, 
da in den von D. mitgeteilten Relationen der preußischen Residenten 
einige Stellen über Huyssen handeln. 


Besonders empfindlich ist, daß Huyssens Bedeutung für die russische 
Verfassung und Verwaltung nur gestreift ist; sein Anteil an der Ein- 
richtung der Kollegienverfassung, der Organisation des Senates, an den 
Kriegsartikeln, dem Gesetz über die Einzelerbfolge und an der Rang- 
tabelle ist noch zu untersuchen. Und daß bei Huyssen der ,,Gelehrte 
den praktischen Staatsmann überwog‘‘ (wie Verf. selbst sagt), ist aus 
seiner Darstellung kaum zu ersehen. Von der Bedeutung H.s für das 
russische Zeitungswesen findet sich rein gar nichts. 


Über den weiteren Lebensgang Huyssens sei bemerkt, daß er in 
Polen mit Patkul zusammentraf, der ihn bestimmte, in russische Dienste 
zu treten. Wir möchten nicht mit v. Glümer annehmen, daß Huyssen 
aus Resignation ın dieses Anerbieten einwilligte, sondern daß er im Gegen- 
teil voll großer Hoffnungen sich nach Rußland wandte. Er dachte wie 
sein Freund Leibniz, mit dem er in eifriger Korrespondenz stand, und 
wünschte eher, daß die Wissenschaften bei den Russen in großer Blüte 
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ständen, als daß sie mittelmäßig in Deutschland kultiviert würden. „Das 
Land, wo dies am besten geschieht, wird mir das liebste sein.“ | 

Eine große Aufgabe harrte seiner: er sollte die Erziehung des Caren- 
sohnes und Thronerben Aleksej leiten. 

Der ,,Methodus instructionis“, den Huyssen entwarf, läßt erkennen, 
daß er sich der Wichtigkeit dieser Aufgabe — der Kaiserliche Hof zu Wien 
und der französische hatten Peter vergeblich gebeten, ihnen die Erziehung 
seines Sohnes anzuvertrauen — voll bewußt war. Nur wird man H. den 
Vorwurf machen müssen, daß er durch allzu starke Betonung der reli- 
giösen Ausbildung das frömmelnde Wesen des träumerischen Aleksej 
begünstigt hat. 

Die Erziehung Huyssens zeigte so gute Früchte, daß, wenn wir dem 
Berichte des braunschweigischen Residenten Weber glauben dürfen, 
Menšikov, in Sorge, das Verhältnis zwischen Vater und Sohn möchte 
sich zu günstig gestalten, darauf drang, daß Huyssen mit einem ehren- 
vollen Auftrage ins Ausland abgeschoben wurde. Von 1705—1708 war 
H. diplomatischer Vertreter Rußlands am Wiener Hofe. Hier führte er 
u.a. die Verhandlungen mit Eugen von Savoyen wegen Annahme der 
polnischen Königskrone. 

Doch nicht als Diplomat, sondern viel mehr als Publizist und Ge- 
lehrter und späterhin als Beamter hat er Rußland große Dienste geleistet. 
Die systematische Beeinflussung der ausländischen Presse zugunsten 
Rußlands, die Begründung der ersten russischen Zeitung ist sein Werk. 
Hierüber und über seine Mitwirkung an der Geschichte Peters des Großen 
sind wir durch die eingehenden Forschungen von Smurlo aufs beste unter- 
richtet. — In seiner Eigenschaft als Generalauditeur war er jahrelang 
Mitglied des Kriegskollegiums, und, noch bei der Thronbesteigung der 
Kaiserin Anna Ivanovna finden wir seinen Namen in der Liste der Gene- 
ralität, wo er unter den Generalmajoren rangiert. Sogar in der Beschreibung 
des Krönungszuges wird seiner als des ,,würcklichen Staats-Rath Baron 
von Huyssen“ Erwähnung getan. 

Doch gerade die Thronbesteigung der Kaiserin Anna scheint für ihn 
verhängnisvoll geworden zu sein. Denn mit ihr kam Biron zur Macht, 
mit dem die Brüder von Löwenwolde eng befreundet waren. Mit einem 
von ihnen hatte Huyssen sich vor Jahren aufs heftigste verfeindet. Es 
ist nicht ausgeschlossen, daß dieser Umstand zu seinem Sturze beigetragen 
hat. Er wurde plötzlich entlassen. Um die russische Regierung an alle 
seine Verdienste zu erinnern, verfaßte er eine umfangreiche Schrift — 
eine Art Selbstbiographie —, deren ersten Teil wir durch die Arbeit 
v. Glümers zum ersten Male kennengelernt haben. Er bekam daraufhin 
eine größere Geldsumme, die ihm aber gestohlen wurde. So lebte der 
Greis einsam, von allen verlassen, in großer Armut. Die Sehnsucht nach 
der Heimat trieb ihn im Jahre 1740, trotz seiner Gebrechlichkeit die weite 
Seereise anzutreten. Unterwegs aber auf der Höhe von Bornholm starb 
er auf dem Schiffe und wurde in Helsingör auf Seeland beigesetzt. 

W. R. 
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V. Katharina I. 


1756. Briefe Katharinas. 
RSt 1912, III, 618-632. 


VI. Konopezynski druckt zwei Schriftstücke — einen Brief Katharinas 
vom Februar 1756 an den Kanzler BestuZev-Rjumin und dessen Antwort- 
schreiben —, die er schon in seinem Werke ,,Polska w dobie Wojny Sied- 
mioletniej‘“‘ im Anhang (Bd. I S. 375—378) mitgeteilt hat, noch einmal 
ab, und zwar im französischen Urtext mit nachfolgender russischer Über- 
setzung. Aus der Vorgeschichte dieses Briefwechsels sei folgendes mit- 
geteilt: Die Czartoryski, die sich mit August III. und Brühl verfeindet 
hatten, hofften mit englischer und russischer Hilfe ihren alten Einfluß 
wiedererlangen zu können. Die Verhandlungen zwischen Brühl und den 
Vertretern Englands und RuBlands (Williams und Groß) spitzten sich 
immer mehr zu, bis endlich Groß erklärte, die Kaiserin Elisabeth Petrovna 
könne nicht gleichgültig zusehen, wenn ihre Freunde bedrängt würden. 
Brühl aber war guten Muts, denn BestuZev, der auch in sächsischem 
Sold stand, hatte ihm mit Umgehung des russischen Ministeriums des Aus- 
wärtigen durch den Residenten Funk mitteilen lassen, daß Elisabeth 
diese Sache als eine innere Angelegenheit Polens betrachte. 

Neue Hoffnung faBten die Czartoryski, als Williams und Poniatowski 
an den russischen Hof übersiedelten. Aber BestuZev erklärte Williams 
kategorisch, daß er nur dann mit ihm über die Subsidienfrage verhandeln 
werde, wenn Williams die Czartoryski aufgebe. 

Nun verband sich der Kronkanzler Malachowski, ein Freund der 
Czartoryski, mit der dem Kanzler BestuzZev feindlichen Partei am russischen 
Hofe, um ihn zu stürzen. Williams, der natürlich auch zu dieser Parte 
gehörte, wollte BestuZev einschüchtern und ließ ihm durch Katharina 
von dem drohenden Anschlage Mitteilung machen. 

Dieser erste politische Brief Katharinas bedeutete zugleich eine 
Niederlage für sie. Mit größter Herzlichkeit dankt BestuzZev ihr für die 
Sorge, die sie sich um ihn macht. Aber wenn hierin schon, fein versteckt, 
bitterer Hohn lag, so tritt er offen zutage im Schlusse des Briefes, da 
Bestuzev ihr recht unzweideutig zu verstehen gibt, daß er den Zweck 
des Briefes und den Urheber erkannt hat. 

In der Politischen Korrespondenz Friedrichs d. Gr. Bd XII S. 305 
befindet sich übrigens keine Kopie von dem Briefe Katharinas, wie Bil’- 
basov annahm, sondern ein kurzer Auszug, der höchstwahrscheinlich 
im Dresdener Kabinett von dem bekannten Sekretär Menzel angefertigt 
worden ist. — | 

Im Anschluß an diese beiden Briefe teilt Konopcytski aus den 
Beständen des Kopenhagener Archivs noch einen Brief Katharinas mit, 
der an den dänischen Gesandten in Warschau, Baron Osten, gerichtet 
ist. Verf. verlegt die Entstehungszeit dieses Briefes in die letzten Tage 
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des Mai 1762. Wir stehen also kurz vor der Palastrevolution, welche die 
Gemahlin Peters III. zur Alleinherrscherin machte. 

Der Brief atmet die Aufregung der letzten Wochen. Man habe den 
Plan gehabt, sie ins Gefängnis zu werfen, fürchte aber das Volk, das hinter 
ihr stehe. Es koste sie nur ein Wort, um. die Führung des allgemeinen 
Unwillens an sich zu reißen, aber sie scheue vor Gewaltmaßregeln zurück. 
Der Car hat sich bei allen verhaßt gemacht. ‚Denn denken Sie sich, 
daß er aller Welt sagt, daß der König von Preußen sein Herr sei und daß 
dieser nur zu befehlen brauche; er werde ihm gehorchen und alles, was 
er wünsche, ausführen. Er legt das gelbe Band nicht ab und trägt niemals 
das des Andreasordens.“ 

„Der König von Preußen schmeichelt mir sehr und spricht von mir 
mit vieler Hochachtung: das heißt, er trifft seine Vorsichtsmaßregeln. 
Man sagt, daß trotz den Überschwänglichkeiten des Kaisers ihm gegen- 
über er sich über ihn lustig macht und ihn seinen irrenden Ritter nennt.‘* 

W. R. 


Nakaz Katharinas Il. in Frankreich. 
Journal des Ministeriums der Justiz, I, 1912. 


F. W. Taranowski behandelt das Schicksal des Nakaz in Frank- 
reich, die Frage, was wohl die Wirkung dieses eigenartigen Ausdruckes 
französischer Gedanken in Frankreich selbst gewesen sei. Der Nakaz 
wurde auf Verordnung des Kanzlers in Frankreich verboten. Eine prak- 
tische Benutzung seitens der französischen Regierung ist daher aus- 
geschlossen. Die Frage ist aber die Beziehung der monarchisch gerichteten 
und traditionell loyalen Opposition Frankreichs zu dem Nakaz. T. unter- 
sucht daher die Bedeutung dieses Dokumentes in dem französischen 
Parlament. Vor allem die Lehre der ,, Pouvoirs intermédiaires“ wird dabei 
ins Auge gefaßt. Der Text des Nakaz erschien französisch zuerst 1769. 
T. behandelt nun zwei Schriften aus dem Kreise der Parlamente, die gerade 
in diesem Jahre den Kampf mit der Regierung führten (sogenannte Revo- 
lution des Kanzlers Maupeou), die zur Stütze der Rechtsanschauungen 
des Parlamentes den Nakaz benutzten. Der Autor der ersten Arbeit 
erkennt die politisch-juristische Doktrin des Nakaz ganz übereinstimmend 
mit dem öffentlich-rechtlichen Dogma des Parlamentes und benutzt den 
Nakaz, um die Revolution Maupeous zu bekämpfen. In dem zweiten 
Werke erscheint der Nakaz sogar schon als ein vollkommen bekanntes 
und gern benutztes Werkzeug der Parlamentsanschauungen. So ist die 
Lehre des Nakaz von den ,,mittelbaren Gewalten“, die als „Schutz der 
Gesetze“ dienen sollen, für die juristische Konstruktion der gesetzschützen- 
den Funktionen der französischen Parlamente angenommen worden. 
Beide Autoren zweifeln gar nicht daran, daß die öffentlich -rechtlichen 
Grundsätze der gesetzmäßigen Monarchie im Russischen Reiche durchaus 
vorhanden seien. O. H. 
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VI. Rußland im 19. Jahrhundert, 


1812. Tagebuch eines Kriegsteilnehmers. 
RSt 1912, II, 271—283; III, 481—490. 


Ohne jede Quellenangabe und einleitende Bemerkung druckt Suchanin 
das Tagebuch eines Artillerieoffiziers mit dem gleichen Namen — also 
wohl eines Verwandten — ab, das mehrere Jahre später, vielleicht auf 
Grund kurzer Notizen, niedergeschrieben wurde. Trotzdem zeichnet 
sich die Erzählung durch große Lehbaftigkeit und Anschaulichkeit aus. 
Von dem ersten Scharmützel an wird der Feldzug beschrieben. Bemerkens- 
wert ist, wie erbittert die russische Volksstimmung den Franzosen gegen- 
über war. Bei Smolensk greifen die Bürger unter Anführung der Priester 
zu den Waffen. Besonders durch den Raub der Heiligenbilder und durch 
ihr Auftreten in Moskau zogen die Franzosen sich den tödlichen Haß des 
Volkes zu. — Der nationale Fanatismus wendet sich sogar gegen Barklay 
de Tolly, er sei ein nömec, nehme nicht am Gottesdienst teil und weiche 
einer Schlacht aus. Kutuzov wird voller Begeisterung empfangen. Sym- 
pathisch berührt, daß der Verfasser auch dem Feinde Gerechtigkeit wider- 
fahren läßt, er rühmt die große Tapferkeit der Franzosen und verherrlicht 
den Heldentod eines französischen Generals. W. R. 


1822. Zur Schließung der Freimaurer- 
logen in Rußland. 
RSt 1912, III, 523—538. 


Bis zum Jahre 1822 erfreuten sich die Freimaurerlogen, die be- 
sonders während des Krieges von 1842 aufgeblüht waren, der besonderen 
Gunst des Kaisers Alexander, während die Geistlichkeit schon lange 
scheelen Auges auf sie blickte. Gefährlich wurden die Logen, als durch 
die Teilnahme der Jesuiten an der Freimaurerei viele Russen für den 
Katholizismus gewonnen wurden. Jetzt griff der Archimandrit Photij 
ein. Am 5. Juni 1822 fand die denkwürdige dramatische Audienz beim 
Kaiser statt. In bewegten Worten schilderte Photij die Gefahren, die der 
rechtgläubigen Kirche drohen, und macht solchen Eindruck auf den Kaiser, 
daß dieser ihm zu Füßen sinkt und um seinen Segen bittet. Die Folge der 
Audienz war der Ukas vom 1. August 1822, der alle Freimaurerlogen 
aufhob. . Zugleich wurde angeordnet, daß jeder Beamte einen Revers 
unterschreiben sollte, in welchem er über sein Verhältnis zur Freimaurerei 
berichten und sich verpflichten mußte, nie einer Loge angehören zu wollen. 
Auf Grund von archivalischem Material berichtet A. Lebedev über den 
Zustand im Hofmarschallamt. Von 75 Beamten hatte nur einer einer 
Loge angehört, war aber schon seit langer Zeit nicht mehr Mitglied. 

Bei den Untersuchungen, die dem Dekabristenaufstande folgten, 
waren Beziehungen zwischen den geheimen Gesellschaften und den Frei- 
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maurerlogen festgestellt worden. Die Folge davon war, daß abermals 
alle Beamten Auskunft geben mußten über ihre Beziehungen zu geheimen 
Gesellschaften (über das Verfahren an der Moskauer Universität siehe 
Band I 114 dieser Zeitschrift). Im Hofmarschallamt hatten von 62 Beamten 
drei einer Freimaurerloge angehört: ein Russe und zwei Deutsche: Baron 
Rönne und der Mediko-Chirurg Dr. Bogdan Hahn (dieser hatte 1822 seine 
Zugehörigkeit verleugnet). W. R. 


Bauernbefreiung. 
RSt 1912, II, 351—350. 


Bekanntlich rief die Verkündigung des Manifests vom 19. Februar 
1861 nicht überall bei den Bauern laute Freude hervor. Durch falsche 
Gerüchte irregeleitet, hatten sie dem Manifest mit übertriebenen Hoff- 
nungen entgegengesehen und kannten nun in ihrer Wut über die Ent- 
täuschung keine Grenzen. In vielen Gegenden mußte Militär zu Hilfe 
gezogen werden. Die Regierung hatte diesen Ausgang schon lange voraus- 
gesehen; schon im April 1858 schlug der Generaladjutant Rostovcev vor, 
für die Einführung des Gesetzes überall Generalgouverneure mit General- 
vollmacht zu bestellen, „um Aufstände zu dämpfen“, war aber damit 
nicht durchgedrungen. Noch kurz vor der Veröffentlichung des Manifestes 
Ende des Jahres 1860 wandte sich Graf Panin an den Oberprokuror des 
Synod, den Grafen A. Tolstoj, um mit ihm ,,über MaBregeln auf geistlichem 
Gebiet zur Erhaltung der Ruhe im Volke bei Veröffentlichung des Ukazes 
über das Gesetz zur Verbesserung der Lage der Bauern“ zu beraten. Auch 
der Moskauer Metropolit Philaret wurde zu Rate gezogen und machte 
umfangreiche Vorschläge zur Instruktion der Geistlichen, auf Grund deren 
dann die Verordnung des Synod erging. Die Geistlichen sollen das Volk 
zur Arbeit und zum Gehorsam ermahnen, falschen Gerüchten zuvor- 
kommen und das Manifest richtig interpretieren. Merkwürdig ist die 
Furcht vor Irreführung des Volkes durch die Kirchendiener. W. R. 


Zum 50jährigen Jubiläum der Bauern- 
befreiung. 
RSt 1912, II, 303—307; III, 633—651. 


Bisher waren drei Denkschriften K. D. Kavelins zur Bauernfrage 
bekannt: die von 1855, welche dafür eintritt, den Bauern mit Land zu 
befreien, das er dem Gutsbesitzer abkauft, und dann die beiden von 1857, 
von denen die eine unter dem Titel „Gedanken über die Abschaffung der 
Leibeigenschaft in Rußland“ im Auftrage des Großfürsten Konstantin 
Nikolaevi& geschrieben war, und die andere das Projekt für eine 
Zentralbehörde entwarf, wie sie später in Gestalt der Redaktions- 
kommissionen bei dem Haupt-Bauern-Komitee entstanden ist. D. A. 
Korsakov veröffentlicht noch zwei Abhandlungen Kavelins zur Bauern- 
frage und zwar die ,,Vorläufigen Gedanken über die Gestaltung der Be- 
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ziehungen zwischen den Gutsbesitzern und ihren Bauern‘ (vom Oktober 
1856) vollständig, da sie bisher noch nicht im Druck vorliegen, die zweite 
Abhandlung dagegen „Einrichtung des der Großfürstin Elena Pavlovna 
gehörenden Gutes Karlovka“, die 1859 in kleiner Auflage als Manuskript 
gedruckt wurde und heute eine Rarität ist, im Auszuge. 


D. A. Kavelin schied bekanntlich im Jahre 1848 aus Moskau, wo er 
Professor an der Universität war, und siedelte nach Petersburg über; 
hier wurde er mit den Brüdern Miljutin bekannt, von denen der eine, ' 
Dmitrij Alekseevid, jüngsthin erst verstorben ist. Der andere, Nikolaj 
Alekseevit, war Direktor des Wirtschafts-Departements im Ministerium 
des Innern; unter ihm arbeitete Kavelin. N. A. Miljutin führte dann 
Kavelin in den Salon der Großfürstin Elena Pavlovna, den Brennpunkt 
aller freiheitlichen Bestrebungen. Erst der Tod des Kaisers Nikolaus 
und die berühmte Rede Alexanders II. im August 1856 bahnte den Ge- 
danken, die sich bisher in den Salons verborgen hatten, den Weg in die 
Öffentlichkeit. Als eine der ersten überreichte bald darauf die Großfürstin 
Elena Pavlovna dem Kaiser eine Denkschrift, in welcher sie den Wunsch 
ausspricht, auf ihrem Gute Karlovka die Leibeigenschaft aufheben zu 
wollen. Die Denkschrift wurde günstig aufgenommen, und während des 
folgenden Jahres beriet die Großfürstin eifrig mit Kavelin und zwei ihr 
bekannten Gutsbesitzern über die zu treffenden Maßnahmen. Kavelin 
wurde sogar von ihr nach Wildbad berufen und sprach während seines 
Aufenthaltes in Deutschland mit der dort weilenden Kaiserin Maria 
Alexandrovna, dem Grafen Kiselev und dem Fürsten V. A. Dolgorukov 
über seine Pläne. 

Daß die von der Großfürstin überreichte Denkschrift von Kavelin 
verfaßt worden ist, wird nach den Ausführungen Korsakovs nicht mehr 
zweifelhaft sein. Sie berührt sich auch in vielen Punkten mit der bisher 
ungedruckten Denkschrift ‚Vorläufige Gedanken usw.“. Auch hier setzt 
K. mit einer Kritik an den Maßnahmen Alexanders I. (Gesetz über die 
freien Pächter von 1803) und Nikolaus I. (Gesetz von 1842 über die persön- 
liche Freilassung) ein und zeigt, wie das Gesetz von 1803 wenig, das von 
1842 aber gar keinen Erfolg gehabt hat. Sowohl durch gleichzeitige wie 
durch spätere Maßnahmen der Regierung wurde die Wirkung der Gesetze 
abgeschwächt. Dahin gehört das Verbot, Bauern testamentarisch zu 
freien Pächtern zu machen, oder Verordnungen, welche die Gewalt der 
Grundbesitzer über ihre Bauern noch erweiterten. Kavelin rät, entweder 
alles beim alten zu lassen oder, wenn man reformieren wolle, dann ziel- 
bewußt, folgerichtig und energisch vorzugehen. Er tritt für die Befreiung 
der Bauern mit Land ein. Als Übergangsmaßregeln empfiehlt er: der Adel 
soll aufgefordert werden, sich freiwillig mit den Bauern auseinander- 
zusetzen. Dies soll dadurch erleichtert werden, daß die Erlaubnis zur 
testamentarischen Freilassung gegeben wird. Den Bauern soll von Banken 
Geld zum Loskauf zur Verfügung gestellt werden, oder der Staat soll dem 
Gutsbesitzer gegenüber für den Bauern die Bürgschaft übernehmen. _ 
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Bei der Befreiung mit Land soll die Leistung der Pachtsumme in 
Geld oder Naturalien entrichtet werden und zwar gemeinsam von einer 
obščestvo. Hier taucht die für die ganze spätere Entwicklung des Bauern- 
standes so verhängnisvolle Institution des Mir mit seiner Kollektivhaftung 
und Bindung des Einzelnen auf. Zu den vorbereitenden Maßregeln gehört 
. ferner noch der Vorschlag, daß der Staat möglichst viele kleine Güter 
aufkaufen solle und daß es den Gutsbesitzern gestattet sein soll, in den 
einzelnen Gouvernements besondere Kommissionen zur Beratung dieser 
Fragen zu errichten, und daß endlich wissenschaftliche Untersuchungen 
und Statistiken über Bodenpreise und Bodenausnutzung von der Regierung 
zugelassen und gefördert werden sollen. Diese mehr theoretischen Vor- 
schläge finden sich zum großen Teil verwirklicht auf dem der Großfürstin 
Elena Pavlovna gehörenden Gute Karlovka, worüber die zweite in den 
Jahren 1856—1859 entstandene wenig bekannte Denkschrift berichtet. 
Beachtenswert ist auch ihre Übereinstimmung mit den Hauptbestimmungen 
des Gesetzes vom 19. Februar 1861: vorläufige Haftung der Bauern, bis 
die Auslösung der Anteile erfolgt ist, und Übergang von der Fronarbeit 
zur Rente; Organisation der bäuerlichen Selbstverwaltung, aufgebaut 
auf der gemeinsamen Feldbestellung. W. R. 


1789—1876. S.J. Janovskij. 
RA 1912, I, 548—583. 


V. M. Kaškarov gibt mit Benutzung hinterlassener Aufzeichnungen, 
von denen einzelne Bruchstücke auch in extenso mitgeteilt werden, ein 
Lebensbild des Asketenmönches Sergius (Semen Ivanovič Janovskij; 
1789—1876). Janovskij, Kleinrusse von Geburt und Sohn eines Offiziers, 
trat in jungen Jahren in die Marine ein, fand sich aber durch drückende 
Leutnantsschulden bewogen, 1817 in den lukrativeren Dienst der russisch- 
amerikanischen Kompagnie überzugehen. Die Aufzeichnungen über 
einen vierjährigen Aufenthalt in Alaska, wo J. bald in eine leitende Stellung 
aufrückte, bieten einiges Material für die Geschichte dieser jahrzehntelang 
mit vielen Opfern gepflegten und schließlich (1867) doch preisgegebenen 
russischen Kolonie. Im wesentlichen erhält man das gleiche Bild wie aus 
den älteren Mitteilungen Davydovs: trotz aller bureaukratischen Organi- 
sationsbestrebungen kam man über eine ziemlich roh betriebene Aus- 
beutung der damals allein bekannten Naturschätze des Landes, der Pelz- 
tiere, nicht hinaus. Die Goldfunde sind bekanntlich erst nach der Abtretung 
des Gebietes an die Vereinigten Staaten gemacht worden. Die zivilisatori- 
schen Bemühungen der Kompagnie beschränkten sich auf eine schwäch- 
liche und im ganzen wohl erfolglose Missionsarbeit. Eine 1819 durch ein 
amerikanisches Schiff eingeschleppte Epidemie, von der J. eine ergreifende 
Schilderung gibt, richtete mangels aller Schutzmaßregeln unter den Ein- 
geborenen schlimme Verheerungen an. — Nach Petersburg zurückgekehrt, 
hat J.dann noch einige Jahre im Marinedienst gestanden. Den Dekabristen- 
aufstand sah er aus nächster Nähe mit an, doch enthält seine Darstellung 
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der Unruhen, soweit ich sehe, nichts, was nicht anderweit bekannt wäre. — 
Als mittlerer Dreißiger verabschiedet, fand er eine Zivilversorgung als 
Gymnasialdirektor in Kaluga. Seine pädagogischen Neigungen ließ man 
als ausreichende Qualifikation für ein derartiges Amt gelten. Die Dar- 
stellung dieses Lebensabschnittes ist ohne Interesse, es ist das typische 
öde Dasein des provinzialen Beamten, nur durch kleine Intrigen Vor- 
gesetzter und Untergebener hier und da belebt. Im höchsten Alter nahm 
J. schließlich das Engelskleid. Es war der konsequente Abschluß seines 
Lebens. Seit er sich in den Leidenstagen in Alaska unter dem Einfluß 
eines Missionsmönches ,,von der Freigeisterei zum Christentum bekehrt 
hatte“, wie sein frommer Biograph es ausdrückt, gewann die Religion 
für sein Leben eine ständig wachsende Bedeutung. Träume und Visionen 
spielen in seinen Aufzeichnungen eine nicht unerhebliche Rolle. R. 8. 


Kolonisation Sibiriens. 
Sonderabdruck aus ,,Koloniale Rundschau“. 1912. 40 Seiten. 


In zwei Aufsätzen: „Die Vorbedingungen der Kolonisation Sibiriens“ 
und die ,,Kolonisation Sibiriens“ behandelt A. Palme dieses wichtige 
Problem der russischen Gegenwart. Die Vorbedingungen für die Koloni- 
sation Sibiriens sind gegeben in der Landnot und der Agrarkrise Rußlands 
sowie dem Landreichtum Sibiriens. Die Regierung hatte nach der Bauern- 
befreiung im Interesse des großen Besitzes die Auswanderung verboten, 
wenigstens außerordentlich erschwert. Trotzdem betrug im Jahre 1888 
die Auswandererzahl mehr als 30 000 und schwoll infolge der Mißernte 
4891/1892 auf über 80 000 an. Der Bau der sibirischen Bahn, die Agrar- 
unruhen und der russisch-japanische Krieg führten dann eine Änderung 
der russischen Auswanderungspolitik herbei, die sich nun bemüht, die 
Auswanderung teilweise zu fördern und künftig auch planmäßig zu leiten. 
Daher schwoll die Auswanderung wie folgt an: Im Jahre 1896 betrug 
die Auswandererzahl (einschließlich der von den Übersiedlern voraus- 
gesandten Kundschafter) 190 310. In den folgenden Jahren 1897 bis 1903 
betrug der Durchschnitt 155 000 Personen. Nach dem notwendigen 
Rückgang während der Kriegsjahre 1904/1905, wo nur 90 000 Personen 
nach Sibirien auswandern konnten, da die Eisenbahnen militärisch be- 
ansprucht waren, erreichte die Auswandererziffer im Jahre 1906 die Höhe 
216 648, 1907 576 979, 1908 758 812 und 1909 707 463. In den Jahren 
4896 bis 1909 wanderten insgesamt 3 629 398 Menschen aus dem euro- 
päischen Rußland nach Sibirien. Es handelt sich also um eine Massen- 
wanderung größten Stils. 

„ Palme untersucht im zweiten Aufsatz die landwirtschaftlichen 
Voraussetzungen für eine große Siedlungstätigkeit in Sibirien. Das Sied- 
lungsgebiet setzt in einem breiten Länderkomplex am Uralgebirge an; 
dieser Komplex aber wird, je weiter nach Osten, desto schmäler und am 
Baikalsee und jenseits davon nimmt er die Form eines verhältnismäßig 
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schmalen, an der chinesischen Grenze entlang laufenden Gürtels an. Dieser 
Gürtel ist stellenweise so schmal und infolge der Ungunst der klimatischen 
und der Bodenverhältnisse so schwer besiedlungsfähig (besonders an vielen 
Stellen des linken Amurufers), daß es begreiflich ist, wenn Rußland ein 
stetes Expansionsbedürfnis nach der Mongolei und der Mandschurei zeigt. 
Solange Rußland nicht imstande ist, sich diese anliegenden Teile Chinas 
einzuverleiben, werden seine ostasiatischen Territorien ein um so mehr 
gefährdeteres Besitztum sein, je dünner der schmale Siedlungsgürtel jenseits 
des Baikal bevölkert, und zwar von Russen bevölkert ist. Die Regierung 
versucht vorläufig, den Strom in die von der Natur weniger begünstigten 
Gegenden zu lenken, in die schwerer zu kultivierenden Taigadistrikte; 
in diesem Fall gewährt sie erhebliche Vorteile für die Ansiedlung. Wichtig 
ist, inwieweit die russische Feldgemeinschaft nach Sibirien mitgenommen 
wird. Bei dem großen Landreichtum Sibiriens beginnt die Feldgemein- 
schaft in ihrer typischen, extremen Form mit Umteilungen und Neu- 
verlosungen sich hier erst neuerdings und stellenweise zu entwickeln. 
Das Gesetz überlaBt es den sibirischen Dorfgemeinden, die Besitzform 
des Landes zu bestimmen. Solange nun eine Gemeinde im Verhältnis 
zur Mitgliederzahl sehr landreich ist, nimmt jedes Mitglied soviel Land 
in Bearbeitung, als seinem Bedürfnis und seinen Kräften entspricht. 
Wächst die Bevölkerung der Gemeinde, so entstehen mit der Zeit Kolli- 
sionen zwischen den Mitgliedern, in welche die Gemeinde regelnd eingreift. 
Die Bestimmungsrechte der Gemeinde erweitern sich im Laufe der Zeit 
immer mehr, bis sie schließlich bei zunehmendem Landmangel in den 
allgemeinen Umteilungen ihren Gipfelpunkt, die feldgemeinschaftliche 
Verfassung, erreichen. Die wertvollen Untersuchungen A. Kaufmanns 
u.a. haben diesen Entwicklungsgang für Sibirien in ihren Einzelheiten 
aufgedeckt. Natürlich wird die russische Agrarreform auch diese sibirischen 
Verhältnisse ergreifen. | 


Für die Praxis der Kolonisation hat sich herausgestellt, daB die 
künstliche Reglementierung nicht empfehlenswert ist. Daher bleibt seit 
4911 für die Auswanderer, die die staatlichen Reise- und Ansiedlungs- 
unterstützungen genießen wollen, nur noch die Pflicht bestehen, vorher 
einen Kundschafter (chodok) zur Auswahl des Niederlassungslandes 
auszusenden, so daß also nur der einzelne Mann, nicht die ganze Familie 
das erste Risiko läuft. Über diesen Kundschafterdienst und dessen Organi- 
sation werden interessante Mitteilungen gegeben. Der Versuch, das neue 
Siedlungsland auf die Auswanderungsgouvernements zu verteilen, um zu 
verhindern, daß sich die Hauptflut auf die bevorzugten Gegenden der 
Kirgisensteppe und des Altaibergdistriktes ergoß, ist miBglückt. Man 
will regelnd eingreifen nur durch Veränderungen in der Zuteilung des 
Landes in Sibirien selbst. Die Maximalnorm der Landausstattung ist 
heute für die männliche Seele 15 Deßjatinen Ackerland einschl. Wald. 
Eine Herabsetzung wird erörtert, empfiehlt sich aber nicht. Die Be- 
siedlung Sibiriens wird dadurch vereinfacht, daß es im vollen Umfang 
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heute nur zwei Eigentümern gehört, dem Staat und dem Kaiser. Dem 
. Kaiser gehören in der Hauptsache zwei große Bezirke, welche ursprünglich 
wegen der aus dem Bergbau zu erzielenden Einnahmen aus dem Staats- 
besitz ausgeschieden und als ,,Kaiïserliches Kabinettsland“ dem Ministerium 
.des Kaiserlichen Hofes überwiesen wurden. Dies ist erstens der sogenannte 
Altaibergbezirk, der die ganze südliche Hälfte des Gouvernements Tomsk 
umfaßt (ein Gebiet nicht viel kleiner als das Deutsche Reich), zweitens 
die östliche Hälfte des Transbaikalgebietes. Alles übrige Land in Sibirien 
ist mit verschwindenden Ausnahmen Staatseigentum. Im rechtlichen 
Sinne Staatseigentum oder — auf den Gebieten des Kabinettslandes — 
Eigentum der Krone ist sowohl das leerstehende als auch das besiedelte 
Land. Das im Besitz der alteingesessenen russischen Bevölkerung Sibiriens 
befindliche Land ist also nicht ihr Eigentum, sondern steht nur in ihrer 
Nutzung. Das Land wird dadurch erworben, daß der Auswanderer sich 
entweder in eine altsibirische Dorfgemeinde einkauft oder Staatsland 
erhält, was weitaus der größte Teilist. Besonders dadurch, daß die Kirgisen 
zum Ackerbau übergehen, werden große Gebiete als Ansiedlungsland frei; 
die Kirgisensteppe ist rechtlich durchaus Staatseigentum. Schließlich 
kommt noch das große gänzlich unbewohnte Gebiet Sibiriens hinzu; somit 
scheint das verfügbare Land unerschöpflich. An sich allerdings geht das 
Ansiedlungsland, welches innerhalb des wirtschaftlichen Aktionsradius 
der vorhandenen Bahnen und Wasserwege liegt, besonders im Steppen- 
gebiet seinem absehbaren Ende entgegen. Die Taiga aber nördlich von 
der sibirischen Bahn und im fernen Osten eignet sich sehr schlecht als 
Kolonialland für den größten Teil des russischen Auswanderungsstromes, 
der aus Bauern besteht, die aus dem Gebiet der südlichen Steppen des 
europäischen Rußland kommen und sich auf die Urbarmachung des 
sibirischen Urwaldes nicht verstehen. Die in der Taiga liegenden An- 
siedlungsstellen eignen sich nur für den Auswanderer aus der nördlichen 
und nordwestlichen Waldzone des europäischen Rußlands. Notwendig 
Sind dazu größere Bahnbauten und Landeskulturarbeiten. Der Etat 
der Übersiedlungsverwaltung ist daher auch von 5 Millionen Rubel 1906 
auf fast 28 Millionen Rubel 1911 gestiegen. Inwieweit die Kolonisation 
im ganzen glücklich ist, ist noch nicht zu beurteilen. Die Zahl der Rück- 
wanderer ist verhältnismäßig hoch, was freilich in MiBernten mit seinen 
Grund hat. Die statistischen Aufnahmen zeigen aber eine Zunahme des 
Wohlstandes und eine Ausdehnung der Ackerbauflächen und der Viehzucht, 
die Abnahme von landwirtschaftlichen Maschinen steigt ganz außer- 
ordentlich. Wichtiger ist das Anwachsen der sibirischen Butterproduktion: 
im Jahre 1894 wurden erst 400 Pud Butter exportiert, im darauffolgenden 
Jahre bereits 5000 Pud, 1900 1 050 000 Pud, 1907 3 413 640 Pud. Die 
Zahl der meist genossenschaftlichen sibirischen Molkereien beträgt gegen- 
wärtig rund 3000. Allein. Deutschland bezieht aus Sibirien gegenwärtig 
jährlich für 15—20 Millionen Mark Butter, zum Teil auf dem Umwege 
über Dänemark. Das Aufblühen des Wirtschaftslebens erhellt schon 
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aus der Zunahme des Warentransportes auf der sibirischen Bahn, der im 
Jahre 1900 45,3 Millionen Pud und im Jahre 1909 187,2 Millionen Pud, 
also mehr als das Vierfache betrug. Sibirien wird in der nächsten Zukunft 
eines der wichtigsten landwirtschaftlichen Ausfuhrländer sein, und in ihm 
vollzieht sich die Bildung eines neuen Zweiges der russischen Nation, 
der bereits einen besonderen Partikularismus entwickelt. O. H. 


RA 1912, II, 77—81. 


Eine Liste der Moskauer Stadthäupter (Gorodskie golovy) und 
ihrer Stellvertreter von 1782—1912 gibt U. G. Ivask. R. S. 


VD. Rußland im 20. Jahrhundert. 


Gapon. 
RSt IV 1912, III, 949—961. 


Gribovskij bringt unter der Überschrift „Die rätselhaften Dokumente 
Gapons“ Mitteilungen, welche erwünschte Beiträge zum Bilde dieses 
rätselhaften Mannes liefern. Eigenartig ist die Notiz, daß Gapon im Jahre 
1904 noch bei Pobödonoscev verkehrte, daß er sich großen Einflusses 
in den Kreisen der Wohltätigkeitsbestrebungen erfreute. Man meinte 
allgemein, er werde Archimandrit oder Hofgeistlicher. Es ist bekannt, 
wie seine schwankende Haltung nach dem 9. Januar 1905 ihn bei allen 
Parteien allmählich in Mißkredit brachte. Er beklagte sich bei Gribovskij 
über die Beschuldigungen, die man gegen ihn vorgebracht habe. Er will 
sich rechtfertigen. Ein Gericht, zusammengesetzt aus den Vertretern 
aller Parteien — mit Ausnahme der Sozialdemokraten — soll ihn an- 
klagen, dann wird er seine Rechtfertigungsdokumente vorweisen. Merk- 
würdig ist, daß Gapon schon im Februar 1906 seinen Tod ahnt; er meint, 
das Gericht müsse bald zusammentreten, solange er noch am Leben sei. 
Als seine Richter nennt er P.N. Miljukov und A. A. Stolypin. Gribovskij 
verspricht ihm, die Angelegenheit in die Hand nehmen zu wollen. Miljukov 
erklärt sich sehr gern bereit, ebenso V. J. Dobrovol’skij, V. E. Svjatlovskij, 
Jordanskij und Prokopovič. Bei Nennung der Sozialdemokraten Jordanskij 
und Prokopovič braust Gapon auf; mit ihnen will er nichts zu tun haben. 

Beachtenswert ist sein Urteil über die russische Sozialdemokratie: 
„Unsere Sozialdemokraten sind nicht, wie es sich gehört. Sie sind einseitig 
und verständnislos. Sie sind geradezu eine Landplage in unserer Arbeiter- 
bewegung. Für nichts haben sie Verständnis. Sie denken, sie seien auf- 
geklärt, haben sich aber den Kopf mit fremden Gedanken vollgestopft, 
die sie nicht anzuwenden vermögen. Sie leben auf Kosten der Arbeiter, 
sich brüstend mit ihrer Aufgeklärtheit, aber sie verstehen weder die Nöte 
noch die Denkungsart der arbeitenden Klasse. Für sie gibt es nur Oppo- 
sition und Kampf. Sie tragen ihre törichte Politik in jedes vernünftige 
Vorgehen der Arbeiter hinein, sie vergiften jede gesunde Organisation. 


= 
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Der Arbeiter kämpft nicht um des Kampfes willen, sondern um sich einen 
Lebensunterhalt zu verschaffen, um besser mit Weib und Kind leben zu 
können. Aber für die Sozialdemokraten ist er nur Kanonenfutter. Wenn 
die Arbeiter geschlagen und ihre Familien auf die Straße gejagt werden, 
dann drücken sich die aufgeklärten Intelligenten beiseite, und der Arbeiter 
muß die ganze Zeche allein bezahlen.“ 

Die einzige Sitzung des improvisierten Gerichtshofes fand in der 
Redaktion des „Slovo“ statt. Da Gapon nicht selbst erscheinen wollte, 
wurde von weiteren Verhandlungen Abstand genommen. Kurz vor seinem 
Tode besuchte Gapon noch einmal den Verf. in seinem Amtszimmer und 
bat ihn, seine Rechtfertigungsdokumente in Verwahr zu nehmen. Seine 
Feinde lauerten ihm auf, um sie ihm zu entreißen. Gribovskij weigert sich, 
die Papiere an sich zu nehmen. Darauf übergibt Gapon in Gegenwart 
Gribovskijs die Papiere einem jüdischen Rechtsanwalt Margolin. Als dieser 
nach Gapons rätselhaftem Tode im Sommer 1906 ins Ausland fährt, um 
sie dort drucken zu lassen, stirbt auch er eines geheimnisvollen Todes 
in einem Gasthofe einer kleinen deutschen oder französischen Stadt. 

W. R. 


Grundbesitzverteilung im heutigen 
Rußland und Wirkungen der Agrarreform. 


Veröffentlichungen des Preußischen Landes-Ökonomie-Kollegiums, 
Hejt 9 (1912), S. 19—28. 


In einem Vortrag über ,,die Politik der Grundbesitzverteilung in den 
großen Reichen‘ vom 9. Februar 1912 schildert Max Sering auch die Ver- 
hältnisse in Rußland. In einem vom Finanzministerium 1897 heraus- 
gegebenen Werke wird berechnet, daß 71% der russischen Bauern von 
ihrem Landanteile nicht den eigenen Nahrungsbedarf decken können, 
weitere 20% zwar genügend für sich selbst gewinnen, aber nicht genug, 
um das Arbeitsvieh mit erhalten zu können. Und doch liefern dieselben 
Leute den größten Teil des russischen Exportgetreides. Denn die Steuern, 
obwohl pro Kopf viel niedriger als bei uns, und die hohen Schuldsummen 
drücken schwer auf den kleinen Bauer und zwingen ihn zum Verkauf, 
oft unmittelbar nach der Ernte. Der Export kommt also, von reichen 
Erntejahren abgesehen, großenteils auf Kosten der bäuerlichen Lebens- 
haltung zustande. Um diesem Übelstande abzuhelfen, wurde 1882 die 
Bauernagrarbank begründet. Sie hat mit ihren zahlreichen Filialen ähn- 
liche Aufgaben, wie seit dem Gesetz von 1891 unsere Rentenbanken. 
Anfangs auf bloße Kreditgewährung beschränkt, übernahm sie, um Güter- 
schlächter und Spekulanten auszuschalten, bald selbst die Verkaufs- 
vermittlung. Bis zum Anfang des Jahres 4906, in dem ein großer Wandel 
eintrat, sind mit Hilfe der Bauernbank, 8,2 Millionen Hektar Land an die 
Bauern übertragen worden; 97—98% davon fielen Gemeinden und Ge- 
nossenschaften zu. 
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Die Revolution führte dann weiter, und Stolypin setzte den Ukaz 
vom 22. November 1906 und das Gesetz vom 23. Juni 1910 durch, die die 
heutige Agrarreform einleiteten. (Zur Würdigung des Gesetzes ist die in 
Westeuropa gewöhnlich ganz übersehene Frage des Familienbesitzes 
innerhalb des Mir heranzuziehen. S. dazu die grundlegende und außer- 
ordentlich scharfsinnige Arbeit von Baron A. Meyendorff: „‚Krestjanskij 
dvor“ (‚Der Bauernhof im System der russischen Bauerngesetzgebung 
und des Gemeindebesitzrechtes und die Schwierigkeit seiner Neuordnung“), 
Petersburg 1909, 136 S.) Das Gesetz weist dort, wo seit der Befreiung 
Landumteilung nicht mehr gestattet war, die Anteile ohne weiteres zu 
persönlichem Eigentum zu. Das betraf ungefähr 16 000 Gemeinden mit 
3,5 Millionen Mitgliedern. Sering streift sodann die Tätigkeit der Agrar- 
kommissionen und berichtet über ihre Tätigkeit (in der Hauptsache 
auf Grund der großen Denkschrift der Hauptverwaltung der Landorgani- 
sation und Landeinteilung: ‚‚Obzor döjatel’nosti möstnych zemleustroitel'- 
nych Kommissii‘ mit ihren Nachträgen). 


Im Laufe der vier Jahre 1907—1910 sind für 49 000 Gemeinden 
Anträge auf Gemeinheitsteilungen gestellt, für 19116 die Pläne ent- 
worfen, in 14 670 Gemeinden mit 4 Millionen Dess. Land die Vermessungen 
ausgeführt worden. Das ganze Verfahren aber ist für nicht weniger als 
12059 Gemeinden und 319000 Wirte mit 3,2 Millionen Dess. Land 
zum formellen Abschluß gebracht worden. Für 69 000 Wirte mit 744 000 
Dess. Land kam dabei nur die Ausscheidung ihrer Anteile aus dem fort- 
bestehenden Gemeineigentum in Frage; handelte es sich um einzelne 
- Wirte, so wies man ihnen dann regelmäßig Land an der Grenze zu. Dagegen 
hat in 5913 Gemarkungen für 251 000 Wirte mit 2 462 800 Dess. Land 
die Zusammenlegung der Grundstücke mit oder ohne Ausbau der Gehöfte 
stattgefunden. 


Mit der Neuordnung der Agrarverfassung in den Landgemeinden 
verband man eine umfassende Neuzuteilung von Land. Zunächst wurde 
grundsätzlich alles anbaufähige Land der umfangreichen Staatsdomänen 
den Agrarkommissionen zur Verfügung gestellt mit der Aufgabe, leistungs- 
fähige Einzelhöfe neu zu begründen und solchen Bauern, die unter Land- 
mangel leiden, zu selbständigem Grundbesitz zu verhelfen. Von 1906 
bis 1910 sind durch die Agrarkommissionen nach Ablauf der früheren 
Kontrakte 3,8 Millionen Dess. Staatsländereien an Bauern, und zwar 
meist ohne öffentliches Ausgebot an landarme Bauern verpachtet worden. 
Außerdem wurden 465 000 Dess. — es ist nicht viel weniger, als das ganze 
preußische Domanium umfaßt — zum Verkaufe an Bauern abgesteckt, 
281 000 tatsächlich verkauft. 92% dieser Fläche (259 000 Dess.) wurden 
an 15000 Personen in ganzen Besitzungen und verkoppelten Einzel- 
stücken zu Privateigentum aufgeteilt. Nur 11% aller Käufer besaßen 
bereits mehr als 6 Dess. Land, die meisten weniger als 3 Dess. oder nichts. 
Ärmeren Käufern, die sofort auf den neuen Grundbesitz übersiedeln, 
kann jede Anzahlung erlassen werden. Sonst beträgt sie regelmäßig 5% 
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der Kaufsumme, der Rest unterliegt bequemen Tilgungsbedingungen. 
Der mittlere Preis war 220 Mark pro Hektar. 

7 Der Aufgabe, der russischen Gesellschaftsordnung eine neue indi- 
vidualistische Rechtsgrundlage zu geben und eine kräftige Bauernschaft 
ins Leben zu rufen, wurde jetzt auch die Bauernbank, unter Vermehrung 
ihrer Mittel, dienstbar gemacht. Sie erhielt das Recht, sich Ankaufsmittel 
durch Ausgabe von Wertpapieren zu verschaffen und bezahlt die zu er- 
werbenden Grundstücke mit ihren 5 prozentigen Zertifikaten und 6 pro- 
zentigen Namensobligationen. Mit Einschluß von 1,2 Millionen Dess. 
Apanageland, die der Kaiser der Bank übergab, und solcher Güter, die 
wegen versäumter Zinszahlung verfallen waren (fast 0,5 Millionen Dess.), 
mit fernerem Einschluß von 300 000 Dess. alten Bestandes hat die Bauern- 
bank vom 1. Januar 1906 bis Juli 1911 nicht weniger als 5 688 000 Dess. 
Land für etwa 1 Milliarde Mark erworben, also eine ungeheure Fläche. 
Das Angebot von Gütern war während der Zeit der Unruhen außerordent- 
lich groß. Nach ihrer Beendigung setzt die Besiedlungsarbeit im Jahre 
4908 ein. 

Bis Mitte 1911 sind bereits 3,4 Millionen Dess. von der Bauernbank 
verkauft worden unter Einschluß der bloßen Punktationen. Das meiste 
davon entfällt auf Einzelwirte. Bis Juli 1941 wurden endgültig an solche, 
und zwar an 122 000 Personen, 1,6 Millionen Dess. verkauft, eine riesen- 
hafte Innenkolonisation. Der Durchschnittsverkaufswert war 295 Mark 
pro Hektar, der Einkaufspreis 227 Mark. 

Außerdem nimmt die lediglich vermittelnde und verleihende Tätig- 
keit der Bank ihren Fortgang. Mit ihrer Hilfe wurden von 1906 bis Ende 
Juli 1911 3,8 Millionen Dess. in rund 58 000 Fällen erworben, darunter 
0,39 Millionen Dess. in rund 37 000 Fällen zu persönlichem Eigentum. 


Rechnet man die Flächen zusammen, welche vom russischen Staat 
und unter seiner Vermittlung im Laufe der letzten 4—5 Jahre in bäuer- 
lichen Besitz oder Betrieb übergeführt worden sind, so kommt man auf 
9,9 Millionen Hektar, d. i. erheblich mehr als die gesamte in 
Großbetrieben (über 100 ha) landwirtschaftlich benutzte Fläche des 
Deutschen Reiches ausmacht (7 Millionen Hektar). Dabei muß man 
berücksichtigen, daß sich gleichzeitig in Sibirien eine Außenkolonisation 
vollzieht, welche jährlich mehrere Hunderttausende russischer Auswanderer 
aufzunehmen vermag und tatsächlich aufnimmt. 

Wie die Berichte der Bauernbank zeigen, entstehen durch deren 
Tätigkeit durchweg selbständige und lebensfähige Bauernstellen von 
10—20 ha Umfang, zum Teil durch Zukauf, in sehr vielen Fällen aber 
auch so, daß die Bauern ihren Anteil verkaufen und in der Nachbarschaft 
auf ganz neu entstehenden bäuerlichen Gemarkungen sich ankaufen. 


Sering beurteilt das Werk der Agrarreform sehr günstig, da es einen 
individualistischen und zugleich konservativen Bauernstand schafft, 
verkennt aber nicht, daß dadurch ein besitzloses Proletariat geschaffen 
wird, das Rußland vielleicht noch gefährlich werden kann. O. H. 
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VIII. Ukraine. 
IX. Baltische Provinzen. 


Gutsherr und Bauer in den baltischen 
Provinzen. 


Deutsche Monatsschrift für Rußland I, 289—306. 


Ernst Seraphim gibt in dieser neuen Zeitschrift eine Übersicht über 
dieses Thema, die in der Hauptsache auf dem nicht genannten großen 
Werke von Alexander v. Tobien: ,,Die Agrargesetzgebung Livlands“ (bis 
jetzt zwei Bände, der zweite enthält die Vollendung der Bauernbefreiung 
bis in die 60er Jahre) ruht. Besonders sind die führenden Männer in dieser 
Entwicklung herausgearbeitet, wie Baron Karl Friedrich Schoultz von 
Ascheraden, Garlieb Merckel, Friedr. Wilh. von Sivers, Ernst von Nolcken 
(der livländische Bülow-Kummerow und Führer der Konservativen) 
und vor allem unter den Liberalen außer Reinhold v. Samson und H. Baron 
Bruiningk besonders Hamilkar von Fölckersahm. Die Arbeit Seraphims 
gibt ohne eigene Forschung ein gutes und flüssig geschriebenes Bild, 
namentlich für den, der sich bemühen will, in dieser so sehr umstrittenen 
Frage ein eigenes ruhiges Urteil zu gewinnen. O. H. 


Kodifikationdesbaltischen Provinzial- 
rechtes. 


J, Neue Serie XXXVII (1912, Nr. 2), Abt. 2, S. 257—331. 


Unter dem Titel „Die Herkunft eines Teiles des Textes des bürger- 
lichen Gesetzbuches für die baltischen Gouvernements“ veröffentlicht 
Baron A. Nolde eine sehr interessante Untersuchung über die Quellen 
des baltischen Provinzialrechtes. Er hat in eingehender Untersuchung 
nämlich festgestellt, daß eine große Anzahl der römisch -rechtlichen Normen, 
auf denen sich ja zum Teil das baltische Privatrecht aufbaut, direkt und 
teilweise sogar wörtlich aus den Lehrbüchern des römischen Rechts aus 
den 60er Jahren übertragen worden ist. Nolde weist das für fast 1/s der 
gesamten Artikel des Provinzialrechtes nach. Er bemerkt dabei, daß 
in der damaligen Zeit zwar immer Stellen aus dem Corpus juris zitiert 
‚wurden, die aber regelmäßig nur aus den Werken der Rechtslehrer über- 
nommen waren. Daher hat Bunge, der das Provinzialrecht kodifizierte, 
diesen Lehrbüchern auch gleich die Formulierung wörtlich entnommen. 
Prof. Baron Axel Freytagh-Loringhoven in Dorpat weist in einer Be- 
sprechung dieser wissenschaftlich wichtigen Entdeckung Noldes auf die 
sehr interessante Parallele hin, daß Bunge ebenso gearbeitet habe, wie vor 
Jahrhunderten die Mitarbeiter Justinians an den Digesten. O. H. 
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X, Finnland. 
XI. Polen—Litauen bis 1572. 


1232—1241. Heinrichs des Bärtigen 
und seines Sohnes polnische Einheits- 
politik. 

PH 1912, XIV, 1f. 


Maryan Zodynski hat sich in seiner Abhandlung über die Politik 
Herzogs Heinrich des Bärtigen das Ziel gesetzt, zu schildern, wie trotz 
der äußeren territorialen Zersplitterung der Gedanke der staatlichen 
Einheit Polens von den Teilfürsten selbst und später auch von den auf- 
kommenden Ständen festgehalten wurde. Im besonderen habe auch die 
Politik Herzog Heinrichs des Bärtigen und seines Sohnes Heinrich des 
Frommen der Wahrung der Einheit Polens gegolten. J. P. 


1370. König Kasimir des Großen Testa- 
ment. 


PH 1912, XIV, 26—47. 


Stanistaw Ketrzynski untersucht den Inhalt und das Schicksal der 
testamentarischen Verfügung Kasimir des Großen, die der König zwei 
Tage vor seinem Tode am 3. November 1370 getroffen hat. Der Original- 
text des Testaments ist nicht mehr erhalten, dafür besitzen wir einen 
genauen Bericht in der Chronik Janko’s von Czarnikau, der Zeuge der 
‘Vorgänge war). Den Hauptpunkt der letztwilligen Anordnung des letzten 
polnischen Königs aus dem Piastengeschlecht bildete die Verleihung der 
Herzogtümer Kujawien, Sieradz, Lenczyca und Dobrzyn mit den Burgen 
von Kruschwitz, Bromberg, Wilatowo und Walcz (Deutsch-Krone) an 
seinen Enkel Kasimir. Das Interesse der Forschung Stanislaw Katrzynskis 
wendet sich eigentlich nur diesem Hauptpunkt zu, um nicht sowohl den 
weiteren Verlauf in der Behandlung der königlichen Verfügung, die bald 
im Wege einer gütlichen Einigung zwischen König Ludwig von Ungarn- 
Polen und dem berechtigten Herzog Kasimir aufgehoben wurde, als vor- 
nehmlich die rechtshistorischen Unterlagen der so überaus reichen Aus- 
stattung des geliebten Enkels mit Land und Leuten klarzulegen. J.P. 


XI. Polen bis 1795. 


1632—1648. Wladislaws IV. von Polen 
Gesundheitsverhältnisse. 


PH 1911, XIII, S. 1—23, 167—180. 


Ein pseudonymer Verfasser Rumbold z Polocka (Rumbold aus Polotzk) 
schildert in einer recht ertragreichen Studie (Zdrowie Władysława IV) 


3) Mon. Pol. Hist. II, 635. 
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die Krankheitsgeschichte des zweiten polnischen Königs aus dem Stamme 
der Wasa. Wladislaw IV. war geboren als drittes Kind aus der Ehe König 
Sigismunds III. von Polen mit der Erzherzogin Anna von Österreich. 
Von vielen Seiten wurden die größten Hoffnungen auf ihn gesetzt. Seine 
tolerante Gesinnung sicherte ihm eine günstige Beurteilung von seiten 
der Zeitgenossen und der Nachwelt. In diesem Zusammenhange sei hier 
eine in jene Zeit fallende, aus dem Radziwillschen Kreise stammende Nach- 
richt erwähnt, nach welcher zur Zeit des Aufenthalts des polnischen 
Königspaares im Jahre 1644 in Wilna die Königin Caecilia Renata, eine 
geborene Erzherzogin von Österreich, kniefällig Wladislaw um die Gnade 
bat, die dortige evangelische Kirche den Evangelischen entziehen und 
zum katholischen Gottesdienst einrichten zu dürfen. Auf die Weigerung 
Wladislaws soll die Königin ihrem Gemahl gesagt haben, sie würde nicht 
eher Wilna verlassen, als bis sie ihren Wunsch erfüllt sehe. Der König 
entgegnete ihr scherzend abwehrend, daß sie demnach bis zu ihrem seligen 
Ende ohne die geringste Aussicht auf Erfolg in Wilna ausharren müßte. 
Die Königin gedachte die Übernahme der evangelischen Kirche am nächsten 
Charfreitag ins Werk zu setzen, am Tage vorher hat sie aber selbst das 
Zeitliche gesegnet. 

Indem der Verf. den wechselnden Zustand der Gesundheit des 
Königs von Jahr zu Jahr schildert und im einzelnen erzählt, wie maBlos 
ausschweifend und alle Kräfte zerrüttend seine Lebensweise war, gibt 
er den Schlüssel zum Verständnis der Regententätigkeit Wladislaws IV. 
und der allgemeinen Geschichte Polens jener Zeit. Der König befand sich 
bei seinem Regierungsantritt bereits in einer solchen Leibesverfassung, 
daß er sehr wenig aus dem Bette, aus Sänften und Kutschen herauskam, 
und so blieb es während der ganzen Zeit bis zu seinem Tode. Selbst die 
Mahlzeiten pflegte er auf ärztlichen Rat im Bett liegend einzunehmen. 

J. P. 


1689—1696. Johann Sobieski. 


Zeitschrift des deutschen Vereins für die Geschichte Mährens und 
Schlesiens, XV, S. 430—465. 


A. Rille beschließt die Veröffentlichungen aus den Berichten des 
Kaiserlichen Ministers Geörge von Schiemunsky an Ferdinand Fürst 
von Dietrichstein, Präsidenten der geheimen Konferenz, im Archiv von 
Nikolsburg. Sie bieten verhältnismäßig wenig Neues. Aus dem Bericht 
über den Reichstag von 1692—1694 sieht man, wie die Gegner des sacrum 
foedus (der europäischen Allianz gegen die Türken) immer stärker werden. 
Der König weicht ihnen nur mit Mühe aus. Dann spielen die Überfälle 
der Tataren herein, 1692—1696, wobei die außerordentliche Langsamkeit 
der kriegerischen Polen hervortritt. Kirchliche Wirren und ganz inter- 
essante Berichte vom königlichen Hofe folgen. Der Briefwechsel schließt 
im Januar 1696. Fürst Ferdinand Dietrichstein bemühte sich, wie daraus 
hervorgeht, die heilige Allianz gegen die Türken durchaus festzuhalten 
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und Sobieski rettete diese auch vor den Gefahren, die ihr in seinem eigenen 

Reiche drohten. Er hielt die Bundestreue, auf die Dietrichstein unbedingt 

baute. Dafür geben diese‘ schlichten Berichte ein vollgültiges Zeugnis. 
O. H. 


Anonyme Flugschriftenliteratur in 
Polen am Ausgang des 18. Jahrhunderts. 
PH 1912, XIV, 48—74. 


Wiadyslaw Smoleński, der beste Kenner der geistigen Strömungen 
in Polen im 18. Jahrhundert, unternimmt es, die anonyme publizistische 
Literatur, die sich im Anschluß an den großen Reformreichstag von 1788 
bis 4791 entwickelt hat, kritisch zu erörtern. Die Forschung ist jetzt 
allerwärts dahin gelangt, den Flugschriften und Staatsschriften nur die 
beschränkte Bedeutung einzuräumen, die ihnen zukommt. Aber es wäre 
falsch, die politische Flugschriftenliteratur ganz zu vernachlässigen. Die ge- 
diegene Untersuchung Smolenskis bietet durch klare Erfassung der wissen- 
schaftlichen Aufgabe und tiefe Durchdringung des Gegenstandes einen 
erfreulichen Fortschritt gegenüber den bisherigen Ergebnissen der For- 
schung. Er verschont uns mit langatmigen Paraphrasen des Inhalts der 
Flugschriften und begnügt sich damit, in scharfer Beweisführung die 
Entstehung und Autorschaft der anonymen Streitschriften mit den politi- 
schen Bestrebungen in engste Verbindung zu setzen. Manche seiner Aus- 
führungen sind methodisch so lehrreich, daß wir bedauern, aus 
Raummangel auf sie nicht näher eingehen zu können. J. P. 


XIII. Polen im 19. Jahrhundert. 


1815—1831. Die Universität Warschau. 
PH 1911, XIII, 108 f. 


Feliz Bentkowski, der Begründer einer wissenschaftlichen polnischen 
Literaturgeschichte und Bibliographie, hat über die Warschauer Uni- 
versität, an der er selbst als Lehrer wirkte, Aufzeichnungen hinter- 
lassen, die, als ein Beitrag zur Geschichte der Hochschule, in einer mit- 
unter sehr temperamentvollen Weise die Anschauungen des Verfassers 
über Persönlichkeiten und Zustände wiedergeben. Die vielen scharfen 
und zum Teil ausgesprochen gehässigen Bemerkungen über einflußreiche 
Männer der Zeit lassen die MutmaBung zu, daß die jetzt im Auszuge von 
Alexander Kraushar herausgegebene Niederschrift nicht unmittelbar 
zur Veröffentlichung bestimmt war. Am wenigsten geschont wird der 
polnische Kultusminister Stanisław Potocki. Bentkowski erzählt über 
ihn eine köstliche Anekdote, die sich auf dem unerschöpflichen Gebiet 
der Kämpfe der Universitäten um ihre Selbständigkeit gegenüber den 
staatlichen Aufsichtsbehörden abspielt. Der Kultusminister Potocki 
hatte, um die Wahl eines ihm genehmen Professors, des Lexikographen 
Linde, zum Universitätsrektor herbeizuführen, die Dekane der fünf Fakul- 
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täten zum Diner eingeladen. Dem gleichfalls eingeladenen Staatssekretär 
Sobolewski fiel die Aufgabe zu, den Dekanen die entsprechende Anregung 
zu geben. Das Ergebnis der Mühen entsprach aber wenig den Erwartungen 
Potockis. Der ministerielle Kandidat Linde erhielt bei der Abstimmung 
die Stimmen der 5 Dekane, während sein siegreicher Mitbewerber die 
Stimmen aller übrigen wahlberechtigten Professoren auf sich vereinigte. 
Der Vorgang hatte zur Folge — erzählt Bentkowski —, daß der Minister 
das Jahresgehalt der Professoren von 9000 Gulden auf 6000 Gulden herab- 
setzte und daß der durchgefallene Rektoratskandidat, der nach der Unter- 
drückung des Aufstandes von 1830/31 vorübergehend als Kultusdirektor 
an die Spitze der Unterrichtsverwaltung trat, seine neue Stellung dazu 
mißbrauchte, um noch vor der Auflösung der Universität die verstümmelten 
Jahresbezüge seiner früheren Kollegen sogar auf nur ein Drittel zu ver- 
ringern, um ihnen eine angemessene Lebenshaltung gänzlich unmöglich 
zu machen. . Linde habe dann auch die Überweisung der Universitäts- 
bibliothek, die seiner Leitung unterstand, nach Petersburg in die Wege 
geleitet. 
| Besonders ungünstig ist Bentkowskis Urteil über den aus Italien 
stammenden Professor der Philologie, den Geistiichen Sebastiano Ciampi, 
der 1823 entlassen werden mußte. Dagegen spendet er ein großes Lob 
dem 1822 verstorbenen Sekretär der Universität Adam Jacyna, dessen 
Feder der 1822 gedruckte Entwurf zu einem Statut der Warschauer 
Universität entstammte. | 

Den 19. Juli 1823, den Termin der Einrichtung eines Schulkuratorium 
im Bereich Kongreßpolens, betrachtet Bentkowski als einen Unglückstag 
für die Universität und das Land. Er erklärt die durch einen feierlichen 
Akt in der Universität erfolgte Einführung der neuen Behörde für die 
„Mutter der Revolution vom 29. November 1830“. Bei dieser Neu- 
schöpfung hat Pate gestanden der begabte, aber unstäte Kultusdirektor 
Joseph Szaniawski: „ein Werkzeug des Zornes Gottes gegen die polnische 
Nation“. Bentkowski bemerkt, daß ,,die erste Anregung zur Einrichtung 
jener polizeimäßigen Verwaltung des öffentlichen Schulwesens im ganzen 
Königreich von Moritz Mochnacki, einem der Führer der Revolution 
von 1830/31, gegeben sei“. Dieser habe im Gefängnis den Plan ausgeheckt, 
der von Szaniawski freudig aufgegriffen, ihm sowohl die Befreiung aus 
dem Kerker, als auch die Ernennung zum Mitglied des staatlichen Zensur- 
amtes gebracht habe. Die Zensurverwaltung unterstand damals Szaniawski, 
der sie „in autokratischer grausamer Weise handhabte“. Erster Kurator 
des polnischen Schulwesens wurde David Oebschelwitz. 


Außergewöhnlich scharf sind die Äußerungen Bentkowskis über 
Szaniawski, dessen politische Entwicklung einst im radikal-republikani- 
schen Lager begonnen hatte. „Dieser Feind der Warschauer Universität, 
der später der gänzlichen Verachtung von seiten der russischen Regierung 
verfiel, obwohl er ihren Absichten mit Preisgabe seiner Ehre und seiner 
Überzeugung stets zu dienen bemüht war, ist im Jahre 1835 in Lemberg 


da 
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auf dem Schoße der Jesuiten gestorben. Den Jesuiten hat er seine Biblio- 
thek geschenkt. Er hatte beabsichtigt, vor dem Jahre 1830 die Jesuiten 
in Kongreßpolen einzuführen und ihnen das Schulwesen anzuvertrauen. 
Das Zisterzienserkloster in Jędrzejów sollte die erste Niederlassung jener 
Bandwürmer werden, die Polen zu Tode gemartert haben.“ Nach Bent- 
kowski soll der Statthalter Zajączek im Verein mit Burzyński, dem Bischof 
von Sandomir, im Einklang mit der Sinnesart des Kaisers Alexander, 
„‚diese satanische Versuchung‘, d.h. die Wiedereinführung des Ordens 
in Polen vereitelt haben. 


Abfällig ist das Urteil Bentkowskis über den aus Ostpreußen 
gebürtigen Professor der Philosophie in Warschau Lach Szyrma, der 
auch am Hofe des Fürsten Czartoryski eine Zeitlang als Erzieher gewirkt 
hatte und auf den Universitäten Wilna und Edinburg vorgebildet war. 
„Durch einen Zufall — sagt Bentkowski — war dieser erbärmlichste 
Vertreter seines Lehrfaches eines der Hauptwerkzeuge zur Vernichtung 
des Aufstandes von 1830. Ein ausgesprochener Egoist und kleinlicher 
Geldspekulant, warf er sich auf zum Anführer der Ehrengarde, die den 
Diktator Chtopicki, den Mörder des Aufstandes, 
umgab. Jene Garde, gebildet Aus Studenten der Universität und Hörern 
der Fähnrichsschule, die den Aufstand hervorgerufen haben, ließ keine 
Opposition gegen den Diktator aufkommen, obwohl es schon offenkundig 
war, daß dieses tobsüchtige und freche Ungetüm das Werk der allgemeinen 
Erhebung unterdrücke und vernichte. Der stets vom Glück begünstigte 
Szyrma gelangte späterhin nach England, wo er sich nach dem Tode 
seiner ersten Frau mit einer vermögenden Engländerin verheiratete.‘ 
Nicht minder scharf äuBert sich Bentkowski über einen engeren Lands- 
mann Szyrmas, den aus Ermland gebürtigen Anton Woelke, dessen wert- 
lose lateinische Darlegungen über die Dichtung Sarbiewskis (De Sar- 
bieviana poesi) ihm Veranlassung geben zu dem kräftigen lateinischen 
Ausruf: ,,bestia bipes, seu equus et mulus, cui non est intellectus‘“. 


Gegen den Kultusminister Stanislaw Potocki erhebt Bentkowski 
den Vorwurf, daß er sich in seinen Schriften höhnender und satirischer 
Worte gegenüber der Geistlichkeit nicht enthalten könne, dagegen 
aber nicht die Kraft gefunden habe, um den Kulturzustand des geistlichen 
Standes in Polen zu heben. Auch die Leitung der Provinzialschulen 
habe er Geistlichen anvertraut und damit zur Herabsetzung des Ansehens 
des Lehrerstandes beigetragen. Als Potocki in der Absicht entlassen 
wurde, um die Religion wirksamer zu schützen, übernahm Minister Gra- 
bowski mit dem allmächtigen Joseph Szaniawski die Kultusverwaltung. 
„Diese beiden Männer — meint Bentkowski —, die vordem überhaupt 
keine Religion hatten, nahmen zum Grundsatz der Leitung der Schul- 
und geistlichen Angelegenheiten nicht die Religion Christi, sondern eine 
pharisäische Hypokrisie und den Fanatismus.“ An die theologische 
Fakultät berief man den Jesuiten Onoszko, der in ihr im Jahr 1822 viel 
Verwirrung anstiftete durch seine schriftlichen Beschwerden gegen den 
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‚„jesuitenfeindlichen und mit dem Katholizismus unvereinbaren Geist‘: der 
theologischen Vorlesungen. Bald darauf wurde die theologische Fakultät 
an der Universität geschlossen und die Unterweisung der jungen Theologen 
einem geistlichen Seminar überwiesen, in welchem Onoszko die entschei- 
deude Stellung einnahm. Während der letzten Jahre des Bestehens der 
Warschauer Universität versuchte Szaniawski sie auseinander zu sprengen 
und die einzelnen Fakultäten nach weit auseinander liegenden Ortschaften 
zu verstreuen. Der Plan wurde vereitelt durch den Rektor der Universität, 
den Geistlichen Szweykowski, der von dem Kaiser Nikolaus zur Zeit seines 
Aufenthalts in Warschau im Jahre 1830 die Beilegung des Namens der 
Alexanders-Universität für die Hochschule erlangte und damit ihren 
Fortbestand sicherte. 

Die Aufzeichnungen Bentkowskis sind nach den abgedruckten Aus- 
zügen ganz gelegentlicher Art. Sie geben nicht ein geschichtliches Gesamt- 
bild der Entwicklung, sondern nur einzelne abgerissene, stark subjektiv 
gefärbte Beiträge einer an den Vorgängen selbst beteiligten, hervor- 
ragenden Persönlichkeit. J. P. 


Friedrich Wilhelm IV. und General von 
Uminski 
MPos 13, S. 83—41. 


M. Laubert schildert die Stellung Friedrich Wilhelms IV. zu dem 
besonders aus Schiemanns Alexander-Bibliographie bekannten polnischen 
Emigranten General Uminski. Dieser zum preußischen Anteil gehörige 
Pole hatte als Haupt der Posener Verschwörer an der Vorbereitung zum 
Aufstand teilgenommen und war 1826 zu sechsjähriger Festungshaft ver- 
urteilt worden und auf der Festung Glogau auf Ehrenwort interniert. 
Von da floh er bei Ausbruch des Novemberaufstandes und nahm an diesem 
lebhaften Anteil. Als Friedrich Wilhelm IV. beim Regierungsantritt allen 
politischen Verbrechern Amnestie zusicherte, wurde auch für Umisski 
diese erbeten. Bei den Erörterungen darum wurde nun die Frage, die 
die öffentliche Meinung Europas beschäftigte, berührt, ob Uminski durch 
sein Entweichen sein Ehrenwort gebrochen habe oder nicht. Uminski 
glaubte, von seinem Ehrenwort entbunden zu sein, weil die infolge des 
Aufstandes notwendig gewordene strenge Aufsicht in der letzten Zeit 
seines Glogauer Aufenthalts eingeführt worden war und trotz seiner Zu- 
sicherungen nicht aufgehoben worden war. Der König prüfte die Sache, 
und Umisski veröffentlichte in der Augsburger Allgemeinen Zeitung, 
daß der König auch erklärt habe, der Vorwurf des Ehrenwortbruches sei 
unbegründet. Die Regierung nahm auch keine Veranlassung, dem 
berichtigend entgegenzutreten. Die Rückkehr in das Land wurde ihm 
aber nur gestattet, wenn er den Rest seiner Strafzeit abbüßen würde. 
Die Wiederverleihung seiner Pension sollte, wie bei allen am Aufstand 
beteiligt gewesenen ehemaligen Militärs, von seinem künftigen Betragen 
abhängig gemacht werden. Uminski ist aber nicht erschienen. Eine spätere 
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Petition von ihm wurde auch nicht genehmigt. Uminski ist 1851 gestorben, 
ohne den Boden Preußens wieder betreten zu haben, einer der unver- 
söhnlichsten Gegner Preußens und der Teilungsstaaten, der dafür als 
nationaler Märtyrer gefeiert und idealisiert worden ist. Seine persön- 
lichen und militärischen Eigenschaften rechtfertigen aber dieses Urteil 
nicht, wenn auch eine gewisse Tragik auf seinem Leben liegt. Jedenfalls 
ist er wohl der einzige der polnischen Emigranten, dem gegenüber Friedrich 
Wilhelm IV. unerbittlich blieb. O. H. 


{ 


XIV. Deutscher Osten. 


Funde aus der Wendenzeit. 
MPom 5 (Mai 1912), S. 66—70. 


Hans Menzel-Berlin berichtet über Funde aus der Wendenzeit, 
die er in Belgard a. Pers. gemacht hat. Es ergibt sich daraus, daB an der 
Stelle des heutigen Amtes wahrscheinlich das alte wendische castrum 
Belgard, die Weißenburg, gestanden hat. Der Burgflecken Belgard hat 
nach weiteren Funden wohl etwas nördöstlich von der Burg an der Stelle 
der heutigen Altstadt gelegen, auf einer flachen, durch eine Moorniederung 
von der Burg getrennten Erhebung, auf der sich auch später die mittel- 
alterliche Stadt angesiedelt hat. E. 2. 


Elbinger Privilegvon 1246. 
RTT XVIII, S. 157—159. 


Stanislaus Kujot wirft die Frage auf, wo die in der Grenzbeschreibung 
des genannten Privilegs erwähnte ,,Pauta“ floß. Nach Toeppen war es 
ein Flüßchen, das bei Halbdorf in die Nogat fiel. Dann hätte Elbing ein 
Gebiet von zweimal größerem Umfange als Kulm oder Thorn erhalten, 
ein Gebiet von einem Umfange, das Elbing nie im Besitz genommen hat 
und das auch nirgends sonst erwähnt wird. Kujot weist nun darauf hin, 
daß diese Pauta in der Stiftungsurkunde des Elbinger Heiligengeisthospitals 
von 1242 auch erwähnt werde; dort wird den Dienern des Hospitals erlaubt, 
Wasser aus der Pauta zum Hospital zu leiten, was bei der Lage des Hospitals 
beim Elbingfluß doch sonderbar wäre. Die Pauta sei deshalb am Hospital 
vorübergeflossen und, wie auch Woelky in anderem Zusammenhang ver- 
mutet hätte, der heutige Hommelkanal. Das Elbinger Gebiet war also 
entsprechend kleiner. Den Namen „Pauta‘ will Kujot mit dem slavischen 
pluty=plynaé (fließen) zusammenbringen, ebenso wie Putzig seinen Namen 
von einem Flüßchen Plota, Pluta herleite, woraus die Deutschen dann 
Pautzke gemacht hätten. Entsprechend sei der Name des Flüßchens bei 
Elbing in Baude, Paute verdeutscht. E. Z. 


Verleihung des Ritterguts Tylicki. 
RTT XVIII, S. 153—157. 
Zeitschrift £ osteurop. Geschichte. II. 39 
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St Kujot veröffentlicht ein Privileg des Kulmer Bischofs Szczepan 
für Jakob Felkner über das Rittergut Tylicki. Der abgedruckte Text 
ist schlecht; es ist eine polnische Übersetzung des 17. oder 18. Jahr- 
hunderts mit manchen Fehlern. Die Jahreszahl (1428) ist jedenfalls 
unrichtig, da Bischof Szczepan von 1480—1495 regierte; für gefälscht 
halt Kujot das Privileg jedoch nicht, da die Namen der darin genannten 
Kleriker zur Zeit des Bischofs Szczepan nachweisbar sind. Der Satz, 
daß der Besitzer eine Schule in den Grenzen des Gutes errichten dürfe, 
ist allerdings sicher später eingeschoben; auch Kujot hält ihn für „bei- 
spiellos und unwahrscheinlich“. Außerdem erhält der Besitzer auch das 
Mitpatronatrecht über die Kirche. E. Z. 


Landgerichte im Herzogtum Preußen 
1557—1610. 
MW pr. 1912, Nr. 2, S. 23—25. 


M. Bär macht Mitteilung von einigen Nachrichten über das Riesen- 
burger Landgericht, die die Zusammenstellung von Isaacsohn, ‚Zur 
Geschichte der Landgerichte in Ostpreußen“ (Ztschr. ft. Preuß. Geschichte 
und Landeskunde XI (1874) S. 247 fl.) zu ergänzen geeignet sind. Die 
Landgerichte in der Ordenszeit waren die Gerichte des platten Landes 
in Zivil- und Strafsachen für die Kriegsdienstpflichtigen, d.h. die mit 
Lehnshufen ausgestatteten Adligen, Kölmer, Freien und Schulzen. 
Nach dem Anfall des westlichen Teils des Ordenslandes an Polen wurden 
die dortigen Landgerichte rein adlige Gerichte mit einer auf den Adel 
beschränkten Zuständigkeit und entwickelten sich dann in vollkommener 
Übereinstimmung mit den polnischen Landgerichten. In Ostpreußen 
verloren umgekehrt die Landgerichte die Zuständigkeit über den Adel 
(für den der Amtshauptmann erste Instanz wurde) und behielten nur 
die über die Kölmer, Freien und Schulzen. Später verfielen sie und 
wurden durch Friedrich Wilhelm I. gänzlich aufgehoben. Es ergibt sich 
nun aus den von Bär aufgefundenen Nachrichten aus der Zeit von 1527 
bis 1610, daß das Landgericht des Riesenburgschen Kreises die beiden 
Ämter Marienwerder und Riesenburg umfaßt und zweimal im Jahre 
gehalten wurde. Es setzte sich zusammen aus einem adligen Landrichter 
und 13 adligen Schöffen, darunter ein Schöffenmeister. Der Landrichter 
wurde vom Adel der beiden Ämter auf einer Versammlung gewählt; man 
präsentierte einen, später (1557) zwei Kandidaten, von denen der Herzog 
einen bestätigte und auf dem Landding vor versammeltem Adel durch 
einen Bevollmächtigten einführen und vereidigen ließ. Der Landrichter 
erhält eine Besoldung in Geld und Naturalien. Die fehlenden Schöffen 
schlägt gleichfalls der Adel oder der Landrichter und die übrigen Schöffen 
‚vor. Auch sie werden vom Herzog ernannt und auf dem Landding ver- 
eidigt. Am Ende des 16. Jahrhunderts schlägt das Landgericht selbst 
vor, einen rechtskundigen besoldeten Schreiber zu ernennen. E. 2. 
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Polnischer Gottesdienst in Insterburg 
1644. 


Zeitschrift der Altertumsgesellschaft Insterburg Heft 13, S. 27—76. 


K. Kaleschke druckt Insterburger Kirchenrechnungen aus der Zeit 
von 1637—1668 ab. Wir heben daraus hervor, daß 1644 dort eine polnische 
Gemeinde bestand, für die an hohen Feiertagen polnisch gepredigt wurde. 

E. Z. 


Belehnung des Kurfürsten Friedrich 
Wilhelm mit dem Herzogtum Preußen (1641). 
Aus dem Posener Lande, Jahrg. 7, 1912, V, 193—196. 


F. Lüdtke berichtet über neue Funde aus dem Vatikanischen Archiv. 
Der von ihm mitgeteilte Protest des päpstlichen Nuntius Filonardi gegen 
die Belehnung des Kurfürsten Friedrich Wilhelm mit dem Herzogtume 
Preußen war ein mehr formeller Akt, der ebenso erfolglos blieb, wie die 
gleichen Proteste von 1611, 1621 und später bei der Thronbesteigung 
Johann Casimirs. Bemerkenswert ist, was L. nebenbei erwähnt, daß 
König Wladislaw IV. den Plan hegte, den Großen Kurfürsten mit seiner 
Schwester zu vermählen, um so den drohenden Plan der Vermählung 
mit Christine von Schweden zu vereiteln. W. R. 


Russen in Ostpreußen 1757, 1758—6 2. 
Zeitschrift der Altertumsgesellschaft Insterburg, Heft 13, S. 77—83. 


S. Maire berichtet nach Akten des Geheimen Staatsarchivs 
über den Rückgang der Schweizerkolonien im Kirchspiel Insterburg 
während der russischen Invasion. In der Insterburger Kolonie hat sich 
z. B. von 1756—1762 die Zahl der Seelen von 182 auf 137, die der Häuser 
von 20 auf 11 (1757 waren es 10), die der Hufen von 20 auf 10% (1757: 12) 
vermindert. Die zusammenfassenden Zahlen, die der Verf. von 1756 und 
4762 bringt und miteinander vergleicht, sind nicht ganz vergleichbar, 
da in der Zusammenstellung von 1762 über die Hälfte der Ortschaften 
fehlt, die 1756 aufgeführt sind. E. 2. 


Polnische Druckereien und polnisches 
Schrifttumin Westpreußen. 


RTT XVIII, S. 79—182. 


A. Mańkowski setzt seine „Geschichte der polnischen Druckereien 
und des polnischen Schrifttums in Westpreußen“ fort (vgl. Rocznik towarz. 
nauk. w Toruniu XIII, 260—300, XIV, 49—102, XVI, 9—58) und be- 
handelt im vorliegenden Heft Danzig. Das erste polnische Druckwerk, 
eine Fibel, wurde danach in der Offizin Rhode hergestellt; ob das Buch 
schon 1528, wie Estreicher angibt, oder erst 1538 oder später erschien, 
ist zweifelhaft. Rhode druckte noch einige andere polnische Werke reli- 
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giösen Inhalts; doch gingen aus seiner, von seinen Erben fortgeführten 
Druckerei bis 1619 nur noch 10—11 polnische Stücke hervor. Von 1619 
bis 1694 war die Druckerei (die Ratsdruckerei war) in den Händen der 
Familie Rhete; sie brachte in dieser Zeit 26 polnische Werke heraus, davon 
22 in der Zeit von 1650—1694. Die Zahl der polnischen Werke dieser 
Druckerei blieb auch in den folgenden Jahren gering: während sie den 
Stolle’s, Vater und Sohn, gehörte, von 1694—1723, wurden etwa 15, in 
der folgenden Zeit, bis 1780, nur 5 polnische Bücher gedruckt. Erst der 
folgende Eigentümer, Wedel, druckte wieder einige polnische Bücher 
mehr, im ganzen 16. Nach ihm ist dann in dieser Druckerei nur noch 1 
polnisches Buch (1816) gedruckt. Von anderen Druckern polnischer 
Bücher ist namentlich Andreas Hünefeld aus Halberstadt zu nennen, 
der in der Zeit von 1609—1666 60 polnische Werke herausbrachte. Im 
übrigen sind von anderen Danziger Druckern nur vereinzelte polnische 
Bücher gedruckt. Spezifisch polnische Druckereien gab es vor dem letzten 
Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts in Danzig nicht. 

Im ganzen weist der Verf. in der beigegebenen Bibliographie 219 
Werke nach, die ganz oder teilweis in polnischer Sprache bis 1799 in Danzig 
erschienen sind. Die polnische Sprache spielte naturgemäß während der 
polnischen Zeit in Danzig eine größere Rolle als heute; es wurde in einigen 
Kirchen polnisch gepredigt, und auf dem Gymnasium war das Polnische 
Unterrichtsgegenstand. Dem Inhalte nach waren die polnischen Schriften 
überwiegend religiöser Natur, Übersetzungen der Bibel im ganzen oder 
in einzelnen Teilen, Gebet- und Gesangbücher,; dann Grammatiken und 
andere sprachwissenschaftliche Werke. Die drittgrößte Gruppe, durchweg 
allerdings aus neuerer Zeit, ist dem kaschubischen Dialekt gewidmet. Die 
schöne Literatur ist nur mit wenigen Werken vertreten und ebenso Staats- 
recht und Politik. Und zwar die letztere Gruppe außer den bei Estreicher 
genannten staatsrechtlichen Werken des Daniel Patterson (1625) und des 
kujawischen Bischofs Andreas Lipski (1607) durch eine Schrift des Neuen- 
burger Starosten und pommerellischen Unterkämmerers J. Werda von 
1647 über das preußische Indigenat; ferner durch zwei Broschüren aus 
dem Ende des 18. Jahrhunderts; die eine (1780) ist von J.Wybicki, ,,Ge- 
spräch zwischen einem polnischen Edelmann, einem Schweizer und einem 
Juden“ und handelt über innere Verhältnisse der Republik; die andere 
betrifft den Streit Josephs II. mit dem Vatikan. E. 2. 


Ein Urteil über Friedrich Il. aus dem 
J.1740. 


Č. XVIII (1912), 60. 


J. Goll fand im Dresdener Staatsarchiv einen interessanten Akt, 
enthaltend den Bericht eines unbekannten Korrespondenten an den 
sächsischen Minister Grafen Brühl, in welchem er mitteilt, was die von 
der Begrüßung des jungen Königs zurückgekehrte französische Gesandt- 
schaft, insbesondere ein Offizier Lugeac über Friedrich II. am französischen 
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Hofe und speziell K. Ludwig XV. auf dessen Fragen mitteilten. Einige 
Äußerungen gibt G. wörtlich wieder, z. B. daß Friedrich spreche „avec 
une naivité et une vérité bien rares pour nos souverains, que la basse 
flatterie entoure d’un triple mur d’airain“, weiters daß ,,ses reponses font 
l'admiration et l’entretien des bonnes compagnies à présent“. Eine An- 
frage über Friedrichs Minister beantwortete L. damit, daß F. sie auswähle, 
nachdem er selbst nach seinem besten Vermögen sie auf ihre Redlichkeit 
und Fähigkeit geprüft habe, unabhängig von jeder Intrigue und Protektion; 
allein welches Vertrauen immer er zu ihnen habe, so sei er doch selber 
sein erster Minister und am fleiBigsten bei seinen Ratsgeschäften. Auch 
das Verhältnis zu den Generälen sei derartig, daß Friedrich sich mit ihnen 
berate, ihnen Vertrauen schenke, aber nie einen vor den übrigen bevor- 
zuge. Über die Privatvergnügungen Friedrichs und den Jagdsport am 
preußischen Hofe befragt, soll L. erklärt haben, daß F. alle 14 Tage einmal 
ein Rebhuhn schieBe, daß er sich aber gerne mit Leuten von Verdienst 
und Geist unterhalte, sie an seinem Hof versammle und sie durch seine 
Vertraulichkeit auszeichne. B. B. 


Der Netzedistrikt und Friedrich der 
Große. 


MPos 13, S. 17—29. 


In einer so betitelten Kaiser-Geburtstagsrede gibt R. Prümers eine 
Schilderung, die auf Koser, Baer und Stadelmann beruht, und fügt für die 
Kolonisationstätigkeit Friedrichs des Großen einige Aktenmitteilungen 
hinzu. Interessant ist dabei das Bild, das durch ein Beispiel gegeben 
wird: die Besetzung eines Dorfes im Kreise Strelno. Innerhalb 4 Jahren 
mußte die Kammer dieses Dorf dreimal neu besetzen und war gezwungen, 
von dem Prinzip, nur Kolonisten aus dem Reiche anzusetzen, abzugehen 
und sog. deutschpolnische Kolonisten zu nehmen, d. h. die aus dem König- 
reich Polen einwandernden. Aus diesem starken Wechsel ergibt sich, daß 
von der offiziellen Liste der Einwanderung in den Netzedistrikt, 
die 1056 Familien angibt, sicherlich ein erheblicher Prozentsatz abzu- 
ziehen ist. Denn die Beamten führten natürlich jeden einzelnen Kolonisten 
auf, weil sie die für ihn verwendeten Kosten verrechnen mußten. Dagegen 
gibt es kein Verzeichnis der wieder entlaufenen Ansiedler. Die Höfe wurden 
ja durch die neuen Zuzügler sofort wieder besetzt. O. H. 


1848. Reorganisation der Provinz Posen. 
M Pos 12 S. 65—67. 


Die Unmöglichkeit, die im März 1848 beschlossene sogenannte 
Reorganisation der Provinz Posen durchzuführen, wird aus dieser Mit- 
teilung recht deutlich, die R. Prümers hier macht. Die Landräte hatten 
anzugeben für den Zweck der Reorganisation, wieviel ihr Kreis an deutschen, 
jüdischen und polnischen Einwohnern enthielte. Ein Bericht des Landrats 
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von Ostrowo zeigt, daß es geradezu unmöglich war, ein richtiges Resultat 
zu liefern, da die evangelischen Polen sich zu den Deutschen rechneten 
und vollständig deutsche Einwohner zu den Polen, nur weil sie in der 
Provinz geboren waren. Besonders schwer empfanden es die Deutschen 
in dem Teil, der als polnisch reorganisiert werden sollte, daß sie vom 
Mutterlande getrennt werden sollten. Ihre Zahl soll 20 000—24 000 
betragen haben. Prümers teilt ein Gesuch der Einwohner eines Dorfes 
im Kreise Ostrowo an den Landrat mit, das sich gegen die Reorganisation 
und die Trennung von Preußen mit großer Leidenschaftlichkeit und 
flehentlicher Bitte wendet. O. H. 


Preußische Ostbahn. 


Archiv für Eisenbahnwesen, 1911, Heft 4-6, auch als Sonderdruck, 
143 Seiten, mit einer großen Karte. 


Regierungsrat Born in Bromberg gibt unter dem Titel „Die 
Entwicklung der Kgl. preußischen Ostbahn‘ eine eingehende, offenbar 
auf amtlichem Material beruhende, Geschichte dieser für die Entwicklung 
des Ostens so wichtigen Verkehrslinie. Die Entstehungsgeschichte wird 
genau behandelt. Interessant ist dabei besonders die bekannte Ablehnung 
der Eisenbahnanleihe 1847. Dann werden die einzelnen Hauptstrecken 
in ihrer Entwicklung bis zur Gegenwart genau dargestellt. Die Aufgabe, 
die östlichen Provinzen mit Berlin und unter sich zu verbinden, war am 
4. Oktober 1867 vollendet. Seitdem ist das Gerippe der Hauptbahn noch 
sehr stark ausgebaut worden. Die alte Ostbahndirektion ist 1895 erst 
verschwunden, indem ihr fast 5000 km umfassendes Netz den neuen 
Eisenbahndirektionen Bromberg, Danzig und Königsberg zugeteilt wurde. 
42 Anlagen statistischer Art über Flächengröße und Einwohnerzahl der 
östlichen Provinzen 1834, Bodennutzung 1855, Getreideausfuhr, Meß- 
verkehr usw. geben der Arbeit noch einen über ihr besonderes Gebiet 
hinausgehenden Wert. O. H. 


XV. Böhmen und Mähren. 


Žižkas Begräbnisstätte. 
Č. XVIII (1912), 7. 


Im November 1910 ging durch die Zeitungen die Nachricht von der 
Auffindung der Gebeine des großen Hussitenfeldherrn in Czaslau. Die 
Historiker nahmen sie im Gegensatz zu den Archäologen von Anfang an 
skeptisch auf, da der Landesarchivdirektor von Böhmen V. J. Nováček 
gewisse Beweise, auf die man sich berufen zu können meinte, sofort als 
plumpe Fälschungen nachwies. Um so verdienstlicher ist es, daß sich 
nun J. V. Simék sachlich und ruhig mit der Grundfrage beschäftigt, ob 
wir denn überhaupt über den Ort, wo Žižka beigesetzt wurde, zuverlässig 
unterrichtet sind. Das Ergebnis, zu dem Š. — fast möchte man sagen, 
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wider seinen Willen — gelangt, lautet dahin, daß bis ans Ende des 15. Jahrh. 
die Quellen eigentlich nur Königgrätz als Begräbnisstätte kennen und 
nennen. Erst um 1515 tauchen Nachrichten auf, die von einer Übertragung 
der Gebeine von Königgrätz nach Czaslau sprechen, ohne daß man aber 
über den Zeitpunkt dieses Ereignisses etwas bestimmtes erführe. Irgend 
eine deutliche Kennzeichnung des Zitkagrabes in Czaslau existierte nicht, 
das Monument mit Inschrift, das Zacharias Theobald in seinem ‚‚Hussiten- 
krieg‘ (1609) beschreibt, kann nicht Alter sein, als aus dem 16. Jahrh. 
In einer Schlußnote deutet Š. sogar an, daß die ganze Czaslauer Tradition 
eine Fiktion sein könnte, nur geht durch die ganze verdienstliche Studie 
eine gewisse Scheu, es sich mit den „Gläubigen“ zu verderben). B. B. 


XVI. Südslaven und Balkanstaaten. 


1) Ein ausführlicher Bericht über den Fund und die verschiedenen 
Gutachten findet sich in den Panätky archael. a mistopisné Bd. XXIV 
(1911), Heft 4 u. 5, S. 201—327. 


V. Bibliographie‘). 


I. Allgemeines. 


Sbornik der Kaiserl. Russischen Historischen Gesellschaft. T. 136: Proto- 
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Systeme der Volksbildung in Rußland im 18. und 19. Jahrhundert. I. 
Petersburg 1912. 


II. Vormongolisches Rußland. 


Majkov, V. V., Kniga piscovaja po Novgorodu Velikomu konca XVI. v. — 
Das Grundbuch für GroB-Novgorod am Ende XVI. J. Petersburg 
1911. XLVIII u. 307 S. u. 4 Tafeln. 


III. Die Moskauer Periode. 


Veselovskij, J. N., Tatarskoe vlijanie na posol’skij ceremonial v moskovskoj 
period russkoj istorii. — Der Tatarische Einfluß auf das Gesandt- 
schaftszeremoniell in der Moskauer Periode der Russischen Geschichte. 
Beilage zum Bericht der Petersburger Universität. Petersburg 1911. 

Kologrivov, S. N., Materialy dlja istorii snogenii Rossii s inostrannymi 
derzavami v XVII. v. — Materialien zur Geschichte der Beziehungen 
Rußlands zu den fremden Mächten im 17. J. Petersburg 1911. 

Andrianova, V., Materialy dlja istorii cön na knigi v drevnej Rusi XVI. — 
XVIII. v. v. — Materialien zur Geschichte der Preise für Bücher im 
alten Rußland 16.—18. J. Petersburg 1912. 

Spakov, A., Gosudarstvo i cerkov v ich vzaimnych otnoëenijach v Mos- 
kovskom gosudarstvd. Carstvovanie Feodora Ivanoviča. U£reZdenie 
patriar$estva v Rossii. — Staat und Kirche in ihren Beziehungen 
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im Moskauer Staat. Regierung Feodor Ivanoviës. Einrichtung des 
Patriarchats in Rußland. I. Teil. Odessa 1912. 


IV. Peter der Große und die Nachfolger bis 1762. 


Potitur, N. R., Michail Vasilévié Lomonosov i Zizn XVIII. vöka. — M. V. 
Lomonosov und das Leben im 18. Jahrh. Petersburg 1912. 136 S. 


V. Katharina Il. 
VI. Rußland ıim19 Jahrhundert. 


Boguëarskij, V. J., Iz istorii poliliéeskoj bofby v 70ch i 80ch godach 
XIX. véka. — Aus der Geschichte des politischen Kampfes in den 
70er und 80er Jahren des 19. Jahrh. Moskau 1912. IV u. 483 S. 

Vospominanija, J. J., Janzula o perezitom i vidönnom v 1864—1909 gg. — 
Erinnerungen Janzuls über Erlebtes und Gesehenes 1864—1909. 
2 Teile. 191 u. 189 S. 

Zolotarev, S. A., Oëerki po istorii russkoj literatury. — Skizzen zur Ge- 
schichte der russ. Literatur (Tjutëev. A. Tolstoj. Fet. Majkov. Po- 
lonskij. Dostoevskij. L. Tolstoj). Petersburg 1912. 147 S. 

Maksimov, V. E., Oterki po istorii russkoj literatury sorokovych -3estidesja - 
tych godov. Natural’naja škola. — Skizzen zur Geschichte der russ. 
Literatur der 40er—60er Jahre. Die Naturalistische Schule (Tur- 
geniev. Gondarov. Ostrovskij. Herzen. Nekrasov u. a.). Petersburg 
1912. 296 S. 

Kaufmanskij Sbornik. — Kaufmann-Archiv, her. zur Erinnerung an die 
seit dem Tode des Eroberers und Organisators von Turkestan, General- 
Adjutanten K. P. von Kaufmann verflossenen 25 Jahre. Moskau 
s. a. LXXXIV u. 247 S. 

Oteëestvennaja vojna i russkoe obëüestvo. — Der Vaterländische Krieg 
und die russische Gesellschaft. Her. von A. K. Dzivilegov, S. P. 
Mel’gunov und V. J. Piéet. I. Moskau 1911. VIII u. 232 S. 

Berdjaev, N., Aleksëj Stepanovië Chomjakov. Moskau 1912. VIII u. 
250 S. 

M. M. Stasjulevié i ego sovremenniki v ich perepisk&. — M. M. Stasjulevië 
und seine Zeitgenossen in ihrem Briefwechsel. Her. von M. K. Lemke. 
2 Teile. Petersburg 1911 und 1912. 

Ljackij, E., Gončarov. Zizn, ličnost’, tvoréestvo. — Leben, Persönlichkeit, 
Schaffen. Kritisch-biographische Skizzen. Petersburg 1912. 
Meg£erskij, V. P., Moi vospominanija. — Meine Erinnerungen. III. Bd. 

(1881—1894). Petersburg 1912. 

Buzni, V. M., Imperator Alexander III. v russkoj poezii 26. Febr. 1845 
— 20. Okt. 1894 Petersburg 1912. 

Vengerov, S., Gesammelte Werke III: Peredovoj boec slavjanofil’stva 
(Der Vorkämpfer der Slavophilie) Konstantin Aksakov. Peters- 
burg 1912. 

Sablukova, J. A., Zapiski o vremenach Imperatora Pavla i konëinë etogo 
Gosudarja. — Aufzeichnungen über die Zeiten des Kaisers Paul und 
das Ende dieses Herrschers. Petersburg 1911. 
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VII Rußlandim 20. Jahrhundert. 


Jaseviö-Borodaevskoj, V. J., Bofba za věru. — Der Kampf für den Glauben. 
Historisch-volkstümliche Skizzen und Übersicht über die Gesetz- 
gebung über Altgläubige und Sektierer in ihrer letzten Entwicklung 
mit den Gesetzes-Artikeln und Allerhöchsten Verordnungen. Mit 
4 Tafeln. Petersburg 1912. XXX u. 656 S. 


VIII, Ukraine. 


Hruëevskij, M., Kulturnonaciol’niy ruch na Ukrain v XVI. i XVII. v. — 
Die kulturell-nationale Bewegung nach der Ukraine im 16. und 
47. Jahrh. Kiev 1912. 

*Opis rukopisiv narodnogo domu z Kolekcii Ant. Petruševiča. — Be- 
schreibung der Handschriften des Volkshauses aus der Sammlung 
von A. Petruševič IV. Her. von J. Svencickij. (Ukrainskorus’kij 
Archiv her. von der histor.-philol. Sektion der Sevéenko-Gesellschaft 
: VII., Rukopisi L’vivskich zyrok III.) VI u. 193 S. Lemberg 1911. 


IX. Baltische Provinzen. 


*Goertz u. Brosse, Heimatbuch für die baltische Jugend. II. Riga 1912 
VI u. 255 S. 


X. Finnland. 


XI. Polen-Litauen bis 1572 Allgemeines. 


Archiwum książąt Sanguszków w Stawucie. Tom VI. 1549—1577. Tom VII 
1554—1572 (= Dyplomataryusz gałęzi niesuchojeiskiej. Tom I u. II). 
— Archiv der Fürsten Sanguszko. Diplomatar des fürstlichen Zweiges 
von Niesuchojeze. Bd. I u. II —. Lemberg 1910. 2 Bde. XXII, 

304 S. und XXVI, 433 S. 

Zrödle dziejowe. Tom XXIII. Polska XVI wieku pod względem geo- 
graficzno-statystycznym. Tom XII. Prusy królewskie. Część I 
Wydał J. T. Baranowski. — Geschichtsquellen. Bd. XXIII. Polen 
in geographisch-statistischer Beziehung im 16. Jahrh. Bd. XII. 
Königliches Preußen. Teil I —. Warschau XIII + 314 + XLII S. 

Baranowski, J. T., Biblioteka Załuskich w Warszawie. — Die Załuskische 
Bibliothek in Warschau. 1912. 72 S. 

Mościcki, H., Dzieje porozbiorowe Litwy i Rusi. X. Lfrg. S. 289—318. 
Vil’na 1912. 

Boniecki, A., Herbarz polski XIV. Lfrg. 8 (Lipiñscy-Lipscy). 10: 
(Lisiewiczowie-Liwisski). 1912. 

Zegarski, T., Polen und das Basler Konzil. Freiburger Inaug.-Dissert. 
Posen 1910. 778. 

Karwowski, St., Biskupi poznanscy z XII. i poczatku XIII. w. — Die 
Posener Bischöfe vom 12. und Anfang 13. Jahrh. Posen 1911. 34 8. 

Kutrzeba, St., Przywilej jedleñski z r. 1430 i nadanie prawa polskiego 
Rusi. — Das Privileg von Jedino aus dem J. 1430 und die Verleihung 
des polnischen Rechts an Rus. Krakau 1911. 33 S. 
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Tomkowicz, St., Przyczynki do historyi kultury Krakowa w pierwszej 
połowie XVII. w. — Beiträge zur Kulturgeschichte Krakaus in der 
ersten Hälfte des XVII. Jahrh. Mit 31 Tafeln. Posen 1912. 315 S. 
(Archiwum naukowe. Her. von der Gesellschaft zur Unterstützung 
der poln. Wissenschaft. I, 5, Lfg. 1.) 

Komar, E., Kardynal Puzyna (Moje wspomnienia. — Meine Erinnerungen) 
Krakau 1912. 164 S. 

Rosenberg, M., Zarys urządzeń prawnych górnictwa w Polsce po koniec 
XVI. wieku. — Abriß der Rechtsordnungen des Bergbaus in Polen 
am Ende 16. Jahrh. Warschau 1912. 46 S. 

Balaban, M., Skizzen und Studien zur Geschichte der Juden in Polen. 
Berlin 1912. 


XII. Polen bis 1795. 


*Lüdtke, R., Polen und die Erwerbung der preußischen Königskrone 
durch die Hohenzollern. I.: Abhandlung. Bromberg 1912. 24 S. 

Skarga, Piotr., Ks., Listy z lat 1566 do 1610. — Briefe aus den Jahren 
1566—1610. Nach den Autographen her. und erläutert von Ks, Jan 
Syganski. Krakau 1912. 330 S. 

Sygañski,J. Działalność Ks. Piotra Skargi na tle jego listów 1566 — 1610. —t 
Die Tätigkeit des Priesters P. Skarga auf Grund seiner Briefe 1566 
bis 1610. Historische Skizze. Krakau 1912. VIII u. 138 S. 

Wojciechowski, K., Piotr Skarga. Krakau 1912. 134 S. 

Pawlowski, Br., Zajęcie Lwowa przez Austrye w. r. 1772. — Die Einnahme 
Lembergs durch Österreich im J. 1772. Lemberg 1911. 

Kupczynski, T., Krakow w powstaniu kosciuszkowskiem. — Krakau 
im Aufstande Kosciuszkos. Krakau 1912. 283 + 37 S. 

Sokolnicki, M., General Michal Sokolnicki. 1760—1815. Warschau 1912. 
XIVu. 448 S. (Monographien aus dem Gebiet der neueren Geschichte 
her von 8. Askenazy XI.) 


XIII Polen im 19. Jahrhundert. 


Rostworowski, M., Rada ministröw irada stanu ksiestwa Warszawskiego. — 
Der Ministerrat und der Staatsrat des Fürstentums Warschau. 
Beitrag zur Geschichte ihrer Organisation. Krakau 1911. 78 S. 

Kraushar, A., Miscellanea historyczne. L: Imé Pan Czosnikiewicz-Mini- 
szewski (Echa wspomnien z lat 1861—1863). Warschau 1912. 31 S. 

Pietraszkiewiczöwna, S., Dzieje filomatôw w zarysie. — Geschichte der 
Studentenverbindungen an der Universität Wilna. Krakau 1912. 
188 S. 

Kornreich, H., Gutsherr und Bauer in Polen und insbesondere in Galizien 
bis zur Grundentlastung. Posen 1912. XIV u. 74 S. 

Potocki, A., Polska literatura wspölczesna. I. Kult zbiorowosci 1860— 
1890. II. Kult jednostki 1890—1910. Warschau 1911. 343 u. 437 S. 
mit 2 Tafeln. 

Starczewski, E., Sprawa polska. Krakau 1912. 353 S. 
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XIV. Deutscher Osten. 

Breëkevië, M. V., Vvedenie v social’nuju istoriju knjazestva Slavii ili 
Zapadnago Pomofja. — Einführung in die Sozialgeschichte des 
Fürstentums Slavien oder des westlichen Pommerns. Untersuchung 
zur Geschichte der Ostsee-Pommern in den ersten 1 % Jahrhunderten 
nach der Annahme des Christentums. Jufev 1914. VI u. 266 S. 

*Born, Die Entwicklung der königlich preußischen Ostbahn. Berlin 1911. 
143 S. 

XV. Böhmen und Mähren. 

*Friedjung, H., Österreich von 1848—4860. II, 1. Stuttgart 1912. 

Hovorka, L. Fr., Franciszek Palacky, ojciec narodu czeskiego. Praga 1912. 
39 S. 


XVI. Südslaven und Balkanstaaten. 

Luk’janenko, A. M., Politiéeskaja i literaturnaja döjatel’nost’ bratev 
Erinskich i Franca Frankopana. — Die politische und literarische 
Tätigkeit der Brüder Erinski und von Franz Frankopani. (Aus der 
Geschichte des polit. u. wirtschaftl. Lebens der Kroaten des XVII. J. 
und aus der Geschichte der Entwicklung der Literatur und der Heraus- 
arbeitung der Literatursprachen bei den Kroaten. 1.) Kiev 1911. 
X u. 861 S. 


XVII Hilfswissenschaften und Werke der russi- 
schen Geschichtschreibung über Westeuropa. 
Kulakovskij, J., Istorija Vizantii. — Geschichte von Byzanz. II: 518—602. 

Kiev 1912. 512 S. 
Oerki po istorii Vizantii. — Arbeiten zur Geschichte von Byzanz. Her. 
von V. Benetevit. 1. Lfrg. Petersburg 1912. 
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VI. Wissenschaftliche Chronik. 


a) Stand der Forschung. 
Die russische historische Literatur im Jahre 1911. 


Von 
I. Borozdin. 


Von den im vorigen Jahre erschienenen Gesamtdarstellungen 
der russischen Geschichte verdient die in Lieferungen er- 
scheinende, noch nicht abgeschlossene „Russische Ge- 
schichte‘ vonM. Pokrovskij, N. Nikol’skij und V. StoroZev 
(Russkaja Istorija s drevn&jSich vremer) genannt zu werden. 
Besonders beachtenswert sind die sich durch klare und scharf- 
sinnige Darstellung auszeichnenden, wenn auch zuweilen zum 
Widerspruch reizenden, von Pokrovskij verfaßten Kapitel 
dieses Werkes, das eine Darstellung der russischen Geschichte 
vom materialistischen Standpunkt bietet. So ist auf die eigen- 
artige Behandlung der Zeit der Wirren, der Petrinischen Reform 
und der Monarchie des 18. Jahrhunderts aufmerksam zu 
machen. Der von Nikol’skij verfaßte, der Kirchen- und Kultur- 
geschichte gewidmete Teil ist weniger gelungen, und nicht 
selten fällt grob materialistische Schematisierung unangenehm 
auf, wobei es an unbegründeten Behauptungen und Über- 
treibungen nicht fehlt. Ganz mißglückt ist der von StoroZev 
verfaßte, die Illustrationen des Buches erläuternde Text: auf 
Schritt und Tritt sieht man, daß der Verfasser auf dem Gebiete 
der russischen Kunstgeschichte ungenügend bewandert ist. 
Die Auswahl der Illustrationen ist in den ersten Lieferungen 
wenig geschickt, später dagegen mit historischem Verständnis 
getroffen. 

Eine andere große populär gehaltene Gesamtdarstellung, 
die „Geschichte Rußlands im 19 Jahr- 
hundert“ (Istorija Rossii v XIX veke&) in neun Bänden, 
ist im vorigen Jahre beendet worden (Verlag von Granat). 
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Wie jedes Sammelwerk enthält auch dieses neben wertvolleren 
und interessanten Artikeln weniger gelungene, gibt aber im 
allgemeinen eine gute und vollständige Beleuchtung der histo- 
rischen Schicksale Rußlands im vorigen Jahrhundert. Auch 
hier müssen die von Pokrovskij, einem der Hauptmitarbeiter 
an diesem umfangreichen Werk, verfaßten interessanten Kapitel 
lobend erwähnt werden. 

Das von der Verlagsgesellschaft Obrazovanie unter dem 
Titel „Moskau in Vergangenheit und Gegen- 
wart“ (Moskva v prošlom i nastojaščem) in zehn starken 
Lieferungen herausgegebene Prachtwerk ist besonders wegen 
seiner künstlerischen Ausstattung beachtenswert. Aber dem 
schönen Äußern, dem reichhaltigen Illustrationsmaterial, das 
in anschaulicher Weise die Kunstschätze der alten russischen 
Hauptstadt vorführt, entspricht der Text nicht immer; nament- 
lich läßt die Auswahl und Gruppierung des Stoffes eine um- 
sichtige Leitung vermissen. 

Von Werken über die altrussische Geschichte sei Pro- 
fessor HruSevskij’s „Kievskaja Rus“, Bd. 1, 
genannt. Man darf die russische Bearbeitung des großen 
ukrainischen Werkes des Lemberger Professors begrüßen (der 
erste Teil der ‚Geschichte des ukrainischen Volkes“ von 
Hrußevskij liegt auch in deutscher Übersetzung vor). Der 
Wirtschaftsgeschichte des alten RuBlands ist eine neue Arbeit 
von Professor Dovnar-Zapol’skij in Kiev: „Ge- 
schichte der russischen Volkswirtschaft“ 
(Istorija russkago narodnago chozjajstva, Bd. 1) gewidmet. 
Dovnar-Zapol’skij hat ein umfangreiches und wertvolles Material 
gesammelt und bearbeitet; besonders interessant sind die auf 
den Ergebnissen der neueren archäologischen Entdeckungen 
beruhenden Abschnitte seines Werkes, die uns über Handel 
und Industrie des Kievschen Staates unterrichten. Die Wirt- 
schaftsgeschichte des Kievschen RuBlands betrifft auch der in 
der Festschrift für Platonov !) abgedruckte Aufsatz des Archäo- 


1) Die Festschrift für Prof. Platonov-Petersburg enthält eine Reihe 
von Abhandlungen aus der russischen Geschichte, u. a. Beiträge der 
Professoren Ljubavskij, Veselovskij, RozZdestvenskij, Prösnjakov und 
Sljapkin. 
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loggen Spicyn „Die Handelswege des Kievschen Ruß- 
lands“ (Torgovye puti Kievskoj Rusi). 

Über die Moskauer Periode haben wir keine neuen Dar- 
stellungen erhalten, dagegen sind neue Materialien veröffent- 
licht worden. So hat die Moskauer Historische Gesellschaft 
(Moskovskoe Obščestvo Istorii 1 Drevnostei Rossijskich) ein 
umfangreiches Jubiläumswerk über die Zeit der Wirren 
in Angriff genommen (Smutnoe vremja Moskovskago godu- 
darstva). Bisher sind drei Lieferungen erschienen. Sie ent- 
halten 1. die von S. B. Veselovskij herausgegebenen plateënicy 
aus NiZnij-Novgorod von 1116 und 1120, 2. die Landver- 
leihungen unter Car Władysław (Zemel’nyja poZalovanija pri 
car& Vladislavö), herausgegeben von L. Suchotin, und 3. die 
Akten des Moskauer Landsturmes und des Zemskij Sobor von 
1611—1613 (Akty podmoskovskich opoltenij ı zemskago sobora 
1611—1613 g. g.), herausgegeben von S. Veselovskij. Im 
Verlage der Moskauer Genealogischen Gesellschaft (Moskovskoe 
Istoriko-rodoslovnoe ob$destvo) hat E. StaSevskij Materialien 
über den Grundbesitz des Moskauer Adels im 17. Jahrhundert 
veröffentlicht und dazu eine Einleitung geschrieben. Anläßlich 
des 15. archäologischen Kongresses in Novgorod hat V. Majkov 
die „Kniga piscovaja po Novgorodu Velikomu konca XVI veka‘“ 
und Gnèvuëev die Dokumente des Novgoroder Dvorcovyj 
Prikaz im 16. Jahrhundert mit einer kurzen Skizze der Tätigkeit 
dieses Prikaz herausgegeben. Im ersten Bande der Schriften 
des Moskauer Vereins für Kriegsgeschichte (Trudy Moskovskago 
Otd&la Imperatorskago Voenno-Istoriteskago ObStestva) ist 
eine sehr interessante Liste (rospisnoj spisok) der Stadt Moskau 
von 1638 erschienen, die J. Beljaev sorgfältig ediert hat. Dem 
politischen Gericht und den politischen Verbrechen im Mos- 
kauer Staat sind die von Professor N. Novombergskij-Tomsk 
herausgegebene wertvolle Materialiensammlung ,,Slovo i dělo 
gosudarevy‘ (Bd. 1) und die im Journal des Justizministeriums 
abgedruckten Aufsätze von Tel’berg gewidmet. Von wissen- 
schaftlichen Arbeiten über die Geschichte des Moskauer Staates 
ist die neue Auflage des klassischen Werkes von Professor 
Platonov ,„Oterki po istorii smuty v Moskovskom gosu- 
darstvě““ und der zweite Band des Werkes von Kapterev 
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über den Caren Aleksëj Michajlovič und den Patriarchen Nikon 
(vgl. diese Zeitschrift I, 557—570) zu nennen, wo viele Fragen 
der Kultur- und Kirchengeschichte eine neue Beleuchtung er- 
fahren. Die Verfassungsgeschichte des litauisch-russischen 
Staates im 16. Jahrhundert betrifft die Schrift des Professors 
Lappo- Jufev über den litauisch-russischen popet und dessen 
Landtage. 

Von Werken über die Zeit Peters des Großen 
nennen wir „Die Bevölkerung Rußlands unter Peter dem 
Großen‘ (Naselenie Rossii pri Petré Velikom po perepiskam togo 
vremeni) vom Petersburger Historiker Klo&kov, der nicht 
nur ein sehr reichhaltiges Material gesammelt, sondern es auch 
klar und übersichtlich bearbeitet hat. Ferner die Artikel 
E. Smurlos über Peter den Großen (Petr Velikij v ocënkè 
sovremennikov i potomstva) im „Žurnal Ministerstva Narodnago 
Prosv.“ und den Aufsatz Kozlovskijs „Andrej Vinius, 
sotrudnik Petra Velikago“ in der „Russkaja Starina“ (vgl. 
diese Zeitschrift I, 276, 592) Veretennikov, der Ver- 
fasser der Geschichte der Geheimen Kanzlei Peters, hat seine 
Untersuchungen fortgesetzt und eine Reihe von interessanten 
Skizzen über die Organisation und Tätigkeit dieser Kanzlei 
nach Peter I. geliefert (Iz istorii tajnoj Kanceljarii 1731—1762 g.) 

Der erste Band der „Skizzen aus der russischen Geschichte“ 
(Oderki iz russkoj istorii) des Professors B a ga lě j - Chafkov 
ist der Geschichte des Unterrichtswesens, namentlich in der 
Ukraine, gewidmet. Wie in seinem grundlegenden ‚Versuch 
einer Geschichte der Universität Chafkov“ (Opyt istorii Chaf- 
kovskago Universiteta) hat Bagalöj auch in diesen Studien 
ein reichhaltiges und neues Material erforscht. 

In einer neuen Auflage, der aber nur neue Illustrationen 
beigegeben sind, ist das.Werk T a t i šč e v s über Alexander II. 
erschienen. In vielen und sehr wesentlichen Punkten ist es 
jetzt veraltet, da in letzter Zeit viele neue und wichtige Mate- 
rialien über die Geschichte der Regierung dieses Kaisers ver- 
öffentlicht worden sind. Für die Geschichte der politischen 
und sozialen Bewegung in Rußland gibt das Werk von S. Bo- 
gučarskij: „Aus der Geschichte des politischen Kampfes 
in den 70er und 80er Jahren des 19. Jahrhunderts“ (Iz istorii 
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polititeskoj bofby v 70-ch i 80-ch godach XIX véka) 
viele wertvolle Beiträge; hier wird zum erstenmal eine auf 
Urkundenmaterial beruhende Geschichte der revolutionären 
Partei Narodnaja Volja gegeben. 

Das 50jährige Jubiläum der Bauernreform hat in 
der historischen Literatur ein lebhaftes Echo gefunden. Der 
Verlag Sytin in Moskau hat in sechs starken Bänden ein 
Sammelwerk ,,Velikaja Reforma“ herausgegeben, dessen Mit- 
arbeiter eine Reihe von Gelehrten und Publizisten sind. Ihre 
Beiträge sind von sehr verschiedenem Wert. Neben vortreff- 
lichen Aufsätzen von Lappo-Danilevskij, Ljubavskij, Bogos- 
lovskij, Arsenev, Koni, Semevskij und einigen anderen Ge- 
lehrten, finden sich minderwertige publizistische Bearbeitungs- 
versuche historischer Themen, die in Eile ad hoc zusammen- 
gestoppelt sind. Ebenso macht der illustrative Teil des Werkes 
den Eindruck einer durch Zufall entstandenen Materialsamm- 
lung, wenn er auch manches Interessante bringt. Gut gelungen 
ist das Sammelwerk „Die Bauernbefreiung" (Ozvobo2denie 
krestjan), welches die Moskauer Historiker Ljubavskij, Bogos- 
lovskij, Gauthier u. a. verfaßt haben, und das Sammelwerk 
' „Velikaja reforma 19. fevralja 1861 goda ““(Obrazovanie-Verlag). 
Professor Dovnar-Zapol’skij hat ein gutes populäres Buch 
„Das Morgenrot der Bauernfreiheit“ (Na zarě krestjanskoj 
svobody) veröffentlicht. Hohes Interesse erregen die im „Vest- 
nik Evropy“ veröffentlichten Erinnerungen des Reichsrats- 
mitgliedes P. Semenov, eines Staatsmannes, der an der 
großen Reform der Bauernbefreiung tätigen Anteil genommen 
hat. 

Die bevorstehende Hundertjahrfeier des Kriegesvon 
1812 hat bereits in der historischen Literatur des vorigen 
Jahres die ersten. Arbeiten hervorgerufen. Von den Publika- 
tionen neuer Materialien nennen wir den 14. Band der Edition des 
Hauptstabes ‚Der Vaterländische Krieg“ (Otetestvennaja 
vojna) und die von o e n s k i j besorgte Edition der Kaiserlich 
Russischen Historischen Gesellschaft (Akty, dokumenty i mate- 
rialy dlja političeskoj i bytovoj istorii 1812. goda). Voenski) 
verdanken wir ferner die Arbeiten „Der Vaterländische Krieg 
in den Erinnerungen der Zeitgenossen“ (Otelestvennaja vojna 
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v vospominanijach sovremennikov) und den Aufsatz ‚Der 
Vaterländische Krieg in der russischen Journalistik“ (Otetest- 
vennaja vojna v russkoj Zurnalistik&) in der Zeitschrift „Russkij 
Bibliofil“. Voenskij und Karcov haben in den „Ursachen des 
Krieges von 1812“ (Pritiny vojny 1812 goda) die Bedeutung 
der Kontinentalsperre gut beleuchtet. Ein Seitenstück zu 
dem schon erwähnten Sammelwerk „Velikaja reforma“ hat die 
Moskauer Verlagsfirma Sytin in dem Sammelwerk ‚Der Vater- 
ländische Krieg und die russische Gesellschaft“ (Otelestvennaja 
vojna i russkoe obStestvo), das auf sieben Bände berechnet ist, 
unternommen. Die im vorigen Jahre erschienenen beiden ersten 
Bände enthalten eine wahllose Zusammenstellung von Illu- 
strationen und eine Anzahl Gelegenheitsaufsätze. An diesen 
Bänden fällt sowohl die Hast der Arbeit als auch der Mangel 
einer sorgfältigen Redaktion auf. Viel neues Material aus 
militärischen Archiven hat Oberst Polikarpov in den 
„Vergessenen und unbeschriebenen Schlachten des Vater- 
ländischen Krieges“ (Zabytyja i neopisannyja sraZenia iz 
voennoj istorii otetestvennoj vojny 1812 g.) veröffentlicht. 

Anläßlich des 200jährigen Jubiläums des Senats ist eine 
reich illustrierte‘amtliche Darstellung der Geschichtedes 
dirigierenden Senats (Istorija pravitel’stvujustago 
Senata za 200 l&t) erschienen. Hervorragende Historiker haben 
die einzelnen umfangreichen Teile dieses Sammelwerks verfaßt, 
und zwar hat Professor Platonov die Vorgeschichte des 
Senats, Professor Filippo v die Geschichte des Senats unter 
Peter I. und seinen nächsten Nachfolgern, Pr&snjakov 
die Zeit unter Elisabeth behandelt. 

Zwei namhaften russischen Geschichtsschreibern sind die 
in den „Ctenija“ der Nestorgesellschaft in Kiev (Imperatorsk. 
Obstestvo Nestora-Letopisca) erschienene Arbeit des Pro- 
fessors Ikonnikov über Schlözer und die vom Grafen 
P.Seremetevverfaßte Schrift „K aram zinin Ostaf’evo“ 
gewidmet. 

Aus der archäologischen Literatur nennen wir Band 2 und 
3 der unter der Redaktion der Gräfin Uvarov erschienenen 
Arbeiten des archäologischen Kongresses in Černigov. Wert- 
volles neues Material enthält die Festschrift für den Grafen 
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Bobrinskij. Eine Gesamtübersicht über die in den letzten 
25 Jahren in Rußland gemachten archäologischen Funde 
gibt die Arbeit von I. Borozdin ,,Nekotorye itogi russkich 
archeologièeskich otkrytij poslédnich l&t“ in den Schriften 
(Trudy) der Russischen Archäologischen Gesellschaft. 


b) Organisation der Forschung. 


Der Bericht von A. Lappo-Danilevski (Nr. 3, 1912, der „Izvestija“* 
der Akademie der Wissenschaften S. 268—270) über die Arbeiten zur 
Herausgabe des „Sbornik der Urkunden des früheren Ökonomie-Kollegiums“* 
für 1911 teilt mit, daß von der Herausgabe der Urkunden von Dvinsk 
Bd. I gedruckt und Bd. II zum Druck abgeschlossen sind. Dann ist das 
Material in dem Moskauer Archiv durchforscht worden, von S. A. Sumakov 
und P. L. Mastakov (siehe dessen Bericht in Nr. 17 der Akademieberichte 
4911). Schließlich wird an der Herstellung eines bibliographischen Ver- 
zeichnisses der Urkunden gearbeitet, die schon anderswo gedruckt sind 
und von denen man eine große Anzahl fand, ungefähr 3000, die besonders 
registriert worden sind. O. H. 

Die Königlich Preußische Akademie der Wissenschaften bewilligte 
dem Professor Otto Hoetzsch für Studienreisen im Interesse der 
von ihm geplanten umfassenden Publikation der politischen Korrespondenz 
des Barons Peter Meyendorff 1000 Mark. Meyendorff war von 
1840—1850 Vertreter RuBlands in Berlin und von 180—1854 in Wien. 
Seine Korrespondenz ist besonders wichtig für die März-Revolution, 
die Olmützer Verhandlungen’und die Einleitung des Krimkrieges, nament- 
lich zur Ergänzung der Korrespondenz Nesselrodes. Die Publikation 
ist auf mehrere Bände berechnet. 

Die Kaiserlich Russische Historische Gesellschaft 
hielt am 42. März unter dem Vorsitz des Kaisers Nikolaus ihre Jahres- 
sitzung in Carskoe Selo ab. Ihr Präsident GroBfürst Nikolaj Michajlovič 
verlas den Jahresbericht. Die Gesellschaft hat im Jahre 1911 die Bände 
135, 136 und 137 ihres Sbornik und zwei Bände des russischen biographi- 
schen Lexikons (Sebanov-Sjutz und Söpov-Juänevskij) veröffentlicht. 
Band 135 des Sbornik enthält den achten Teil der diplomatischen Korre- 
spondenz der Kaiserin Katharina II. (Diplomatiteskaja perepiska im- 
peratricy Ekateriny II), und zwar die Korrespondenz aus den Jahren 
1774 und 1775. Von besonderem Interesse ist Band 137. Er enthält den 
vierten Band der ,,Pamjatniki diplomatiëéeskich snoëenij Moskovskago 
gosudarstva s Pol’sko-Litovskim‘“, und zwar alle Dokumente von der 
Thronbesteigung Boris Godunovs (1598) bis 1608. Karamzin und Solovev 
haben das jetzt veröffentlichte Material für ihre Werke bereits fleißig 
benutzt. Band 135 ist vom Großfürsten Nikolaj Michajlovič und vom 
Fürsten N. V. Golicyn, Band 137 von Professor S. Platonov und S. A. 
Bölokurov herausgegeben worden. 
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Zu ordentlichen Mitgliedern der Gesellschaft wurden der Gehilfe 
des Unterrichtsministers Dr. Baron M. A. Taube, der Bibliothekar an der 
Kaiserlichen Öffentlichen Bibliothek in Petersburg V. Saitov, der Direktor 
des Archivs der Akademie der Wissenschaften B. L. Modzalevskij und 
der Professor an der Universität Moskau Doktor der russischen Geschichte 
M. M. Bogoslovskij gewählt. S. M. Seredonin hielt einen Vortrag über die 
politischen Pläne Kaisers Alexanders I. vor Ausbruch des Krieges von 
4812, und N. D. Ceëulin sprach über einige Stiche, welche die Belagerung 
von Narva darstellen. C. 

Der zweite Baltische Historikertag findet in Reval 
in der Zeit vom 1. bis einschließlich 4. Juli neuen Stils statt. Im Anschluß 
an ihn wird eine Ausstellung von Ansichten, Bildern und Plänen esthländi- 
scher Städte und Schlösser veranstaltet, die sich auf Originale und Re- 
produktionen bis zum Jahre 1888 erstrecken soll. O. H. 

Am 6. Februar wurde in Petersburg unter Vorsitz des Herzogs Georg 
Nikolaeviö von Leuchtenberg eine neue „Gesellschaft für 
Freunde der Geschichte“ begründet unter Anteilnahme 
vieler hochgestellter Persönlichkeiten der vornehmen Gesellschaft. Der 
Herzog sagte über den Zweck der Gesellschaft ungefähr das Folgende: 
„Die bisher in Rußland, speziell in Petersburg, bestehenden historischen 
Gesellschaften entfalten ihre Tätigkeit in einem relativ engen Rahmen. 
Eine Gesellschaft, diesich mit dem Studium der Geschichte im allgemeinen 
ohne Rücksicht auf das Zeitalter, den Ort und Charakter der Gescheh- 
nisse beschäftigt, haben wir bisher noch nicht. Diese Lücke will nun unsere 
Gesellschaft ausfüllen, deren Statut der Tätigkeit und historischen Lieb- 
haberei der Mitglieder weitesten Spielraum läßt. In unserem Zeitalter 
mit seinen verschiedenartigen Anforderungen ist es notwendiger als je 
vorher, daß die staatlichen, politischen und sozialen Fragen vom histori- 
schen Standpunkt aus richtig erkannt und bewertet werden. Eine Un- 
kenntnis der Vergangenheit zieht nur zu oft traurige Folgen nach sich. 
Noch häufiger begegnen wir dem Unvermögen, aus der Geschichte er- 
sprieBliche Lehren für die Gegenwart zu ziehen. Unsere Gesellschaft will 
durch ihre Tätigkeit nicht nur dem Wissensdurste ihrer Mitglieder genügen, 
sondern auch Hinweise geben, die für das Leben des Staates und der 
Gesellschaft nützlich sind.‘ Hierauf hielt Prof. D. I. Kovalevskij einen 
Vortrag über „Die Bedeutung der vaterländischen Geschichte für das 
Verständnis der Gegenwart‘: Rußland bestehe aus 150 verschiedenen 
Nationalitäten, die verbunden und umschlossen werden müßten durch 
Selbstherrschaft, Rechtgläubigkeit und Unteilbarkeit des Reichs. Er 
rät, die Kinder in strengem Klassizismus zu erziehen, aber nicht im Lateini- 
schen, sondern im Slavischen. Sie sollen slavische Helden, die Gründer 
der slavischen Staaten und vor allem die alle Slaven einigende kirchen- 
slavische Sprache kennen lernen. Danach "hielt Frau Sokolovskaja einen 
Vortrag über „Russische Freimaurer im Kriege mit Napoleon“. Sie wies 
darauf hin, daß in den Logen besonders stark das Offizierkorps vertreten 
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war (u. a. waren Großfürst Konstantin, Kutuzov und Ermolov Mitglieder). - 
Die Blütezeit der russischen Logen, die sich übrigens den ausländischen 
gegenüber unabhängig hielten, fiel in die Jahre 1816—1820. 

Der Verein von Freunden der Geschichte und 
Denkmäler Krakaus (Towarzystwo milosników historyi i zabytków 
Krakowa) zählte im Jahre 1911 648 Mitglieder. Die Einnahmen betrugen 
13 473,27 Kr., die Ausgaben 12 857,35 Kr. Der im vorigen Jahre er- 
schienene Band 13 des Jahrbuches (Rocznik) des Vereins enthält vier 
Beiträge, darunter: Goethe in Krakau von Wladyslaw Krzyżanowski. 
Der Verein hat beschlossen, zahlreiche photographische Aufnahmen des 
berühmten Hochaltars in der Krakauer Marienkirche, des Hauptwerks 
von Veit Stoss, machen zu lassen und sie in einem Album, dessen Preis 
auf 200 Kr. festgesetzt ist, zu veröffentlichen. Es haben sich bereits 
mehrere ausländische Institute gemeldet, die das Album zu beziehen 
wünschen, so daß die Ausgaben des Vereins als gedeckt angesehen werden 
können. Mit dem Verleger Fisher in London hat der Verein einen Vertrag 
abgeschlossen, wonach die Londoner Firma eine Monographie über die 
Kunstdenkmäler Krakaus in englischer Sprache herausgeben wird. Der- 
artige Monographien in deutscher und französischer Sprache liegen 
bereits vor. C. 

Die Krakauer Akademie der Wissenschaften hat den Historiker 
Dr. Józef Korzeniowski, Bibliothekar an der Universitäts- 
bibliothek in Krakau, zum korrespondierenden Mitglied gewählt. 

Der Redakteur des ,,Kwartalnik historyczny“ Professor Dr. Sem - 
kowicz in Lemberg hat im April d. J. sein Amt als Direktor der Uni- 
versitätsbibliothek niedergelegt. Semkowicz trat 1876 in die Bibliothek 
ein und war seit 1892 Direktor derselben. Der Bestand der Druckschriften- 
abteilung ist unter ihm von 120 981 Bänden auf 223 736 Bände gestiegen. 

C. 

Der Verein von Freunden der russischen Geschichte (Ob3&estvo 
revnitelej ruëékoj istorii) in Petersburg hat beschlossen, die Ar- 
beiten seiner Mitglieder und die in den Sitzungen des Vereins gehaltenen 
Vorträge zu veröffentlichen. Zum Redakteur der Schriften des Vereins 
ist M. K. Sokolovskij gewählt worden. C. 

Durch den Tod des verdienten Leonid Arbusow sen. ist 
die Herausgabe der zweiten Abteilung des livländischen Urkundenbuchs 
verwaist. Der Verstorbene hat den Druck des dritten Bandes (die Jahre 
1506—1510) noch vollendet, aber ohne die Register, deren Herstellung 
die Veröffentlichung noch länger aufhalten wird. Die Herausgabe der 
ersten Abteilung und der livländischen Ständetagsakten ist bekanntlich 
vor einem Jahre dem Sohn des Verstorbenen Dr. L. Arbusow übertragen 
worden. Für das Urkundenbuch zahlen außer den Ritterschaften die 
Städte Riga, Dorpat, Pernau und Mitau ihre Beiträge weiter, während 
infolge der nationalen Zusammensetzung der Stadtverwaltungen von 
Reval und Mitau diese Städte ihre Beitragszahlung seit längerem ein- 
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gestellt haben. Dafür hat jetzt bereits zum fünften Male eine Dame 
500 Rubel als Ersatz gespendet. O. H. 
In den römischen Archiven befindet sich viel Material zur polnischen 
Geschichte. Seit 1885 laßt die Krakauer Akademie der Wissenschaften 
dieses Material sammeln. Im vorigen Jahre hat Dr. Jan Ptasnik 
im Archiv des Vatikans seine langjährigen Forschungen beendet. Ihre 
Ergebnisse werden demnächst in einem dreibändigen Werk „Monu- 
menta Po!oniae Vaticana“ erscheinen. Die beiden ersten 
Bände werden Dokumente aus dem 13. und 1%. Jahrhundert enthalten. 
Der dritte Band wird die Zeit bis zum Ende der Regierung Wtadyslaws 
Lokietek umfassen. Die Arbeit Ptasniks setzt jetzt Dr. Stanista w 
Ketrzynski fort. Er wird in zwei weiteren Bänden der Monumenta 
Urkunden aus der Regierungszeit Kasimirs des Großen und Wiady:laws 
Jagiello veröffentlichen. Außerdem arbeiten im Archiv des Vatikans von 
polnischen Historikern noch Dr. Czesław Nanke und Dr. M. Loret. C. 
Der im vorigen Jahr begründete Stoss-Verein (Towarzystwo im. 
Wita Stwosza) in Krakau gibt seit dem Januar d. J. eine illustrierte 
Vierteljahrsschrift „Lux ex oriente“ heraus, die der Geschichte 
der polnischen Kunst im 15. und 16. Jahrh. gewidmet ist. Redakteur der 
Zeitschrift ist der Kunsthistoriker Ludwig Stasiak. C. 
Das 25jährige Jubiläum seiner akademischen Lehrtätigkeit beging 
im Januar d. J. Professor Boleslaus Ulanowski in Krakau. Die 
juristische Klasse der Krakauer Akademie der Wissenschaften hielt aus 
diesem Anlaß eine Festsitzung ab, in der dem Jubilar eine von den Pro- 
fessoren und Dozenten der juristischen Fakultät der Universität Krakau 
verfaßte Festschrift überreicht wurde. (S. Inhaltsangabe in der Biblio- 
graphie des vorigen Heltes.) C. 
Die Moskauer Archäologische Gesellschaft hat 
drei Preise von 1500, 1000 und 500 Rubel ausgesetzt für eine Geschichte 
der archäologischen Forschungen in Rußland. Dem Werk muß eine 
Bibliographie des Gegenstandes beigefügt sein. Die Preisverteilung fin- 
det 1914 statt bei der Feier des 50jährigen Jubiläums der Gesellschaft. C. 
Die Akademie der Wissenschaften in Petersburg hat den Historiker 
Professor E. F. Smurlo in Rom zum korrespondierenden Mitglied 
gewählt. Smurlo war der Nachfolger Alexander Brückners in Dorpat. 
Seit einigen Jahren arbeitet er im Auftrage der Petersburger Akademie 
im vatikanischen Archiv in Rom. C. 
Die historisch-philologische Abteilung der Petersburger Akademie 
der Wissenschaften hat im Dezember 1911 eine ihr im Manuskript ein- 
gereichte Abhandlung von Dr. phil. Hans Schmidt in Petersburg 
über den polnischen Aufstand von 1848 in der Provinz Posen (Pol-kaja 
revolucija 1848 g. v velikom gercogstvö Poznani) mit dem kleinen Achma- 
tovpreis im Betrage von 500 Rubel gekrönt. Dr. Schmidt hat 1905 in 
Greifswald promoviert. Von 1907 —1908 war er wissenschaftlicher Hilfs- 
arbeiter an der Kaiser-Wilhelm-Bibliothek in Posen. C. 
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Zur Erinnerung an das 50jährige Jubiläum der Bauernbefreiung 
hat de Universität Kiev einen Preis von 500 Rubel ausgesetzt 
für die beste Bearbeitung des Themas „Die Geschichte der 
Bauernreform im Südwestgebiet“. Die Preisarbeiten 
müssen der Universität bis zum 19. Februar a. St. 1913 eingesandt wer- 
den. Der Jury gehören je zwei Vertreter der historisch -philologischen 
und der juristischen Fakultät an. Der Preis kann allenfalls geteilt Par 

c) Notizen. 


Heinrich Gabriel Porthan. Brev fran Henrik. Gabriel 
Porthan till samtida II. Skrifter utgivna av. Svenska Litteratursällskapet 
i Finland. CII. VIII; 434 S. Ernst Lagus, der früher eine Samm- 
lung der Briefe Porthans an Zeitgenossen herausgab, veröffentlicht hier 
als supplementarischen zweiten Teil, was noch gefunden werden konnte. 
Interessante Züge aus dem Leben und der wissenschaftlichen Wirksamkeit 
des bedeutenden Lehrers und Forschers treten aus der mit großer Sorg- 
falt redigierten Sammlung hervor. Die Briefe Porthans an M. Colonius 
wurden früher von J. J. V. Lagus publiziert (Skr. Sv. Litt. Finl. I, V}. 

i M. G. S. 

Eine „Deutsche Monatsschrift für Rußland“ erscheint 
seit einiger Zeit, herausgegeben von Alexander Eggers in Reval, monatlich 
ein Heft von mindestens 80 Seiten. Die Hefte bieten auch historische 
Beiträge, über einen von ihnen ist in diesem Hefte berichtet. O.H. 
| Eine Broschüre betitelt das „Russische Staatsrecht“, 

29 Seiten, gibt übersetzte Auszüge aus Bd. I des „Russischen Staats- 
rechts‘ von N. M. Korkunov wieder als Material zur Frage, ob Rußland 
ein Einheitsstaat sei. Die Frage wird unbedingt bejaht, sowohl für das 
Verhältnis zu Kleinrußland und Polen wie dann für das Verhältnis zu 
Finnland. Die Broschüre hat den Zweck, in den jetzigen Kämpfen das 
Material für die Auffassung zusammenzustellen, daß Finnland nur eine 
inkorporierte Provinz mit weitgehender Autonomie innerhalb Rußlands 
sei, und nicht ein (nicht souveräner) Staat und auch nicht ein in Real- 
union mit Rußland verbundener souveräner Staat. Ähnliche Verhältnisse 
aus dem Staatsrecht anderer Staaten werden herangezogen. Die Broschüre 
soll dazu dienen, die Auffassung für das Gesetz vom 30. Juni 1910 zu 
begründen, das bekanntlich eine gemeinsame Gesetzgebung für Rußland 
und Finnland beschloß. Diese durchzuführen, ist jetzt eine allerhöchst 
eingesetzte Kommission für die Systematisierung der finnländischen 
Gesetze unter Vorsitz des Staatsrats N. Korevo tätig. O. H. 

A. V. Florovskij in Odessa veròffentlicht unter dem Titel 
»Novy vzgljad na proischozdenie russkoj prawdy“ (Odessa 1912) eine 
ausführliche Besprechung der beiden Bände von L. K. Goetz ,,Das russische 
Recht“ (28 S.). O. H. 

Seit einiger Zeit erscheint eine vom Ministerium der auswärtigen 
Angelegenheiten herausgegebene und von Baron A. Nolde redigierte 
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Zeitschrift ‚‚Izvöstija Ministerstva Inostrannych Dël“ (Nachrichten 
des Ministeriums der auswärtigen Angelegenheiten), die auch für den 
Historiker von großem Wert sein werden, da sie analog unserer Zeitschrift 
„Das Staatsarchiv‘ die neuen völkerrechtlichen Dokumente veröflent- 
lichen wird. Aber auch historische Arbeiten wird sie bringen, so z. B. 
in Heft 3 eine Arbeit von S. Gorjainov über „Das geheime Ein- 
verständnis in der orientalischen Frage 1844 zwischen Nikolai I. und der 
Großbritannischen Regierung“. O. H. 
In Krakau hat sich ein Komitee zur Feier des 50 jährigen 
Jubiläums des Aufstandes von 1863 gebildet. Das Komitee 
erläßt ein Preisausschreiben für zwei den Aufstand von 1868 
behandelnde populäre Darstellungen. Die eine von ihnen ist für die ge- 
bildeten Kreise bestimmt und soll etwa 25 Druckbogen umfassen. Der 
Preis beträgt 3000 Kr. Ferner ist für eine 5 bis 6 Druckbogen umfassende 
illustrierte Darstellung für das Volk ein Preis von 1000 Kr. ausgesetzt. 
Die Arbeiten müssen bis zum 1. Oktober d. J. an Fr. Rawita- 
Gawronski in Krakau eingesandt werden. C. 
In „Historische Monatsblätter für die Provinz Posen“ 12 S. 70 ff. 
teilt A. S. Mager Posener Drucke in der Universitätsbibliothek zu 
Upsala mit, aus einem Katalog der Upsalaer Universitätsbibliothek, der 
selten geworden ist. Diese Mitteilungen ergänzen den Bericht der Expedi- 
tion der Krakauer Akademie nach Schweden im ,,Przewodnik Biblio- 
graficzny“ (1911, S. 248). O. H. 
Unter dem Titel ,,Oëerk istorii Lifljandii, Estljandii i Kurljandii“ 
(VI u. 296 S.) ist der in dritter Auflage vorliegende ,,GrundriB der Ge- 
schichte Liv-, Esth- und Kurlands“ von Leonid Arbusow in russischer 
Sprache erschienen. Die Gesellschaft für Geschichte und Altertumskunde 
der Ostseeprovinzen Rußlands, die in vorzüglicher Weise freiwillig die 
Aufgaben einer historischen Kommission für diese Lande erfüllt, hat sich 
das Verdienst erworben, diese russische Ausgabe veranstaltet zu haben, 
die die Geschichte der Ostseeprovinzen dem russischen Volke näher bringen 
soll. Arbusow hat selbst daran mitgearbeitet und mancherlei Verände- 
rungen gegen die deutsche Ausgabe vorgenommen. Hinzugefügt ist ein 
chronologisches Verzeichnis der livländischen Bischöfe nach der Auf- 
hebung des Bistums Wenden 1621. Die Übersetzung ist von Dr. Woldemar 
Buck angefertigt worden, der auch Historiker von Fach ist. O. H. 
Studya nad dziejami Śląska (Studien zur Geschichte Schlesiens, 
Olgierd Górka, die Zisterzienser-Abtei Leubus. Veröffentlichung des 
Seminars für polnische Geschichte an der Universität Lemberg unter der 
Redaktion von Prof. Stanisław Zakrzewski, Band I. Lemberg 1911. 231 S. 
Die Arbeit Górkas, mit der die neue historische Publikationsreihe 
in der besten Weise eingeleitet wird, behandelt die Anfänge der Zister- 
zienser-Abtei Leubus, die Lage und den Namen des Ortes, die lokale 
Überlieferung, die von der Forschung sehr beachteten versus lubenses 
(Wattenbach, Mon. Lubensia p.14, Monumenta Pol. hist. III 708), die 
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Epitaphia ducum Slesiae und die Urkunde Herzogs Boleslaws für Leubus von 
4175. In quellenkritischer und sachlich historischer Beziehung sind die Resul- 
tate der eingehenden Untersuchungen des Verfassers recht ergiebig. JP. 

Diözesanarchiv des römisch-katholischen Bistums Kamieniec 
(Przegląd Historiczny 4914, XIII, 125 ff.) Der Geistliche J. Glab 
gibt eine verdienstliche Beschreibung der Bestände des zur Zeit im rômisch- 
katholischen Konsistorium in Zytomir befindlichen bischöflichen Archivs, 
das während der türkischen Herrschaft über Kamieniec Podolski, die von 
1672 bis 1699 gedauert hat, die größten Verluste erlitten hat. Auch bei 
der Rückgabe Podoliens an Polen im Jahre 14699 sollen Akten des bischöf- 
lichen Archivs nach Konstantinopel verschleppt worden sein. Aus der 
früheren Zeit sind u. a. erhalten ein Kopiar bischöflicher Erlasse von 1665 
und Kapitelakten von 1596—1646. Das jetzige Archiv scheidet sich in 
folgende Hauptgruppen: 1. acta episcopalia 1777—1864, 2. Konsistorial- 
bücher 1781—1866, 3. Bücher über Kirchenfonds 1633, 1774—1809, 
4. Dekanatsakten, 5. Kapitelakten, 6. Seminarakten, 7. Verzeichnisse der 
Diözesangeistlichkeit 1835—1865, 8. status animarum 1828—1863, 9. Ur- 
kunden betreffend Klosterfonds 1662—1849, 10. Kanonistische Rechts- 
bücher 1651—1741, 11. Moderne Verfügungen der Staatsverwaltung und 
42. Kirchenbücher des Diözesansprengels in Abschriften. J. P. 

Im Sonderabzug (ohne Bezeichnung von Ort und Datum) liegt uns 
eine Rezension vor von: ,,Monumenta Reformationis Polonicae et Li- 
thuanicae. Zbiór pomników reformacyi kościoła polskiego i litewskiego. 
. Zabytki z wieku XVI — go. Staraniem Synodu Jednoty Ewangelicko — 
Reformowanej Litewskiej. Wilno 1911. Serya I Zeszyt I“, die N. Ljubovič 
in Warschau geschrieben hat. Sie zeigt, daß die Herausgeber die Literatur 
zur Geschichte der Reformationsbewegung in Polen und Litauen nicht 
kennen und dieses Werk, das für die Geschichte des Protestantismus in 
Polen und Litauen hätte unentbehrlich werden können, dilettantisch 
gearbeitet ist. O. H. 

Nr. 3 1912 der Izvestija der Petersburger Akademie der Wissen- 
schaften enthält einen Nachruf auf E. E. Golubins ki von dem Aka- 
demiker W. N. Istrin. 

In Petersburg fand am 29. April (12. Mai) die Doktordisputation 
des Privatdozenten Rozdestvenskij statt. Die Doktordissertation 
führt den Titel ,,Oëerki po istorii sistem narodnago prosvěščenija v Rossii 
v XVIII i XIX vv.“. Offizielle Opponenten waren die Professoren Platonov 
und Šljapkin. 

Im Istoričeskij Vöstnik 1912 III 4145—1148 findet sich ein Nachruf 
für den verstorbenen Rechtshistoriker Zagoskin, ebendort S. 1006—1045 
ein Nachruf für den Feldmarschall D. A. Miljutin. 

In der von H. Fabre unter dem Titel Portraits d’hier herausgegebe- 
nen Sammlung von Biographien sind zu erwähnen die Bakunins von 
A. Dunois und die CÜernyäevskijs von V. Starkov. 

Aus dem 1911 erschienenen Jahrbuch der schwedischen Karls-Gesell- 
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schaft für das Jahr 1910 (Karolinska förbundets årsbok) sind zur Ge- 

schichte des Nordischen Krieges folgende Abhandlungen zu er- 

wähnen: T. J. Petrelli, Några blad ur en rysk dagbok från 1709. 

H. E. Uddgren, Nägot om Karl XII.s ställning till kriget med Rys- 
and och försvaret af Östersjöprovinserna under åren 1702—1706. 

Ang. Quennerstedt, Vid Prut. | 

Per Sörensson, En fransk ambassadörs omdöme om Karl XII. 
En bidrag till konungens karaktäristik. 


A. Stille, De Schirrenska samlingarna till det stora nordiska krigets 
historia. 
C. Hallendorf, Carl Schirren. W. R. 


In seiner Schrift ,,La guerre avec Japon. Déclarations nécessaires.“ 
(Paris, Berger-Levrault 1911. 75 S.) weist Graf Witte die Anklagen 
Kuropatkins gegen ihn zurück und bestreitet, daß er nicht die nötigen 
Geldmittel zur Vorbereitung des Krieges bereitgestellt habe. Im letzten 
Kapitel bespricht er die Schlacht am Jalu und beweist, gestützt auf die 
Protokolle der zu Port Arthur abgehaltenen Beratungen, daß die gegen 
Kuropatkin gerichteten Anklagen begründet waren. W. R. 

Aus der Revue contemporaine 1910, Juni-September ist noch eine 
Publikation von S. Gorjainov nachzutragen: „Le journal d’un frère d’ar- 
mes de Charles XII“. 


Joseph Flach sprach in der Gesellschaft zum Schutze polnischer 
Kunst- und Kulturdenkmäler in Krakau in der Sitzung vom 30. Oktober 
1911 über die dringende Notwendigkeit einer Reform der Verwaltung 
des polnischen Museums in Rapperswil in der Schweiz, das 
bekanntlich auch eine sehr reichhaltige Bibliothek, Hand- 
schriften und Archivalien enthält. J. P. 


Die Bibliothek des Ossolinskischen Instituts in 
Lemberg enthält nach dem letzten Jahresbericht 131 200 Druck- 
werke, 4809 Handschriften, 5278 Autographen, 1667 Urkunden und 
5448 polnische Münzen. J. P. 


WI. Semkowicz berichtete am 4. November 1911 in der Sitzung 
der Herald. Gesellschaft in Lemberg über die Ergeb- 
nisse seiner archivalischen Ermittelungen, die er in Warschau angestellt 
hatte. Von größtem Interesse waren masovische Urkunden, nach denen 
bei gerichtlich zu führenden Adelsbeweisen die Entlastungszeugen nicht 
auf das Kruzifix, sondern auf die Sonne schwören und die zwei Schwur- 
finger gegen das Tagesgestirn erheben mußten. Ein bald abgekommener, 
offenbar auf die heidnische Vorzeit zurückzuführender Brauch. J.P. 

Bronislaw Lozinski (geb. 1848, gest. am 16. Dezember 1914) 
hatte bedeutsame Beiträge geliefert zur Geschichte Galiziens, nament- 
lich in den Jahren seit 1846. Hervorgehoben sei die 1901 erschienene 
Darstellung: Agenor Goluchowski in der ersten Periode seiner Amts- 
tätigkeit 1846—1859. J. P. 
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Die Kais. Akademie der Wiss. in Petersburg hat die 
Errichtung eines neuen Bibliothekgebäudes in Wilna 
beschlossen, um den reichen, bislang in dem alten Gebäude der früheren 
Universität aufbewahrten und gegen Feuersgefahr sowie sonstige Un- 
bilden wenig geschützten Sammlungen an Büchern und Archivalien 
eine gesicherte Unterkunftsstätte zu bereiten. J. P 

Der Geistliche Mańkowski aus Flatow in Westpreußen hielt 
im Februar 1912 auf der Generalversammlung des ,,Towarzystwo Na- 
kowe“ in Thorn auf Grund von Eintragungen in Kirchenbüchern 
einen Vortrag über die Entstehung der topographischen Namen 
in Westpreußen in der Zeit vom 17. bis 19. Jahrh. und über ihren Zusam» 
menhang mit Familiennamen. Der Vortragende unterschied drei Perioden, 
die erste bis 1772, die zweite bis gegen den Anfang des 19. Jahrh. und 
eine dritte im 49. Jahrh. Die zweite Periode war bedingt durch die staat- 
liche Kolonisation, die dritte durch die Gesetzgebung über die Ausein- 
andersetzung der bäuerlichen Untertanen mit den Gutsherrschaften. 

J. P. 

Die Mianowskische Stiftung für wissenschaftliche Ar- 
beiten in Warschau erhielt im Berichtsjahre 1940 gegen 140 000 
Rubel an Legaten. Eine große Zahl historischer Veröffent- 
lichungen wird fortlaufend von der Stiftung gefördert. J. P. 

Der Rektor der Universität Charkov, Professor Doktor der russischen 
Geschichte Dm. Iv. Bagalëj wurde im Herbst 4911 zum Mitglied des 
Reichsrats gewählt, in dem er die Petersburger Akademie der Wissen- 
schaften und die neun russischen Universitäten vertritt. Professor Ba- 
galëj war in den letzten Jahren Mitglied der Chaftkover Stadtduma und 
des Chatkover Komitees der konstitutionell-demokratischen Partei. C. 

E. Cazalas behandelt in „Feuilles d’Histoire du XVII au’XX® 
siècle“ Februar 1912 unter dem Titel ,, Bonaparte au service de la Russie“ 
im Anschluß an Seremet’ev „Bonapart i Russkije v 1789 godu i o Zabo- 
rovskom“‘ die interessante Frage, ob Napoleon in jungen Jahren in russische 
Dienste hat treten wollen. 

Aus dem Jahrgang 25 der ,,Revue d’histoire diplomatique“ sind 
noch zu erwähnen: Voinovich, Alexandre I% jugé par ses con- 
temporains. Une dépêche inédite de Metternich. L. Pingad, 
L'empereur Alexandre I® et la grande duchesse Catherine Paulovna (auf 
Grund des kürzlich veröffentlichten Briefwechsels). La Russie sous 
Paul I® (Denkschrift des Ritters v. Brag an den Kurfürsten von Bayern 
über die inneren Zustände in Rußland im Jahre 1800). 

In der Revue historique Tome 109, Jan.-Febr. 1912, S. 134-145, bringt 
G. Gautier eine eingehende, sehrwillkommene Übersicht über die während 
des Jahres 1910 erschienen Publikationenen zur russischen Geschichte. 

The Edinburgh Review Nr. 439, Januar 1912, S. 190—212, bringt 
auf Grund bekannten Materials eine Darstellung der Beziehungen zwischen 
Rußland und China von 1224—1912. 
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In „The Westminster Review‘ Februar 1912, S. 143—154, widmet 
Stefan Moxon dem verstorbenen Ministerpräsidenten Stolypin einen 
Nachruf. 

In der ‚Revue des études historiques‘ Nov.-Dez. 1911, S. 595 f., 
steht eine Abhandlung von P. Rain ‚Alexandre Ie et les révolutions 
nationales. L’ere des déceptions“, die deswegen bemerkenswert ist, weil 
dem Verf. bisher unbenutztes Material zur Verfügung gestanden hat. 

Der in der „Revue d’histoire diplomatique‘ Jahrg. 26, Nr. 1, Paris 
1912, S. 74—101, von demselben Verf. (P. Rain) erschienene Aufsatz 
„Alexandre I® et la Pologne; un essai de Gouvernement constitutionnel 
(1815—1825) ist auf Grund gedruckter Literatur verfaßt und bietet 
nichts Neues. 
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